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Die Dauer hat Geduld 


Eine Vorbemerkung zum vierten Jahrgang des Europa-Archivs 


Die großen geschichtlichen und persönlichen Gnadenstunden werden 
immer in irgendeiner Form das Erwachen und die Rückkehr zur echten 


Ordnung der Wirklichkeit bedeuten. 


Die erste Aufgabe des Europa-Archivs war es, 
dazu beizutragen, die geistige Blockade zu durch- 
brechen, die bis Kriegsende durch die national- 
sozialistische Zensur, nach dem Zusammenbruch 
durch das völlige Aufhören aller internationalen 
Verbindungen, die Umwälzungen im Publika- 
tionswesen und die Beschränkung des Außenhan- 
dels auf lebenswichtige Einfuhren bestand. Da- 
neben sollte in möglichst gedrängter Form der 
„Hintergrund zu den aktuellen Problemen des 
europäischen Wiederaufbaus durch Zusammen- 
stellung der hauptsächlichsten bis dahin nicht zu- 
gänglichen Daten, Dokumente und Statistiken so- 
wie der wichtigsten Veröffentlichungen vermittelt 
werden. 

Wenn auch diese Aufgabe bei weitem noch 
nicht abgeschlossen und der Anschluß an den 
Wissensstand des Auslandes noch lange nicht er- 
reicht ist, so werden wir in Zukunft doch unser 
Hauptaugenmerk auf die Beschaffung von Unter- 
lagen zu aktuellen Fragen richten können. Schon 
seit Beginn der Zeitschrift war ein vierzehntägiges 
Erscheinen geplant. Wir wollten jedoch erst dann 
zu einer rascheren Erscheinungsfolge übergehen, 
wenn unser Redaktionsbetrieb so weit eingespielt 
war, daß die Sorgfalt der Bearbeitung dabei nicht 
nur im vollen Umfang aufrechterhalten, sondern 
noch gesteigert werden konnte. Dieses Stadium 
erscheint uns nun erreicht. Zum Teil durch die Er- 
leichterung kommerzieller Beziehungen, vor allem 
aber durch.das Zustandekommen eines ausge- 
dehnten internationalen’Austauschverkehrs wurde 
uns eine Fülle neuen Materials erschlossen und 
dadurch die Bearbeitung vieler Themen, um die 
wir uns schon seit langer Zeit bemühen, wesent- 
lich beschleunigt. 
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Alfred Delp 


In dieser Folge beginnen wir nun mit der Ver- 
öffentlichung einer Zugangsliste der wichtigsten 
bei uns eingetroffenen Neuerscheinungen des In- 
und Auslandes, die wir regelmäßig fortführen 
werden. Wir hoffen, dieses Material, soweit’es 
nicht für unsere redaktionelle Arbeit benötigt 
wird, bald im Rahmen eines normalen Leihver- 
kehrs zur Verfügung stellen zu können. Außer- 
dem werden wir die schon bisher üblichen Quel- 
lenverzeichnisse und Quellenhinweise wesentlich 
erweitern und für unsere Bezieher die Möglich- 
keit schaffen, Photokopien jeder der von uns 
herangezogenen Quellen zu erwerben. | 

Ein weiteres seit Beginn der Zeitschrift schwe- 
bendes Problem, für das für den neuen Jahrgang 
eine Lösung gefunden werden konnte, ist die Ge- 
staltung des Besprechungsteils. Um einen wirklich 
umfassenden Überblick über die Neuerscheinun- 
gen und geistigen Strömungen von bleibender Be- 
deutung zu geben, bedarf es eines weitgespann- 
ten Netzes wissenschaftlicher Rezensenten, wie 
es nur in jahrelanger Vorbereitung aufgebaut 
werden kann. Auf der Suche nach geeigneten 
Hilfsmitteln für die Vorbereitung eines solchen 
Besprechungsteils fanden wir etwa vor Jahresfrist 
das internationale geisteswissenschaftliche Lite- 
raturblatt „Erasmus’, das in Brüssel von K.Kollär 
unter Mitwirkung hervorragender Geisteswissen- 
schaftler herausgegeben wird und sich dadurch 
auszeichnet, daß die einzelnen Werke immer von 
einem Rezensenten beurteilt werden, der einer 
anderen Nation angehört als der Autor. 

Nun ist es uns gelungen, eine enge Zusammen- 
arbeit mit der Zeitschrift Erasmus (Pantheon-Ver- 
lag in Brüssel und Freiburg, Schweiz) herbeizu- 
führen, so daß wir unseren Lesern den Bezug auch 
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in Deutschland vermitteln können. (Beziehern des 
Europa-Archivs wird die Zeitschrift zu einem 
Sonderpreis geliefert.) Die Bezugsbedingungen 
sind aus der Anzeige auf der vierten Umschlag- 


‚seite dieser Folge ersichtlich. Da die Zeitschrift 
. Erasmus neben den Buchbesprechungen auch Sam- 


melreferate und große zusammenfassende Litera- 
turübersichten bringen wird, wozu sie durch ihre 
weitreichenden internationalen Verbindungen in 
ganz besonderem Maße geeignet ist, kann das 
Europa-Archiv von der Fortführung des Kultur- 
Archivs in der bisherigen Form absehen. 

Durch die Berichte und Dokumente der ersten 
drei Jahrgänge wurden gleichsam die Grundzüge 
eines Koordinatensystems festgelegt, welches es 
ermöglicht, zwischen den für die gegenwärtige 
europäische Entwicklung bestimmenden Problem- 
kreisen feste Beziehungen herzustellen. Nun wird 
es möglich, einen Schritt weiterzugehen und die- 
sen Problemkreisen selbst durch größere zusam- 
menfassende Abhandlungen näherzukommen. Da- 
für ist in Zukunft ein Abschnitt „Umschau vorge- 
sehen, gleichzeitig soll aber auch die dokumen- 


tarische Seite durch die Abschnitte „Internationale 


Berichte und „Internationale Statistik" noch 
stärker aufgegliedert und erweitert werden. 

Damit rückt nun für uns die Aufgabe an erste 
Stelle, in der wir seit Beginn der Vorarbeiten für 
das Europa-Archiv dessen eigentliches Arbeits- 
gebiet sahen: dieZusammenführungder 
für das Europaproblem aufschluß- 
reichen Informationsquellen. 

Eine solche Zusammenführung ist heute vor 
allem aus zwei Gründen notwendig geworden: 
weil das Europaproblem zum erstenmal in der 
neueren Geschichte auf allen Ebenen des geisti- 
gen, politischen und wirtschaftlichen Lebens zu- 
gleich „aufgebrochen“ ist; dann aber auch, weil 
dieser Vorgang mit der äußeren Zuspitzung einer 
gleichfalls auf allen Ebenen ausgefochtenen Kraft- 
probe zwischen den Vereinigten Staaten und der 
Sowjetunion zusammenfällt und Europa als eines 
der Hauptgebiete dieser Auseinandersetzung Ge- 
fahr läuft, auch in geistiger Hinsicht völlig aufge- 
spalten und auseinandergerissen zu werden. 

Max Picard hat in seinem Buche „Hitler in uns 
selbst‘ darauf hingewiesen, daß ein Hauptübel 
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unserer Zeit in dem Verlust des Gefühls für Kon- 12 f 


tinuität liege. Nur so sind die Erfolge der totali- 
tären Massenbeeinflussung zu erklären. Darin 


' liegt aber auch die Hauptgefahr, man könnte viel- 
leicht sagen die „existentielle Bedrohung” für 


Europa überhaupt. Wird es zu einem geschichts- 
losen Kontinent, so hat es auch jeden Anspruch 
auf eine Sonderstellung in der Welt verloren, die 
ja heute nurmehr aus seinem Reichtum an geisti- 
ger und geschichtlicher Überlieferung begründet 
werden kann. Schlimmer noch: Verlieren wir das 
Gefühl für das stetige Wachstum von Institutionen 
und Überlieferungen, das eine unersetzliche Vor- 
aussetzung jeder Substanzbildung ist, so wird es 
überhaupt nicht möglich sein, ein Bewußtsein der 
geistigen Zusammengehörigkeit in Europa zu er- 
halten oder neu zu schaffen. Noch viel weniger 
werden dann lebensfähige Organe der politischen 
und wirtschaftlichen Zusammenarbeit entstehen 
können, die immer eine lange Wachstumszeit zur 
inneren Festigung brauchen. 

Die notwendige Pflege des Kontinuitätsbewußt- 
seins bedeutet keineswegs ein Historisieren oder 
intellektuelles Distanzgewinnen. Das Bewußtsein 
geschichtlicher Zusammenhänge verträgt sich sehr 
wohl mit einem unbefangenen Blick für die offe- 
nen Möglichkeiten und Zufälligkeiten des Augen- 
blicks. Es schafft jedoch ein tieferes Vertrauen in 
die Zukunft, wie es gerade auf dunklen Strecken 
der geschichtlichen Entwicklung unentbehrlich ist, 
ein Vertrauen, das von den Erfolgsaussichten poli- 
tischer und wirtschaftlicher Pläne unabhängig ist 
und dem Leben in seiner Gesamtheit gilt. Wenn es 
überhaupt einen „archimedischen Punkt‘ gibt, von 
dem aus die alte Welt aus den Angeln gehoben 
und in eine neue Gleichgewichtslage gebracht wer- 
den könnte, dann wird er nur aus dieser zugleich 
geschichtsgebundenen und für die Gegenwart auf- 
geschlossenen Haltung gewonnen werden können. 
Für diese Selbstbefreiung Europas, die auch im 
besten Falle Jahrzehnte vielfältiger geduldiger 
Kleinarbeit beanspruchen wird, konnten wir kei- 
nen besseren Leitspruch finden als den Satz 
Werner Bergengruens, der diesen Zeilen voran- 
steht und der seit den dunklen Jahren, in denen 
er geschrieben wurde, unsere Arbeit begleitet hat: 
„Die Dauer hat Geduld." Co. 
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Die Vorgeschichte des Brüsseler Fünfmächte-Paktes 


Der Ausgangspunkt: das Scheitern der Londoner Außenministerkonferenz 


Oon der „Truman-Doktrin“ zur Londoner 
‚Konferenz 


Der britische Außenminister, Bevin, sagte 
nach der Moskauer Außenministerkonferenz vor- 
aus, das nächste Treffen der vier Großmächte in 
London werde eine der wichtigsten Konferenzen 
der neueren Geschichte werden. Zu diesem Zeit- 
punkt waren die Hoffnungen auf eine baldige Ver- 
ständigung der Großmächte in unterrichteten 
Kreisen schon zu einem fast nur. noch von diplo- 
matischem Zweckoptimismus getragenen Mini- 
mum herabgesunken. Immerhin blieb die Möglich- 
keit einer plötzlichen Richtungsänderung der so- 
wjetischen Politik noch offen. Manche politische 
Beobachter meinten, es könne dadurch von einem 
Tag auf den anderen den Kräften, die auf eine 
dauerhafte Verständigung mit der Sowjetunion 
bedacht waren, neuer Auftrieb gegeben werden, 
um das nun schon seit Monaten völlig blockierte 
Gespräch der Großmächte über die europäische 
Friedensordnung und den Weltfrieden neu in 
Gang zu bringen. 

Ohne Zweifel entsprachen diese noch nicht völ- 
lig aufgegebenen Hoffnungen auf baldige Ver- 
ständigung den innersten Wünschen der breiten 
Massen, die nur in der Erwartung einer langen 
Ruhepause echten Friedens die Leiden und Ent- 
behrungen des zweiten Weltkriegs durchgehalten 
hatten. Die Politik der Großmächte folgt jedoch, 
sosehr auch die einzelnen Politiker den Friedens- 
willen ihrer Völker mitempfinden mögen, ihren 
eigenen Gesetzen, die, wie die Gesetze der mili- 
tärischen Strategie, vor allem Gesetze des Zeit- 
maßes und der Geographie sind. Große Entschei- 
dungen der Politik können, wie die Bewegungen 


1) Vgl. Wilhelm Cornides und Hermann Volle: 
Um den Frieden mit Deutschland, Dokumente zum 
Problem der deutschen Friedensordnung 1941 — 1948. 
Mit einem Bericht über die Londoner Außenminister- 
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großer Truppenmassen, nicht auf unbestimmte 
Zeit in der Schwebe gehalten werden. Es kommt 
der Augenblick, wo sich Einzelentscheidungen 


und Improvisationen, die auch bei vorsichtigstem 


Lavieren nicht zu vermeiden sind, zu einem Netz 
von Festlegungen verdichten, das von keinem 
Menschen mehr zerrissen werden kann. Der 
äußere Akt — Vertragsunterschrift, rhetorische 
Geste oder geheime Abmachung —, der einer sol- 
chen seit langem anlaufenden Entwicklung das 
Siegel der Endgültigkeit aufdrückt, ist in sich 


selbst nahezu bedeutungslos. Dem zurückschauen- 


den Betrachter stellt er sich gleichsam als das Ein- 
tauchen des Fadens vor, der eine seit langem ge- 
sättigte chemische Lösung zur Kristallisation 


bringt. Der vorausschauende Politiker, der nicht % 
weiß, von welcher Hand und zu welcher Zeit der 


letzte Anstoß zur Kristallisation gegeben wird, 
kann nur aus seiner Kenntnis der einzelnen Ele- 
mente der Situation den Augenblick voraussehen, 
von dem ab die Situation reif zur Entscheidung 
sein wird. Der Sand aus dem Stundenglas einer 
geschichtlichen Epoche ist dann abgelaufen, und 
ein neuer Abschnitt beginnt. 

In diesem Sinne bedeutete Bevins oben ange- 
führte Außerung vor der Londoner Konferenz 
eine besonders eindringliche Warnung, daß sich 
die zur Verfügung stehende Zeit für eine Verstän- 
digung im Rahmen der Kriegskoalition der Groß- 
mächte ihrem Ende nähere. 

Das Scheitern der Londoner Außenminister- 
konferenz! im Dezember 1947 vollzog die seit der 
Moskauer Außenministerkonferenz (vgl. Europa- 


| Archiv, Juli 1947, S. 669— 771) kaum mehr ver- 


deckte Spaltung in aller Öffentlichkeit. Der Tren- 


konferenz vom 25. November bis 15. Dezember 1947. 
Dokumente und Berichte des Europa-Archivs, Band 6, 
122 S., Oberursel 1948. 
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von Stettin bis Triest zur machtpolitischen Demar- 
 kationslinie der westlichen und der östlichen Ein- 


richtet wurde. Der Standpunkt der Vereinigten 
taaten war im Verlaufe der Londoner Verhand- 
a völlig klar gemacht worden. Nun mußten 


Churchill teilnahmen. Wie die New York 
'imes am 25. Januar 1948 berichtete, schlug 


nische Volkspartei, als auch die französischen 
ozialisten es für besser hielten, Großbritannien 
NE ie Initiative zu überlassen. 

Am 3. Januar 1948 hielt Ministerpräsident 
Attlee im britischen Rundfunk eine Rede, in 
der er dringend die wirtschaftliche Zusammen- 
. arbeit zwischen dem freien Europa und dem briti- 
' schen Empire empfahl und die Notwendigkeit, 
dieses Gebiet gegen den Kommunismus zu ver- 
aigen, betonte. 

Am 16. Januar 1948 erklärte der neuernannte 
ER Ehe Botschafter in Frankreich, Sir Oliver 


Nach dem Scheitern der Londoner Konferenz 
fiel Bevin in der außenpolitischen Debatte des 
Parlaments, das schon vor Weihnachten auf eine 
An Aussprache gedrängt hatte, am 22. Januar die 
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elegten Caenzen der war nun 


britannien halte nunmehr den Zeteankt für ge 
kommen, um die Führung bei der Schaffung einer 


europäischen Föderation auf der Grundlage der 


Rede Attlees zu übernehmen. Am 20. Januar ließ 
er die französische Regierung wissen, daß Außen- 


minister Bevin am 22. Januar in der außenpoliti- 


schen Debatte des Parlaments das Thema der 
Westeuropäischen Union behandeln werde. Er 


legte dabei der französischen Regierung nahe, in 


Brüssel, im Haag und in Luxemburg den Abschluß 
bilateraler Verträge nach demMuster des britisch- 
französischen Bündnisvertrages von Dünkirchen 
(vgl. Europa-Archiv, Juni 1947, S. 637 u. 638) vor- 
zuschlagen. Gleichzeitigen französischen Presse- 
meldungen zufolge soll auch die Möglichkeit ähn- 
licher Verträge mit Italien, den skandinavischen 
Ländern und Griechenland ins Auge gefaßt wor- 
den sein. Es hieß dazu, Abkommen mit Portugal, 
unter Umständen auch mit Spanien und mit einer 
künftigen deutschen Regierung würden ebenfalls 
in Erwägung gezogen. 


Faßt man die naturgemäß nur spärlichen Mit- 
teilungen über diese ersten Vorbesprechungen zu- 
sammen, so lassen sie mit großer Wahrscheinlich- 
keit darauf schließen, daß in den Wochen nach 


dem Scheitern der Londoner Außenministerkonfe- 


renz in den maßgeblichen britischen und französi- 
schen Kreisen die grundsätzliche Entscheidung zu 


einer Erweiterung des Dünkirchener Paktesinein 


westeuropäisches Paktsystem reifte. Ob man da- 
bei hoffte, aus diesem System den Machtkern der 
oft besprochenen selbständigen „dritten Kraft” 


zwischen den Vereinigten Staaten und der Sowjet- 


union schaffen zu können, oder ob man erkannte, 
daß sich dieses System nur stark an die Vereinig- 
ten Staaten anlehnen und von ihnen abhängig sein 
könne, ist aus den verfügbaren Quellen nicht er- 
sichtlich. Wahrscheinlich gingen die Meinungen 
in diesem Punkte zwischen Winston Chur- 
chill, der bereits in seiner Rede in Fulton (Mis- 
souri) am 5. März 1946 ein britisch-amerikanisches 
Bündnissystem vorgeschlagen hatte, undBevin, 
aber auch zwischen Bidault und seinen soziali- 
stischen Ministerkollegen weit auseinander. 


'Die Rede Bevins vom 22. Januar 1948 
Aufgabe zu, die Ziele der britischen Politik für die 


nun beginnende neue Phase aufzuzeigen. 


Er begann mit einem Rückblick auf die politi- Br | 
schen Konzeptionen der Kriegskonferenzen. Alsı3: 
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sen, führte er SR ge 
A Er Polenin Jalta an. Die britische Regierung 
sei damals ‘der Ansicht gewesen, man habe einen 
$ vernünftigen Ausgleich zwischen den gegensätz- 
EB lichen Ansichten gefunden. In Wirklichkeit habe 


N gangspunkt eines sowjetischen Versuches erwie- 
sen, mit allen verfügbaren Mitteln Osteuropa 


unter kommunistische Kontrolle zu bringen, der 


ausgedehnt werde Bulgarien, Ungarn 


durähblicken, daß man bald weitere Vorstöße an 
_ anderen Orten erwarten könne!. Trotz der immen- 
' „sen Ausdehnung der Sowjetunion von Mittel- 
europa bis zu den Kurilen und Sachalin sei sie 
allem Anschein nach noch immer nicht zufrieden- 
gestellt. Die Entwicklung in Triest zeige einen 
anderen Versuch internationaler Zusammenarbeit 


‚Quelle der Beunruhigung geworden sei. In Grie- 
 chenland herrsce trotz der Intervention der 
Vereinten Nationen nach wie vor eine gefährliche 
| Situation. 
Deutschland stelle eines der schwierigsten 
Probleme dar. Von Jalta nach Potsdam, von den 
Verhandlungen des Viermächtekontrollrats in 
Berlin zu den Deutschlandberatungen der Außen- 
minister und zur Moskauer Konferenz habe die 


‚einer gemeinsamen Politik, sondern zu immer 
schärferen Gegensätzen geführt. Die Moskauer 
Konferenz sei dann in dieser Hinsicht besonders 
aufschlußreich gewesen. Sechs Wochen lang habe 
_ man versucht, eine Arbeitsgrundlage für diese 
Konferenz zu schaffen. Sei eine wirkliche Bereit- 
schaft zur Zusammenarbeit vorhanden gewesen, 
En so ‚habe sich innerhalb einer Woche das gleiche 
‚erreichen lassen. 

Zwischen der Moskauer und der se 
Außenministerkonferenz sei nun der Vorschlag 
Marshalls erfolgt, durch den das ganze 


.1) Bereits um die Jahreswende war die britische Re- 
gierung, wie die meist ausgezeichnet unterrichteten 
Brüder Alsop am 12. März in der New York 
Herald Tribune berichteten, im Besifze gehei- 
mer Informationen, die auf eine bevorstehende innen- 

politische Säuberung in der Tschechoslowakei und auf 
eine Verstärkung des sowjetischen Interesses an engen 
Beziehungen mit Finnland schließen ließen. Die Kette 
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' sich diese Entscheidung von Jalta nur als Aus- 


Grundsätzen: 
nun allem Anschein nach auch auf Westeuropa | 


und Rumänien führte Bevin als weitere Bei-_ 
ae . RR 24% 5 
spiele dieser sowjetischen Politik an. Er ließ 


direktem oder indirektem Wege durch eine M 


in der Nachkriegszeit, aus dem eine beständige 


des Polizeistaates dar, das zum gro 


Entwicklung trotz stärkster Bemühungen nicht zu _ 


iriert rer sei. 
Der Gedanke der europäischen Einigung; 
Bevin fort, und .der Erhaltung Europas als H 


EnE 


heit Europas nicht ohne die Vorherrschaft e a a 


Politik in dieser Hinsicht a auf a 


werden. 
2. Die altmodische Vorstellung vom Geige 
der Kräfte als einem Ziel der Politik s 
wenn möglich, überwunden werden. 
3. An ihre Stelle sollten Zusammenarbeit der 


Staaten treten, um diesen die Möglichkeit” 
geben, sich individuell zu entwickeln. 


Jeder Versuch der Beherrschung Europas at 


werde zu einem anderen Mn führen. 


stelle in diesem Zusammenhang das we. 


Teil von Hitler und Mussolini entwickelt wo 
sei und nun weiterhin ein gefährliches politisd 
Instrument in Europa zu bleiben scheine. 

Großbritannien habe im Einverständnis h 
manchen seiner Nachbarn gehofft, daß nach dem 


- Abschluß der Friedensregelung für Deutschland N 


und Österreich die Kluft zwischen Ost und 2 


habe die britische Regierung die Dr eine 
Weltorganisation an die erste Stelle gestellt i 
Gleichzeitig habe sie eine britisch-sowjetische Al 
lianz zur Sicherung gegen Deutschland 
gen. Zum gleichen Zwecke sollten ähnliche 


der Ereignisse, die zum Sturz der nichtkommunistischen 
Regierungsmehrheit in der Tschechoslowakei, zum Tod 
des tschechoslowakischen Außenministers, Jan Ma- 
saryk, und zum dann allerdings wesentlich gemilder- 
ten sowjetisch- -finnischen Bündnisvertrag vom 6. April 
1948 führte, war daher für die britische Regierung be- 
reits wenige Wochen nach dem Scheitern der Londoner 
Verhandlungen in großen Zügen vorauszusehen. 
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einbarungen zwischen Frankreich und Großbri- 
tannien sowie zwischen Frankreich und der So- 
wjetunion getroffen werden. Über die französisch- 
britischen Vertragsverhandlungen, die schließlich 
zum Vertrag von Dünkirchen geführt hätten, sei 
dieSowjetunion eingehend informiertworden. Sie 


habe auch keine Einwendungen dagegen erhoben. 


In dem gleichen Geiste sei das Europäische Wie- 
deraufbauprogramm für ganz Europa mit Ein- 
schluß der Sowjetunion gedacht gewesen. Diese 
habe sich jedoch in Paris dafür entschieden, lieber 


“ das Risiko eines Westplanes oder einer West- 


union als das einer Durchdringung Osteuropas 
durch die großzügigen Hilfsmaßnahmen der Ver- 
einigten Staaten und der Einbeziehung Europas 
in ein großzügiges System der Zusammenarbeit in 
Kauf zu nehmen. Bevin führte aus: 

„Ich bin weiterhin der Ansicht, daß die Sowjet- 
union glaubte, sie könne Westeuropa durch poli- 
tische Wirren, wirtschaftliches Chaos und sogar 


revolutionäre Methoden ruinieren oder einschüch- 
tern." 


Molotow habe zu Ende der Pariser Verhand- 


lungen ganz offen durchblicken lassen, daß Groß- 


britannien, vor allem aber Frankreich Schlimmes 


. bevorstehe. Ein klarer Beweis für diese Absich- 


ten der Sowjetunion sei die Schaffung des Komin- 
form. 


„Die Zeit ist nun reif für die Konsolidie- 
rung Westeuropas', riefBevin aus und 
fuhr dann wörtlich fort: 

„In diesem Zusammenhang denken wir zunächst 
andas französische Volk. Wie alle alten 


Freunde haben wir von Zeit zu Zeit unsere Mei- 
nungsverschiedenheiten, aber ich zweifle daran, 


‚ob es jemals zuvor in unserer Geschichte soviel 


guten Willen und gegenseitige Hochachtung zwi- 


‚, schen unseren beiden Völkern gegeben hat wie 


heute. Wir haben eine feste Grundlage der Zu- 
sammenarbeit im Vertrag von Dünkirchen, wir 
sind Partner im Europäischen Wiederaufbaupro- 
gramm, und ich möchte das Parlament auch auf die 
nützliche und praktische Arbeit hinweisen, die 


vom britisch-französischen Wirtschaftsausschuß 
‚geleistet wird. Durch diesen Ausschuß ist es uns 


bereits gelungen, uns gegenseitig in unseren wirt- 
schaftlichen Schwierigkeiten zu helfen, obwohl 
zunächst, um die Wahrheit zu sprechen, keiner 
von uns viel hatte, um dem anderen zu helfen. 
Aber es war nützlich, und die geleistete Arbeit er- 
folgte zu einem sehr kritischen Zeitpunkt. Wir 
schlagen im Augenblick keine formelle politische 
Union mit Frankreich vor, wie sie manchmal an- 
geregt worden ist, aber wir werden den möglichst 
engen Kontakt beibehalten und für eine immer 
engere Einheit zwischen den beiden Nationen 
arbeiten. 
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Die Zeit ist gekommen, um Wege und Mittel zu 
finden, um unsere Beziehungen zu den Bene- 
luxländern zu entwickeln. Ich beabsichtige, 
in enger Übereinstimmung mit unserem französi- 
schen Alliierten Besprechungen mit diesen Län- 
dern aufzunehmen. 


Ich habe dem Parlament mitzuteilen, daß unsere 
diplomatischen Vertretungen in Brüssel, im Haag 
und in Luxemburg gestern den Auftrag erhielten, 
solche Besprechungen zusammen mit ihren fran- 
zösischen Kollegen vorzuschlagen. Ich erinnere‘ 
mich daran, daß ich nach der Unterzeichnung des 
Vertrages von Dünkirchen auf meiner Reise nach 
Moskau in Brüssel von einem Korrespondenten 
gefragt wurde: 


‚Wie steht es mit einem Vertrag mit anderen 
Ländern einschließlich Belgiens?’ 


Meine Antwort war — und ich zitiere: 


‚Ich hoffe einen ähnlichen Vertrag mit Belgien 
und allen unseren guten Nachbarn im Westen zu 
unterzeichnen. Die Labour-Regierung wird alles 
tun, um Mißverständnisse zu verhindern, aus 
denen sich eine Aggression ergeben könnte. Sie 
haben unter zwei Kriegen gelitten, Ihr Land ist 
in zwei Kriegen besetzt gewesen, und England hat 
zweimal sehr schwer kämpfen müssen. Großbri- 
tannien ist sich der großen Rolle, die es zu spie- 
len hat, noch bewußt. Es wird alles tun, um einen . 
neuen Konflikt im Westen zu verhindern, oberin 
Deutschland oder anderswo entsteht.‘ 


Ich hoffe, daß daher Verträge mit unseren nähe- 
ren Nachbarn, den Beneluxländern, unterzeichnet 
werden, die dann zusammen mit unserem Vertrag 
mit Frankreich einen wichtigen Kern in Europa 
bilden werden. Dann müssen wir über den Kreis 
unserer unmittelbaren Nachbarn hinausgehen. 
Wir müssen die Frage der Einbeziehung anderer 
historischer Glieder der europäischen Zivilisa- 
tion, einschließlich des neuen Italiens, in diese 
große Konstruktion prüfen. Ihre Teilnahme ist 
letztlich natürlich nicht weniger wichtig als die 
Teilnahme derjenigen Länder, mit denen wir uns, 
wenn auch nur aus geographischen Gründen, zu- 
erst befassen müssen. Wir denken nun an West- 
europa als eine Einheit. Die westeuropäischen 
Nationen haben bereits bei der Pariser Konferenz, 
die sich mit dem Marshall-Plan befaßt, ihr Ver- 
mögen, schnell und wirksam zusammenzuarbei- 
ten, gezeigt. Das ist ein gutes Zeichen für die 
Zukunft. Wir werden alles tun, um sowohl den 
Geist als auch den Mechanismus der Zusammen- 
arbeit zu fördern ... Wenn wir den Frieden und 


. gleichzeitig unsere eigene Sicherheit bewahren 


wollen, so kann dies nur durch die Mobilisierung 
einer moralischen und materiellen Kraft ge- 
schehen, die im Westen Vertrauen und Willens- 
kraft schafft und anderwärts Achtung hervorruft. 
Dies bedeutet, daß Großbritannien nicht außer- 
halb Europas stehen und seine Probleme als völ- 
lig getrennt von denen seiner europäischen Nach- 
barn betrachten kann... 
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t ‚ ! Br EM 4 Fe Kr 
Nun möchte ich zu dem Thema der Organisa- 
tion für die We stunion (Western Union) 
zurückkehren. Dies ist die richtige Bezeichnung. 
Ich möchte unterstreichen, daß ich nicht allein an 
Europa.als geographischen Begriff denke. Europa 
hat seinen Einfluß in der ganzen Welt ausgedehnt, 
und wir müssen daher unser Blickfeld erweitern. 
An erster Stelle lenken wir unser Augenmerk auf 
Afrika, wo wir große Verantwortungen mit Süd- 
afrika, Frankreich, Belgien und Portugal teilen, 
weiterhin in gleicher Weise auf alle überseeischen 
Gebiete, insbesondere in Südostasien, mit denen 
die Niederlande eng verbunden sind. Die Organi- 
sation Westeuropas muß wirtschaftlich geschützt 
sein. Dies bedingt die möglichst enge Zusammen- 
arbeit mit dem Commonwealth und mit übersee- 
- ischen Gebieten, nicht nur mit den britischen, son- 
dern auch den französischen, niederländischen, 
belgischen und portugiesischen. 3 
- Diese überseeischen Gebiete sind große Roh- 
stoffproduzenten. Ihr Lebensstandard entwickelt 
sich rasch und ist sehr entwicklungsfähig. Sie 
haben Rohstoffe, Lebensmittel und sonstige Hilfs- 
quellen, deren Auswertung für die Bevölkerung 
dieser Gebiete, für Europa und für die Welt als 
Ganzes große Vorteile bringen kann. Die an- 
deren beiden großen Weltmächte, die Vereinigten 
Staaten und die Sowjetunion, haben unerhörte 
Kraftqueilen. Mit ihnen braucht in dieser Hinsicht 
kein Konflikt zu entstehen. Soll Westeuropa seine 
Zahlungsbilanz ausgleichen, soll ein Geldgleich- 
gewicht entstehen, so ist es von entscheidender 
Bedeutung, daß dieseHilfsquellen entwickelt wer- 
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Vorgeschichte des Brüsseler Fünfmächte-Pakts. s 


den und daß sich der Güteraustausch in korrekter 


' und anständiger Form vollzieht. 


Bevin schloß, nachdem er mehrere Einzelprobleme 
noch eingehender behandelt hatte, mit den Worten: 


. „Zum Abschluß möchte ich sagen, daßsich dieRe- 
gierung Seiner Majestät um eine engere Konsoli- 
dierung und wirtschaftliche Entwicklung und 
schließlich um die geistige Einheit ganz Europas 
bemüht hat. Wie ich jedoch bereits festgestellt 
habe, stehen wir in Osteuropa vor einem Fait 


accompli. Niemandem steht es dort frei, nah 


seinem eigenen freien Willen zu reden, zu den- 


ken oder Handels- oder andere Beziehungen auf- 7 


zunehmen. Die Souveränität der osteuropäischen 
Nationen ist beeinträchtigt (handicapped). Und 
der Westen? Weder wir noch die Vereinigten 
Staaten noch Frankreich können das Problem 
Westeuropa auf einer solchen Grundlage an- 
packen. Dies verträgt sich nicht mit dem Geist der 
westlichen Zivilisation, und wenn wir einen Or- 
ganismus im Westen haben wollen, so muß es 


eine geistige Union sein. Wenn auch ohne Zweifel = 


Verträge oder zumindest Übereinkünfte (under- 
standings) notwendig sind, so muß die Union 
doch in erster Linie eine Fusion sein, die aus den 
grundlegenden Freiheiten und ethischen Prinzi- 
pien erwächst, zu denen wir alle stehen. Sie 
muß auf völliger Gleichberechtigung beruhen und 
alle die Elemente der Freiheit enthalten, zu denen _ 
wir stehen. Sie kann nicht in einer starren These 
oder Direktive niedergelegt werden. Sie ist mehr 
eine Bruderschaft als ein starres System.“ 


Die Hauptprobleme der Paktverhandlungen 


Im Verlauf der Parlamentsdebatte, die sich im 
Anschluß an die Rede Bevins vom 22. Januar 
1948 mit dem Projekt einer Westunion befaßte, 
meinte der Abgeordnete Hutchison, man 
könne bei der Rede des Außenministers eigentlich 
noch nicht von einem Plan sprechen, sondern erst 
von dem Versprechen eines Planes. In der Welt- 
presse wurde auf die Rede Bevins oft als auf den 
„Bevin-Plan'' Bezug genommen. Eine nähere Be- 
trachtung seiner Ausführungen bestätigt aber die 
Feststellung seines parlamentarischen Kritikers: 
Bevin deutete in seiner Rede nur die allgemeine 
Richtung an, in der sich nun nach dem Scheitern 
der Londoner Außenministerkonferenz die bri- 
tische Europapolitik bewegen müsse. Erst im Ver- 
lauf der diplomatischen Vorverhandlungen zum 
Brüsseler Pakt, auf die wir in der nächsten Folge 
des Europa-Archivs eingehen, traten die einzelnen 
Probleme deutlicher hervor, die in Bevins Ausfüh- 
+ rungen angedeutet, aberkeineswegs gelöst wurden. 
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Die Freund-Feind-Unterscheidung 


Bevin skizzierte in seiner Rede ein System 
bilateraler Verträge mit den westeuropäischen 
Staaten nach dem Muster des britisch-französi- 
schen Bündnisvertrages von Dünkirchen vom 
4.März 1947. Dieser Pakt ist eindeutig auf den 
Fall abgestellt, „daß Deutschland eine Angriffs- 
politik einschlägt oder irgendwelche Initiative er- 
greift, die eine solche Politik möglich macht” (Ar- 
tikel 1. Vgl. den Text in Europa-Archiv, Juni 1947, 
S. 637 u. 638). Die internationale Lage nach dem 
Scheitern der Londoner Konferenz wie auch die 
Ausführungen Bevins selbst ließen aber keinen 
Zweifel darüber, daß dem zu schaffenden Ver- 
tragssystem eine wesentlich größere Aufgabe ge- 
stellt war, wenn es einen wirklichen Schutz be- 
deuten sollte. Sagte doch Bevin ausdrücklich: 

„Ich denke, es ist völlig klar, daß der Fortschritt 
des Kommunismus rücksichtslos in jedem Land 
betrieben wird. Wir haben das Spiel in Polen, 
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mänien beobachten können. Auf Grund der uns zur 
Verfügung stehenden Informationen ist es mög- 
lich, daß auch an anderer Stelle weitere Versuche 
i unternommen werden. Das Kernproblem ist daher 
‚nicht einfach die Organisation Polens oder irgend- 
eines anderen Landes, sondern die Kontrolle Ost- 
‚europas durch die Sowjetunion, die ihre Grenzen 
le facto bis Stettin, Triest und die Elbe vorge- 
‚schoben hat.‘ 


Wenn also nun hinter Deutschland nach briti- 


‚des Friedens auftauchte, wie mußte dann die For- 
 mulierung des Dünkirchener Vertrages abge- 


„Wenn wir uns um diese Erholung Deutsch- 
© lands bemühen, so müssen wir doch zu jeder Zeit 
an jene Länder denken, die unter Deutschlands 
u Aggression gelitten haben, und nicht etwa die Er- 

_  holung Deutschlands vor die Erholung seiner 
"Opfer stellen. Diese Linie werden wir auch weiter- 


hin einhalten." 
Die Neue Zürcher Zeitung vom 10. Fe- 
 bruar 1948 weist auf dieses Problem hin und 
schreibt im Zusammenhang mit der ersten Füh- 
lungnahme Großbritanniens, Frankreichs und der 
| Beneluzländer: 


„Die Beneluxstaaten haben England und Frank- 
reich genötigt, sich schlüssig zu werden, welche 

Rolle Deutschland in der Westunion spielen soll. 
Sie sehen den Augenblick kommen, in dem eine 
Beteiligung Deutschlands als Verbündeter in der 
-  Westunion begrüßt werden würde, verweisen auf 
die prominente Rolle, die Deutschland bereits im 
' Rahmen des Marshall-Plans zugedacht ist, und 
wollen in einem westeuropäischen Allianzsystem 
keine ausgesprochen gegen Deutschland gerich- 
tete Spitze einbauen, deren Note Deutschland 


 mächte beim Wort zu nehmen und sich in ein geg- 
 nerisches Lager zu begeben. Es sind klare Über- 
legungen, die auch maßgebende englische Politi- 
ker anstellen und die, wenn man so will, bereits 
der Züricher Rede von Churchill zugrunde lagen. 
Bevin aber denkt zweifellos anders. Abgesehen 
davon, daß er auf Frankreich Rücksicht nimmt 
und die Blockbildung in dem erwähnten Sinne 
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Bulgarien und an und in letzter Zeit in Ru- u 


eines Tages geradezu zwingen könnte, die West- 


Ba Kurs Bee werden kann, so 
daß es sich England leisten kann, Deutschland a 


Gegner und gleichzeitig als Verbündeten zu be- Gr 


handeln.“ 

Unter diesem Gesichtspunkt scheinen auch die e 
Deutschlandbesprechungen geführt worden zu 
sein, die in der Zeit vom 23. Februar bis zum 
6. März 1948 in London zwischen den Vertretern 
der Vereinigten Staaten, Frankreichs und des 
Vereinigten Königreichs unter Hinzuziehung von 
Vertretern der Beneluxländer stattfanden. Auf 
dieser Konferenz wurde zum erstenmal aner- 
kannt, daß die westlichen Regierungen ihre Ver- 
antwortlichkeit in Westdeutschland gemeinsam 
tragen. Es wurde ferner beschlossen, Pläne für ein 


gemeinsames Handeln aufzustellen. Die zu Be 


ginn der Konferenz recht erheblichen Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen Frankreich und den 
Beneluxländern auf der einen und zwischen 
Frankreich und Großbritannien auf der anderen 
Seite konnten beträchtlich vermindert werden. 
Dieses Ergebnis kam ziemlich überraschend, da 
die britisch-amerikanischen Besatzungsmächte die 
„Frankfurter Dokumente‘, die die Wirtschafts- 
verwaltung in den Vereinigten Zonen neu ordne- 
ten, veröffentlicht hatten, ohne sich gemäß frühe- 
ren Versprechen vorher mit Frankreich zu be- 
raten. 

Freilich sollte es dann weitere drei Monate 
dauern, bis im Londoner Schlußkommunique vom 
6. März 1948 genauere Richtlinien für die Behand- 
lung Deutschlands durch die westlichen Alliierten 
veröffentlicht wurden (vgl. Europa-Archiv, Mai 
1948, S. 1349). Noch das ganze Jahr 1948 sollte 
verstreichen, ohne daß die Londoner Richtlinien 
lebensvolle Gestalt in Deutschland gewonnen 
hätten. Die besondere Problematik der Deutsch- 
landpolitik der Westmächte, die von der Notwen- 
digkeit einer wirtschaftlichen Erholung Deutsch- 
lands ausgeht, ohne sein politisches Erstarken 
wünschen zu können, mag die Langsamkeit dieser 
Entwicklung verursacht haben. 

Mit besonderer Deutlichkeit zeigte sich dieses 
Dilemma der westeuropäischen Haltung gegen- 
über Deutschland in der vielbeachteten Rede, die 
General de Gaulle am 9.März 1948 in Com- 
piegne hielt. Dieser faßte es in wenigen Sätzen 
sehr klar zusammen: 

„Unserer Auffassung nach sollte das Schicksal 
Deutschlands, soweit es von Großbritannien, den 


Vereinigten Staaten und Frankreich abhängt, in 
solcher Weise geregelt werden, daß das deutsche 
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Volk an der westlichen Gruppierung (groupe- 
_ ment occidental) teilnehmen kann. Wir Franzosen 


wissen sehr wohl, daß dieses Volk, das heute so 


_ schwer für die jahrhundertelangen Attentate be- 


zahlen muß, deren Instrument es war, in dem wir 
aber einen integralen Bestandteil Europas erken- 
nen, ein Ziel, eine Rolle, eine Hoffnung braucht, 
und wir rufen es nach dem Westen, wie einst das 
Christentum und Karl der Große. 


Wir wissen aber auch, daß es keine Union für 


- das alte Europa geben kann, wenn Deutschland 


sich dort noch als eine mögliche Bedrohung zeigt. 


. Jede Regelung der deutschen Frage, die direkt 


oder indirekt zur Wiedererrichtung (ä recon- 
stituer) des Reiches führen würde, wäre daher 


eine schlechte Regelung. Es wäre unverzeihlich, 


wenn wir sie unterschreiben würden. Dazu letzten 
Endes beizutragen, indem wir die Pfänder aus der 
Hand geben, die wir heute halten, wäre unent- 
schuldbar. Die deutschen Staaten, deren jeder 


seinen Charakter, seine Institutionen und seine 


Regierung hat und die sich nach ihrem Belieben 
föderativ zusammenschließen, werden dagegen 
ihren natürlichen Platz in der Gruppierung der 
übrigen europäischen Staaten finden. Das gleiche 
gilt für Osterreich. Die Ruhr wird sich diesem 
Rahmen einfügen. Es liegt an Frankreich, das 
durch so viele nationale Wunden und oft auch 
durch von außen geführte Intrigen von Jahrhun- 
dert zu Jahrhundert in Gegensatz zu den Deut- 
schen gebracht wurde, das aber durch viele 
Gründe, vor allem wirtschaftlicher Natur, zu einer 


. Annäherung gerufen wird — vorausgesetzt, daß 


dafür strikte Bedingungen vorliegen —, an diesem 
Frankreich also liegt es, sich an die Spitze dieser 
Umwandlung zu stellen. 


Die Auffassung der Beneluxländer formulierte 
der belgische Ministerpräsident und Außenmini- 
ster, Spaak, in einem Interview_mit dem Ob - 
server am 14.Februar 1948 sehr deutlich. Sei- 
ner Ansicht nach ist die Westunion nur dann 
arbeitsfähig, wenn sie sich auf eine gemeinsame 
Politik gegenüber Deutschland und auf koordi- 
nierte wirtschaftliche Ziele gründet. In den politi- 
schen Fragen neigen die Beneluxländer der fran- 
zösischen Auffassung zu und fordern eine inter- 
nationale Kontrolle der Ruhrindustrie und eine 
dezentralisierte föderalistische deutsche Verfas- 
sung. In den wirtschaftlichen Fragen sind die 
Beneluxländer mit Großbritannien darin einig, 
daß Westdeutschland als eine lebensfähige Ein- 
heit wiederhergestellt werden muß, ohne die rus- 
sische Zustimmung abzuwarten. 

Die Teilnehmer an den Paktverhandlungen 
mußten sich nun vor allem über die Rangord- 
nung der Gesichtspunkte klarwerden. 
Sollte der politischen und militärischen Sicherheit 
gegen die Sowjetunion der Vorrang gegenüber 
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der Sicherung vor deutschen Angriffshandlungen 
eingeräumt werden? Sollte die wirtschaftliche Er- 
holung Deutschlands den Erfordernissen der mili- 
tärischen und politischen Sicherung vorgezogen 
werden? Sollte die wirtschaftliche Vorrangstel- 
lung der Siegerstaaten und der Neutralen des 
zweiten Weltkriegs gegenüber Deutschland auf- 
rechterhalten bleiben? 


Betrafen alle diese Fragen die künftige Haltung 
gegenüber einem potentiellen Gegner, sei es nun 
Deutschland oder die Sowjetunion, so war da- 
neben auch noch die Stellung des größten poten- 
tiellen Verbündeten und Garanten der Westunion, 
die Stellung der Vereinigten Staaten, zu klären. 
Sollte und konnte die Westunion den Vereinigten 
Staaten gegenüber eine unabhängige Stellung 
einnehmen, oder war das ganze Paktsystem auf 
einer förmlichen Garantie der Ver- 
einigten Staaten aufzubauen? 


Auch diese Fragen mußten bei den Paktver- 
handlungen erwogen werden, wenn daraus ein 
auf lange Sicht tragbares, also auch unter ver- 
änderten politischen Verhältnissen wirksames In- 
strument werden sollte. Vor allem in den Bene- 
luxländern war die Erinnerung an den Vertrag 
von Locarno noch lebendig, den Belgien 1925 
unterzeichnet hatte, um den Status quo zwischen 
Deutschland und Frankreich zu sichern, der aber 
später ganz andere Gesichtspunkte eröffnete, als 
Frankreich gegen Deutschland gerichtete Bünd- 
nisse in Osteuropa einging. 


Die „Dritte Kraft“: Illusion oder Ausweg? 


So drängte die auf der Londoner Konferenz 
vollzogene offene Spaltung zwischen der Sowjet- 
union und den Vereinigten Staaten alle Länder, 
die sich im Spannungsfeld zwischen den beiden 
Großmächten befanden, auf eine klare und ein- 
deutige Stellungnahme für das westliche oder das 
östliche Lager. Den Völkern Osteuropas war diese 
Entscheidung bereits durch den Gang der Ereig- 
nisse abgenommen worden. In Westeuropa lehnte 
sich nicht nur das Friedensbedürfnis der breiten 
Massen, sondern auch der politische Instinkt der 
fortschrittlichen Intelligenz gegen eine solche ein- 
seitige Festlegung auf. Aus dem Wunsch, einen 
mittleren Kurs zwischen den beiden Weltmäch- 
ten zu steuern, entstand im Herbst 1947 das 
Schlagwort von der „Dritten Kraft“, das in den 
folgenden Monaten vielfach diskutiert wurde und 
seither nicht wieder aus dem politischen Vokabu- 
lar verschwunden ist. (Auf die Debatte um den 
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Begriff der „Dritten Kraft‘ wird an anderer Stelle 
näher einzugehen sein.) = 

In Großbritannien waren es vor allem Kreise 
der Labour Party, «als deren Hauptorgan der 


‘New Statesman and Nation anzuspre- 


chen ist, die eine solche bewußte Politik der „Drit- 


ten Kraft'' befürworteten. Außenminister Bevin 


erfuhr von dieser Seite vielfach heftige Kritik, 
weil er sich zu stark ins amerikanische Fahr- 
wasser treiben lasse. Auf konservativer Seite be- 
trieb Winston Churchillmit steigendem Nach- 


- druck eine Aktion für eine Föderation Europas, 


die nach manchen vorbereitenden Erklärungen in 
seiner Züricher Rede am 19. September 1946 in 
den konkreten Vorschlag der Bildung eines Euro- 
päischen Rates (Council of Europe) mündete. 


- Gab Churchill auch in seiner Züricher Rede noch 


der Hoffnung Ausdruck, Großbritannien, das 
britische Commonwealth, das mächtige Amerika 
und die Sowjetunion würden Freunde und Paten 
dieses neuen Europas werden, so war er doch be- 
reits seit seiner Rede in Fulton, Missouri, als 
Vorkämpfer einer britisch-amerikanischen Allianz 


bekannt. Im Januar 1947 stellte sich Churchill an 


die Spitze eines britischen Komitees für ein ge- 
einigtes Europa, aus dem im Mai das United 


Europe Movement hervorging. Gemeinsam mit , 


der Union europäischer Föderalisten 
Europ&eenne des Fed£ralistes = UEF), 


(Union 
die ihren 


“ großen Kongreß im August 1947 in Montreux 


abhielt, dem Conseil Frangais pour l’Europe 
Unie unter der Führung Herriots und der Unab- 


 hängigen Liga für europäische Zusammenarbeit 


unter der Führung des früheren belgischen 


. Ministerpräsidenten Van Zeeland schuf die 


Aktionsgruppe Churcills im Dezember 1947 
einen Internationalen Ausschuß der Bewegungen 


für europäische Einigung. Dieser Ausschuß be- 


schloß die Einberufung eines großen Kongresses 
europäischer Föderalisten nach dem Haag für 
Mai 1948 (vgl. Europa-Archiv, Juni/Juli 1948, S. 


 1442—1446). 
So sah sich die britische Regierung von seiten " 


der Oppositionspartei wie von seiten der Regie- 
rungspartei zur Befürwortung eines engeren 
europäischen Zusammenschlusses gedrängt. Ein 
Zusammenmünden der beiden Strömungen schien 
nicht ausgeschlossen. Die Internationale Gesell- 
schaft für die Vereinigten Sozialistischen Staaten 


von Europa, eine Gruppe, die von der britischen 


unabhängigen Labour Party gefördert wurde, und 
die Europäische Parlamentarische Union, ein im 
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Kalergi gegründetes Organ, beschlossen, sih am 
Haager Kongreß zu beteiligen. Die britische Sek- 
tion der letztgenannten Union stellte am 12.März 
1948 im britischen Parlament einen Antrag auf 


Bildung einer politischen Union in Westeuropa. 


Es zeigte sich jedoch bald, daß Bevins Äuße- 


rungen vom 22. Januar 1948 über eine geplante 


Westunion nicht als ein Einschwenken der offi- 
ziellen britischen Politik in die Marschrichtung der 
verschiedenen föderalistischen Bewegungen ge- 


deutet werden durften. Schon die Schlußwendung 


in seiner Rede, die Union müsse mehr eine gei- 


stige Bruderschaft als ein starres System sein, ließ 
eine sehr bedeutsame Vorsicht gegenüber allen 
Plänen einer baldigen Föderation erkennen. Noch 


deutlicher wurde diese Zurückhaltung der amt- 
lichen britischen Politik, als die Labour-Regierung 


erklärte, es sei für sie nicht wünschenswert, offi- 
ziell zu dem geplanten Haager Kongreß Stellung 


zu nehmen, und diese Aufgabe dem Exekutiv- 


ausschuß der Labour Party zuwies. Für diesen 
erklärte Emanel Shinwell, 
der Labour Executive, am 10. Februar auf eine 
Anfrage Churchills: 


„Die Sache der europäischen Einigung ist viel 


zu wichtig, um unrepräsentativen Interessegrup- 


pen (unrepresentative interests) anvertraut zu. 
und die vorgeschlagene Zusammen- 
setzung des Kongresses scheint uns Raum für 


werden, 


Einsprüche zu geben, besonders da die Zahl 
der privaten Teilnehmer, die durch ein unbekann- 


der Vorsitzende 


tes Verfahren gewählt werden, dem Kongreß 


jeden repräsentativen Charakter nimmt." 

Am 27. Februar besagte zwar eine vom Exeku- 
tivausschuß der Labour Party gebilligte Erklä- 
rung: 


„Die erforderliche Neuorientierung des natio- 
nalen Denkens kann nicht aufrechterhalten wer- 
den, wenn die europäische Einheit nicht als ein 
dynamisches neues Ideal dargestellt wird. Eine 
öffentliche Erklärung des Glaubens an die euro- 
päische Einheit würde als eine Herausforderung 
an den latenten Idealismus der Massen, der so 


lange desillusioniert und mit Verzweiflung ge- 


nährt wurde, und als ein ständiger Ansporn zur 
internationalen Aktion für die Politiker dienen.“ 
Auf einer Tagung der sozialistischen Parteien 


der Marshallplan-Länder, die am 21. und 22. März 
1948 in Selsdon bei London stattfand, wurde je- 
doch, nachdem die Vertreter der Labour Party 
ihren Standpunkt dargelegt hatten, einstimmig 
beschlossen, daß die sozialistischen Parteien dem 
Haager Kongreß fernbleiben sollten. „Das Ideal 
der Einigung Europas kann nur vor der Korrup- 
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im Schlußkommunique der Tagung. 

Am 9. März traten Gewerkschaftsvertreter von 
dreizehn Teilnehmerländern des Marshall-Plans 
mit Vertretern der amerikanischen Gewerk- 

: ' schaftsverbände AFL (American Federation of 

Labor) und CIO (Congress of Industrial Organisa- 

tion) in London zusammen, um über den Marshall- 

_ Plan zu beraten. Das Schlußkommuniqu& dieser 

: Tagung wies entschieden jede Politik, „die den 

Osten gegen den Westen aufmarschieren läßt“, 

zurück. 

Lassen diese Einwände gegen die europäischen 
. Einigungsbewegungen auf die Befürchtung schlie- 
ßen, daß der Sozialismus von den Veranstaltern 

- des Haager Kongresses überspielt werden könnte, 

. so ließ die Unterhausdebatte über das Verteidi- 

 gungsprogramm der britischen Regierung Erwä- 
gungen sichtbar werden, die wohl in noch stärke- 

rem Maße als alle ideologischen Erwägungen die 
britische Europapolitik bestimmen. Wohl stellte 
der Verteidigungsminister, A. V. Alexander, 

- bei der Einbringung des Verteidigungsbudgets 

am 1.März 1948 fest: 

>72 „Wir geben uns Illusionen hin, wenn wir glau- 

' ben, daß eine engere Integration Westeuropas, 
‘die wir alle wünschen, in die Tat umgesetzt wer- 

- den kann, wenn sich Großbritannien nicht ent- 


_ schlossen zeigt. Großbritannien muß den Willen 
zeigen, stark zu sein." 


Gleichzeitig betonte Alexander jedoch, der wirt- 
schaftliche Wiederaufbau Großbritanniens müsse 
_ den Vorrang vor den militärischen Erfordernissen 

erhalten. 


Das gebilligte Budget für die britische Verteidi- 

gung sah dementsprechend eine Herabsetzung der 

_ britischen Streitkräfte auf den niedrigsten Stand 
seit dem Jahre 1939 vor. 

War schon die britische Regierung nicht gewillt 

- — und wohl auch nicht in der Lage —, die Bestre- 

bungen zu einer Föderation Europas als einer un- 

_ abhängigen „Dritten Kraft‘ zu unterstützen, so 

sah sich die französische Regierung zu noch 

viel größerer Vorsicht genötigt. Auch General 

‘de Gaulle, der in der bereits-erwähnten Rede 

von Compiegne ein glänzendes Bild des Zusam- 

menschlusses von 250 Millionen Menschen und 

der vereinigten Wirtschaftskräfte von Europa und 

_ Übersee zeichnete, mußte im gleichen Atem- 


_ zug die Ausdehnung der amerikanischen Wirt-. 


schaftshilfe auf militärisches Gebiet fordern. 
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Äh es isten ante Spitze der Be- 
ing für seine Verwirklichung setzen‘, hieß 


Sprach er auch von einer Gruppierung, deren 


Lebensadern die Nordsee, der Rhein und das Mit- 


Atlantiks der tonangebende Partner sein werde. 


telmeer sein würden, so konnte er doch keine 
Zweifel darüber lassen, wer in der geforderten 
Zusammenarbeit zwischen den beiden Küstendes 


Keine der beiden möglichen Führungsmädhte 
der Westunion war also, für sich allein genom- 
men, in der Lage, einem westeuropäischen Zu- 


sammenschluß die nötige machtpolitische Siche- 
rung zu geben. Wie sah es nun mit den anderen 


möglichen Teilnehmern einer westeuropäischen 
Gruppierung aus? 


Die möglichen Vertragspartner ii 


Je nach der Rangordnung der Probleme, die von = 
Großbritannien und den Beneluxländern gleih- 
sam als dem „inneren Kreis” der Westunion auf- 
gestellt wurde, ergaben sich verschiedene Ge- 
sichtspunkte und Möglichkeiten für die Erweite- 
rung des Vertragssystems. In Frage kamen für 


eine solche Erweiterung neben den skandinavi- 


schen Ländern vor allem Italien, Griechenland 


und die Türkei sowie Portugal und Spanien. 


Die skandinavischen Länder waren _ 


nach dem zweiten Weltkrieg wieder weitgehend 


in die Bahnen ihrer traditionellen Neutralitäts- 


politik zurückgekehrt (vgl. „Der Hohe Norden im e e 


politischen Weltbild der Gegenwart“ 


Beratungen und als Mitglieder des Europäischen 


Wirtschaftsrates (OEEC) eng mit‘ dem Europä- 
ischen Wiederaufbauprogramm verflochten. Bevin 
nannte keinen in seiner Rede vom 22. Januar. Es E 
kam Großbritannien wohl auch weniger auf eine 


Aufgabe der Neutralitätspolitik der nordischen 
Länder als auf die Schaffung eines möglichst star- 
ken westeuropäischen Machtkerns an, wie er 
schon rein geographisch gesehen in einem Zu- 
sammenschluß Großbritanniens und Frankreichs 
mit den Beneluxländern liegt. Ein engerer Zu- 
sammenschluß mit den skandinavischen Ländern 
oder zumindest mit Norwegen mußte allerdings 
in dem Maße an Bedeutung gewinnen, in dem die 
politisch-militärische Sicherung gegen die Sowjet- 
union gegenüber den Zielen einer vorwiegend 
wirtschaftlichen Stabilisierung den Vorrang ge- 
wann. Die Zurückhaltung der skandinavischen 
Länder gegenüber dieser Seite der Bevin-Rede 
vom 22. Januar kam allerdings unmißverständ- 
lich zum Ausdruck. 
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Der schwedische Außenminister, Oesten 


Unde&n, erklärte bei der Eröffnung der außen- 
politischen Debatte des Reichstages am 4. Februar 
1948, Schweden werde weder an einer militäri- 
schen Allianz oder einem Abkommen noch an 
irgendeinem politischen Block teilnehmen. Er wie- 


_ derholte die Erklärungen vom 22. Oktober 1945, 


daß Schweden im Falle einer Spaltung der Groß- 
mächte in zwei Lager versuchen werde, neutral zu 
bleiben. Die nordische Zusammenarbeit falle je- 
doch nicht unter diese Erklärung, da es sich um 
eine regionale Gruppe im Sinne der Charta der 
Vereinten Nationen handle. Auch die Pariser 
Konferenz der Marshallplan-Länder falle nicht 
unter diese Definition, da alle europäischen Natio- 
nen die Teilnahme offenstehe. 

Am 6. Februar erklärte Unden, Schweden 
sei bereit, am „Bevin-Plan" teilzunehmen, wenn 
es sich hierbei hauptsächlich um die Zusammen- 
arbeit der westeuropäischen Nationen auf der 
Grundlage des Marshall-Planes handle. Zu seiner 
Rede vom 4.Februar, in der er die Neutralität 
‚Schwedens betonte, sagte er, daß er damit keine 
Zurückweisung des „Bevin-Planes" als solchen 
gemeint habe. Es sei sein Eindruck, daß dieser 
Plan in erster Linie wirtschaftliche Fragen be- 
treffe. 

Am 30. Januar erklärte der dänische Mini- 
sterpräsident, Hedtoft, in einer Rundfunk- 
ansprache, sein Land werde sich weder einem 
westeuropäischen noch einem osteuropäischen 
Block anschließen. Am 4. Februar erklärte er 
weiter: 

„Meiner Ansicht nach hat weder die Teilnahme 
Dänemarks an einer nordischen Zusammenarbeit 
noch eine Teilnahme am europäischen Wieder- 


aufbau durch den Marshall-Plan irgend etwas mit 
militärischen oder politischen Blocks zu tun.“ 


Am 2. März wandte sich der dänische Verteidi- 
gungsminister, Rasmus Hansen, gegen die von 
sowjetischer Seite erhobenen Behauptungen über 
ein Militärbündnis der skandinavischen Staaten 
mit Großbritannien und den Vereinigten Staaten. 
Die dänische Regierung lehnte diese sowjetischen 
Behauptungen kategorisch ab. 

Im Verlauf der Debatte zur Thronrede imnor- 
wegischen Storting äußerte sich Außenmini- 
sterLange am 11.Februar 1948 über den „Bevin- 
Plan". Er betonte, der schwedische Außenmini- 
'ster habe nicht im Namen der nordischen Länder 
gesprochen, wie vielfach angenommen worden 
sei. Daß Norwegen dem „Bevin-Plan' großes 
Interesse schenkte, geht schon daraus hervor, daß 
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sich der norwegische Botschafter in London mit 
dem britischen Außenministerium in Verbindung 
setzte, um sich nähere Aufklärungen über den 
Inhalt des Planes zu beschaffen. Außenminister 
Lange erklärte zu der Rede Bevins, „daß es sich 
nicht um einen festumrissenen Plan handelt, 
sondern nur um einen Ideenentwurf“. Konkret 
ausgeformt sei nur der Vorschlag über französisch- 
britische Verhandlungen mit den Beneluxstaaten. 

„Wir gehören in erster Linie zu Westeuropa, 
sowohl auf Grund unserer geographischen Lage 
als auch der Struktur unseres gesamten Wiirt- 
schaftslebens. Dies darf aber Norwegen nicht 
hindern, gute und vertrauensvolle Beziehungen 
zu den Ländern Osteuropas aufrechtzuerhalten.” 

Der Präsident des Auswärtigen Ausschusses 
des norwegischen Parlaments, der Sozialdemo- 
krat Wold, erklärte, wenn sich die Außenmini- 
ster Schwedens und Dänemarks dahin geäußert 
hätten, ihre Länder wollten sich weder einem 
West- noch einem Ostblock anschließen, so müsse 
Norwegen vorerst noch abwarten, ob der „Bevin- 
Plan‘ überhaupt die Bildung eines Westblocks be- 
zwecke. Von Neutralität zu reden, sei eine Vogel- 
Strauß-Politik. AlleNorweger wünschten eine Ver- 
wicklung in einen eventuellen neuen Krieg zu 
vermeiden, was aber nach seiner, Wolds, Ansicht 
sehr schwer durchzuführen sein werde. 

Während Schweden und Dänemark den Vor- 
schlägen Bevins wegen ihrer über die wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkte hinausgehenden Tragweite 
ablehnend gegenüberstanden und Norwegen eine 
abwartende Haltung einnahm, erklärte der is- 
ländische Ministerpräsident, Stefanson, 
am 5. Februar 1948, er könne die Einstellung der 
skandinavischen Länder in der Frage der Zusam- 
menarbeit mit Westeuropa nicht teilen. Island ge- 
höre auch als nordisches Land zu Westeuropa. 

Am 23. und 24. Februar 1948 traten die Außen- 
minister und Handelsminister Dänemarks, Schwe- 
dens, Norwegens und Islands in Oslo zu Be- 
ratungen zusammen. In dem abschließenden Kom- 
muniqu& hieß es: 

„Die Minister erörterten die Teilnahme ihrer 
Länder an der europäischen Zusammenarbeit in 
Zusammenhang mit dem Marshall-Plan. Sie kamen 
überein, daß sie die gleichen Ansichten über die 
Probleme, die der Marshall-Plan zu lösen sucht, 
teilen und daß die erfolgreiche Anwendung des 


Planes von entscheidender Bedeutung für den 
europäischen Wiederaufbau sein werde.“ 


Die Westunion wurde nicht erwähnt. 
Wesentliche Fortschritte wurden hingegen in 
der interskandinavischen Zusam- 
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 menarbeit erzielt, sowohl auf wirtschaft- 
 lichem als auch auf politisch-militärischem Gebiet. 
Im gleichen Kommunigue wurde die unverzüg- 
liche Einsetzung eines gemeinsamen nordischen 
Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
bekanntgegeben. Die Bildung eines solchen Aus- 
schusses, der sich insbesondere mit Fragen einer 
nordischen Zollunion zu befassen hatte, war be- 
_ reits auf der skandinavischen Außenminister- 
konferenz in Kopenhagen am 27. und 28. August 
1947 beschlossen worden. Der Ausschuß trat erst- 
'malig am 24. April 1948 und später am 2. Juni, 
beide Male in Kopenhagen, zusammen. 


Noch wesentlich unklarer war das Verhältnis 
des „inneren Kreises’ der Westunion zu Ita- 
lien, das gerade erst mit der Ratifizierung seines 
Friedensvertrages aus dem Kreise der Feind- 
staaten herausgetreten war. Noch nicht zu den 
Vereinten Nationen zugelassen, durch Rüstungs- 
beschränkungen und die noch ausstehende Rege- 

‚ lung seines Kolonialbesitzes in seiner Souveräni- 
tät beschränkt und durch innenpolitische Ausein- 
andersetzungen stark beunruhigt, mußte Italien 
zunächst in wirtschaftlicher und politischer Hin- 
sicht mehr als eine Belastung denn als wirkliche 

Stütze eines Paktsystems erscheinen. Seine stra- 
 tegische Stellung im Mittelmeergebiet gab ihm 
‚ allerdings eine nicht zu umgehende Position für 

den Fall einer Ausdehnung der Paktverhandlun- 
gen auf strategisches Gebiet. 


Zwei Tage nach seiner Rede vom 22. Januar 
1948 hatte Außenminister Bevin eine, längere 
Unterredung mit dem italienischen Botschafter in 
London, Herzog Tomaso Ga llarati Scotti. 
Dabei wurde nach einer Meldung der New York 
Times vom 26. Januar von italienischer Seite 
der Wunsch geäußert, einer wirtschaftlichen Union 
Westeuropas beizutreten. Italien könne jedoch 
an einem militärischen Abkommen nicht teilneh- 

"men. Neben den ungelegenen militärischen Vor- 
bereitungen würden auch die Bedingungen des 
Friedensvertrages Italien das Eingehen einer sol- 
chen Verpflichtung nicht gestatten. Am 27. Januar 
erklärte der italienische Ministerpräsident, de 
Gasperi, anläßlich einer Unterredung mit dem 
Führer der Linkssozialisten, Pietro Nenni, die 
italienische Regierung werde keine Bindungen 
hinsichtlich der Vorschläge Bevins unternehmen, 
ohne vorher das Parlament zu befragen. 


Griechenland und die Türkei waren 
durch die von Präsident Truman am 12. März 1947 
verkündete Sicherheitsgarantie bereits unmittel- 
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bar mit dem Verteidigungssystem der Vereinig- 
ten Staaten verknüpft und damit in dieser Hin- 
sicht einen Schritt weiter als Großbritannien, 
Frankreich und die Beneluxländer. 


Die Unterhausrede Bevins mit dem Projekt 
einer Westeuropäischen Union rief jedoch ein 
starkes Interesse der griechischen Regierung her- 
vor. Am 12. März 1948 gab ein Sprecher des grie- 
chischen Außenministeriums bekannt, Griechen- 


land werde die Möglichkeit eines Beitritts zum 
Westpakt sorgfältig prüfen. Die Erklärung ließ 


jedoch durchblicken, daß Griechenland nicht sicher 
sei, ob die am Brüsseler Vertrag beteiligten Län- 
der einen solchen Beitritt begrüßen würden. Der 


Manchester Guardian vom 17. März 
schrieb in diesem Zusammenhang, Antikommu- - 


nismus allein sei keine genügende Qualifikation 


für die Mitgliedschaft in der Westeuropäischen 


Union. Inwieweit der griechische Außenminister, 


Tsaldaris, anläßlich der CEEC-Tagung Mitte 


März 1948 in Paris seine beabsichtigte Sondierung 
über eine Ausweitung des Brüsseler Paktes auf 
Griechenland und die Türkei verwirklicht hat, ist 
nicht bekanntgeworden. 


Wenige Tage vor Beginn der Konferenz der 


sechzehn Nationen in Paris hatte der türkische 
Außenminister, Sadak, Besprechungen mit 
Außenminister Bevin. Ein am 12. März 1948 in 
London veröffentlichtes Kommunique erklärte, 
daß beide Minister die enge zwischen ihren Län- 
dern bestehende Freundschaft bestätigten und daß 
Großbritannien und die Türkei weiterhin auf der 
Grundlage des Vertrages von 1939 zur Erhaltung 
guter Beziehungen und des Weltfriedens mitein- 
ander arbeiten werden. 


Während der CEEC-Konferenz in Paris erklärte. 


der türkische Außenminister Pressevertretern 
gegenüber, er halte den Beitritt der Türkei zum 
Brüsseler Pakt nicht für zweckmäßig. Dagegen 
sprach er sich am 27. März 1948 in Genf für die 
Bildung einer Union im östlichen Mittelmeer als 
Ergänzung zur Westeuropäischen Union aus. Die- 
ser Plan hat wohl die britischen Erwägungen her- 
vorgerufen, ob nicht eine den gesamten Mittel- 
meerraum umfassende Union, an der auch Italien 
und möglicherweise später auch Spanien teilneh- 
men sollten, die günstigste Form der Brüsseler 
Union sei. 2 
Über die künftige Stellung Spaniens in 
Europa fanden nach einem Bericht des Obser- 
ver vom 28. Dezember 1947 schon während der 
Londoner Außenministerkonferenz im Dezember 
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1947 private amerikanisch-britisch-französische 


Besprechungen statt. Man sei sich einig gewesen, 
daß Spanien nicht auf unbestimmte Zeit wirt- 
schaftlich von Westeuropa abgeschlossen werden 


. könne, in seiner gegenwärtigen politischen Kon- 
 zeption jedoch jede westeuropäische Gemeinschaft 
stören werde. 


Eine Anfrage im britischen Unterhaus nach der 
Unterzeichnung des Fünfmächtevertrages, ob bei 
den Brüsseler Verhandlungen eine Einbeziehung 


Spaniens in die Westeuropäische Union vorge- 


schlagen worden -sei, wurde von Staatssekretär 
Mayhew verneint. 
Soweit es sich um wirtschaftliche und er 


Erwägungen handelt, ist die Ablehnung "einer 
Teilnahme Spaniens am Europäischen Wiederauf- 


bauprogramm und einer Einbeziehung in die 


_ _Westeuropäische Union durchaus verständlich. 


Wieweit jedoch strategische Gesichtspunkte diese 


* ablehnende Haltung zu ändern vermögen, bleibt 
abzuwarten. 


Eine eindeutige Stellungnahme Portugals 


zur Frage der Westeuropäischen Union ist nicht 
_ erfolgt. Portugal fühlt sich stark mit Spanien ver- 


bunden und hat verschiedentlich für eine Einbe- 
ziehung Spaniens in den Marshall-Plan plädiert. 


_ Andererseits ist es seit Jahrhunderten eng mit 


Großbritannien verbunden und Mitglied der Ver- 
einten Nationen und Teilnehmerland des Mar- 
shall-Plans, im Augenblick allerdings weder wirt- 
schaftlich noch politisch oder militärisch von be- 
sonderer Bedeutung. Für den „inneren Kreis’ der 
Westunion bei einer erweiterten Union — mög- 
licherweise über den Atlantik hinaus — werden 
aber auch hier strategische Gesichtspunkte mög- 
licherweise zu einer geänderten Beurteilung füh- 


ren. Die Vereinigten Staaten haben sich auch wei- 


terhin die Benutzung eines Flugstützpunktes auf 
den Azoren gesichert. 

Die Entschlossenheit der Schweiz, ihre Neu- 
tralität unter allen Umständen zu wahren, wurde 
auch durch die Rede Bevins nicht beeinträchtigt. 
Außenminister Petitpierre betonte in seiner 
Rede vom 1.März 1948 vor allem die positiven 
Aussichten der unabänderlichen und undiskutab- 
len schweizerischen Neutralitätspolitik. 


Militärpakt, politischer Vertrag 
oder Wirtschaftsunion? 

Waren einmal Art und Rangordnung der in 
die Paktverhandlungen einzubeziehenden - Pro- 
bleme festgelegt und der Kreis der möglichen 
Partner abgesteckt, so blieb als mehr formelles 
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-tes zu bestimmen. 4 


Problems noch der Charakter des Pal ti 


Nach den Ausführungen Bevins vom 22. Januar 
1948 zu schließen, dachte die britische Regierung 
zunächst an ein System zweiseitiger 
militärischer Beistandsverpflich-. 
tungen. Auf Grund des bereits bestehenden 
britisch-französischen Bündnisses sollten nun mit 
möglichst vielen europäischen Ländern bilaterale 
Verteidigungsabkommen getroffen werden. 


Sowohl Frankreich wie vor allem die Benelux- 
länder wünschten jedoch eine Erweiterung der 
Vereinbarungen durch entsprechende wirt- 
schaftliche Übereinkommen. Auf 
französischer Seite wies vor allem die dem Außen- 
ministerium nahestehende Zeitung Le Monde 
darauf hin, daß Bevin in seiner Rede besonders 
die politisch-militärischen Aspekte betont habe, 
ohne von einer Europäischen Wirtschaftsunion 
zu sprechen. Auch aus den Reaktionen der Bene- 
luxländer auf die Bevin-Rede war eine starke 
Betonung der Notwendigkeit enger wirtschaft- 
licher Bindungen herauszuhören. Außerdem gaben 
die Beneluxländer klar zu erkennen, daß sie eine 
engere Zusammenarbeit mit Großbritannien und 
Frankreich zusammen, nicht aber auf dem Wege 
bilateraler Vereinbarungen mit diesen beiden 
Ländern, wünschten. Nur wenn sich die beiden 
großen Nationen einig seien, könnten andere 
kleine europäische Länder in das System einbe- 
zogen werden. 

Die Erörterung der wirtschaftlichen Probleme 
im Rahmen des geplanten Paktsystems wurde von 
vornherein dadurch beeinträchtigt, daß die gleich- 
zeitigen Verhandlungen über das Europäische 
Wiederaufbauprogramm die Schaffung eines ge- 
meinsamen europäischen Wirtschaftsgremiums 
der Marshallplan-Länder vorsahen. Eine Ausdeh- 
nung der Paktverhandlungen zwischen Großbri- 
tannien, Frankreich und den Beneluxländern auf 
wirtschaftliches Gebiet hätte praktisch ein Kon-. 
kurrenzunternehmen der Kommission für wirt- 
schaftliche europäische Zusammenarbeit (CEEC), 
deren zweite Vollversammlung für den 15. März 
1948 vorgesehen war (vgl. Europa-Archiv, Mai1948, 
S. 1306—1310), geschaffen. Wären aber Groß-: 
britannien, Frankreich und die Beneluxländer 
einzeln oder gemeinsam in der Pariser Organi- 
sation der Marshallplan-Länder für einen enge- 
ren wirtschaftlichen Zusammenschluß West- 
europas eingetreten, so hätte eine solche politi- 
sche Beeinflussung unter Umständen zur Störung 


Europa-Archiv/5.Januar 1949 


“ 


"Auch die rehued er übersee- 


 ischen Besitzungen in die Paktverhand- 


lungen hätte wohl eine wesentliche Erschwerung- 
des Verhandlungsganges mit sich gebracht, sobald 


man konkret auf die Fragen der gemeinsamen 
wirtschaftlichen Erschließung dieser Gebiete ein- 
gegangen wäre. Im Februar 1948 fand allerdings 
in Paris eine britisch-französische Konferenz über 
Fragen der Entwicklung der westafrikanischen 
Kolonialgebiete statt, nach deren Beendigung der 
britische Schatzkanzler, Sir Stafford Cripps, 


am 20. Februar erklärte, Frankreich und Groß-. 


britannien sollten als ausgleichendes Element zwi- 
schen den Vereinigten Staaten und der Sowjet- 
union einen europäisch-afrikanischen Wirtschafts- 


block schaffen. Von zielbewußten Bestrebungen, 


1 


die von Bevin skizzierte Konzeption einer engen 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit bei der Erschlie- 
Bung der Kolonialgebiete Großbritanniens, Frank- 
reichs und der Beneluxländer zu verwirklichen, 
kann jedoch nicht gesprochen werden. 


Die Frage einer Wirtschaftsunion schied daher 


schon während der Vorverhandlungen als kon- 
. kretes Problem aus. Die politische Konzeption 
. einer „Dritten Kraft‘ konnte aus den bereits vor- 


her beschriebenen Gründen gleichfalls nicht zum 


Zentralilhema der Verhandlungen werden. So 
blieb also der Gedanke eines Militärpaktes zwi- 
schen Großbritannien, Frankreich und den Bene- 
luxländern als die eigentliche Substanz der weit- 
gespannten Ausführungen Bevins vom 22. Januar 
1948 bestehen. 


Militärische Verhandlungen dieser Art waren 
freilich nur sinnvoll, wenn sie auf Billigung und 
aktive Unterstützung von seiten der Vereinigten 
Staaten rechnen konnten. Gestützt von der Mili- 
tärmacht der Vereinigten Staaten konnte ein Bei- 
standspakt Großbritanniens, Frankreichs und der 
Beneluxländer zur politischen Ergänzung und 
zum eigentlichen Machtkern des wirtschaftlichen 
Hilfsprogramms der Vereinigten Staaten werden. 
Ohne eine solche Stütze war der Pakt sinnlos. 


SokamalsoderHaltungderVereinig- 
ten Staaten gegenüber den Paktverhandlun- 
gen entscheidende Bedeutung zu. Der Staatssekre- 
tär im amerikanischen Außenministerium, Robert 
A. Lovett, bezeichnete in einer Pressekonfe- 
renz am 3. März 1948 die Westeuropäische Union 
als eine in erster Linie europäische Angelegen- 


heit. Aus diesem Grunde würden die Vereinigten 
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Staaten an der geplanten Brüsseler Konferenz 
nicht teilnehmen. Ehe der Ausgang dieser Konfe- 
renz bekannt sei, würden sie sich auch nicht fest- 
legen. Am 7. März wurde ein vorläufiger Bericht = 


des Herter-Ausschusses über Großbritannien ver- 


öffentlicht, der sich sehr positiv zu den Vorsshlä- 
gen Bevins stellte. Es hieß darin, die im Europä- 
ischen Wiederaufbauprogramm vorgesehene wirt- 


schaftliche Zusammenarbeit der westeuropäischen 
Länder könne nur erreicht werden, wenn gleich-- 


zeitig auch eine politische Zusammenarbeit statt- 


finde und eine feste Allianz zu Verein 
zwecken entstehe. 5 
Wesentlich offener als die amerikanische Ran 


gierung äußerte sich die kanadische Re- = 


gierung zu den Paktverhandlungen. 

Am 20. Januar 1948 erklärte der damalige Mini- 
sterpräsident, W. L. Mackenzie eh in 
einer Rede in Ottawa: i 

„solange der Kommunismus eine Bedrohung 


der freien Welt bleibt, ist es für die Verteidigung 
‘der Freiheit erforderlich, eine ausreichende a 
tärische Stärke auf der Seite der Freiheit zu 


haben und den Grad der Einheit unter den freien 
Nationen sicherzustellen, der die Gewähr dafür 
bietet, daß sie nicht vernichtet werden können.“ 
Am Tage der Unterzeichnung des Brüsseler 
Vertrages, am 17. März 1948, erklärte er im i 
Unterhaus: = 


„Dieser Pakt ist weit mehr als eine Allianz der 


alten Art. Er ist bis zu einem gewissen Grade die 


Verwirklichung des Gedankens der kollektiven 


Sicherheit durch ein Abkommen, das mit der 
Charta der Vereinten Nationen 
steht... Die kanadische Regierung hat die inter- 
nationalen Ereignisse der letzten Zeit genau be- 
obachtet. Die Völker aller freien Länder dürfen 


gewiß sein, daß Kanada überall dort seinen vollen Fe 
Beitrag leisten wird, wo es sich darum handelt, 


der Konzeption eines wirksamen Systems der kol- 
lektiven Sicherheit durch die Entwicklung regio- 
naler Pakte unter der Charta der Vereinten Natio- 
nen Gewicht zu verleihen." 


Am Tage darauf wurde von amtlicher Seite in. 


Ottawa erklärt, Kanada sei bereit, im Falle der = 


Ausdehnung des Brüsseler Paktes auf andere 
Nationen dem Vertrag beizutreten. In diesem 
Zusammenhang wurde darauf hingewiesen, daß 
sich der Begriff eines regionalen Abkommens nicht 
auf Europa zu beschränken brauche, sondern auf 
alle freienDemokratien ausgedehnt werdenkönne. 


Wilhelm Cornides und Hermann Volle. 
(In der nächsten Folge wird über den Abschluß des 
Brüsseler Paktes und die sich daran anschließenden Ver- 


handlungen über eine Westeuropäische Union bis Ende 
1948 berichtet werden.) 
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in Einklang 


INTERNATIONALE BERICHTE 


‘4. JAHR = 


5, JANUAR 1949 1. FOLGE 


Die wirtschaftlichen Aussichten 
der Marshallplan-Länder für 1949 


! 
Kapitel 9 des Berichts des OEEC an die Administration für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
über den ersten Jahresplan, 1. Juli 1948 bis 30. Juni 1949 


Am 30. Dezember 1948 billigte der Europäische Wirtschaftsrat (OEEC) in Paris den 
zweiten Jahresbericht für 1949/50. Der Bericht stellt kein endgültiges Dokument dar, das 
die nationalen Pläne koordiniert, sondern gibt die einzelnen Länderberichtezusammengefaßt 
wieder. Die Gesamtsumme der in Aussicht genommenen Hilfeleistungen soll sich danach 
auf 4,347 Milliarden Dollar belaufen, während für den ersten Jahresplan 4,875 Milliarden 
Dollar bewilligt worden waren. 

Über die weiteren Aussichten dieses Planes bemerkte Sonderbotschafter Harriman 
am 6. Januar 1949, er sehe keine Schwierigkeiten für die Billigung dieser Zahlen durch 
den 81. Kongreß. 

Wesentlich problematischer als die Billigung der Jahrespläne gestalten sich die Ver- 
handlungen über den langfristigen Vierjahresplan der Marshallplan-Länder, der eigentlich 
schon am 15. November 1948 hätte abgeschlossen und nach Washington übermittelt werden 
sollen. Es wurde jedoch nur ein Interimsbericht zur Vorlage an die Administration fertig- 
gestellt. In diesem Stadium gewinnen die Voraussagen für 1948/49 eine besondere Bedeu- 
tung, die im ersten Jahresplan des OEEC für die Wirtschaftsentwicklung der Marshallplan- 
Länder gemacht wurden. 

Nachdem wir in der letzten Folge die Grundgedanken und die großen Ziele des ersten 
Jahresplanes 1948/49 veröffentlicht haben (vgl.Europa-Archiv, Dezember 1948, S.1720—1724), 
bringen wir nun den Wortlaut der Länderberichte — Kapitel 9 des ersten Jahresplanes — 


W. 
In x 


in eigener Übersetzung. 


Abriß der Lage jedes Mitgliedlandes in ihren 
wichtigsten Grundzügen für 1948/49 


Vorbemerkung: 


164. Es dürfte angebracht sein, für jedes Land 
einen Abriß der Grundzüge zu geben, die für seine 
Wirtschaft im Jahre 1948/49 bestimmend sind. 
Dieses Kapitel gibt einen kurzen Überblick über 
die Einfuhr- und Ausfuhrlage einschließlich aller 
neuen Beziehungen, die etwa noch in der Entwick- 
lung begriffen sind, ferner über das gesamte Gold- 
und Dollardefizit, die Fortschritte in Erzeugung 
und Verbrauch, die intereuropäische Gläubiger- 
oder Schuldnerlage und die Finanzlage im Inne- 
ren, soweit Informationen hierüber vorliegen. 
Dieses Kapitel soll keinen Versuch darstellen, 
eine vollständige Analyse der Lage jedes einzel- 
nen Landes zu geben. 


Österreich 


165. Das Gold- und Dollardefizit steigt von 
200 Millionen Dollar im Jahre 1947 auf 217 Mil- 
lionen Dollar im Jahre 1948/49. Diese letztere 
Summe wird vollständig aufgewogen durch die er- 
wartete ERP-Zuteilung in Höhe von 217 Millionen 
Dollar. Die Steigerung ist auf erhöhte Dollarein- 
fuhren (237 Millionen gegenüber 225 Millionen 
für 1947) und auf erhöhte Frachtkosten (22 Mil- 
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lionen Dollar für 1948/49, während dieser Posten 
1947 ausfiel) zurückzuführen. Dieser Wandel spie- 
gelt das wachsende Tempo der Dollareinfuhren 
wider, das durch die Hilfslieferungen der Ver- 
einigten Staaten jetzt ermöglicht wird, eine über- 
aus wichtige Voraussetzung für das Wiederauf- 
bauprogramm Österreichs. 1948/49 werden unsicht- 
bare Eingänge in Höhe von 12,8 Millionen Dollar 
einschließlich einer Summe von 12,6 Millionen 
Dollar in Form einer Sonderunterstützung (Ein- 
gänge für Besatzungskosten) eine weitere wesent- 
liche Erhöhung des Dollardefizits verhindern. 


166. Die Gesamteinfuhr wird 1948/49 eine Höhe 
von 481 Millionen Dollar gegenüber 328 Millio- 
nen Dollar im Jahre 1947 erreichen. Innerhalb 
dieses erhöhten Programms wird jedoch eine be- 
deutende Veränderung in bezug auf die Zusam- 
mensetzung eintreten — 38°/o der Gesamtmenge 
werden aufEinfuhren aus anderenMitgliedstaaten 
entfallen gegenüber einem Prozentsatz von 30/0 
im Jahre 1947 und 44°/o auf die westliche Hemi- 
sphäre gegenüber 58°), im Jahre 1947. Für. die 
Gesamtausfuhr rechnet man mit einer Steigerung 
auf 186 Millionen Dollar für 1948/49 gegenüber 
91 Millionen Dollar im Jahr 1947. Diese verteilt 
sich auf die anderen Mitgliedstaaten und die west- 
liche Hemisphäre in demselben Verhältnis wie 
bisher, nämlich zu 71 beziehungsweise 8°/o. Diese 
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nwicklung. von Einfuhr und Ausfuhr enthält die 


ersten Anzeichen für die wirtschaftliche Gesun- 


dung Österreichs. 
167. In der Produktion wichtiger Güter werden 
folgende Steigerungen eintreten: 


In tausend metrischen 


Tonnen 

1947 1948/49 
Brotgetreide . 485 So) 
Futtergetreide 377 490 
ZuUKeL ne RE 28 44 
Stidestoffdüngemittel. Be 41 62 
Kohle \ ! 3017 3268 
Rohstahl 370 650 
Nadelschnittholz 1600 1501 


(in tausend Kubikmetern) 


168. Auch im Verbrauch ist eine Zunahme fest- 
zustellen, ein “Anzeichen für die verbesserte Ver- 
sorgung in bestimmten Kategorien menschlicher 
Bedarfsgüter und für die gesteigerte industrielle 
und landwirtschaftliche Tätigkeit: 


In tausend metrischen 


Tonnen 

1947 1948/49 
Brotgetreide 1046 1252 
Futtergetreide ß 377 525 
Rettenund Ole r7r.. x... 3 105 
2 SE 20 25 
Zucker 97, BETEN 56 138 
Kohle 5030 9288 
Fertigstahl 206 330 
Baumwolle . . 11,4 23,6 
Nadelschnittholz 898 1187 


(in tausend Kubikmetern) 


169. Österreich befindet sich gegenüber allen 
anderen Mitgliedstaaten und ihren Überseegebie- 
ten in Schuldnerstellung mit einer Nettoschuld in 
Höhe von 63,5 ‚Millionen Dollar, die der Summe 
entspricht, die ihm im Rahmen des Zahlungsaus- 
gleichsplans zur Verfügung steht. 


Belgien und Luxemburg 


170. Das gesamte Gold- und Dollardefizit er- 
höht sich auf 407,8 Millionen Dollar im Jahr 
1948/49 gegenüber 103 Millionen Dollar im Jahr 
1947. Man wird daher trotz der Verwendung der 
ERP-Hilfe in Höhe von 250 Millionen Dollar auf 
die belgischen Reserven zurückgreifen müssen, 
um das restliche Defizit zu decken. 


171. In der Einfuhr tritt für 1948/49 eine Ge- 


samterhöhung auf 1765 Millionen Dollar gegen- 
über 1705 Millionen Dollar für 1947 ein. Innerhalb 
dieser Gesamtsumme ergeben sich eine gering- 
fügige Steigerung des auf die anderen Mitglied- 
staaten entfallenden Anteils — von 48°/o im Jahr 
1947 auf 49°/o im Jahr 1948/49 — und ein Ab- 
sinken von 41°/o auf 35% des auf die westliche 
Hemisphäre entfallenden Anteils an der Gesamt- 
einfuhr. 
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ei a 1948/49 des Eure Wirtschaftsrats | 


172. Für die Gesamtausfuhr (ausschließlich der 
Ausfuhr nach den belgischen Überseegebieten) er- 
gibt sich eine Erhöhung auf 1535 Millionen Dol- 
lar für 1948/49 gegenüber 1368 Millionen Dollar 


für 1947. Der Anteil der Mitgliedstaaten an der 


Gesamtausfuhr fällt von 73°%o auf 69°/o, und der 


Anteil der westlichen Hemisphäre steigt von 13%/o. 


auf 15°/o. 


173. In der Erzeugung bestimmter Produkte 


zeigt sich ein beträchtlicher Aufschwung: 


In tausend metrischen 


Tonnen 
£ 1947 1948/49 
Brotgetreide g 240 475 
Bettezung Ole, m 2% 35 2 
Zucker Be 130 220 
Rohstahl 4 534 7150 
Kohle : 25 241 30 155 
davon Hüttenkoks 3 360 4 440 


174. Auch im Verbrauch wichtiger Rohstoffe 
tritt eine wesentliche Verbesserung ein: 


In tausend metrischen 


Tonnen 
1947 1948/49 
Futtergetreide 1 037 1 538 
Rohöl 224 291 
Treiböl 265 452 
Kohle 30 770 " 31 269 
Fertigstahl 1 646 1840 
Baumwolle SE 93 97 
Nadelschnittholz 668 1.036 


175. Belgien ist inder Gesamtberechnung gegen- 


über den anderen Mitgliedstaaten ein reines 


Gläubigerland und stellt für den intereuropäischen 


Zahlungsausgleichsplan einen Zuschuß in belgi- 


schen Franken im Werte von 207,5 Millionen 


Dollar. 

Belgisch-Kongo bildet für 1948/49 mit seinen 
gegenwärtigen. Investitionsgütern eine bedeu- 
tende Quelle wichtiger Erzeugnisse, ohne aus- 
wärtige finanzielle Hilfe in Anspruch zu nehmen. 

Die Ausfuhrerzeugung Belgisch-Kongos beträgt 
im einzelnen!: 


In tausend metrischen 


Tonnen 

Ole, verschiedene 132,6 
Getreideerzeugnisse zweiter 

Vo tee: 20 
Nutzholz EEE 140 (Raumtonnen) 
Baumwolle RT A 33 
Kupfer er 150 
ZINN re ae 16 
Diamanten 6500000 Karat 


Diese Erzeugnisse werden über den belgischen 
oder den Kongohandel verteilt. 


1) Art und Qualität dieser verschiedenen Waren 
stimmen mit den entsprechenden Bezeichnungen im 
belgischen Einfuhrprogramm nicht überein. 
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Dänemark 


marks belief sich 1947 auf 85,6 Millionen Dollar. 
Dem Programm für 1948/49 wird ein angenomme- 
' Dollardefizit von 110 Millionen Dollar! Zzu- 
runde gelegt, das dem Betrag der ERP-Hilfe ent- 
icht, mit dem Dänemark rechnet. 

177. Dollarimporte steigen von 136 Millionen 
Dollar auf 187 Millionen Dollar. Das ist hauptsäch- 
ch auf eine gesteigerte Einfuhr der Futtermittel 
Rohstoffe zurückzuführen, die für die volle 
snutzung der Erzeugungskapazität von Land- 
tschaft und Industrie ‚wesentlich sind, sowie 
 Investitionsgütern, die für die Entwicklung 
er dänischen Wirtschaft im Sinne einer gestei- 
nn urnge und Produktivität 


en Dollar gegenüber 27 Millionen Dollar im 
r 1947 gerechnet. 
3. Die Gesamteinfuhr wird von 575 Millionen 


auf re Mitgliedstaaten und ihre Übersee- 
je entfällt, wird 1948/49 ebenso wie der auf 


79. Für die Gesamtausfuhr wird mit einer Er- 
ung auf 571 .-Millionen Dollar für 1948/49 
enüber 493 Millionen für 1947 gerechnet. In- 


en von 5,4°%/o auf 7,4% . 

80. Die ERP-Hilfe wird in gleicher Weise dem 
ederaufbau der dänischen Handelsflotte, die 
hrend des Krieges einen Rückgang um etwa 
/o erlitten hat, und der Modernisierung des in- 
dischen Transportsystems zugute kommen. 
‚181. Für die Produktion wichtiger Güter wer- 
folgende schätzungsweise Angaben gemacht: 


182. Die Fleischerzeugung war 1947 ungewöhn- 
lich hoch, da die ungenügende Futtermittelversor- 
gung, die zur Erhaltung des vorhandenen Vieh- 
 bestandes nicht ausreichte, übermäßige Abschlach- 
tungen notwendig machte. Diese unzureichende 
Versorgung war auf den schlechten Ausfall der 
dänischen Ernte zurückzuführen, der nicht durch 


1) Die Spitze einer Anleihe von der Internationalen 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung sowie die 
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126, Das gesamte Gold- und | Dollardenzit Däne- a 


lar im Jahr 1947 auf 676 Millionen Dollar im 


In tausend metrischen 


Tonnen 
44 1947 1948/49 
BBrotigetzeide: u. u. ...289 625 
Futtergetreide 2903 2775 
Fleisch RS EIN A HR Te AI 356 
Bette und Ole... .. «0.133 138 
Zucker N EN N 200 230 


ee al, hervor, daß die Anfa; 7 
FERN Ne Aufstockung des Viehbestandes fort- 
gesetzt wird. Die volle Auswirkung dieser Maß- 
nahmen auf Milchproduktion und Fleischerzeu- 
gung wird sich erst später zeigen. 

183. Die folgende Aufstellung über Verschie- 
bungen im Verbrauch gibt eine annähernde Vor- 
hersage über die Veränderungen, die im Nah- 
rungsmittelkonsum und im Verbrauch von Roh- 
stoffen eintreten werden: 


Verbrauch 
In tausend metrischen 
Tonnen 

1947 1948/49 
Brotgetreide . . 478 630 (1) 
Futtergetreide . 2993 3010 
Fette und. Ole\, 72 202 94 92 
ZUCKETI N EA RE LOS 150 
Fleisch : I 245 
Olkucen und Maismehl a r2TA 350 
Kohle az 4700 
Treiböl . 379 470 
Fertigstahl 296 370 


(1) Die Steigerung ergibt sich aus der Tatsache, daß 
1947 beträchtliche Mengen Gerste und Roggen zur Her- 
stellung von Brot verwendet wurden. 1948/49 werden 
diese nicht in derselben Menge benötigt werden. Der 
Brotverbrauch wird sich 1948/49 nicht erhöhen. 


184. Dänemark wird 1948/49 den anderen Mit- 
gliedstaaten gegenüber mit einer Nettosumme 
von schätzungsweise 6,8 Millionen Dollar ver- 
schuldet sein. Sein Beitrag zum Zahlungsaus- 


"gleichsplan wird 5,1 Millionen Dollar betragen, 


und seine Ziehungsrechte werden sich auf 11,9 
Millionen Dollar belaufen. Damit wird sein er- 
wartetes Defizit gedeckt sein. 


185. In der innerdänischen Finanzpolitik wer- 
den die Maßnahmen zur Beseitigung der durch 
die Finanzpolitik der Kriegszeit entstandenen 
Mißstände fortgesetzt. Diese Finanzpolitik war 
Dänemark während der Besetzung aufgezwungen 
worden, als Kredite in Höhe von nicht weniger 
als 1500 Millionen Dollar geschaffen wurden. Eine 
auf Überschüsse abgestellteHaushaltspolitik, eine 
Kapitalabgabe, angemessene Steuersätze ünd 
andere Sondermaßnahmen zur Bekämpfung der 
Inflation haben dazu geführt, daß nicht weniger 
als 700 Millionen Dollar aus dem Verkehr ge- 
zogen wurden. 


186. Um diese günstige Entwicklung aufrecht- 
zuerhalten, werden neue Regierungsanleihen auf- 
genommen, die zur Bekämpfung der Inflation ge- 
eigneten Steuersätze beibehalten und für das 
Haushaltsjahr 1948/49 wieder ein Überschußbud- 
get aufgestellt werden. Außerdem ist die Sper- 


Verwendung gewisser Guthaben sind hierbei nicht 
mitberechnet. 
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Frankreich 
187. 1947 betrug Frankreichs gesamtes Gold- 
' und Dollardefizit 1457 Millionen Dollar. Für 
. 1948/49 rechnet man mit einem Defizit von 996 
' Millionen Dollar. Dieses Defizit wird fast voll- 
. ständig durch die Summe gedeckt, mit deren Be- 
 reitstellung man im Rahmen der ERP-Hilfe rech- 
net — 989 Millionen Dollar. 


s 188. Der Wert der Dollareinfuhren nach dem 


französischen Mutterland wird 1948/49 mit 695 
' Millionen Dollar 46° unter dem Wert von 1947 
liegen, der sich auf 1267 Millionen Dollar belief. 
Auf diese starke Herabsetzung ist auch die Ver- 
besserung der Dollarlage zurückzuführen. In der 
Ausfuhr ist eine leichte Erhöhung auf 113 Millio- 

. nen Dollar für 1948/49 gegenüber 109 Millionen 
Dollar für 1947 zu verzeichnen. 

M 189. Ein starker Rückgang der Dollarausgaben 

' ist für Frachtkosten geplant — von 313 Millionen 

Dollar im Jahr 1947 auf 138 Millionen Dollar im 
Jahr 1948/49. Diese Entwicklung liegt ganz im 
Rahmen der von den Mitgliedstaaten angestellten 
Bemühungen um volle Ausnutzung ihrer eigenen 
. Handelsflotten. 

190. Es wird mit einer beträchtlichen Steigerung 
‚der Dollareinnahmen aus dem Fremdenverkehr 
gerechnet, und zwar von 13 Millionen Dollar im 

Jahr 1947 auf 32 Millionen Dollar im Jahr 1948/49. 
. Diese Verbesserung wird jedoch ebenso wie die 
' auf dem Gebiet der Schiffahrt fast völlig aufge- 
 wogen durch einen starken Rückgang der Ein- 
_ gänge aus verschiedenen anderen Posten (von 230 
. auf 39 Millionen Dollar), der hauptsächlich auf 
. den Wegfall von Dollarausgaben alliierter Trup- 
pen in Frankreich zurückzuführen ist. 
191. Der Wert der Gesamteinfuhr mit Aus- 
nahme der Einfuhren aus den französischen Über- 
seegebieten wird 1948/49 auf 2028 Millionen Dol- 
lar zurückgehen gegenüber 2492 Millionen Dollar 

im Jahr 1947. Innerhalb dieser Gesamtsumme wird 

eine wesentliche Abkehr von der westlichen 

Hemisphäre eintreten. Die Einfuhr von dort wird 

nur noch 38 %o des Gesamtwertes ausmachen, wäh- 

rend sie 1947 58°/o betrug. Die Einfuhr aus ande- 
ren Mitgliedstaaten und ihren Überseegebieten 
wird sich von 30° des Gesamtwertes im Jahr 

1947 auf 40°/o für 1948/49 erhöhen. 

192. Die Ausfuhr nach dem gesamten Aueland 

wird sich beträchtlich erhöhen. Sie wird für 1948/49 

auf 1231 Millionen Dollar geschätzt gegenüber 

1040 Millionen Dollar im Jahr 1947. Der Anteil, 

“der davon auf die Ausfuhr aus dem französischen 

Mutterland nach der westlichen Hemisphäre ent- 

fällt, wird fast derselbe bleiben. Die Ausfuhr nach 
den anderen Mitgliedstaaten und ihren Übersee- 
gebieten wird im Werte von 741 Millionen Dollar 
für 1947 auf 833 Millionen Dollar für 1948/49 
steigen. 


TERRA E 
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einem as De ER 
1948/49 auf etwa 323 Millionen Dollar veran 
schlagt wird. Durch Verwendung der in derselbe 
Höhe im Rahmen des Zahlungsausgleichsplans 
Frankreich zur Verfügung stehenden Ziehun 
rechte dürfte Frankreich in der Lage sein, die 
seinen Wiederaufbauplan dringend BEROS 
Güter zu beschaffen. : 
194. Im folgenden wird eine a 
Aufstellung über die Entwicklung der haupt 
lichsten Produktion im französischen. Mutter 
gegeben: z 


Produktion 


In tausend metrisd e ' 
Tonnen 


1947 

Brotgetreide > 3870 
Rette-und Ole. vr; 236 
Fleisch v e 1 834 
Olkuchen und Maismehl . 45 
Sa mern a 146 
Zucker a: 668 
Kohle re s 47 380 
davon Hüttenkoks : DSEL 
Rohstahl 6452 


Verbrauch 


In tausend metrisch 
Tonnen 


1947 ) N! 
Brotgetreide . ... . ., 9337 Kr 
Futtergetreide REAL ! 
Fette und Dle . . . . 580 
Fleisch SURrt. 1 872 
Olkucen . . in 361 
Stickstoffdüngemittel He 183 
Kohle : 57 831 

davon Hüttenkoks 3 596 
Rohöl ! 5047 
IWIOllemeN a Er en te 89 
Fertigstahl 6 093 


196. Diese Tabellen verdeutlichen die en 
Ausnutzung der landwirtschaftlichen und in a 
striellen Produktionskapazität und die für 1948/49 ; 
erwarteten Ergebnisse der französischen Wieder = 
aufbaubemühungen. 


Griechenland 


Netto- Dollardefizit von insgesamt 180 Millionen 
Dollar gegenüber 21,9 Millionen Dollar im Jahr 
1947, zu denen die sogenannte „Truman-Hilfe” 
von 1947 hinzuzurechnen ist. Die Summe von 
21,9 Millionen Dollar kann daher nicht für den 
Vergleich mit den für 1948/49 berechneten Zah- 
len herangezogen werden. Die als Grundlage für 
das griechische Programm vorgeschlagene Summe = 
aus der ERP-Hilfe beträgt 146 Millionen Dollar. 
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INTERNATIONALE BERICHTE 


Die griechische Delegation hat erklärt, ihre Regie- 
rung könne auf einer Grundlage von weniger als 
180 Millionen Dollar nicht planen. 

198. Man rechnet für 1948/49, daß die Dollar- 
einfuhren Griechenlands, die sich 1947 auf 263 Mil- 
lionen Dollar beliefen, auf 205 Millionen her- 


untergehen. Griechenlands Dollarausfuhren blei- 


ben annähernd auf demselben Stand — sie wer- 
den für 1948/49 auf 19,9 Millionen Dollar ge- 
schätzt gegenüber 19,4 Millionen im Jahr 1947. 

.. 199. Für Griechenlands Einfuhren im Jahr 1947 
liegen außer der Summe für den Gesamtwert, die 
mit 298,5 Millionen Dollar berechnet wird, keine 
weiteren Angaben vor. Die Gesamteinfuhren Grie- 
chenlands werden 1948/49 auf 367 Millionen Dol- 


' lar ansteigen. 199,4 Millionen Dollar oder 54/o 


davon werden auf Einfuhren aus der westlichen 
Hemisphäre und 154,7 Millionen oder 42°/o auf 
Einfuhren aus anderen Mitgliedstaaten entfallen. 

200. Für die Gesamtausfuhr, die sich auf 79,3 
Millionen belief, wird mit einer Erhöhung auf 
96,6 Millionen Dollar gerechnet. Während 1947 


- 25°/o der Ausfuhren Griechenlands nach der west- 


lichen Hemisphäre gingen, wird dieser Anteil für 
1948/49 auf 21°/o berechnet. 

201. Für den Export nach anderen Mitglied- 
staaten im Jahr 1947 liegen keine Zahlen vor, 
aber für 1948/49 rechnet man damit, daß dieser 
sich auf 70 Millionen Dollar oder 72°%o der Ge- 
samtausfuhr belaufen wird. 

202. Für die Produktion rechnet man mit fol- 
genden Veränderungen: ' 


In tausend metrischen 


Tonnen 
1947 1948/49 
Brotgetreide NE NER OLO 810 
Bettezund.Dle: -. 2.50: 300.159 8 
Futtergetreide . . . . . 510 540 
TRIIRISS.a ARE 45 50 


203. Im Gesamtverbrauch rechnet man mit fol- 
genden Veränderungen: 


In tausend metrischen 


Tonnen 
1947 1948/49 

Brotgetreide . . . . . 1241 1385 
Fette und Ole . . ....119 120 
Ruttergetreide . . . ... 609 570 
Olkuchen und Maismehl . 20 27, 
Kohleso.n.. ns. 245 306 
Nutzholz (in tausend 

Kubikmetern) ", .. ."...' 406 331 
Fertigstahl A Ne an se a 57 124 
Küpterin tn nehme 0,3 7 


204. Griechenland wird voraussichtlich in der 
Gesamtberechnung gegenüber den anderen Mit- 
gliedstaaten mit einer Summe von 85,8 Millionen 
Dollar und gegenüber Nichtmitgliedstaaten im 
Gebiet der Sterlingwährung mit 3,7 Millionen 
Dollar als Schuldner auftreten. Die Schuldnerstel- 


1772 


lung Griechenlands erstreckt sich also auf einen 
Nettobetrag von 89,5 Millionen Dollar. Griechen- 
land beabsichtigt, Sterlingüberschüsse im Wert 
von 13 Millionen Dollar heranzuziehen, wodurch 
das Nettodefizit auf 76,5 Millionen Dollar ver- 
mindert werden wird. Von dieser Summe werden 
66,8 Millionen Dollar durch Ziehungsrechte ge- 
deckt, während die Restsumme in Höhe von 9,7 
Millionen Dollar ein ungedecktes Defizit mit der 
Schweiz, Portugal, Island und Irland darstellt. 


Island 

205. Das Dollardefizit betrug 1947 24,4 Mil- 
lionen Dollar. 1948/49 wird das Defizit voraus- 
sichtlich auf 11 Millionen Dollar herabgehen; die- 
ses wird vollständig durch den Betrag gedeckt, 
mit dem Island im Rahmen der ERP-Hilfe rechnet. 

206. Die Dollarausfuhren werden 1948/49 etwas 
geringer sein als 1947, und die Dollareinfuhren 
werden beträchtlich niedriger liegen, wie die fol- 
gende Aufstellung zeigt: 


In Millionen Dollar 


1947 1948/49 
Einfuhren’ I 22 ne 2 14,4 
Ausfuhren Mr 00 4,7 


207. Man sieht, daß die Verbesserung des Dol- 
lardefizits, mit dem Island für 1948/49 rechnet, auf 
starke Herabsetzungen der Dollareinfuhren zu- 
rückzuführen ist. 

208. Man rechnet mit einem Rückgang der Ge- 
samteinfuhren von 80 Millionen Dollar im Jahr 
1947 auf 48 Millionen Dollar für 1948/49. Das Ver- 
hältnis, in dem sich diese auf Einfuhren aus den 
Mitgliedländern und ihren überseeischen Gebieten 
und aus der westlichen Hemisphäre verteilen, 
wird jedoch fast das gleiche bleiben. 

209. In der Gesamtausfuhr ist ein geringfügiges 
Ansteigen von 45 Millionen Dollar im Jahr 1947 
auf 48 Millionen Dollar im Jahr 1948/49 zu ver- 
zeichnen. Die Ausfuhren nach den Mitgliedstaaten 
steigen von 30 Millionen Dollar im Jahr 1947 auf 
39 Millionen Dollar im Jahr 1948/49 an, eine Er- 
höhung auf 82°/ der Gesamtausfuhr gegenüber 
66°/o im Jahr 1947. Der Anteil an der Gesamtaus- 
fuhr, der auf die westliche Hemisphäre entfällt, 
wird etwas steigen. 1947 betrug er 2,4 Millionen 
Dollar oder 5°/o, während man für 1948/49 mit 
einem Ansteigen auf 3,7 Millionen Dollar oder 
fast 8°/o rechnet. 

210. Der schlechte Ausfall des diesjährigen 
Heringsfangs wird einen Rückgang der Fetterzeu- 
gung für 1948/49 auf 21 000 t gegenüber 38 000 t 
im Jahr 1947 zur Folge haben, und hierauf wird 
auch der oben erwähnte Rückgang der Dollaraus- 
fuhren weitgehend zurückzuführen sein. 


Irland 


211. Das gesamte Gold- und Dollardefizit wird 
sich 1948/49 voraussichtlich auf 79 Millionen Dol- 
lar belaufen, während es 1947 119 Millionen Dol- 
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ar as Das Dollardefizit wird 1948/49 durch 
die Summe gedeckt werden, mit der Irland im 


Rahmen der Dollarhilfe rechnet. 


212. Die Dollareinfuhren werden 1948/49 im 
Vergleich zu 1947 beträchtlich zurückgehen. Man 
erwartet einen Rückgang von 134 Millionen Dol- 
lar auf 91 Millionen Dollar. 

213. Die Dollarexporte werden sich 1948/49 auf 
2 Millionen Dollar belaufen und damit doppelt so 
hoch liegen wie 1947. 

214. Irland rechnet für 1948/49 nicht mit einer 
Steigerung der Dollareinnahmen aus dem Frem- 
denverkehr gegenüber 1947. Sie werden sich vor- 
aussichtlich weiterhin auf 11 Millionen Dollar be- 
laufen. Die Einzahlungen der in Übersee beschäf- 
tigten Arbeiter werden weiterhin einen wesent- 
lichen Posten der Dollareingänge für 1948/49 dar- 
stellen — nämlich 13 Millionen Dollar, praktisch 
dieselbe Summe wie 1947. 

215. Die Gesamtausfuhr Irlands nach allen Län- 
dern wird wahrscheinlich beträchtlich steigen — 
und zwar für 1948/49 auf 207 Millionen Dollar 
gegenüber 159 Millionen Dollar im Jahr 1947. Bei 
weitem der größte Teil dieser Ausfuhren wird 
weiterhin nach den anderen Mitgliedstaaten und 
deren Überseegebieten gehen. 

216. In der Produktion landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse wird voraussichtlich 1948/49 keine 
wesentliche Steigerung gegenüber 1947 eintreten, 
mit Ausnahme der Brotgetreideerzeugung, die 


- von 318 000 metrischen Tonnen auf 376 000 metri- 


sche Tonnen ansteigen wird. Da jedoch im Ver- 


. brauch von Futtergetreide für 1948/49 eine Er- 


höhung auf 1 260 000 metrische Tonnen gegenüber 
887000 metrischen Tonnen für 1947 geplant ist 
und da im Verbrauch von Olkuchen und Mais- 
mehl für 1948/49 eine Steigerung auf 30000 t 
gegenüber 5600 t für 1947 geplant ist, kann man 
zu einem späteren Zeitpunkt mit einer Erhöhung 
der Fleisch- und Buttererzeugung rechnen. Die 
Steigerung des Verbrauchs von Stickstoffdünge- 
mitteln von 3000 metrischen Tonnen im Jahr 1947 
auf 7300 metrische Tonnen 1948/49 wird die Grund- 
lage für eine weitere Erhöhung der landwirt- 
schaftlichen Erzeugung in den nächsten Jahren 
bilden. 


Italien \ 


217. Das italienische Gold- und Dollardefizit 
wird sich voraussichtlich gegenüber 1947 von 670 
Millionen Dollar auf 600 Millionen Dollar im Jahr 
1948/49 vermindern. Dieses Defizit wird durch den 
Betrag gedeckt, mit dessen Zuweisung Italien im 
Rahmen der ERP-Hilfe für 1948/49 rechnet. 

218. Die Dollareinfuhren werden 1948/49 auf 
689 Millionen Dollar sinken, während sie sich 
1947 auf 703 Millionen Dollar beliefen, und der 
Wert der Dollarausfuhren wird von 139 Millionen 
Dollar im Jahr 1947 auf 154 Millionen Dollar im 
Jahr 1948/49 ansteigen. Man rechnet für 1948/49 
mit einer Steigerung der Dollargewinne aus dem 
Fremdenverkehr auf 10 Millionen Dollar gegen- 
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über 2,4 Millionen Dollar im Jahr 1947. Der Wert 
der Gesamteinfuhr wird 1949 derselbe sein wie 
1947 (annähernd 1400 Millionen Dollar), und der 
Anteil, der davon auf die westliche Hemisphäre 
(55°) und auf die Mitgliedstaaten (26°) ent- 
fällt, wird ebenfalls derselbe bleiben. 

219. Der Wert der Gesamtausfuhr wird für 
1948/49 von 672 Millionen Dollar auf 850 Millio- 
nen Dollar ansteigen, und das Verhältnis, in dem 
diese sich auf die Mitgliedstaaten und die west- 
lich& Hemisphäre aufteilt, wird sich kaum ver- 
ändern. Einige wesentliche Verbesserungen in der 
Produktion werden für 1948/49 angesagt, wie die 
folgende Aufstellung zeigt: 


In tausend metrischen 


Tonnen 

1947 1948/49 
Brotgetreide . A7FF 6234 
Fette und Ole . 7.2.7, 1399 485 
Zucker. Zee ar A5 330 
Kohle et 2197 3160 
RohstahlSeu rue dFA0 2200 
Blei NE A 17 SS 
Zeitungspapier.-. .. ».. » 43 78“ 
Stickstoffdüngemittel . . 77 150 
ScCHwefeleıu.e ee er LAB 200 


220. Im Gesamtverbrauc von Nahrungsmitteln 
werden für 1948/49 gewisse Verbesserungen vor- 
ausgesagt, und die Steigerung des Gesamtver- 
brauchs an Rohmaterialien ist ein Zeichen für den 
Fortschritt, den die italienische Wirtschaft 1948/49 
macht. 

221. In der folgenden Tabelle wird die Lage 
verdeutlicht: “ 


In tausend metrischen 


Tonnen 

1947 1948/49 
Brotgetreide 7120 8 282 
Rette und Dlel. ..n.., : 404 477 
ZUCGETM NM N ar 33% 350 
Kohle } 11 691 13 674 
Fertigstahl . 1 485 1 794 
Blei, .> 3: 21 28 
Stickstoffdüngemittel Fl 92 119° 


222. Man rechnet, daß Italien gegenüber den 
anderen Mitgliedstaaten in der Gesamtberech- 
nung mit 24,7 Millionen Dollar verschuldet sein 
wird. Da Italien jedoch 45 Millionen Dollar aus 
seinen vorhandenen Vermögenswerten heran- 


. ziehen kann, wird es in der Lage sein, eine Summe 


im Werte von 20,3 Millionen Dollar in eigener 
Währung für den ZahlungsausgleiSEplen zur Ver- 
fügung zu stellen. 


Niederlande 


223. Das gesamte Gold- und Dollardefizit der 
Niederlande (mit Ausnahme der überseeischen 
Gebiete) wird voraussichtlich gegenüber 1947 im 
Jahr 1948/49 von 486 Millionen Dollar auf 412Mil- 
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lionen Dollar wird genau von der Summe ge- 
deckt, mit der die Niederlande als Zuteilung aus 
der ERP-Hilfe für 1948/49 rechnen. 

224. Es wird mit einer beträchtlichen Herab- 
. setzung der Dollareinfuhren gegenüber 1947 ge- 
rechnet. Sie werden von einer Höhe von 496 Mil- 
B lionen Dollar für 1947 auf 436 Millionen Dollar 


wie 1947, nämlich 65 Millionen Dollar. Somit wird 
in der Bilanz eine Verbesserung von nicht weni- 
Ei ger als 60 Millionen Dollar erscheinen. Dazu ist 
es zu bemerken, daß die für 1947 angegebene Zahl 
_ Ausfuhren nach Argentinien und Einfuhren von 
dort umfaßt. Der Handel mit Argentinien ist je- 

doch in der Zahl für 1948/49 nicht enthalten, da 
r im Rahmen des bereits erreichten zweiseitigen 
. Abkommens fortgeführt werden wird. Die Aus- 
fuhr nach Argentinien wird sich für das Jahr auf 
etwa 32 Millionen Dollar belaufen. 
225. Man rechnet mit einer beträchtlichen Er- 
öhung der Dollareinnahmen aus der Schiffahrt 
. von 9,6 Millionen Dollar für 1947 auf 36 Millionen 
Dollar für 1948/49. Diese Verbesserung wird je- 
doch ‚wieder aufgewogen durch die erwartete Er- 
_ höhung der Frachtkosten von 42 Millionen Dol- 
 . . lar für 1947 auf 54 Millionen Dollar für 1948/49 

und durch einen Rückgang der Kapitaleinkünfte, 
wobei zu berücksichtigen ist, daß die ungewöhn- 
lich hohe Summe von 86 Millionen Dollar im 
= Jahr 1947 auf die Zahlung angesammelter Zins- 
 beträge zurückzuführen war. Infolgedessen tritt 
in der unsichtbaren Bilanz, die 1947 einen Über- 
‚schuß von 25 Millionen Dollar aufwies, für 1948/49 
voraussichtlich ein Defizit von 29 Millionen Dol- 
 larein. 
226. Für die Einfuhren wird eine beträchtliche 
Erhöhung des Gesamtwertes vorausgesagt. 1947 
belief sich der Gesamtwert auf 1300 Millionen 
Dollar, und für 1948/49 rechnet man mit einer Er- 
höhung auf 1700 Millionen Dollar. Innerhalb die- 
ser Gesamtsumme wird sich jedoch der auf die 
Mitgliedstaaten und ihre überseeischen Gebiete 
 entfallende Anteil beträchtlich erhöhen, und zwar 
von 562 Millionen Dollar (43°/o) auf 852 Millionen 
' Dollar (51°o). Demgegenüber wird ein Rückgang 
 . im tatsächlichen sowie im anteilmäßigen Wert der 
' Einfuhr aus der westlichen Hemisphäre eintreten. 
Der Wert dieser Einfuhren, der für 1947 532 Mil- 
lionen Dollar (41°/o) betrug, wird voraussichtlich 
für 1948/49 auf 490 Millionen Dollar (29°/o) sin- 
ken. Der Gesamtwert der Ausfuhr wird sich ge- 
genüber 630 Millionen Dollar im Jahr 1947 wesent- 
lich erhöhen, und zwar auf 1090 Millionen Dollar 
für 1948/49. Das Verhältnis, in dem diese auf die 
Mitgliedstaaten und ihre Überseegebiete und auf 
die westliche Hemisphäre entfällt, wird fast das 
gleiche bleiben wie 1947. 

227. Für 1948/49 werden gewisse bedeutende 
Produktionssteigerungen angesagt. Man rechnet 
mit einer Steigerung der Brotgetreideproduktion 


1774 


_ lionen Dollar sinken. Dieses Defizit von 412 Mil- 


über 508 000 metrischen Tonnen im Jah AP. 

die Zuckerproduktion wird eine re von 
217000 metrischen Tonnen auf 260 000 metrische 
Tonnen geplant. 

228. Bedeutende Verbesserungen sind auch in 
der Stahl-, Koks- und Kohlenproduktion vorge- 
sehen. Die Produktion von Rohstahl wird von 
einer Menge von 190000 metrischen Tonnen für 
1947 auf 352 000 metrische Tonnen für 1948/49 an- 
steigen, die Koksproduktion von 1 033.000 metri- 
schen Tonnen für 1947 auf 1545000 metrische 
Tonnen für 1948/49 und die Kohlenproduktion 
von 12035000 metrischen Tonnen für 1947 auf 
14 225 000 metrische Tonnen für 1948/49. 

229. Die geplante Erhöhung im Verbrauch von 
Kohle, Rohöl und Fertigstahl ist ein Anzeichen für 
den von der niederländischen Wirtschaft gemach- 
ten Fortschritt. Für den Verbrauch von Kohle 
rechnet man mit einer Steigerung von 15 367 000 
metrischen Tonnen für 1947 auf 17665 000 
metrische Tonnen für 1948/49, für Fertigstahl von 
788 000 metrischen Tonnen für 1947 auf 1 154 000° 
metrische Tonnen für 1948/49 und für Rohöl von 
1 214 000 metrischen Tonnen für 1947 auf 2337000 
metrische Tonnen für 1948/49. 

230. Die Niederlande werden 1948/49 voraus- 
sichtlich gegenüber der Gesamtheit der anderen 
Mitgliedstaaten und ihren Währungsgebieten 
mit einer Nettosumme von 137 Millionen Dollar 
als Schuldnerland auftreten. Durch Verwendung 
einer Summe von 65 Millionen Dollar aus vorhan- 
denen Hilfsquellen werden die Niederlande in der 
Lage sein, ihren Anspruch an den Zahlungsaus- 
gleichsplan auf 71,7 Millionen Dollar herabzu- 
setzen. 


Niederländische Überseegebiete 


231. Man rechnet für die niederländischen Über- 
seegebiete mit einem Gesamt-Dollardefizit von 
157 Millionen Dollar für 1948/49. Dieses Defizit 
wird bis zu 84 Millionen Dollar durch die Summe 
gedeckt, mit deren Bereitstellung im Rahmen der 
ERP-Hilfe in den niederländischen Überseegebie- 
ten gerechnet wird, weitere 23 Millionen Dollar 
werden durch Transfergeschäfte gedeckt werden. 
Das restliche Defizit von 50 Millionen Dollar 
bleibt bisher noch ungedeckt. 

232. Die wirtschaftliche Gesundung begann in 
den niederländischen Überseegebieten etwa Mitte 
1947. Ein Vergleich der Zahlen für 1947 mit denen 
für 1948/49 hat daher nicht viel Wert. Die folgen- 
den Tatsachen können jedoch angeführt werden. 
Die Gesamteinfuhr wird sich auf 479 Millionen 
Dollar erhöhen gegenüber 238 Millionen Dollar \ 
im Jahr 1947, und die Gesamtausfuhr soll von 
130 Millionen Dollar auf 354 Millionen Dollar an- 
steigen. 

233. Man rechnet daher mit einem Ansteigen 
der gesamten Unterbilanz von 242 auf 352 Mil- 
lionen Dollar für 1948/49. Da diese Steigerung in 
erster Linie auf die erhöhten Einfuhren zurüczu- 
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Er der Dollareinfuhr ee 1947 Se 
ellt 


berseegebiete 1948/49 in der Ausfuhr wichtiger 
_ Rohprodukte eine bedeutende Rolle spielen wer- 
den, wie aus der folgenden Aufstellung hervor- 


un 


In tausend metrischen 


Tonnen 
@ 1947 1948/49 
E 7#Fettelund Ole. ... .".. 164 380 
x Andere Nahrungsmittel . 8,2 122 
 Nichteisenmetalle 
(mit Ausnahme v.Bauxit) 13,7 32 
Brdolae ae Le nn 933 3000 


; 235. In der folgenden Aufstellung wird die Ent- 
wicklung der Ausfuhr nach Dollargebieten auf- 
Bgezeigt: 


Di 


Ausfuhr nach Dellargepieten 


In tausend metrischen 


Tonnen 

1947 1948/49 
": Fette und Die . . . .. 6,6 62,6 
ut Andere Nahrungsmittel ._ 0,5 37,8 
#8 Nichteisenmetalle ni 
We (mit Ausnahme v.Bauxit) 10,1 18,1 
y Erdöl Rt, 49,4 300,0 
2 
; Norwegen 


236. 1947 betrug das gesamte norwegische Gold- 
und Dollardefizit 106 Millionen Dollar. Man rech- 
net, daß es sich 1948/49 auf 90,4 Millionen Dollar 
_ belaufen wird, die teilweise durch die Summe von 
' 84 Millionen Dollar gedeckt werden, mit deren 
Bereitstellung Norwegen im Rahmen der ERP- 
Hilfe rechnet!. 
237. Man erwartet, daß gegen 1947 ein wesent- 
licher Rückgang im Wert der Dollareinfuhren ein- 
treten wird. 1947 beliefen sich diese auf 263 Mil- 
lionen Dollar; für 1948/49 rechnet man mit einer 
Herabsetzung auf 168 Millionen Dollar. 
238. Der Wert der Dollarausfuhren wird jedoch 
voraussichtlich sinken. 1947 beliefen sich diese auf 
57 Millionen Dollar. Für 1948/49 rechnet man mit 


G 
N 
3 


234. Es wird erwartet, daß die eier 


Do a Dieser Rückgang der Dollar. Rx 

e ıgänge aus den Ausfuhren ist haupts 

darauf zurückzuführen, daß es immer schwier = 

wird, für die Ausfuhren nach den südamerikani- 
schen Ländern Dollarzahlung zu erhalten. _ 

‚239. Die Dollareinnahmen aus der Sales 


mit einem Ansteigen der Dellazahl ür 
Schiffsdienste im Ausland und für De von Si 


lar für 1948/49. 
‚240. Der Gesamtwert der Einfuhr wird vo 


hältnis, in dem sich diese Gesamteinfuhr auf 
westliche Hemisphäre und andere Länder aufte 
wird wahrscheinlich fast das gleiche bleiben. 
241. Der Gesamtwert der Ausfuhren wir 
1948/49 praktisch derselbe sein wie 1947, und da 
Verhältnis, in dem sich diese auf die westlich 
Hemisphäre und andereMitgliedstaaten aufteile ! 
wird fast das gleiche bleiben. 


Produktion 
In tausend metriscl 
Tonnen u 
1947 1948/49 
Brotgetreide)., .. ... „1.0. 48 68 
Futtergetreide 7.2, 2... ..0..193 262 
Bettevund Ole 77 2.2192 212 
rt A 82 110 
Kohle } re ee SO 33 
Aluminium nen ss 20 32.8 
Nickel en ee gend 
Rohstahlis ni re 55 5a 


243. Für den Gesamtverbrauch von Nahrung: 
mitteln ist für 1948/49 nur eine geringe Yerbesg 
rung vorgesehen, und im Verbrauch von Rohstof- 
fen zeigt sich gegenüber 1947 nur ein geringe 
Ansteigen: 


Verbrauch 


In tausend metrischen 


Tonnen 
| 1947 1948/49. 
Brotgetreide . : 416 440 
Fette und Ole .. . 2... 76 78 
Futtergetreide 420 442 


1) Die norwegische Delegation weist darauf hin, 
daß sich Norwegen bei Aufstellung seines revidierten 
 Einfuhrprogramms für 1948/49 bemüht habe, sich in be- 
zug auf Olprodukte im Werte von 11 Millionen Dollar 
von Bezugsquellen der Vereinigten Staaten auf Be- 
3 _ zugsquellen im Sterlinggebiet umzustellen. Diese Um- 

stellung erwies sich nur für einen Betrag von 6 Millio- 
i nen Dollar als durchführbar. Ebenso wurde versucht, 
- sich bei der Beschaffung von Tabak im Werte von 1,4 
Millionen Dollar von den Vereinigten Staaten auf 
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Mitgliedländer umzustellen. Auch das erwies sich als 
unmöglich. Daraus erklärt sich die bisher noch an ß 
deckte Summe von 6,4 Millionen Dollar für Einfuh- 
ren. Norwegen erklärt sich jedoch mit der als ERP- 
Hilfe vorgeschlagenen Summe von 84 Millionen Dollar 
einverstanden und wird zur gegebenen Zeit bestimmen, 
wie die Lücke von 6,4 Millionen Dollar zu überbrücken 
ist. In diesem Zusammenhang wird auf die Fußnote a) 
der dem Kapitel 4 angefügten Tabelle verwiesen, 


SHE: . Jh 


INTERNATIONALE BERICHTE 


Verbrauch (Fortsetzung) 
In tausend metrischen 


Tonnen 

1947 1948/49 
BIEISCH EN re 80,5 80,7 
Stickstoffdüngemittel. - - 20 24 
Kohle. 0 a, 2157 2252 
Treibole Sara ne ED 550 
Ferligstahl nu. nun 22996 505 
AlmamIum. Ei ee 5,6 7 
Kupfer . 10,6 9,6 


244. Die Einfuhr von Rohstoffen und Brennstof- 
fen in der geplanten Höhe wird die volle Ausnut- 
zung der vorhandenen Produktionskapazität und 
Arbeitskräfte sicherstellen. Für die wenigen Fälle, 
wo die Vorräte zu Anfang des Jahres übermäßig 
zurückgegangen waren, sind Vorkehrungen zur 
Wiederauffüllung getroffen worden. 

245. Norwegen beabsichtigt, Industrieaus- 
rüstung und Maschinen im Werte von 27,5 Mil- 

'lionen Dollar aus dem Dollargebiet einzuführen. 
Die Gesamteinfuhr beläuft sich bei diesen Posten 
auf 95 Millionen Dollar gegenüber 82 Millionen 
Dollar im Jahr 1947. Diese Einfuhr von Industrie- 
ausrüstung wird Norwegen in die Lage versetzen, 
eine gewisse Erneuerung und Modernisierung 
seiner Investitionsgüter durchzuführen, wird aber 
nicht für Neuinvestitionen größeren Ausmaßes 
ausreichen. 

246. Norwegen wird 1948/49 gegenüber den an- 
deren Mitgliedstaaten in ihrer Gesamtheit als 
Schuldnerland auftreten. Im Rahmen des Zah- 
lungsausgleichsplans wird es einen Beitrag in 
Höhe von 16,5 Millionen Dollar in eigner Wäh- 
rung leisten und Ziehungsrechte in Höhe von 
48,3 Millionen Dollar in Währungen anderer Mit- 
gliedstaaten haben. Der Nettobetrag seiner Zie- 
hungsrechte wird sich somit auf 31,8 Millionen 
Dollar belaufen. 


Portugal 


247. Wie aus den in Absatz 250 angeführten Zah- 
len hervorgeht, rechnet Portugal mit einem be- 
deutenden Dollardefizit, bewirbt sich jedoch nicht 
um ERP-Hilfe für 1948/49. 

248. Die Dollareinfuhren Portugals werden vor- 
aussichtlich von 114 Millionen Dollar für 1947 auf 
109 Millionen Dollar für 1948/49 zurückgehen, 
aber gleichzeitig werden auch seine Dollarausfuh- 
ren von 44 Millionen für 1947 auf 35 Millionen 
Dollar für 1948/49 sinken. 

249. Man rechnet mit einer Steigerung der Ge- 
samteinfuhren auf 298Millionen Dollar für 1948/49 
gegenüber 255 Millionen Dollar für 1947. (Bei die- 
sen Zahlen sind die Einfuhren aus den portugie- 
sischen Überseegebieten mit einbegriffen.) Der 
Anteil, der hiervon auf Einfuhren aus der west- 
lichen Hemisphäre entfällt, wird jedoch von 56/0 
der Gesamtmenge für 1947 auf 33%/o für 1948/49 
zurückgehen, und der Anteil, der auf die Einfuhr 
aus Mitgliedländern und ihren Überseegebieten 
entfällt, wird voraussichtlich von 35° für 1947 
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auf 50°%/0 der Gesamtmenge für 1948/49 ansteigen. 

250. Portugal rechnet für die Zahlungsbilanz 
zwischen dem portugiesischen Währungsgebiet 
und den Mitgliedstaaten im Jahre 1948/49 mit 
einem Habensaldo von 7,4Millionen Dollar gegen- 
über fünf derMitgliedländer und mit einem Debet- 
saldo von 84,6 Millionen Dollar gegenüber den 
übrigen Mitgliedländern. Zu diesem Defizit in der 
Bilanz von 77,2 Millionen Dollar muß das Defizit 
hinzugerechnet werden, das sich aus dem Handel 
mit Nichtmitgliedstaaten ergibt, so daß sich das 
Gesamtdefizit schätzungsweise auf 110,6Millionen 
Dollar belaufen wird. 

251. Seit Juli 1948 hat sich die wirtschaftliche 
Lage Portugals verschlechtert, und ohne eine 
starke Einschränkung des Bedarfs wird Portugal 
in den kommenden Jahren nicht in der Lage sein, 
selbst das niedrige Niveau des revidierten Pro- 
gramms für 1948/49 einzuhalten. Die portugie- 
sische Delegation wies nachdrücklich darauf hin, 
daß die Angaben für 1948/49 sich als verkehrt er- 
weisen würden, wenn wesentliche Veränderungen 
in der europäischen Preislage eintreten sollten. 


Schweden 


252. Im Jahr 1947 betrug das gesamte Gold- und 
Dollardefizit Schwedens 334,4 Millionen Dollar. 
Schweden hofft diesen Unterschiedsbetrag zwi- 
schen Dollarausgaben und -einnahmen 1948/49 
durch eine beträchtliche Herabsetzung der in Dol- 
lar zahlbaren Einfuhren vermindern zu können, 
eine kurzfristige Maßnahme, die notwendiger- 
weise ergriffen werden muß, da man von der Er- 
höhung der Investitionen eine Steigerung der 
Ausfuhr erwartet. Der Betrag der ERP-Hilfe (47 
Millionen Dollar), mit dessen Bereitstellung 
Schweden für 1948/49 rechnet, ist unerläßlich, um 
die Einfuhr auf einem Stand zu halten, der eine 
weitere Entwicklung der Produktion für die Zu- 
kunft ermöglicht. 

253. 1947 betrugen die Einfuhren Schwedens 
665 Millionen Dollar. Für 1948/49 werden sie sich 
nur auf 171,4 Millionen Dollar belaufen. Man 
rechnet mit einem Rückgang der in Dollar zahl- 
baren Ausfuhren Schwedens von 384 Millionen 
Dollar im Jahr 1947 auf 98 Millionen Dollar im 
Jahr 1948/49. | 

254. Es ist darauf hinzuweisen, daß die Dollar- 
Handelsziffern für 1948/49 im Gegensatz zu denen 
für 1947 nicht den Handel mit Portugal, der 
Schweiz und Ländern der westlichen Hemisphäre, 
abgesehen von den Vereinigten Staaten und 
Kanada, enthalten. Tatsächlich wird damit ge- 
rechnet, daß der Handel mit diesen Ländern 
1948/49 auf Kronenbasis weitergeführt werden 
wird. 

255. Für den Gesamtwert der Einfuhren Schwe- 
dens aus allen Bezugsquellen erwartet man für 
1948/49 einen Rückgang auf 1084 Millionen Dollar 
gegenüber 1266 Millionen Dollar im Jahr 1947. 
Innerhalb dieser Gesamtsumme wird der auf die 
Einfuhr von Mitgliedländern und ihren Übersee- 
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gebieten entfallende Anteil von 40°/o für 1947 auf 
57°/o für 1948/49 ansteigen, während der auf die 
. westliche Hemisphäre entfallende Anteil von 44°/o 
auf 25°%0 fallen wird. 

256. Die Gesamtausfuhren Schwedens werden 
. von 894 Millionen Dollar im Jahr 1947 auf 988,3 

Millionen Dollar im Jahr 1948/49 ansteigen. Der 
Wert der Ausfuhr nach Mitgliedstaaten und ihren 
Überseegebieten wird von 513 Millionen Dollar 
. (58% des Gesamtwertes im Jahr 1947) auf 611 Mil- 
- lionen Dollar (63/0) für 1948/49 ansteigen. 

257. Dank den ununterbrochenen Bemühungen 
und den günstigen Wetterbedingungen wird sich 
die Brotgetreideproduktion 1948/49 beträchtlich 
erhöhen. Ein weitreichendesInvestitionsprogramm 
ist schon von Regierung und privater Unterneh- 
merschaft während der letzten Jahre durchgeführt 
worden, und daraus werden sich die erwarteten 
Verbesserungen der Lage Schwedens hauptsäch- 
lich ergeben. Diese Pläne werden, falls die Ver- 
hältnisse ihre Verwirklichung gestatten, zu einer 
beträchtlichen Steigerung der Nettoproduktion 
führen und überhaupt den einzigen Weg darstel- 
len, auf dem dieses Ziel erreicht werden kann, 
nachdem es die schwedische Industrie bereits zur 
Vollbeschäftigung gebracht hat. 

258. Schweden wird in der Lage sein, einen Bei- 
trag im Werte von 25 Millionen Dollar in seiner 
eigenen Währung zum Zahlungsausgleichsplan zu 
leisten. Für diesen Beitrag sind jedoch besondere 
Vorkehrungen zu treffen, da Schweden nicht als 
Empfänger von Hilfe in Gestalt nichtrückzahlbarer 
‚Zuwendungen auftritt und daher keine „bedingte 
Hilfe‘ bekommen kann. 


Schweiz 


259. Die Handelsbilanz der Schweiz wies 1947 
ein Defizit von 356,8 Millionen Dollar auf. Für die 
ersten sechs Monate von 1948 belief sich das Han- 
delsdefizit der Schweiz auf 282,5 Millionen Dollar. 
Es besteht die Aussicht, daß die Schweiz für das 
Jahr 1948/49 weiterhin ein Defizit in mindestens 
gleicher Höhe haben wird. 

260. Die Schweiz muß notgedrungen einen gro- 
ßen Teil ihrer lebenswichtigen Nahrungsmittel 
einführen. Sie muß sich sowohl für ihre Landwirt- 
schaft als auch für die Industrie auf die Einfuhr 
von Grundstoffen aus ausländischen Bezugsquel- 
len (Düngemittel, Stahl, Kohle, Ol, Baumwolle, 
Wolle, Walzwerkserzeugnisse usw.) verlassen. 
Dem Beitrag anderer Posten der Zahlungsbilanz, 
die, neben anderen Quellen, aus dem Fremden- 
verkehr und aus Leistungen aller Art herrühren, 
und der Ausfuhr von Fertigwaren ist es zuzu- 
schreiben, daß es dem Bund trotz des Zustromes 
wichtiger Einfuhren gelingt, seine Wirtschaft im 
Gleichgewicht zu erhalten. 

261. Im einzelnen enthielt die Handelsbilanz 
mit dem Dollargebiet für 1947 Einfuhren in Höhe 
von 312,6 Millionen Dollar und Ausfuhren in 
Höhe von 183,1 Millionen Dollar. 
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Jahresplan 1948/49 des Europäischen Wirtschaftsrats 


262. Für die erste Hälfte des Jahres 1948 betru- 
gen die Einfuhren aus dem Dollargebiet 183,7 Mil- 
lionen Dollar und die Ausfuhren 93,2 Millionen 
Dollar. 

263. Dieses Defizit in der Handelsbilanz mit 
dem Dollargebiet kann indessen nicht als „Dol- 
lardefizit‘' bezeichnet werden, da die Konvertier- 
barkeit ihrer Währung die Schweiz in die Lage 
setzt, den Erfordernissen ihrer Zahlungsbilanz 
Rechnung zu tragen. 


264. Die Schweiz beabsichtigt, im Jahr 1948/49 
ihre Bemühungen um Herstellung des Gleichge- 


wichts ihres Staatshaushalts und um Erhaltung 
der Leistungsfähigkeit und der Produktion ihrer 
Ausfuhrindustrie durch freie Entfaltung des pri- 
vaten Unternehmertums und der natürlichen Ge- 
gebenheiten ihrer Wirtschaft fortzusetzen. Die 
Währungspolitik der Schweiz wird darauf ge- 
richtet sein, die Konvertierbarkeit der Währung 
aufrechtzuerhalten, während ihre Industriellen 
und Exporteure beabsichtigen, ihre Fertigwaren 


und Investitionsgüter zur Förderung des europä- 
ischen Wiederaufbaus zur Verfügung zu stellen. 
Das werden die Hauptbeiträge der schweizeri- 


schen Regierung und der schweizerischen Wirt- 
schaftskreise hinsichtlich der Ziele des Pro- 
grammes für 1948/49 sein. 


Vereinigtes Königreich 


265. 1947 war das gesamte Gold- und Dollar- 
defizit, welches das Vereinigte Königreich für das 
ganze Sterlinggebiet trug, 4127 Millionen Dollar. 
Man erwartet für 1948/49 eine Herabsetzung die- 

' ses Defizits auf eine Summe von 1263 Millionen 
Dollar, die durch den Betrag gedeckt wird, mit 
dessen Bereitstellung das Vereinigte Königreich 
im Jahr 1948/49 rechnet. 

266. In der folgenden Tabelle ist dargestellt, 
wie sich die Dollarlage des Vereinigten König- 
reichs bessert: 

Dollar-Zahlungsbilanz 


1948/49 
Millionen Dollar Millionen Dollar 
Einfuhren . — 2289 — 1642 
Ausfuhren + 492 a 
Unsichtbare Posten 

netto i — 560 — 185 
Andere Gold- u. Dollar- 

Transaktionen, netto — 1770 — 158 

— 4127 — 1263 


267. Die auffallende Verbesserung in der Dol- 
larlage des Vereinigten Königreichs und der dazu- 
gehörigen Überseegebiete ist, wie man sieht, zum 
großen Teil auf eine Herabsetzung der Einfuhren, 
eine Steigerung der Ausfuhren und einen Netto- 
Rückgang: sonstiger Gold- und Dollarzahlungen 
zurückzuführen. 

268. Die folgende Aufstellung zeigt die Produk- 


tionsleistungen des Vereinigten Königreichs für . 


1948/49 im Vergleich zu 1947: 
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Produktion 
In tausend ER 


A ö Ra Tonnen 
1947 1948/49 
_ Brotgetreide . 1 716 \ 2284 
Fleisch . : 885 958 
 Futtergetreide 6.043 8 297 
Kohle 206 438 226 940 
Hüttenkoks 14 000 15 930 
H - Rohstahl 12 684 14 987 


269. Die geplante Verbrauchssteigerung für 

wichtige Rohmaterialien, wie sie die folgende 

Aufstellung zeigt, ist ein weiteres Anzeichen für 

den wirtschaftlichen Fortschritt, den das Ver- 
a Saale Königreich 1948/49 machen wird. 


Br j Verbrauch 
In tausend metrischen 
Tonnen 
= 2; 1947 1948/49 
DR 
en u:  Hüttenkoks 14 050 16 050 
BE EROhOl 2 628 4 985 
Treiböl . 5220 7188 
i Fertigstahl 9 630 11 032 
v2  Rohbaumwolle . 368 457 
ER Rohwolle 191 223 
ER 270. Die aädustrielle und landwirtschaftliche 
g% Produktion wird 1948/49 weiterhin steigen, wenn 


‚auch nicht in demselben Maße wie 1947. Man rech- 
net, daß die landwirtschaftliche Produktion den 
5% Vorkriegsstand um 30°%o übersteigen wird, wäh- 
‚rend sie ihn 1947/48 um 20°/o überstieg. Die Koh- 
 lenförderung wird 107°/o des Standes von 1947 
Al ‚erreichen. Die Produktion in Fabrikationsbetrie- 
R: ben wird voraussichtlich im Durchschnitt 25 bis 


Be. '30% über dem Vorkriegsstand liegen. 


271. Die Gesamtausfuhren sollen nach dem 


3 neuen Programm 137°/o des Standes von 1938 er- 


ii reichen gegenüber 109°/o für das Jahr 1947. Aus- 
fuhren nach der westlichen Hemisphäre werden 
besonders gefördert und werden voraussichtlich 
.260°/o des Wertes von 1938 erreichen. 
va 272. Die Ausfuhr von Kohle und Bunkerkohle, 
die für die Entwicklung der europäischen Produk- 
tion so wichtig ist, wird 1948/49 voraussichtlich 
auf 19 Millionen Tonnen ansteigen, etwa das 
Doppelte der Ausfuhr für 1947/48. 
273. Investitionsgüter, die zum größten Teil 


N nach dem übrigen Commonwealth und den Mit- 


‚gliedstaaten gehen, bilden den Hauptbestandteil 
der Ausfuhren des Vereinigten Königreichs. 

274. Ein umfangreiches Erschließungsprogramm 
für Überseegebiete ist für 1948/49 aufgestellt wor- 

' den, dessen wichtigsten. Teil die Pläne zur Förde- 
rung der Ölgewinnung darstellen. 

‚275. Das Vereinigte Königreich betreibt eine 
antiinflationistische Politik. Der Staatshaushalt für 
1948 (der sich auf die 12 Monate vor dem 31. März 
1949 bezieht) sieht einen Überschuß der Einnah- 
men über die laufenden Ausgaben von 780 Mil- 
lionen Pfund und einen Gesamtüberschuß von 
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32 1 Millioneı 
gaben vor. Ein Nahlessen def Preissteige 
ist schon jetzt bemerkbar. r 

276. Das Sterlinggebiet wird im Jahr 1948/40. ” 
voraussichtlich mit einer Nettosumme von 491 Mil- 
lionen Dollar als Gläubiger in der intereuropä- 
ischen Zahlungsbilanz auftreten. Dieser Netto- 
Überschuß wird aufgewogen durch die Inanspruch- 
nahme vorhandener Sterlingmittel seitens an- 
derer Mitgliedstaaten in Höhe von 209 Millionen 
Dollar und durch einen Sterlingbeitrag seitens des 
Vereinigten Königreichs zum Zahlungsausgleichs- 
plan in Höhe einer Nettosumme von 282Millionen 
Dollar. 


Türkei 


277. Das gesamte Gold- und Dollardefizit be- 
trug 1947 44,6 Millionen. 1948/49 wird mit einer 
Erhöhung auf 70 Millionen Dollar gerechnet, die 
zum großen Teil durch den Betrag von50 Millionen 
Dollar gedeckt wird, mit dessen Bereitstellung die 
Türkei aus ERP-Mitteln rechnet. 

278. Die Dollareinfuhren werden voraussicht- 
lich von 82 Millionen Dollar für 1947 auf 124 Mil- 
lionen Dollar für 1948/49 ansteigen. Gleichzeitig 
werden die Dollarausfuhren wahrscheinlich von 
54 Millionen Dollar für 1947 auf 38 Millionen für 
1948/49 zurückgehen. 

279. Die Dollarausgaben für Frachtkosten wer- 
den eine erhebliche Steigerung erfahren, von 
7,7 Millionen Dollar für 1947 auf 20 Millionen 
Dollar für 1948/49. Diese Steigerung wird teil- 
weise wieder ausgeglichen durch die erwartete 
Erhöhung der Dollareingänge aus Schiffsdien- 
sten, die wahrscheinlich von 2,8 Millionen Dollar 
für 1947 auf 10 Millionen Dollar für 1948/49 an- 
steigen werden. 

280. Der Gesamtwert der Einfuhren der Türkei 
wird sich, wie man annimmt, von 231. Millionen 
Dollar im Jahr 1947 auf 322 Millionen Dollar im 
Jahr 1948/49 erhöhen (von denen 56 Millionen be- 
reits bezahlt sind). Innerhalb der Gesamtsumme 
wird der Anteil, der auf Einfuhren aus den Mit- 
gliedstaaten und ihren überseeischen Gebieten 
entfällt, 1948/49 der gleiche bleiben wie 1947, 
nämlich 42°/o. Der Anteil, der auf Einfuhren aus 
der westlichen Hemisphäre entfällt, wird voraus- 
sichtlich von 35°/o für 1947 auf 47°/o für 1948/49 
ansteigen und den doppelten Wert wie 1947 er- 
reichen. 

281. Die Gesamtausfuhr der Türkei wird vor- 
aussichtlich von 223 Millionen Dollar für 1947 auf 
197 Millionen Dollar für 1948/49 zurückgehen. Der 
Anteil, der hiervon voraussichtlich auf die Mit- 
gliedstaaten entfällt, wird sich beträchtlich er- 
höhen, nämlich von 50° für 1947 auf 64°/o für 
1948/49. Gleichzeitig rechnet man für den auf die 
westliche Hemisphäre entfallenden Anteil mit 
einem Rückgang von 24° für 1947 auf 19°/o für 
1948/49, 

282. In einigen Zweigen der Produktion werden | 
für 1948/49 wichtige Steigerungen geplant. Für die 
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H N illionen metrische Tonnen für 
948/49 und für Trockenfrüchte von 135 000 auf 
210 000 metrische Tonnen. Die Tabakerzeugung 
wird Nasa ‚1948/49 auf 76000 Tonnen zurück- 


Deutschland 

Vereinigtes Wirtschaftsgebiet der 
britisch-amerikanischen Zone 

283. Aus dem Programm der Doppelzone für 


1948/49 sind folgende Tatsachen von Bedeutung. 


Re 


284. Man rechnet für 1948/49 nach Berücksichti- 


' gung aller Dollareinnahmen einschließlich der 


Zuweisungen seitens der Vereinigten Staaten (637 


Millionen Dollar) mit einem Gold- und Dollar- 


 defizit in Höhe von 414 Millionen Dollar. 


285. Der Gesamtwert der Dollareinfuhren wird 
sich 1948/49 auf 959 Millionen Dollar belaufen und 


der Gesamtwert der Dollarausfuhren auf 73 Mil- 


lionen Dollar. 103 Millionen Dollar sind im Haus- 


 haltsplan für Ausgaben für das Verkehrsnetz vor- 


gesehen. 
286. 36% der Gesamteinfuhren der Doppelzone 


ei für 1948/49 (1598 Millionen Dollar) werden vor- 
aussichtlich aus Mitgliedstaaten und ihren Über- 


 seegebieten und 56°/o aus der westlichen Hemi- 
' sphäre kommen. Man rechnet, daß die Gesamt- 


‚ausfuhren 1948/49 einen Wert von 666 Millionen 


- Dollar erreichen werden (das Dreifache des Stan- 


des von 1947), wovon voraussichtlich 84°/o an die 


Mitgliedstaaten und 8°%b nach der westlichen 


Hemisphäre gehen werden. 
287. Für die meisten wichtigeren Tätigkeitsbe- 
reiche wird für 1948/49 eine beträchtliche Besse- 


 _ rung vorausgesagt. Die folgende Aufstellung gibt 


der. 


‚eine Darstellung der Lage: 


Produktion 
In tausend metrischen 
Tonnen 
1947 1948/49 
Brotgetreide 2 976 3 360 
Futtergetreide 2 324 2 556 
» Fette und Ole 169 224 
nn ienyitel 164 230 
Zucker SAD 513 
Kohle . . 71125 82 866 
Rohöl . 578 575 
Rohstahl . 2 950 6240. 
Fertigstahl . 2100 4.050 
Nutzholz (in tausend 
Kubikmetern) 2,4500 4 937 


288. Diese Zahlen zeigen deutlich den Fort- 
schritt, den die Doppelzone 1948/49 wirtschaftlich 
zu machen hofft. Die folgenden Zahlen für den 


Verbrauch zeigen nicht nur, daß man für 1948/49 


3- 
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mit einer gewissen Verbesserung des Lebens- 
standards rechnen kann, sondern auch, daß der 


Verbrauch wichtiger Rohstoffe für Landwirtschaft 
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etrischen Tonnen 


1947 


Brotgetreide 621 N 


6 226 
‘ Futtergetreide 3.099 3779 

Fette und Ole 5 236. 41 
Olkuchen und MaismeHl . 34 2378 
are eg We e 241 3155 
Zucker FA4A 950 . 
Kohle 41 845 59.720,75 
Rohöl 617 = 1.209,27 
Rohstahl 2 950 6240 

Fertigstahl . 2100 4033 


289. Die Doppelzone wird einen Nettobeitrag 
in Höhe von 10,2 Millionen Dollar zum Zahlungs: 
ausgleich machen. 

290. Die kürzlich in der Doppelzone durchg 
führten Maßnahmen zur Währungsreform stelle 
einen wichtigen Akt internationaler Wirtscha! 
politik dar und werden eine feste Grundlage 
die as der Doppelzone im Jahr 1948 re 


gelockt. Löhne und Gehälter haben wieder ei 
wahre Kaufkraft erlangt. Die Leistungsfähigk 
ist bei Arbeitern und in den leitenden Stellen 
stiegen, und die Produktion steigt auf fast alle 
Gebieten. \ 


FranzösischeBesatzungszone Wr 
291. Für 1948/49 rechnet man mit einem.Dollar- 
defizit von 100 Millionen Dollar für die franzö- 
sische Zone in Deutschland. Dieses Defizit ent- 
spricht dem Betrag, mit dessen Bereitstellung die 
französische Zone für 1948/49 aus der ERP-Hilf 
rechnet. Seit dem 15. November 1947 bilden d 
Saargebiet und die französische Zone keine W: 
schaftseinheit mehr. Um also zu einem wahre: 
Vergleichsbild in den Wertangaben für Einfuh 
und Ausfuhr für 1947 gegenüber 1948/49, d.h. für 
die heutige französische Zone, zu kommen, müß- 
ten die ersteren um 25°/o niedriger angesetzt wer- 
den. Die Einfuhren bestanden hauptsächlich aus 
Nahrungsmitteln und Rohstoffen (Brennstoffe, 
Erze, Nichteisenmetalle) und die Ausfuhren aus 
Kohle und Fertigprodukten (Stahl, Glaswaren 
usw.). Der Wert der Dollarausfuhren wird vor- 
aussichten von 47 Millionen Dollar für 1947! 
auf 97 Millionen Dollar für 1948/49 ansteigen. 
Die Hauptposten in dem erhöhten Dollareinfuhr-- 
programm sind Getreide, Baumwolle, Textilien, _ u 
Eisenbahnwaggons usw. Karo 
292. Der Wert der Gesamteinfuhren steigt von 
119 Millionen Dollar für 1947! auf 229 Millionen 
Dollar für 1948/49. Der Anteil, der hiervon auf 


1) Einschließlich Saargebiet. 


Eh 


INTERNATIONALE BERICHTE 


Mitgliedstaaten entfällt, wird voraussichtlich ZU- 


rückgehen, aber der absolute Wert wird sich be- 


trächtlich von 72 Millionen Dollar! auf 129 Mil- 
 lionen Dollar erhöhen. Der Anteil, der auf Ein- 
fuhren aus der westlichen Hemisphäre entfällt, 
wird nur wenig ansteigen, aber der absolute Wert 
wird sich beträchtlich von 47 Millionen Dollar! 
auf 93 Millionen Dollar erhöhen. 

293. Die Gesamtausfuhr wird voraussichtlich 
von 124 Millionen Dollar! auf 145 Millionen Dol- 
lar ansteigen. Die Ausfuhr nach der westlichen 
Hemisphäre, die 1947! nur unbedeutend war, wird 
sich 1948/49 auf 7,5 Millionen Dollar erhöhen, und 
die Ausfuhr nach den Mitgliedstaaten, die bei 
weitem den größeren Teil der Ausfuhren aus 
der französischen Zone darstellt, wird sich von 
123 Millionen Dollar! auf 131 Millionen Dollar 
erhöhen. 


294. Auf, den meisten Gebieten der industriel- 


len und landwirtschaftlichen Tätigkeit rechnet man 
mit bedeutenden Produktionssteigerungen. 

295. Die französische Zone wird 1948/49 voraus- 
sichtlich mit einer sehr geringen Summe als 
' Schuldner innerhalb des intereuropäischen Zah- 


1) Einschließlich Saargebiet. 


lungssystems auftreten. Dieses Defizit wird durch 
Ziehungsrechte in Höhe von 0,8 Millionen Dollar 
aus dem Zahlungsausgleichsplan gedeckt. 

296. Nach der Währungsreform vom 20. Juni 
1948 wurde der größere Teil der Guthaben ge- 
sperrt, der Geldumlauf wesentlich herabgesetzt 
und strenge Maßnahmen getroffen, um ihn einzu- 
schränken, und der Wert der Währung im Inne- 
ren wurde stabilisiert. Durch das unausgeglichene 
Verhältnis zwischen öffentlichen Ausgaben und 
Einnahmen des Zweizonenhaushalts könnte es je- 
doch in nächster Zukunft erforderlich werden, die 
Freigabe des Gegenwerts der ERP-Hilfe in ört- 
licher Währung zu erwägen. 

297. Die Währungsreform ist nur ein erster 
Schritt, dem noch weitere Bemühungen um höhere 
Produktion, Erhöhung der Spareinlagen, Preis- 
angleichungen und Festsetzung eines Wechselkur- 
ses folgen sollen. 


Triest 


298. Triest hat sein Programm auf eine ange- 
nommene ERP-Hilfe in Höhe von 18 Millionen 
Dollar gegründet. Dieser Betrag wird es Triest er- 
möglichen, seine wirtschaftliche Lage 1948/49 zu 
verbessern. 


Die insgesamt ausgeworfenen Ziehungsrechte der westeuropäischen Länder 
Anhang 3 des intereuropäischen Zahlungs- und Verrechn ungsabkommens (vgl. den Beitrag Seite 1781 bis 1794). 


Länder, zu deren 
Lasten Ziehungs- 


rechte an die neben- wurden 
stehenden Länder Er 
2 ER Öster- Bar Däne-| cnen- In 
(1) reich | gien |mark| j„ng | lien 
1.Osterreih ...- —- 0,4 2 
2.Belgien-Luxemburg 45 — 4 130 — 
3.Dänemark ....01 —-—  — 2,0 — 
4, Frankreich 2.0. — — 5:0 — 
5.Griehenland . .'’ — —-  — — — 
Saltalen sn. N. a NIE ll 7,0 _ 
7.Niederlande . . . 10 — — 5,0 — 
8.Norwegen . .. 15 — 5 2,0 — 
9.Schweden . . .. —-  —- — 5,0 — 
10xTürkel 25... . — —- —- 130 — 
11. Großbritannien 3). — 200 100 25 
12. Doppelzone . . . = — 63 4,3 — 
13. Französische Zone. 05 — 14 0,1 — 
Gesamtsumme der den 
begünstigten Ländern ge- 
währten Ziehungsrechte 66,6 11 333 66,8 27 


7iehungsrechte, die von den in der Vorspalt» angegebenen Ländern in deren G>samts‘ 


Lindsswährung zugunsten nachstehender Länder (Schuldnerländer) eingeräumt | der v.d. 
(in Millionen Dollar) helastet. 
Ländern 
dor. | me. Sehwe-|Tür- |itan.| peh | Frz | Ziehser 
lande | gen | den | kei | nien | zone ZOnS| achie 
— — 0,7 — — — — St 
72,8 23 6:04 62,0 30 17° 40 218,5 
— 3,0 — — — — 9,8 
— — — _ — _ — 917 
— 0520,1 50. — 10,1722:6 47,3 
—_ 230 = 08. — — 2,0 11,3 
—_ — — — — 8 — 16,5 
2 218 — 10. — 5 — 34,8 
— 05. — — — 12227155 28,5 
— —r — — — 46,5 5,5 312,0 
83 — — —_ — — — 108,8 
= or FG == — —— =» 14,8 
83 48,3 9,8 88 30 98,6 15,6 810,4 


(1) Als Gläubigerland wird in diesem Zusammenhang immer dasjenige Land bezeichnet, das auf Grund 
des vom Europäischen Wirtschaftsrat geplanten Handelsaustausches einen Ausfuhrübershuß gegenüber 
einem anderen Land erzielen soll und dann eine aktive Zahlungsbilanz gegenüber diesem Land (Schuldner- 


land) haben würde. 


(2) Portugal und die Schweiz sowie die von Großbritannien und den Vereinigten Staaten besetzte 
Zone Triests sind an der Gewährung und Verteilung von Ziehungsrechten nicht beteiligt. 


(3) einschließlich Irlands und Islands. 
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Das intereuropäische Zahlungs- und Verrechnungsabkommen 
vom 16. Oktober 1948 


von Dr. Hans Möller 


Vorgeschichte und Hauptinhalt des Abkommens 


Die europäischen Handels- und Zahlungs- 
beziehungen nach dem zweiten Weltkrieg 

Die verheerenden wirtschaftlichen Folgen des 
zweiten Weltkrieges und teilweise auch der poli- 
tischen Entwicklung nach Beendigung der Kampf- 
handlungen dürfen als bekannt vorausgesetzt 
werden; in diesem Zusammenhang genügt es, 
ein Symptom dieser wirtschaftlichen Kriegsfolgen 
zu erläutern: die Gleichgewichtsstörung in den 
zwischenstaatlichen Wirtschaftsbeziehungen der 
westeuropäischen Länder, die auch schon zwi- 
schen den beiden Kriegen keineswegs als gesund 
bezeichnet werden konnten. Diese Gleichgewichts- 
störung außergewöhnlichen Ausmaßes zeigt sich 
in einem gegenüber der Vorkriegszeit stark ge- 
stiegenen Einfuhrbedarf, einer geringeren Export- 
leistung und in dem endgültigen Verlust von De- 
viseneinnahmen aus Zinsen und Dienstleistungen, 
die vor dem Krieg zur Bezahlung von Einfuhr- 
überschüssen verfügbar waren. Fast alle west- 
europäischen Länder sind auf große Einfuhrüber- 
schüsse aus den Vereinigten Staaten angewiesen, 
ohne die eine Wiederherstellung des Gleichge- 
wichts durch Anpassung an die neuen Gegeben- 
heiten vermutlich zu einer sozial und politisch 
unerträglichen Senkung des Lebensstandards füh- 
ren würde. Eine Beseitigung dieser Gleichge- 
wichtsstörung versucht der Marshall-Plan, der 
nichts anderes als ein langfristiges Programm zur 
Finanzierung und Aufbringung solcher Über- 
schüsse an Einfuhren in die westeuropäischen 
Länder darstellt. Die ohne die Hilfe der Vereinig- 
ten Staaten unausgeglichenen Zahlungsbilanzen 
der westeuropäischen Länder verursachen unmit- 
telbar die Dollarknappheit sowie das europäische 
Währungschaos: das Entstehen der sogenannten 
„weichen” Währungen (in Europa prak- 
tisch alle Währungen mit Ausnahme des Schwei- 
zer Franken und des portugiesischen Eskudo) mit 
einer bis ins einzelne gehenden staatlichen De- 
visenbewirtschaftung. Es ist das Kennzeichen der 
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weichen Währungen, daß sie in harte Währun- 


gen (insbesondere in Dollar) überhaupt nicht und 
auch untereinander nur selten und sehr begrenzt 
umgewechselt werden können. Die Guthaben 
eines Landes in der Währung eines anderen Lan- 
des können also nicht zur Bezahlung von Schul- 


den gegenüber einem dritten Land verwendet 
werden. Die Währungen sind nicht HrareiE IE 


bar‘ oder „konvertierbar". 
‘Die Entstehung weicher Währungen wurde 


wesentlich gefördert durch zwei weitereFaktoren. 


Zunächst durch die mannigfachen inflationi- 
stischen Tendenzen in vielen Ländern, 
denn jede offene oder verdeckte (z.B. preisge- 
stoppte) Inflation fördert die Einfuhr und hemmt 


die Ausfuhr und verstärkt damit das Defizit der 
Handels- und Zahlungsbilanz. Der zweite Faktor 


ist die weitgehende Veränderung der 
intereuropäischen Wirtschaftsbe- 
ziehungen — insbesondere durch den Aus- 


fall Deutschlands als Fertigwarenlieferant, der ER 
südost- und osteuropäischen Länder als Nah- 


rungsmittel- und Rohstoffexportländer und Groß- 
britanniens als zahlungskräftiges Importüber- 
schußland. Deshalb erscheint die Rückkehr zu der 
früher normalen europäischen Wirtschaftsverflech- 
tung vorläufig unmöglich. Die Handels- und Zah- 
lungsbilanzen jedes westeuropäischen Landes mit 
den übrigen Ländern Westeuropas sind dadurch ge- 
stört und befinden sich nicht mehr im Gleichgewicht, 

Diese neuen wirtschaftlichen Gegebenheiten 
zwangen den westeuropäischen Handel seit 1945 
in ein Netz zweiseitiger Handels- und Zahlungs- 
abkommen, ohne die zwar die schnelle Wieder- 
aufnahme des jahrelang unterbrochenen zwischen- 
europäischen Handels nicht hätte erreicht werden 
können, die nunmehr jedoch einer weiteren Han- 


delsbelebung, auch nur bis auf den Vorkriegs- 


stand, hindernd im Wege stehen. Obwohl die seit 
1945 abgeschlossenen rund 200 Handels- und Zah- 
lungsabkommen große Unterschiede aufweisen, 
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Waren, von denen jede die Exporte; des einen 
Landes und die Importe des anderen Landes ent- 
hält (aufgegliedert nach Waren und Mengen oder 
Werten); die Regierungen kommen überein, die 
jtwendigen Ausfuhr- und Einfuhrgenehmigun- 
gen bis zu den in den Listen enthaltenen Limiten 
zu erteilen. Das Abkommen enthält meist keine 
festen Liefer- und Abnahmeverpflichtungen, so 
' daß seine Realisierung davon abhängt, ob die pri- 
ten Exporteure und Importeure oder gar die 


hließen. Neben dem Handelsabkommen läuft 
eist ein Zahlungsabkommen, obwohl es auch 
änder gibt, die ihre Außenhandelsbeziehungen 
n in erster Linie allein mit Zahlungsabkommen zu 
ngsabkommen sehen ein Clearing der gegensei- 
gen Verbindlichkeiten vor, wobei gegenseitig zur 
leichterung des Zahlungsverkehrs Kredite in 
ndeswährung von Zentralbank zu Zentralbank 
einem vereinbarten Wechselkurs bereitgestellt 
werden. Derartige gegenseitige Kredite, d. h. 
praktisch die Bereitschaft des Gläubigerlandes, 
einen Zahlungsbilanzsaldo zu Lasten des Schuld- 
erlandes aus dem Warenverkehr auflaufen zu 
ssen, machen einen laufenden Ausgleich der 
Xonten überflüssig und können zu der Entstehung 
beachtlicher Kredit- oder Debetsalden für eine ge- 
wisse Zeitperiode führen. Bei Überschreitung der 
‚vereinbarten Kreditgrenzen — häufig als „Swing 
zeichnet — wird in der Regel Bezahlung in 
old oder in einer konvertierbaren Währung 
rbindlich vorgeschrieben. 

Fehlendes Gleichgewicht und Aufspaltung des 
intereuropäischen Handels in nahezu isolierte 
zweiseitige Wirtschaftsbeziehungen ließen die 
Swings auf den Zahlungskonten praktisch zu 
Dauerkrediten werden. Das erforderte ständige 
 Fühlungnahme über die weitere Behandlung die- 
- ser von den Exportländern an ihre Abnehmer- 
länder ganz unfreiwillig gewährten Kredite und 
bedeutete eine schwere Hemmung des Handels 
zwischen den Ländern Westeuropas. Ende August 
1917 ergab sich nebenstehendes Bild der innereuro- 
. päischen Verschuldung aus demlaufenden Handels- 
_ verkehr im Rahmen der bestehenden Abkomment. 
Die Darstellung zeigt anschaulich, daß einer 
Reihe ausgesprochener Gläubigerländer einige 
‚ausgesprochene Schuldnerländer gegenüberstan- 
_ den und an eine Abtragung der aufgelaufenen 
 Kredit- und Debetsalden im Wege des normalen 


1) 'Zusammengestellt auf Grund der Angaben im 
Jahresbericht der Bank für Internationalen Zahlungs- 
ausgleich in Basel (BIZ) für das Jahr 1947/48, Basel 
1948, S. 156. 
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sten Länder waren in erster Lini 
ie EN vereinbaren zwei fikten von 


egierungen selbst entsprechende Kontrakte ab- 


‚regeln versuchten (z. B. Großbritannien). Die Zah- 


Drosselung des Handelsverkehrs die wäteee Ver- ß 
größerung der Salden und den damit verbundenen 
Zwang zur Bezahlung der Spitze in Gold oder 
harter Währung solange zu verhindern, bis mit 


‘einer Bereinigung der Salden — sei es durch be- 


sondere Warenlieferungen oder auf anderem 
Wege — gerechnet werden konnte. Infolgedessen 
vermochten die Zahlungsabkommen keine wei- 
tere Steigerung des intereuropäischen Handels 
herbeizuführen; sie drohten sogar dessen Ein- 
schränkung zu bewirken. 


Abbildung 1 _ 


Guthaben In 10Millionen Dollar 


bei figmden Ländern 2 
o Belgien 
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Sonstige Länder 


Zur Doreskrhichte des Abkommens 


Wollte man die mehr oder weniger erfolgrei- 
chen Bemühungen um die Beseitigung der tiefe- 
ren Ursachen für die Zersetzung der internationa- 
len Wirtschaftsbeziehungen zur Vorgeschichte des 
neuen intereuropäischen Zahlungsabkommens 
rechnen, so müßten Gründung ind Tätigkeit der 
Vereinten Nationen, das Währungs- und Finanz- 
abkommen von Bretton Woods mit der Bildung 
des Internationalen Währungsfonds. und der Welt- 


. bank, die Annullierung aller Ansprüche aus den 


Pacht- und Leihlieferungen während des Krieges, 
die mannigfachen Unterstützungen, die die Ver- 
einigten Staaten in Form von Krediten, direkten 
Warenlieferungen und finanziellen Beiträgen den 
vom Krieg betroffenen Ländern gewährten, die 
Maßnahmen dieser Länder zur Stabilisierung 
ihrer wirtschaftlichen und finanziellen Verhält- 
nisse, die Tätigkeit der UNRRA und des Roten 
Kreuzes und vieles andere mehr untersucht wer- 
den. Hier sollen deshalb nur zwei besonders in- 
struktive Versuche zur Erleichterung des inter- 
nationalen Zahlungsverkehrs behandelt werden. 

Zunächst ist das Kreditabkommen zwischen den 
Vereinigten Staaten und Großbritannien vom6. De- 
zember 1945? zu nennen, mit dem Großbritannien 


2) Vgl. den Beitrag „Die Lage der Währungen nach 
Beendigung des zweiten Weltkrieges" von Professor 
Dr. Siegfried Wendt, Europa-Archiv, April 1948, 
S. 1273 bis 1286, insbesondere S. 1285. 
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eit es sich um laufende Guthaben handelt — 
innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Ab- 
'kommens frei transferierbar zu machen. In Erfül- 
lung dieses Abkommens schloß Großbritannien 
eine Reihe von Verträgen, nach denen die freie 
| Verwendung der Pfundwährung für laufende 
Transaktionen, einschließlich der Umwandlung in 
Dollar für die Vertragspartner zugelassen wer- 
den sollte. Am 15. Juli 1947 wurden die Sterling- 
‚guthaben der Vertragspartner entsprechend der 
von Großbritannien eingegangenen Verpflichtung 


‚auf Druck der Vereinigten Staaten zur Umwand- 


lung in harte Währungen freigegeben. Infolge der 
. daraufhin von einigen Ländern in verstärktem 
Umfang betriebenen Umwandlung von Pfundgut- 
haben in Dollar, die zu einer rapiden Verminde- 
rung der Dollarguthaben Großbritanniens in den 
Vereinigten Staaten führte, wurde die freie Trans- 
ferierbarkeit des Pfundes im Einvernehmen mit 
den Vereinigten Staaten bereits am 20. August 
1947 wieder aufgegeben. Innerhalb des Sterling- 
blocks und anderer Ländergruppen im Rahmen 
der britischen Devisenbewirtschaftung blieb die 
bereits vor 1947 eingeführte Transferierbarkeit 
der Pfundguthaben erhalten. Seit August 1947 
wurden von Großbritannien verschiedene neue 
.  Zahlungsabkommen abgeschlossen, die den Ver- 


 tragspartnern die Transferierbarkeit ihrer Pfund- 


guthaben in irgendeiner Form garantierten. Trotz 
- des mißlungenen Versuchs, die Konvertierbarkeit 
des Pfundes wieder herzustellen, stellt die syste- 
 matische Schaffung eines Netzes zusammenhän- 
‚gender Zahlungsabkommen durch Großbritan- 
nien einen ersten Schritt zur Durchbrechung der 
strengen Zweiseitigkeit des intereuropäischen 

- Zahlungsverkehrs dar. 


Die weiteren Bemühungen zur Erleichterung 
des intereuropäischen Zahlungsausgleichs erfolg- 
ten praktisch im Rahmen der Verhandlungen zum 
Marshall-Plan. Unter den Dokumenten der ersten 
Pariser Wirtschaftskonferenz findet sich bereits im 
Bericht des Finanzausschusses' ein Abschnitt 
über intereuropäische Zahlungsabkommen, in 
dem unter anderem eine Zusammenkunft von 
Sachverständigen für internationale Zahlungsbe- 
ziehungen empfohlen wurde, die schon am 22. Sep- 
tember 1947 in London stattfand und sich als 
„Komitee für Zahlungsabkommen“ konstituierte. 

Dem Komitee gehörten unter anderem der Prä- 
sident der belgischen Nationalbank, Hubert An - 
siaux, der spätere Vorsitzende des „Techni- 
schen Ausschusses für Devisen- und intereuro- 
päischen Zahlungsverkehr“ im Rahmen der OEEC, 
sowie verschiedene Vertreter des Internationalen 
Währungsfonds als Beobachter an. Vertreter der 
Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) 
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1) Vgl. Dokumente und Berichte des Europa-Archivs, 
Band 5: Die Wiedergesundung Europas, Schlußbericht 
der Pariser Wirtschaftskonferenz der 16 Nationen, 
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in Basel waren anscheinend nicht z 


g im, die Pfundwährung — Kor 


ugegen. 
Grundlage für die Beratungen dienten dem Komi- 
tee die Empfehlungen des Finanzausschusses a 
die Pariser Wirtschaftskonferenz, die auf eine p 
tielle Transferierbarkeit der europäischen W. 
rungen untereinander durch Herbeiführung ei 
Saldenabrechnung hinausliefen und bereits 
Verkoppelung dieses Saldenausgleichs mit de 
Zuteilungen der ERP-Hilfe vorsahen. Die Initia- 
tive zu diesen Empfehlungen lag bei den Benelux- 
staaten, die dem Finanzausschuß einen techni- 
schen Vorschlag über den Verrechnungsmechanis 
mus vorgelegt hatten. . N 
Das Komitee für Zahlungsabkommen erörtert 
auf Grund dieser Unterlagen und Empfehlunger 
insbesondere die Frage, ob die Saldenverre AR 
nung in jedem einzelnen Fall die Zustimmung der 
jeweils beteiligten Länder erfordere (wie es ur 
Finanzausschuß vorgesehen hatte) und unter wel- 
chen Bedingungen ein automatischer Ausgleic 
durchführbar wäre. Die Beneluxländer, Frankreich 
und Italien erklärten sich bereit, in Verhand- 
lungen über ein Abkommen zur Herbeiführun 
einer automatischen Verrechnung im Rahmen der 
bestehenden bilateralen Zahlungsabkommen ein 
zutreten, während die übrigen Teilnehmerlände 
sich nur entschließen konnten, der Verrechnun 
unter dem Vorbehalt einer Genehmigung in jedem 
Einzelfall zuzustimmen. Das Komitee beschlo! 
ferner einige statistische Erhebungen über die 
stehenden zwischenstaatlichken Guthaben u 
Schulden und befaßte sich eingehend mit. 
Frage, ob die Marshallplan-Hilfe auch zur Ub 
windung intereuropäischer Zahlungsschwierigk 
ten imRahmen eines Verrechnungssystems nut 
gemacht werden solle. Die Auffassungen über 
sen Punkt waren geteilt. Das Komitee empfahl im 
übrigen, die Verhandlungen fortzusetzen. Be 


Schon einen Monat später (im Oktober 19. 
trat das Komitee in Paris erneut zusammen un 
entwarf ein „Erstes multilaterales Verrechnungs 
abkommen', das am 18. November 1947 unter 
zeichnet wurde und das unter gewissen Bedin- 
gungen einen automatischen Saldenausgleich im Mi 
Zahlungsverkehr zwischen den „ständigen Mit- 
gliederländern‘ (Benelux, Frankreich und Itali 
vorsah. Bald danach traten fast alle übrigen Mar 
shallplan-Länder diesem Abkommen als „ge- 
legentliche Teilnehmerländer“ (deren Salden nicht 
automatisch, sondern nur mit ihrer Genehmigung 
in jedem Einzelfall zur Verrechnung verwendet 
werden dürfen) bei. Als Agent für die technische 
Durchführung der Verrechnung zwischen den be- 
teiligten Ländern wurde die BIZ bestimmt, die 
ab Dezember 1947 mit dem Saldenausgleich be- ' 
gann. Obwohl der wertmäßige Umfang der vor 
genommenen Verrechnungen sehr gering blieb, 
waren die Einrichtung des technischen Apparates ie 


Teil II: Technische Berichte, 4.: Arbeitskräfte, Erklä- 
rungen der Regierungen der Teilnehmerländer über H 
interne finanzielle und wirtschaftliche Reformen, S. 132. R 
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und die Überwindung des traditionellen Bank- 
geheimnisses als ein großer Fortschritt zu betrach- 
ten. Das erste Abkommen vom 18. November 
1947 ist fast vollständig in das neue Abkommen 
‘vom 16. Oktober 1948 aufgenommen worden, so 
daß es hier nicht näher behandelt zu werden 
braucht. Über die Fortsetzung der Verhandlungen 
auf der dritten Vollversammlung des Europäischen 
Wirtschaftsrates im April 1948 und auf den Rats- 
tagungen im Mai und im Juni 1948 ist im Europa- 
. Archiv bereits ausführlich berichtet worden!, 


Im Prinzip wurde das intereuropäische Zahlungs- 
abkommen mit automatischer Verrechnung für 
alle Teilnehmerländer bei gleichzeitiger Nutzbar- 
machung eines Teils der ERP-Hilfe zur Erleichte- 
rung des Zahlungsverkehrs bereits im Juli 1948 
vom Europäischen Wirtschaftsrat und der ECA 
angenommen. Die technische Ausarbeitung des 
Abkommens zog sich jedoch noch einige Wochen 
hin, so, daß es erst am 16. Oktober 1948 von 
den Marshallplan-Ländern unterzeichnet werden 
konnte. Es trat auf Grund eines Zusatzprotokolls 
rückwirkend am 1. Oktober 1948 in Kraft. Die 
ersten Verrechnungen sind bereits im Oktober 
1948 von der BIZ vorgenommen worden. 


Die vertraglichen und gesetlichen Grundlagen 


Das intereuropäische Zahlungsabkommen ist 
nicht etwa freiwillig über das ERP hinaus geschaf- 
fen worden, sondern bildet einen wichtigen Schritt 
zur Verwirklichung verschiedener einschlägiger 
Bestimmungen in dem Netz von Verträgen und 
Gesetzen, die der Durchführung des ERP dienen. 
Das Abkommen stellt das Ergebnis zielbewußter 
Bestrebungen der Vereinigten Staaten dar, die 
bereits im Abkommen von Bretton Woods und in 
dem erwähnten Finanzabkommen zwischen den 
Vereinigten Staaten und Großbritannien vom Jahre 
1945 zum Ausdruck kamen. In der Rede Mar- 
shalls an der Harvard-Universität am 5. Juni 
1947 findet sich schon die unmißverständliche 
Formulierung?: 


„Eines ist schon jetzt klar: Bevor die Ver- 
einigten Staaten ihre Bemühungen zur Besse- 
rung der Lage fortsetzen und zum Gesundungs- 
prozeß der europäischen Welt beitragen kön- 
nen, müssen die Länder Europas untereinander 
zu einer Einigung darüber kommen, in- 
wieweit die Länder Europas selbst dazu bei- 

+ tragen können, eine volle Auswertung der Maß- 
nahmen unserer Regierung zu erzielen.‘ 


In den Verhandlungen des amerikanischen Kon- 
gresses und in jenen zwischen den Vereinigten 
Staaten und den Marshallplan-Ländern wurde 
dieser Grundsatz immer wieder betont und im 


vo or r0. 


Auslandshilfegesetz von 1948 mehrfach festge- 
legt. In Artikel 102 heißt es unter Absatz (b) über 
den Zweck des Gesetzes unter anderem (Ziffer 3)?: 


„Erleichterung und Förderung des internatio- 
nalen Handels der Teilnehmerländer unterein- 
ander und mit anderen Ländern mittels geeig- 
neter Maßnahmen einschließlich des Abbaus 
der Handelsbeschränkungen, die diesem Han- 
del hinderlich sind. 

Artikel 115, Absatz (b), macht die Hilfe der Ver- 
einigten Staaten von entsprechenden Maßnahmen 
der Teilnehmerländer abhängig?: 

„Die Voraussetzung für die Hilfe nach diesem 
Gesetz ergibt sich aus den multilateralen Ver- 
pflichtungen der Teilnehmerländer, alle An- 
strengungen zu unternehmen, um ein gemein- 
sames Wiederaufbauprogramm zu erfüllen, das 
sich auf Selbsthilfe und gemeinsame Zusam- 
menarbeit gründet ... und hängt von dauern- 
den Bemühungen der Teilnehmerländer ab, ein 
gemeinsames Wiederaufbauprogramm durch 
multilaterale Verpflichtungen ... zu erfüllen.” 


Die Teilnehmerländer müssen sich unter ande- 
rem nach Ziffer 3 dieses Absatzes verpflichten‘. 

„zur Zusammenarbeit mit anderen Teilnehmer- 

ländern, um einen erhöhten Austausch von 

Waren und Dienstleistungen unter diesen Teil- 

nehmerländern und mit anderen Ländern zu er- 

leichtern und dafür einen entsprechenden An- 
reiz zu schaffen, und zur Zusammenarbeit, um 
die Hindernisse für den Handel zwischen diesen 

Ländern und mit anderen Ländern zu ver- 

ringern.“ 

In Anerkennung dieser Bestimmungen des Aus- 
landshilfegesetzes haben sich die Teilnehmerländer 
in dem Abkommen über die Organisation für euro- 
päische wirtschaftliche Zusammenarbeit (CEEC) 
in Artikel 4 vertraglich wie folgt verpflichtet°: 


„Die vertragschließenden Parteien werden 
den Austausch von Waren und Dienstleistun- 
gen in gegenseitiger Zusammenarbeit so weit- 
gehend wie möglich entwickeln. Zu diesem 
Zweck werden sie ihre bereits eingeleiteten Be- 
mühungen um die baldmöglihe Schaffung 
eines multilateralen Zahlungs- 
systems untereinander fortsetzen und in der 
Auflockerung gegenseitiger Handels- und Zah- 
lungsbeschränkungen zusammenarbeiten mit 
dem Ziel, diese Beschränkungen, die gegen- 
wärtig den Handels- und Zahlungsverkehr be- 
hindern, so bald wie möglich zu beseitigen...” 


Eine nahezu gleichlautende Bestimmung ist in 
die Verträge zwischen den Vereinigten Staaten 
einerseits und jedem der Teilnehmerländer ande- 
rerseits aufgenommen worden®, 


1) Vgl. Europa-Archiv, Mai 1948, S. 1309-1310, Sep- 
tember 1948, S. 1532—1533 und S. 1536—1537. 

2) Vgl. Europa-Archiv, August 1947, S. 821. 

3) Vgl. Europa-Archiv, Juni/Juli 1948, S.. 1385, 

4) Vgl. Europa-Archiv, Juni/Juli 1948, S. 1391. 


1784 


5) Vgl. Europa-Archiv, Mai 1948, S. 1345, 

6) Vgl. z. B. das Abkommen mit der Doppelzone, 
Artikel II 1d, das in diesem Punkt mit dem Wortlaut 
der Abkommen mit den übrigen Teilnehmerländern 
übereinstimmt; Europa-Archiv, September 1948, S. 1562, 
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Der H auptinhalt des intereuropäischen 
Zahlungsabkommens vom 16. Oktober 19481 


Das Abkommen vom 16. Oktober 1948 über- 
nimmt aus dem „Ersten multilateralen Verrech- 
nungsabkommen vom 18. November 1947 das 
PrinzipderSaldenverrechnung im inner- 
europäischen Zahlungsverkehr und unterscheidet 
ebenso wie das erste Abkommen zwei Katego- 
rien der Verrechnung?: Die erste Kategorie 
bilden alle Verrechnungen, bei denen nur eine 
Verminderung der bestehenden Debet- und Kre- 
ditsalden eintritt. Da durch solche Verrechnungen 
in der Regel kein Land einen wesentlichen Nach- 

_ teil erleiden kann, werden sie ohne vorherige Zu- 
stimmung der beteiligten Länder von der als Ver- 
rechnungsstelle fungierenden BIZ ausgeführt (Ar- 
tikel 4, 18). Diese Verrechnungen der ersten Kate- 
gorie werden im folgenden als „automatische Ver- 
rechnungen” (abgekürzt: „A-Verrechnun- 
gen“) bezeichnet. Zur zweiten Kategorie von 
Verrechnungen gehören alle übrigen Ausgleichs- 
operationen, bei denen sich demnach zwar eben- 
falls einzelne Salden verringern, sich darüber hin- 
aus jedoch entweder bestehende Debet- und Kre- 
ditsalden erhöhen oder neue Salden bilden. Bei 
dieser Art der Verrechnung ist es unvermeidlich, 
daß zumindest ein Land einen Teil seiner Gut- 

' haben (oder Schuldsalden) bei einem anderen 
Land verliert und dafür entsprechende’zusätzliche 
Guthaben bei einem dritten Land erhält, 


Der Wechsel des Schuldners oder Gläubigers 
mit oder ohne Verminderung der bestehenden 
Salden kann vom Standpunkt eines oder mehre- 
rer beteiligter Länder nachteilig sein, so daß bei 
Verrechnungen der zweiten Kategorie die vor- 
herige Zustimmung aller von der Verrechnung be- 
troffenen Länder erforderlich ist (Artikel 4, 18). 
Diese Art der Verrechnung wird als „genehmi- 
gungsbedürftige Verrechnung” (abgekürzt: „G- 
Verrechnung‘) bezeichnet. Die BIZ hat als 
“ Agent die Aufgabe, Vorschläge für G-Verrech- 
nungen auszuarbeiten und den Teilnehmerländern 
zur Zustimmung vorzulegen. Bei Ablehnung des 
Vorschlags durch ein betroffenes Land kann die 
G-Verrechnung nicht vollzogen werden. 


Nach den Erfahrungen, die mit diesen beiden 
Formen der Verrechnung während der Geltung 


1) Auf eine eingehende Wiedergabe und Interpre- 
tation der 26 Artikel und 3 Anhänge des Abkommens 
sowie des Zusatzprotokolls wird im Hinblick auf die 
Veröffentlichung des gesamten Wortlauts in einer spä- 
teren Folge des Europa-Archivs verzichtet. Hier ist 
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des ersten Abkommens seit Dezember 1947 ge- 
macht worden waren, konnte eine wesentliche Er- 
leichterung des innereuropäischen Zahlungsver- 
kehrs allein durch A- und G-Verrechnungen nicht 
erwartet werden. Die auf Grund des alten Ab- 
kommens verrechneten Salden waren gegenüber 
den bestehenden Salden verschwindend gering; 
sie betrugen zum Beispiel in den ersten beiden 
Monaten (Dezember 1947 und Januar 1948) noch 
nicht einmal 1 v.H. der vorhandenen Salden. Für 
G-Verrechnungen war die Zustimmung der be- 
teiligten Länder in der Regel nicht zu erhalten, 
so daß nur A-Verrechnungen durchgeführt werden 
konnten. Die BIZ schätzte im Frühjahr 1948 auf 
Grund der ihr vorliegenden Kontenstände bei den 
Zentralbanken den möglichen Umfang von A-Ver- 
rechnungen auf knapp 5 v.H. der vorhandenen 
Salden. Die Vereinbarung über diese beiden Ver- 


rechnungsarten allein hätte also kaum den Ar- 


beitsaufwand für das neue Abkommen gerecht- 
fertigt. Der wesentliche Fortschritt des neuen Ab- 
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kommens ist in der Schaffung zusätzlicher 


„‚innereuropäischer Zahlungsmit- 
tel" für die Saldenverrechnung zu erblicken, die 
durch die Verkoppelung des innereuropäischen 
Zahlungsausgleichs mit der Marshallplan-Hilfe 
ermöglicht wird. Dies geschieht in der Weise, daß 
diejenigen Marshallplan-Länder, die auf Grund 
der vom Europäischen Wirtschaftsrat verarbeite- 
ten Außenhandelspläne gegenüber anderen Teil- 
nehmerländern bis zum 30. Juni 1949 voraussicht- 
lich Ausfuhrüberschüsse aufweisen, diesen Län- 
dern „Ziehungsrechte” einräumen (Ar- 
tikel 9 ff.), mit denen die Ausfuhrüberschüsse 
ohne Bezahlung abgenommen werden können, 
Entsprechend dem Gesamtbetrag der Ziehungs- 
rechte, die ein Land (Gläubigerland?) an ein ande- 
res Land (Schuldnerland?) zu gewähren hat, müs- 
sen vom Gläubigerland Guthaben in eigener 
Währung (abgekürzt: „ ZR-Guthaben‘) zur 
Bezahlung der Exporte in das Schuldnerland be- 
reitgestellt werden. Die Ziehungsrechte ermög- 
lichen es dem Schuldnerland, durch Einfuhrüber- 
schüsse aus dem Gläubigerland entstandene Zah- 
lungsbilanzdefizite endgültig auszugleichen. Die 
insgesamt ausgeworfenen Ziehungsrechte gehen 
aus der Aufstellung hervor, die dem Abkommen 
als Anhang 3 beigefügt ist (vgl. oben S. 1780). 


nur eine zusammenfassende Darstellung der wesent- 
lichsten Ergebnisse des Vertrages beabsichtigt. 

2) Vgl. zur näheren Erläuterung weiter unten den 
Abschnitt über den Verrechnungsmechanismus. 

3) Vgl. die Anmerkung (1) zur Tabelle auf Seite 1780. 


1785 


_ _ WIRTSCHAFTSPROBLEME DER NACHKRI 


Für die Doppelzone beispielsweise ergibt die 


Tabelle im Hinblick auf die Ziehungsrechte fol- 


gende Lage: Die Doppelzone erhält für 98,6 Millio- 


nen Dollar Ziehungsrechte von Belgien, Italien, 
Norwegen, Schweden, Türkei und Großbritannien. 
Die Zentralbanken dieser Länder haben entspre- 
chende Beträge in ihrer Landeswährung zur Be- 


-_ zahlung von Ausfuhrüberschüssen in die Doppel- 


. zone zur Verfügung zu stellen; die Doppelzone 


kann demnach Einfuhrüberschüsse aus diesen Län- 


dern in Höhe der angegebenen Beträge abdecken. 


Gleichzeitig muß die Doppelzone selbst Ziehungs- 


rechte an fünf Länder einräumen, insbesondere an 


Frankreich und Österreich, die diesen Ländern den 
Ausgleich ihrer Schuldsalden gegenüber der Dop- 


 pelzone ermöglichen, die insbesondere aus Aus- 


fuhrüberschüssen der Doppelzone in diese Län- 
der durch vorgesehene Kohlenlieferungen her- 
rühren. Die Tabelle läßt deutlich die Länder mit 
großen Aus- und Einfuhrüberschüssen erkennen. 

Für die Gläubigerländer wird ein Teil der direk- 
ten Dollarhilfe im Rahmen des Europäischen Wie- 


deraufbauprogramms als „bedingte Hilfe” ge- 


geben (Artikel 9). Die Höhe der bedingten Hilfe 


= eines Landes bemißt sich nach dem Betrag an 


\ 


Ziehungsrechten, die die Schuldnerländer bei die- 
sem Land in Anspruch genommen haben (also 
nicht nach dem Betrag der „gewährten Ziehungs- 


| . rechte, so daß die Gläubigerländer an der Reali- 


sierung der Ausfuhr in die Schuldnerländer inter- 


"essiert sind). Die bedingte Hilfe fließt den Gläubi- 


gerländern von den Vereinigten Staaten als un- 
entgeltliche Zuwendung zu. Das System der 
Ziehungsrechte kann zur Veranschaulichung so 
gedeutet werden, daß ein Teil der ERP-Hilfe (in 


‚Höhe der bedingten Hilfe, also 810,4 Millionen 


Dollar) den Schuldnerländern zugeteilt wird mit 
der Maßgabe, daß sie damit Devisenguthaben bei 
den Gläubigerländern zur Bezahlung ihrer Ein- 


‘ fuhren aus diesen Ländern anzuschaffen haben. 


Die Überschußländer bringen die für die Abtre- 


tung an die Schuldnerländer benötigten Guthaben 


in ihrer Landeswährung, mit denen ihre Expor- 
teure bezahlt werden müssen, aus dem Erlös von 
Marshallplan-Einfuhren im eigenen Land auf. 
Betrachtet man das Sonderkonto, das jedes Teil- 
nehmerland auf Grund der Marshallplan-Abkom- 
men einzurichten hat, um den Gegenwert für die 
unentgeltlichen Zuwendungen der ECA in inlän- 


. discher Währung (aus den Erlösen für die mit 


diesen Zuwendungen eingeführten Waren) anzu- 
sammeln, so kann das System der Ziehungsrechte 
auch als eine Verfügung im Einvernehmen mit 
den Vereinigten Staaten über Teilbeträge dieses 
Sonderkontos (in Höhe der bedingten Hilfe) zu- 
gunsten von Schuldnerländern aufgefaßt werden. 
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Ziehungsrechte können in der ni 
unmittelbarer Verrechnung zwischen dem Gläubi- 
ger- und dem Schuldnerland, sondern nur im Rah- 
men der multilateralen Verrechnung nah den 
Vorschriften des Abkommens verwendet werden 
(Artikel 10). Infolgedessen sind der BIZ als Ver- 
rechnungsstelle dieZiehungsrechte aufzugeben, die 
von dieser zum Saldenausgleich mit eingesetzt 
werden (Artikel 12). Die Verwendung von Zie- 
hungsrecten: für den Saldenausgleich zwischen 
zwei Ländern kommt nur für das während des 
Monats aufgelaufene und anderweitig nicht ab- 
deckbare Defizit aus dem Handelsverkehr zwischen 
diesen Ländern in Betracht. Aus Vormonaten über- 
nommene Defizite können allerdings auch noch 
in den folgenden Monaten mit Hilfe von Ziehungs- 
rechten verrechnet werden (Artikel 14a). Das be- 
deutet, daß die Ziehungsrechte eines Schuldner- 
landes bei der Zentralbank des Gläubigerlandes 
wie jeder Kreditsaldo zunächst zur Aufrechnung 
gegen einen Debetsaldo des Schuldners bei die- 
sem Gläubiger und darüber hinaus ganz all- 
gemein für A-Verrechnungen verwendet werden 
dürfen (Artikel 18). Auf Antrag eines Schuldners 
und mit Zustimmung der betroffenen Länder kann 
das Schuldnerland seine Ziehungsrechte bei einem 
anderen Land jedoch auch zur Begleichung einer 
Schuld gegenüber einem dritten Land durch Über- 
tragung auf dieses dritte Land verwenden (Ar- 
tikel 14b). Die Ziehungsrechte können also auch 
imRahmen vonG-Verrechnungen benutzt werden. 


Das Abkommen schreibt der BIZ genau vor, 
nach welchen allgemeinen Grundsätzen die Ver- 
rechnungen durchzuführen sind. Ihr Hauptziel soll 
die möglichst weitgehende Verminderung be- 
stehender Zahlungsbilanzsalden sein. Dabei sind 
jedoch vom Agenten gewisse Nebenbedingungen 
zu erfüllen. Zunächst muß er bestrebt sein, beson- 
ders schwierige Schuldner-Gläubiger-Beziehungen 
zu erleichtern. Ferner soll ein unmittelbarer Aus- 
gleich durch Bezahlung in Gold oder in harter 
Währung für die Schuldner auf ein Mindestmaß 
herabgedrückt werden. Soweit schließlich ein wei- 
terer Spielraum für die Auswahl verschiedener 
G-Verrechnungen verbleibt, hat der Agent die 
für ihn verfügbaren Guthaben in einer Währung 
zur Verrechnung von Debetsalden in dieser Wäh- 
rung im Verhältnis der bestehenden Defizite auf 
die verschiedenen Schuldner aufzuteilen (Artikel: 
4d und 14c). Durch diese Vorschriften werden zu 
weitgehende Ermessensentscheidungen des Agen- 
ten vermieden, obwohl diesem trotzdem ein ge- 
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ee secien und ihre Nutz- 
 barmachung für den Zahlungsausgleich sowie die 


| die Stellung der Schweiz und Portugals im inner- 


_ näheren Modalitäten für die Durchführung der 


beiden Kategorien von Verrechnungen. Insbeson- 
dere sind Bestimmungen vorgesehen, die einen 


einheitlichen Wechselkurs für die Verrechnungen 


zwischen verschiedenen Währungen sicherstel- 
len, auch wenn ein derartiger Wechselkurs noch 


nicht besteht. Es sind Klauseln aufgenommen, die 


Ein Zahlenbeispiel 
Um das Zahlungsabkommen wirklich verstehen 


zu können, muß man sich den Verrechnungsmodus 


an Hand eines einfachen Zahlenbeispiels veran- 


schaulichen; solche Rechenexempel spielten auch 

bei den Verhandlungen über das Abkommen eine 

große Rolle. 
Wir gehen von den Zahlungsbeziehungen zwi- 


Millionen Dollar Zie- 


Es haben zu zahlen: 


jeweilige Landes- | hungs- 
währung (in rechte 
Klammern des 
Schuldner Gläubiger |Kreditgrenze des| Schuld- 
Gläubigers) ners 


A an B 25 (30) 

Bez: ai A 40 (30) 30 
A an D 20 (20) — 
D an A 45 (20) 5 
B an D 60 (50) 25 
D an B 25 (50) —_ 


Läßt man die Ziehungsrechte zunächst außer 
Betracht, so kann man aus der Tabelle die Netto- 
beträge ermitteln, mit denen die Länder unterein- 
ander verschuldet sind. Diese lassen sich anschau- 


lich aus Abbildung 2 entnehmen. 


Die abgelaufenen Zahlungsverpflichtungen sol- 
len sich auf einen Monat beziehen. A hat also von 
B Waren im Wert von 25 Millionen empfangen 
und an B für 40 Millionen geliefert. A hat dem- 
nach einen Kreditsaldo gegenüber B von 15 Mil- 
lionen; entsprechend schuldet B an A 15 Millio- 
nen. Da A an B das Recht zum Überziehen des 
Kontos bis zu 30 Millionen eingeräumt hat (Kre- 
ditgrenze), hat B noch keine Verpflichtung, einen 
Teil der Schuld in Gold oder in harter Währung 
zu begleichen; es kann den Schuldsaldo in der 
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Der Verrechnungsmechanismus >= 


europäischen Zahlungs- -Clearing klarstellen, weil 

beide Länder keine unentgeltliche. Zuteilung an 
'ERP-Hilfe erhalten und deshalb keine Ziehungs- 
rechte gewähren und darüber hinaus mehr oder 
weniger harte Währungen haben. Die Salden die- 
ser beiden Länder dürfen nur nach deren Zustim- = 
mung in A- oder G-Verrechnungen einbezogen 
werden. Für einige Länder sind Sonderregelungen 
für noch bestehende Kredit- bzw. Debetsalden ge- 
troffen, die zunächst abgedeckt sein müssen, ehe 
eine Verwendung von Ziehungsrechten im ‚Rah- 
men des Clearings in Betracht kommt. 


schen vier Ländern (A, B, C und D) aus, die auf 
Grund ihrer gegenseitigen Exporte und Importe 
untereinander folgende Zahlungen in ihren nicht 
konvertierbaren Währungen (zur Vergleichbar- 
keit ausgedrückt in Millionen Dollar) zu leisten 
haben (jeder Zahlungsverpflichtung entspricht 
also ein Import von Gütern in der angegebenen E: 
Höhe): Seen 


Millionen Dollar 
jeweilige Landes- 
währung (in 


Es haben zu zahlen: 


Klammern - Er =: 
Schuldner Gläubiger |Kreditgrenze des Schuld- 3 
Gläubigers) nern 


A ® 20 (15) = 
€ an A 40 (15) 60 = 
B an c 20 (10) _—. 

e an B 30 (10) Ns e 
€ au SD 10 (25) er 
D an “ 40 (25) BE 

Abbildung 2 . 


= Salden auf Grund 


Nicht eingeklammerte Zahlen 
der obigen Tabelle. E53 

Eingeklammerte Zahlen = Salden nach A-Verreh- a 
nung ohne Verwendung von Ziehungsrechten. Be 
Pfeilrichtung = Richtung der Zahlungsverpflichtung. % 
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Währung von A abdecken, die es nur durch Ex- 
. porte nach A beschaffen kann. Gegenüber € hat 
A ebenfalls einen Kreditsaldo von 20 Millionen. 
Hier wird die (aus den eingeklammerten Zahlen 
in obiger Tabelle ersichtliche) Kreditgrenze um 5 
, Millionen überschritten, so daß C dem Land A für 
5 Millionen Gold oder harte Währung zur Ver- 
fügung stellen muß. A ist ein ausgesprochenes 
Gläubigerland (wie gegenwärtig im europäischen 
Handel das Land Belgien); alle anderen Länder 
sind also an A verschuldet. B ist Gläubiger gegen- 
über C und Schuldner gegenüber D; C ist Gläubi- 
ger gegenüber D. 


Die automatische Verrechnung 
Eine A-Verrechnung setzt voraus, daß im Zuge 
des Saldenausgleichs eine Verminderung der 

Debetsalden und der Kreditsalden aller beteilig- 

ten Länder eintritt. Dies ist nur möglich, wenn ein 

geschlossener Kreis von Kredit- und Debetbezie- 
hungen besteht (Kreisverrechnung). Eine solche 

Verrechnung ist zwischen den Ländern B, Cund D 

unseres Beispiels bei vorläufiger Außerachtlas- 

sung der Ziehungsrechte möglich, denn B schuldet 
an D (35 Millionen), D schuldet an C (30 Millio- 
nen) und C schuldet an B (10 Millionen). Diese 

gegenseitigen Schuldsalden können um den klein- 

_ sten Debetsaldo zwischen je zwei Ländern (hier 

also 10 Millionen) einfach gekürzt werden, ohne 

daß eines der beteiligten Länder besondere Nach- 
teile erleidet. Durch die Verrechnung verringern 
sich bei jedem der drei Länder sowohl der Kredit- 
saldo als auch der Debetsaldo um 10 Millionen 

(vgl. den Stand der Salden nach der Verrechnung 

in Abbildung 2: Zahlen in Klammern); dagegen 

bleibt gegenüber allen übrigen Ländern zusam- 
men der Nettoüberschuß oder das Nettodefizit der 

Zahlungsbilanz jedes Landes bestehen. Ohne eine 

Verrechnung hätte D wegen Überschreitung der 

von C eingeräumten Kreditgrenze an C in Gold 

oder harter Währung 5 Millionen zahlen müssen. 

Nach der Verrechnung entfällt die Notwendig- 
keit dieses Transfers, da sich nunmehr die Forde- 
rung von C auf 20 Millionen vermindert hat. Fol- 
gendeErgebnisseverdienen festgehaltenzuwerden: 

a) Reine Gläubiger- oder Schuldnerländer kom- 
men als Teilnehmer für A-Verrechnungen 
nicht in Betracht, da sie nicht in einen Verrech- 
nungskreis eingegliedert werden können. 

b) Die Höhe des zu verrechnenden Betrages rich- 
tet sich nach dem kleinsten Saldo zwischen je 
zwei Ländern des Verrechnungskreises. 

c) Bei einer größeren Zahl von Teilnehmer- 
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ländern mit Kredit- und Debetsalden lassen 
sich gegebenenfalls mehrere Verrechnungs- 
kreise bilden, so daß entschieden werden muß, 
in welchem Kreis die effektive Verrechnung 
vorgenommen werden soll. Bei der Festlegung 
des Kreises kann z. B. das Ziel verfolgt wer- 
den, den zu verrechnenden Betrag zu einem 
Maximum oder die erforderlichen Goldbewe- 
gungen wegen Überschreitung von Kredit- 
grenzen zu einem Minimum zu machen. 


Genehmigungsbedürftige Verrechnungen 

Durch die eben vorgenommene A-Verrechnung 
ist das Land B zu einem Netto-Schuldnerland ge- 
worden, das nur noch Debetsalden hat. Infolge- 
dessen sind ohne Berücksichtigung der Ziehungs- 
rechte keine weiteren A-Verrechnungen möglich. 
Dagegen weist das Land C gegenüber A einen 
Debetsaldo (20 Millionen) und gegenüber dem 
Land D einen Kreditsaldo (20 Millionen) auf; eben- 
so sind beim Land D noch kompensierbare Salden 
(Kreditsaldo gegenüber B und Debetsalden gegen- 
über A und C) vorhanden. Es bestünde also die 
Möglichkeit, das Guthaben von D bei B zur Be- 
zahlung der Schulden an A und C zu benutzen. D 
möge z. B. 15 Millionen dieses Guthabens an A 
und 10 Millionen an C übertragen, so daß sich die 
Schuldsalden gegenüber jedem dieser beiden Län- 
der auf 10 Millionen vermindern und die Forde- 
rung gegenüber B erlischt. Das Guthaben von D 
bei B wird infolgedessen mit 15 Millionen auf A 
(dessen Forderung an B erhöht sich auf 30 Mil- 
lionen) und mit 10 Millionen auf C übertragen 
(für dieses Land entsteht damit eine Forderung an 
B in Höhe von 10 Millionen). Abbildung 3 vermit- 
telt einen Überblick über diese G-Verrechnung 
(die neuen Salden nach der Verrechnung sind in 
runden Klammern angegeben). 


Abbildung 3 


Zahlen ohne Klammern = Stand der Salden nach 
A-Verrechnung; Zahlen in runden Klammern = Stand 
der Salden nach der 1. G-Verrechnung; Zahlen in ecki- 
gen Klammern = Stand nach der 2. G-Verrechnung. 
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Schließlich Kannfdss Land C seine Guthaben bei 


"Bund D in Höhe von je 10 Millionen zur Beglei- 
chung seiner Schuld an A verwenden. Nach Durch- 


e 


führung dieser zweiten G-Verrechnung ist A das 
einzige Gläubigerland mit Forderungen an B von 


40 Millionen und an D mit 20 Millionen. Alle 


übrigen Salden sind verschwunden (vgl. Abbil- 
dung 3: Zahlen in eckigen Klammern). B würde 
jedoch der zweiten G-Verrechnung widersprechen, 
und diese würde auch den Bestimmungen des Ab- 
kommens nicht genügen. Der Debetsaldo von B 
gegenüber A liegt um 10 Millionen über dem ein- 
geräumten Swing (Tabelle auf S. 1787),sodaßB nun- 
mehr an A Gold oder harte Währung (10 Millio- 
nen) transferieren müßte. Dagegen wäre D mit 
beiden Kompensationen durchaus einverstanden. 
Denn es hatte vor den G-Verrechnungen an A 
5 Millionen in Gold oder harter Währung wegen 
Überschreitung der Kreditgrenze zu vergüten, 
während diese Notwendigkeit jetzt entfällt, da 
sich der Schuldsaldo gegenüber A auf 20 Millio- 
nen vermindert hat. Trotzdem könnte A diese 
Verrechnung ablehnen, weil es lieber bei D ein 
Guthaben von 25 Millionen statt eines Guthabens 
von 20 Millionen besitzt und mit der Transferie- 
rung des Differenzbetrages von 5 Millionen an 
das Land B nicht einverstanden ist. Anders als 
bei A-Verrechnungen läßt sich ein bestimmtes Er- 
gebnis der Kompensation infolge der jeweils er- 
forderlichen Zustimmung aller Beteiligten nicht 


mit Sicherheit vorausberechnen. Folgende Er- 


kenntnisse sind für G-Verrechnungen festzuhalten: 
a) Der Netto-Kredit- oder Debetsaldo eines Teil- 
nehmerlandes gegenüber allen übrigen bleibt 
ebenso wie bei einer A-Verrechnung erhalten. 


b) Im Gegensatz zu A-Verrechnungen können 
auch reine Gläubiger- und Schuldnerländer in 


die Verrechnungen einbezogen und von die- 


sen betroffen werden, weil sich die Zusammen- 
setzung ihres Kredit- oder Debetsaldos nach 
Ländern ändern kann. 

c) Das Maximum der Verrechnung ergibt sich bei 
Ausgleich aller Kreditsalden und Debetsalden 
eines jeden Landes, so daß nur noch reine 
Gläubiger- und Schuldnerländer übrig bleiben. 


Einbeziehung der Ziehungsrechte 
Es wird im folgenden von den in Tabelle 2 an- 
gegebenen Beträgen für Ziehungsrechte ausge- 
gangen. Diese ermöglichen den Schuldnerländern 
ganz oder teilweise die Abdeckung ihrer Debet- 
salden gegenüber ihren Gläubigerländern. Es ver- 
mindern sich also die Debetsalden für die Schuld- 
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_ Intereuropäisches Zahlungs- und Verrechnungsabkommen 


nerländer um die angegebenen Beträge für 
Ziehungsrechte. Dabei ist jedoch zu beachten, daß 
die Ziehungsrechte nur insoweit berücksichtigt 
werden dürfen, als das einräumende Land für den 
vorhergehenden Monat einen Zahlungsbilanz- 
überschuß gegenüber dem durch die Ziehungs- 
rechte begünstigten Land aufweist. Würde man 
die Verrechnung der Kredit- und Debetsalden aus 
Ziehungsrechten unabhängig von den tatsäch- 
lichen Warenbewegungen zwischen den Ländern 
und den daraus entstehenden Salden im Zahlungs- 
verkehr ermöglichen, so würden sich die Salden 
aus Ziehungsrechten von Anbeginn an durch 
gegenseitige Kompensation auf den Nettoüber- 
schuß oder das Nettodefizit eines Landes im Ver- 
hältnis zu allen übrigen Ländern vermindern las- 
sen. Man hätte dies dann sogleich bei der Ver- 
teilung der Ziehungsrechte berücksichtigen kön- 
nen und jedem Land nur einen Nettobetrag an 
Ziehungsrechten aufzuerlegen oder zuzuteilen 
brauchen (für die Doppelzone z. B. 10,2 Millionen 
Dollar). Obwohl einige Länder ein derartiges Ver- 
fahren vorgeschlagen hatten, wurde es in den Ver- 
handlungen über das Zahlungsabkommen abge- 
lehnt, da die ECA besonderen Wert darauf legte, 
die Warenbewegungen zwischen allen beteiligten 
Ländern im einzelnen zu erleichtern und zu kon- 
trollieren. 


Abbildung 4 


Nicht eingeklammerte Zahlen = Stand der Salden 


unter Berücksichtigung der Ziehungsrechte vor irgend- 


einer Verrechnung auf Grund der Tabelle 2; Zahlen 
in runden Klammern = Stand der Salden nach A-Ver- 
rechnung; Zahlen in eckigen Klammern = Stand der 
Salden nach G-Verrechnung (Saldo zwischen B und A 
läßt sich noch gegen Ziehungsrechte aufrechnen). 
Abbildung 4 zeigt den Stand der Salden im zwi- 
schenstaatlichen Zahlungsverkehr auf Grund der 
Tabelle auf S. 1787 vor irgendeiner Verrechnung, 
wenn die Ziehungsrechte zum Ausgleich vorhan- 
dener Debetsalden (jedoch nicht zur Begründung 
zusätzlicher Kreditsalden) einbezogen werden. Die 
Zahlen in einem Kreis bei einem Land geben an, 
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noch nicht ausgenutzten Ziehungsrechte Exporte 
an das korrespondierende Land getätigt werden 
können, ohne daß eine effektive Bezahlung zu er- 
folgen braucht. 

Auf den Stand der Konten, wie er sich nach Be- 
rücksichtigung der Ziehungsrechte ergibt, können 
die Verfahren der automatischen und der ge- 
nehmigungsbedürftigen Verrechnung in der eben 
beschriebenen Weise angewendet werden. Aus 
Abbildung 4 ist ersichtlich, daß im Verrechnungs- 


kreis zwischen D, C und B die Salden um 5 Mil- 


lionen vermindert werden können (A-Verrech- 


nung: vgl. Abbildung 4, Angabe der Salden in 
. runden Klammern). Das dann noch verbleibende 


Guthaben des Landes D beim Land B könnte zur 
Abtragung der Verbindlichkeit des Landes D an 
das Land A verwendet werden (G-Verrechnung). 
Die dadurch entstandene Verbindlichkeit des Lan- 


des B an das Land A würde gegen die dem Land 


B zustehenden Ziehungsrechte in Höhe von 15Mil- 


 lionen kompensiert werden können. 


Der Stand der Salden nach Durchführung auch 
dieser genehmigungsbedürftigen Verrechnung, 
jedoch vor Kompensation des Debetsaldos von B 


bis zu welchem Betrag infolge der gewährten und 


len in eckigen Klammern: in Be 4 . 
- Die Einbeziehung der Ziehungsrechte in die 

Verrechnung hat demnach folgende Wirkung: 3 

a) Die verbleibenden Salden zwischen je zwei 
Ländern aus dem laufenden Zahlungsverkehr 
vermindern sich durch einfache Aufrechnung 
gegen Ziehungsrechte vor Anwendung des 
Verrechnungsmechanismus erheblich, da Zie- 
hungsrechte jeweils an dasjenige von zwei im 
Handelsverkehr miteinander stehenden Län- 
dern gegeben werden, das gegenüber dem an- 
deren Land voraussichtlich einen Debetsaldo 
aufweist; damit wird auch die Behinderung 
des Zahlungs-Clearings durch das Vorhanden- 
sein reiner, Gläubiger- und Schuldnerländer 
weitgehend beseitigt. 

b) Der Spielraum für A- und G-Verrechnungen 
wird infolgedessen beträchtlich erweitert. 

Zu berücksichtigen ist, daß die Wirksamkeit 
der Kreditgrenzen (Swings) durch das System der 
Ziehungsrechte nicht berührt wird. Allerdings 
wird die Gefahr, daß die Debetsalden die gewähr- 
ten Kreditgrenzen überschreiten, aus den ange- 
gebenen Gründen erheblich vermindert. 


Wirkungen des Abkommens 


Die Wirkungen des Abkommens lassen sich 


a heute — drei Monate nach der Unterzeichnung — 
auf Grund gemachter Erfahrungen noch nicht 
übersehen. Dies gilt jedenfalls für den Einfluß des 


Verrechnungsmechanismus auf die zukünftige Ge- 
staltung des innereuropäischen Zahlungsaus- 
gleichs und damit auch der innereuropäischen 
Handelsbeziehungen. Die Wirkungen des Abkom- 
mens können deshalb nur mittels deduktiver 
Schlußfolgerungen über denkbare Entwicklungs- 
möglichkeiten auf Grund der gegenwärtigen Ge- 


- gebenheiten angedeutet werden. Dies soll in eini- 


gen Punkten geschehen, wobei solche Fragen her- 
ausgegriffen werden, die in den Verhandlungen 
über das Abkommen umstritten waren, um dabei 
gleichzeitig die Einstellungen einzelner Vertrags- 
partner und deren Interessenlage zu beleuchten. 
In einer Richtung lassen sich allerdings die Wir- 


kungen des Abkommens einigermaßen einwand- 


frei beurteilen: hinsichtlich seines Einflusses auf 
die Verteilung der ERP-Hilfe. 


Zahlungs-Clearing und Verteilung 
der ECA-Mittel 
Nicht ganz freiwillig, sondern unter einem ge- 
wissen Druck der Vereinigten Staaten hatten es 
die Marshallplan-Länder im Frühsommer des 
Jahres 1948 übernommen, die ECA-Mittel im Rah- 
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men des Europäischen Wirtschaftsrates zu ver- 
teilen. Durch das System der Ziehungsrechte ist 
zweifellos ein Weg gefunden worden, um die 
Wirksamkeit der ERP-Hilfe zu erhöhen. Indem 
zunächst alle im innereuropäischen Warenaus- 
tausch erfüllbaren Bezugswünsche der Teilnehmer- 
länder mit Hilfe der Ziehungsrechte befriedigt 
werden, kann ein weit größerer Teil des Bedarfs 
an nur in den Vereinigten Staaten (oder in Dollar- 
Ländern) beschaffbaren Waren gedeckt werden, 
als es ohne das System der Ziehungsrechte mög- 
lich gewesen wäre. Durch die Ziehungsrechte wird 
der bereits in der Harvard-Rede Marshalls be- 
tonte und in die Gesetze und Verträge des Euro- 
päischen Wiederaufbauprogramms übernommene 
Grundsatz verwirklicht, daß die westeuropäischen 
Länder zunächst sich selbst helfen müssen und die 
Hilfe der Vereinigten Staaten nur für das dann 
noch verbleibende Nettodefizit in Anspruch neh- 


‚men dürfen, — ein Grundsatz, der infolge der vor- 


handenen und mit gutem Willen allein nicht zu 
beseitigenden Schwierigkeiten des innereuropä- 
ischen Zahlungsverkehrs nicht hätte durchgesetzt 
werden können, weil diese Schwierigkeiten des 
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FR hätten. 


a unmehr im Rahmen des Europäischen Wieder- 
 aufbauprogramms. zwischen direkten Dollarzu- 
' weisungen und dem Nettobetrag der ERP-Hilfe 

_ unterschieden werden. Die direkten Dollarzuwei- 

_ sungen bestehen wiederum aus zwei Teilen: der 

_ festen Zuweisung und der bedingten Hilfe. Diese 
wird nur solchen Ländern gewährt, die gegenüber 
anderen Ländern voraussichtlich Ausfuhrüber- 

Schüsse erzielen, und nur insoweit, wie die von 
ihnen einzuräumenden Ziehungsrechte von den 
'Schuldnern tatsächlich in Anspruch genommen 
werden. Die Nettohilfe für ein Land ergibt sich 
in Höhe der direkten Dollarzuweisung abzüglich 

_ der gewährten beziehungsweise zuzüglich der zu- 
geteilten Ziehungsrechte. Unter Berücksichtigung 
dieser Gegebenheiten erhält man folgendes Bild 
über die Verteilung der ERP-Hilfe für die Zeit 

' vom 3. April 1948 bis 2. April 1949: 


Feste 


Dollar- 5 zu- 5 De Emp- Netto- 
zU- eisun 3 fang hilfe 
Band weisung ne v. Zie- | (Spalte 
. ‚Bpalse a Eu hungs- 1+ 
> — sammen | rechten | Spalte 
Zie- a) (2) 4) 


_ Frankreih . . 979,3 97 989 333. 1312,38 


Großbritannien 951 312,02.1263 30 981 
Ttalen- © -. ı 5537 473 601 DE 580,7 
Niederlande . 484,7 11,3 496 83 567,7 
Doppelzone 305,2 108,8 414 98,6 403,8 
Osterreih . . 213,9 34 217 66,6 280,5 
Griechenland . 146° .— 146 66,8 212,8 
. Dänemark . . 1049 512.110 11,9 116,8 
Französische - 

DOREH erde. 89,2 14,8 100 15,6 100,8 
Norwegen . . 675 16,5 84 48,3 115,8 
Irland NR) — 79 — 79 
Belgien ... . 31,5 218,5 250- 11,0 x 42,5 
üurkeir. #7. 218: 28,3 50 88 30,3 
Eiriest=2::,2:, 18 - — 18 — 18 
Schweden . . 12,2 34,8 47 9,8 22 

Bisland. =>. „14 = 11 — 11 


Summe 40646 810,4 4875 810,4 4875,0 


(1) Bericht des Europäischen Wirtschaftsrates (OEEC) 
an die Administration (ECA). 

(2) Innereuropäisches Zahlungs- und Verrechnungs- 
abkommen vom 16. Oktober 1948, Anhang C. 

(3) Ermittelt gemäß Artikel 9 des innereuropäischen 
Zahlungs- und Vs See vom 16. Okto- 
ber 1948. 


Es mußte bei den Verhandlungen in Paris das 
Interesse eines jeden Landes sein, die feste Dol- 
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ung (Spalte 1) und den Betrag der zuge- 
teilten Ziehungsrechte (Spalte 4) zu einem Maxi- 
mum zu machen, weil sich der Gesamtbetrag der 


nfolge des Systems der Ziehindtesite nn Nettohilfe aus diesen beiden Posten zusammen- 


ee abbemmen ES 


setzt. Andererseits waren die Länder bestrebt, 


eine möglichst große direkte Dollarzuweisung >= 
(Spalte 3) zu bekommen, um für ihre Einfuhren 
ein Maximum an Dollarbeträgen verfügbar zu 


haben. Der Bedarf an Dollarbeträgen für Ein- 


fuhren aus außereuropäischen Ländern bildete 
ursprünglich den Ausgangspunkt für die Anträge = 
der Teilnehmerländer auf ERP-Hilfe. Infolge- 
dessen wurde auch mit der Aufteilung der ge- 
samten direkten Dollarzuweisung auf die Län- 


der begonnen; die Beträge für zu gewährende 


und in Empfang zu nehmende Ziehungsrechte wur- 
den dann erst nachträglich eingebaut, wobeinatür- 
lich eine laufende Anpassung der Beträge für 
direkte Dollarzuweisungen vorgenommen werden 
mußte. Bei diesem Vorgehen war es naheliegend, 
daß die Gläubigerländer mit größeren Ausfuhr- 
überschüssen gegenüber anderen europäischen 
Ländern mehr Ziehungsrechte auferlegt bekamen, 
als sich ihre direkte Dollarzuweisung im Vergleih 
zu ihren ursprünglichen Vorstellungen über die 7 
ERP-Hilfe durch bedingte Zuweisungen erhöhte. 


Es ist deshalb verständlich, daß sich gerade diese 


Länder benachteiligt fühlten. In diesem Zusam- 


menhang bereitete ferner die Behandlung der aus 
den bilateralen Zahlungsabkommen noch b6&- 
stehenden Kredit- und Debetsalden einzelner Län- 


der beträchtliche Schwierigkeiten. Mit Ausnahme 
weniger solcher Salden, derenEinbeziehung indas 


neue Abkommen ausdrücklich festgelegt wurde, 


bleiben die alten Schuldverpflichtungen bei dm - 5 
neuen Zahlungs-Clearing unberührt. Vergegen- 


wärtigt man sich diese und andere Schwierig- 


- keiten, die bei der Verteilung der ERP-Hilfe auf- 
tauchen mußten, so wird das Zustandekommen 
eines einheitlichen Vorschlages als ein Erfolg be- = 


zeichnet werden müssen, selbst wenn einige Teil- 
nehmerländermitihrem Anteil nicht zufrieden sind. 


Förderung des Imports statt des Exports 


Das System der Ziehungsrechte wird zweifellos 


die Tendenz auslösen, den innereuropäischen 
Handel zu fördern, ihn dabei aber teilweise in 
ökonomisch weniger produktive Richtungen len- 
ken. Ein Gläubigerland ist zwar am europäischen 
Export interessiert, weil es nur bei Inanspruch- 


nahme der von ihm eingeräumten Ziehungsrechte 


durch das Schuldnerland die bedingte Hilfe er- 
hält. Der Export erhöht also unmittelbar seine 
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Dollarverfügbarkeit. Aber das Gläubigerland ist 
keineswegs daran interessiert, möglichst wert- 
volle und billige Waren zu exportieren. Das 
'Schuldnerland andererseits kann kostenlos impor- 
. tieren, da es die ihm vom Gläubigerland gewähr- 
ten Ziehungsrechte nur ausnutzen oder verfallen 
lassen kann. Es wird also, ehe es die Ziehungs- 
rechte verfallen läßt, lieber. weniger dringend be- 
nötigte Waren einführen und auch höhere Preise 
in Kauf nehmen, da ihm vielleicht keine Ziehungs- 
"rechte in einem Land zur Verfügung stehen, wo 
_ die betreffenden Waren billiger angeboten wer- 
_ den. Inwieweit sich diese Tendenz auswirkt, wird 
mit davon abhängen, in welchem Umfang Zie- 
hungsrechte eines Landes bei einem anderen Land 
dazu verwendet werden können, Schulden gegen- 
über einem dritten Land abzudecken — mit an- 
deren Worten: in welchem Umfang die Ziehungs- 
rechte für G-Verrechnungen Verwendung finden. 
Je mehr dies durch die Zustimmung der beteilig- 
ten Länder ermöglicht wird, desto freizügiger wer- 
den die Ziehungsrechte und desto mehr nehmen 
sie den Charakter eines transferierbaren inner- 
europäischen Zahlungsmittels an. Es ist aber lei- 
der zu befürchten, daß meist die Interessen zumin- 
dest eines beteiligten Landes durch einen derarti- 
gen Transfer im Zuge einer G-Verrechnung berührt 
werden und daß dieses Land der G-Verrechnung 
widerspricht, so daß diese nicht zustande kommt. 


Die Tendenz zu einer ungünstigen Beeinflus- 
sung des innereuropäischen Handels durch das 
System der Ziehungsrechte hat sich bereits bei 
den Verhandlungen über den Zahlungsplan an- 
-deutungsweise gezeigt. Ursprünglich hatte man 
erwogen, die bedingte ERP-Hilfe in der Form zu- 
zuteilen, daß die Nettoimportländer Dollarbeträge 
zum Einkauf von Gütern bei anderen Teilnehmer- 
ländern erhalten. Auf diese Weise wären be- 
stimmte Exportüberschüsse der Teilnehmerländer 
in transferierbarer Währung bezahlt worden. Zu 
dieser Zeit lagen große Ausfuhrangebote ver- 
schiedener Länder vor, die mit ihrer Ausfuhr Dol- 
lareinnahmen zu verdienen hofften. Nachdem das 
gegenwärtige System der Ziehungsrechte fest- 
stand, verschwanden alle diese Ausfuhrangebote, 
und jedes Land war in den Pariser Verhandlungen 
bemüht, seine Ausfuhrmöglichkeit zu verkleinern 
und seinen Importbedarf zu vergrößern, um eine 
möglichst große feste Dollarzuteilung und eine 
hohe Zuweisung von Ziehungsrechten zu erzielen. 
Das System der Ziehungsrechte hat infolgedessen 
bereits die Berechnung der Beträge an Ziehungs- 
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rechten erschwert, die jedes Land zu gewähren 
hat und die es empfangen soll. Diese Berechnung 
erfolgte auf Grund von geschätzten Handelsbilan- 
zen zwischen je zwei Jahren — bei 13 Ländern 
also 78 Handelsbilanzen. Es ist deshalb nicht zu 
erwarten, daß die auf Grund solcher vorausge- 
schätzter Handels- und Zahlungsbilanzen ermittel- 
ten Ziehungsrechte den wirklichen Gegebenheiten 
entsprechen. Um so eher ist damit zu rechnen, daß 
die befürchteten ungünstigen Wirkungen in Rich- 
tung auf eine Steigerung unwirtschaftlicher Im- 
porte und eine Drosselung billiger und wertvoller 
Exporte eintreten. Auf diese Gefahren hat ins- 
besondere Großbritannien hingewiesen, das zwar 
durch dieses Verfahren die größten direkten Dol- 
larzuweisungen erhalten hat, das jedoch mit sei- 
ner festen Dollarzuweisung und seiner Nettohilfe 
hinter Frankreich zurücksteht und infolge seiner 
erfolgreichen Exportförderung bei dem ursprüng- 
lich vorgesehenen Verfahren der Dollarzuteilung 
an Importländer zur freien Verwendung für Käufe 
in Europa vermutlich eine weit günstigere Posi- 
tion hätte erzielen können. 

Obwohl die Schweiz und Portugal keine Dollar- 
hilfe erhalten und ihre Salden im innereuropä- 
ischen Zahlungsverkehr nicht in die A-Verrech- 
nungen eingehen, können indirekte Wirkungen 
des Zahlungs-Clearings für sie von Nachteil sein. 
Diese Länder befürchten zunächst durch die Schaf- 
fung der Ziehungsrechte für die übrigen Länder 
einen ungünstigen Einfluß auf ihre eigenen Ex- 
porte. Auch die Importsituation dieser beiden 
Länder könnte durch den neuen Zahlungsmecha- 
nismus berührt werden, da sich der Anreiz zur 
Erzielung von Exportüberschüssen in die Schweiz 
rerseits erhofft man sich von dem neuen Zah- 
und nach Portugal zweifellos vermindert. Ande- 
lungsabkommen auch Handelserleichterungen, die 
die möglichen Nachteile wettmachen könnten. 
Schließlich darf nicht übersehen werden, daß die 
Belebung des innereuropäischen Handels bei den 
großen Exportüberschußländern — insbesondere 
also bei Großbritannien, Belgien und der Doppel- 
zone — auf Kosten der Ausfuhr in Länder mit har- 
ter Währung gehen kann. Diese Gefahr könnte nur 
dann vermieden werden, wenn in den Export- 
überschußländern eine beträchtliche Steigerung 
der Exportleistung erreicht werden könnte, die 
vermutlich nur im Rahmen einer erheblichen Pro- 
duktionssteigerung zu erzielen ist. Auch auf die- 
sen Gesichtspunkt ist insbesondere von Großbri- 
tannien hingewiesen worden. 
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 Intereuropäisches Zahlungs- und Verrechnungsabkommen 


Währungspolitische Wirkungen des neuen 
Abkommens 


Die kurzfristigen währungspolitischen Wirkun- 
gen des Marshall-Plans in den europäischen Län- 
dern ergeben sich in erster Linie aus dem Ein- 
strom von Gütern, die teilweise überhaupt nicht 
' und teilweise erst sehr viel später bezahlt zu wer- 
den brauchen, und der damit verbundenen Ver- 
pflichtung der Empfangsländer, den Gegenwert 
für die „geschenkten“ Einfuhren in ihrer Landes- 
währung bei der Zentralbank auf einem Sonder- 
konto ihrer Regierung anzusammeln. Über dieses 
Sonderkonto darf nur für bestimmte Zwecke und 
nur im Einvernehmen mit den Vereinigten Staaten 
verfügt werden. Ein Guthaben auf dem Sonder- 
konto scheidet bis zu seiner anderweitigen Ver- 
wendung aus der aktiven Geldmenge aus, so daß 
von dieser Seite her eine Kontraktion der Geld- 
menge eintritt, die deflationistische Wirkungen 
haben kann. Würde das Guthaben dazu verwen- 
det — was in den Verträgen zwischen den Ver- 
einigten Staaten und den einzelnen Teilnehmer- 
ländern am Marshall-Plan ausdrücklich vorge- 
sehen ist —, die Staatsschuld gegenüber der 
Notenbank zu tilgen, so erfolgt sogar eine end- 
gültige Stillegung der Geldmenge, die sich auf 
dem Sonderkonto angesammelt hat. Für Guthaben 
auf dem Sonderkonto aus dem Erlös von Einfuhren 
im Rahmen der bedingten Hilfe entfallen diese 
“ Wirkungen, weil mit diesen Guthaben die Export- 
überschüsse in solche Länder finanziert werden 
müssen, denen die entsprechenden Ziehungsrechte 
zustehen. 


Wenn im Gläubigerland zuerst diese ZR-Gut- 
haben entstehen würden und dann erst die Export- 
überschüsse finanziert werden müßten, so wäre 
dieser Vorgang geldpolitisch neutral. Anders ist 
es dagegen, wenn zunächst die ZR-Guthaben ein- 
gesetzt werden müssen und die mit der dafür 
zustehenden bedingten Hilfe bezahlten Einfuhren 
erst später getätigt werden. Dann bedeutet die 
Einräumung der ZR-Guthaben eine Kreditgewäh- 
rung, die im Gläubigerland den Geldumlauf er- 
höht und inflationistisch wirken kann. Dies gilt 
ganz allgemein für die im innereuropäischen Wirt- 
schaftsverkehr gewährten Kredite; das Gläubiger- 
land Belgien hat diese währungspolitischen Fol- 
gen seiner Gläubigerstellung im innereuropä- 
ischen Handel im vergangenen Jahr bereits zu 
spüren gehabt. Den Forderungen dieses Landes 
ist es wohl auch zuzuschreiben, wenn das Abkom- 
men ausdrücklich die Einräumung von Ziehungs- 
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rechten seitens eines Gläubigerlandes erstnach 
Zuweisung der bedingten Dollarhilfe durch die 
ECA verlangt. Da bis zur Realisierung der ent- 
sprechenden Einfuhren und dem Eingang der Gel- 
der auf dem Sonderkonto ohnehin einige Wochen 
verstreichen, ist eine vorübergehende Kredit- 
gewährung im Gläubigerland unvermeidlich. 


Wirkungen für Westdeutschland 


Die drei westlichen Besatzungszonen sind nicht 


gemeinsam am Europäischen Wiederaufbaupro- 
gramm beteiligt; die französische Zone tritt neben 
der Doppelzone als Vertragspartner auf. Die fran- 
zösische Zone hat infolgedessen Ziehungsrechte 
einzuräumen (14,8 Millionen Dollar, davon 14 Mil- 
lionen Dollar an Frankreich) und ist gleichzeitig 
Empfänger von Ziehungsrechten (15,6 Millionen 


Dollar). Dies ist immerhin bemerkenswert, wenn 


man bedenkt, daß Luxemburg, Irland und Island, 
die trotz ihrer völkerrechtlichen Selbständigkeit 
mit Belgien beziehungsweise Großbritannien eine 
Währungs- beziehungsweise Zollunion haben, 
nicht zu den Ländern gehören, die gesondert Zie- 
hungsrechte einräumen oder empfangen. Die fran- 
zösische Zone wird im innereuropäischen Zah- 
lungsverkehr durch die Landeszentralbank von 
Südbaden gesondert vertreten. 


Für Westdeutschland bedeutet das neue Zah- | 


lungsabkommen zweifellos einen großen Fort- 
schritt. Die Doppelzone war bereits am ersten 
multilateralen Abkommen vom Dezember 1947 
als ständiges Mitglied, die französische Zone als 
gelegentliches Mitglied beteiligt. Für die Doppel- 


zone bestand bisher jedoch die Dollarklausel als 


Hemmnis für eine Ausweitung des innereuropä- 
ischen Handels. Diese verpflichtet jedes Schuld- 
nerland gegenüber der Doppelzone, einen auf- 
tretenden Debetsaldo in harter Währung abzu- 
tragen. Obwohl zunächst eine formelle Aufhebung 
der Dollarklausel in den von der Doppelzone ab- 
geschlossenen bilateralen Handels- und Zahlungs- 
verträgen bisher nicht erfolgt ist, verliert diese 
infolge des Systems der Ziehungsrechte weit- 
gehend ihre Wirksamkeit, da die Schuldnerländer 
zur Bezahlung ihrer Debetsalden nunmehr Zie- 
hungsrechte zur Verfügung haben. Andererseits 
ist zu berücksichtigen, daß die Doppelzone gegen- 
über einzelnen Ländern nunmehr verhältnismäßig 
große Ausfuhrüberschüsse und insgesamt gegen- 
über den westeuropäischen Ländern einen Netto- 
Ausfuhrübershuß von 10 Millionen Dollar er- 
zielen muß, für den sie aus den europäischen Län- 
dern keine Gegenleistung erhält. 
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"das Abkommen für einige Länder erhebliche 
. Schwierigkeiten bereitete, besitzt für die Doppel- 


zone keine große Bedeutung. Lediglich ein gegen- 
über Schweden in schwedischen Kronen bestehen- 


“ ‚der Kreditsaldo zugunsten der Doppelzone wurde 
. „in das Abkommen mit einbezogen. Ehe nicht die- 


= ser Saldo durch Importe aus Schweden nach der 


-  Schuldnerländern 


Doppelzone abgedeckt ist, kommt die Doppelzone 
nicht in den Genuß der Ziehungsrechte, die ihr 
von Schweden eingeräumt werden müssen. 


A 2 eunnitıge Entwicklung des innereuropäischen 
Clearing-Systems 

Die Störung des internationalen Handels hat im 
‚Bereich der westeuropäischen Länder zwei Ur- 
sachen: ihr Defizit gegenüber den Dollarländern 
' und ihre Defizite untereinander. Das Dollardefizit 
wird im Zuge der fortschreitenden inneren Gesun- 
dung (Produktionssteigerung, Verminderung der 
Einfuhr aus den Dollarländern und Erhöhung der 
Ausfuhr dorthin) herabgesetzt werden können. 
Ob es ohne eine größere Aufnahmebereitschaft 
der Vereinigten Staaten für europäische Güter 

und Dienstleistungen auch bei einer Herabsetzung 
der Wechselkurse für europäische Währungen 
vollständig beseitigt werden kann, muß vorläufig 


. noch als zweifelhaft gelten. Das innereuropäische 


Defizit der Zahlungsbilanzen, das sich in der Her- 
_ ausbildung je einer Gruppe von Gläubiger- und 
im innereuropäischen Wiirt- 
. schaftsverkehr zeigt, wird zwar mit einem wilrt- 
‚schaftlichen Aufschwung im Rahmen des Europä- 


 ischen Wiederaufbauprogramms ebenfalls erheb- 


lich verringert werden können; solange es jedoch 
nicht möglich ist, die wirtschaftlichen Beziehungen 
_ mit dem östlichen Wirtschaftsraum wieder in grö- 
ßerem Umfang aufzunehmen, ist ein Gleichge- 


wicht nur bei einer vollständigen Anpassung der 
 Produktionsstruktur Westeuropas an die west- 


liche Welt zu erwarten. 

Solange diese Anpassungen nicht vollzogen 
| sind, bleibt das innereuropäische Zahlungs-Clea- 
ring mit allen seinen voraussichtlich günstigen 
Wirkungen lediglich das Ergebnis einer Injektion 
von außen (Schaffung zusätzlicher europäischer 
Zahlungsmittel durch bedingte Dollarzuweisun- 
gen) und muß wieder zusammenbrechen, wenn 
‚diese Injektion wegfällt. Bei ständiger Verminde- 
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Ds Problem: der alien Schulden . aus in u. rung. des Genäsnibeit ges an 'ERP 


un ren 1946—1948, das bei den Verhandlungen über 


Anteil der bedingten Dollarzuweisungen bei 
rechterhaltung des Systems der Ziehungsrechte 
Laufe der nächsten drei Jahre zunehmen. Bewährt 
sich das System der Ziehungsrechte und wird es 
über den Betrag der gegenwärtigen 810 Millionen 
Dollar hinaus ausgedehnt, so wird diese Tendenz 
noch verstärkt. Eine fortschreitende innereuro- 
päische strukturelle Anpassung an die gegenwär- 
tigen politischen und wirtschaftlichen Bedingun- 
gen würde sich in einer gleichzeitigen Abnahme 
des Anteils des Nettobetrages der von den Netto- 
Gläubigerländern an die Netto-Schuldnerländer 
gewährten Ziehungsrechte am Gesamtbetrag der 
Ziehungsrechte zeigen. Dieser Anteil ist gegen- 
wärtig mit 564,7 Millionen Dollar bei einem Ge- 
samtbetrag von 810 Millionen Dollar verhältnis- 
mäßig hoch. : 

Selbst wenn es gelänge, die Handels- und Zah- 
lungsbilanz jedes europäischen Landes mit allen 
übrigen europäischen Ländern zum Ausgleich zu 
bringen (es mag in diesem Zusammenhang dahin- 
gestellt bleiben, inwieweit das möglich oder wün- 
schenswert erscheint), so daß kein Land einen 
Nettoüberschuß an Ziehungsrechten aufzuweisen 
hätte, würde der innereuropäische Zahlungsver- 
kehr wegen des Währungschaos und der fehlen- 
den Transferierbarkeit der europäischen Währun- 
gen nur mit Hilfe eines umfassenden Clearing- 
Systems funktionieren. Es leuchtet jedoch unmit- 
telbar ein, daß unter solchen Voraussetzungen der 
Schritt zur Schaffung eines innereuropäischen 
Zahlungsmittels ohne Schwierigkeiten getan wer- 
ten könnte, da dann keine Notwendigkeit mehr 
bestehen würde, durch Zuteilung der bedingten 
ERP-Hilfe einen Ausgleich zu gewähren und einen 
Zwang für die Einräumung von Ziehungsrechten 
seitens der Netto-Gläubigerländer auszuüben. 
Wenn es keinen Nettogläubiger und Nettoschuld- 
ner gibt, wird jedes Land bereit sein, die Zie- 
hungsrechte, die dann nichts weiter als zwischen- 
staatliche Kredite oder Reserveguthaben bei der 
BIZ sind, freiwillig zur Verfügung zu stellen. Der- 
artige Überlegungen mögen gegenwärtig noch 
verfrüht erscheinen; ‘wenn das innereuropäische 
Zahlungs-Clearing jedoch mehr sein soll als ein 
vorübergehendes Hilfsmittel, nach dessen Weg- 
fall die bisherigen Schwierigkeiten wieder auftre- 
ten, so muß wohl der Weg zu einer Art von Wäh- 
rungsunion gesucht werden. 
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Albanien 


ar November: Ein Rundfunkbericht aus Tirana 
f gibt. eine größere Kabinettsumbildung bekannt. 


Belgien 
November: Das sozialistisch-KatholischeKoali- 
tionskabinett Spaak tritt zurück, nachdem 
am Vortage Justizminister Paul Struye 
(christlich-sozial) demissipniert hatte. Nach 
vergeblichen Versuchen des Finanzministers 
Gaston Eyskens bildet Spaak am 26. No- 
vember ein Kabinett aus 8 Christlich-Sozia- 
len, 7 Sozialisten und 2 Parteilosen. Spaak 
bleibt Ministerpräsident und Außenminister. 


Big, 


Deutschland 


November: Die Militärgouverneure konferie- 
ren in Frankfurt über das Besatzungsstatut für 
Westdeutschland. 
Der stellvertretende sowjetische Kommandant 
von Berlin, Oberst Jelisarow, ordnet die 
Amtsenthebung der Stadträte Professor Ernst 
Reuter als Leiter der Verkehrsabteilung und 
Gustav Klingelhöfer als Leiter der Wirtschafts- 
abteilung an. Am 18. November billigt die 
Stadtverordnetenversammlung die Antwort 
‚des stellvertretenden Oberbürgermeisters Dr. 
Friedensburg, der erklärte, die Amts- 
enthebung könne nur durch die Alliierte Kom- 
mandantur erfolgen. 
17. November: Der britische Militärgouverneur in 
‘ Deutschland, GeneralRobertson, kritisiert 
auf einer Pressekonferenz in Frankfurt scharf 
die Wirtschaftspolitik der Frankfurter Ver- 
waltungsstellen und erklärt, der Wirtschafts- 
rat habe die ihm gegebenen Vollmachten nicht 
richtig ausgenutzt. 
November: Das Außenhandelsverfahren im 
Vereinigten Wirtschaftsgebiet wird durch die 
Neufassung der JEIA-Anweisung Nr.1 revi- 
diert. Das neue Verfahren, das den Kontrakt- 
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16. 


19, 


ee 


Redaktionelle Anmerkung: Bedingt durch die Um- 
stellung auf vierzehntägiges Erscheinen enthält die 
vorliegende Folge nur das Zeitregister vom 16. bis 
30.November. Wir bringen in der zweiten Folge des 
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_ Die Ereignisse in Europa 


22. 


Europa-Archivs vom 20. Januar 1949 das Zeitregister 


und Lizenzierungszwang aufhebt, 

1. Dezember 1948 in Kraft. 

Die amerikanischeMilitärregierung in Deuts 
land weist einen Protest Polens, Osterrei 
Belgiens, der Tschechoslowakei, Frankreic 
Jugoslawiens, Italiens und Rumäniens zu; 
in dem behauptet wird, sie verzögere die Wi 
dergutmachung, zu der Deutschland di 

Staaten gegenüber verpflichtet sei, 
Die JEIA gibt den Abschluß eines Hande 
und Zahlungsabkommens zwischen Frankre 


sieht den Austausch von Waren und Diens: 
leistungen im Werte von 300 Millionen Do 
lar vor. al 
November: Die Verbindungsoffiziere in Bon 
überreichen dem Präsidenten des Parlam 


läuterungen zum Londoner Abkommen 
den Frankfurter Dokumenten geben. Die 
litärgouverneure erachten einen föderali 
schen Staatsaufbau, die Sicherstellung de 
Finanzverwaltung bei den Ländern und eine 
weitgehende Selbstverwaltung der Gemeinden 
für erforderlich. BR 1: 
Der Vorsitzende der SED, Grotewohl, be was 
richtet in einer Pressekonferenz über den Be) N 
such, den er und weitere Mitglieder des Volk 
rats anläßlich der Oktoberrevolutions-Fe 
lichkeiten in Moskau abgestattet haben; 
Außenminister Molotow habe ihnen ver- 
sichert, die Sowjetunion trete für den Abschluß a 
eines Friedensvertrages mit Deutschland auf 

der Basis der Potsdamer Beschlüsse und für 
den Aufbau der deutschen Friedensindustrie 
ein, Einem Beriht derNew York Times. 
vom 26. November zufolge hat Molotow auf if 
der Oder-Neiße-Linie als Ostgrenze Deutsh- 
lands bestanden, jedoch angedeutet, die So- 


des ganzen Monats Dezember 1948. Ab 5. Februar 149 ° 


liefern wir das Zeitregister dann in vierzehntägiger 
Erscheinungsfolge aktueller. 


1795 


DE 


© ZEITREGISTER 


EN 


nn 


27: 


28. 


”.29, 


30. 


di. 


wjetunion werde die Rückkehr des Saargebie- 
tes zu Deutschland befürworten. 

Ein Beamter der amerikanischen Militärregie- 
rung erklärt, die Lage in Berlin gestatte es 
nicht mehr, die am 30. August in Moskau ver- 
einbarten Direktiven als Grundlage für ein 
Abkommen zu betrachten. Alle Versuche, im 
Rahmen der Vereinten Nationen zu einer Eini- 
gung zu kommen, seien zum Scheitern ver- 
urteilt. 

November: Der sowjetische Oberbefehlshaber 
in Deutschland, Marschall Sokolowskij, 
ordnet durch Befehl Nr. 183 die Erweiterung 
der Deutschen Wirtschaftskommission (DWK) 


‚von 36 auf 101 Mitglieder an. 


November: General Clay erklärt in einem 
Interview in Berlin, die Luftbrücke werde auf 
unbegrenzte Zeit aufrechterhalten, falls dies 
notwendig sei. 

November: Der sowjetische Oberkommandie- 
rende in Deutschland, Marschall Sokolow- 
skij, richtet ein Schreiben an die westlichen 
Militärgouverneure, in dem er in scharfen Wor- 


ten gegen die in Berlin zum Ausdruck kom- 


menden Spaltungstendenzen Stellung nimmt. 


November: In der Staatsoper im sowjetischen 
Sektor Berlins findet eine außerordentliche 
Stadtverordnetenversammlung statt, die durch 
ihren zweiten Vorsitzenden, Ottomar Geschke 
(SED), zur. Einsetzung eines zweiten Magistrats 
einberufen wurde. Auf Vorschlag des Demo- 
kratischen Blocks werden Friedrih Ebert jr. 
(SED) zum Oberbürgermeister und Arnold 
Gohr (Ost-CDU), Erih Geske (USPD) und 
Dr. Reinhold Schwarz (Ost-LDP) zu stell- 
vertretenden Oberbürgermeistern gewählt. 
Der FDGB hatte für die gleiche Zeit zu einer 
Massenversammlung im Lustgarten aufgerufen. 


Frankreich 


November: Der Allgemeine Gewerkschafts- 
verband (CGT) ruft für den 21. November den 
Generalstreik der Hafenarbeiter aus. 
18. November verbarrikadieren die Hafen- 
arbeiter von Dünkirchen das Hafengebiet, das 
am 20.November von Truppen widerstands- 
los besetzt wird. — Die Hafenarbeitergewerk- 
schaft widerruft den für den 21. November an- 
gesetzten Generalstreik der Dockarbeiter, und 


. am26.November wird ein grundsätzliches Über- 


einkommen über die Höhe der Mindestlöhne 
erzielt. Am 27. November fordert die Berg- 
arbeitergewerkschaft der CGT die Arbeiter 
nach achtwöchigem Streik auf, wieder an ihre 
Arbeitsplätze zurückzukehren. Der Kohlever- 
lust wird auf 5,2 Millionen Tonnen geschätzt. 


Die Regierung legt der Nationalversammlung 
zwei Gesetzentwürfe vor, die verschiedene 
Streikmethoden für ungesetzlich erklären und 
den Streik verbieten, wenn eine Arbeit von 
der Regierung angeordnet wird. Innenminister 
Jules Moch erklärt in der Debatte zu den 
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Streiks, diese seien von der Sowjetunion über 


17: 


19: 


21. 


29. 


26. 


die Kominform angeordnet und finanziert wor- 
den. Finanzminister Lacoste erklärt, in- 
folge des Bergarbeiterstreiks seien 29 Koh- 
lenschächte überflutet und nach vorläufigen 
Schätzungen staatliche und private Einkünfte 
in Höhe von 16 Milliarden Frank verloren- 
gegangen. Am 24. November werden zwei 
Anträge des Kommunisten Jacques Duclos 
auf parlamentarische Untersuchungen über 
den Ursprung der Fonds der Kommunistischen 
Partei und der sozialistischen Zeitung LePo- 
pulaire sowie der Fonds sämtlicher Par- 
teien mit 316 gegen 164 und 379 gegen 180 
Stimmen abgelehnt. Die Regierung hatte mit 
dieser Abstimmung die Vertrauensfrage ver- 
bunden. Ein Antrag der Regierung, zur Tages- 
ordnung überzugehen, wird mit 351 gegen 215 
Stimmen gebilligt. 

November: General de Gaulle greift auf 
einer Pressekonferenz in Paris die Deutsch- 
landpolitik der westlichen Alliierten, insbeson- 
dere das britisch-amerikanische Ruhrstatut, auf 
das heftigste an und erklärt, falls er die Regie- 
rung übernehme, werde er die Militärorgani- 
sation der Westeuropäischen Union nicht bil- 
ligen. 

November: Die Außenminister der West- 
mächte — der britische AußenministerBevin 
wird durch Staatsminister Hector McNeil 
vertreten — treffen auf Ersuchen Frankreichs 
in Paris zu Besprechungen über die Ruhrfrage 
zusammen. Der französische Standpunkt wird 
am 20. November nach der Konferenz in einem 
detaillierten Memorandum, das sich mit den 
Eigentumsverhältnissen der Ruhrindustrien, 
der künftigen internationalen Kontrollbehörde 
und den deutschen Reparationen befaßt, der 
amerikanischen und der britischen Regierung 
übermittelt. 

Abschluß der 69. Tagung der Internationalen 
Handelskammer in Paris. Die unter dem Vor- 
sitz von Arthur Guiness (Großbritannien) 
stehende Tagung befaßte sich mit Problemen 
des Europäischen Wiederaufbauprogramms, 
insbesondere mit der Stellung Deutschlands 
innerhalb des Planes. 

November: Außenminister Schuman er- 
klärt in Metz, Frankreich könne sich niemals 
mit dem britisch-amerikanischen Beschluß, die 
Entscheidung über das Eigentumsrecht in der 
Ruhrindustrie einer künftigen deutschen Re- 
gierung zu überlassen, einverstanden erklären. 
November: Gaston de Monnerville 
wird »serneut zum Präsidenten des Rats der Re- 
publik gewählt. 

November: Der vom Konsultativrat der Brüs- 
seler-Pakt-Mächte in seiner Oktobersitzung in 
Paris eingesetzte Ausschuß für die europäische 
Einheit tritt in Paris unter dem Vorsitz des Prä- 
sidenten der französischen Nationalversamm- 
lung, Edouard Herriot, zusammen. 
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. Die Regierung ernennt Alain Poher zum 


30. 


17. 


24, 


25. 


28. 


30. 


24. 
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Generalkommissar für die deutschen und öster- 
reichischen Angelegenheiten im französischen 
nern 

November: In Paris findet in Anwesenheit 
des stellvertretenden Administrators Richard 
Bisselleine Konferenz der Leiter der euro- 
päischen ECA-Missionen statt. 


Griechenland 


November: Die Regierungskrise endet mit der 
Bildung eines Koalitionskabinetts aus Libera- 
len und Populisten durch den bisherigen 
Premierminister Themistokles Sophoulis 
(Lib.). Constantin Tsaldaris (Pop.) bleibt 
Außenminister und stellvertretender Minister- 
präsident. Das Kriegsministerium, bisher von 
George Stratos (Pop.) geleitet, übernimmt 
der Liberale ConstantineRentis. Am 21. No- 
vember erhält das neue Kabinett mit 168 ge- 
gen 167 Stimmen im Parlament das Vertrauen. 


Großbritannien 


November: Der Arbeitsminister George Alfred 
Isaacs gibt im Unterhaus bekannt, die Re- 
gierung habe die militärische Dienstzeit von 
12 auf 18 Monate verlängert. 

November: Premierminister Attlee erklärt 
im Unterhaus, trotz des Erlasses der Republic 
of Ireland Bill, durch die der External Relations 
Act von 1936 aufgehoben wird, werde die bri- 
tische Regierung irische Staatsangehörige nicht 
als Ausländer betrachten. Die Ministerpräsi- 
denten der Dominien geben in den folgenden 
Tagen gleichlautende Erklärungen ab. 
November: In London wird bekanntgegeben, 
daß sich die Ständige Kommission der West- 
europäischen Union in London über den Ent- 
wurf zu einem nordatlantischen Verteidigungs- 
pakt geeinigt und ihn nach Washington und 
Ottawa übermittelt habe. 

November: Das Außenministerium teilt mit, ab 
1. Februar 1949 würden Sir William Strang 
ständiger Unterstaatssekretär im Außenmini- 
sterium und sein Nachfolger als Leiter der 
Deutschland-Abteilung Sir Ivone Kirk- 
patrick sein. 


Irland 


November: Ministerpräsident Costello er- 
klärt im Dail, der Erlaß der Republic of 
Ireland Bill, in der Irland zur unabhängi- 
gen Republik erklärt wird, werde eine An- 
näherung Irlands an Großbritannien herbei- 
führen und keinen Bruch mit dem Common- 
wealth zur Folge haben. 


Italien 


November: Ministerpräsident de Gasperi 
hat in Paris Besprechungen mit dem französi- 
schen Ministerpräsidenten Queuille und 
Außenminister Schuman. Am 19. No- 
vember war de Gasperi zu einer Unterredung 
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mit dem belgischen Ministerpräsidenten 
Spaak in Brüssel eingetroffen. 

November: In den Provinzen Bozen und Trient 
finden die ersten Wahlen für das regionale 
Parlament von Südtirol statt. Nach den Ergeb- 
nissen vom 30. November teilen sich die Par- 
teien in die 46 Sitze des Parlaments wie folgt: 
Christlich-Sozialei17, Südtiroler Volkspartei 13, 
Trentiner Autonomistenpartei 4, Linkssozia- 
listen 3, Rechtssozialisten '3, Kommunisten 2, 
Übrige 4. 


“ Jugoslawien 
November: Marschall Tito erklärt in einer 
Rede vor dem zweiten Kongreß der Kroati- 


schen Kommunistischen Partei in Zagreb, wirt- 
schaftliche Schwierigkeiten mit den Komin- 


A ER EN, 16. bis 30. November 1948. 


formstaaten hätten Jugoslawien gezwungen, : 


seinen Fünfjahresplan umzugruppieren. 
November: Moshe Pijade, Mitglied des 
Politbüros der Kommunistischen Partei, hebt 
in einer Rede anläßlich des fünften Jahres- 
tages der Gründung der jugoslawischen Repu- 
blik die Unterstützung Jugoslawiens durch die 
Vereinigten Staaten und Großbritannien wäh- 
rend des Krieges hervor. 


Niederlande ; 


November: Nach Überprüfung der Ergebnisse, 
die Außenminister Dr. Stikker in seinen 
Besprechungen mit republikanischen Führern 
in Indonesien erzielt hatte, beschließt das Ka- 
binett, eine offizielle Abordnung, der der Mini- 
ster für die Überseegebiete, Dr. Emanuel 
Sassen, Dr. Stikker und der niederlän- 
dische Vertreter in Indonesien, Neher, ange- 


hören, zu Verhandlungen mit der republikani- 


schen Regierung über eine endgültige Lösung 


des indonesischen Problems nach Java zu ent- 


senden. Die Delegation trifft am 24. November 
in Batavia ein. 


Österreich 


November: Westmore Willcox, der bis- 
herige Leiter der ECA-Mission in Wien, kehrt 
in die Vereinigten Staaten zurück. Sein Nach- 
folger wird Clyde N. King. 

November: TASS berichtet, die von sowjeti- 
schen Behörden verhaftete Leiterin der Pla- 


nungsabteilung im Ministerium für Vermö- 


genssicherung und Wirtschaftsplanung, Dr. 
Margarethe Ottilinger, habe gestanden, 
als Spionin in den Diensten der Vereinigten 
Staaten zu stehen. 


Polen 


November: Die Regierung weist zwei Mitglie- 
der der französischen Botschaft in Warschau 
aus. 

November: Außenminister Modzelewski 
teilt in seiner Stellungnahme zum britisch- 
amerikanischen Ruhrbeschluß vom 10. Novem- 
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ber se Eanaeaiechen Einwälde und weist au 


sterkonferenz vom 24. Juni 1948 nach inter- 
nationaler Kontrolle der Ruhrproduktion hin. 


Portugal 


| 19. Noveinhir; Ministerpräsident Salazar be- 
zeichnet in einem Interview mit der New 
- York Times die Ausdehnung des Militär- 
 bündnisses der westeuropäischen Mächte auf 
beide Seiten des Ozeans und von Skandinavien 
bis zur Iberischen Halbinsel als eine strate- 
ne Notwendigkeit. 


Rumänien 


20. November: Die Regierung gibt bekannt, daß 
sie das Kulturabkommen mit Frankreich vom 
ER ‚ März 1939 gekündigt habe. 

® Spanien 


BR Noränben: GeneralFranco art in einem 
Interview mit dem Vertreter der Newsweek, 
nach seiner Überzeugung werde sich .ein Ein- 

vernehmen zwischen den Vereinigten Staaten 
H%, Co und’ Spanien herstellen lassen, und ohne die 

x Einmischung Großbritanniens habe es schon 
hergestellt werden können. 


Sowjetunion 


sn N eennber: Der Moskauer Rundfunk gibt be- 
kannt, daß das Präsidium des Obersten So- 


Amerika Vereinigte Staaten 


16.November: Präsident Truman weist anläß- 
©. lich einer Pressekonferenz in Key West alle 
Vorschläge für Viermächtebesprechungen über 
. Berlin vor der Aufhebung der‘Blockade zurück. 


17. November: Das Verteidigungsministerium gibt 


' bekannt, daß der amerikanische Marinestütz- 
punkt in China, Tsingtau, durch die Entsendung 
"von 1250 Marinesoldaten verstärkt werde. 


23.November: Präsident Truman beauftragt 
einen Kabinettsauschuß unter Dr. Edwin G. 
0 ..Nourse, dem Vorsitzenden des Wirtschaft- 


R lichen Beratungsausschusses des Präsidenten, 
mit der Ausarbeitung eines neuen Programms 

zur Bekämpfung der Inflation. 
Der Nationale Sicherheitsrat tritt im Weißen 
5 RENT Haus zur Erörterung der Lage in China zusam- 


men, 


. 24. November: Außenminister Marshall gibt 
zur Frage der Ruhrkontrolle in Washington 


Bee eine Erklärung ab, aus der hervorgeht, daß die 


es Ib Vereinigten Staaten und Großbritannien trotz 
Ra der französischen Proteste bei ihren am 10. No- 
| . vember getroffenen Entscheidungen bleiben. 


25. November: Der 85 Tage währende Streik der 
Dockarbeiter an der Westküste wird durch ein 
Übereinkommen der Hafenarbeitergewerk- 
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die Forderungen der Warschauer Außenmini- 


28. 


28. 


26. 


16. 


; wjets den Minister : 


tawilow, seines Postens en 
durh Bobin ersetzthabe. ; 
November: Der Korrespondent der New 
York Times berichtet am 27. November aus 
Berlin, die sowjetischen Lieferungen, die die 
Gegenleistungen für über die Westmächte 
empfangene deutsche Reparationslieferungen 
darstellten, ständen seit mehr als sechs Mona- 
ten aus. Die Verzögerung sei auf Transport- 
schwierigkeiten durch die Berliner Blockade 
zurückzuführen. 


Ungarn 

November: Der stellvertretende Ministerpräsi- 
dent Matyas Rakosi erklärt vor dem Zen- 
tralkomitee der Vereinigten Arbeiterpartei in 
Budapest, die Politik der Toleranz gegenüber 
KardinalMindszenty sei beendet. Ebenso 
kündigt er die Einführung der Kolchosenwilrt- 
schaft an. — Am 21. November hatte der kom- 
munistische Transportminister Ernö Gerö 
erklärt, die Liquidation der klerikalen Reak- 
tion in Ungarn stehe nahe bevor. 

Nach ungarischen Pressemeldungen ist es in 
der katholischen Kirche Ungarns zu einer Spal- 
tung zwischen Bischof Andrea Hamvasvon 
Csanad und KardinalMindszenty gekom- 
men. 


\ % a ESS | Wichtige N in der übrigen Welt 


schaft und der Arbeitgeberverbände beendet. 
Am 29. November nehmen die 45000 Dock- 
arbeiter an der Ostküste nach achtzehntägi- 
gem Streik die Arbeit wieder auf. 

November: Präsident Truman ermächtigt 
Administrator Hoffman, die vom Kongreß 
bis zum Ablauf des ersten ERP-Jahres am 
30. Juni 1949 für die Zeit vom 3. April 1948 bis 
zum 30. Juni 1949 bewilligte Summe von 
5055 Millionen Dollar in einem Zeitraum von 
zwölf Monaten, also bis zum 2. April 1949, aus- 
zugeben. 


Asien China 


November: Nach einem Bericht der Verteidi- 
gungsministeriums hat das VII. nationalchine- 
sische Armeekorps unter General Huang- 
Potao östlich von Sü-tschou einen wichtigen 
Sieg errungen. — Kommunistische Berichte 
sprechen von einer Zerschlagung dieses Korps. 
— Am 18. November erklärt ein Sprecher der 
Regierung, die Schlacht von Sü-tschou könne 
als von den Regierungstruppen gewonnen gel- 
ten. — Am 21. November besagen Pressebe- 
richte aus Nanking, das VII. Korps sei von 
kommunistischen Truppen eingeschlossen. 


.November: In Nanking werden Einzelheiten 


über einen Briefwechsel Tschiang-Kai- 
Scheksmit Präsident Truman bekanntge- 
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n eine eindeutige Erklärung 
'e zukünftige Unterstützung Chinas, 
fortige Erhöhung der Materiallieferun- 


E inesischen Kriegführung gefordert. Prä- 
_  sident Truman habe über das militärische 
und wirtschaftliche 400-Millionen-Dollar-Hilfs- 
5 programm hinaus keine Zugeständnisse ge- 
7 ‚macht, jedoch eine schnellere Verschiffung der 

Hilfsgüter zugesichert. 

... 26. November: Dr. Sun-Fo wird als Nachfolger 

Wong-Wenhaos zum Ministerpräsiden- 
ten nominiert. . 

.November: Die Zeitung Yi Shih Pao be- 
richtet von Kämpfen 40 Meilen nordwest- 
lich Nankings. — Am 28. November erklären 

x die Kommunisten, sie hätten die Stadt Lingpi, 

45 Meilen südlich Sü-tschou, erobert. Am 

29. November erhalten die Regierungstrup- 
pen in Sü-tschou Befehl, die Stadt zu räumen 
und sich nach Süden zurückzuziehen. 


Japan 
‚November: General MacArthur bestätigt 
die vom Internationalen Militärtribunal für 
den Fernen Osten gegen den ehemaligen Mini- 
sterpräsidenten Hideki Tojo und seine 24 
Mitangeklagten gefällten Urteile. 


24 


; Palästina 


18. November: Auf die Forderung des Sicherheits- 

rates, das Negevgebiet zu räumen, erklärt die 

'israelitische Regierung, sie ziehe nur die Streit- 
kräfte zurück, die nach dem 14. Oktober in das 
Negevgebiet einmarschiert seien. — Am 21. 
November protestiert Israel bei der Waffen- 
stillstandskommission der Vereinten Nationen 
gegen das Vorrücken ägyptischer Streitkräfte 
in der Negevwüste südöstlich von Gaza. 
November: Der israelitische Staatsrat be- 
schließt einstimmig, die ersten allgemeinen 
Wahlen am 25. Januar 1949 abzuhalten. 
November: Unterzeichnung eines Waffenstill- 
standspaktes für Jerusalem zwischen den 
'israelitischen und arabischen Befehlshabern. 
Die Abmachungen treten am 1. Dezember in 
Kraft. 


a 2 Sa Ne SE NT 


05. 


30. 


Organisation der Vereinten Nationen 


16. November: In ihrer Antwort auf die Aufforde- 
rung des Generalsekretärs der Vereinten Na- 
tionen, Trygve Lie, und des Präsidenten der 
Vollversammlung, Dr. Herbert V. Evatt, zu 
Besprechungen über die Berliner Frage beruft 
sich die sowjetische Regierung erneut auf ihre 
Note vom 3. Oktober, in der sie vorgeschlagen 
habe, die am 30. August in Moskau verein- 
f barte Direktive an die Militärgouverneure als 
Abkommen zur Beilegung der Berliner Frage 
zu betrachten, und die Einberufung des Außen- 

ministerrates angeregt habe. — Die drei West- 
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ER, 


d eine aktivere Teilnahme an der natio- ° 


-  mächte weisen am {#. Novanmber in getrei 
ten Stellungnahmen direkte Viermächtebespre- 


1% 


18. 


19. 


chungen vor der Aufhebung der Blockade zu- 
rück und bestehen auf dem Sicherheitsrat al 
der für die Verhandlungen verantwortliche 
Instanz. — Am 18. November übermittelt D 
Bramuglia, der Vorsitzende des Sicher- 
heitsrats, den Regierungen der Großmächt 
Fragebogen, die sich auf technische Informa ur 
nen zur Berliner Währungslage beziehen. Die 

sowjetische Antwort geht am 20., die der West 
mächte am 23. November ein. — Am 25. No 
vember geht Dr. Bramuglia von seiten Groß- IR" 
britanniens und Frankreichs ein Plan des bri 
tischen Militärgouverneurs 
GeneralRobertson, vom 7. September z 
der die Moskauer Direktiven vom 30. Augu 
als Grundlage für die Lösung des Berlir 
Währungsproblems nimmt. In einem Begl 
brief wird erklärt, der Plan solle nicht die A 
fassung der Westmächte zum Berliner W 
rungsproblem darstellen, sondern Dr. Brar 


erinnert an die Direktive vom 30. A 
fordert deren Inkrafttreten. — Am 29. Nove 
ber begrüßen die Großmächte einen Plan 
neutralen Mitglieder des Sicherheitsrats, de 
die Einsetzung eines neutralen Fachausschus- 
ses zur Überprüfung der Berliner Währungs- 
lage vorsieht. his 
November: Eröffnung der dritten Jahresver- 
sammlung der UNESCO in Beirut. — An Stell 
von Dr. Julian Huxley wird der mexikani- 
sche Außenminister, Dr. Jaime Torres Bode E 
zum neuen Generaldirektor gewählt. 
November: Nach Annahme einer neuen Waf- 


Delegierte Mc Neil im politischen Ausschuß 
für den Bernadotte-Plan und den Anschluß des 
Negevgebietes an Transjordanien ein. Der so- 
wjetische Delegierte Tsarapkin wendet 
sich gegen eine Abtrennung dieses Gebietes 
von Israel. Syrien fordert an Stelle des israeli- 
tischen die Errichtung eines einzigen, von Ara- 
bern beherrschten Staates. 


November: Während der Abrtistungsgä are 

in der Vollversammlung bezeichnet der ameri- 
kanische Delegierte John Foster Dullesden 
sowjetischen Abrüstungsvorschlag vom30.Sep- 
tember als ein Täuschungsmanöver.McNeil, 
spricht von einer Propagandageste. Wy- 
schinskij beschuldigt die Vereinigten 
Staaten und Großbritannien der Vorbereitung 
eines neuen Krieges. 
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Wichtige Zugänge vom 1. bis 15. Dezember 1948 


„Der Verfassungsentwurf der durch Rechtsverordnung 


vom 23. Mai 1947 eingesetzten Verfassungskommis- 
sion des Saarlandes“, Verwaltungskommission des 
Saarlandes, Saarbrücken, 25. September 1947. 


„Verfassungsentwurf des Deutschen Volksrats (Grund- 
gesetz der Deutschen Demokratischen Republik) vom 
Oktober 1948“, Tägliche Rundschau Nr. 254 (1059) vom 
29. Oktober 1948. 


„Die Auswirkungen der Entflechtung der Eisen schaffen- 
den Industrie‘, Bericht und Rechtsgutachten der vom 
Direktor der Verwaltung für Wirtschaft eingesetzten 
Kommission sowie Denkschriften der Konzerne der 
Treuhandverwaltung des deutschen Gewerkschafts- 
bundes und weitere Anlagen, September 1948, 5Bände. 


„Stellungnahme der Treuhandverwaltung zum Entflech- 
tungsbericht”, Düsseldorf, 8. November 1948, 15Seiten 
(vervielfältigt). 


„Entgegnung Dr. Deißmanns auf die Kritik der Treu- 
handverwaltung vom 8. November 1948 an dem Frank- 
furter Kommissionsbericht über Die Auswirkungen 
der Entflechtung der Eisen schaffenden Industrie“, 
Frankfurt, 16. November 1948, 13 Seiten (vervielfäl- 
tigt). 

Dr. Wolfgang Schneider: „Der Marshallplan und die 
Demontage in der westdeutschen Industrie“, unter 
Verwendung amtlicher Unterlagen, Kommentator 
Verlag Kurt Allmayer, Frankfurt a.M., Fachverlag 
für Rechts- und Wirtschaftsliteratur, 1948, 36 Seiten. 


Organisation for European Economic Cooperation — 
Council —: „Report to ECA on the first annual pro- 
gramme 1st July 1948 — 30th June 1949”, Part I Ge- 
neral, Paris 1948, 65 Seiten und Tabellen (verviel- 
fältigt). 


Franz Seume und Karl Georg Mahnke: „Die deutsche 
Industrie und das Europäische Erholungsprogramm“, 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (Institut 
für Konjunkturforschung), Sonderdruck aus Viertel- 
jahreshefte zur Wirtschaftsforschung, Jahrgang 1948, 
2. Heft, Berlin 1948, 46 Seiten. 


A.Petruschow: „Agrarverhältnisse in Deutschland und 
die Agrarreform", SWA-Verlag, Berlin 1948, 256 Sei- 
ten. 


Dokumente der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch- 
lands, „Beschlüsse und Erklärungen des Zentralsekre- 
tariats und des Parteivorstandes“, Dietz Verlag, Berlin 
1948, 272 Seiten. 


Dr. Klaus Mehnert und Dr. Heinrich Schulte: „Deutsch- 
land-Jahrbuch 1949, Europäische Ausgabe, West- 
Verlag, Essen-Rüttenscheid 1948, 600 Seiten, 
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„Die sowjetisch-jugoslawische Korrespondenz (März 
bis Juli 1948)“, AFP, Information et Documentation 
Nr. 202 und 203 vom 28. August und 4. September 
1948, 


„Gesetz zur wirtschaftlichen und finanziellen Neuord- 
nung in Frankreich, angenommen von der National- 
versammlung am 17. August 1948“, AFP, Information 
et Documentation Nr. 201 vom 21. August 1948, Seite 
21 und 22.. 


Paul G. Hoffmann: „Fourth Report for the Public Advi- 
sory Board of the Economic Cooperation Administra- 
tion“, Washington, D. C., October 27, 1948, 73 Seiten. 


Dr. Franz Nemschak: „Österreichs Weg aus der Bewilrt- 
schaftung zur Marktwirtschaft“, OsterreichischesInsti- 
tut für Wirtschaftsforschung, „Vorträge und Aufsätze”, 
Heft 3, Wien 1948, 24 Seiten, 


„Südtirol im Jahre 1947, Eine Zusammenstellung der 
‚Südtiroler Monatsberichte vom Jänner bis Dezember 
1947", Gesellschaft der Freunde Südtirols, Innsbruck 
1948, 131 Seiten. 


Wilhelm Hasenack: „Wirtschaftsgefahren derRuhr durch 
Demontagen“, Westdeutscher Verlag, Köln und 
Opladen 1948, 171 Seiten. 


„Dekret des Präsidiums des Obersten Sowjet der Sowjet- 
union über das Reit der sowjetischen Bürger hin- 
sichtlich des Kaufes und der Errichtung von Privat- 
wohnhäusern‘, Documentation Francaise Nr. 1061 
vom 1. September 1948, 


Henry Morgenthau jr.: „Germany is our problem, A 
plan for Germany“, Harper and Brothers Publishers, 
New York and London, New York 1945, 239 Seiten. 


„Economic Report, Salient Features of the World Econo- 
mic Situation 1945—47“, United Nations, Department 
of Economic Affairs, Lake Success, New York, Janu- 
ary 1948, 354 Seiten. 


„Supplement to Economic Report, Salient Features of 
the World Economic Situation 1945—47", United Na- 
tions, Department of Economic Affairs, Lake Success, 
New York, March 1948, 140 Seiten. 


„Economic Development in Selected Countries, Plans, 
Programmes and Agencies“, Department of Economic 
Affairs, Lake Success, New York, October 1947, 286 
Seiten. 


„A Survey of the Economic Situation and Prospects of 
Europe“, United Nations, Department of Economic 
Affairs, Research and Planning Division, Economic 
Commission for Europe, Geneva, 15. April 1948, 206 
Seiten. 
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Über 
das Problem einer Revision des deutschen Geschichtsbildes“ 


von Dr. Walther Hofer, Zürich 


Revision des Geschichtsbildes als Revision 
des Wertsystems 


Unzweifelhaft handelt es sich hier um ein zen- 
trales Problem in der Diskussion um die soge- 
nannte „deutsche Frage”. Eine ganze Anzahl von 
Kritiken deutschen Geschichtsdenkens und damit 
verbundener Revisionsprogramme liegen schon 
vor. Es ist dabei bezeichnend, daß vor allem Sozio- 
logen, Theologen, Psychologen, Philosophen und 
Journalisten, kaum aber Historiker dem Problem 
zu Leibe rückten. Die Zurückhaltung des Histori- 
kers ist verständlich; es sind die Hemmungen des 
Fachmannes, die hier mitspielen. Wo der mehr 
systematisch vorgehende Denker gleich mit Radi- 
kallösungen zur Stelle ist, die von irgendwelchen 
letzten und daher undiskutierbaren Voraussetzun- 
gen ausgehen, da sieht der Historiker vor allem die 
Fülle historischen Lebens, seine komplizierte und 
komplexe Struktur, die vielfältigen Möglichkeiten 
seiner Interpretation. Wenn der Historiker von 
Revision eines Geschichtsbildes spricht, dann denkt 
er vor allem an die Neuaufarbeitung einer unüber- 
sehbaren Menge historischen Stoffes. Dies aber 
erfordert Arbeit und noch einmal Arbeit, und da- 
mit Zeit. Und gleichwohl hat der Historiker auch 
jetzt schon ein entscheidendes Wort zu sagen — er 
muß es, bevor Schlagworte und Gemeinplätze all- 
zuviel Schaden anrichten. Das Problem einer Revi- 
sion des deutschen Geschichtsbildes greift mitten 
in die Verantwortung des Historikers gegenüber 
dem Leben hinein. Es geht hier um eine Hauptauf- 
gabe zukünftiger Geschichtschreibung. Um sie 
aber überhaupt in Angriff nehmen zu können, ist 
vor allem eines notwendig: eine wahrhaft histo- 
rische Analyse des deutschen Geschichtsbildes 
und eine inechthistorischem Geiste gehal- 
tene Kritik. Und zwar geht es — gemäß der Be- 
schaffenheit eines Geschichtsbildes — primär nicht 


um die Kritik der Fülle konkreter historischer Vor- 


stellungen, die in diesem Geschichtsbild enthalten { 


sind, sondern um die Analyse und Kritik der es 


letztlich bedingenden weltanschaulichen. 


Elemente. Dies ist die Aufgabe, die wir uns hier 
gestellt haben. 

Wenn im Begriff des Geschichtsbildes die Vor- 
stellung steckt, daß man sich von der Geschichte 
ein Bild macht, so hat die Theorie der Geschicht- 
schreibung längst erkannt, daß Bild hier nicht im 
Sinne einer Abbildung der Vergangenheit ver- 
standen werden darf. Der naive historische Realis- 
mus ist längst überwunden, wonach so etwas wie 
eine Erkenntnis des historischen Objekts „an sich" 
möglich sei. Das Bild, das man sich von der Ver- 
gangenheit macht, darfnicht mit einer Photographie 
verglichen werden, sondern nur mit einem Ge- 
mälde. Und wie wir eine Landschaft nur von be- 
stimmtem Standort aus sehen können, so ist auch 
alles geschichtliche Sehen standortbedingt, per- 
spektivisch. Eine historische Frage ist daher 
weitgehend immer Frage der Gegenwart an die 
Vergangenheit. Und zwar so, daß Interesse und 
Auswahlprinzip, schließlich aber auch Wertsystem 
und Weltanschauung des Fragenden für die Be- 
stimmung der Frage ausschlaggebend sind. Ein 
Geschichtsbild kommt nie durch voraussetzungs- 
loses Erkennen zustande, sondern durch Verstehen 
von bestimmten Voraussetzungen aus. Von histo- 
rischer Objektivität kann nur die Rede sein, wenn 
diese Voraussetzungen als Bedingungen einberech- 
net sind. 

Damit ist eine weitere Frage aufgeworfen: die 
Frage nach dmSubjekt, das sich ein Bild. von 
der Geschichte macht. In letztem Bezuge ist es der 
einzelne Mensch, der sein individuell differenzier- 
tes Geschichtsbild hat, wenn er überhaupt histo- 
risch denkt. Hier geht es aber um das Geschichts- 


* Gekürzte Fassung eines in der Antiquarischen Ge- 
sellschaft, Zürich, gehaltenen Vortrages. Zuerst ver- 
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XXI. Jahrgang, Heft 1. 
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bild eines ganzen Volkes, einer Kultur überhaupt, 


und damit um ein Subjekt höheren Grades, dessen 


Bestimmung nur durch eine gewisse Abstraktion, 
durch Typisierung individueller Anschauungen 
möglich ist. Wir erkennen sogleich die Schwierig- 


keiten, die entstehen müssen, wenn der Begriff 


„deutsch“ als ein solches Subjekt, das sich ein be- 


. stimmtes Bild von der Geschichte macht, eingesetzt 
- wird. Die mannigfachsten Differenzierungen müß- 


ten gemacht werden. Die Vorstellung eines spezi- 
fisch deutschen Geschichtsbildes besteht nur dann 


zu Recht, wenn wir erkennen, daßesumtypische 


Züge geht, die sich im Laufe der Zeit herauskristal- 


- lisiert haben. Nur unter dieser Voraussetzung 
- kann von-einem deutschen Geschichtsbild 


überhaupt sinnvoll die Rede sein ohne unerlaubte 
Generalisierung. 
Die typischen Züge nun, welche hier als deut- 


sches Geschichtsbild herausgearbeitet werden sol- 


len, decken ungefähr das, was man als offizielle 
deutsche Geschichtsauffassung zu bezeichnen 


"pflegte. Das offizielle deutsche Geschichtsbild, das 


der Revision bedürftig erklärt wird, ist das durch 


die Universitätswissenschaft geschaffene, später- 


hin popularisierte und schließlich durch erfolgreiche 
Propaganda eingehämmerte Gemälde deutscher 
Vergangenheit. Wenn auch eine formale Umschrei- 
bung schwierig ist, so könnte man vielleicht am 
besten noch sagen, daß es sich um diejenige Ge- 
schichtschreibung handelt, welche die nationale 
Politik unterstützt und sanktioniert hat, um an- 
derseits von ihr wiederum die entscheidenden 
Impulse zu empfangen. Solche enge Wechselwir- 
kung zwischen Politik und Geschichte im deutschen 


Denken wird ja bestätigt durch das gemeinsame 


Fiasko des politischen Handelns und des histori- 
schen Denkens. Daß es dieses offizielle und allge- 
mein anerkannte Geschichtsbild in Deutschland 
wirklich gab, wird nirgends deutlicher als dort, wo 
deutsche Historiker vom „herkömmlichen" deut- 
schen Geschichtsbild sprechen. Schließlich wäre der 
Begriff eines „deutschen Geschichtsbildes“ auch 
zeitlich noch näher zu fixieren..hat es sich doch auch 
innerhalb der offiziellen deutschen Geschicht- 
schreibung nicht unwesentlich gewandelt. So wurde 
z. B. das rein borussische Geschichtsbild Droysens 
als Geschichtskonstruktion entlarvt und korrigiert 
und das kleindeutsche, von Treitschke ausgehende 
Geschichtsbild zugunsten desgroßdeutschen Aspek- 
tes abgeschwächt, im „Dritten Reich” dann als 
durch die historische Entwicklung überholt erklärt. 
Es geht also auch um typische Züge durch die Zeit 
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marischen Betrachtungen die Zeit Rank 
Seien wir uns bei solch typisierender Betr 


aber immer eingedenk, daß stets verschiedene 2 


Strömungen im historischen Denken Deutschlands Fr 
vorhanden sind und daß über der Betrachtung typi- 
scher Züge viele individuelle Aspekte vernachläs- 
sigt werden müssen. Schließlich ist noch zu betonen, 
daß schon einmal zu einer grundlegenden Revision 
des deutschen Geschichtsbildes angesetzt wurde, 
und zwar nach dem ersten Weltkrieg. 

Dieses vorläufig mehr formal bestimmte offi- 
zielle deutsche Geschichtsbild wird nun als einer 
Revision bedürftig erklärt, und zwar von kompe- 
tenten deutschen Historikern selbst. So schreibt 
Gerhard Ritter in seiner Schrift „Geschichte als 
Bildungsmacht“ eingangs folgende Worte: „Der 
Neuaufbau des deutschen Bildungswesensnach dem 
großen Zusammenbruche von 1945 macht nirgends 
so große Not wie im Geschichtsunterricht. Zunächst 
und vor allem deshalb, weil hier mit einem Schlage 
das ganze Fundament des Unterrichtens, ünser Ge- 
schichtsbild selbst, ins Wanken geraten ist. Oder 
was stünde noch fest von historisch-politischen ° 
Überzeugungen, von überlieferten Werten deut- 
scher Geschichte nach dem schändlichenMißbrauch, 
den man mit ihren schönsten Idealen, ihren ehr- 
würdigen Traditionen, mit dem Glauben der Nation 
an sich selbst und ihre Zukunft getrieben hat? In 
einer Verwirrung und Ratlosigkeit ohnegleichen 
stehen heute die Deutschen am Grabe ihrer Ver- 
gangenheit.” Und in einer Zeitschrift schreibt der- 
selbe Historiker zum Thema eines neuen Ge- 
schichtsunterrichtes: „In der Frage der Stoffbehand- 
lung verfahren wir frei von aller Gebundenheit an 
das Herkommen, aus der Überzeugung heraus, daß 
die neue Zeit eine gründliche Revision des in 
Deutschland herkömmlichen Geschichtsbildes er- 
fordert.“ Ganz ähnlich schreibt Friedrich Meinecke 
in seiner „Deutschen Katastrophe“: „Unser her- 
kömmliches Geschichtsbild, mit dem wir groß ge- 
worden sind, bedarf jetzt allerdings einer gründ- 
lichen Revision, um die Werte und Unwerte unse- 
rer Geschichte klar voneinander zu unterscheiden.“ 

Die Notwendigkeit gründlicher Revision ist also 
unbestritten. Wie soll sie nun vor sich gehen? 
Revision kann natürlich nicht heißen, daß man ver- 
suche, Geschehenes ungeschehen zu machen. Bis- 
marcks Reichsgründung bleibt ein Faktum trotz 
aller Revisionsbestrebungen. Meinecke macht ganz 
deutlich, um was es geht: um eine neue Scheidung 
von Werten und Unwerten; und auch Ritter spricht 
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nn a Bilde formt, bestimmt also letztlich, 
. was in einen historischen Zusammenhang einge- 
ordnet und damit als sinnvoll bezeichnet werden 
soll; es bestimmt die Plätze, die im Geschichtsbild 
einzunehmen sind. Man kann dies vielleicht durch 
Bilder veranschaulichen: das Wertsystem kann 
einem Magnetfeld verglichen werden, das be- 
stimmte Teilchen anzieht und einordnet gemäß den 
Kraftlinien, andere aber abstößt. Oder es kann 
‚einem Beleuchtungssystem verglichen werden, das 
- bestimmte Gebiete hell erleuchtet, andere im Halb- 
schatten und noch weitere im Kernschatten läßt. 
Ein Geschichtsbild kann also nicht deshalb revi- 
sionsbedürftig werden, weil die Vergangenheit 
sich geändert hätte. Vergangenheit an sich ist 
ungeordnete, amorphe und so gar nicht erkenn- 
bare Masse. Revision kann nur notwendig werden, 
weil die Beziehung zwischen Gegenwart und Ver- 
gangenheit sich verändert hat. Der Standort, von 
dem aus Geschichte gesehen und geformt wurde, 
ist nicht mehr gültig; das Wertsystem ist zusam- 
mengebrochen, auf dem das Geschichtsbild aufge- 
baut war. Wir müssen aber noch einen Schritt 
weiter gehen. Ein Geschichtsbild kann auch revi- 
sionsbedürftig werden, weil es nichtmehr zuver- 
antworten ist, und zwar nicht vor allem vor 
dem vergangenen, sondern vor dem gegenwärti- 
gen und zukünftigen Leben. Die Revision wird 
zur Notwendigkeit schließlich aus der Erkenntnis, 
daß die Beschaffenheit eines Geschichtsbildes be- 
stimmenden Einfluß hat auf die Gestaltung des akti- 
ven Lebens. Nurin diesem Fallkann von Geschichte 
als Bildungsmacht sinnvoll gesprochen werden. Die 
Erkenntnis, daß historisches Denken zu histori- 
schem Handeln führt, ist Angelpunkt der Argumen- 
tation. Die Geschichte als Gedanke und als Tat 


nennt es Croce. Und auch Meinecke betont den. 


inneren Zusammenhang zwischen Denken und 
Handeln, wenn er schreibt, der hohe Beruf deut- 
scher Historie bestehe nun darin, die wahren Werte 
deutscher Vergangenheit zu erhalten, ihre Un- 
werte aber zu erkennen und, „wenn es zum Han- 
deln kommt, vor ihnen zu warnen”. 

- Revision eines Geschichtsbildes heißt also Neu- 
verteilung von Wert und Unwert in der Geschichte 
an Hand eines veränderten oder erst zu verändern- 
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_ den Wertsystems, heißt Neuverteilung von Lit 


und Schatten durch Umstellen der Scheinwerfer, 
die in die Vergangenheit gerichtet sind. Damit ist 
auch gesagt, daß die Maßstäbe, mit welchen Wert 
und Unwert der Vergangenheit neu geschieden 
werden sollen, nur aus der Gegenwart kommen E 
können, Damit ist ferner gesagt, daß eine Revision 
des deutschen Geschichtsbildes nur erfolgen kann 
im Zuge einer Revision der jenem voraufgehenden 
und es bedingenden Weltanschauung. 
Gerhard Ritter schreibt über dasselbe Problem, daß 
eine Neugestaltung der geschichtlichen Stoffmas- 
sen, eine Neubesinnung der Geschichtschreibung. $ 
nur möglich werde „auf der Grundlage klarer poli- = 
tischer, staatsphilosophischer, weltensduu ES 
sittlich-religiöser Überzeugungen". 

Daß die weltanschaulichen Elemente, die da 
Geschichtsbild konstituieren, besonders unter die 
Lupe genommen werden müssen, erweist sich ge- 
rade an unserem konkreten Beispiel. Die deutsche ie 
Geschichtswissenschaft war bis zum „DrittenReic -- 
immer vorbildlich in Methode und Detailforschung, 
und gleichwohl resultierte daraus ein schiefes Bild 
der Geschichte. Die Fehlerquelle muß also offenbar. 
auf anderer Ebene liegen, und das ist ee 
weltanschauliche Untergrund. 2 

Wie hat die Revision nun konkret vor Sich zu 
gehen? WelcherMaßstäbe hat sie sich zu bedienen? R 
Die Gefahr ist groß, daß von einem Extrem ins. 5 
andere verfallen wird, daß man heute verbrennt, 
was gestern angebetet wurde. Es ist natürlich weit- 
aus der einfachste Weg und fordert am wenigsten 
Denkanstrengung, wenn man die ganze deutsche 
Geschichte schlechtweg als Irrweg bezeichnet, der _ 
mit Friedrich II. von Preußen oder auch früher =E 
irgendwann begann und mit dem Zusammenbruh 
des „Dritten Reiches“ zwangsläufig und folgerich- . & 
tig endete. Weil diese These soeinfahundaufden 
ersten Bli& — wie alles Einfache — bestechend 
wirkt, ist sie auch weithin befolgt worden undim 
populären Denken durchaus lebendig. Aber wir 
wollen hier gar nicht einmal von Presse und öffent- jr & 
licher Meinung sprechen. Auch dufchaus ernst zu 
nehmende oder mindestens doch ernst sein wol- 
lende Versuche einer Analyse deutscher Geshihte 5 
sind dieser unhistorischen Logik zum Opfer gefal- 
len. Was man damit tut, ist nichts anderes als das 
Ersetzen einer Geschichtskonstruktion durch eine 
andere, wobei nur das Vorzeichen der Bewertung 
wechselt gegenüber der früheren deutschen, ins- 
besondere nationalsozialistischen Auffasung. Was 
hier als blendender und durch das historische 


1803 


UMSCHAU 


Schicksal gewollter Aufstieg dargestellt worden 
war, erscheint nun dort als furchtbarer und ebenso 
schicksalhafter Niedergang. Daß durch solche Not- 
. wendigkeitstheorie die geschichtliche Verantwor- 
“tung der führenden Deutschen durch die Maschen 
fällt, wird wohl kaum bemerkt. Aber auch im ein- 


= zelnen geschehen Verallgemeinerungen und Ver- 


einfachungen, die mit historischem Denken furcht- 
bar wenig zu tun haben. So werden z. B. geistes- 
geschichtliche Entwicklungszusammenhänge ein- 
fach nach rückwärts aufgerollt, als -Kausalketten 
verstanden, und diese sollen dann die neugeschaf- 
fene Konstruktion stützen. So bezeichnet ein be- 
kannter Sachverständigef der deutschen Frage die 
ReiheRomantik—Ratzel—Geopolitik—Hitlerkrieg 
als verhängnisvolle Kausalkette. Oder die Linie 
des Verhängnisses deutscher Entwicklung wird 
auch noch nach rückwärts verlängert bis zu Luther 
oder gar bis zu Otto I. Durch solche Denkweise er- 
scheint dann etwa Luther als geistiger Ahnherr des 
deutschen Staatstotalitarismus und der deutschen 
Kollektivmoral, Fichte als früher Verkünder des 
Nationalsozialismus, Kant als Urheber der milita- 
ristisch verstandenen Disziplin (offenbar wegen 
seines kategorischen Iınperativs), Wagner und 
Nietzsche werden zu Propheten des Pangermanis- 
mus. Man stöbert in der ganzen deutschen Ver- 


gangenheit nach Zeugnissen, welche die Notwen- 


digkeit des Verhängnisses möglichst weit nach 
rückwärts beweisen sollen, und derjenige, der seine 
Kausalketten am tiefsten in der deutschen Ver- 
gangenheit verankern kann, ist dann offenbar als 
Sieger anzusehen in diesem Wettbewerb. Daß auf 
diese Weise aus der Geschichte alles bewiesen 
werden kann, versteht sich; daß es sich aber um das 
genaue Gegenteil wahrhaft historischen Denkens 
hierbei handelt, ist ebenso eindeutig. Solches Vor- 
‘gehen unterscheidet sich formal gesehen in gar 
nichts von dem Vorgehen der nationalsozialisti- 
schen Geschichtschreibung, die in der gesamten 
deutschen Vergangenheit nach geistigen Ahnen 
ihrer Weltanschauung suchte. Solche Denkweise 
ist um so gefährlicher, weil sie einen von niemand 
bestrittenen Wahrheitskern enthält: die Wahrheit 
nämlich, daß Ideen als geistige Mächte durch die 
Geschichte fortwirken und noch nach Jahrhunder- 
ten große geschichtliche Wirkungen hervorbringen 
können. Durch die Anwendung eines vollständig 
inadäquaten Wirkungsprinzips auf die Geschichte, 
die immer vornehmlich Geistesgeschichte ist, wird 
aber jene Denkweise im Innersten falsch. Sie ope- 
riert mit dem Wirkungsprinzip von Ursache und 


1804 


Wirkung und meint wohl, geschichtliche Zusam- ER 


menhänge damit zu vereinfachen, währenddem sie 
sie in Wahrheit vernichtet. Man möchte die Leute, 
die solches Denken auf die Geschichte anwenden, 
am liebsten mit Jacob Burckhardt als «terribles 
simplificateurs» bezeichnen. Solche Konstruktio- 
nen sind denn auch von allen wahrhaft historisch 
Denkenden zurückgewiesen worden. Und hier 
scheint mir die eigentliche Aufgabe und Verant- 
wortung der Geschichtswissenschaft zunächst zu 
liegen. 

Das einzig richtige Vorgehen der Revisionsbe- 
strebungen kann also gemäß der Beschaffenheit 
eines Geschichtsbildes nur sein: 

1. die Analyse, Kritik und Revision der welt- 
anschaulichen, und d.h. metaphysischen, ethischen, 


geschichts- und staatsphilosophischen Vorausset- 
zungen, auf welchen das Geschichtsbild ruht, und 


2. die Kritik und Revision des Bildes von der 
geschichtlichen Entwicklung selbst. 


Die Voraussetzungen der herkömmlichen 
deutschen Geschichtsauffassung 

Das Revisionsproblem ist somit primär ein 
ethisch-weltanschauliches Problem, einErziehungs- 
und Bildungsproblem, und erst sekundär ein Pro- 
blem wissenschaftlich-historischer Kritik. Drei 
Hauptangriffsflächen scheint das herkömmliche 
deutsche Geschichtsbild kritischer Betrachtung zu 
bieten. Es sind dies: die Idealisierung und Ver- 
herrlichung der Macht, die Heroisierung und Ethi- 
sierung des Krieges, dieRadikalisierung und Ver- 
absolutisierung der nationalen Idee. 

Es handelt sich also um die Problemkreise, die 
oft mit der Dreiheit Imperialismus, Militarismus 
und Nationalismus angedeutet werden, ohne daß 
allerdings diese schlagwortartigen Begriffe jene 
Fragenkomplexe wirklich erschöpfend kennzeich- 
nen könnten. Wir führen sie hier nur an, um damit 
gleich kundzutun, daß wir unsern Blick bei der Er- 
örterung dieser Fragen auf die europäische Ge- 
schichte weiten müssen. Denn Nationalismus, Mili- 
tarismus und Imperialismus sind ja als die drei 
Hauptgewalten erkannt worden, welche die poli- 
tische, wirtschaftliche und — da es sich ja zugleich 
immer um intensive geistige Strömungen handelt 
— auch die geistige Entwicklung seit der Mitte des 
19. Jahrhunderts immer eindeutiger bestimmten 
und schließlich in die Weltkriegsepoche hinein- 
führten. Wenn wir damit berücksichtigt haben, daß 
es sich hier um allgemeine Erscheinungen euro- 
päischer Geschichte handelt, muß sich unsere 
Frage dahin modifizieren: wie es möglich wurde, 
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_ daß diese drei Gewalten die deutsche Geschichte 
viel intensiver bestimmten als die der andern euro- 
päischen Länder, und — was unsere eigentliche 
Fragestellung anbetrifft — wie es dazu kommen 
konnte, daß das deutsche Geschichtsbild immer ein- 
deutiger durch diese drei Gewalten sein charakte- 
ristisches Gepräge erhielt. 

Wir können uns das am besten klarmachen, 
wenn wir vom Geschichtsbild Rankes aus die 
weitere Entwicklung des deutschen historischen 
Denkens verfolgen. Daß die Macht, die poli- 
tische Macht des Staates, in Rankes Geschichtsauf- 
fassung eine bedeutende Rolle spielt, ist unzwei- 
felhaft. Aber sie konnte sein Geschichtsbild deshalb 
nicht überwuchern, weil ihr als gleichberechtigt, ja 
letztlich als übergeordnet, die Religion als ge- 
schichtsbestimmende Kraft gegenübertritt. Erst als 
diese Zweiheit immer mehr zugunsten der staat- 
lichen Macht zerfiel, erst als die sogenannte „poli- 
tische Historie“ möglich wurde, war der Weg offen 
für jene bekannte verhängnisvolle Einseitigkeit 
der Machtverherrlichung. Man kritisiert zwar von 
unserem heutigen Standpunkt aus auch an Ranke 
eine gewisse Idealisierung der Macht. Man beruft 
sich dabei gerne auf sein Wort: in der Macht an sich 
erscheine ein geistiges Wesen. Aber von bloßer 
Verherrlichung der Macht war Ranke weit ent- 
fernt. Die christlich-humanistischen Grundlagen 
seiner Geschichtsanschauung bewahrten ihn vor 
solcher Einseitigkeit; eine feste Hierarchie der 
Werte und der Lebensfunktionen, wo keine die an- 
dere überwuchern konnte, war sein innerstes 
Credo. Die berühmte und später so berüchtigte 
Synthese von Geist und Macht, die Ranke weit- 
gehend verwirklicht sah in der Geschichte, war 
nicht entstanden aus der Absicht, das Wesen der 
Macht zu verschleiern, sondern aus der Erkenntnis, 
daß Macht letztlich von geistigen Kräften abhängt, 
durch physische Mittel allein nicht von Dauer sein 
kann. Ist dies aber eine falsche oder gar verhäng- 
nisvolle Erkenntnis? Ist dies nicht vielmehr die 
entscheidendestaatsphilosophischeV oraussetzung, 
die auch unserem Wertsystem entspricht? Wer nun 
aber gegenüber Ranke hier den an sich berechtig- 
ten Vorwurf erhebt, er habe nicht auf den wahren 
Grund der historischen Wirklichkeit gesehen, dem 
muß man entgegenhalten, daß solche historische 
Grundsätze in letztem Bezuge nur alsethische 
Postulate verstanden werden dürfen. Und man darf 
auch nicht vergessen, daß Ranke noch nichts wußte 
von den modernen Exzessen der Machtpolitik seit 
dem Zeitalter des Imperialismus. Die epigonenhaft 
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Revision des deutschen Geschichtsbildes 
idealistische Historie der Sybel und Treitschke 
aber verharrte in vollständig gewandelter Zeit 
weiterhin im subjektiv ehrlichen Glauben an die 
Synthese von Macht und Geist, Staat und Kultur, 
Politik und Ethik, ohne bemerken zu wollen, daß 
das Schwergewicht sich zusehends auf die Macht 
und ihre Bereiche verschoben hatte. Sokames, daß 
die hohe Einschätzung und Überwertung der Macht 
weiterhin geistig motiviert wurde. Dadurch wurde 
schließlich — trotz aller idealistischen und sitt- 
lichen Vorbehalte — Raum gegeben für die Ent- 
stehung einer grob naturalistischen und biologi- 
schen Gewaltethik. So bezeichnete schon Fr. Wil- 
helm Förster nach dem ersten Weltkrieg in seiner 
„Politischen Ethik“ mit Recht den Idealismus 
Treitschkes als verkappten Materialismus, wäh- 


rend Wilhelm Röpkeheute entschieden mit weniger | 


Recht schon Ranke die Neigung zu einem gewissen 
Naturalismus vorwirft. ' 

Ganz ähnlich wie derMachtstaatsgedanke wurde 
die berühmte Formel vom Primat der Außenpolitik 
radikalisiert. Auch dieser tiefsinnige Gedanke hat 
unbestrittenen Erkenntnis- und Wahrheitswert, 
solange er in den richtigen Proportionen verstan- 
den und angewandt wird. Wie überhaupt die Entar- 
tungdesdeutschenhistorischen Denkensals Verlust 
der Proportionalität interpretiert werden könnte. 

Auf ähnliche Weise kam es zu dem, was wir 
Heroisierung und Ethisierung des Krieges ge- 
nannt haben. Die jüngere Romantik und mit ihr die 
von ihr inspirierte Geschichtschreibung Rankes 
stand unter dem seelischen Erlebnis der Befrei- 
ungskriege. Aus solcher psychologischer Situation 
muß das berühmte Wort Rankes aus dem „Politi- 
schen Gespräch” verstanden werden: „Du wirst 
mir wenig wichtige Kriege nennen können, von 
denen sich nicht nachweisen ließe, däß die wahre 
moralische Energie den Sieg behauptete.“ Auch 
dies doch sicher ein Wort, dem wir nach dem Erleb- 
nis des zweiten Weltkrieges manches abgewinnen 
können! Aber es steckt noch mehr dahinter bei 
Ranke, eine eigentliche metaphysische Voraus- 
setzung, die etwa auch in der Staatsphilosophie 
Adam Müllers in Erscheinung tritt: der Glaube, daß 
das Gute im Kampf mit dem Bösen in der Geschichte 
schließlich doch den Sieg davontragen müsse. 
Solche Ethisierung des Krieges wurde aber erst 
gefährlich für das deutsche Denken, als sich die 
ursprünglich idealistische Philosophie mit den Tra- 
ditionen des preußischen Militarismus verband. 
Prototyp für diese „Synthese" ist Treitschke. Man 
höre seine apodiktische Rechtfertigung des Krie- 
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Mr 


 mscHäu, 


ges: „Die Gerechtigkeit des Krieges beruht einfach 
auf dem Bewußtsein einer sittlichen Notwendig- 
keit.“ Das ethische Element steht deutlich im Zen- 

_ trum dieser Rechtfertigung und Sanktionierung des 
Krieges. Was Ranke noch in kontemplativer Be- 


_ _ trachtung der geschichtlichen Welt ausgesprochen 


‚hatte, das wurde jetzt in Treitschkes aktivistischer 


Geschichtschreibung zum Aufruf zur geschichtlichen 


Aktion. Das eigentlich Verhängnisvolle in dieser 

Metamorphose romantischer Gedanken ist die Bei- 
behaltung sogenannter idealistischer Kategorien, 
- die eine vollständig gewandelte Wirklichkeit gar 
‚nicht mehr zu fassen vermögen; denn an die Stelle 


- des romantischen christlich-germanischen Kreises 


. um Friedrich Wilhelm IV. sind in der deutschen 
Geschichte die Realpolitik Bismarcks und der neu- 
“ preußische Militarismus der Roon und Moltke ge- 


treten. So ergab sich eine immer größer werdende 


Diskrepanz zwischen konkretergeschichtlicher Ent- 


= _ wicklung und geschichtlichem Denken; die Katego- 


. rien des Denkens vermögen die Formen des leben- 

_ digen Geschehens nicht mehr zu fassen. Wie der 
Machtgedanke sich verselbständigte und loslöste 
aus der Hierarchie der Werte, in welcher allein er 
einen sinnvollen Platz einnehmen kann, so geschah 


i es auch mit dem Wehrgedanken. Wenn die Idee 


der allgemeinen Wehrpflicht, wie sie Boyen kon- 
zipiert hatte, ursprünglich eine durchaus defensive 
Tendenz hatte und daher große ethische Bedeutung 
in Anspruch nehmen durfte — wie wir gerade von 
der Schweiz aus betonen müssen —, so wurde sie 
im Laufe -des 19. Jahrhunderts immer mehr zu 
einem offensiven Mittel der Machtpolitik, und sie 
wuchs sich schließlich zum modernen Militarismus 
‘ aus. Das militärische Denken nahm den schon 
emanzipierten Machtgedanken ins Schlepptau; 
denn Militarisums ist — auf die kürzeste Formel 
‚gebracht — Unterordnung des polifischen und auch 
wirtschaftlichen Denkens und Handelns unter das 
militärische. Die Sanktionierung und Ethisierung 
des Wehrgedankens aber, die unter ganz anderen 
geschichtlichen Aspekten ihr gutes Recht hatte, 
‚blieb auch in dessen militaristischen Auswüchsen. 


Zu dieser Überwertung von Macht undKrieg tritt 
schließlich die Radikalisierungdernationalen 
‚Idee. Bei Ranke war sie durchaus gebändigt durch 
die überwölbende Idee einer abendländischen Kul- 


ist —. der ae Völk 
widklung des nationalen een . 


schen Erunllagen. auf welchen das Nationalgefüh ’ 
ursprünglich ruhte und aus welchen es mit ent- 
sprungen war, allmählich verblaßten. Herder hatte 
Humanität undNationalität gleichzeitigverkündet, 
und noch für Ranke erhielt das Nationale seinen 

geschichtlichen Sinn und seine höhere Dignität nur 
durch seine Einordnung ins Universale. Ein fran- 
zösischer Historiker unterstreicht die Bedeutung 
der Tatsache, daß die Begriffe Nation und Natio- 
nalität allmählich verdrängt werden durch die 
Worte Volk und Volkstum, und er nennt sie «terT- 
mes intraduisibles, parce qu'ils repondent a un 
autre ordre de sentiments» — womit er nur meinen 
kann, diese Worte seien der begriffliche Ausdruck 
dafür, daß das kosmopolitische Element verloren- 
gegangen ist. Der universalistische Aspekt der 
Rankeschen Geschichtskonzeption verengte sich 
immer mehr zu einem nationalistischen Geschichts- 
bild, in welchem der Sinnbezug des Nationalen auf 
ein höheres Allgemeines zusehends fehlte. Auch 
hier ging die Proportion verloren. Macht, Ansehen 
und Prestige der Nation wurden oberster Wert, 
dem alle sittlichen, geistigen und wirtschaftlichen 
Werte und Lebensfunktionen untergeordnet sind. 
Das deutsche Geschichtsbild wurde germanozen- 
trisch. Es ist merkwürdig, aber nicht zu leugnen, 
daß in jenem Land, wo am meisten Weltgeschich- 
ten produziert wurden, am wenigsten Verständnis 
für das tiefere Wesen anderer Nationen vorhanden 
war. Deshalb muß nun Gerhard Ritter in der er- 
wähnten Schrift es als eine der vordringlichsten 
Aufgaben neuer deutscher Geschichtschreibung be- 
zeichnen, „endlich einmal ein nüchtern klares, von 
nationalen Vorurteilen befreites Bild westeuropä- 
ischer Geschichte im 19. und 20. Jahrhundert oder, 
besser, schon seit dem Mittelalter zu entwerfen.*" 
„Es kann nur von Nutzen sein”, fährt er dann fort, 


„wenn man die neuere Geschichte Europas auh 


einmal von jenseits der Rhein- und Vogesengrenze 
betrachten lernt.” Was der deutschen Politik nach 
Bismarcks Abgang von jeher als Hauptsünde vor- 
geworfen wurde, die Vernachlässigung der Um- 
weltfaktoren, gilt in genau demselben Maße für 


en BEINEN TÜE BESSERE RER EIER TE SEE BRETT MEN EEE EEE ET En ann Ir ET 


* Anmerkung des Herausgebers: Eine 
Revision der westeuropäischen Geschichtsvorstellungen 
über Osteuropa, im besonderen über Rußland, erscheint 
uns allerdings, wie in dieser Zeitschrift wiederholt betont 
wurde, von gleicher, wenn nicht sogar noch dringen- 
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derer Notwendigkeit. (vgl. O. Hoetzsch, „Versuch einer 
Eingliederung Asiens in eine universalgeschichtliche 
Konzeption“, Europa-Archiv, Juni 1947, S. 655—658, und. 
das Nachwort zu O. Hoetzsch, Porträts russischer Histo- 
riker, Europa-Archiv, November 1948, S. 1681—1689.) 


Europa-Archiv / 20. Januar 1949 


igt So E nn egalive Seite: 
egenseitig zur Weitung des Horizontes 
L gen, bestätigten siesichin der Verabsolutie- 
g des nationalen Daseins und Anspruchs. 
Wir haben damit die Lage ungefähr um 1900 
charakterisiert, wo die Bestimmung des deutschen 
Geschichtsbildes durch die drei Potenzen Nationa- 
lismus, Militarismus und Imperialismus augenfällig 
ist. Wir haben bereits betont, wie nach dem Erleb- 
nis des ersten Weltkrieges Bestrebungen grund- 
legender Revision im historischen Denken Deutsch- 
lands einsetzten. Was die besten Geister damals 
an historisch-politischer Neubesinnung zustande 
brachten, ist in den Grundzügen noch durchaus für 
eine heute sich aufdrängende Revision gültig. Dem- 
gegenüber ist das Aufkommen des Nationalsozia- 
lismus in bezug auf die Geschichtschreibung weit- 
gehend als Reaktion zu bezeichnen; es ist ein Zu- 
rückgreifen auf die besprochenen Einseitigkeiten, 
nur diesmal in ungeheuerlicher Hypertrophie und 
_ vermehrt, d.h. noch mehr verunreinigt durch die 
spezifischen Ingredienzien der. nationalsozialisti- 
schen Weltanschauung. Im wesentlichen ist das 


Geschichtsbild des „Dritten Reiches" also weiterhin _ 


gekennzeichnet durch die drei selben Potenzen, die 
sich nun aber in extremer Übersteigerung über- 


. schlagen und sich selbst ad absurdum führen, ganz 


abgesehen davon, daß sie bei ihrer Wiederauf- 
nahme weitgehend zu Anachronismen wurden, da 
“ die andern abendländischen Kulturvölker sich ge- 
rade anschickten, jene Gewalten allmählich zu 
überwinden und sich andern Aufgaben zuzuwen- 
den. In diesem Sinne steigerte sich der Nationalis- 
mus’ noch einmal weiter zur Volkstumsvergötte- 
rung und Rassenlehre, der Imperialismus wurde 
zur geopolitischen Großraumplanung und schließ- 
lich zum Weltherrschaftswahn, der Militarismus 
steigerte sich weiter zu einer Kriegführung um 
ihrer selbst willen und feierte seine letzten Orgien 
in den militarisierten Parteiformationen. 

Hier angelangt, müssen wir wieder die Frage 
aufnehmen, wie es zu dieser krampfhaften und 
krankhaften Übersteigerung allgemein-europä- 
ischerTendenzenim deutschen Denken und Handeln 
habe kommen können. Denn daß das Geschichts- 


* Anmerkung des Herausgebers: Dr. 
Hofer verweist an dieser Stelle auf den Vortrag 
„Deutschland und die Deutschen” von Thomas Mann, in 
dem die Geschichte der deutschen „Innerlichkeit” aus 
dem Wesen des Romantischen erklärt wird mit dem 
Ergebnis: „Das böse Deutschland, das ist das fehl- 
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bild der Deutschen schließlich krankhafte Züge 


aufwies, das ist die gemeinsame Feststellung aller 
Analysen. Ausdrücke wie Psychose und Neurose, 
pathologisch und psychopathisch, sind dafür be- 
zeichnend. Und statt von Kritik und Revision spre- 
chen verschiedene Autoren gern von Diagnoseund 
Therapie. Sind das nur Worte? Sicher magessih 
zum Teil um Modebegriffe handeln, was ja an sich 
im Zeitalter der Psychoanalyse verständlich wäre. 
Darüber hinaus ist aber die Tendenz unverkenn- 
bar, psychoanalytisches Verfahren auf ganze Völ- 
ker anzuwenden. Aber auch ein Benedetto Croce, 
dersostrenginseinenbegrifflichen Formulierungen 
ist, spricht im Zusammenhang mit der deutschen 
Entwicklung oft von Krankheitserscheinungen. = 
Woher nimmt man das Recht und den Maßstab, die 
deutsche Entwicklung, d. h. die Entwicklung des 
deutschen Menschentums, als krankhaft zu be- 
zeichnen?* 

Die Geschichte des deutschen Geistes und a. 
des historischen Denkens ist vornehmlich gekenn- : 
zeichnet durch fortdauernde Zersetzung ursprüng- 


ben Weg ging die gesamte Geschichtsmetaphysik 
des deutschen Idealismus. 
Haben wir nun aber, so könnte vielleicht einge- 
wandt werden, .nicht doch dasselbe Verfahren an- 
gewandt in unserer Analyse des deutschen Ge- 
schichtsbildes, das wir an den Pranger zu stellenso 
sehr bemüht waren? Das heißt: Haben wir dadurch, : 
daß wir die Entwicklung bestimmter Ideen von { 
Ranke bis ins „Dritte Reich“ verfolgten, nihtauh 
eine unzulässige Verknüpfung heterogener Ele- 
mente vorgenommen, eine geistesgeschichtliche 
Linie gezogen, die gar nicht besteht? Ich glaube 
doch, der Unterschied unserer Analyse gegenüber ' 
jenem kritisierten Verfahren, das die Entwicklung. Fi 
des deutschen Menschentums und der deutschen 
Geschichte als notwendiges und folgerichtiges Ver- 
hängnis verstanden haben will, sei deutlich gewor- 


gegangene gute, das gute im Unglück, in Schuld und 
Untergang“. - 

Auch Croce nennt aus ähnlichen Erwägungen heraus 
die Geschichte des deutschen Geistes dämonisch und 
tragisch. Aus Raumgründen war hier leider eine Kür- 
zung der Ausführungen von Dr. H. nötig. 
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UMSCHAU 


den. Ich gebe zu, es ist vielleicht schon zweideutig, 
in der Entartung des historischen Denkens der 
Deutschen von Entwicklung zu sprechen. 
Jedenfalls muß man sich klarsein, was der Ent- 
wicklungsbegriff im historischen Denken bedeuten 
kann und bedeuten darf. Entwicklung als histo- 
rische Kategorie darf weder mechanistisch noch 
biologistisch gedeutet werden. Der Entwicklungs- 
begriff darf weder mit der Vorstellung eines Ab- 
laufes von Ursache zu Wirkung, noch mit dem Bilde 
eines Wachstums von Keim zu Frucht verbunden 
werden. Der Entwicklungsbegriff darf zweierlei 
nicht ausschließen, wenn er auf das Phänomen ge- 
schichtlichen Lebens angewandt werden soll: die 
spontane Wirkung des freien und schöpferischen 
Geistes und den Einfluß äußerer Faktoren. Ideen 
sind luftige und sublime Gebilde, die aus ihrem 
innersten Wesenheraus den verschiedenstenindivi- 
duellen Interpretationen und damit Verwirklichun- 
‚gen Raum bieten können. Daß sie entarten können, 
braucht nicht ihren Schöpfern zur Last gelegt zu 
werden; sind es doch meistens später einsetzende 
und so nicht vorauszusehende Entwicklungskräfte, 
die sie in eine andere Richtung oder gar über sich 
selbst hinaus treiben. Wenn wir diesen kleinen 
Exkurs auf unsere Fragestellung anwenden, so 
kommen wir zum Schluß, daß bei der Entartung des 
historischen Denkens in Deutschland nicht von 
einer folgerichtigen Entwicklung zu einem notwen- 
digen Verhängnis hin gesprochen werden darf. 
Wenn die idealistischen Grundgedanken der ro- 
mantischen Geschichts- und Staatsauffassung zu 
- solch verhängnisvollen Wirkungen in der deut- 
schen Geschichte kommen konnten, dann sind hier 
Kräfte daran schuld, die aus ganz anderen Schich- 
ten des geschichtlichen Lebens sich herleiten: vor 
allem und als elementarste und dynamisch stärkste 
Grundtatsache die rapide Bevölkerungsvermeh- 
rung im 19. Jahrhundert und in ihrem Gefolge Er- 
scheinungen wie die Vermassung des Lebens, Ver- 
flachung derBildung, Materialisierung desDenkens 
und der Massenmachiavellismus im politischen 
Leben. Wenn wir im deutschen Geschichtsbild 
krankhafte Züge schließlich entdecken mußten, 
dann sind diese nicht notwendig und folgerichtig 
aus Krankheitskeimen entstanden. Die Krank- 
heitskeime waren wohl da im deutschen Wesen — 
aber sie mußten nicht zur akuten Krisis sich 
auswirken. Die krankhafte und verhängnisvolle 
Entwicklung, die das deutsche Wesen nun tatsäch- 
lich genommen hat, war nicht der Notwendigkeit 
nach, sondern nur der Möglichkeit nach in ihm an- 
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gelegt. Daß dasdeutsche Menschentum auch andere 
Möglichkeiten hatte als die zur geschichtlichen Tat- 
sache gewordenen, daß die deutsche Geschichte 
auch eine andere Richtung hätte nehmen können, 
dieser Glaube gibt denjenigen Deutschen, die heute 
Selbstkritik üben, das tiefere Recht, überhaupt von 
tragischer Entwicklung zu sprechen. Und wenn 
wir hier diesen Glauben nicht hätten, dann könn- 
ten wir uns die Mühe ersparen, das deutsche Ge- 
schichtsbild zu analysieren und zu kritisieren. 
Denn was die Kritik ermöglichen und die Revision 
an die Hand nehmen soll, das ist nichts anderes 
als die Suche nach jenen verschütteten Möglichkei- 
ten. Wenn die kritische Analyse keine solchen 
Möglichkeiten entdecken sollte, dann würde alle 
Revision zur Illusion. Den Patienten, dessen Kör- 
per keineMöglichkeiten zur Gesundung mehrzeigt, 
müssen die Ärzte aufgeben. 

Wir möchten das Problem der krankhaften deut- 


schen Entwicklung noch von einer andern, wie mir 
scheint, sehr interessanten Seite beleuchten. 


Dieser Aspekt steht in engstem Zusammenhang 
mit der eben dargestellten geistesgeschichtlichen 
Erklärung der Entartung des deutschen Menschen- 
tums aus dem Wesen des Romantischen, geht aber 
mehr von einer konkreten geschichtlichen Situation 
aus. Die typischen Züge des deutschen Geschichts- 
denkens, wie sie sich schließlich herausgebildet 
haben, können nämlich auch unter dem Motto ver- 
standen werden: Das historische Schicksal hat 
Deutschland und den deutschen Menschen schlecht 
behandelt. Das will sagen: Deutschland ist gegen- 
über den andern europäischen, insbesondere west- 
europäischen Nationen durch seine geschichtliche 
Entwicklung um Jahrhunderte zurückgeblieben, ja 
zurückgeworfen. Auch diese Vorstellung ist natür- 
lich schon eine Einengung des geschichtlichen Be- 
wußtseins aufs Politische, psychologisch aber 
durchaus verständlich aus der geschichtlichen Lage 
um und nach 1800. Diese spezifisch deutsche Situa- 
tion in der europäischen Geschichte wurde vom 
deutschen Geiste eigentlich erst realisiert, nach- 
dem er aufgeschreckt und aufgeweckt worden war 
durch die Ideen der Französischen Revolution und 
durch die Invasion Napoleons. Erst jetzt und mit 
einer unheimlich anmutenden Plötzlichkeit wurde 
sich das deutsche Denken bewußt, in welcher Lage 
Deutschland sich befand gegenüber den Kultur- 
völkern des Westens. Daher das Fieber, mit wel- 
chem viele deutsche Geister der neuen Ideen sich 
bemächtigten. So ist die Situation, in welcher ein 
Fichte seine Reden an die deutsche Nation hielt, 
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Auh rk. Diese psychologische Übereinstim- 
mung, die in gewisser Hinsicht auch eine histo- 
_ Tische ist, vermag die Entstehung eines Machia- 
vellismus deutscher Provenienz gerade zu dieser 
Zeit erst ins richtige Licht zu rücken. Das ist nun 
der historische Moment, wo das für Deutschlands 
Zukunft scheinbar so verheißungsvolle, in Wirk- 
lichkeit aber verhängnisvolle Bündnis zwischen 
Idealismus und Machiavellismus geschlossen wird. 
Und als Spruch könnte über diesem Bündnis der 
Satz stehen: Eine außerordentliche Lage ruft nach 
eineraußerordentlichen Theorie, und dieseverlangt 
außerordentliche Maßnahmen. Von hier aus geht 
in das deutsche historische Denken der Gedanke 
ein— er wird bald zum politischen Grundsatz wer- 
den —, daß die deutsche Entwicklung das Außer- 
ordentliche erlaube, ja verlange. Aus der Vorstel- 
lung heraus, das Schicksal habe Deutschland 
schlecht behandelt, entsteht im deutschen Denken 
der Grundsatz, man müsse das Schicksal zwingen 
— ein Gedanke, der ja auch bei Machiavelli durch- 
aus lebendig ist, nennt er doch die Fortuna ein 
Weib, das man schlagen und stoßen müsse, wenn 
man es haben wolle. 5 
Aber die Unzufriedenheit des deutschen Denkens 
mit dem Schicksal erstreckt sich nicht nur auf die 
geschichtliche Entwicklung, auf die Dimension der 
historischen Zeit gleichsam, sondern auch auf 
die räumliche Lage, in der sich Deutschland befin- 
det, also gleichsam auch auf die Dimension des 
historischen Raumes. Wenn die erste Vorstel- 
lung beleuchtet wird durch den Refrain: „Wir sind 
zu spät gekommen in der Geschichte“, so ist die 
zweite Vorstellung ausgesprochen in den Worten: 
„Wir befinden uns in ungünstiger Lage in der ge- 
schichtlichen Welt.“ Beide Gedanken aber rechtfer- 
tigen die Überzeugung, daß in Deutschland das 
Außerordentliche, d.h. das nicht mit dem europä- 
ischen Maßstab zu Messende, erlaubt oder vielmehr 
verlangt sei. Diese beiden Gedanken schlagen das 
historische Denken nach Ranke immer mehr in 
ihren Bann. Die vermeintliche Erkenntnis, vom ge- 
schichtlichen Schicksal schlecht behandelt, gleich- 
sam der Geprellte unter den Völkern Europas zu 
sein, wird für das zu immer höherem Selbst-- 
bewußtsein sich aufwerfende Deutschtum zum un- 
erträglichen Gedanken und steigert sich schließlich 
zur eigentlichen Zwangsvorstellung. Daraus vor 
allem erklärt sich das Unruhige, Hastende, Erregte 
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ren Komplex, wobei im Beer wiederum von $ 
einem Zeitkomplex — der Gedanke, zu spät ge- 
kommen zu sein — und von einem Raumkomplex 
— der Gedanke, in eingeengter und gefährlicher 
Lage leben zu müssen — zu sprechen wäre. Wir 
wollen diese Theorie nicht weiter ausbauen, so y 


Forum der Weltmeinung und der Geschichte... 
Daß solche schließlich zu Zwangsvorstellunge Ar ee; 
werdende Argumente die Politik schwerwiegend 
beeinflussen konnten, ist leicht einzusehen. Die 
Frage war nur die, ob man der Zwangsvorstellung 
erliegen oder sie durch entsprechendes politisches 
Handeln vertreiben und entkräften sollte. Bis- 
marck erlag diesem Komplex nicht, bei Wilhelm II. 
ist er schon deutlich und bei Hitler pathologisch. 


Ausblick 


Blicken wir von hier aus zurüc. Wir a f 
uns, die entscheidenden weltanschaulichen, d.h. 
metaphysischen, ethischen, staats- und 
philosophischen Voraussetzungen des deutschen 
Geschichtsbildes kritisch zu beleuchten. Wir durf- E y 
ten dabei den europäischen Rahmen nie aus den 
Augen verlieren, um den Maßstab für die Beurtei- 
lung spezifisch deutscher Charakterzüge zubehal- 
ten. Wir erkennen nun, wie solcheEntwicklung des “ 
deutschen historischen Denkens zu einer Entfrem- 
dung von Europa, insbesondere von westeuropä- 
ischem Geiste führen mußte; es kam zu dem, was 
Benedetto Croce als „geistigen Zwiespalt zwischen 
Deutschland und Europa“ bezeichnet. Die Gründe 
dieses Zwiespalts zu erforschen und in seiner fer-. 
nen’ Vorbereitung ihn bloßzulegen, ist nach ihm 
„dringendstes und aktuellstes Problem des Histo- 
rikers in der nächsten Zukunft“, 


Anmerkung des Herausgebers: In 
seinen Schlußausführungen kennzeichnet Dr. H. 
den Weg zur Revision des deutschen Gescichts- 
bildes als ein „Suchen nach den verschütteten 
Möglichkeiten“, das nun erneut aufgenommen 
werden müsse, 
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2. FOLGE 


4. JAHR 


Die Entstehung des Westblocks 


Die Vorverhandlungen zwischen Großbritannien, Frankreich und den Benelux-Ländern 


über die Erweiterung des Vertrages von Dünkirchen 


Die ersten Fühler 


Die Rede Bevins vom 22. Januar 1948 (vgl. Euro- 
pa-Archiv 1/1949, S. 1756—1759) wurde in den Be- 
nelux-Ländern günstig aufgenommen. Nur wenige 
Tage später, am 30. Januar, traten die Außenmini- 
ster der Benelux-Länder in Luxemburg zusammen, 
um über die britisch-französischen Vorschläge für 
eine „Westunion“ und für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit zu beraten. In einer am 1. Februar von 
dieser Konferenz herausgegebenen Erklärung hieß 
es, die Regierungen der Benelux-Länder begrüßten 
die britisch-französischen Vorschläge, glaubten je- 
doch, daß sie weiterer Erläuterungen und Erklärun- 
gen bedürften. 


Am 2. Februar übersandte die britische Regie- 


‚rung der französischen Regierung einen Entwurf 


des vorgesehenen Vertrages mit den Benelux-Län- 
dern zur Überprüfung und Stellungnahme. Von 
französischer Seite wurden am 7. Februar der bri- 
tischen Regierung einige nur geringfügige Abände- 
rungen des Vertragsentwurfes unterbreitet. Grund- 
sätzlich erklärte sich jedoch die französische Regie- 
rung mit den britischen Vorschlägen einverstanden. 

Am 12. Februar erklärte Ministerpräsident Spaak 
vor dem Auswärtigen Ausschuß des belgischen 
Senats, der britisch-französische Vertrag von Dün- 
kirchen (vgl. den Wortlaut Europa-Archiv, Juni 


1947, S. 635 f.) sei durch die jüngsten Ereignisse 


überholt und könne nicht mehr als alleinige Grund- 
lage für die geplante Erweiterung des Bündnis- 
systems angesehen werden. Nun sei ein umfassen- 


deres Abkommen notwendig. Eine Bedingung für 


die wirksame Zusammenarbeit der Benelux-Länder 
mit den beiden Großmächten sei, daß das Problem 
Westdeutschland in Übereinkunft mit den Benelux- 
Ländern geregelt werde. Er hoffe, daß den Benelux- 
Ländern Gelegenheit gegeben werde, an der Lon- 
doner Deutschland-Konferenz teilzunehmen. 
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Austausch der Vertragsentwürfe 


Nachdem der britische Staatsminister McNeilam 
5. Februar in Brüssel anläßlich des Abschlusses 
eines Handelsabkommens auch Besprechungen 
mit verschiedenen Persönlichkeiten der Benelux- 
Staaten über die von Außenminister Bevin ange- 
regte Westunion geführt hatte, wurde dem belgi- 
schen Ministerpräsidenten am 19. Februar durch 
den britischen und den französischen Botschafter 
ein gemeinsamer Vertragsentwurf dieser beiden 
Länder überreicht. Dieser Entwurf wurde gleich- 
zeitig auch der niederländischen und der luxem- 
burgischen Regierung zugestellt. Ministerpräsi- 
dent Spaak — der politisch führende Vertreter 
der Benelux-Länder bei den Verhandlungen um die 
Westunion, die daher auch vielfach in der Presse 
als „Spaakistan“ bezeichnet wurde — übergab am 
gleichen Tage den britischen und französischen 
Vertretern in Brüssel ein gemeinsames Memoran- 
dum der Benelux-Länder über die politischen und 
wirtschaftlichen Aspekte der von Bevin gemachten 
Vorschläge. Das Memorandum wiederholte die be- 
reits am 12. Februar von Spaak geäußerten Ein- 
wände gegen die Zugrundelegung des Dünkirche- 
ner Paktes für die geplanten Verhandlungen. 


Die Überprüfung des Memorandums in London 
und Paris ergab, daß man dort bereit war, denEin- 
wänden der Benelux-Länder entgegenzukommen. 
DieseBereitwilligkeitließdeutlicherkennen,daß die 
französische Regierung geneigt war, ihre ursprüng- 
liche Linie aufzugeben, nach der Deutschland als 
der allein mögliche Angreifer zu betrachten war. 


Am 27. Februar trafen Vertreter der Außenmini- 
sterien der Benelux-Länder zu Beratungen im 
Haag zusammen. Wenig später, am 29. Februar, 
trafen sich die drei Ministerpräsidenten der Bene- 
lux-Länder zu weiteren Erörterungen der britisch- 
französischen Vorschläge zur Westunion in Brüs- 
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sel. Ministerpräsident Spaak hatte am gleichen 
Tage eine Unterredung mit französischen Vertre- 
tern über die Frage einer Wirtschaftsunion zwi- 
schen Frankreich und den Benelux-Ländern, Er er- 
klärte bei dieser Gelegenheit: 

„Wir werden ein politisches Abkommen treffen, 


Entstehung des Westblocks 


und — um ehrlich zu sein — dies bedeutet ein 
gleichzeitiges militärisches Abkommen. Aber ein 
politisches Abkommen ist Unsinn, wenn es sich 
nicht auf ein wirtschaftliches stützt. Es gibt keine 
andere Politik als die einer Westeuropäischen 
Union, um die vor uns liegenden Schwierigkeiten 
zu überwinden.” 


Der Abschluß des Brüsseler Vertrages 


Die Brüsseler Hauptkonferenz 
Am 4. März begann in Brüssel eine Fünfmächte- 
konferenz, zu der die einzelnen Länder die folgen- 
den Vertreter entsandt hatten: 
Frankreich: den französischen Botschafter 
in Belgien, Graf Jean de Hautecloque, den franzö- 
sischen Rechtsberater Professor Gros und den 


ständigen Staatssekretär im französischen Außen- 
ministerium, Pierre Chauvel],; 


Großbritannien: den Staatssekretär Hu- 
bert Gladwyn Jebb, den britischen Botschafter in 
Brüssel, Sir George Rendel; 


Belgien: den belgischen Delegierten bei den 
Vereinten Nationen und jetzigen Vorsitzenden 
des Sicherheitsrates, Fernand van Langenhove; 


Niederlande: den niederländischen Bot- 
schafter in Brüssel, Baron var Harinxma thoe 
Sloten,; 

Luxemburg:den Gesandten in Brüssel, Ro- 
bert Als. 

Die Konferenz wurde durch den belgischen Mini- 
sterpräsidenten und Außenminister, Paul Henri 
Spaak, eröffnet. Spaak selbst nahm an den Arbei- 
ten der Konferenz jedoch nicht teil. Der britische 
Chefdelegierte Jebb, der in London noch Verhand- 
lungen mit Pierre Chauvel vom französischen 
Außenministerium führte, um die endgültige Ab- 
stimmung für eine gemeinsame Haltung der bei- 
den Mächte vorzunehmen, war bei der ersten Sit- 
zung nicht zugegen. 

Die Benelux-Staaten legten der Konferenz ein 
Memorandum vor, das eine umfassende politische, 
militärische, wirtschaftliche und kulturelle Union 
in Westeuropa vorschlug. 


Der am 5. März in Brüssel eintreffende britische 
Delegierte Jebb brachte einen gemeinsamen bri- 
tisch-französischen Vertragsentwurf mit, der be- 
reits den Benelux-Vorschlägen vom 19. Februar 
Rechnung trug. Am 6. März verlautete, daß man 
sich geeinigt habe, das Memorandum der Benelux- 
Staaten als Präambelin den Vertrag aufzunehmen, 
während die einzelnen Artikel dem britisch-fran- 
zösischen Entwurf entnommen werden sollten. 
Am 9. März erhielt die britische Delegation von 
ihrer Regierung die Zustimmung, an Stelle der ur- 
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sprünglich vorgeschlagenen bilateralen Verträge 
den Gegenvorschlag der Benelux-Länder für einen 
einheitlichen Regionalpakt aller 
fünf Mächte anzunehmen. Am 11.März waren 
praktisch alle Fragen des Fünfmächtevertrages ge- 
regelt, so daß die Konferenz am 12. März mit der 
Veröffentlichung des ‘folgenden Kommuniques 
ihren Abschluß fand: 

„Die diplomatischen Vertreter der fünf Mächte, 
die vom 4. bis zum 12. März in Brüssel zusammen- 
waren, haben ihre Arbeit beendet. Sie haben einen 
Vertragsentwurf ausgearbeitet, den sie jetzt den 
einzelnen Regierungen zur Billigung unterbreiten 
werden. Der Vertragsentwurf wird wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Klauseln und solche Ab- 
machungen enthalten, die sich auf gegenseitige Bei- 
standsleistung im Rahmen der Satzungen der Ver- 
einten Nationen beziehen. 

Der Vertrag wird voraussichtlich im Laufe der 
kommenden Woche von den Außenministern der 
fünf Nationen in Brüssel unterzeichnet werden. Es 
bleibt jeder Regierung überlassen, den wesent- 
lichen Inhalt des Vertrages nach dessen endgülti- 
ger Billigung zu veröffentlichen. Diese Bekannt- 
gabe wird nach gemeinsamer Übereinkunft er- 
folgen." 


Die Unterzeichnung des Fünfmächtepaktes 

Am 17. März wurde der Brüsseler Fünfmächte- 
pakt von den Außenministern im Namen ihrer 
Regierungen unterzeichnet (vgl. den Wortlaut 
Europa-Archiv, April 1948, S. 1263 £.). 

Nach der Unterzeichnung des Brüsseler Paktes 
ergriff als erster der belgische Ministerpräsident 
und Außenminister Spaak das Wort. Er wies 


darauf hin, daß außerhalb des Weges, den die fünf 


Länder jetzt im Begriffe seien zu gehen, nichts als 
Chaos, wirtschaftliche Unordnung und Unsicher- 
heit liege. Auf der anderen Seite würden den Völ- 
kern der Unterzeichnermächte große Möglichkeiten 
für ein neues Leben und die beste Chance garan- 
tiert, einen Frieden aufzubauen und aufrechtzuer- 
halten. Spaak unterstrich, daß das demokratische 
Europa, das die Westmächte zu verteidigen und zu 
organisieren wünschten, nicht auf die fünf Länder 
beschränkt sei und daß es den anderen Staaten frei- 
stehe, sich daran zu beteiligen. 
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a Der ende Aylenminister; Bidault ein 


# 


 nerte sich in seiner Ansprache daran, daß er auf 


. dem Wege von Paris nach Brüssel an Dörfern und 


. Städten vorbeigekommen sei, deren Namen fast alle 


3 mit einer Schlacht verbunden seien, und erklärte: 


„Dieses Drama hat zu lange gedauert. Die fünf 
Mächte haben nunmehr die Absicht, mit der Ver- 


teidigung von Frieden und Sicherheit zu beginnen. 


' Isolierung, Furcht und Angriffslust haben schon 


immer den Frieden gefährdet. Aber zusammen 
werden wir diesen drei Gefahren begegnen.“ 


Der britische Außenminister Bevin bezeichnete 
den Brüsseler Pakt als einen Weg, der gute Nach- 


.barn zusammenbringen solle, um gute Beziehun- 
_ gen aufrechtzuerhalten. Auch Bevin wies darauf 
h hin, daß der Pakt nicht begrenzt sei, nicht einmal 


auf Europa, sondern daß er 


die ganze Welt sein werde: 


„Der Vertrag ist kein Ende, er ist ge- 
rade der Grundstein.” 


Der britische Außenminister betonte, die fünf 


Mächte ließen sich nicht von Motiven leiten, die 
sich feindlich gegen BaeBeine andere Macht rich- 
teten. 


Im Anschluß an den Unterzeichnungsakt be- 
schlossen die fünf Außenminister, eine Konferenz 
ihrer Stellvertreter nach Brüssel 'einzuberufen, um 
Besprechungen über den im Artikel 7 des Ver- 
trages vorgesehenen ständigen Beratungsaus- 
schuß zu führen und vor allem die genauen Funk- 
tionen der neuen Körperschaft festzulegen. 


Die Bildung einer ständigen Fünfmächteorganisation 


Vorbereitende Konferenz der Außenminister- 
Stellvertreter in Brüssel 


Die ‚Konferenz trat am 24. März 1948 im belgi- 
‚schen Außenministerium in Brüssel zusammen. 
Wie das Kommunique der zweitägigen Konferenz 
mitteilte, wurden die Empfehlungen für die Bildung 


I eines ständigen Beratungsausschusses einstimmig 
‚angenommen. 


In der Frage des ständigen Sitzes des Konsul- 
tativrates zeigte sich, daß Frankreich und die Bene- 


 lux-Länder Paris beziehungsweise Brüssel als 


ständigen Sitz wünschten. Britischerseits erklärte 


man jedoch, daß vom Standpunkt der Sicherheit 


aus London besser geeignet sei. Ein Kompromiß- 


vorschlag der Benelux-Länder befürwortete, die 


" Aufgabenbereiche des Konsultativrates auf Brüs- 


| ‘sel (Wirtschaftsfragen), Paris (politische Fragen) 


und London (Verteidigungsfragen) aufzuteilen. 


Die Fünfmächte- Außenministerkonferenz 
in Paris 


Am 17. April 1948, also einen Tag nach.der Unter- 
zeichnung des Abkommens über die Organisation 


. für europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit 


(©OEEC) (vgl. hierzu den Wortlaut des Abkommens, 
 Europa-Archiv, Mai 1948, S. 1345—1348) traten in 


Paris die Außenminister der Mächte des Brüsseler 
Paktes zusammen. In der Zwischenzeit waren von 


einem am 25. März durch die Außenminister-Stell- . 


vertreter eingesetzten Sonderausschuß Empfeh- 
lungen für die Bildung des Konsultativrats ausge- 


‚arbeitet worden. Schon am Vortage, am 16. April, 


hatten die Außenminister amtliche Vorbesprechun- 
gen. Außenminister Bevin traf außerdem mit dem 
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griechischen Außenminister Tsaldaris und später 
mit dem dänischen Außenminister Rasmussen zu- 
sammen. 


An der Hauptkonferenz vom 17. April nahmen 
teil: der britische Außenminister Ernest Bevin, der 
französische Außenminister Georges Bidault, der 
stellvertretende belgische Außenminister, Baron 
van der Straten-Waillet, der niederländische 
Außenminister van Boetzelaer van Oosterhout und 
der luxemburgische Außenminister Joseph Bech. 


Die Besprechungen waren in erster Linie militä- 
rischen Fragen gewidmet. Wie die New York Times 
berichtete, teilte der belgische Delegierte der Kon: 
ferenz mit, daß dem zur Zeit in Washington wei- 
lenden Ministerpräsidenten und Außenminister 
Spaak von amerikanischer Seite zu verstehen ge- 
geben worden sei, man wolle zunächst einen kla- 
ren Beweis für eine europäische militärische Zu- 
sammenarbeit sehen, ehe man eine militärische 
Hilfe der Vereinigten Staaten an die Mächte des 
Brüsseler Paktes erörtern könne. 


Bisher war bei allen Schritten zur Bildung einer 
Westunion jedes äußere Zeichen einer militäri- 
schen Blockbildung gegen die Sowjetunion sorg- 
fältig vermieden worden. Auch Bevins große Rede 
vor dem Unterhaus am 22. Januar 1948 (vgl. Euro- 
pa-Archiv 1/1949, S. 1756—1759) lief auf die Schaf- 
fung einer dritten Kraft hinaus, die stark genug 
sein sollte, um das Aufeinanderprallen der beiden 
Weltmächte, der Vereinigten Staaten und der So- 
wjetunion, zu verhindern. Nun war die Entschei- 


dung über eine Initiative von seiten der Mächte 


des Brüsseler Paktes zu fällen, die eine eindeutige 
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die. en! geheim geführte sale. 
der Außenminister wurde das folgende Kom- 
munique veröffentlicht: 


„Die fünf Außenminister der Signatarstaaten des 
Brüsseler Bündnisvertrages, die am Sonnabend, 
dem 17. April 1948, zu Beratungen über die Be- 
stimmungen des Artikels 7 des Bündnisvertrages 
zusammengetroffen sind, haben sich über die fol- 
genden Punkte geeinigt, die die Durchführung des 
Fünfmächteabkommens vom 17. März 1948 sichern 
sollen: 

1. Der Konsultativrat der fünf Mächte soll sich aus 
den Außenministern der fünf Staaten zusam- 
mensetzen. Dieser Konsultativrat wird der Reihe 
nach in den Hauptstädten der Signatarstaaten 
zusammentreten, wenn eine Sitzung notwendig 
erscheint, mindestens aber in jedem Be ee 
einmal. 

2. Die ständige Organisation des Konsufealirires 
soll sich aus den Londoner diplomatischen Ver- 
tretern Belgiens, Frankreichs, Luxemburgs und 
der Niederlande und den zu diesem Zweck er- 
nannten Vertretern der britischen Regierung 
zusammensetzen. Ihr wird ein Sekretariat bei- 
gegeben werden. Sie wird monatlich mindestens 
einmal zusammentreten. 

3. Die Sicherheitsprobleme, die durch den Vertrag 
berührt werden, sollen normalerweise in den 
Zuständigkeitsbereich der verantwortlichen Mi- 
nister der fünf Staaten fallen. Diese Minister 
werden in London zusammentreten, wenn es 
notwendig erscheint, diese Fragen zu erörtern. 

Um die Besprechung und Untersuchung die- 
ser Fragen weiterzuführen, soll in London ein 
ständiger Militärausschuß ins Leben gerufen 
werden, der dem Konsultativrat verantwortlich 
ist und unter Kontrolle der in Abs. 2 dieses Kom- 
muniques erwähnten politischen Vertreter steht. 

4. Soweit wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Fragen zu erörtern sind, wird der Konsultativrat 
periodische Sitzungen an noch zu bestimmenden 
Orten festlegen, an denen Minister oder Sach- 
verständige teilnehmen. 

Um die auf diesen Sitzungen begonnenen Ar- 
beiten weiterzuführen, wird der Konsultativrat 

.  Sonderausschüsse einsetzen. 

5. Sämtliche oben erwähnte Ausschüsse sollen 
dem Konsultativrat Berichte einreichen. 
Außerdem haben die fünf Außenminister be- 

schlossen, daß die erste Sitzung der ständigen 

Organisation der fünf Mächte am 24. April statt- 

finden soll. 


Vertreter für die ständige Organisation wurden 
von den Außenministern am 17. April noch nicht 
ernannt. 

Die Schaffung einer ständigen Organisation als 
eine dem Konsultativrat unmittelbar unterste- 
hende Körperschaft mit Sitz in London war zwei- 
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Biördurch ein Kompromiß Eichen den ae >- 
denen Ansichten der fünf Länder, die eine Einigung 
über die Errichtung des Konsultativrates währen 
der zergafgenen drei Wochen Si 


same Teil des Mechanismus wurde jedoch eindeu % 
tig die ständige Organisation in London. 


Aufnahme der Tätigkeit Br 
der ständigen Organisation des Konsultativrate 


Am 24, April trat die ständige Organisation d 
Konsultativrates in London zu ihrer ersten Sitzu 
im Lancaster House zusammen, um sich zu konst 
tuieren und die Arbeiten aufzunehmen. Die Sitzun 
wurde durch den britischen Außenminister Bevi: 
eröffnet. Hiernach übernahm der zum Sonderb 
schafter ernannte britische Delegierte Hubert G 
wyn Jebb den Vorsitz in der Organisation. Jeb 
war von dem obersten Stabsoffizier des Verteid 
gungsministeriums, General Sir Leslie Hollis, bi 
gleitet. Frankreich und die Benelux-Länder ware 
durch ihre Botschafter beziehungsweise Gesand- 
ten in London vertreten. Bei der ersten Sitzung 
waren dies: Ren& Massigli (Frankreich), Vicomt: 
Obert Theussies (Belgien), Dr. Michiels var 
duynen (Niederlande) und Clasen (Luxemburg 

Diese Konferenz fand unter Ausschluß der Off 
lichkeit statt. Neben dem amtlichen Kommuniqu 
vom 24. April ist über die Beratungen nichts b 
kanntgeworden. Das Kommunique hatte folge: 
den Wortlaut: ha 

„In Übereinstimmung mit den Entscheidungen, 
die in dem am 17. April 1948 in Paris veröffentlich- 
ten Kommuniqu& niedergelegt sind, hielt die stä 
dige Organisation des Konsultativrates, die gemä 
dem Brüsseler Vertrag vom 17. März geschaffe 
wurde, heute ihre erste Sitzung in London. Wort 

Es wurde beschlossen, daß der Vorsitz alle drei 
Monate abwechselnd von einem Vertreter der fünf 
Mächte wahrgenommen wird. en. 

M. Star Busmann, gegenwärtig Botschaftsrat der 
niederländischen Botschaft in Paris, wurde zum 
Sekretär ernannt. Die Vertreter der fünf Mächte 
werden einmal wöchentlich oder, falls DOW He 
auch öfter zusammentreten." N 


Die zahlreichen Kommentare in der britischen a + 
und amerikanischen Presse nach der ersten Sitzung 
der ständigen Organisation des Konsultativrates 
weisen übereinstimmend darauf hin, daß nach den 
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' vielen Worten nun auch die Taten folgen müßten. 


Die amerikanische Presse ließ deutlich durchblik- 
ken, daß die westeuropäischen Länder zunächst 
zeigen müßten, was sie von sich aus für die ge- 
meinsame Verteidigung unternehmen können und 
wollen. Erst dann würden die Vereinigten Staaten 
erwägen, wie sie sich mit dem militärischen Teil 
der Westunion assoziieren können. Der Londoner 
Economist war in seinem Urteil besonders scharf 
und schrieb am 24. April 1948 unter der Über- 
schrift "D-Day for Western Union?": 


„Gemessen an den unterzeichneten Dokumenten, 
an den ausgetauschten Versprechungen und den 
geschaffenen Ausschüssen und verglichen mit dem, 
was zwölf Monate vorher bestand, ist der gemachte 


Fortschritt eindrucksvoll. Verglichen aber mit den 


großen Hoffnungen, die in Europa und Amerika 
geweckt wurden, und mit den großen Worten auf 
den Lippen von Staatsmännern ist noch nicht er- 
wiesen, daß ein Fortschritt überhaupt erzielt 
wurde... Das Ziel aller Anstrengungen ist... die 
Integration Westeuropas." 


Diese Integration, so schrieb der Economist, 


. werde sich nur erreichen lassen, wenn sich die Na- 
‚ tionen Westeuropas entschlössen, einen Teil ihrer 


Souveränität an eine gemeinsame zentrale Kör- 


_ perschaft zu übertragen, und dieser das Recht ein- 


räumten, in ihrem Namen Entscheidungen zu tref- 
fen und zu handeln. 


Bildung eines sozialistischen Komitees 
in Brüssel 
Am 26. April 1948 wurde von der in Paris tagen- 
den sozialistischen Konferenz der Mächte des Brüs- 
seler Paktes die Errichtung eines sozialistischen 
Komitees mit Sitz in Brüssel beschlossen. Zum Prä- 


sidenten dieses Komitees wurde Max Bonset von 


der belgischen Sozialistischen Partei ernannt. Auf- 
bau und Entwicklung der sozialistischen Idee im 
Rahmen des Brüsseler Vertrages werden als der 
Zweck des Ausschusses bezeichnet. Er soll in enger 
Fühlungnahme mit der Organisation der Mächte 


des Brüsseler Paktes arbeiten. 


Erste Konferenz der Verteidigungsminister 
und Bildung 
des ständigen militärischen Ausschusses 


Am 30. April 1948 traten die Verteidigungs- 
minister der Mächte des Brüsseler Paktes, beglei- 
tet von ihren Stabschefs, in London zusammen. 

Die Delegationen, die an dieser ersten Zusam- 
menkunft der Verteidigungsminister teilnahmen, 
waren: 


Großbritannien: Verteidigungsminister 
A. V. Alexander, der Chef des Marinestabes, Ad- 
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miral Lord Cunningham, der Chef des Empire-Ge- 

neralstabs, Lord Montgomery, der Chef des Luft- 

stabes, Luftmarschall Lord Tedder, der ständige 

Staatssekretär im Verteidigungsministerium, Sir 

Harold Parker, und der oberste Stabsoffizier des 

Verteidigungsministeriums und stellvertretende 

militärische Kabinettssekretär, Generalleutnant 

Sir Leslie Hollis; 

Frankreich: Minister für die bewaffneten 
Streitkräfte, Pierre H. Teitgen, der Chef des neu- 
geschaffenen Generalstabsausschusses, General 
Lecheres, General Revers und Admiral Lemonnier; 

Niederlande: Verteidigungsminister Oberst 
Fievez, Generalleutnant Kruls, Generalmajor Gie- 
bel und Vizeadmiral van Holte; 

Belgien: Verteidigungsminister Raoul de 
Fraiteur mit dem General Baele und dem General- 
stabschef der Luftwaffe, Oberst Leboute, und dem 
Generalinspekteur der technischen Dienste, Dele- 
val; 

Luxemburg: Verteidigungsminister Lam- 
bert Schaus und der Oberbefehlshaber der luxem- 
burgischen Armee, Oberst Jacoby. f 

Das Treffen der Verteidigungsminister erfolgte 
auf Grund der Mitte April in Paris getroffenen Ab- 
machungen. Aufgabe der Konferenz war die Schaf- 
fung eines ständigen militärischen Ausschusses 
mit Sitz in London. 

Die Konferenz beschäftigte sich mit den Fragen 
eines westeuropäischen Verteidigungsplanes, des- 
sen große Linien inzwischen im Verlauf geheimer 
Vorbesprechungen in Paris, London und Washing- 
ton festgelegt worden waren. Nach Ansicht der 
dem französischen Außenministerium nahestehen- 
den Zeitung Le Monde dürften die Ziele dieses 
Planes sein: 

1. Standardisierung der Rüstungen, 

2. Schaffung eines einheitlichen Ausbildungssy- 
stems in den Ländern der Westunion, 

3. Austausch militärischer Informationen zwischen 
den fünf Ländern, ‘ 

4, Aufstellung eines Quotensystems für die von 
den Mächten des Brüsseler Paktes ständig in Be- 
reitschaft zu haltenden Verteidiaungskräfte, 

5. Schaffung von Luftstützpunkten, die allen Natio- 
nen der Union zur Verfügung stehen, wobei je- 
doch jedes Land die Souveränität über die auf 


seinem Hoheitsgebiet gelegenen Stützpunkte 
behalten soll, 


6. Bildung eines gemeinsamen Generalstabes. 

Die Besprechungen der Verteidigungsminister 
können als die wichtigsten westeuropäischen mili- 
tärischen Besprechungen seit Kriegsende bezeich- 
net werden. Sie lassen sich in gewisser Hinsicht 
mit den Konferenzen des CEEC im Sommer 1947 
in Paris vergleichen (vgl. Europa-Archiv, Oktober 
1947, S. 913—924), als die sechzehn Marshallplan- 
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2 der zusammentraten, um ihren wirtschaftlichen 
Bedarf zu ermitteln und zu entscheiden, was mittels 
amerikanischer Hilfe getan werden könne. 

Bei den Besprechungen der Verteidigungsmini- 
ster handelte es sich nun um die Ergänzung der 
von den Vereinigten Staaten bereits im Rahmen 
des Europäischen Wiederaufbauprogramms ge- 
währten wirtschaftlichen ung nach der 
militärischen Seite. 

Ähnlich, wie vor der gesetzlichen ns des 
Europahilfsprogramms in der Foreign Assistance 
Act 1948 die Vereinigten Staaten eine gründliche 
Inventur der europäischen Wirtschaft durch die 
europäischen Länder verlangt hatten, lag nun ein 
von der amerikanischen Regierung übersandter 
„Fragebogen“ vor. Seine Hauptfragen waren: 

1. Inwieweit können die Länder der Westunion 


untereinander eine militärische Zusammenarbeit 
organisieren? 


2. In welchem Umfang benötigen diese Länder die 
militärische Hilfe der Vereinigten Staaten, um 
Westeuropa gegen jede mögliche Bedrohung zu 
sichern? 

Das über das Treffen der Verteidigungsminister 


am 30. April 1948 veröffentlichte Kommunique 
spricht sich jedoch zu diesen Problemen nicht aus. 
Es besagt lediglich, daß die Minister Beschlüsse 
über die Organisation und Zusammenwirkung des 
Militärausschusses der fünf Mächte, der ständigen 
Charakter haben werde, faßten. Aufgabe des Aus- 
schusses werde die Prüfung der gemeinsamen Ver- 
teidigungsprobleme im Rahmen des Brüsseler Ver- 
trages sein. 

Der Londoner Korrespondent der New York 
Times, Benjamin Welles, schrieb am 1. Mai, der 
Ausschuß werde nichi die Macht haben, die ver- 
schiedenen Streitkräfte sofort zu vereinheitlichen 
oder gar im Notfall die strategische Führung zu 
übernehmen. Es werde sich dabei vielmehr um eine 
militärische Gruppe zur Ausarbeitung von Plänen 
für die Strategie der Verteidigung und insbeson- 
dere für die Standardisierung von Ausrüstung und 
Material handeln. Erst nach Billigung dieser Plä- 
ne durch die Regierungen der Paktmächte werde 
ein Gesamtplan aufgestellt werden, der den Ver- 
einigten Staaten mit dem Ansuchen unterbreitet 
werden solle, den fünf Staaten Waffen und Material 
zu liefern. 

Amtliche Stellen in den Vereinigten Staaten 
verhielten sich offiziell gegenüber den Bespre- 
chungen der Verteidigungsminister völlig neutral. 
Beobachter der Vereinigten Staaten nahmen an 
der Konferenz nicht teil, aber die Regierung der 
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Vereinigten Staaten wurde durch die britische 


Regierung genauestens unterrichtet. 


Grund für die Zurückhaltung der Vereinigten Rs 
Staaten scheint vor allem die Erkenntnis gewesen 


zu sein, daß die Schaffung einer westeuropäischen 


Verteidigungsmacht innerhalb kurzer Frist nicht 


möglich sei. Die New York Times schrieb, es 


werde noch viele Monate dauern, ehe die fünf 


Mächte ihre traditionellen Meinungsverschie- 
denheiten überbrücken und ein integrierendes, 


gutfunktionierendes Oberkommando einrichten 


könnten. 
Wenn auch die Konferenz der Verteidigungs- 


minister zunächst über einen ersten Gedankenaus- 


tausch nicht hinauskam, so ist die Bildung des stän- 


digen militärischen Ausschusses doch als Grund- 
stein für ein gemeinsames Sicherheitssystem in 
Westeuropa zu betrachten. 


Die Neue Zürcher Zeitung vom 3. Mai schrieb 


in diesem Zusammenhang: 


„Bei den Beratungen der Verteidigungsminister 


und Generalstabschefs stellt sich nun heraus, daß 
die Spannweite der Idee einer Westlichen Union 


weit hinausgreift über die praktische Verwirkli- 


chung, wiesie mitdenMitteln des Jahres 1948in An- 
griff genommen werden kann. Während Bevin und 
eigentlich jedermann im Londoner Regierungsvier- 
tel sich unter der Westlichen Union alle Nationen 
vorstellt, die sich der europäischen Tradition ver- 
bunden wissen und genügend Selbständigkeit wah- 


ren konnten, um diesem Bewußtsein eine erste po- 


litische Form zu verleihen, haben die Untersuchun- 
gen der Sachverständigen inzwischen längst eine 
fundamentale Unterscheidung herausgearbeitet. 
Sie sind zu dem Ergebnis gekommen, daß es neben 
den ‚westlichen' Ländern, die sich einer Union an- 
schließen wollen, eine zweite Gruppe gibt, die sich 
gar nicht beteiligen will, und daß schließlich eine 
dritte Gruppe sich zunächst nicht beteiligen kann, 
obwohl sie es möchte. 

Völlig klar ist die Situation in bezug auf die 
Staaten, die willens und imstande sind, sich der 
Westlichen Union anzuschließen, nämlich die fünf 
Unterzeichner des Pakts von Brüssel. Ziemlich klar 
liegt auch der Fall der Neutralen, die sich gar nicht 
beteiligen wollen. Viel schwieriger aber ist es, ein 
klares Bild von der Lage der Staaten zu erhalten, 
die zwar gerne beitreten möchten, aber durch die 
Macht der Umstände daran gehindert werden. Ita- 
lien ist ein Beispiel dafür. Rom ist zum Beitritt be- 
reit, und London wäre nicht minder willens, den 
Italienern die Türe weit zu Öffnen. Aber die Ak- 
tionsfreiheit Italiens ist in militärischer Hinsicht 
durch die Friedensverträge erheblich einge- 
schränkt. Es wäre vorläufig nicht imstande, sich 
mit seinen jetzigen Streitkräften gegen einen An- 
griff wirksam zu verteidigen, sondern müßte so 
große Ansprüche an die Hilfe der übrigen West- 
mächte stellen, daß sein Beitritt zunächst nur eine 
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‚darstellen könnte, Ähnliches gilt für Griechenland. 
Deswegen werden die Westmächte den im Pakt 
von Brüssel vorgesehenen Gedanken einer Ein- 
' ladung an diese und andere Staaten selbstver- 
tändlich nicht fallen lassen; die Voraussetzungen 

ıd Folgen einer derartigen Ausweitung der West- 
chen Union müssen natürlich genau geprüft wer- 
en. 


Bis zu einem gewissen Grade gilt de gleiche für 
Skandinavien. Die skandinavischen Staaten haben 
sich während der letzten Monate von dem Kern 
er Westlichen Union so weit ferngehalten, daß 
zumindest ein Element der Neutralität in ihrer 
ußenpolitik gewahrt wurde. Diese zwar vorsich- 
tige, aber doch deutlich erkennbare Distanzierung 
’ellt die natürliche Konsequenz der zunächst be- 
schränkten Möglichkeiten der Westlichen Union 
dar. Für die Angelsachsen bedeutet diese aus dem 
' Selbsterhaltungstrieb erwachsende Vorsicht der 
graphisch exponierten oder schwächeren Part- 
er eine Lehre, die beherzigt wird. Man vermeidet 
heute den romantischen Schwung der ersten Rede 
evins über die Westliche Union, arbeitet aber 
ndererseits energisch daran, die Macht der west- 
chen Staatengruppen zu stärken. Den Staaten, de- 
en keine direkte Hilfe angeboten werden kann, 
wird auch nicht mehr zugemutet, daß sie sich poli- 
sch exponieren; dagegen wird in einem bisher un- 
ekannten Tempo daran gearbeitet, die Westliche 
Jnion in den Stand zu setzen, nicht nur sich selbst, 
sondern auch anderen zu helfen. Die Generale und 
die Kriegswirtschaftler haben jetzt das Wort, wäh- 
end die Parlamentarier und Diplomaten behut- 
m auftreten.“ 


5 ‚Die Haager Konferenz des Konsultativrates 


5; Die zweite Tagung des Konsultativrates fand 
_  am19. und 20. Juli 1948 im Haag statt. 
An der Konferenz nahmen teil: fürGroßbri- 
% tannien: Außenminister Bevin; 
 fürFrankreich: Außenminister Bidault; 
 fürdieNiederlande: Außenminister van 
. Boetzelaer van Oosterhout; 
 fürBelgien: Außenminister Paul Henri Spaak; 
für Luxemburg: Staatsminister Pierre Du- 
...pong. 
Zur Beratung standen drei Hauptthemen: 
Berlin, 
die Zusammenfassung der militärischen Macht 
Westeuropas und 
die Zusammenarbeit mit Nordamerika auf mi- 
litärischem Gebiet. 
Manierwartete vonder Konferenz Entscheidungen 
und Maßnahmen zur Standardisierung der militä- 
rischen Ausrüstung und die Erörterung amerikani- 


scher Waffenlieferungen für Europa nach Art des 
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lesting der noch im Entstehen lernen Union ; 


den in Ben ein ; Militärabkommen unterzeich- Ir 
net. Im Verlauf des Monats Juni 1948 stellte der 
ständige militärische Ausschuß den ersten Teil 
einer Reihe von Plänen für die gemeinsame Ver- 
teidigung fertig. Zweck dieser Pläne ist, das Ver- 
teidigungspotential der „Westunion” so zu stär- 
ken, daß keine feindliche Macht mehr einen An- 
griff gegen sie wagen kann. Die Vereinigten Staa- 
ten wurden laufend über den Gang und die Ergeb- 
nisse der Verhandlungen des militärischen Aus- 
schusses unterrichtet. BR 


Beginn der Siebenmächtebesprechungen 
in Washington 

Unter Zugrundelegung dieser Pläne begannen 
Anfang Juli 1948 in Washington militärische Be- 
sprechungen zwischen den Vereinigten Staaten 
und Kanada einerseits und den durch ihre Bot- 
schafter vertretenen Mächten des Brüsseler Paktes 
andererseits. Die Botschafter der fünf Westpakt- 
staaten legten dar, inwieweit jede ihrer Regierun- 
gen bereit und in der Lage sei, anderen westeuro- 
päischen Regierungen im Falle eines Angriffs von 
außen zu helfen. Der an den Besprechungen als 
amerikanischer Delegierter teilnehmende steilver- 
tretende Außenminister Robert Lovett vermied je- 
doch Feststellungen darüber, in welchem Maße die 
Vereinigten Staaten zur Hilfeleistung für West- 
europa bereit seien. 


Auf dem Wege zur „Atlantischen Gemeinschaft” 


Leih-Pacht-Systems. In Anbetracht der bevorste- 
henden Präsidentschaftswahlen in den Vereinigten 
Staaten rechnete man jedoch weder in Großbritan- 
nien noch in Frankreich mit einer formellen Mili- 
tärgarantie der Vereinigten Staaten. Wie der Kor- 
respondent der Zeitung Die Welt, Hamburg, am 
20. Juli schrieb, machte sich in London das Ge- 
fühl bemerkbar, daß die „atlantische Gemeinschaft“ 
(Atlantic Community) in Verteidigungsfragen 
schon Wirklichkeit geworden sei. 


Es ist anzunehmen, daß sich die militärischen 
Besprechungen im Haag eher auf politischer als auf 
rein technischer Ebene bewegt haben, da keine der 
fünf Delegationen von militärischen Sachverstän- 
digen begleitet war. 


Wie der Manchester Guardian vom 20. Juli be- 
richtete, dürfte dem Konsultativrat Mitteilung ge- 
macht worden sein, welche Bedingungen die Ver- 
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reits in En ersten! Junihälfte 1948 seinen eisen 
‘vorläufigen Bericht nach Washington gesandt, der 
die militärischen Mittel und Bedürfnisse der fünf 
Länder und die zur Erreichung der engsten militä- 
rischen Zusammenarbeit vorgeschlagenen Maß- 
nahmen darlegte. Dieser Bericht, der unter ande- 
rem die Standardisierung der Ausrüstung, einheit- 
liches Ausbildungswesen und Normung der Werk- 
zeugmaschinen zur Herstellung von Kriegsmate- 
rial umfaßt, wurde in Washington geprüft und muß 
wohl auch die amerikanische Regierung zufrieden- 
gestellt haben, da kurz darauf die Vereinigten 
Staaten gemeinsam mit ‚Kanada in Washington 
offizielle Besprechungen mit den Mächten des 
Brüsseler Paktes begannen, um ihren Anschluß 
an die Westunion zu beraten. 

An der Haager Sitzung nahmen jedoch noch 
keine amerikanischen oder kanadischen Beobach- 
ter teil. Beide Regierungen wurden aber über die 
auf dem Gebiete der Verteidigung besprochenen 
‚Probleme unterrichtet. 

Ob die Frage einer Erweiterung der Westunion 
‚erörtert wurde, geht aus dem Kommunique, das 
nach Beendigung der Konferenz veröffentlicht 
wurde, nicht hervor. Aus den Äußerungen ver- 
schiedener Staatsmänner der Mächte des Brüsse- 
ler Paktes und aus zahlreichen Pressestimmen ließ 
sich jedoch entnehmen, daß man übereingekom- 
men war, den Brüsseler Paktals sol- 
chen vorerst nicht zu erweitern, 
sondern eher gleichartige Bündnis- 
beziehungsweise Verteidigungs- 
systeme in Skandinavien und im 
Mittelmeerraum zu schaffen, um 
dann später diese regionalen Bünd- 
nisse zu einem großen System zu 
vereinen. 


Der Konsultativrat befaßte sich auf seiner Haa-» 


ger Tagung auch mit den wirtschaftlichen und fi- 
nanziellen Problemen, die sich aus dem Bericht der 
fünf Finanzminister ergaben, die Mitte April in 
Brüssel zusammengetreten waren, um die Frage 
des Zahlungsausgleichs zu lösen. 


Die französischen Vorschläge für ein europäisches 
Bundesparlamentund Wirtschafts-undZolluni onen 


Am Nachmittag des 20. Juli 1948 unterbreitete 
Außenminister Bidault eine Resolution, die ein pro- 
visorisches Bundesparlament für Europa vorsieht. 
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an anderer Stelle ausführlicher eingehen.) Di 
‚solution lautet wie folgt: 


„Es soll durch die Schaffung eines ron 


sie an die Frage, ein gemeinsames Parlament 


a A? 


" die Vorgeschichte dieses Schrittes werde n 


Gremiums, i in dem außer unseren Parlamenten d 
jenigen aller Staaten vertreten sind, die an dies 
grandiosen Unternehmen teilzunehmen wünsch 
den Völkern Europas Gelegenheit zu einem 
nungsaustausch über die Wünsche der Offen 
keit gegeben werden." 


‘ 


In einer zweiten Resolution verlangte Bi 
die Bildung eines Sonderausschusses aus den 
tretern der fünf Staaten beim Europäischen 
schaftsrat (OEEC), um die Möglichkeit von \ 
schafts- und Zollunionen der fünf Länder, deı 
sich auch alle anderen europäischen Lande 
schließen können, zu untersuchen. 2 


"Beide Resoltplonen wurden von Bun und 5 


sie hätten i im Prinzip keine Einwände gegen dies 
Vorschläge zu erheben; Bevin fügte hinzu: : 


Initiative inoffizieller Körperschaften Pe | 
die sich an solchen ar interessiert a Da Bi Rn 


drangen und in dem Kommuniqu& der Konfere: 
keine Erwähnung fanden, so wurde damit doch 
Gedanke eines Bundes der Vereinigten Staa! 
von Europa zum erstenmal seit den Völkerbun 
beratungen über die Briandschen Europapläne 
offiziellen Regierungsbesprechungen erörtert 
Minister beschlossen, das Problem bei ihrer nä 
sten Sitzung wieder aufzugreifen. 


DerLondoner Economist vom 24. Juli 1948 schr 
zu den Vorschlägen Bidaults, man könne den an 
ren Außenministern keine Vorwürfe machen, wenn 


gründen, nur vorsichtig heranträten. Er fuhr fo 


„Was aber unentschuldbar scheint, ist ihr fas 
vollständig negatives Reagieren auf Bidaults zwe 
ten Vorschlag, der sehr vernünftig ist, wenn 
dem oft proklamierten Ideal echt wirtschaftlicher 
Zusammenarbeit wirklich etwas daran ist. Die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit in Europa ist bis- 
her kaum den Kinderschuhen entwachsen. Gerade 
Bevin kann seine ablehnende Haltung sehr schwer 
rechtfertigen. Nimmt er nun seine eigene Unter- 
stützung der Westunion ernst oder nicht? Bis jetzt. 
war es möglich, die Unsicherheit der en 
Haltung auf langsames Denken zurückzuführen. 
Daß Bidaults Vorschläge abgewiesen wurden, läßt 
vermuten, daß sowohl die Aufrichtigkeit als auh 
die Klarheit der britischen Politik Zweifel aan 
kommen lassen.” 


1817 


Tl 
en 
Eee.‘ 


NER | BETEN CE IRA u 
N n { e } f r ARE N a ARSTER 


PROBLEME DER EUROPÄISCHEN FRIEDENSORDNUNG 


Die Organisation der Westeuropäischen Union 


Truppenstärken der Mächte des Brüsseler Paktes 
Lufwaffe 


255 900 
77 000 


Gesamtstärke 


931 900 Mann 
590 000 Mann 


Marine 


144 000 
58 000 


530 000 
355 000 


Großbritannien 
Frankreich 


SSL 


Belgien 72 910 Mann 
Niederlande 128 200 5350 30 000 163 550 Mann 
Luxemburg 1 825 Mann 


1760 185 Mann 


AR P3R. 
der: die Verteidigungsminister Großbritanniens, 
Frankreichs, Belgiens, der Niederlande und 


Mitglieder: je ein Angehöriger der General- 
stäbe Großbritanniens, Frankreichs, Belgiens, 
der Niederlande und Luxenfburgs 
Generalstabschef: Marschall der R.A.F. 

Lord Tedder 


Vorsitzender: 

Generalfeldmarschall Lord Montgomery 
Mitglieder: die Oberbefehlshaber der Land-, 
‚Luft- und Seestreitkräfte und ihre Stabschefs 


N Luxemburgs 
Mal tagt abwechselnd in den Hauptstädten der beteiligten 


| Hauptquartier: London all! N Länder Sitz: London 
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RD ai 
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Mitglieder: 
die Außenminister der fünf beteiligten Länder 


Mitglieder: 
Militärmissionen der fünf beteiligten Länder _ 
Vorsitzender:Luftvizemarschall E.C.Hudleston 
Sitz: London 


SET 


IN 


A Mitglieder: die Botschafter 
YA Großbritanniens, Frankreichs, 
(1 Belgiens, der Niederlande, 
N Luxemburgs und Kanadas, 
sowie der stellvertretende 
(A Außenminister 

% Robert A.Lovett (U.S.A.) 


I | g bert Gladwyn Jebb (Großbritanni CH 4 
_ N a a a m Te 
N A Fern T 
\ 2 räsi nat Sn 1) 
, yl 
or) 
| v 
N ... 
| s aa Verteidigungsausgaben der Mächte des Brüsseler Paktes 
ur I ’ N 
} 4 N \ Gesamtsumme Gesamtsumme er 
li) Großbritannien] 234150000€ 692632000 € 


Frankreich ® 23 479 000 000 f.Fr. 352.000 000 000 #.Fr. 
Belgien 1278 000 000b.Fr. 4078385720 b.Fr. 
Niederlande 110359 238 hf. 400817 600 hf. 


® Die französischen Verteidigungsausgaben sind erst für die ersten drei Monate des Jahres 
1948 festgesetzt worden. Die angegebenen Zahlen gründen sich auf die Billigung von 88 
Milliarden Frank für diesen Zeitraum. 
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Entstehung des Westblocks 


Nach Beendigung der Konferenz wurde folgen- 
des amtliche Kommuniqu& herausgegeben: 


. 1. Der Konsultativrat hat im Haag seine zweite 
periodische Tagung abgehalten. 


2. Im Verlauf dieser Tagung hat der Rat einen 
weitgehenden Meinungsaustausch über mehrere 
internationale Probleme vorgenommen, die die 
fünf Länder unmittelbar interessieren, insbeson- 
dere in der Deutschlandfrage. Diese Prüfung hat 
den Ministern erlaubt, ihre völlige Übereinstim- 
mung in der Haltung gegenüber diesen Problemen 
festzustellen. 


3. Die bisher von der ständigen Organisation des 
Konsultativrates und von den verschiedenen Kör- 
perschaften, die zur Durchführung des Brüsseler 
Vertrages geschaffen wurden, geleisteten Arbeiten 
wurden gleichfalls durch den Rat überprüft. Der 
Rat hat eine Anzahl von Richtlinien aufgestellt, die 
die Verwirklichung des Vertrages zum Ziel haben. 


4. Die Minister haben ihren festen Entschluß zum 
Ausdruck gebracht, die Zusammenarbeit der fünf 
Mächte auf allen im Brüsseler Vertrag vorgesehe- 
nen Gebieten, besonders auf dem Gebiete der 
Wirtschaft und der Finanzen, zu konsolidieren und 
zu erweitern. Die hinsichtlich einer weiteren Zu- 
sammenarbeit auf sozialem und kulturellem Ge- 
biete gefaßten Beschlüsse werden besonders ver- 
öffentlicht. 


5. Die fünf Regierungen haben in Übereinstim- 
mung mit anderen gleichgesinnten Staaten ferner 
beschlossen, allesinihrerMacht Stehendezutun, um 
ihre Unabhängigkeit, ihre Integrität und ihre Ein- 
richtungen zu verteidigen. 


6. Auf dieser Konferenz wurde die Entschlossen- 
heit aller beteiligten Staaten offenbar, gemeinsam 
im Rahmen der Charta der Vereinten Nationen auf 
ein Höchstmaß von Einigkeit untereinander hinzu 
arbeiten und damit die Grundsätze des im März 
unterzeichneten Fünfmächtepaktes zu verwirkli- 
chen.” 


Beteiligung der Vereinigten Staaten und Kanadas 
an den Beratungen des ständigen militärischen 
Ausschusses in London 

Gleichzeitig mit der Tagung des Konsultativ- 
rates wurde als erstes Ergebnis der in Washington 
zwischen den Mächten des Brüsseler Paktes und 
den Vereinigten Staaten und Kanada geführten 
Verhandlungen von amerikanischer Seite amtlich 
bekanntgegeben, die Vereinigten Staa- 
ten und Kanada hätten die Einla- 
dung, an den Besprechungen des 
ständigenmilitärischen Ausschus- 
sesinLondon teilzunehmen, ange- 
nommen. Die amtliche Bekantmachung aus Wa- 
shington erfolgte allerdings zu spät, um noch in 
das Schlußkommuniqu& aufgenommen zu werden. 

Der einzige Punkt in dem Kommuniqug, der über 
allgemeine Formulierungen hinausging, betraf die 
Feststellung, daß die Außenminister mit ihren An- 


sichten über eine Reihe laufender Probleme ein- 


schließlich der Deutschlandfrage voll überein- 


stimmten. In französischen Kreisen wurde das Er- 


gebnis der Deutschland betreffenden Besprechun- 
gen der Konferenz als ein Erfolg der von Außen- 
minister Bidault befürworteten Mäßigungspolitik 
gegenüber der Sowjetunion bezeichnet. Frankreich 
habe sich, so meldete Reuter, bereits vor dem Lon- 
doner Deutschlandabkommen für eine solche Po- 
litik eingesetzt. Wie später bekanntwurde, kam 
auf der Konferenz ein britisch-französisches Über- 
einkommen zustande, wonach beide Mächte ge- 
meinsam für Viermächtebesprechungen zur Lösung 
der Berliner Frage eintreten wollten. Die amerika- 
nische Regierung schloß sich dann später dieser 
Ansicht über die der Sowjetunion gegenüber zu 
verfolgende Politik an. 


Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik und Schaffung 
eines gemeinsamen Oberkommandos 


Besprechungen der Stabschefs in London 


Am 24. August 1948 traten in London die Stabs- 
chefs der Mächte des Brüsseler Paktes zusammen. 
Über die geheim geführte Konferenz wurde nur das 
folgende kurze Kommuniqu& veröffentlicht: 

„Bei ihrem Treffen am 30. April beschlossen die 
Verteidigungsminister der Signatarmächte des 
Brüsseler Vertrages, daß die Stabschefs der fünf 
Mächte gelegentlich zusammentreffen würden, um 
die Arbeiten des ständigen militärischen Ausschus- 
ses zu besprechen. Die Stabschefs traten gestern in 
London zusammen.“ 
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Ob amerikanische Verbindungsoffiziere an 
der Sitzung teilnahmen, wurde amtlich nicht be- 
kannt. \ 

Großbritannien wurde bei den Besprechungen 
durch Luftmarschall Lord Tedder vertreten. Die 
Vertreter der anderen vier Westunionsmächte wa- 
den General Charles Francois Lecheres (Frank- 
reich), General H. J. Kruls (Niederlande), General 
Baele (Belgien) und Oberst Aloise Jacoby (Luxem- 
burg). 

Anfang September begab sich der Vorsitzende 
der ständigen Organisation des Konsultativrats, 


1819 


x 


ae 


Fe 


= 


N 


2. 


a 


= N 
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Auf einer der regelmäßigen Sitzungen der stän- 
ligen Organisation des Konsultativrates inLondon 
am 4. September wurde von der belgischen und der 
anzösischen Delegation gemeinsam der auf der 
letzten Konferenz des Konsultativrates von Bidault 
unterbreitete Vorschlag zur Bildung eines euro- 
päischen Parlamentes erneut aufgegriffen. Sie 
schlugen vor, eine vorbereitende Konferenz par- 
mentarischer Delegierter solle spätestens im No- 
vember 1948 zusammentreten. 


Außenminister Bevin über den gemeinsamen Ver- 
teidigungsplan der Westmächte 
Am 15. September erklärte Außenminister Bevin 


die fünf Westmächte hätten ihren Verteidigungs- 
plan fertiggestellt; er werde in den nächsten Tagen 
en Verteidigungsministern unterbreitet. Diese 


gen Außenministers Eden erklärte Bevin: 


.Es war unser Wunsch, von jeder anderen 
Son oBmacht unabhängig zu sein. Ich glaube aber 
nicht, daß Großbritannien von anderen Großmäch- 


stelltes, unabhängiges und erneuertes Europa. 
. Wenn es uns gelingt, die Verwüstungen nicht nur 
‚eines, sondern zweier Weltkriege zu reparieren, 
Er dann gibt es eine Möglichkeit, ein besseres Gleich- 
S . ti in der Welt herzustellen . 


Bevin Erklarte dauın, das gesamte Gebiet der Te- 


ste Schritt in dieser Entwicklung sei eine enge Füh- 
lungnahme mit dem militärischen Ausschuß der 
' Vereinten Nationen gewesen. Gleich beim Zu- 
_ sammentritt der Vereinten Nationen habe man 
Vorschläge unterbreitet, leider aber keine Fort- 
schritte erzielt. 


„Wir können aber nicht stillsitzen und auf die 
UNO warten, bis sie sich bei ihrer nächsten Sitzung 
‚mit dieser Frage befaßt. Wir müssen diese Dinge 
 ausarbeiten, und ich glaube, daß andere Völker be- 
reit sind, mit uns zusammenzuarbeiten.... Ich bin 
der Ansicht, daß die Probleme Westeuropas derart 
verwickelt sind, daß wir besser — ich bin in dieser 
Frage nicht dogmatisch— nach dem gleichen Grund- 
satz der freien Verbindung (association) von Na- 
‚tionen vorgehen, den wir im Commonwealth ver- 
'wirklicht haben. Großbritannien muß an zwei Stel- 

' len zugleich sein. Es muß das Zentrum des Com- 
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Lichweaifh sein und bleiben, es muß gl 


europäisch sein. Dies ist eine schwierige Rolle.Siee 


unterscheidet sich von den Aufgaben jedesanderen 
Landes, und ich glaube, der richtige Weg zur Ver- 
wirklichung dieses Problemes der Westeuropä- 
ischen Union ist die Annahme des Prinzips einer 
ungeschriebenen Verfassung, einer ständigen 
schrittweisen Weiterentwicklung, einer dauerhaf- 
ten, freien Verbindung durch Verträge und Über- 
einkommen und durch gemeinschaftliche Über- 
nahme bestimmter Aufgaben, die wir sonst allein 
zu tragen hätten. Wenn wir die Frage der Vertei- 
digung, der wirtschaftlichen Zusammenarbeit und 
der dadurch notwendig werdenden politischen Ent- 
wicklungen gelöst haben, mag es möglich sein, eine 
Art von Versammlung (assembly) unter uns zu 


. schaffen, die sich mit den praktischen Dingen be- 


fassen soll, die wir als Regierung erreicht haben. 
Ich glaube jedoch nicht, daß dies gelingen wird, 
wenn wir versuchen, das Dach zu legen, ehe wir 
das Haus gebaut haben. 

Die Regierung Seiner Majestät verfolgt die von 
ihr begonnene Politik im täglichen Bemühen im 
Rahmen der 16 Nationen, die wir nun zusammen- 
gebracht’haben, und im Rahmen des Common- 
wealth, und dies ist wichtig. — Blickt man auf die 
Landkarte und nimmt man das britische Common- 
wealth und seine Bevölkerung und die Bevölke- 
rung von Europa, statt sich in erster Linie auf die 
nur ‚westliche‘ Union im Sinne einer Westeuro- 
päischen Union zu beschränken, so kann man eine 
freie Verbindung der Nationen herstellen, die 
heute die Staaten Westeuropas, unseren Staat und 
das Commonwealth tragen und die sich gemein- 
sam gleichsam durch die Mitte dieses Planeten in 
seinem großen Potential und Reichtum erstrecken. 
— Kann dies alles zusammengebract werden, so 
kann eine Kraft für Frieden, Gleichheit und Gleich- 
gewicht geschaffen werden, die den Frieden für 
künftige Generationen bringen sollte.” 


Zweite Konferenz der Verteidigungsminister 
in Paris 
Am 27. September traten in Paris die Verteidi- 
gungsminister der Mächte des Brüsseler Paktes 
zu ihrer zweiten Konferenz zusammen. Beobachter 


der Vereinigten Staaten und Kanadas nahmen an 
der Konferenz teil. 


‚ Großbritannien war vertreten durch Ver- 
teidigungsminister A. V. Alexander, begleitet von 
dem Staatssekretär für Commonwealth-Beziehun- 
gen, Philip Noel-Baker, dem obersten Stabsoffizier 
des Verteidigungsministers, General Sir Leslie 
Hollis, Vizeluftmarschall Hudleston, dem briti- 
schen Mitglied des ständigen Militärausschusses, 
und dem Parlamentsmitglied Henry Hynd. 

Frankreich wurde vertreten durch Vertei- 
digungsminister Oberst de Fraiteur, 

dieNiederlandedurc Verteidigungsmini- 
ster Schokking und 

Luxemburg durdh Verteidigungsminister 
Lambert Schaus. 
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 Nachrichtenagentur Reuter, 


on RE Franklin Kibler geführt. 
Uber den Verlauf der Konferenz berichtete die 
die Verteidigungs- 
minister hätten am Montag, dem 27. September, 
die Frage der Finanzierung des Wiederaufrüstungs- 
programms und Fragen der Gebietsgarantien be- 
sprochen. In der Frage der Gebietsgarantien wür- 
den dieLänder der Westlichen Union den Vereinig- 


ten Staaten und Kanada vorschlagen, konkrete 


Verpflichtungen auf Grund des Brüsseler Abkom- 
mens einzugehen; eine solche enge Zusammen- 
arbeit werde die„Westliche Union" schließlich in 
eine „Atlantische Union” verwandeln. 

Das nach Beendigung der Konferenz der Vertei- 
digungsminister am 28. September veröffentlichte 
Kommunique& hat folgenden Wortlaut: 

„Die Verteidigungsminister der fünf Signatar- 
mächte des Brüsseler Vertrages trafen am Montag, 
dem 27. September, und am Dienstag, dem 28. Sep- 
tember, in Paris zusammen und erörterten dieihnen 
unterbreiteten Berichte der Stabschefs der fünf 
Mächte und des ständigen militärischen Aus- 
schusses. 

Die Minister einigten sich auf eine gemeinsame 

Verteidigungspolitik, die den detaillierten Arbei- 
ten ihrer eigenen militärischen Stäbe zugrunde 
gelegt werden soll. Diese Politik ist dazu bestimmt, 
die Sicherheit der fünf Mächte als einer Gesamtheit 
im Rahmen des Brüsseler Vertrages und der Charta 
der Vereinten Nationen zu gewährleisten. 
. Die Minister beschlossen, eine ständige Organi- 
sation zu schaffen, die unter der Leitung der für die 
Verteidigung zuständigen Minister stehen und die 
Aufgabe haben wird, diese Politik in die Tat um- 
zusetzen und alle Probleme hinsichtlich der Her- 
stellung und Beschaffung von Kriegsmaterial zu 
behandeln. Diese Organisation wird einen ständi- 
gen militärischen Vorsitzenden haben und ein 
Land-, Luft- und Seekommando umfassen. Die wei- 
teren Aufgaben der Kommission umfassen das 
Studium technischer und taktischer Probleme über 
die Verteidigung Westeuropas.” 


Die im Anschluß an dieses Kommunique& erwar- 
tete Bekanntgabe der Namen der Mitglieder des 
Verteidigungsrates wurde auf Wunsch der fran- 
zösischen Regierung verschoben. Dieses franzö- 
sische Ansinnen kam sehr überraschend. Ob der 
Grund für diese Verzögerung lediglich in der Wei- 
gerung General Juins lag, den ihm zugedachten 
Posten des Oberbefehlshabers der Landstreitkräfte 
anzunehmen, ist nicht eindeutig klargeworden. 

Am 5. Oktober erfolgte erst die Bekanntgabe der 
Ernennungen in einem Kommunique: 


„In dem Kommuniqu& vom 29. September 1948 
war mitgeteilt worden, daß die ständige Verteidi- 
gungsorganisation, die von den ‚Verteidigungs- 
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a h Er ataaten N 


-Stabsoffiziere angehören.” 


ministern der er Brüsseler V 
trages geschaffen worden ist, die Abteilungen ein 
Oberkommandos des Heeres, der Luftwaffe un 
der Marine mit einem ständigen militärischen Vor 
sitzenden umfassen werde. Die Regierungen der 
Signatarmächte des Brüsseler Vertrages könner 
nunmehr folgende Ernennungen aussprechen: 
Oberbefehlshaber der westeuropäischen Land- 
streitkräfte: Armeegeneral Jean de Lattre de 
Tassigny, $ 
Oberbefehlshaber der westeuropäischen Luftstreit- 
kräfte: Luftmarschall Sir James Robb, 
Kommandierender Admiral der westeuropäischen 
Seestreitkräfte, Vertreter der Marine bei dem i 
Ausschuß: Vizeadmiral Robert Jaujard. ar 
Außerdem haben die Regierungen zum ständig 
militärischen Vorsitzenden dieser Oberbefehls- 
haber den Marschall Viscount Montgomery of El 
Alamein ernannt. 
Den Generalstäben des militärischen Vorsitzen- 
den und der Oberbefehlshaber werden niederlän- 
dische, belgische und luxemburgische Generale ul 


Wie bereits gesagt wurde, liegt die Aufgabe die 
ser Offiziere in dem Studium der taktischen und 
technischen Probleme der nationalen Vera 
Westeuropas. 


Kurz darauf, am 12. Oktober, traten die Ober- 
befehlshaber der Westunion zum erstenmal im 
Kriegsministerium in London zusammen. Der von 
Lord Montgomery zum Chef des Stabes bestimmte 
Generalmajor Belchem nahm ebenfalls teil. Bei 
dieser Zusammenkunft handelte es sich lediglich 
um die erste Besprechung organisatorischer Fra- 
gen. Über den Inhalt wurde jedoch — genau wie 
bei den übrigen militärischen Zusammenkünften 
der fünf Westmächte — nichts bekannt. Bu 


Dritte Konferenz des Konsultativrates in Paris 


Die als Geheimsitzung anberaumte dritte Kon- 
ferenz des Konsultativrates hatte sich mit den auf _ 
allen vier Gebieten der Zusammenarbeit erzielten a: 
Fortschritten zu befassen, nämlich den Fortschrit- h; K ; 
ten auf den Gebieten der Verteidigung, der Wirt- 
schaft sowie sozialer und kultureller Fragen. 
Außerdem ging es darum, eine gemeinsame Hal- EB 
tung auch für die die fünf Mächte angehenden eh a 
fristigen Probleme zu finden. { 3 = = 

Was neben den in dem später herausgegebenen “ # “ 
Kommuniqu& erwähnten Punkten noch auf der a 
Tagung zur Erörterung stand, kann mit Bestimmt- 
heit nicht gesagt werden, da die Tagesordnung Ne: 
geheimgehalten wurde. Es ist jedoch beachtens- 
wert, daß die vermutliche Tagesordnung von Ver- > 
schiedenen Nachrichtenagenturen gleihlautend 
wie folgt umrissen wurde: as. 
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PROBLEME DER EUROPÄISCHEN FRIEDENSORDNUNG 


{ 


1. Erweiterung des militärischen Verteidigungs- 
paktes der Westunion durch Einbeziehung der 
Vereinigten Staaten und Kanadas zu einer 
Atlantikunion. 


2. Möglichkeit der Einbeziehung anderer Staaten 

. Europas, wie Irlands, Islands, Portugals, Däne- 

marks, Norwegens, Schwedens, der Türkei, 
Griechenlands und Italiens. 


3. Verstärkung der Zusammenarbeit der an der 
Westunion beteiligten Staaten und ihrer über- 
seeischen Besitzungen, insbesondere Afrikas. 


4. Der Vorschlag einer europäischen Versammlung, 
der bei der letzten Sitzung des Konsultativ- 
rates vorgelegt wurde. 


5. Die Lage in Deutschland, insbesondere die Ber- 
liner Blockade, die Errichtung des westdeut- 
schen Staates und dieReparationspolitik gegen- 
über Deutschland. 

Die Londoner Times vom 25. Oktober nannte 
außerdem noch diePalästinafrage und dasSpanien- 
problem als mögliche Verhandlungspunkte Am 
27. Oktober nannte die Times außerdem die Zu- 
kunft der italienischen Kolonien als ein Problem, 
das erörtert worden sei. 

Unter dem Vorsitz des französischen Außen- 
ministers Schuman begann am Vormittag des 29. 
Oktober die ersteZusammenkunft desKonsultativ- 
Tates. 


Außenminister Bevin wurde von Gladwyn Jebb 
und dem britischen Botschafter in Paris, Sir Oliver 


. Harvey, begleitet. Der französischen Delegation 


gehörten ferner Chauvel und Couve de Murville 
vom französischen Außenamt an. Belgien wurde 
vertreten durch seinen Ministerpräsidenten Spaak, 
die Niederlande durch Außenminister Stikker und 
Luxemburg durch Außenminister Bech. 


Die von französischer Seite getroffenen Vorkeh- 


| rungen gegen ein Durchsickern von Nachrichten 
über die Konferenz führten zu einem Protest derin 


Paris akkreditierten Korrespondenten. 

Neben dem nach Beendigung der Konferenz ver- 
öffentlichten Kommunique waren diesmal in der 
Presse keine konkreten Mitteilungen zu finden. 
Das Kommunique& selbst aber bot diesmal mehr 
Aufschluß über die erzielten Fortschritte, als es bei 
früheren Konferenzen der Fall war. 

Das Kommunique hat folgenden Wortlaut: 


„Der Konsultativrat der Außenminister der fünf 
Mächte, die den Pakt von Brüssel unterzeichnet 
haben, tagte am 25. und 26. Oktober 1948 in Paris. 

Der Rat prüfte die von den fünf Verteidigungs- 
ministern bei ihren Besprechungen vom 27. und 28. 


September 1948 gefaßten Beschlüsse, besonders die- - 


jenigen, die sich auf dieOrganisation desLand-, des 
Luft- und des Flottenkommandos der Westunion 
beziehen. Der Rat stimmte den Richtlinien zu, die 
die Verteidigungspolitik der fünfMächte aufGrund 
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des Paktes von Brüssel und der Charta der Verein- 
ten Nationen bestimmen. } 

Der Rat ging auch auf das Studium des Sicher- 
heitsproblems im Nordatlantik und auf das Ergeb- 
nis der Besprechungen ein, die während dieses 
Sommers in Washington geführt wurden. Diese 
Prüfung erlaubte es, vollkommene Übereinstim- 
mung der Ansichten des Rates über den Grundsatz 
eines Atlantik-Defensivpaktes und die in diesem 
Zusammenhang zu unternehmenden Schritte fest- 
zustellen. i 

Außerdem billigte der Rat die von den fünf 
Finanzministern am 17. Oktober 1948 formulierten 
Anträge. Um die Verwirklichung dieser Anträge 
zu beschleunigen, beschloß der Rat, einen Fach- 
ausschuß einzusetzen, der den Auftrag erhält, die 
Finanz- und Wirtschaftsfragen, welche durch die 
Organisierung der Verteidigung Westeuropas auf- 
geworfen werden, zu studieren. 

Der Konsultativrat nahm darauf von den Fort- 
schritten auf dem sozialen und kulturellen Gebiet 
Kenntnis und billigte die Schlußfolgerungen der 
ihm unterbreiteten Berichte. a 

In bezug auf das Problem einer Europäischen 
Union beschloß der Rat die Bildung eines Aus- 
schusses, der aus Vertretern der Signatarregierun- 
gen des Brüsseler Paktes bestehen soll, und zwar 
sollen Frankreich in diesem Ausschuß fünf, Groß- 
britannien ebenfalls fünf, Belgien drei, die Nieder- 
lande drei und Luxemburg zwei Vertreter haben. 
Dieser Ausschuß, der seinen Sitz in Paris hat, hat 
die Aufgabe, den Regierungen die im Hinblick auf 
die Verwirklichung einer engeren Union zwischen 
den europäischen Ländern zu ergreifenden Maß- 
nahmen vorzuschlagen. Der Ausschuß wird zu die- 
sem Zweck die Anregungen prüfen, die ihm ent- 
weder von den Regierungen oder von privaten 
Körperschaften unterbreitet werden. Der Ausschuß 
wird besonders die französisch-belgischen Vor- 
schläge prüfen, welche die Einberufung einer Kon- 
sultativversammlung vorsehen. Weiter wurden 
die britischen Vorschläge über die Errichtung eines 
Europäischen Rates geprüft, der von den Regie- 
rungen zu ernennen wäre, ihnen gegenüber ver- 
antwortlich sein soll und die Aufgabe hätte, Fragen 
von gemeinsamem Interesse zu studieren. Der Aus- 
schuß wird einen Bericht zu Händen des Konsul- 
tativrates für dessen nächste Tagung vorbereiten. 

Schließlich fand zwischen den Außenministern 
ein eingehender Meinungsaustausch über ver- 
schiedene internationale Probleme statt, die gegen- 
wärtig den Gegenstand der Arbeiten der Vollver- 
sammlung und des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen bilden.” 

Wilhelm Cornides und Hermann Volle 
Die im Anschluß an diesen Beitrag vorgesehenen 

Quellenhinweise für die Vorgeschichte des Brüsse- 

ler Fünfmächte-Paktes (vgl. Europa-Archiv 1/1949, 

Seite 1755—1767) und die Entstehung des West- 

blocks (vgl. den vorstehenden Beitrag) konnten aus 

Raummangel nicht berücksichtigt werden. Wir haben 

daher das umfangreiche Quellenmaterial in einer 


gesondert zu beziehenden Bibliographie zusammen- 
« gestellt. 


Europa-Archiv / 20.Januar 1949 


WIRTSCHAFTS „ARCHIV 


# 


20. JANUAR 1949 


2. FOLGE 


Die wirtschaftliche Verflechtung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
und der sowjetisch besetzten Zone Deutschlands 


Über das Volumen des Warenaustausches zwi- 
schen den Gebieten des heutigen Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes und der sowjetisch besetzten 
Zone vor dem Kriege liegen keine näheren statisti- 
schen Unterlagen vor. Mit Hilfe der Transport- 
statistik ließe sich dieses Volumen, soweit es sich 
um den Austausch von Gütern handelt, der von der 
amtlichen Transportstatistik erfaßt wurde, ermit- 
teln. Es dürfte sich um einen Betrag handeln, der 
für 1936 mindestens zweieinhalb Milliarden 
Reichsmark ausgemacht hat. 

Genaue Zahlen aus der Vorkriegszeit würden 
für die Gegenwart aus mehreren Gründen nur be- 
grenzten Erkenntniswert besitzen. Durch die De- 
montagen sind Bedarf und Lieferfähigkeit der so- 
wjetisch besetzten Zone sehr verändert; auch die 
radikalen Wandlungen in der Außenhandelsstruk- 
tur Deutschlands sowie die veränderte Bedeutung 
der gegenwärtig unter polnischer Verwaltung ste- 
henden Ostgebiete für das übrige Deutschland ha- 
ben die Art und den Grad der wünschenswerten 
Verflechtung Westdeutschlands und der sowje- 
tisch besetzten Zone sehr verändert. 

Im Jahre 1948, vor Unterbrechung des Inter- 
zonenhandels, hatte sich der Güteraustausch zwi- 
schen den Westzonen, vor allem soweit das Ver- 
einigte Wirtschaftsgebiet in Betracht kommt, und 
der sowjetisch besetzten Zone schon wieder ver- 
hältnismäßig günstig entwickelt. Das sogenannte 
Berliner Abkommen vom 25. November 1947, das 
zwischen der Deutschen Verwaltung für Inter- 
zonen- und Außenhandel in der sowjetischen Be- 
satzungszone in Berlin und der Verwaltung für 
Wirtschaft des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
über den Warenaustausch im Jahre 1948 abge- 
schlossen war, sah beiderseits Lieferungen von je 
rund 157 Millionen Reichsmark vor. Nicht einbe- 
griffen ist hierin der Wert der vereinbarten Koh- 
lenlieferungen und der Waren, die als Gegenlei- 
stung für Kohlen geliefert werden sollten. Ferner 
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sind nicht diejenigen Lieferungen einbegriffen, die 


außerhalb behördlicher Abkommen erfolgten. De- 


ren Umfang sollte, so hoffte man, im Jahre 1948 
je rund 100 Millionen Reichsmark erreichen. Man 
wird den Umfang des Güteraustausches zwischen 
dem Vereinigten Wirtschaftsgebiet und der so- 
wjetisch besetzten Zone, der vor der Unterbre- 
chung des Interzonenhandels Anfang Juli 1948 er- 
reicht wurde, auf etwa ein Viertel des Vorkriegs- 
umfangs schätzen können. 

Die in dem Berliner Abkommen verefibar 
Warenlieferungen können also nicht etwa als Aus- 
druck des wirklichen Bedarfs auf beiden Seiten an- 
gesehen werden. Dieser liegt nicht unbedeutend 


höher. Immerhin ist das Berliner Abkommen auf- 


schlußreich für denjenigen Bedarf, auf dessen Be- 


friedigung die zuständigen Behörden der beiden 


Wirtschaftsgebiete besonderen Wert legten. Die 
mannigfaltige Abhängigkeit der beiden Teile 
Deutschlands wird durch den Inhalt des Abkom- 
mens deutlich vor Augen geführt. 

Besonders unzulänglich ist in dem Berliner Ab- 
kommen für die Befriedigung des Stahlbedarfs der 
sowjetisch besetzten Zone gesorgt. Nur rund 
220 000 Tonnen Eisen, Stahl, Gußerzeugnisse und 
Erzeugnisse des Maschinenbaus sollte das Ver- 
einigte Wirtschaftsgebiet an die sowjetisch be- 
setzte Zone liefern. Demgegenüber lag der Bedarf 
allein an Stahl und Eisen weit über einer Million 


Tonnen. Von diesen konnten nur wenig mehr als 


200 000 Tonnen durch Eigenerzeugung und wenige 
Tausend Tonnen durch Einfuhr aus der Tschecho- 
slowakei gedeckt werden. Ausschlaggebende 


Gründe für die unzulängliche Stahlbelieferung der 


sowjetisch besetzten Zone durch das Vereinigte 


Wirtschaftsgebiet dürften die geringe Eigenpro- 


duktion des Vereinigten Wirtschaftsgebietes sowie 
vor.allem die nur geringe Fähigkeit der sowjetisch 
besetzten Zone zu Gegenlieferungen gewesen sein. 
Namentlich konnte die sowjetisch besetzte Zone 
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€ ndwirtschaftlichen Erzeugnissen, waren zu einem 
deutenden Teil für die Versorgung Westberlins 
aus Umgekehrt diente ein großer Teil der 


en ist aber für die sowjetisch besetzte Zone bzw. 
las Vereinigte Wirtschaftsgebiet bestimmt. 


ag _ Kohlenlieferungen sind im Berliner Abkommen 
_ deshalb nicht berücksichtigt, weil die Militärregie- 
gen sich die Regelung selbst vorbehalten hat- 
. Westdeutschland hatte bis zur Unterbrechung 
es] Interzonenhandels monatlich rund 200 000 Ton- 


BR Lieferungen 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
Landwirischaftliche Erzeugnisse 

Mengen- Gesamtbetrag 


N einheit RM 
1. Hengste ; 60 Stück 600 000,— 
2. Herdbuchfärsen 250.29. 51,2 500.000. 
3. Herdbuchbullen . . . . 100 500 000,— 
scalböke . . .......30 67 500,— 
9. Tabaksamen nr 40 000,— 
i insgesamt 1 707 500,— 


| "den vornehmlich in einer etwa gle: chgroßen 


Braunkohle und Lieferungen von Kali. Der echte 
Bedarf der sowjetisch besetzten Zone an Stein- 

kohle ist weit höher, doch fehlte es auch in diesem 

Falle an geeigneten Kompensationsgütern. Auch 

die in der sowjetisch besetzten Zone vorhandenen 

Transportkapazitäten ließen eine volle Befriedi- 

gung des Kohlebedarfs nicht zu. 

In dem folgenden Auszug aus dem Warenab- 
kommen von 1948 (Berliner Abkommen) sind bei 
den verschiedenen Warengruppen jeweils nur die 
größeren Posten aufgeführt oder solche, deren 
Kenntnis für die Beurteilung des Charakters der 
Verflechtung der Zonen notwendig ist. Die Sum- 
menzahlen stimmen daher nicht immer mit dem- 
jenigen Betrag überein, der sich bei Zusammen- 
zählung der Einzelposten ergeben würde. Auf dem 
Gebiet des Austausches chemischer Erzeugnisse 
sind alle Produkte aufgeführt. 


\ 


Auszug aus dem Warenabkommen 1948 (Berliner Abkommen) 


; zwischen der Deutschen Verwaltung für Interzonen- und Außenhandel in der sowjetischen Besatzungs- 
zone in Berlin und der Verwaltung für Wirtschaft des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
in Frankfurt am Main vom 25. November 1947 


Lieferungen 
der sowjetisch besetzten Zone 


Landwirtschaftliche Erzeugnisse 


Gesamtbetrag 

t RM . 

1. Sämereien . Vase 664,7 1 200 000,— 
2. Frischlleisch. "2.0 2 35 " 65 100 000,— 
3. Weißzucker 2820000 16.000 000,— 
4. Saatkartoffeln . 10 000 130 000,— 
5. Zuckerrübensamen . . . 75 75 000,— 

 AusderErnte 1948: 
1. Futtergetreide . 20 000 4 000 000,— 
2. Speisekartoffeln 140 000 8 960 000,— 
3. a) Heu . 2.000 160 000,— 
b) Stroh . 3.000 120 000,— 
insgesamt 30 745 000,— 
Forstwirtschaftliche Erzeugnisse 
fm 

1. Grubenholz 500 000 16 250 000,— 
2. Nadelstammholz . 150 000 6 000 000,— 
3. Nadelschnittholz . 50 000 5 000 000,— 
4. Brennholz 200 000 rm 1 500 000,— 
insgesamt 28 750 000,— 
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Erzeugnisse des Bergbaus 


t vr 
420 000,— 


1. Schwefelkiesbrände 70 000 
2. Eisenerze . . 80 000 1.030 000,— 
3. Hederich-Kainit 50 000 ; 
2 7- R insgesamt 
Mineralöle Mineralöle 
z t eg 1. Montanwachs 800 
= 2. Hartparafin . 200 
1. Schmieröle . 2.000 725500 — 3. Zeresin 36 
‚2, Citogen 100 000,— insgesamt 
insgesamt 825 500,— 
’ Steine und Erden Steine und Erden 
1. Kieselgur 2fach geglüht . 1 200 300 000— 1. Sanitärer Gips . 800 
2. Kieselgur 1fach ae 5 300 52 500, — 2. Modell-Gips 2200 
S:Beldspat .... 2° 5000 - 100 000, — 3. Schlämmkreide 3.000 
4. Schlackenwolle ‚200 60 000,— 4. Rohkreide : 1.000 
3. Papier-Kaolin . 600 18 000,— 5. Schotter und Splitt 50 000 
6. Quarzmehl Nr. 4. : 1 200 33 600, — 6. Wasserbaumaterial 15 000 
7. Säurefeste Schamotte- 7. Quarzsand 6 000 
plattenen . =. 640 243 200,— 8. Quarzit : 6 000 
8. Magnofiltermaterial 2 500 250 000,— 9. Schleifsteine für - 
: RE Holzschleifereien . 150 Stück - = 
get LOFT N 19: Feuerfester Ton 10.000 00 
= 11. Keramisches Kaolin 600 24000, 
12. Schiefergriffel 1.000 000 Stück 5000, Bi ; 
13. Schiefermehl 600 24.000 . 5 
14. Kies 40 000 104 000,— 
insgesamt 1 107 800,— 
Eisen und Stahl, Gußerzeugnisse Eisen und Stahl, Gußerzeugnisse 5 
und Erzeugnisse des Maschinenbaus und Erzeugnisse des Maschinenbaus ER St 
1.1. a) Walzwerkserzeug- I. Gußeisenplatten für Klaviere . 20 000,— Er 
nisse r 127640 27442 600,— 1], Maschinen und Maschinen- ; 
b) Guß 16 740 10 044 000,— ersatzteile 
c) Roheisen 25110 1883250,-- 1. a) Textilmaschinen, Zube- 
‚d) Fertigerzeugnisse ., 39760 29820 000,— ; hör- u. Ersatzteile, Strick- 
® ’ 69 189 850, — j ns ae 2 300 000,— KR 
II. Kugellager biszu 3.000 000,— ae ; 700 000,— 
II. Für die Papierindustrie der c) Daten 
 sowjetisch besetzten Zone Papierverarbei- 
-: ad 320 t 400.000 tungsmaschinen 1 500 000,— 
5 . lade 2 rn d) Werkzeugmaschinen 300 000,— 
Be 1 eCeronre 600 + 300.000 e) Verschiedene Ersatz- a 
Bun: ER Je und Zubehörteile 2.000 000,— 6800000, 
3. Bandstahl für Ver- on 2. Schreibmaschinen und Teile. . . 3500000, 
packungszweke . 1500t 2: 3. Rechenmascinen und Teile . 1.000 000,— 
4. Strohpressendraht . 1000t 250 000,— 4. Werkzeugmaschinen & 3.000 000,— 
5. Walzdraht 920t 120 000,— ; ——— 
6. Rohrleitungen für a Ta 320 000,2 
Turbine Köbeln 12t 10000, — = 
7. Baueisen . 800t 150 000,— 
8. Kugel- und Rollen- 
lager... 100 000,— 
9. Stahlbänder für An- 
tiebeuns mes... 50 000,— 
10. Siebdrähte 200t 300 000,— 
11. Schrauben u.Nieten 400t 200 000,— 
12. Säurefeste Rohre . 60t 500000,— 2830 000,— 
IV. Bergwerksmaterial . . . » 700 000,— | 
1.000 000,— 


V. Walzwerkserzeugnisse und Guß 
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Gesamtbetrag 


RM 


. Uhrenersatz- und -zubehörteile . ; 100 000,— 
2. Feinoptische ne einschließlich 
Mikroskope . . Beer 100 000,— 
3. Feinmechanische Geräte u. Tnstiaidente 200 000,— 
. Medizinmechanische Instrumente 200 000,— 
5. Ersatzteile für Kinoprojektoren 20 000, — 
6. Uhrengläser ne 100 000,— 
. Brillengläserpreß- 
linge SEE 4 800 000 Stück rd. 400 000,— 
. Preßlinge anderer Art und Schutzgläser 50 000,— 
insgesamt 1 170 000,— 
Chemische Erzeugnisse t 
5 Een Wermpreägnt F 1600 208 000,—- 
. Toluol rein . 120 60 000,— 
‚Xylol . ; 75 37 500,— 
. Benzol gereinigt . « 6250 2 375 000,— 
u N) ae 1 3 800,— 
=Polopas’-; -; eE 2 „3 400,— 
Organische Farbstoffe er 4.000 000,— 
. Verschiedene Vulkazite . 60 270 000,— 
. Flammruß ; 100 120 000, — 
s Vergällungsholzgeist 90 55 500,— 
Essigsäure, Anhydrid . 50 60 000,— 
sEssigsaure 100% >... : 90 63 000,— 
. Anilinöl . ö EEE 80 80 000,-— 
. Eisenoxyd gelb En 60 60 000,— 
=ElmBmittel V 26... .... 5 3 900,—— 
. Natriummetall 240 500 000,— 
. Laborchemikalien e 100 000,— 
. Tonerdehydrat für Druck- 
farbenherstellung er 20 3 100,— 
ETSpPaTole: in. nee 2 2 000,— 
. Benzoesäure i 5 5 000,— 
. Pharmazeutische Fertigprodukte 3 500 000,— 
. Pharmazeutische Zwischen- 
produkte. . ; 500 000,— 
. Verschiedene Clienikalien A 2 000 000,— 
. Asplit 98 000,— 
. SWDZ-Kitt . 200 65 000,— 
. Anilinfarben RL ART, 280 000,— 
Trinatriumphosphat . . .„ 160 95 000,— 
28. Bentonit . RS 300 84 000,— 
29. Glühlampenargon 240cbm 19000, — 
insgesamt 14651 200,— 
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22.902.000, 
76 921 850,— 


Feinmechanische und optische Erzeugnisse 


Elektrotechnische Erzeugnisse 
insgesamt 1500 000,— 


Feinmechanische und optische Erzeugnisse 


Optisches Rohglass . . . .» 360 000,— 
. Künstliche Menschenaugen 50 000,— 
Röhren- und Dosenlibellen . 20 000,— 
Brillengläser . . en 7 EAS0000, 
Kinoprojektionsobj ektive Aa 100 000,— 
. Spaltbildgeräte 100 000,— 
Taschenaugenspiegel 20 000,— 
} ey für Recordspritzen ___ 30 000,— 
insgesamt __1 160 000,— 
Chemische Erzeugnisse t 
. Paraffingatsch . : 900 350 000,— 
Phenol = nr ee 15 14 700,— 
. Kresol . 10 7 000,— 
. Igelit PCU . Be ER PER NER, . 576 500, — 
. Weichmacher von Rositz 20232800 400 000,— 
. Polystirol S 50 237 500,— 
. Igetex 5 10 13 000,— 
; Dimethylamin Bugs 33 175 000,— 
..Monomethylamin . ... 30 156 000,— 
. Athylenglykol 60 168 000,— . 
»Dlastikators 32, 2er 60 39 000,— 
. Plastikator R A i Re 60 - 33 000,— 
. Filme (außer Farbfilmen) .80 000 qm 500 000,— 
SsSacharin 2, ee ee 16,5 1 770 000,— 
. Natriumsulfat . .10 000 800 000,— 
. Pottasche ER 540 243 000,— 
. Kalıumchloratr. area 2500 255 000,— 
Natziumclorate 222207222300 144 000,— 
. Permutit . . 100 125 000,— 
. Natriumbromid DAB 6 e: 
Kaliumbromid DAB6 . ; 50 125 000,— 
. Kieselfluornatrium . . . . 50 6 500,— 
. Natriumaluminiumfluorid 60 15 000,— 
. Magnesia usta 12:5 5 300,— 
. Kalziumkarbonat . 24 10 000,— 
. Chlorschwefel . £ 60 22 100,— 
. Kalialaun —. . 100 26 400,— 
. Zinnoberfarben i 0,5 7 500,— 
. Geschichtete Isolierstoffe für 
elektroindustrielle Zwecke . 50 235 000,— 
. Preßmasse ar 10 2 500, — 
. Kautschol ee 36 000,— 
. Pharmazeutische Rohstoffe 5 - 500 000,— 
. Hilfsstoffe für die pharma- 
zeutische Industrie . . . . 1 500 000,— 
. Hexantriol . ARE 100 94 000,— 
. Kalisalpeter, techn. . 1500 540 000,— 
. Natriumnitrit 500 31 000,— 
. Prismasprit für Narkoseäther 30 0001 45 000,— 
. Technischer Sprit .150001 22 500,— 
. AÄtzkalilauge 50% 30 15 000,— 
. Ammoniummolybdat 0,3 3 000,— 
. Kalziumchlorid fest . z 0,5 - 700,— 
. Chloral 5 3 


11 300,— 
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3. Werkstätten- und Repara- 


‚5. Technische u. chirurgische 


Kautschukwaren ; 
Menge 


Gesamtbetrag 
RM- 


54 000 Sätze 7 020 000,— 
383 300 Sätze 1 314 720,— 


1. Auto- und Motorradreifen 
2. Fahrradreifen 


turmaterial 
shuke. re. 
4. Gummiförderbänder 


aus Kaut- 
E ; 120t 409 200,— 


30.000 m rd. 3.000 000,— 


Gummiwaren RM 
a) Treibriemen . . . .. 100 000,— 
b) Keilriemen . 100 000,— 


‘c) Schreibmaschinenwalzen 40 000,— 
d) Nichtumsponnene 


- Gummifäden . . . . 100 000,— 
e) Schläuche mit Einlage. 200 .000,— 
f) Zahnkautschuk . . 40 000,— 
g) Radiergummi . 10 000, — 
h) Chirurgische Gummi- 
waren . 2 R 50 000, — 
i) Gummierte Gewebe 50 000,— 
 j) Hartkautschukplatten, 
Rohre, Stäbe . . . 50 000,— 
k) Akkumulatorenkästen.. 220 000,— 
1) Isolierband . 50 000,— 
m) Verschiedene Kaut- 
schukfertigwaren 35000, — 1045 000,— 
insgesamt 12 788 920,— 
Glaswaren 
Glasröhren von den Ruhrglas- 
 werken Essen-Carnap 1200 t 900 000,— 


KR De 


m Wwm 


a2. 
43. 


1. Verpackungsglas: 


Äthylenhlorid . , . .. 7 
Zyklohexanol . . er 3 
5 Magnesiumkarbonat. R 0,5 
. Mersolat salzarm . = 1 
Reinmethanol . . . . .. 20 
Schwefelnatrium . 5 15 
. Trichloräthylen ; 308 
. Printogen C 5 0,3 


. Verschiedene Chemikalien 3 
. Chemische Grundstoffe und 


. Vorprodukte für Laborchemi- 


. Sprit 


. Dextrin . 


. Baumwollkord . E 
„KRunstseidenkorde. „acc. 
. Garn für Schwergewebe zu 


. Tauchgummiwaren; 


. Brems- und 'Kupplungsbelag 


. Hüttenartikel in chem. -techn. Hohlglas 


. Ampullen und Tablettengläser . . . 560 000,— 
, Fieberthermometer f . 590 000— 
. Thermometer für technische und wis- = 


. Zimmer-, 


Zwischenprodukte für orga- 
nische Farbstoffe 


kalienns zer en en 


a) pharmazeutischer Sprit . 6500hl 
b) technischer Bei . 3500hl 
: 120 


insgesamt 


Kautschukwaren 


380: t 
45 t 
Förderbändern . . . . Harat 
Kinder- 
sauger aus Buna, sowie Prä- 
servative,. Operationshand- 
schuhe, Fingerlinge aus Natur- 
kautschuk 


insgesamt 


Glaswaren 


a) Eng- und Weithalsflaschen 
b) Kleinglas 


senscaftliche Zwecke einschl. Aräo- - 
meter und Alkoholmeter . . . 400 000,— 
Fenster- und Badethermo- g 


meter 200 000 
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"WIRTSCHAFTSPROBLEME DER NACHKRIEGSZEIT 


Gesamtbetrag 
RM ; 


. 7. Lampengeblasene Laborgeräte einschl. 
i Geräte für die Milchwirtschaft und tech- 
- nischer Artikel, bes. Normalschliffgeräte 1 500 000,— 
8. Krankenpflegeartikel, chirurgische 
Glaswaren einschl. Spritzen aller Art. 640 000,— 


insgesamt _5 000 000,— 


Zellstoff und Papier Zellstoff und Papier 
Gesamtbetrag Gesamtbetrag 
t RM t RM 

1. Echt Pergament. . x 600 546 000, 1. P-Zellstoff 4500 t 

2. Pergaminpapier, ungebleicht 200 160 000,— lutro, davon 

3. Pergamentdam . . . . 1Mill.m 80 000,— a) Sulfit gebleicht Ta 1000 264 000,— 

4. Kabel- und Isolierpapier . 120 84 000,— b) Sulfit 

5. Schleifpapier ungebleicht Ia . 1200 264 000,— 

a) Handschleifpapier. . . 20 24 000,— c) Sulfat gebleicht JA 800 185 200,— 
b) Maschinenschleifpapier . 20 100 000,— d) Sulfat 
c) wasserfestes Schleifpapier 40 320 000,— ungebleicht IA . 500 127 600,— 
/ SEE e) Strohzellstoff 
insgesamt _ 1 314 000,— gebleicht Ia . . 1000 264000,— 1 104 800,— 
2. Zeitungsdruckpapier 1000 320 000,— 
3. Druckpapier 
holzhaltig, 2... ...2203500 1 470 000,— 
/ 4. Schreibpapier 
holzhaltig_ 72. 222.21500 > 675 000,— 
5. Technische Papiere . 4000 2 200 000,— 
6. Karton und Pappe . 5000 1 750000, * 
insgesamt 7519 800,— 
Textilien Textilien S 

1. Zellwollkammzug . ... . 1200 4140000,— 1. Zellwolle W . . . 1300 2 925 000,— 

2. Baumwollabfälle und Reiß- 2. Zweizylindergarne . 8400 12 600 000,— 
spinnstoffe . . .. 8. ..12:000 9 600 000,— 3. N-Zellstoff feucht in 

3. Cu-Kunstseide . . . .% 3000 21 000 000,— Rollen aus Wolfen . 4000 3 280 000,— 
(gegen N-Zellstoff aus Wolfen) 4. Kunstseidene Damen- 

4. Cu-Kunstseide . . . 600 4 200 000,— strümpfe . . . 7000000 Paar 17 500 000,— 
(gegen kunstseidene Damen- 5. Feuerwehrschläuche 5 400 000,— 
strümpfe) { ET 

kanfgam . „1. . 1... 600% 3 600.000, insgesamt _41 705 000,— 

BeJakomeltband? . ... ... 4 4 000,— 


insgesamt 42 544 000,— 


Gesamtlieferungen Gesamtlieferungen 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes der sowjetisch besetzten Zone 
RM RM 
1. Landwirtschaftliche Erzeugnisse . . 1 708 000,— 1. Landwirtschaftliche Erzeugnisse . . 30 745 000,— 
Ae\imeralöle.... na cn ek 826 000,— 2. Forstwirtschaftliche Erzeugnisse . . 28 750 000,— 
3. Steine und Erden . . . =... 1.057.000, — 3. Erzeugnisse des Bergbaus . . . . 2615 000,— 
4. Eisen und Stahl, Gußerzeugnisse und 4.:Mineralöle 0. wa ee 703 000,— 
Erzeugnisse des Maschinenbaus . . 76 922 000,— 5. Steine und Erden . . . 20... 1108000, — 
5. Elektrotechnische Erzeugnisse . . . 3000 000,— 6. Eisen und Stahl, Gußerzeugnisse und 
6. Feinmechanische und optische Er- Erzeugnisse des Maschinenbaus . . 14320 000,— 
ZEUGNISSE TEE er 2 21.170.000, 7. Elektrotechnische Erzeugnisse . . . 1500 000,— 
7. Bronzemesser . . . SON 21 000,— 8. Feinmechanische und optische 
8. Chemische Erzeugnisse “00202. ..14 6651 000,— Erzeiignisse.. N na. wos 1 ICONRO 
9. Kautshukwaren . . . ..2.2..2...12789 000,— 9. Chemische Erzeugnisse . . . . . 17414000,— 
10. Glaswaren . . RR N, 900 000,— 10. Kautschukwaren . . . 2 2.2.2..2.4287 000,— 
11. Zellstoff und Papier en. 81314.000,—E7 211 Glaswaren an 2000000 
meTextilien , . . on te ne 0. 42544 000,— .. 12. Zellstoff. und Papier ER RENTEN era LEONE) N 
156 902 000,— 13. Textilien es EN RE nn lEFA0IN) 000,— 
See 
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20. JANUAR 1990 2. FOLGE 


Der Lebensstandard Westdeutschlands und Europas 


Se 
Vorläufige Indexziffern der Lebenshaltungskosten (1) 2 
für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet 1946 — 1948 a 
1938 = 100 EI . 
(Ausgebombte fünfköpfige Arbeiterfamilie) Be 
— Bekleidung ; 
Zeitraum Insgesamt Lebensmittel Genußmittel Er : Aus. - Neues ” 
nsgesamt „osserungen fungen 2 a 
1946 Juli—Dezember : a 
Monatsdurchschnitt 125,1 117,6 198,7 151,5 130,2 168,3 Fi 
. a 
1947_| Monatsdurchscnitt 125,6 119,9 204,3 160,5 134,8 180,6 Be: 
.* 
19487 Januar. . .. .-. 125,9 117,6 204,1 169,0 139,5 191,6 2 
Hehruarg. as. 126,6 118,8 204,3 169,6 139,2 192,9 Er TE 
Ma 119,9 204,3 170,8 140,2 194,3 09 Sa 
ADELS RE 128,3 122,0 204,3 173,3 140,8 195.20 Be 
Male Beh 2, 180,5 127,2 204,3 175,3 142,2 200,6 N. 
Unis. ern: 139,7 135,5 204,4 177,5 142,8 204,3 ee 
DU re: 138,0 g 144,6 198,5 184,5 147,6 213,2 ö t A 
Auqusts.o ne. 136,2 136,6 199,5 197,6 152,5 234,2 RE 3 
September . . . 136,2 1332 206,3 207,5 156,3 248,8 De 
Oktober .. . . 140,8 141,2 208,4 220,3 161,8 267,8 ” "Au 
November . . . 142,7 146,3 179,7 231,7 167,0 285,1 ur E 
Verschiedenes 
Heizung ar : - 
Zeitraum Mieten und Be- un ae . Haus- 0 
leuchtung Insgesamt halts-- - Reisen RE ’ 
Gesund- Unter- aren et u 
heitspflege haltung A 
1946 Juli—Dezember ” 
Monatsdurchschnitt 100,1 107,6 137,6 119,1 141,0 155,7 145,8 
1947 _ Monatsdurchschnitt 100,2 108,8 132,6 121,1 141,7 162,8 1222 
1948 Januar . . ... 100,2 109,5 133,8 123,3 140,6 170,7 123,0 
Pebmar . . =‘. 100,2 109,7 135,1 126,4 140,9 173,3 123,6 
März en: 100,2 109,7 135,4 126,6 140,9 174,3 124,2 F 
April mer en. ern 100,2 109,9 136,6 1292 141,3 175,3 124,2 e 
Malen 100,2 110,3 136,9 129,7 141,2 176,4 124,2 Br. 
Bere. 21002 110,9 137,6 130,6 142,1 177,2 124,7 > Re 
De en 100,2 112,6 140,5 131,0 143,3 195,8 124,7 a 
Agua. 3.9. 2°100,2 115,8 138,8 131,3 145,4 199,8 115,4 ii 
September . . . 100,2 118,0 139,0 131,0 141,5 205,9 115,6 a 
Oktober . . . . 1002 119,1 141,0 132,0 141,9 217,1 115,8 / 
ae 1002 119,6 144,1 134,3 144,4 226,4 115,6 \ 


i i ür di i on Lä ikanischen Zone 
1) Dieser Index wurde aus den bestehenden Indexziffern für die verschiedenen Länder der ameri 
2 und dem Index der britischen Zone auf Grund der Volkszählung von 1946 errechnet. 


Quelle: Bizonal Statistical Office. 
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Ber... ; 


| Indexziffern der Lebenshaltungskosten in Europa 1936 — 1948 


} 1937 = 100 
ERTL ER ON A BE RR AN A BER NEL RE ee Tas ZEN 
2 Letzte bekanntge- 
1936 1937 1938 1939 1940 1941 1942 1943 , 1944 1945 1946 1947 gewordene Indexziffer 
ED RE BIETE ABS Eee N FEN ESTER 
A: 100 103 106 119 144 189 240 361 541 609 678 710 (Dez. 1947) 
70.598 100 103 105 1255 148 174 197 209 292 467 606 839 (Juli 1948) 
EEE N.698 100 111 115 149 u N _ an _ 215 we 200 (Jan. 1947) 
AR: Li) 98 98 ar = = Re 87602) 10900 15100 15900 (Dez. 1947) 
93 100 103.0; 07 112 152 218 321 434 651 3850 23 700 2 181. (Sept. 1947) 
99 100 1066 - 115 141 165 19 177 178 187 341 326 324 (Juli 1948) 
94 100 101 99 107 127° 148 177 219 27000006) 359c) 436 414 (Aug. 1948) 
RL BE ER 1008 826 95 116d) Re = _ — 240 2778) 339 392 (Aug. 1948) 
ext 97 100 102 104 130 150 156 158 160 162 161 166 171 (Juli 1948) 
71 100 112 118..9.,..186 192 226 263 298 421 728 1110 1900 (Juni 1948) 
93 100 99 1098) EN —_ —_ _ _ = ae 245 (Juni 1948) 
9% 100 101 ., 104 121 133 143 147 151 152 154 = 174 (Juli 1948) 
RER 0 794 100 102 105 121 133 147 166 174 173 171 181 188 (Juni 1948) 
t BURN ‚94 100 102 103 132 165 214 720.259 271 280 296 318 324 (Aug. 1948) 
en... 098 100 107 112 130 151 174 210g) = 3030 3210 4930 5160 (Aug. 1948) 
Luxemburg . . 9 100 103 103 111h) = EN Ben 175j) ‚1.215 272 284 300 (Juni 1948) 
Niederlande . . 9% 100 101 102 117 134 143 149 153k) 176 192 199 207 (Mai 1948) 
Norwegen . . 8 100 103 105 122 143 152 155 157 160 164 165 163 (Aug. 1948) 
 Osterreich N — — 1001) — — — — — 85m) 85m) 107 n) 211 303 (Juli 1948) 
Portugal... 96 100 IE CN... 100 110 124 139 155 169 187° 190 174 (Mai 1948) 
34 2022.08 100 102 1066 119 135 146 148 149 149 150 159 158 (Juni 1948) 
Schweiz ......89 100 100 101 110 127 141 149 152 153 152 159 163 (Aug. 1948) 
Türkei RR 208 100 100 101 112 138 232 347 339 354 342 344 343 (Juni 1948) 


(1) Indexziffern für die Lebenshaltungskosten liegen nicht vor. Die hier angegebenen Indexziffern beziehen sich auf die Großhandelspreise für alle 
_ Güter, die im freien Markt gehandelt werden. 
N (2) Indexziffern für die Lebenshaltungskosten liegen nicht vor. Die hier angegebenen Indexziffern beziehen sich auf die Großhandelspreise für im 
_ Lande verbrauchte Güter. Wo \ 
| (3) Indexziffern für die Lebenshaltungskosten liegen nicht vor. Die hier angegebenen Indexziffern beziehen sich auf die Kleinhandelspreise. 
a) März/Dezember; b) Dezember; c) für die Zeit vom 1.8. bis 31. 12. 1946; d) Januar; e) Januar, April, Juni, Oktober; f) Januar/November; g) Ja- 
nuar/Juni; h) Januar, September; i) Oktober, Dezember; k) Januar/Juli; 1) 1538 = 100; m) April; n) April/Dezember. 


S October 1948, Vol. I, No. 10, International Monetary Fund; Washington, U.S. A. 
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- Abkommen über den innereuropäischen 
Zahlungs- und Verrechnungsverkehr 3 


= Paris, 16. Oktober 1948 


_ Übersetzung der Bank für internationalen Zahlungsausgleich in Basel 


Die Regierungen von Belgien, Dänemark, Frank- 
reich, Griechenland, Großbritannien, Irland, Island, 
Italien, Luxemburg, der Niederlande, von Nor- 
wegen, Österreich, Portugal, Schweden, der 
Schweiz und der Türkei, die Obersten Befehls- 
haber der amerikanischen, britischen und franzö- 
sischen Besatzungszone Deutschlands sowie der 
Befehlhaber der amerikanisch-britischen Zone des 
freien Gebiets von Triest 

haben — 

im Bestreben, weitere Fortschritte auf dem 
Wege zur freiheitlichken Gestaltung des inner- 
europäischen Zahlungsverkehrs zu machen, wie 
sie in Artikel 4 der am 16. April 1948 in Paris 
unterzeichneten Konvention über die wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit in Europa vorgesehen ist; 

von dem Wunsche ‚getragen, unverzüglich ein 
Verfahren für einen begrenzten Verrechnungs- 
verkehr einzuführen, das so lange angewendet 
werden soll, bis weitere Schritte unternommen 
werden können, die zur Herstellung der vollstän- 
digen Multilateralität des Zahlungsverkehrs unter 
den genannten Beteiligten beitragen; 

im Hinblick darauf, daß der Rat der Organisa- 
‘tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit in Europa 
(im folgenden „der Rat‘ genannt) durch Beschluß 
vom 16. Oktober 1948 den Wortlaut des vor- 
liegenden Abkommens genehmigt hat und daß 
am 16. Oktober 1948 ein Beschluß gefaßt wurde, 
der eine Empfehlung zur Verteilung der amerika- 
nischen Hilfe enthält; 

unter Berücksichtigung des Beschlusses über die 
Handelspolitik, den der Rat am 16. Oktober 1948 
gefaßt hat, 

folgendes vereinbart: 


ERSTER TEIL 
Artikel 1 


a) Die vertragschließenden Parteien werden 
Verrechnungen von Geldbeträgen gemäß den 
Bestimmungen dieses Abkommens vornehmen. 
Diese Verrechnungen können solche der ersten 
und der zweiten Kategorie im Sinne des Ar- 


tikels 18 sein. Die Verrechnungen sollen dazu 


dienen, alle Geschäfte zu erleichtern, welche die 
einzelnen Vertragsparteien entsprechend ihrer 
Politik bezüglich des Devisentransfers und den 
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“ Bestimmungen ihrer Zahlungsabkommen jeweils. 


genehmigen können. 


b) Zu den Verrechnungen können vorbehaltlich 
der Bestimmungen von Artikel 5 die Salden der 
Konten herangezogen werden, die von Zentral- 
banken für andere Zentralbanken geführt werden. 
Zentralbanken im Sinne dieses Abkommens sind 
die von den Vertragsparteien bezeichneten Zen- 


tralbanken oder anderen Währungsbehörden. 


Artikel 2 


Als Verrechnungsagent für die Ausführung die- we: 


ses Abkommens soll die Bank für Internationalen 


Zahlungsausgleich (im folgenden „der Agent‘ ge- 
nannt) tätig sein, und zwar gemäß dem Vertrage, 


der in Ausführung des Beschlusses des Rates vom = 
10. September 1948 zwischen ihr und der Organi- 


sation für wirtschaftliche Zusammenarbeit in Eu- 
genannt) 


ropa (im folgenden „die Organisation“ 
abgeschlossen wurde. 3 


Artikel 3 Br: 


a) Die in diesem Abkommen vorgesehenen Ver- =: 
rechnungen sollen jeden Monat nach den dem 
Agenten von der Organisation erteilten Richt- 


linien stattfinden. = 


b) Der Agent soll der Organisation für jeden 
Monat einen Bericht über die im Laufe desselben 


vorgenommenen Verrechnungen erstatten. 


Artikel 4 : 
a) Verrechnungen der ersten Kategorie können 


ohne vorherige Zustimmung der Vertragsparteien 


ausgeführt werden. : 
b) Verrechnungen der zweiten Kategorie be- 


dürfen in jedem Falle der vorherigen Zustim- 
beteiligten Vertrags- 


mung der unmittelbar 


parteien. 


c) Obwohl die Vertragsparteien sich nicht ver- 


pflichten, Verrechnungen der zweiten Kategorie 


anzuerkennen, sind sie gewillt, in jeder Weise 


dazu beizutragen, die Ausführung aller ihnen von 
dem Agenten unterbreiteten, in Berücksichtigung 
aller solche Berechnungen betreffenden Um- 
stände angemessenen Vorschläge zu erleichtern. 
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d) Der Agent soll sich bei der Aufstellung von 
Verrechnungen der zweiten Kategorie bemühen, 
diejenigen Verrechnungen zu fördern, durch welche 
die kritischsten Positionen zwischen Schuldnern 
und Gläubigern erleichtert werden, und dabei 
insbesondere berücksichtigen, daß es wünschens- 

_ wert ist, Ausgleichszahlungen in Gold oder Devi- 
sen zwischen den Vertragsparteien sowie Störun- 
gen im Waren- oder Zahlungsverkehr nach Mög- 
lichkeit zu vermeiden. 

e) Unbeschadet der Bestimmungen dieses Ar- 
tikels kann sich jede Vertragspartei dem Agenten 
gegenüber bereit erklären, alle von ihm aufge- 
stellten Verrechnungen der zweiten Kategorie 
oder bestimmte Arten davon anzuerkennen, ohne 
daß es ihrer vorherigen Zustimmung in jedem 
einzelnen Falle bedarf. 


Artikel 5 


a) Bei der Ermittelung der Salden, die in eine 
monatliche Verrechnung einbezogen werden sol- 
len, kann der Agent auf Verlangen einer Vertrags- 
partei bestimmte Arten von Guthaben dieser Ver- 
tragspartei ausschließen. Welche Arten von Gut- 
haben ausgeschlossen werden können und nach 
welchem Verfahren ihre Ausschließung zu bean- 
tragen ist, wird in der Anlage A erklärt, die 
einen wesentlichen Bestandteil dieses Abkommens 
bildet. 

b) Guthaben, die gemäß Absatz a) dieses Ar- 
tikels von einer monatlichen Verrechnung ausge- 
schlossen worden sind, dürfen von der Vertrags- 
partei, welche die Ausschließung verlangt hat, bei 
ihren Berechnungen für eine Ausgleichszahlung in 
Gold oder Devisen nicht berücksichtigt werden, 
die ihr auf Grund eines vor der Unterzeichnung 
dieses Abkommens abgeschlossenen Zahlungs- 
abkommens zustände und unmittelbar nach den 
Verrechnungen für den betreffenden Monat vor- 
zunehmen wäre. 


Artikel 6 


Jede Vertragspartei verpflichtet sich, keine 
außergewöhnlichen Guthaben in den Währungen 
anderer Vertragsparteien bei anderen Banken als 
den Zentralbanken entstehen zu lassen und über- 
haupt derartige Guthaben nicht in einer Weise 
anzulegen, daß sie für die Verrechnungen nicht 
herangezogen werden können. 


Artikel 7 


a) Wenn auf Grund eines zwischen zwei Ver- 
tragsparteien vor der Unterzeichnung dieses Ab- 
kommens abgeschlossenen Zahlungsabkommens 
im Laufe eines Monats eine Ausgleichszahlung in 
Gold oder Devisen fällig wird, soll sie aufgescho- 
ben werden, bis die Verrechnungen für diesen 
Monat durchgeführt sind. 

b) Wenn nach den Verrechnungen für den be- 
treffenden Monat noch eine Ausgleichszahlung in 
Gold oder Devisen geschuldet bleibt, soll sie dann 
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sofort vorgenommen werden. Jede derartige Aus- 
gleichszahlung soll vom Schuldner dem Agenten 
und der Organisation gemeldet werden. 

c) Wenn die Anwendung dieses Artikels dazu 
führt, daß eine von einer Gläubigerpartei einer 
anderen Vertragspartei eingeräumte Kreditmarge 
dauernd überschritten wird, kann die Gläubiger- 
partei mit der anderen Partei von diesem Artikel 
abweichende Vereinbarungen treffen. 


Artikel 8 


a) Jede Vertragspartei soll dem Agenten zu- 
stellen: 


' 1. alle Angaben, die der Agent benötigt, um sich 


ein klares Bild von der Art und dem Funktio- 

nieren ihrer Zahlungsabkommen mit anderen 

Vertragsparteien zu machen; 

2. eine monatliche Aufstellung der für die Ver- 
rechnungen verfügbaren Salden auf dem Konto 
oder den Konten, die in Betracht kommen, SO- 
wie der Salden, welche die Vertragspartei ge- 
mäß Artikel 5 auszuschließen wünscht; 

3. einen monatlichen Bericht, der für jede der an- 

. deren Vertragsparteien einen einzigen mit ihr 

vereinbarten Wechselkurs angibt, zu dem die 

berichtende Partei bereit ist, Verrechnungen 
stattfinden zu lassen; 

4. eine monatliche Aufstellung der Ausgleichszah- 
lungen in Gold oder Devisen, welche die Ver- 
tragspartei im Laufe des Monats an andere 
Vertragsparteien geleistet hat; 

5. diejenigen Angaben, mit deren Hilfe der Agent 
ermitteln kann, welche Beträge in den verschie- 
denen Währungen gemäß dem zweiten Teil 
dieses Abkommens ausgenutzt werden können, 
und 

6. alle weiteren Auskünfte, welche nach Ansicht 
der Vertragspartei dem Agenten die Durchfüh- 
rung seiner Aufgabe erleichtern können. 

b) Wenn die Wechselkurse einer Vertragspartei 
nicht paritätisch liegen, sollen die auf Grund-von 
Absatz a) Ziffer 2 und 3 dieses Artikels gemelde- 
ten Salden und Wechselkurse gemäß den Vor- 
schriften der Anlage B bestimmt werden, die 
einen wesentlichen Bestandteil dieses Abkom- 
mens bildet. 


ZWEITER TEIL 
Artikel 9 


a) Jede Vertragspartei, von der für die Zwecke 
dieses Abkommens angenommen wird, daß ihre 
Zahlungsbilanz für das am 30. Juni 1949 endende 
Jahr gegenüber einer anderen Vertragspartei in 
der laufenden Rechnung unter Berücksichtigung 
der anerkannten vorhandenen Mittel dieser an- 
deren Partei aktiv sein wird, soll der letztgenann- 
ten Vertragspartei Ziehungsrechte einräumen. 

b) Die Beträge der von den einzelnen Gläubi- 
gern ihren Schuldnern eingeräumten Ziehungs- 
rechte, welche dem in Dollars der Vereinigten 
Staaten ausgedrückten Gegenwert der Güter und 
Leistungen entsprechen, die für die Zwecke dieses 


Europa-Archiv / 20. Januar 1949 


N kn folgenden „bedingte. Hilfe‘ genannt), sind in 

. der Anlage C angegeben, die einen wesentlichen 
Bestandteil dieses Abkommens bildet. 

c) Ein Schuldner ist nicht verpflichtet, im Zusam- 
menhang mit den Ziehungsrechten, die ihm ein 
Gläubiger eingeräumt hat, einen Betrag an den 
Gläubiger zurückzuzahlen, wenn dieser Gläubiger 
‚von der Verwaltung der Vereinigten Staaten für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit einen gleichwerti- 
gen Betrag an bedingter Hilfe erhalten hat, der 
nicht mit einer Rückzahlungsverpflichtung Ver- 
bunden ist. 


d) Für die Zwecke dieses Teils des vorliegenden 


"Abkommens bedeuten die Ausdrücke „Gläubiger“ 
und „Schuldner‘, wenn von zwei Vertragsparteien 
die Rede ist, diejenigen, die in der Tabelle III der 


Anlage C als Gläubiger und Schuldner im Ver- 


haltnis zueinander erscheinen. 


Artikel 10 


Ziehungsrechte dürfen nur gemäß den Bestim- 
mungen dieses Abkommens zur Verfügung ge- 
‚ stellt und ausgenutzt werden. Die Beträge, die zur 

Verfügung gestellt und ausgenutzt werden, sollen 
‚nach den Bestimmungen der Anlage B berechnet 
werden. 


‚Artikel 11 
a) Vorbehaltlich der Bestimmungen i in Absatz b) 


dieses Artikels sollen die Ziehungsrechte in 'der “; 


Währung der Vertragspartei, die sie zur Ver- 


fügung stellt, oder, falls für Zahlungen zwischen 


dieser Vertragspartei und einer anderen üblicher- 
weise eine andere Währung benutzt wird, in die- 
- ser anderen Währung zur Verfügung gestellt wer- 
den. Spätestens am31. Oktober 1948 soll jede Ver- 
tragspartei dem Agenten bekanntgeben, in wel- 
chen Währungen sie gemäß diesem Absatz Zie- 
hungsrechte zur Verfügung stellen wird. 
 b) Bis zur 31. Oktober 1948 können zwei Ver- 
tragsparteien vereinbaren, 
rechte, die eine Partei der anderen einräumt; in 
einer anderen Währung als derjenigen zur Ver- 
fügung gestellt werden sollen, in der dies sonst 
auf Grund von Absatz a) dieses Artikels ge- 
schehen würde. Jede derartige Vereinbarung soll 
von den beiden Vertragsparteien dem Agenten 
spätestens am 31. Oktober 1948 gemeldet werden. 
c) Unbeschadet einer zwischen zwei Vertrags- 
parteien gemäß Absatz b) dieses Artikels getrof- 
fenen Übereinkunft können sie später verein- 
baren, daß die von der einen Vertragspartei der 
anderen eingeräumten ‚Ziehungsrechte entweder 


‘in.der Währung der einen von ihnen oder in einer 


Währung zur Verfügung gestellt werden, die zur 
Zeit der späteren Übereinkunft üblicherweise für 
Zahlungen zwischen den beiden Parteien benutzt 


wird. Jede solche spätere Vereinbarung soll un- - 
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inigten 
mmenarbeit ed 2 
ng gestellt werden sollen. 


. Verfügung gestellten Währungsbeträge soll der 
» Agent gemäß den nachstehenden Bestimmungen 


daß die Ziehungs- 


Mittel dieser Partei, wie sie in der Anlässe e 
gegeben sind, in der betreffenden Währung. 
schöpft sind. 


Artikel 14 
Die auf Grund dieses Teils des Abkommens zZ 


Au 


zu Verrechnungen nach dem Korkegsa len Ab 
kommen verwenden: 
a) 1. Der Agent ist berechtigt, in jeder. wä 
rung monatlich einen Betrag bis zur Höhe jede 
für den betreffenden Monat zwischen den e 
zelnen Schuldnern und Gläubigern bestehend 
Defizits in dem Maße in Anspruch zu ne 
‚als der verbleibende Betrag der anerkannt 
vorhandenen Mittel des betreffenden Schuld 
ners in der betreffenden Währung zur Deckung 
des Defizits nicht ausreicht. 
2. Wenn ein Betrag in dieser Wahrung a 
Grund des Artikels 12 in einem Monat ni 
‚zur Verfügung gestellt wird, kann der Ageı 
diesen Betrag, sobald er verfügbar wird, gan: 
oder teilweise in einem späteren Monat zusäi 
lich zu dem Betrag verwenden, den er gem 
Ziffer 1 dieses Absatzes verwenden kann. ER 
b) Auf Verlangen eines Schuldners kann de 
Agent Beträge einer bestimmten Währung gan 
oder teilweise zusätzlich zu denen verwenden, di 
er auf Grund des Absatzes a) dieses Artikels nach 
Mitteilung des Schuldners verwenden kann, vor 
ausgesetzt ar 
1. daß die Vertragspartei, deren monatliches Demza 
 fizit gegenüber der Vertragspartei, die dem RG 
Schuldner das Ziehungsrecht eingeräumt hat, 
. durch die Verwendung dieses Betrages vermin- 
dert werden soll, keine aktive Bilanz gegen- 
über der Partei besitzt, die das Ziehungszechtast 
_ eingeräumt hat, oder 5 
2. daß die vorherige Zustimmung der Vertrags- 
partei, die das Ziehungsrecht eingeräumt hat, 
eingeholt worden ist. 
c) Übersteigt in einem Monat der Gesamtbetrag, 
zu dessen Verwendung der Agent nach Absatz a) 
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ng steht, so soll der Agent grundsätzlich diese 
ung für die Vertragsparteien, die in dieser 
hrung in dem betreffenden Monat Defizite 


a ‚Verhältnis ihrer ‚Defizite verwenden, 


jigem Umfang Korrekturen im Hinblick dar- 
f vornehmen, daß es wünschenswert ist, den 
aren- und Zahlungsverkehr möglichst wenig zu 
n und dazu beizutragen, daß Ausgleichszah- 


] den Verrechnungen für die neun Monate bis 
= 1.März 1949 dürfen nicht mehr als 75 v.H. 


dieser Prozentsatz durch Beschluß der Orga- 
on erhöht werden. ; 


Artikel 16 


Venn eine Vertragspartei an eine andere 
Gr BE eines Au oder in Er- 


Partei eine am “oder nach dem 1. Oktober 
llige Zahlung in Gold oder Devisen ge- 
at, weil zur Zeit der Zahlung die ihr von 

an eren Partei eingeräumten Ziehungsrechte 
c nd nn Artikel 12 oder 15 vom Agenten 


ese Ziehungsrechte, sofern die Bestimmun- 
er Artikel 12 oder 15 ihrer Benutzung nicht 
hr entgegenstehen, zum Rückkauf der gesamten 
U nte den genannten Umständen gezahlten Gold- 
od unnbeirsge oder eines Teils davon Vver- 


Der Antrag und ie aßnaharen, die in Ab- 
a dieses Artikels vorgesehen sind, sollen im 


u tzlich zu den Beträgen hinzu, die er in dem 
treffenden Monat auf Grund des Artikels 14 
Ei erwenden kann. 


Artikel 17 


in der Regel so in Anspruch genommen werden, 
wie sie auf Grund von Artikel 9 dieses Abkom- 
mens eingeräumt wurden; dies soll beachtet wer- 
- den, wenn das in den Absätzen b), c) und d) die- 
ses Artikels vorgesehene Abänderungsverfahren 
. angewendet wird. 
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a) Es wird angestrebt, daß die Ziehungsrechte . 


Teils des vorliegenden Alksinmens zur Ver- ri 


strophe; 


2. wenn ein Schuldner dem Rat end a 
legt, daß er seine Ziehungsrechte oder einen 


Teil davon nicht benutzen konnte, obwohl er 
sich in angemessener Weise darum bemüht 


hat; oder 


3. wenn ein Gläubiger dem Rat überzeugend dar- 


legt, daß die von ihm eingeräumten Ziehungs- 


rechte in ihrer Gesamtheit oder zum Teil vn 


einem Schuldner für die Zwecke, für die sie ein- 

geräumt wurden, nicht mehr benötigt werden. 

c) Der Rat soll zur Behandlung der auf Grund 
dieses Artikels auftretenden Fälle besondere ee 
schüsse einsetzen. 
 d) Der Rat soll darüber entscheiden, ne 
Empfehlungen zur Änderung der Beträge und der 
Verteilung von Ziehungsrechten an die Verwal- 
tung der Vereinigten Staaten für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit gerichtet werden sollen. 


DRITTER TEIL 
Artikel 18 


a) „Verrechnung erster Kategorie” 
eine Operation, die für eine Vertragspartei die 
nachstehenden Ergebnisse in vollem Umfang oder 
teilweise zur Folge hat: 

1. die Verminderung eines Schüldsaldos oder 
mehrerer Schuldsalden gegen eine entspre- 
chende Verminderung eines Guthabensaldos 
oder mehrerer Guthabensalden oder Y 


Defizits für den betreffenden Monat gegenüber 


einer Vertragspartei, die ihr Ziehungstechte 


eingeräumt hat, durch Benutzung von Beträgen 
auf Grund dieser Ziehungsrechte, oder ge- 
gebenenfalls die Aufrechnung oder Teilaufrech- 
nung des noch nicht gedeckten Defizits aus 
einem früheren Monat oder aus früheren Mo- 
naten gegenüber jener Vertragspartei durch 
Verwendung von Beträgen En Artikel 14 
Absatz a) Ziffer 2; 
hierbei sollen aus Ziehungsrechten. herrührende 
Beträge, soweit sie nicht zur Aufrechnung mit De- 
fiziten gemäß Ziffer 2 dieses Absatzes verwendet 
werden, im Sinne von Ziffer 1 als Guthabensalden 
behandelt werden. 


b) „Verrechnung zweiter Kategorie‘ bedeutet. 


jede Operation, ‘die nicht unter Absatz a) dieses 
Artikels fällt und die Erhöhung eines Saldos oder 


bedeutet | 


‘2. die Aufrechnung oder Teilaufrechnung ihres “ 


die Bildung eines neuen Saldos gegenüber dem NE 


Stande vor ihrer Ausführung zur Folge hat. 


Artikel 19 
Wenn eine Vertragspartei dem Agenten In- 


'formationen für die Zwecke dieses Abkommens 


liefert und ihm dabei mitteilt, daß sie eine ver- 


trauliche Behandlung der Informationen wünscht, 
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weil sie von ihr nicht veröffentlicht worden sind, 
soll der Agent diesem Wunsche bei der Verwen- 
dung der Angaben gebührend Rechnung tragen. 


Artikel 20 


a) Alle Verrechnungen, welche die Verwendung 
des Saldos eines Kontos erfordern, das von der 
Zentralbank Portugals oder der Schweiz oder auf 
den Namen einer dieser Zentralbanken geführt 
wird, bedürfen der vorherigen Zustimmung Por- 
tugals oder der Schweiz und des jeweiligen Gläu- 
bigers oder Schuldners. 

b) Vorbehaltlich der Genehmigung durch den 
Rat können die Regierungen Portugals oder der 
Schweiz sich jederzeit entschließen, alle Verrech- 
nungen erster Kategorie ohne ihre vorherige Zu- 
stimmung anzuerkennen. Sobald die erwähnte 
Genehmigung vorliegt, finden die Bestimmungen 
von Absatz a) dieses Artikels auf Portugal oder 
die Schweiz sowie auf ihre Gläubiger und Schuld- 
ner keine Anwendung mehr. 

c) Der zweite Teil dieses Abkommens gilt nicht 
für Portugal und die Schweiz. 


Artikel 21 


Wenn zwischen einer Vertragspartei und der 
Verwaltung der Vereinigten Staaten für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit eine besondere Ver- 
einbarung über die Zahlung oder Ausleihung von 
Dollars der Vereinigten Staaten an die betreffende 
Vertragspartei im Hinblick auf dieses Abkommen 
getroffen wird, unterliegt die Anwendung des 
zweiten Teils des vorliegenden Abkommens ge- 
genüber dieser Vertragspartei den Bedingungen, 
die dafür gegebenenfalls von dieser Vertrags- 
partei im Einvernehmen mit der Verwaltung der 
Vereinigten Staaten für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit vorgeschlagen und vom Rat genehmigt 
werden. Nach der Genehmigung der Bedingungen 
durch den Rat wird sie der Generalsekretär dem 
Agenten mitteilen. 


Artikel 22 


a) Die Überwachung der Durchführung dieses 
Abkommens ist Aufgabe der Organisation. 

b) Wenn Fragen über die Auslegung oder An- 
wendung dieses Abkommens entstehen, können 
sie von jeder Vertragspartei dem Rat zur Entschei- 
dung vorgelegt werden. 


Artikel 23 


a) Dieses Abkommen soll ratifiziert werden. 

b) Die Ratifikationsurkunden sollen beim Ge- 
neralsekretär der Organisation hinterlegt wer- 
den, der jede Hinterlegung allen Unterzeichnern 
mitteilen wird. 

c) Dieses Abkommen soll in Kraft treten, sobald 
all& Unterzeichner die Ratifikationsurkunde hin- 
terlegt haben. 

Artikel 24 

a) Ziehungsrechte, die vor Ablauf dieses Ab- 

kommens nicht ausgenutzt worden sind, sollen 
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nicht erlöschen. Sie werden den Vertragsparteien, 
denen sie eingeräumt worden sind, weiter zur 
Verfügung stehen, und zwar zu Bedingungen, die 
nicht weniger günstig als die ursprünglichen sind. 

b) Über die Einzelheiten des Verfahrens für die 
Verwendung dieser unausgenutzten : Ziehungs- 
rechte nach Ablauf des Abkommens soll zu ge- 
gebener Zeit in der Organisation verhandelt 
werden. 


Artikel 25 


a) Dieses Abkommen soll mit Ausnahme von 
Artikel 24 so lange in Kraft bleiben, bis die Ver- 
rechnungen für den Monat Juni 1949 abgeschlos- 
sen sind; danach kann es zu den von den Vertrags- 
parteien zu vereinbarenden Bedingungen weiter- 
hin in Kraft bleiben. Artikel 24 bleibt in Kraft, 
bis über die unausgenutzten Ziehungsrechte end- 
gültig verfügt ist. 

b) Spätestens am 1.Mai 1949 sollen die Ver- 
tragsparteien durch Vermittlung der Organisation 
prüfen, wie dieses Abkommen funktioniert hat 
und ob es weiterbestehen soll. 

c) Sobald sich herausstellt, daß dieses Abkom- 
men wahrscheinlich nicht verlängert werden wird, 
sollen die Vertragsparteien auf Antrag einer von 
ihnen einen Ausschuß oder Ausschüsse mit der 
Ausarbeitung von Empfehlungen für die Bestim- 
mungen beauftragen, die@ erforderlich sein könn- 
ten, um 
1. Störungen im Handels- oder Zahlungsverkehr, 
2. Zahlungen in Gold oder Devisen, 

3. die Unmöglichkeit eines Rückkaufs von Gold 
oder Devisen, der sonst auf Grund der Bestim- 
mungen dieses Abkommens möglich gewesen 
wäre, oder 

4. etwaige andere Folgen ähnlicher Art 

zu vermeiden, die innerhalb einer angemessenen 

Frist nach Ablauf dieses Abkommens durch Saldo- 

veränderungen entstehen könnten, deren Ursache 

in der Durchführung von Verrechnungen gemäß 
diesem Abkommen liegt. 


Artikel 26 


Durch das vorliegende Abkommen wird die 
Geltungsdauer des am 18. November 1947 in Paris 
unterzeichneten Ersten Multilateralen Verrech-» 
nungsabkommens beendet, und zwar vom Zeit- 
punkt des Abschlusses der Verrechnungen für 
den Monat September 1948 an. . ; 


ANLAGE A 
Ausschließung von Guthaben 


I. Die nachstehenden Guthaben können gemäß 
Artikel 5 des vorliegenden Abkommens von der 
Verrechnung ausgeschlossen werden: 

a) Betriebsmittel, die in der Regel unter eine 
oder mehrere der folgenden Gruppen fallen wer- 
den: 

1. gewöhnliche Zentralbankguthaben (fonds de 
roulement), d. h. ausreichende Mittel zur Dek- 
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und zur Unterhaltung normaler bankgeschäft- 
licher Beziehungen; 
2. Guthaben, die als Deckung für Minuspositionen 
auf Grund von Devisen-Termingeschäften unter- 
“ halten werden, oder 

. 3. Guthaben, die als Deckung für in kurzer Zeit 

‚fällige Bankkredite unterhalten werden. 

b) Guthaben auf Grund von Kapitalbewegun- 
gen, die eigens zur Finanzierung bestimmter 
 Kapitalausqaben ausgeführt wurden. 

c) Guthaben, die nicht auf Grund eines Zah- 

 - Junasabkommens oder aus laufenden Handelsge- 

. schäften entstehen und frei in Gold oder Dollars 
der Vereinigten Staaten konvertierbar sind. 

d) Andere Guthaben, die auf Grund besonderer 
Bestimmungen in Zahlungsabkommen, die zur 
Zeit der Unterzeichnung dieses Abkommens in 
Geltung sind, als Erlös gewisser Exporte für den 
 Schuldendienst oder sonstige vertragliche Ver- 
pflichtunaen reserviert sind. 

. e) Im Falle Griechenlands und der Türkei in An- 
betracht der im wesentlichen landwirtschaftlichen 
Struktur ihrer Wirtschaft ein angemessener Teil 
ihrer Guthaben in den Währungen anderer Ver- 
'tragsparteien, mit denen sie keine Zahlungsab- 
kommen haben, die ihnen Kreditmargen verschaf- 
fen, wobei jedoch Einverständnis darüber besteht, 
0... daß diese Guthaben innerhalb eines Jahres nach 

ihrer ersten Ausschließung zur Bezahlung von Ein- 
‘ fuhren aus den Ländern verwendet werden, in 
- denen diese Guthaben bestehen. 


ein ihr gehörendes Guthaben auf Grund einer der 
© vorstehenden Bestimmungen dieser Anlage aus- 
i .. geschlossen wird, soll sie dem Agenten in jedem 
Falle angeben, auf Grund welcher Bestimmungen 
dieser Anlage die Ausschließung verlangt wird, 
und den Sachverhalt mit hinreichender Ausführ- 
lichkeit darlegen. 

b) Kann sich der Agent über die beantragte 
‘ Ausschließung an Hand der ihm gelieferten An- 
gaben nicht klar werden, so kann er weitere Aus- 
künfte verlangen. 

c) Wenn ihm auch diese weiteren. Auskünfte 
nicht genügen, soll er der Organisation über die 
Angelegenheit berichten und eine Abschrift dieses 
Berichts der Vertragspartei zukommen lassen, die 
den Antrag gestellt hat. 


N ANLAGEB 
», I. Vertragsparteien, deren Wechselkurse nicht 
| paritätisch liegen, sollen bei der Bestimmung der 
Salden und Wechselkurse für die in Artikel 8 vor- 
gesehenen Meldungen folgendermaßen verfahren: 
a) Wenn in der Währung einer Vertragspartei, 
! deren Wechselkurse nicht paritätisch liegen, 
Be, Schuld- oder Guthabensalden gegenüber Ver- 
3 tragsparteien mit paritätisch liegenden Wechsel- 
kursen bestehen, sollen sie dem Agenten in den 
Währungen der zuletzt genannten Parteien ge- 


1836 


kung noch nicht 'erledigter Zahlungsaufträge | 


II. a) Wenn eine Vertragspartei verlangt, daß, 


meldet ee han. sie zu einem Wechsel- Bin 


kurs umgerechnet worden sind, der durch Über- 
einkunft zwischen den beiden beteiligten Ver- 
tragsparteien festzusetzen ist. Dieser vereinbarte 
Wechselkurs sollte derjenige sein, der im laufen- 
den Geschäftsverkehr zwischen diesen Vertrags- 
parteien tatsächlich angewandt wird. Wenn ver- 
änderliche oder mehrere Kurse bestehen, sollte 
sich der vereinbarte Kurs auf den gewogenen 
Durchschnitt dieser Kurse gründen. 

b) Wenn zwischen zwei Vertragsparteien, deren 
Wechselkurse nicht paritätisch liegen, Schuld- 
oder Guthabensalden bestehen, die nicht auf die 
Währung einer Vertragspartei mit paritätisch lie- 
genden Weähselkursen lauten, sollen sie dem 
Agenten in der von ihm für die Verrechnungen 
benutzten Rechnungseinheit gemeldet werden, 
nachdem sie zu’ einem zwischen den beiden Par- 
teien vereinbarten Wechselkurse : ‚umgerechnet 
worden sind. 


c) Die Vartidinntd soll dem Rerlen auch 


mitteilen, in welcher Weise die gemeldeten Sal- 
den berechnet worden sind, unter, Einschluß der 
nötigen Angaben, die erkennen lassen, wie die 
Wechselkurse für die Umrechnung der Salden be- 
stimmt worden sind. 

II. Bei der Berechnung der monatlichen De- 
fizite und bei der Bestimmung der Beträge, die 
ieden Monat auf Grund von Ziehungsrechten zur 
Verfügung gestellt und in Anspruch genommen 
werden können, soll folgendermaßen verfahren 
werden: 

a) Der Agent stellt die zwischen den Vertrags- 
parteien bestehenden Nettosalden fest und wan- 
delt sie unter Zugrundelequng der ihm bereits 
mitgeteilten Kurse in die Rechnungseinheit um. 
Darauf kann der Agent die monatlichen Defizite 
und Überschüsse sowie die Beträge, die jeden 
Monat auf Grund von Ziehungsrechten zur Ver- 
fügung gestellt und benutzt werden können, in 
der Rechnünogseinheit ermitteln. 

b) Wenn der Wechselkurs der Währung einer 
Vertragspartei sich ändert, sollen die beteiligten 
Vertragsparteien dem Agenten die Salden mit- 
teilen, die zwischen ihnen bei Geschäftsschluß am 
Tage vor der Änderung bestanden haben, und ihm 
genaue Angaben über etwaige Anpassungszahlen 
machen, die auf: Grund von Kursgarantiebestim- 
mungen geleistet worden sind. Die beteiligten 
Vertragsparteien sollen dem Agenten auch eine 
Meldung gemäß Artikel 8 Absatz a) Ziffer 3 des 
Abkommens zustellen, die den vereinbarten neuen 
Wechselkurs enthält. | 

Mit Hilfe dieser Angaben kann der Agent die 
Änderung des Wechselkurses berücksichtigen, 
wenn er die monatlichen Defizite und Überschüsse 
sowie den Betrag berechnet, der auf Grund von 
Ziehungsrechten zur Verfügung ge werden 
kann. ) 

III. Um die monatlichen Verrechnungen ein- 
schließlich der Benutzung von Beträgen auf Grund 
von Ziehungsrechten zu vollziehen, sollen die 
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ir fEaysDarfeien mi paritä- 
E: ‘oder in der Rechnungs- 
parteien in die Währungen von Vertragsparteien 
mit nichtparitätischen Wechselkursen umgerech- 


"währung mitteilt, nötigenfalls von den Vertrags- 


gemäß Abscnit 1 A dieser - Anlage vereinbarten ee, 
R Kurse. RN Be 


ANLAGE (ei 


‘Die nachstehende Tabelle enthält die Beträge _ 
der in Artikel 13 dieses Abkommens erwähnten x ö 


‚net werden, und zwar unter Zugrundelegung der anerkannten vorhandenen Mittel. ee 
“ . _ Tabelle I: Beamte vorhandene Mittel Be Bn* 
A { g = Dollargegenwert “ 2 

3 I L 3 der anerkannten vor- 
Varhase 5 Betrag der anerkannten Mer DL En a handenen Mittel, 
} rtrags vorhandenen Mi deren Währung die Ki 
4 h arteien en Mittel errechnet vor dev Untere 
aD ? (in Millionen) anerkannten vorhande- ih dieses 
: R : nen Mittel lauten ZEICHNUNG. ee 
\ Abkommens R 
j j (in Millionen) E 

_ Griechenland . 3,23 Pfund Sterling Großbritannien . . . . 13 % 

Brtralien u 2 787 11,16 Pfund Sterling Großbritannien . . ... 45 Ä 
Doppelzone 35,22 Schwedische Kronen Schwedens... ai 98 
Zusammen . . 14,39 Pfund Sterling 58 

Eur ....,.35,22 Schwedische Kronen 9,8 
Gesamtbetrag. . . SR ERN- 67,8 Men 
| N Tabelle II: Ziehungsrechte a) Spalte 2 der Tabelle enthält den Gesamıbeira 
der Ziehungsrechte, die gemäß Artikel 9 dieses Pille 
- Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 Abkommens von jeder Vertragspartei eingeräumt Kap 
Gesamtbetrag worden sind, von der angenommen worden ist, daß 
ee der Ziehungs. ihre laufende Zahlungsbilanz für das am 30. Juni 
j en rechte, welche 1949 ablaufende Jahr gegenüber einer anderen 
die in 8: ©. © _denin Spalte 1 Vertragspartei nach Berücksichtigung der beider- 
Vertrags- e in Spalte 1 SR 
f 188 genannten genannten  seitig anerkannten vorhandenen Mittel dieser ann 
parteien Vertragsparteien en deren Partei aktiv sein wird. HN 
anderen Volrantnarel b) Spalte3 enthält den Gesamtbetrag derden ein- N“ 
Vertragsparteien *°7.7»85parteien MN 
TaBEp eingeräumt zelnen Vertragsparteien eingeräumten Ziehungs- R 
einräumen 5 
‘werden rechte. te 
2 ; c) Die in dieser Tabelle und in Tabelle III ange- je 
\ ' Gegenwert Gegenwert gebenen Beträge bedürfen folgender Berichtigun- 
in Dollars in Dollars en: j 
E, der Vereinigten der Vereinigten g 
Staaten Staaten “= 1. Vom Betrag der einzelnen von jeder Vertrags- ; 
(in Millionen) (in Millionen) partei eingeräumten Ziehungsrechte ist der Be- 

Belgien-Luxemburg . 218,5 11,0 trag abzuziehen, der von der Verwaltung der 

Dänemark . .. . 54 11,9 Vereinigten Staaten für wirtschaftliche Zusam- 

e Frankreich Bley 9,7 333 menarbeit auf Grund des Economic Cooperation 
Griechenland . . . = 66,8 Act von 1948 als Vorauszuteilung für das dritte 
ge Zelte 3 R > Vierteljahr. 1948 zur Bezahlung der von der be- 

i an, Inde 113 83 treffenden Vertragspartei an eine andere Ver- 
Norwegen EN | 16,5 48,3 tragspartei verkauften Waren bewilligt worden 
Osterrih . . . . 3,1 66,6 ist. E 
Schweden g 34,8 9,8 2. Vom Betrag der einzelnen jeder Vertragspartei 
Türkei . 28,5 8,8 eingeräumten Ziehungsrechte ist der Betrag die- 
Doppelzone . 108,8 98,6 ser für das dritte Vierteljahr 1948 bewiligen 
rs ‘Zone 14,8 8 Vorauszuteilungen zur Bezahlung der durhdie 

810,4 810,4 betreffende Vertragspartei von einer anderen 


Anmerkung: Die Ziffern für Großbritannien be- 
ziehen sich auch auf die Länder (einschließlich Irlands 
und Islands), welche das Sterlinggebiet bilden, d. h. auf 
die’ Scheduled Territories im Sinne des britischen 
Devisenrechts. 
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Vertragspartei gekauften Waren abzusetzen. 
Der Generalsekretär der Organisation wird die 
Verwaltung der Vereinigten Staaten für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit ersuchen, ihm die Beträge 
der unter Ziffer 1 und 2 dieses Absatzes erwähnten 
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migung unterbreiten. Nach ihrer Genehmigung 
lurch den Rat sollen diese Beträge an die Stelle der 
ntsprechenden Beträge in dieser ‚Tabelle und in 


ch a türkische Regierung, obwohl sie 'im üb- 
a 2° en dieses Abkommens billigt, 


a ner Einigung mit den Era Ländern in 
Zug auf die Berichtigung dieser Zahlen zu gr 


ans der Redaktion: Auf die Wiedergabe die- 
abelle wird BIER, verzichtet, da diese bereits mit 


iegende Berichtigung ) 


U URKUND DESSEN haben die unterzeichnen- 
Vertreter auf Grund gehöriger Vollmachten 
vorliegende Abkommen mit ihren Unterschrif- 
versehen. 


glischer und französischer Sprache, wobei beide 
Fassungen in gleicher Weise maßgebend sind, in 
einem einzigen Exemplar, das beim Generalsekre- 
tär der Organisation für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit in Europa hinterlegt bleiben soll, der allen 
Unterzeichnern beglaubigte Abschriften zustellen 
soll. 


PROTOKOLL ÜBER DIE VORLÄUFIGE ANWEN- 
. DUNG DES ABKOMMENS ÜBER DEN INNER- 
a EUROPÄISCHEN ZAHLUNGS- UND VERRECH- 

RR NUNGSVERKEHR 


 Abkommensüber den innereuropäischen Zahlungs- 
und Verrechnungsverkehr (im folgenden „das Ab- 
_ kommen“ genannt) haben, 
von dem Wunsche getragen, mit sofortiger Wir- 
kung eine vorläufige Anwendung des Abkommens 
zu ermöglichen, 

folgendes vereinbart: 
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es ee Beträge dere Rat zur Gene. 


2. Dieses Protokoll tritt mit dem heutigen Tage in 


= 


ısgefertigt in Paris, am 16. Oktober 1948 in 


Die Unterzeichner des heute unterzeichneten 


1. Oktober 1948. in Kraft gewesen wäre. 


Kraft und bleibt so lange in Kraft, bis das Ab- 
kommen in Kraft tritt. ; 


a) Jede Vertragspartei dieses . Protokolls Ban 
von dem Protokoll zurücktreten, indem sie 
ihren Rücktritt mindestens drei Monate vor- 
her dem Generalsekretär der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit in Europa 
(im folgenden „der Generalsekretär" genannt) 
durch schriftliche Kündigung erklärt. 

b) Drei Monate nach Abgabe dieser Erklärung 
oder zu einem darin genannten späteren Zeit- 
punkt hört die kündigende Partei auf, eine 
Vertragspartei dieses Protokolls zu sein. 

c) Der Generalsekretär wird alle Vertragspar- 
teien dieses Protokolls und den Agenten von 
jeder auf Grund dieser Bestimmung ausge- 


sprochenen Kündigung unverzüglichi inKennt- 
nis setzen. 


4. Wird eine Rücktrittserklärung gemäß Ziffer 3 


abgegeben, so sollen die Vertragsparteien die- 
ses Protokolls auf Antrag einer Partei durch 
Vermittlung der Organisation einen Ausschuß 
oder mehrere Ausschüsse mit der Ausarbeitung 
von Empfehlungen für die Maßnahmen beauf- 
tragen, die erforderlich sein könnten, um 
1. Störungen des Handels- oder Zahlungsver- 
| kehrs, 2 
2. Zahlungen in’Gold oder Devisen, ) 
3. die Unmöglichkeit eines Rückkaufs von Gold 
oder Devisen, der sonst nach den Bestimmun- 


gen des Abkommens möglich gewesen wäre, 
oder 


4. etwaige andere Folgen ähnlicher Art, 

zu vermeiden, die innerhalb einer angemesse- 
nen Frist nach dem Tage, an welchem die Rük- 
trittserklärung wirksam wird, als Ergebnis von 
Saldoveränderungen entstehen könnten, deren 
Ursache in der Durchführung von Verrechnun- - 
gen auf Grund des Abkommens liegt. Der Aus- 
schuß oder die Ausschüsse sollen auch den Stand | 
der Ziehungsrechte prüfen, die etwa unbenutzt 
bleiben, wenn die Rücktrittserklärung wirksam 
wird. 


ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichnen- 
den Vertreter auf Grund gehöriger Vollmachten 
dieses Protokoll mit ihren Unterschriften versehen. 


Ausgefertigt in Paris, am 16.Oktober 1948 in eng- 
lischer und französischer Sprache, wobei beide 
Fassungen in gleicher Weise maßgebend sind, in 
einem einzigen Exemplar, das beim Generalsekre- 
tär der Organisation für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit in Europa hinterlegt bleiben soll, der 
allen Vertragsparteien dieses Protokolls beglau- 
, U AD zustellen soll. 
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WELTGESCHEHEN DES MONATS 


4. JAHR 


10. 


- 


83, 


18. 


19. 


#: 


12; 


19: 


ZEITREGISTER 1. BIS 31. DEZEMBER 1948 


2. FOLGE 


Die Ereignisse in Europa 


Albanien 


Dezember: Die jugoslawische Nachrichtenagentur 
Tanjug meldet die Verhaftung des ehemaligen stell- 
vertretenden Ministerpräsidenten und Innenmini- 
sters Kotshi Xoxe und des früheren Mitgliedes 


des Politbüros der Kommunistischen Partei Pandi 
Christo. 


Belgien 


. Dezember: Beginn der vierten Sitzung der von den 


ERP-Teilnehmerländern gebildeten Studiengruppe 
für eine europäische Zollunion in Brüssel. 


. Dezember: Der Senat spricht dem Kabinett Spaak 


das Vertrauen aus, nachdem die Kammer am 30. No- 
vember gegen die Stimmen der Liberalen und Kom- 
munisten die Kabinettsliste gebilligt hatte. 


. Dezember: Die :Interalliierte Reparationsagentur 


(TARA) in Brüssel protestiert im Namen Groß- 
britanniens, Griechenlands, Norwegens und Bel- 
giens bei der amerikanischen Regierung gegen die 
auf Grund der Untersuchungen des Humphrey-Aus- 
schusses verfügte Einstellung der Demontage deut- 
scher Betriebe, die von der IARA bereits zur Ver- 
teilung vorgesehen waren. Am 23. Dezember teilt 
die Agentur mit, daß sie bisher 367 deutsche Fabri- 
ken und Industrieanlagen im Wert von 435 Mil- 
lionen Mark ihren Mitgliedstaaten zugeteilt habe. 
Dezember: 50000 Grenzarbeiter, deren Arbeits- 
plätze sich in Frankreich befinden, treten aus Pro- 
test gegen die Weigerung der französischen Regie- 
rung, weiter belgische Devisen für Lohnzahlungen 
auszugeben, in den Streik. 

Dezember: Außenminister Spaak begibt sich zu 
Besprechungen über die belgisch-französischen Fi- 
nanz- und Wirtschaftsbeziehungen nach Paris. 


Bulgarien 


Dezember: In Sofia beginnt der Kongreß der Kom- 
munistischen Partei. Am 23. Dezember wird ihm ein 
Fünfjahresplan zur Industrialisierung und Mechani- 
sierung der bulgarischen Landwirtschaft vorgelegt. 
Am 28. Dezember wird Ministerpräsident Dimi- 
troff zum Generalsekretär der Partei gewählt. 


Dänemark 

Dezember: Ministerpräsident Hans Hedtoft er- 
klärt vor der Pressevereinigung in Kopenhagen, 
Dänemark werde seine Grenzen als Beitrag zur 
skandinavischen Verteidigung befestigen. 
Dezember: Der Nordische Verteidigungsausschuß 
tritt zu einer Konferenz in Hornboek auf Seeland 
zusammen, 
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Deutschland 


Dezember: Die Westberliner Stadtveroränetenver- 
sammlung beschließt einstimmig, für Berlin den 
politischen Notstand auszurufen, Die Stadtverord- 
neten werden bis auf weiteres täglich zusammen- 
treten. Die Dienststellen des Berliner Magistrats 
werden in die Westsektoren verlegt. 


Der Wirtschaftsrat verabschiedet in dritter Lesung 
mit 76 gegen 17 Stimmen der FDP, der WAV, der DP 
und der KPD das erste Lastenausgleichsgesetz. Die 
Vermögensbelastung wird für Vermögen bis 15,000 
DM auf 2°/o und für solche von über 15000 DM auf 
3% festgesetzt. Die Sondervorauszahlung vom 
normalen Vorratsvermögen beträgt 4°/o und vom 
darüber hinausgehenden Vorratsvermögen 15%. 


‚ Dezember: Der stellvertretende sowjetische Kom- 


mandant von Berlin, Oberst Alexej Jelisarow, 
sichert dem Ostberliner Magistrat die volle Unter- 
stützung der sowjetischen Militärverwaltung zu. — 
Am 7. Dezember erklärt General Clay, die 
amerikanische Militärregierung werde den Ostber- 
liner Magistrat nicht anerkennen, halte aber trotz 
allem eine Lösung der Berliner Verwaltungsfrage 
für möglich. 


Dezember: Die Fraktionen der SPD, der FDP und 
des Zentrums sprechen dem Direktor der Verwal- 
tung für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
Dr. Schlange-Schöningen, vor der Voll- 
versammlung des Wirtschaftsrates ihr Vertrauen 
aus. 


. Dezember: Die Kreistagswahlen in Südwürttemberg- 


Hohenzollern ergeben folgende prozentuale Auftei- 
lung der Kreistagssitze auf die Parteien: CDU 46,5, 
SPD 11,9, KPD 1,7, DVP 8,0 und Freie Listen und 
Nichtlistenbewerber 31,9. Die Wahlbeteiligung be- 
trug 73,9 Prozent. 

In den Westsektoren Berlins finden Wahlen für die 
Stadtverordnetenversammlung statt. Die SED be- 
teiligt sich nicht, Es erhalten: SPD 64,5, CDU 19,4, 
LDP 16,1 Prozent der Stimmen. Die Wahlbeteiligung 
betrug 86,2 Prozent. Die Sitze im Stadtparlament 
verteilen sich wie folgt: SPD 76, , CDU 26, LDP 17, 
SED 11. Am 7. Dezember setzt die Versammlung 
einstimmig Professor Ernst Reuter (SPD) in sein 
Amt als Oberbürgermeister von Berlin ein. 


. Dezember: In Kiel kommt es zu einer Protestdemon- 


stration gegen die Sprengung der ehemaligen Tor- 
pedoversuchsanstalt in Eckernförde. 

Ein deutsches Sondergericht in Glauchau in Sachsen 
verurteilt fünf Textilindustrielle und Beamte wegen 
Wirtschaftssabotage zum Tode. 
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Der ehemalige bayerische Sonderminister Alfred 
Loritz wird von einem Münchner Gerichtshof 
wegen Selbstbefreiung aus der Haft zu drei Mona- 
ten Gefängnis verurteilt, die als durch die erlittene 
Untersuchungshaft verbüßt gelten. 


Dezember: Ein Sprecher des britischen Außenmini- 
steriums gibt bekannt, daß sich die westlichen 
Militärgouverneure, weitgehend über die Funk- 
tionen des Sicherheitsbüros, das auf Grund der Lon- 
doner Sechsmächtebeschlüsse vom Juni 1948 die 
Entmilitarisierung Deutschlands zu überwachen hat, 
geeinigt haben. 

Dezember: Der Parlamentarische Rat in Bonn billigt 
gegen die Stimmen der KPD eine Denkscrift an 
die Militärgouverneure, in der in zwölf Abschnitten 
noch einmal die deutsche Auffassung zum Besat- 
zungsstatut dargelegt wird. — Der Hauptausschuß 
schließt die erste Lesung des Entwurfs zum Grund- 
gesetz der deutschen Bundesrepublik durch die An- 
nahme der Präambel ab. 


Die Finanzabteilung im Zweimächtekontrollamt gibt 
die Bildung eines amerikanisch-britisch-französi- 
schen Ausschusses bekannt, der einheitliche Zoll- 
bestimmungen für Westdeutschland ausarbeiten soll. 


Dezember: Der zweite Vorsitzende der SPD, Erich 
Ollenhauer. erklärt in Bad Godesberg zu den 
Gerüchten über eine deutsche Remilitarisierung, die 


‚SPD könne keine militärische Organisation unter- 


. stützen, 


die auf den traditionellen Kräften des 
deutschen Militarismus aufbaue, — Am 14. Dezem- 


ber erklärt der amerikanische Armeeminister Ken- 


12. 


13: 


13. 


neth C. Royallin Frankfurt, er wisse nichts von 


Plänen, Westdeutschland aufzurüsten; er halte aber 
eine Polizeimacht für notwendig. — Der britische 
Militärgouverneur in Deutschland, General Ro- 
bertson, versichert am 21. Dezember in Berlin, 
daß Gerüchte über eine beabsichtigte Wiederauf- 
rüstung Westdeutschlands unbegründet seien. 


Dezember: Die liberal-demokratischen Parteien 
Deutschlands mit Ausnahme der aus der sowijeti- 
schen Zone schließen sich auf einer Tagung in Hep- 
penheim unter dem Namen Freie Demokratische 
Partei (FDP) zusammen. Erster Vorsitzender wird 
Professor Dr. Theodor Heuß, zweiter Vorsitzen- 


‘der Finanzminister a.D. Dr. Franz Blücher, 


Dezember: Die Regierung von Nordrhein-West- 
falen übermittelt dem britischen regionalen Militär- 
gouverneur, General W.A.H.Bishop, ein fünfzig 
Seiten starkes Memorandum, in dem eine drastische 
Kürzung der Besatzungskosten gefordert wird, 


Dezember: Die britische Militärregierung von Nord- 


' rhein-Westfalen ordnet in einem Schreiben an den 


16. 


Vorstand der Industriegewerkschaft Metall die 
Fortsetzung der Demontagen für die britische 
Zone an. 


Dezember: Zwei Sendetürme des sowjetisch kon- 
trollierten Radio Berlin im französischen Sektor, Ber- 
lins werden von französischen Truppen wegen Ge- 
fährdung der Luftsicherheit gesprengt. 


Die Militärgouverneure haben in Frankfurt eine 
Konferenz über das Besatzungsstatut für West- 
deutschland. Sie empfangen eine unter Führung Dr. 
Adenauers stehende siebenköpfige Delegation des 
Parlamentarischen Rats. Am 19. Dezember kommt es 
im Hauptausschuß des Parlamentarischen Rats über 


‚diesen Besuch Dr. Adenauers zu schwerwiegenden 


Differenzen zwischen den Fraktionen der CDU 
und SPD. 
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17. 


19. 


21. 


26. 


27. 


28. 


oO 


‚ bürger in Helsinki durch finnische Polizei. 


@ 


. Dezember: 


SE Det de Oben 


Deutschland, General Koenig, ersuct die Län- 
derregierungen der französischen Zone, Sachver- 


ständige als ‚ Verbindungsleute beim Frankfurter 
Wirtschaftsrat zu ernennen. 

Dezember: Französische Truppen räumen das seit 
1945 von ihnen besetzte Gebiet von Stolpe, nördlich 
von Berlin, und unterstellen es der sowjetischen 


Militärverwaltung. N 


Dezember: Die westlichen Militärgouverneure be-, 


schließen in Berlin die sofortige Wiederaufnahme 
der Arbeit der Alliierten Kommandantur in Berlin. 
Dezember: Der amerikanische Vizepräsident, Alben 
Barkley, erklärt anläßlich eines Besuches in 
Berlin, die Luftbrücke werde unter allen Umständen 
aufrechterhalten. 

Dezember: Der amerikanische Armeeminister, Ken- 
neth C. Royall, erklärt in Berlin, in sowjetischen 
Konzentrationslagern befänden sich dreizehn Mil- 
lionen Menschen, darunter zwei Millionen Deutsche. 
Dezember: Veröffentlichung des Londoner Sechs- 
mächteabkommens über die Einsetzung einer inter- 
nationalen Ruhrbehörde. Die Behörde, die sich aus 
Vertretern der Westmächte zusammensetzt und in 
der Westdeutschland vorerst durch die alliierten 


Besatzungsbehörden vertreten ist, hat ihren Sitz. 


in Nordrhein-Westfalen und wird die Kontrolle über 
Produktion und Verteilung der Ruhrerzeugnisse 
ausüben. 

Finnland 
Dezember: Die sowjetische Regierung protestiert 


gegen die Verhaftung zweier sowjetischer Staats- 
Am 


12. Januar 1949 geht der Regierung eine zweite 
sowjetische Note zu. 

Staatspräsident Paasikivi erklärt 
anläßlich des 31. Jahrestags der Unabhängigkeit 
Finnlands, die Beziehungen des Landes zur Sowjet- 


union bildeten das wichtigste Problem der finni- 


schen Außenpolitik. Finnland habe das größte Inter- 
esse, daß sich diese Politik nicht gegen die Sowjet- 
union auswirke. Am 11. Dezember bezeichnet Mi- 
nisterpräsident Fagerholm einen Artikel in der 
sowjetischen „Neuen Zeit‘, in dem finnische Regie- 
rungsmitglieder beschuldigt werden, sich mit den 
Atlantikmächten gegen die Sowjetunion zu ver- 
schwören und den Beitritt Schwedens zum Atlantik- 
pakt zu unterstützen, als absurd. 


‘ Frankreich’ 


‚ Dezember: Die Nationalversammlung beginnt mit 


der Debatte über die Ruhrkontrolle. Am 2. Dezem- 
ber nimmt sie mit 377 gegen 181 Stimmen eine Re. 
solution an, in der die Regierung aufgefordert wird, 


der Regierung Großbritanniens und der der Ver- 


einigten Staaten mitzuteilen, daß das französische 
Volk das Gesetz Nr. #5. ‚vom-10. November einstim- 
mig zurückweist. 


. Dezember: Die Regierung übermittelt dem amerika- 


nischen Außenministerium eine neue Note zur 
Ruhrfrage. Die Note umfaßt drei Punkte: Ent- 
kartellisierung, Entnazifizierung der Unternehmer 
und Kontrolle der Produktion und der Investi- 
tionen. 

Edouard Herriot, Präsident der Nationalver- 
sammlung, wird auf dem vierzigsten Jahreskongreß 
der Radikalsozialistischen Partei erneut zum Präsi- 
denten der Partei gewählt. 
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 britanniens über‘ die Orr laika unter der Bedin- 
gung beiürworten, daß ‚Tripolitanien unter italie- 
nische Treuhandschait gestellt werde. — Der diplo- 
matische Korrespondent der „Times“ berichtete am 


25. November, die amerikanische Regierung unter- 


- stütze den britischen Treuhandschattsanspruch auf 


10. 


die Cyrenaika, beide Regierungen hätten sich jedoch 
geeinigt, die Entscheidung über Tripolitanien zu 
verschieben. 


. Dezember: Der von ‚dem seit dem 26. eben in 


Paris tagenden Fünfmächteausschuß für die euro- 
päische Einheit eingesetzte Unterausschuß emplängt 
‚Vertieter der Europäischen Parlamentarischen Union 
und am 9. Dezember eine Delegation der Europä- 
ischen Bewegung. Am 16. Dezember vertagt sich der 


Ausschuß auf den 6. Januar 1949 und übermittelt den 


Signatarstaaten des Brüsseler Paktes einen ‚ Interims- 
bericht, ;;, 


Dezember: Das Kabinett legt der Kammer den 
Staatsnaushaltsplan tür das kechnungsjahr 1949 vor. 
Die ordentlichen Ausgaben werden auf 1281 Milli- 
arden Frank und die außerordentlichen au: 620 Mil- 
liarden Frank veranschlagt. Während die laufenden 
Ausgaben fast völlig gedeckt werden können, er- 
wartet man für die außerordentlichen Ausgaben ein 
Detizit von etwa 230 Milliarden Frank. Eın Antrag 
der Regierung, über die Vorlage mit verkürzter De- 
batte abzustimmen, wird mit 152 gegen 132 Stim- 
men angenommen. Der Finanzausschuß lehnt am 


17. Dezember eine allgemeine Erhöhung sämtlicher 


1A. 


15. 


19. 


20. 


Steuern um zehn Prozent ab. Am 24. Dezember 
billigt die Nationalversammlung einen Antrag der 
Regierung auf Erhöhung der indirekten Steuern zur 
Deckung der außerordentlichen Ausgaben mit 323 
gegen 260 Stimmen und nimmt damit die soge- 
nannte Loi des maxima, das Hauptstück der Vor- 
lage, in erster Lesung an. Am 31. Dezember wird 
der Entwurf mit 327 gegen 244 Stimmen in zweiter 
Lesung angenommen. 

Das Außenministerium veröffentlicht eine Erklä- 
rung, in der es Großbritanniens Wirtschaftspolitik 
im Hinblick auf das Europäische Wiederaufbaupro- 
gramm kritisiert. 


Dezember: Der ehemalige Botschafter in Berlin, 
Andre Francgois-Poncet, wird zum Berater 
für Deutschlandfragen im Außenministerium er- 
nannt. 


Dezember: Außenminister Schuman und der 
saarländische Ministerpräsidentt, Hoffmann, 
unterzeichnen in Saarbrücken ein französisch-saar- 
ländisches Kulturabkommen. 

Verteidigungsminister Rama dier erklärt vor 
dem Verteidigungsausschuß der Nationalversamm- 
lung, der Brüsseler Pakt verpflichte Frankreich ledig- 


‚lich zu Verteidigungsmaßnahmen und stehe daher 
im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen. 


Dezember: General de Gaulle fordert auf der 
Schlußsitzung des Nationalrates der RPF in Paris 
eine Föderalisierung Deutschlands als einzig ver- 
nünftige Lösung des deutschen Problems. 


Dezember: Außenminister Schuman hat in Can- 
nes Besprechungen mit dem italienischen Außen- 
minister, Graf Sforza, über die politische und 
wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen den bei- 


den Ländern. 
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28. 


Aa Der ne Wirtschaftsrat tritt in 


. 1949/50 und das langfristige vierjährige Wieder- 


» 


13, 


16. 


‚Hilfe an Griechenland während des gesamten näch- 


21. 


- 


. Dezember: Der Rat der Republik stößt mit 287 gegen 


. Dezember: Der Minister für wirtschaftliche Koordi- 
1 


aufbauprogramm zusammen. Am 29. Dezember bil- 
ligt der Rat den vorläufigen Jahresplan 1949/50 und 
am 30. Dezember einen Interimsbericht über den a 
Vierjahresplan. Der Dollarbedarf im zweiten Wie- 
deraufbaujahr wird mit 4,347 Milliarden Dollar an-ı 7” 
gegeben. } er 


32 Stimmen einen Beschluß seines Finanzausschus- 
ses, die‘ Budgetvorlage der Regierung abzulehnen, 
um und weist die Vorlage zur nochmaligen Über- 
prüfung an den Ausschuß zurück. Am 31. Dezember Ri 


lehnt jedoch der Rat mit 105 Stimmen bei 207 Ent “ 


haltungen die Vorlage ab. 


6 i “% De 
Griechenland BN: 


nierung gibt bekannt, daß 35 Millionen Dollar, de 
für wirtschaftliche Wiederaufbauprojekte vorge-- 
sehen waren, für militärische Zwecke ausgegeben u 
werden würden. bi 
Dezember: Die thessalische Stadt Karditsa, südöst- _ 
lich von Trikkala, die am 11. Dezember von Kom- . 
munisten besetzt worden war, wird nach Berich- Bi 2 $ 
ten des Generalstabs von den Regierungstruppen Br, 
wieder eingenommen. 2 
Dezember: Die Regierung überreicht dem in Athen 
weilenden amerikanischen Armeeminister, Royall, 3 
ein Memorandum zum Problem der griechishen 
Nordgrenze mit einer Eingabe, die amerikanische u 


sten Jahres fortzusetzen. ER 
Dezember: Der Chef der mean Militär- h 
mission in Griechenland, Generalmajor James IN, 
van Fleet, erklärt vor der Presse, die griechi- _ 

schen Soldaten müßten bis zur Beendigung ds 


Ä Mi 
Kampfes gegen die Kommunisten unter den Waf- 
Y # 


fen bleiben. 


Großbritannien 


. Dezember: Unterstaatssekretätr Mayhew erklärt En 


im Unterhaus, Rumänien und Bulgarien hättennah 
Informationen der Regierung ihre Streitkräfte über 
das in den Friedensverträgen zugelassene Maß hin- 
aus verstärkt.— Einen Antrag, Großbritannien sole 
die Lieferung für die Rüstung erforderlicher Roh- 


 materialien nach der Sowjetunion bis zur Auf- 


hebung der Berliner Blockade einstellen, lehnt 


erab. 


‚einstimmig eine Resolution an, die jeden Einschluß _ Bien, 


. Dezember: 


Das Komitee der Internationalen ‚So- | 
zialistenkonferenz in Clacton on Sea, in der sieb- 
zehn sozialistische Parteien vertreten sind, nimmt 


Franco-Spaniens in eine Westeuropäische Union 


zurückweist. Die italienischen Linkssozialisten wer- , 


den aufgefordert, ihre Bindungen mit den Kom- 


Paris zu Beratungen über den zweiten Jahresplan #. Cm 


munisten zu lösen, <. 


Dezember: Im Außenministerium beginnt eine Kon- 
ferenz des Humphrey-Ausschusses der ECA in An- 
wesenheit Administrator Hoffmans über die Unter- 
suchungsergebnisse des Ausschusses zur Frage der 
deutschen Demontagen. Ein französischer und ein 
britischer Beamter nehmen als Beobachter an der 
Konferenz teil. Am 14. Dezember beendet der Aus- % 
schuß seine Sitzung mit der Überweisung eines 


Berichtes nach Washington. ° AS 
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es ‚vom a -Ausschuß überprüft werde, 
würden nach der Demontage zusammen einen Wert 


hatte während seines Aufenthaltes Besprechungen 
mit Außenminister Bevin und Schatzkanzler 
Eripps 
Dezember: Außenminister Bevin eröffnet im 


geht besonders auf die deutsche Frage, das wirt- 


ji dem anischen eek ein Ab- 
ımmen erzielt, wonach dänische Truppen noch 
i weitere Jahre an der Besetzung Deutschlands 
eiligt werden. 


ember: In London werden Sechsmächtebespre- 


Ks nderte Verhältnis des Irischen Freistaates zum 


(0) zoyealıh erklärt der Lordkanzler, Eire werde 


lenförderang habe in der Woche vom 13. 
bis 18. Dezember 1948 mit 4,6 Millionen Tonnen den 


gen der Commonwealthländer haben entspre- 

a ES we nde Regelungen getroffen oder bereiten sie vor. 

VRR Italien 

Dezember: Der Chef des Armeegeneralstabs, Ge- 

neral Efisio Marras, trifft an der Spitze einer 

ärdelegation zu einem Besuch in den Vereinig- 
| Staaten ein. 


des militärischen Potentials, 


Stimmen bei sechs Enthaltungen einen Mißtrauens- 
antrag der Linkssozialisten gegen die Außenpolitik 
Graf Sforzas. 

_ Außenminister Graf Sforz a und der argentinische 
- Außenminister, Dr. Bramuglia, unterzeichnen 
in Rom ein Protokoll über Freundschaft und Zu- 
 sammenarbeit zwischen den beiden Ländern. 


» 15. Dezember: Staatspräsident Einaudi stattet Papst 
Pius XII. einen Staatsbesuch ab. 


_ einen vierundzwanzigstündigen Streik. 


Jugoslawien 


13. Dezember: Das Organ der Kommunistischen Partei, 
„Borba‘, erklärt, Berichte in der italienischen Presse, 
wonach Jugoslawien mit den Vereinigten Staaten 
geheime militärische Abkommen eingegangen sei 
und eine Beteiligung Jugoslawiens am ERP beraten 
werde, entbehrten jeglicher Grundlage. 


u 
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von weniger als 40 Millionen Dollar haben. Hoffman 


safiucie Verhältnis Großbritanniens zu Frank- 


°C 'Gesandten fremder Mächte a Die Regie- 


Dezember: Die Kammer verwirft mit 302 gegen 140 


20. Dezember: Ein Teil der Staatsangestellten tritt in 


13. 


"Marschall Ta t o deutet ahrend ee ke re 4 


im Parlament an, daß Jugoslawien die Lieferung 


von Rohstoffen an osteuropäische Länder, die sich k 


an der Wirtschaftsblockade Jugoslawiens beteili- 
gen, einstellen und seine benötigten Industrieaus- 
rüstungen in den westlichen Landern kaufen könne. 


Niederlande 
Dezember: Die Regierung erklärt in einem Kom- 
munique, daß die Verhandlungen in Batavia mit der 
republikanischen Regierung abgebrochen worden 


. seien und unverzüglich eine föderalistische Interims- 


20. 


regierung ohne Mitwirkung der Republikaner ein- 
gesetzt werde. 

Dezember: Die zweite Kammer des Parlaments bil- 
ligt die Indonesienpolitik der Regierung und lehnt 


einen kommunistischen Antrag auf sofortige Ein- 


stellung der Kampfhandlungen mit 88 gegen 8 Stim- 
men ab. 


je Österreich 


„Dezember: Einem Bericht der „New York Times" 


aus Wien zufolge hat die Regierung die Vereinig- 
ten Staaten in einer Note ersucht, einen Erlaß der 
Besatzungskosten für das Jahr 1949 im un 
Rat zu befürworten. 


‚Dezember: Die Abteilungsleiterin im Bundesmini- 


sterium für Wirtschaftsplanung, Dr. Margarethe 
Ottilinger, wird von einem sowjetischen Mi- 
litärgericht wegen Spionage zu zwanzig Jahren 
Gefängnis verurteilt. ‘n 


‚Dezember: Die Regierung ersucht die vier Groß- 


mächte um Wiederaufnahme der Verhandlungen. 
über den österreichischen Staatsvertrag. Als letzte 
erklärt sich 'am 18. Dezember die Sowjetunion zur 
Wiederaufnahme der Verhandlungen bereit. Am 
24. Dezember schlagen die Vereinigten Staaten dem 
Rat der Außenminister die Wiederaufnahme der 
Verhandlungen zum 7. Februar 1949 in London vor. 
Verkehrsminister Übeleis berichtet dem Mi- 
nisterrat, die sowjetischen Behörden hätten ihre 
Forderungen auf die Ablieferung von Eisenbahn- 
material auf 551 Lokomotiven und 6575 Waggons 
heraufgesetzt und den Termin für die ed 


. auf den 8. Dezember vorverlegt. 


16. 


23 


5. 


. Dezember: 


Dezember: Der Leiter der ECA-Mission in Oster- 
reich, Clyde King, spricht sich gegen den Beschluß 
der Regierung, die ne: heraufzu- 
setzen, aus, - j 
Dezember: Der Glneech Horıkommissar kriti- 
siert in der Sitzung des Alliierten Rats in Wien die 
österreichische Wirtschaftspolitik, die der Produk- 
tion von Rohstoffen auf Kosten der Konsumgüter 
den Vorrang gebe. 


Polen 


Dezember: Edward Ochab (Polnische Arbeiter- 
partei) wird zum Präsidenten des Zentralen Ge- 
werkschaftskomitees ernannt. 

Polen beklagt sich in einer Note an 
Großbritannien erneut darüber, daß in der briti- 
schen Besatzungszone Deutschlands revisionistische 
Umtriebe geduldet würden. 
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1. bis 31. Dezember 1948 
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11: 


15. 


2: 


14, 


17. 


12: 


17; 


16. 


Dezember: Der Ministerrat nimmt das Staatsbudget 
für das Jahr 1949 an. Der Investitionsplan für 1949 
schließt mit einem Betrag von 290 Milliarden Zloty. 


Dezember: Beginn des Vereinigungskongresses der 
Polnischen Arbeiterpartei (PPR) und der Polnischen 
Sozialistischen Partei (PPS), der bis zum 21. De- 
zember in Warschau tagt. Ministerpräsident Cy- 
rankiewicz befaßt sich in seiner außenpoliti- 
schen Rede insbesondere mit der Deutschlandfrage. 
Der Sprecher der deutschen Delegation, Franz Dah- 
lem (SED), behandelt die deutsch-polnische Frage 
und nimmt zur deutschen Ostgrenze Stellung. — 
Die neue Partei führt den Namen „Vereinigte Pol- 
nische Arbeiterpartei‘ (PZPR). Unmittelbar nach Ab- 
schluß des Kongresses wählt eine konstituierende 
Versammlung des neuen Zentralkomitees den Par- 
teivorstand. Staatspräsident Boleslaw Bierut 
wird zum Vorsitzenden des Zentralkomitees ge- 
wählt, Dem Politbüro gehören an: Boleslaw Bierut, 
Jakob Berman, Josef Cyrankiewicz, Franziszek 
Jozwiak-Witold, Hilary Minc, Stanislaw 
Radkiewicz, AdamRapacki, MarianSpy- 
chalski, Henryk Swiatkowski, Roman 
Zambrowski und Aleksandr Zawadzki. 
Das Sekretariat besteht aus Boleslaw Bierut, Jakob 
Berman, Josef Cyrankiewicz, Hilary Minc, Henryk 
Swiatkowski, Roman Zambrowski und Aleksander 
Zawadzki. Das Organisationsbüro mit Boleslaw Bie- 
rut an der Spitze zählt 25 Mitglieder. 
Dezember: Der Ministerrat nimmt einen Gesetzent- 
wurf an, wonach die separate Verwaltung der ehe- 
maligen deutschen Ostgebiete aufgehoben und das 
Land der gesamtpolnischen Verwaltung eingeglie- 
dert wird. 

Portugal : 
Dezember: Kolonialminister Teofilo Duarte er- 
klärt, Portugal beabsichtige, seine Souveränität 
über Portugiesisch-Indien zu bewahren. 
Dezember: Der Oberste Gerichtshof billigt die Kan- 
didatur General Norton de Mattos’ in den 
nächstjährigen Präsidentschaftswahlen. 


Rumänien 
Dezember: Das Politbüro der Kommunistischen 
Partei beschuldigt die rumänischen Zionisten, die 
Juden von der konstruktiven Arbeit im Staate ab- 
zuhalten. 
Schweden 


‚Dezember: Der Präsident der Bank von Schweden, 


Ivar Rooth, tritt zurück. In einer Erklärung an 
den Reichstag kritisiert er scharf die Finanz- und 
Wirtschaftspolitik der sozialdemokratischen Re- 
gierung. 

Dezember: Oberrichter Emil Sandström vom 
schwedischen Obersten Gerichtshof wird als Nach- 
folger des ermordeten Grafen Bernadotte zum Prä- 
sidenten des Schwedischen Roten Kreuzes er- 
nannt. \ 

Schweiz 

Dezember: Der Sozialdemokrat Ernst Nobs wird 
von der Vereinigten Bundesversammlung mit 192 
Stimmen zum Bundespräsidenten für 1949 gewählt. 
Der bisherige Außenminister, MaxPetitpierre, 
wird mit 208 Stimmen zum Vizepräsidenten gewählt. 


Sowjetunion 


‚Dezember: Die Regierung erklärt sich auf mehrere 


Vorstellungen der amerikanischen Regierung hin 
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11. 


29, 


o 


12. 


14. 


bereit, den Vereinigten Staaten 31 während des 
Krieges leihweise überlassene Schiffe zurückzu- 
geben. 


Dezember: Abschluß der am 12. August begonnenen 
sowjetisch-italienischen Verhandlungen in Moskau. 
Es werden mehrere Abkommen unterzeichnet, die 
die italienischen Reparationen an die Sowjetunion, 
ein Warenaustauschabkommen, einen Handels- und 
Schiffahrtsvertrag und die Frage der von Italien 
im Rahmen des Friedensvertrags an die Sowjet- 
union abzuliefernden Kriegsschiffe betreffen. 

Die „Prawda'” meldet den Abschluß eines Grenz- 
abkommens zwischen Finnland und der Sowjet- 
union. 

Dezember: Das Präsidium des Obersten Sowjets er- 
nennt den bisherigen Finanzminister, Alexej Ko- 
sygin, zum Minister für die Leichtindustrie und 
Arsenia Zverev, bisher Stellvertreter Kosygins, 
zum Finanzminister. 


Spanien 
Dezember: Es finden Wahlen für das letzte Drittel 
der Gemeinderäte statt. Die beiden ersten Drittel 
wurden am 21. und 28. November gewählt. 
Dezember: Das Kabinett ermächtigt den Minister 
für Handel und Industrie, variable Devisenkurse 
zur Belebung des Außenhandels einzuführen. 
Dezember: Gumersindo Garcia Fernandez wird 
von Generalissimus Franco zum Chef der falangisti- 
schen Geheimpolizei ernannt. 


Tschechoslowakei 


. Dezember: Eine Wirtschaftsmission unter Führung 


Ministerpräsident Zapotockys, der der Außen- 
minister, der Finanz- und Industrieminister und der 
sowjetische Botschafter in Prag, Silin, angehören, 
begibt sich nach Moskau. Am 8. Dezember wird die 
Delegation von Marschall Stalin und Außen- 
minister Molotow empfangen. Am 15. Dezember 
wird in Prag bekanntgegeben, daß sich die Sowjet- 
union mit der Gewährung einer Anleihe in Gold 
und konvertierbarer Währung an die Tschecho- 
slowakei einverstanden erklärt habe. 


Ungarn 


. Dezember: Finanzminister Dr. Nikolaus Nyarady 


gibt von der Schweiz aus seinen Rücktritt bekannt. 
Am 8. Dezember tadelt das politische Komitee der 
Kleinlandwirtepartei, der der zurückgetretene Fi- 
nanzminister angehörte, scharf Ministerpräsident 
Lajos Dinnyes, weil er eine Lockerung der Partei- 
disziplin zugelassen habe. Am 9. Dezember tritt 
Ministerpräsident Dinnyes zurück. Am 10, De- 
zember wird der Vorsitzende der Kleinlandwirte- 
partei und Landwirtschaftsminister, Istvan Doby, 
zum Ministerpräsidenten ernannt. Neuer Landwirt- 
schaftsminister wird Istvan Csala, Leiter des 
Zentralbüros der Konsumgenossenschaften. Bis zur 
Ernennung eines neuen Finanzministers übernimmt 
der kommunistische Transportminister, Ernö Gerö, 
das Finanzministerium. Dinnyes wird zum Direktor 
der landwirtschaftlichen Versuchsanstalten Ungarns 
ernannt. Am 14. Dezember erklärt Ministerpräsident 
Doby vor dem Parlament, die Kleinlandwirtepartei 
habe ein Programm für die vollständige Liquidie- 
rung des Kapitalismus angenommen. 


. Dezember: Die Regierung protestiert gegen die Er- 


klärung des italienischen Außenministers in der 
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A ee wonach die ungarische Armee ihre er- 


laubte Stärke überschritten habe. 


AR; Dezember: Kardinal Josef Mindszenty, Fürst- 
primas von Ungarn, wird verhaftet. In einem Kom- 
munique des Innenministeriums heißt es, der Kar- 


Ainal! Babe: ich ‚der Spionage, des Landesverrats 


‚ und verschiedener Devisenvergehen ‘schuldig ge- 


macht. Am 28. Dezember wird in einem Regierungs- 


kommunique bekanntgegeben, Kardinal Mindszenty 
habe zugegeben, mit den Westmächten zum Sturz 
der ungarischen Regierung konspiriert zu haben. 


Wichtige Ereignisse in der übrigen Welt 


Aarıkh 
Abessinien 
22. Dezember: Die Regierung verlangt die Auslieferung 


der italienischen Marschälle Badoglio und Graziani 
als Kriegsverbrecher. 


Ägypten 
4. Dezember: Bei heftigen Gefechten zwischen Polizei 
und Studenten kommt der Polizeichef von Kairo, 
. Salim Zaki Pascha, ums Leben. 


8. Dezember: Die Regierung ordnet die "Auflösung 


der Moslem-Bruderschaft, einer extrem nationalisti- 
schen Organisation, an. 

16. Dezember: Wie die ‚Times‘ meldet, plant die Suez- 
kanalkompanie zur Entlastung des Verkehrs auf 
dem Kanal den Bau eines Seitenkanals. 

28. Dezember: Ministerpräsident Mahmud Fahmi en- 

Nokraschi Pascha wird von einem Studenten 
ermordet. Der Chef des Königlichen Kabinetts, Ibra- 

ae him Abd el-Hadi Pascha, Bude, eine neue Re- 
' gierung.- 


Vene Sudan 


15. Dezember: Bei Demonstrationen gegen die Gesetz- 
gebende Versammlung in Omdurman werden Naar: 
- zig Personen verhaftet. 
. 23. Dezember: Der britische Generalgouverneur, Sir 
"Robert Howe, eröffnet die erste sudanische Na- 
tionalversammlung in Khartum, 


Südafrikanische Union 


"3. Dezember: Jan Hofmeyr, früherer Finanzmini- 


ster und führendes Mitglied der United Party, 
stirbt in Johannesburg. 


Amerika 
Argentinien 


5. Dezember: Es finden Wahlen für die Verfassung- 
gebende Versammlung statt. Die Partei Präsident 


. Perons erhält 63,1 Prozent aller abgegebenen Stim- 


men und damit 109 Sitze in der Versammlung. Die 
Radikale Partei erhält 48 Sitze und die Arbeiter- 
partei 1 Sitz. 


Chile 


17. Dezember: Der österreichische Geschäftsträger in 
Santiacoo, Hans Becker, wird von einem öster- 
reichischen Auswanderer ermordet. 


Kanada 
11. Dezember: In Ottawa unterzeichnen Vertreter der 
kanadischen Regierung und Neufundlands das Ab- 


kommen über den Anschluß Neufundlands an 
Kanada. 
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Kostarika 


1. Dezember: Die Regierung schafft das ständige Heer. 


ab. Für die innere Ruhe soll ein BalzeialgeneR 
von 1000 Mann Sorge tragen. 


8. Dezember: Bei den Wahlen für die Verfassung- 


gebende Versammlung erhält Otilio Ulate die 
Mehrheit. 


11. Dezember: Eine Truppe unter Führung des früheren | 


Präsidenten Rafael Guardia fällt von Nikaragua 
aus in Kostarika ein. Am Tage darauf wendet sich 
Kostarika an den Organisationsrat der Panamerika- 
nischen Union in Washington und bittet um Bei- 
stand. Am 12. Dezember tritt der Rat in Washington 
zusammen und beschließt am 14. Dezember, eine 
Untersuchungskommission in das fragliche Gebiet 
zu senden. Am. 24. Dezember werden die beiden 
Staaten aufgefordert, jegliche Kampfhandlungen 
einzustellen. 

Salvador 


14. Dezember: Die Regierung wird von einer "Gruppe 


von Armeeoffizieren gestürzt. Präsident Salvador 
‚Castaneda Castro tritt zurück. Am 15. Dezember 
wird ein militärischer Rat gebildet, der am 17. De- 
zember die Staatsgewalt übernimmt. | 


> 


Venezuela 


5. Dezember: Die Regierung löst den Nationalkongreß 


und alle Staatslegislativen auf. Am 10. Dezember 
wird die Demokratische Aktionspartei aufgelöst. 


Vereinigte Staaten 


1. Dezember: Frau Tschiangkaischek trifft in 


Washington ein. Am 3. Dezember hat sie eine 
Unterredung mit Außenminister Marshall. Am 
9. Dezember wird sie von Präsident Truman 
empfangen. 

Sonderbotschafter Harriman erklärt nach einer 
Besprechung mit Präsident Truman, es würden keine 
Änderungen in der Politik für das Europäische Wie- 
deraufbauprogramm eintreten. 

Ein hoher Beamter des Außenministeriums erklärt, 
die von sowjetischer Seite betriebene Errichtung 
eines Ostberliner Magistrats mache die Lösung der 
Berliner Krise schwierig, wenn nicht unmöglich. 


3. Dezember: Administrator Hoffman erklärt vor 


seiner Abreise nach London, dem neuen Kongreß 
würden Vorschläge für eine Erweiterung der Befug- 
nisse der ECA einschließlich der Ermächtigung für 
den erweiterten Einkauf strategischer Rohstoffe für 
die Vereinigten Staaten vorgelegt werden. 

Kostarika ratifiziert als vierzehnter Staat das Inter- 
amerikanische Verteidigungsabkommen von Rio 
de Janeiro. Mit der Hinterlegung der Ratifizierungs- 
urkunde in Washington tritt der Vertrag in Kraft. 


f 


In Washington wird bekanntgegeben, daß das 
Außenministerium der ungarischen Regierung einen 
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Fr . 6. Dezember: Das Bundesgericht spricht sich mit fünf 


u3 


11: 


12. 
"Abberufung zweier rumänischer Diplomaten aus 


13. 


14. 


15. 


gegen vier Stimmen dafür aus, Argumente zur Le- 
galität des Fernöstlichen Gerichtshofes in Tokio 
anzuhören. Am 20. Dezember entscheidet das Gericht 
mit sechs gegen eine Stimme, daß es keine Ent- 
scheidungsbefuonis hat, den Urteilsspruch des Ge- 
richtshofes zu überprüfen. 


Präsident Truman legt dem Kongreß seinen fünf- 
ten Bericht über die amerikanische Hilfe an Grie- 


‚chenland und die Türkei VOTr. 


„Dezember: Der argentinische Außenminister, Dr. 


Juan AtilioBramuglia, wird auf der Rückreise 
von Paris nach Argentinien von Präsident Tru- 
manin Washington empfangen. 


. Dezember: In Washington beginnen offizielle Be- 


sprechungen zwischen Vertretern der Vereinigten 
Staaten, Kanadas und den Staaten der Westeuropä- 
ischen Union über gemeinsame Sicherheitsprobleme. 
Am 29. Dezember wird der Vorentwifif zum Atlan- 
tikpakt fertiggestellt. 


Nach endgültigen Ergebnissen wurden bei den Prä- 
sidentschaftswahlen am 2. November 48,69 Millionen 
Stimmen abgegeben, und zwar für Präsident Tru- 
man 24104548 (49,5 Prozent), Gouverneur Dewey 
21 969 625 (45,1 Prozent), Gouverneur Thurmond 
1169312 und Henry A. Wallace 1156856 Stim- 
men. Am 13. Dezember wählt das Wahlkollegium 
Präsident Truman mit 303 Stimmen zum neuen Prä- 
sidenten. Die Gouverneure Dewey und Thurmond 
erhalten 189 beziehungsweise 39 Stimmen. 


Dezember: In der Pariser Ausgabe der „New York 
Herald Tribune’ wird aus Washinston berichtet, 
daß die Vereinigten Staaten allmählich ihre Aus- 
fuhrbeschränkungen qeqenüber Jugoslawien lok- 
kern, um diesem bei der Überwindung der Schwie- 
rinkeiten, die durch die Wirtschaftsblockade der 
Kominformstaaten hervorgerufen werden, zu helfen, 


Dezember: Die Regierung ersucht Rumänien um die 


Washington, nachdem die rumänische Reaierung die 
Abberufung von je zwei britischen und amerika- 
nischen Diplomaten aus Bukarest gefordert hatte. 


Dezember: Armeeminister Kenneth C. Royall 
begibt sich auf eine Besichtiqungsreise zu den 
amerikanischen Truppeneinheiten in Europa und 
im Nahen Osten. 


Dezember: Der stellvertretende Administrator Ho- 
ward Bruce beschuldigt Großbritannien, Belgien 
und die Niederlande, einen Teil der mit ERP-Gel- 
dern eingekauften Nichteisenmetalle als Schrott in 
den Vereinigten Staaten gegen Gewinn wieder- 
verkauft zu haben. Die Vorwürfe werden von den 
drei Regierungen zurückgewiesen. 

Die ECA gibt bekannt, daß mit der Zuteilung von 
535,6 Millionen Dollar für das erste Quartal von 
1949 die für das erste Hilfsjahr für das Europäische 
Wiederaufbauprogramm verfügbare Summe von 
5,055 Milliarden Dollar erschöpft ist. 


Dezember: Der amtierende Außenminister, Lo- 
vett, erklärt vor der Presse, die amerikanische 
Politik gegenüber Nationalchina werde unverändert 
bleiben. — Am 21.Dezember gibt Administrator 
Hoffman bekannt, daß die ECA sämtliche Wie- 
deraufbauprojekte in China abgestoppt habe. 
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27. 
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10. 


13. 


19. 


Bu 


Dezember: Der republikanische Senator Robert A. 


Tiaft erklärt nach seiner Rückkehr von einer ein- 
monatigen Europareise, der kommunistische Einfluß 
sei dort zurückgegangen und das Europäische Wie- 
deraufbauprogramm habe den Ländern, die er be- 
sucht habe, geholfen. 


Dezember: 


Herbeiführung politischer Veränderungen in Latein- 


amerika mißbilligt und sie als wachsende Gefahr 
für alle Länder der westlichen Hemisphäre be- 


zeichnet. 
Dezember: Administrator Hoffman teilt mit, daß 


die ERP-Lieferungen an Indonesien bis zur Lösung 


h Ir ns, Sehe 
1. bis 31. Dezember 1948 


Das Außenministerium veröffentlicht ' 
eine Erklärung, in der es Gewaltanwendung zur ' 


1 


des niederländisch-indonesischen Konflikts einge- 


stellt werden. ya 


Dezember: Präsident Truman erklärt in Kansas 
City, einige sowjetische Regierungsmitglieder seien 
um eine Einigung mit den Vereinigten Staaten be- 
müht. 


Asien 
China 


gegen Peng-pu, den letzten Regierungsstützpunkt 
100 Meilen nördlich von Nanking, vor. 


Der Direktor der Informationsabteilung der Regie- i% \ 


rung, Dr. Hollington Tong, dementiert Meldun- 


gen, wonach sich die Regierungsstellen aufide 


Evakuierung Nankings vorbereiten. 

Dezember: Die „New York Times" berichtet aus 
Washington, der chinesische Botschafter, Dr. V.K. 
Wellington Koo, habe der amerikanischen 
Regierung den Vorschlag für ein amerikanisches 
vierjähriges Hilfsprogramm an China, das Aus- 


gaben von rund drei Milliarden Dollar vorsieht, 


übermittelt. 

Dezember: Ein Regierungssprecher gibt anläßlich 
des Untergangs eines Flüchtlingsschiffes in der Nähe 
von Schanghai, bei dem rund 1500 Menschen den 
Tod fanden, bekannt, daß Anfang November bei 
der Evakuierung der Mandschurei infolge Explosion 
eines Truppentransporters 6000 Soldaten . ertrun- 
ken seien. 


richtet, wurden die nationalchinesischen Armeen, 
die sich aus Sü-tschou abgesetzt hatten, um den bei 
Su-tsien südöstlich Sü-tschous eingeschlossenen 
Truppen Hilfe zu leisten, eingekesselt. Am 20. De- 
zember wird die Gefangennahme des Generals 
Huang Wei, des Kommandeurs der zwölften 
nationalchinesischen Armee, gemeldet. 

Dezember: Präsident Tschiangkaischek ver- 
hängt über das gesamte von der nationalen Regie- 
rung kontrollierte Gebiet Chinas das Kriegsrecht. 


Dezember: Administrator Hoffman erklärt auf 
einer Pressekonferenz in Schanghai, die Vereinigten 
Staaten seien bereit, Vorschläge für eine Fort- 
setzung der ECA-Hilfe an China für den Fall, daß 
das gegenwärtige Regime durch eine Koalitions- 
regierung ersetzt würde, entgegenzunehmen. 
Dezember: Dr. Sun Fo, der am 26. November mit 
der Regierungsneubildung beauftragt worden war, 
gelingt die Bildung eines, neuen Kabinetts. Am 
20. Dezember erklärt er, die Regierung sei zu einem 
ehrenvollen Frieden mit den Kommunisten bereit. 
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.Dezember: Die kommunistischen Truppen stoßen ee % 


‚ Dezember: Wie der kommunistische Rundfunk be- x 


B) 5 EL 


ralissimus 
Frau, als Kriegsverbrecher. 


. Dezember: Generalissimus Tschiangkaische k 
beruft führende Politiker und militärische Befehls- 
haber zu einer Besprechung im Hauptquartier der 
Regierungstruppen. 

Bl, Dezember: Generalissimus 
schek drückt in seiner Neujahrsbotschaft seine 
 Friedensbereitschaft aus. Er deutet an, daß er unter 
ms tauden, zurücktreten werde. \ 


Indische Union 


s are des britischen Generals Sir Ray 


'ehru unterstützte Resolution zu, in der ein Ver- 


Se en. Te eiländkchen Flugzeugen die Benut- 
; ng ihrer Flughäfen. 


Dezember: Nach ‚neuerlichen Besprechungen mit 
dem Vorsitzenden der Kaschmirkommission der Ver- 

'einten Nationen stellen die Indische Union und 
' Pakistan in Kaschmir das Feuer ein. 


Indonesien 


5 Dezember: Die Verhandlungen der niederländischen 
Kabinettsmission mit der republikanischen Regie: 
' rung scheitern. 


{ 19. Dezember: Niederländische Truppen marschieren in 
‚das Gebiet der Indonesischen Republik ein. Fall- 
er besetzen die indonesische Hauptstadt 
 Djokjakarta. Nach einem niederländischen Kom- 
. „ munique wurden Staatspräsident Dr. Soekarno, 
_ Ministerpräsident Mohammed Hatta, Außenmini- 
 ster Hadji Agus Salim, der Oberbefehlshaber der 
. . Armee, GeneralSoerderimen, und der frühere 
- Premierminister Sutan Sjahrir gefangengenom- 
N Am 22. Dezember besetzen niederländische 
. "Truppen Surakarta, die zweitgrößte Stadt der Indo- 
 nesischen Republik, und am 25. Dezember die Stadt 
' Madiun. 
EIERN, Iran 
8. Dezember: Mit 56 Stimmen gegen 1 bei 38 Stimm- 
_  enthaltungen spricht das Parlament dem Kabinett 
Mohammed Saed das Vertrauen aus. 


Japan 

10. Dezember: Ken Inukai wird als Nachfolger Ashi- 
das zum Vorsitzenden der Demokratischen Partei 
ernannt. 

Der amerikanische Vertreter in der Fernostkommis- 
sion (FEC), Generalmajor Frank McCoy, erklärt, 
die Vereinigten Staaten zögen ihren der FEC vor- 
gelegten Vorschlag für die Konzeinentflechtung in 
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ai Sr 45 nationalchinesische Polikikar, darunter Gene- ; x N 
Tschiangkaischek und seine 


Tschiangkai- 


Bucher zum Oberbefehlshaber der Streitkräfte 


u leitet dem ettkongreh eine von Pandit 


ministeriums aufgefordert, die japanische Regieru g 


Direktive des a 


zu Maßnahmen zur wirtschaftlichen Stabilisierung, 


insbesondere zur Bekämpfung der IR zu ver- 


22. 


23. 


10. 


17. 
18. 
24. 


St! 


19. 


- 


10. 


15; 


17. 


19. 


23, 


anlassen. 

Dezember: Der ehemalige ee Hideki 
Tojo und weitere sechs im fernöstlichen Kriegs- 
verbrecherprozeß zum Tode verurteilte Angeklagte 
werden durch den Strang hingerichtet. 


Dezember: Die Regierung Yoshida verfügt die 
Auflösung des Parlaments und die Ausschreibung 
von Neuwahlen, nachdem ihr die Kammer mit 227 
gegen 130 Stimmen das Vertrauen entzogen hatte. 


re are 


Dezember: Das amerikanische Kußenkelee 
und die ECA geben in einer gemeinsamen Erklä- 
rung in Washington bekannt, zwischen ihnen und 
der koreanischen ‚Regierung in Söul sei ein bila- 
terales Abkommen im Rahmen des wirtschaftlichen 
Wiederaufbaus Koreas unterzeichnet worden. 


Dezember: Präsident Syngman Rhee warnt auf 
einer Pressekonferenz davor, China den Kommu- 
nisten zu überlassen. 

Dezember: Außenminister T. S. Chan g erklärt in 
Söul, er betrachte Nordkorea als verlorenes Gebiet, 
das um jeden Preis wiedergewonnen werden müsse. 


Dezember: Außenminister T.S.Chang und Innen- 
minister T. Y. Yun werden von Ministerpräsident 
Syngman Rhee ihrer Ämter enthoben. 

Dezember: Die sowjetamtliche Nachrichtenagentur 
TASS gibt bekannt, die letzten sowjetischen Trup- 
pen hätten Nordkorea geräumt. 


Malaienstaaten 


Dezember: Der parlamentarische Unterstaatssekre- 
tär im britischen Kolonialministerium, Rees Wil- 
liam, kündigt in einer Rede in London umfassende 
Reformen in Malaia an, 


Palästina 


. Dezember: Der in Jericho tagende Kongreß palästi- 


nischer Araber spricht sich für eine Einigung Palä- 
stinas und Transjordaniens unter der haschimiti- 
schen Dynastie aus. F 
Dezember: Die arabische Regierung Palästinas er- 
kennt den Köngreß von Jericho nicht als repräsen- 
tativ an. 

Dezember: Nathan NN Yellin, der Führer 
der Sternorganisation, lehnt vor Gericht jede Ver- 
antwortung für den Mord an Graf Folke Berna- 
dotte ab. . 
Dezember: Der israelitische Staatsrat beschließt, drei 
Staatsanleihen in Höhe von 13500000 Palästina- 
Pfund aufzulegen. 

Dezember: Der Minister für Minderheitsfragen gibt 
bekannt, daß die in Israel wohnenden Araber an 
den nächsten Wahlen teilnehmen dürfen. 
Dezember: Nachdem alle Vermittlungsversuche er-. 
folglos geblieben waren, beginnt die jüdische Armee, 
die ägyptischen Stellungen in Südpalästina anzu- 
greifen, Jüdische Einheiten dringen bis zur ‚ägypti- 
schen Grenze vor. 
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Siam 
Dezember: Der britische Generalbeauftragte für Süd- 
ostasien, Malcolm MacDonald, erklärt in Singa- 
pur, Großbritannien und Siam hätten ein umfassen- 
des Abkommen erzielt, das zu noch engerer Zusam- 
menarbeit zwischen den beiden Ländern führen 
werde. 


Syrien 


. Dezember: Das Kabinett Jamil Mardam Bey tritt 


zurück. Am 13. Dezember tritt auch der Führer der 
Nationalpartei, Nabeeh Azmeh, zurück, Am 
16. Dezember gelingt Khaled el-Azem die Bil- 
dung eines neuen Kabinetts, in dem nur die Repu- 
blikanische Partei vertreten ist. 


Transjordanien 


Dezember: Das Kabinett billigt den Beschluß des 
Kongresses von Jericho vom 1.Dezember (siehe 
unter Palästina). Am 13. Dezember wird König 
Abdallah vom Parlament zum König von Palä- 
stina und Transjordanien proklamiert. 

Dezember: König Abdallah ernennt den frühe- 
ren Oberrichter der mohammedanischen Gerichts- 
höfe in Palästina, Scheik Hussam Meddin Jaral- 
lah, zum Mufti von Jerusalem. 


Türkei 


Dezember: Der amerikanische Armeeminister, Ken- 
neth C. Royall, inspiziert türkische Armee- 
einheiten. 


Australien 
Australischer Bund 


Dezember: Ministerpräsident Chifley wendet sich 
in scharfen Worten gegen die niederländische Poli- 
zeiaktion in Indonesien, 


Organisation der Vereinten Nationen 


. Dezember: Die Westmächte stellen in ihrer Note an 


den Sicherheitsrat, in der sie sich mit dem Vermitt- 
lungsvorschlag Dr. Bramuglias vom 29. November 
zur Bildung eines neutralen Finanzausschusses, der 
die Berliner Währungslage überprüfen soll, einver- 
standen erklären, fest, daß sie sich eigene Schritte 
vorbehalten, um der Spaltung der Berliner Stadt- 
verwaltung durch die sowjetischen Behörden ent- 
gegenzutreten, — Am 5. Dezember beschuldigen die 
Westmächte in einem den Mitgliedern des Sicher- 
heitsrates überreichten Memorandum die Sowjet- 
union, eine systematische Spaltung der Berliner 
Verwaltung betrieben zu haben. — Die sowjetische 
Nachrichtenagentur TASS veröffentlicht am 5. De- 
zember eine Erklärung zu den Antworten der West- 
mächte vom 23.November und Frankreichs und 
Großbritanniens vom 25.November an Dr. Bra- 
muglia hinsichtlich der Währungslage in Berlin. Die 
Sowjetunion sei gewillt, einem neutralen Fachaus- 
schuß Informationen über die Währungslage in Ber- 
lin zuzustellen. Doch könne der Vorschlag zur Bil- 
dung dieser Kommission kaum einen Fortschritt in 
der Lösung der Berliner Frage darstellen. — Am 
A. Dezember tritt der aus Finanzsachverständigen 
der sechs an der Berliner Frage nicht direkt beteilig- 
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. Dezember: 


ten Mitgliedstaaten des Sicherheitsrates gebildete 
Ausschuß zur Prüfung des Berliner Währungspro- 
blems zu seiner ersten Sitzung in Paris zusammen. 


Sitzung des vorbereitenden Ausschusses der Welt- 
schiffahrtsorganisation in Lake Success. 


Nach Aufgabe des Bernadotteplanes 
durch Großbritannien läßt der Politische Ausschuß 
eine britisch-amerikanische Resolution zur Palä- 
stinafrage in ihren Hauptpunkten fallen. Er stimmt 
am 4. Dezember der Errichtung eines Versöhnungs- 
ausschusses zu, der zwischen Juden und Arabern 
vermitteln soll. — Am 6. Dezember beginnt der Poli- 
tische Ausschuß mit der Behandlung des Berichtes 
der Koreakommission, Er billigt die in Südkorea 
durchgeführten Wahlen. Es wird erklärt, daß die 
Sowjetunion eine Kontrolle der Wahlen in Nord- 
korea nicht zugelassen habe. 


‚Dezember: Die Vollversammlung billigt die bis- 


herige Arbeit und das Weiterbestehen des Interims- 
ausschusses. Am 7. Dezember beschließt sie, als 
dritte Arbeitssprache Spanisch einzuführen. 


‚ Dezember: Die Vollversammlung vertagt die Frage 


der italienischen Kolonien auf ihre zweite Sitzungs- 
periode im nächsten Jahr. 


. Dezember: In einer Entschließung ruft die Vollver- 


sammlung alle Völker zur Unterstützung des Kin- 
derhilfswerkes der Vereinten Nationen (UNAC) auf, 
— Sie billigt die ihr vorgelegte Konvention gegen 
den Völkermord. — Am 10. Dezember nimmt sie die 
vom Ausschuß für soziale, humanitäre und kultu- 
relle Angelegenheiten ausgearbeitete Erklärung der 
Menschenrechte an, 


Dezember: Ende der am 29. November in Lapstone 
(Australien) begonnenen vierten Sitzung der Wirt- 
schaftskommission für Asien und den Fernen Osten, 


12. Dezember: Die Vollversammlung beendet den ersten 


17. 


24. 


Teil ihrer dritten Sitzungsperiode. Vor ihrer Ver- 
tagung zum April 1949 billigt sie die Ernennung der 
neuen Vermittlungskommission für Palästina, in der 
die Vereinigten Staaten, Frankreich und die Türkei 
vertreten sind, durch den Politischen Ausschuß. Die 
Kommission soll den Schutz der heiligen Stätten, 
ein internationales Regime in Jerusalem und die 
Rückkehr der Flüchtlinge gewährleisten. — In der 
Koreafrage erkennt die Vollversammlung die Re- 
gierung von Söul für ganz Korea an und setzt eine 
neue Kommission zur Überwachung des Rückzuges 
der Besatzungstruppen ein. 


Dezember: Der Sicherheitsrat lehnt das Gesuchlsraels 
um Aufnahme in die Vereinten Nationen ab. Am 
28. Dezember liegt ein Bericht Dr. Bunches vor, 
wonach er nicht in der Lage sei, die Durchführung des 
Waffenstillstandes im Negev zu kontrollieren, da das 
Betreten dieses Gebietes den Beobachtern der Ver- 
einten Nationen verwehrt sei. Der Sicherheitsrat 
fordert die neuernannte Vermittlungskommission 
auf, sich mit dem Fall zu befassen. 


Dezember: Nach dem Bericht des Schlichtungsaus- 
schusses für Indonesien vom 14. Dezember über den 
Abbruch direkter Verhandlungen zwischen den 
Niederlanden und Indonesien und die Eröffnung 
neuer Kampfhandlungen durch die Niederlande be- 
fiehlt der Sicherheitsrat die sofortige Einstellung der 
Kämpfe. Am 28. Dezember fordert er die Nieder- 
lande auf, die verhafteten Mitglieder der republi- 
kanischen indonesischen Regierung binnen 24 Stun- 
den freizulassen. 
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Föderation oder Kooperation 


Die Zukunft der nationalen Eigenstaatlichkeit 


Von Alan Bullock, Oxford 


Nicht nur Tatsachen, sondern auch ideologische Konzeptionen, geistige Standorte und 


gefühlsmäßige Haltungen bestimmen die europäische Wirklichkeit. In ihrem spannungs- 


reichen Ineinandergreifen und Zusammen-Wirken liegen die Gefahren, aber auch die 
positiven Möglichkeiten der augenblicklichen Lage. Die Gedankengänge Alan Bullocks 


kennzeichnen in einer, wie es uns scheint, besonders charakteristischen Art die vor allem r > 
von britischer Seite vertretene „funktionelle Annäherung“ 2 
das Europaproblem. Wir werden selbstverständlich auch gegensätzliche Auen an. 


— functional approach — an 


dieser Stelle in unsere Umschau einbeziehen. Co. 


Unter Westunion verstehe ich eine engere Ver- 
bindung zwischen den fünf Staaten, die den Brüsse- 


ler Pakt unterzeichneten, und anderen Ländern, wie ä 


Norwegen, Dänemark und (falls sie beitreten wol- 


len, was ich bezweifle) Schweden und Eire im Nor- 


den, den Westzonen Deutschlands, Österreich und 
(ebenfalls nur, wenn sie beitreten will) der Schweiz 
in Mitteleuropa und Italien und möglicherweise 
Portugal im Süden. Spanien schließe ich nicht ein, 
weil damit für die Dauer des Franco-Regimes poli- 


tische Schwierigkeiten entstehen würden, und 


ebenso nicht die Länder Osteuropas, obwohl man 
unbedingt alles nur mögliche tun sollte, um Län- 
der wie Polen und die Tschechoslowakei einzu- 
beziehen. Die Unterzeichnerstaaten des Brüsseler 
Paktes würden mit den Westzonen Deutschlands 
als Basis für den Anfang ausreichen, und meiner 
Ansicht nach haben dies auch die meisten Eng- 
länder im Auge, wenn sie von einer Westunion 
sprechen. Tatsächlich ist es ja so, daß sich Groß- 
britannien durch den Brüsseler Pakt und die Be- 
setzung Westdentschlands insoweit bereits ver- 
pflichtet hat. 

Soweit ist alles klar. Aber was für eine Form 
der engeren Verbindung kann man zwischen die- 
sen Ländern schaffen? Es gibt im Grunde nur zwei 
Antworten auf diese Frage: Föderation oder Ko- 
operation. Diese Bezeichnungen sind nicht ganz 
genau und schließen viele Möglichkeiten ein; aber 
sie unterscheiden doch wohl klar zwischen jenen 
Plänen, die einen Teil der nationalen Eigenstaat- 
lichkeit an eine Autorität abgetreten wissen wol- 
len, die man über die verschiedenen National- 
staaten gesetzt hat, und jenen Plänen, die die 
Streitfrage der Eigenstaatlichkeit beiseite lassen 
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und eine praktische, funktionelle Annäherung er 
befürworten, eine Zusammenarbeit in bestimmten, 


genau begrenzten und spezifischen Angelegen- 


heiten, zum Beispiel Währung, Verteidigung und 


Zölle. 


Von Einzelheiten abgesehen, denken die Be- 


fürworter einer westlichen Föderation an ein 


 föderatives Parlament, das entweder direkt oder, 
indirekt von den Einwohnern aller beteiligten 


Länder gewählt wird, in Verbindung mit einer 


föderativen Regierung und Verfassung. Der we- 
sentliche Unterschied zwischen dem föderativen 
Plan und den anderen Plänen einer Westunion 
besteht darin, daß die Befugnis, in bestimmten 


Angelegenheiten zu entscheiden, aus den Händen 


der nationalen Regierungen und Parlamente ge- a Y 


nommen und einer Bundesregierung und einem 


Bundesparlament übertragen wird. Die Mitglieder 


dieser Regierung sind dann nicht Abgeordnete der 


nationalen Regierungen, die zwecks endgültiger 


Entscheidung oder Ratifizierung nach Paris, Lon- 
don oder Brüssel berichten müssen. Im Gegenteil 


wird die Bundesregierung das Recht haben, ihre 
auszuführen und 


Entscheidungen unmittelbar 
durchzusetzen. 


Psychologische Momente 

Man könnte im jetzigen Stadium der Dinge 
einfach sagen, daß man nur begrenzte Befugnisse 
zu übertragen brauche. Aber damit wird die Frage 
nur noch einmal neu gestellt. Denn es hat keinen 
Zweck, Befugnisse zu übertragen, die relativ un- 
bedeutend sind. Man muß gerade bei den kriti- 
schen Gebieten des nationalen Lebens anfangen, 
da, wo eine vollkommene Zusammenarbeit am 
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laube nicht, daß die öffentliche Meinung in den 


er Hinweis auf die amerikanische Erfahrung 
‚erscheint m mir Bee, un ReRTEne. Die 


öl en von den gegenwärtigen -Ver- 
ssen in den westeuropäischen Staaten. In 


> Eigenstaatlichkeit auf eine Bundesregierung 
ı übertragen, weilin den einzelnen Kolonien ein 


ion von Holland und Belgien nach 1815 ist kein 
glücklicher Präzedenzfall. Wenn die Union der 
er amerikanischen Staaten nicht zu einem so frühen 


ihre soziale und wirtschaftliche Entwicklung 
eigentlich erst begann, ist es sehr wahrscheinlich, 
daß sie sich heute als unmöglich erweisen würde. 


Das, sind keine Einwände gegen die Entwick- 
x lung der Vereinigten Staaten von Westeuropa 
(oder ganz Europas) auf lange Sicht; aber es 
_ scheinen mir doch entscheidende Einwände gegen 
_ jene Lösung der oben gestellten Frage zu sein, 
die etwas so Schwieriges wie eine westliche Föde- 
ration schon in den nächsten Jahren schaffen will. 
. Die englische Ansicht mit ihrer natürlichen Vor- 
_ liebe für praktische Ad-hoc-Einrichtungen, die 
im Britischen Commonwealth so tadellos funktio- 
'  nieren, neigt daher mehr zu der zweiten Form 
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tlichen Staaten schon so weit herangebildet 


eitpunkt geschaffen worden wäre, bevor nämlich 


dehnung des Systems engster Zusammenarbei 


zwischen den westeuropäischen Regierungen, wie 


sie zur Zeit des Brüsseler Paktes begann. Es wäre 


mir nicht lieb, zu sehen, daß eine bedeutende Ent- 


scheidung der Innen- oder Außenpolitik der west- 


lichen Nationen ohne Beratung mit den anderen 
Regierungen und ohne Beachtung der sich daraus 
ergebenden Folgen getroffen würde. Es könnte 


beispielsweise ein ständiger Ausschuß der Mini- 
sterpräsidenten eingerichtet werden oder andere 
ständige Ausschüsse für die hauptsächlichsten 
 Regierungsangelegenheiten, zusammen mit einem 


internationalen Sekretariat, das den Kern einer 


zukünftigen Bundesorganisation abgeben könnte. 


. Auf diese Weise müßte es möglich sein, in kür- 


zester Zeit eine ebenso enge und zuverlässige 
tagtägliche Zusammenarbeit zu schaffen, wie sie 


zwischen Großbritannien und den Vereinigten 


Staaten von Amerika während des Krieges be- 
stand. 


Das ist keineswegs mit der Schaffung födera- 


listischer Einrichtungen in der Zukunft unverein- 
bar. Im Gegenteil, es wäre wünschenswert, wenn 
eines der ersten Ergebnisse solcher Zusammen- 
arbeit ein größerer Werbefeldzug in allen betei- 
ligten Ländern wäre, um die öffentliche Meinung 
an die Idee der Westunion heranzuführen, um die 
Vorstellungskraft der Menschen unter Hinweis 
auf die Möglichkeiten einer solchen Entwicklung 
zu gewinnen und zu bewegen, um die Reisebe- 
schränkungen zu vermindern oder ganz zu besei- 
tigen, um Bücher und Filme unter den Ländern 
Westeuropas “auszutauschen, um zwischen den 
Schulen, Universitäten und Industrien der ver- 


Br ledenon Länder den Schüleraustausch zu orga- 


nisieren — kurz, um alles nur mögliche zu unter- 
nehmen, damit das größteHindernis einer engeren 


Union überwunden wird: unsere Unkenntnis von- 


einander. 
Meiner Ansicht nach weist jedoch der Weg 


über die praktische Zusammenarbeit mehr Vor- 


teile auf als der Versuch, jetzt schon föderali- 
stische Einrichtungen zu schaffen. Erstens können 
wir bedeutend schneller und wirksamer Ergeb- 
nisse erzielen, wenn wir mit Hilfe der bestehen- 


den Regierungen vorgehen. Zweitens werden wir 


mit dem überaus wichtigen wirtschaftlichen Wie- 
deraufbau besser vorankommen, wenn wir unsere 
Tatkraft und Aufmerksamkeit nicht dadurch ab- 
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lenken lassen, daß wir gerade in der Zeit einen 
Staatenbund errichten wollen, in der alle west- 
europäischen Nationen alle Anstrengungen auf 
sich nehmen, um eine wirtschaftliche Stabilität zu 
erTeichen. Drittens wird durch die praktischen Er- 
gebnisse einer engen Zusammenarbeit die öffent- 
liche Meinung nach und nach an den Gedanken 
einer engeren Union herangeführt, und damit ist 
genügend Zeit für die so wesentliche psycholo- 
gische Vorbereitung gegeben. 


Die Frage nach dem Schicksal der nationalen 
Eigenstaatlichkeit wird schließlich auf später ver- 


schoben. Dafür spricht auch eine sehr wichtige 
praktische Überlegung: die nationale Eigenstaat- 
lichkeit im jetzigen ‚Stadium aufzugeben würde 
für Großbritannien den Anschluß mit größter 
Wahrscheinlichkeit unmöglich machen. Während 
die Dominien, die Partner im Britischen Com- 
monwealth, bereit sind, eine möglichst enge Zu- 
sammenarbeit zwischen Großbritannien und den 
anderen Regierungen Westeuropas zu unter- 
stützen, würden sie vermutlich jeder Übertragung 
nationaler Eigenstaatlichkeit von seiten Groß- 
britanniens wegen der damit heraufbeschworenen 
Unsicherheit ihrer eigenen Beziehungen zu Groß- 
britannien Widerstand leisten. Es ist klüger, 
eine Situation zu vermeiden, in der Großbritan- 


_ nien gezwungen sein könnte, zwischen dem Com- 


monwealth und der Westunion zu wählen. 


Aber es gibt noch einen weiteren Grund, jede 
Diskussion über die Eigenstaatlichkeit so lange 
wie möglich hinauszuschieben. Sie ist ein Symbol, 
ein Brennpunkt aller jener tiefverborgenen, halb- 
versteckten und oft unbewußten Gefühle, die eine 
Nation zusammenhalten und die nationale Ge- 
meinschaft eines Volkes ausmachen. Befaßt man 
sich im jetzigen Stadium damit, so werden diese 
Gefühle erregt und ziemlich sicher ein starker 
Widerstand gegen den Gedanken der Westunion 
hervorgerufen. Eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den bestehenden Regierungen gewährt die 
meisten praktischen Vorteile des Staatenbundes, 
ohne daß die Frage der Übertragung der natio- 
nalen Eigenstaatlichkeit erörtert wird. Nicht nur 
das: Wenn eine solche Zusammenarbeit erreicht 
worden ist, wenn wir uns an sie gewöhnen und 
wenn ihre praktischen Vorteile sich zuerst er- 
weisen, dann kann man die Frage der nationalen 
Eigenstaatlichkeit in einer viel günstigeren At- 
mosphäre aufwerfen (wenn man sie überhaupt 
noch aufzuwerfen braucht). Heute ihre Übertra- 
gung zu fordern, da wir gerade erst anfangen, 
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enger miteinander zu arbeiten, heißt das Volk 
auffordern, seine Unabhängigkeit preiszugeben, 
bevor es die Vorteile sehen kann, die es für diese 
Preisgabe erhält. Ein symbolischer Verzicht auf 
nationale Eigenstaatlichkeit im jetzigen Stadium 
nützt nichts, ändert nichts an den schwierigen 
wirtschaftlichen und militärischen Tatsachen, 
schafft nicht über Nacht neue Hilfsquellen an 
Reichtum, Arbeitskraft, Kohle und Stahl und be- 
seitigt nicht die Schwierigkeiten der Zusammen- 
arbeit. 


Die schwierige Kunst der Zusammenarbeit 


Es könnte im Gegenteil, wie ich schon sagte, die 
Schaffung eines westlichen Staatenbundes die 
Zusammenarbeit im Wiederaufbau erheblich hem- 
men, wenn eine schwache und unerfahrene Re- 
gierung eingesetzt wird und sich in die nationalen 
Pläne einmischt, wenn Tatkraft und Geldmittel 
von der Ausführung dieser Pläne abgelenkt wer- 
den und wenn ein Widerstand geweckt wird, der 
sonst mit der Zeit verschwinden würde. In den 
zwanziger Jahren nahmen viele Staaten mit Be- 
geisterung demokratische Verfassungen an, die 
auf dem Papier viel demokratischer waren als die 
der alten Demokratien Großbritannien, Holland 
und Belgien. Nur wenige dieser Verfassungen be- 
standen länger als ein Jahrzehnt, woraufhin die 
betreffenden Völker die Demokratie beschuldig- 
ten. Statt dessen hätten sie ihrer Anschauung die 
Schuld geben sollen, die sie glauben ließ, daß 
papierene Verfassungen allein Zurückhaltung und 
Duldsamkeit, die schwierige Kunst der Zusam- 
menarbeit und Selbstverwaltung lehren könnten. 
Ohne diese sind aber die ausgeklügeltsten Über- 
einkommen auf dem Papier wertlos, Ich glaube, 
dasselbe gilt auch in bezug auf die Westunion. 
Die Ausarbeitung föderalistischer Verfassungen 
und die Diskussion über die Eigenstaatlichkeit 
werden die Westunion eher hemmen als fördern, 
bis wir gelernt haben, das Verfahren der inter- 
nationalen Zusammenarbeit zu handhaben. 

Vortrag im Europadienst der BBC, London, No- 
vember 1948. Übersetzung des Europa-Archivs. 
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Alan Bullock wurde 1914 geboren. Er studierte in 
Oxford und war während des Krieges Sprecher des 


. Europadienstes der BBC. In dieser Zeit gab er regel- 


mäßig politische Kommentare zu europäischen Pro- 
blemen. Seit dem Jahre 1945 lehrt er an der Universität 
Oxford moderne englische und europäische Geschichte. 
Im Jahre 1948 hielt Bullock verschiedene Gastvorlesun- 
gen in der Tschechoslowakei und Österreich. Sein letz- 
ter Besuch in Deutschland fand im Jahre 1945 statt. 


1851 


AH ee ne 


_ POLITISCHES ARCHIV 


5. FEBRUAR 1949 


Wahlgesetze und Wählerstruktur in Frankreich 


Eine Analyse der französischen Wahlen seit dem Kriege 
Von Peter Leopold, Paris 


Die innenpolitischen Ereignisse in Frankreich stehen im Schnittpunkt vieler Probleme, 
die heute brennend sind, mögen sie nun Atlantikunion oder Westpakt, vereinigtes Europa 
oder Ausdehnung des kommunistischen Einflusses in der Welt heißen. Vor den Problemen 
der Außenpolitik und den Schwierigkeiten, .denen liberal-kapitalistische Wirtschaftsformen 
in kriegszerstörten, von zahlreichen Handels- und Zollgrenzen zerschnittenen und zu 
kleinen Wirtschaftsräumen begegnen, regen sich auch in Frankreich Kräfte, die autoritäre 
Lösungen suchen. Damit ist auch dort auf beiden Flügeln der politischen Arena die Frage 
nach der liberalen Demokratie und nach der Organisationsform des politischen Lebens 
überhaupt gestellt. So ist es natürlich, daß die Beobachter nicht nur den Inhalt des Kom- 

. munismus und des Gaullismus in Frankreich zu ergründen suchen, sondern auch an ihrem 
Umfang wesentlich interessiert sind und die Zahl der eng, in allen Lagern der fran- 
 zösischen Politik abzuschätzen suchen. 

Dafür unentbehrliche Unterlagen sind nachstehend zusammengestellt, indem die 
wichtigsten Abstimmungsergebnisse der Nachkriegszeit mit den Vorkriegsergebnissen 
verglichen werden. Gleichzeitig werden die in diesem Zusammenhang wichtigsten Bestim- 
mungen der französischen Verfassung im weiteren Sinne, d.h. der Staats- und Gemeinde- 
verfassung und der einschlägigen Wahlgesetze der Nachkriegszeit zusammengefaßt und 
im politischen Zusammenhang gezeigt. Der Einfluß der Wahlgesetze auf die Wahlergeb- 
nisse und auf die Zusammensetzung der regierenden Körperschaften wird zahlenmäßig 
erfaßt. Dieser Einfluß der Wahlgesetze, die sich in rascher Folge änderten und selbst ein 
Ergebnis der wechselnden politischen Kräfteverhältnisse darstellen, kann in seiner Bedeu- 
tung für die richtige Einschätzung der Wahlergebnisse nicht genug hervorgehoben werden, 
ist.es doch oft weit mehr ein geändertes Wahlgesetz als ein wesentlicher Umschwung in 
der Bevölkerung, der die Kräfteverhältnisse im französischen Parlament oder in den 
Selbstverwaltungskörperschaften einschneidend verändert und dadurch in der Welt den 
Eindruck der Labilität der Dinge in Frankreich erzeugt. 

Nachstehend gehen wir in erster Linie auf die Verhältnisse in Frankreich selbst ein 
und streifen die Wahlen in Übersee nur, wo ebenfalls Vertreter in die Nationalversamm- 
lung und den Rat der Republik entsandt werden. Die Verhältnisse dort sind so verschieden 
von denen in Frankreich selbst, das Verhalten von Wählerschaft und Abgeordneten 
selbst bei den Parteien, die sowohl in Frankreich wie in Übersee bestehen, so abweichend 
voneinander, daß eine gesonderte Betrachtung der Verhältnisse in Übersee erforderlich 
wäre und der Zusammenzählung der Abgeordnetenstimmen auch bei straff organisierten 
Parteien nur ein begrenzter Sinn zukommt. 


Die Wahlen zur Nationalversammlung 


Die letzten Parlamentswahlen vor dem Kriege kriegswahlen vom April und Mai 1936 an die 


Ein Vergleich der Vorkriegs- und Nachkriegs- 
wahlen mit dem Ziel, etwas über die Entwicklung 
der Einstellung der Wählerschaft zu erfahren, ist 
aus einer ganzen Reihe von Gründen schwierig. 
Wir weisen nur auf die Änderung des Wahl- 
gesetzes, die Einführung des Frauenstimmrechts 
und die Änderung der Parteibezeichnungen und 
teilweise auch der Parteistrukturen hin, die be- 
reits einen rein ziffernmäßigen Vergleich ver- 
bieten. Tabelle I gibt daher für die letzten Vor- 
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Namen der Parteien, die Anzahl von Abgeordne- 
tensitzen, die jede errang, und die Anzahl von 
Wahlbezirken, in denen die betreffende Partei 


mindestens einen Sitz erzielte; diese Ziffer erlaubt: 


es, sich eine erste Vorstellung von der geographi- 
schen Verbreitung der Wähler der betreffenden 
Partei zu bilden. Die Kandidaten stellten sich 
damals den Wählern unter 19 verschiedenen Par- 
teibezeichnungen vor, zu denen noch eine Anzahl 
von mehr oder minder isolierten Kandidaten, Ein- 
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enten, kam. near 
tellte das europäische Frankreich 598 Parla- 
“  mentsabgeordnete. 


I. Ergebnisse der Kammerwahlen im April-Mai 


1936 
= Anzahl | Anzahl 
Parteibezeichnung Fee kre Be Sn 
neten |denen sie 
_ | stammen 
Kommunistische Partei (Parti Com- 
muniste) (davon in Paris und Vor- 
orten 41 Abgeordnete) . . ...—. 72, 26 
Proletarische Einheitspartei (Unite 
- proletarienne) . 7 % 
Sozialistische Partei (Parti. socialiste, 
Section Frangaise de 1'Internatio- 
nale Ouvriere, SFIO) (davon in 
‚Paris und Vororten 4 Abgeordnete) 145 61 
Andere . Sozialisten (Socialistes in- 
GEHENAanISP ne Eee. 2 2 
Radikalsozialisten (P: (Parti radical et 
radical-socialiste) . . 104 SER 
Partei Camille Pelletan (Parti "Camille 
Pelletan) . . DR a 1 
Junge Republik zine Reeinreue) 3 3 
Volksdemokraten (Democrates popu- 
laires, ab 1945 Republikanische Volks- x 
bewegung, Mouvement Republicain 
Populaire, MRP) . 11 8 
Unabhängige Linke (Gauche indöpen- 
dante), ... Bra z 
Unabhängige Fadikale Partei Car 
° radical independant) . . .. 26 21 
Linksrepublikanische Partei 
(Parti republicain de gauche) . . . 68 45 


Sozialistische und republikanische 
Vereinigung (Union socialiste et 
Krepublicane)et. N. Ale. 2? 22 


Demokratisch-republikanische Ver- 
einigung (Union republicaine demo- 


cratique) . : 80 43 
Unabhängige und nationale Republi- 
 kaner (Republicains an 
et nationaux) s 12, 8 
Konservative (Conservateurs) Ef 4 
Agrarpartei (Parti agraire). . .... 3 2 
Volks-Aktion (Elsaß- en): a 
tion populaire) . . 13 3 
Frontisten (Parti frontiste) el 1 
Verschiedene RER RERENO 8 
Gesamtzahl der nen BERRUH9S 


Auffallend war bereits damals die starke Zer- 
splitterung der französischen Rechten. Die katho- 
lische Christlich-Soziale Partei stand erst in ihren 
Anfängen; ihre Anhänger nannten sich Volks- 
demokraten; bei Kriegsende entstand aus ihr die 
Republikanische Volksbewegung. Die Sozialisten 
waren damals in Paris besonders schwach, was 
mit Schwierigkeiten zusammenhing, die diese Par- 
tei mit ihrer Seine-Föderation hatte und die zum 
Auftreten der Proletarischen Einheitspartei führ- 
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ıd Wählerstruktur in Fran reich 


‚ten. Die Kommunisten Handen über die Hälfte 
ihrer Abgeordneten in Paris und Vororten, ein 


Bild, das sich seither durch Ausbreitung dieser 
Partei auf dem Lande geändert hat. Bei den Radi- 
kalsozialisten fällt im Gegensatz zu dieser Kon- 


zentrierung der Anhängerschaft bei den Arbeiter- 
parteien in den volkreichen Zentren (auch bei 


der SFIO verteilten sich die 145 Abgeordneten 


nur auf 61 Wahlkreise) auf, wie stark sie über 
das ganze Land verstreut waren. Sie verfügten 

über ein Drittel weniger Abgeordnete als die 
SFIO, die sich aber. auf fast ebensoviele Wahl- 
kreise verteilten. Bei Betrachtung im einzelnen 
würde dieses Bild noch klarer hervortreten. Wir 


unterstreichen diese Verhältnisse hier, da ihnen 
bei den Wahlen 1945/46 infolge der Eigenschaf- 
ten des Nachkriegswahlgesetzes eine sehr große 
Bedeutung zukommen sollte. 


Die Wahlgesetze für die Wahlen zur National- 


versammlung seit 1945 
Das Gesetz für die Wahlen zur ersten Natio- 
nalversammlung nach dem Kriege wurde am 
17. August 1945 von General de Gaulle verab- 
schiedet. s 
Die geographische Einheit für die Wahlen bil- 


deten im Prinzip die 90 Departements. Jedes De- 
partement erhielt mindestens zwei Abgeordnete. 


Falls in dem Departement bei der Volkszählung 


von 1936 mehr als 125000 Einwohner französi- 


scher Nationalität vorhanden waren, erhielt es 


einen dritten Abgeordneten, ab 225000 einen 
vierten usw. Bei mehr als 825000 Einwohnern 


wurde das Departement in mehrere Wahlkreise 
aufgeteilt, von denen jeder seiner Bevölkerung 


im Jahre 1936 entsprechend drei bis neun Abge- 
‚ordnetensitze erhielt. Lediglich im Departement 


der Seine (Paris) durfte bei entsprechender Be- 


völkerungszahl ein Wahlkreis bis zu zehn Abge- 
ordneten erhalten. So ergaben sich für die Wahlen 


vom Oktober 1945 522 Sitze. 


Zu den Wahlen vom 10. November 1946 wurde 
die Anzahl der Abgeordnetensitze durch ein Ge- 


setz vom 5. Oktober 1946 zugunsten der vorher 
am stärksten benachteiligten Gebiete auf 544 er- 
höht, von denen etwa 75 auf Paris und Umgebung 
entfallen. 


' Die Bestimmung, daß auf die ersten 100000 Ein- 


wohner zwei Abgeordnete entfallen, aber nur 
einer auf jede weiteren 100 000 (wobei allerdings 
ab 25 000 auch die angefangenen 100 000 zählen) 
bevorzugt natürlich etwas die schwächer bevöl- 
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\ b 
Stimmberechtigte an ä 
jn 1000 in 1000 
493 37,8 
47,3 38,6 
46,1 36,0 


‘Von diesen Mittelwerten wichen die tatsäch- 
n Ziffern i in den einzelnen Departements aber » 
eblich ab. Bei den Wahlen im Juni 1946 ge- 


in den folgenden Departements über einen 
ordneten zu verfügen: Basses-Alpes, Hautes- 
lpes, Ariege. Aube, Belfort, Corse, Gers, Lot, 
ozere, Haute-Marne und Tarn-et-Garonne. Da- 
en waren mehr als 42.000 abgegebene Stim- 
n erforderlich, um in den folgenden Departe- 
5 über einen Abgeordneten zu verfügen: 
is er Haute-Garonne, Gironde, Sets Lois: 


teilweise ausgeglichen, doch lagen die Zif- 
ın für die Departements 'Nord, Pas-de-Calais, 


jenüber einem Landesmittel von 36 000. 
ies bedeutet also eine Benachteiligung der- 
igen Parteien, deren Anhängerschaft sich be- 
son ders in den ‚volkreichen Gegenden befindet; 
‚ei den Wahlen 1945/46 waren dies die Arbeiter- 
a ‚parteien, SFIO und Kommunisten. } 

+ 


Für die Zuteilung der Abgeordnetensitze an die 
einzelnen Kandidaten oder genauer an die Listen 
der Kandidaten bestimmt das Gesetz ein Verfah- 
. ren, das in starrer Listenwahl innerhalb jedes 
 Wahlbezirks dafür sorgt, daß jeder Abgeordnete 
' im Mittel eine möglichst hohe Zahl von Wähler- 
stimmen vertritt: Proporz mit höchste” mittlerer 
vertretener Stimmenzahl. 

Jeder Kandidat muß auf einer Liste stehen, die 
so viele Namen aufweisen muß, wie dem Wahl- 
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ben. Der Wähler kann sich nur für die eine oder 
andere in seinem Wahlbezirk eingereichte Liste 
‚entscheiden, aber weder Namen streichen noch 
hinzufügen, noch die Reihenfolge der Kandidaten 


ändern (für die Wahlen vom 10. November 1946 


wurde die Änderung der Reihenfolge im Prinzip 
zugelassen, da jedoch insgesamt nur 1,75°/o und 
nirgends auch nur 7°/o der Wähler von dieser 
Möglichkeit Gebrauch machten, blieb diese ohne 
praktische Folgen). 

Die Anzahl der im Wahlbezirk gültig abge- 
gebenen Stimmen wird durch die Anzahl der dem 
Bezirk zustehenden Abgeordneten geteilt, und 
jede Liste erhält zunächst soviel Sitze, wie sie ein 
Vielfaches der so gefundenen Ziffer an Stimmen 
erhalten hat. Bleiben dann noch Sitze zu ver- 
teilen, so sieht man nach, wieviel Wähler jeder 
Abgeordnete einer Liste im Mittel vertreten 
würde, wenn die betreffende Liste einen weite- 
ren Sitz zugeteilt erhielte. Es erhält dann die- 
jenige Liste den Sitz, auf deren Abgeordnete im 
Mittel die höchste Zahl von Wählerstimmen ent- 
fällt. Im Bedarfsfalle wird das Verfahren fort- 
gesetzt, bis alle Sitze verteilt sind. 

Bei Tod, Rücktritt oder Ausfallen eines Abge- 
ordneten aus irgendeinem anderen Grunde folgt 
ihm der nächste Name auf der Liste. Weist die 
Liste keine Namen mehr auf, so bleibt der Sitz 
leer; Nachwahlen finden also nicht statt. : 

Dadurch, daß .die Wahlen völlig auf die Ver- 
tretung der geographischen Einheiten der De- 
partements bzw. der Wahlkreise aufgebaut sind, 
wird keine über deren Grenzen hinausgreifende 
Verrechnung der Reststimmen vorgenommen, die 
also verlorengehen. Dies begünstigt die Parteien, 
deren Wählerschaft dicht beieinander wohnt — 
bei den Wahlen 1945/46 waren dies insbesondere 
die Arbeiterparteien —, während die Radikal- 
sozialistische Partei benachteiligt war (vgl. Ta- 
belle I). Die Anzahl der im Parlament ohne Ver- 
tretung gebliebenen Wähler und die im Mittel 
zur Erringung eines Abgeordnetensitzes nötig ge- 
wesene Stimmenzahl zeigen die Tabellen IV 
und V. 


Die Wahlbeteiligung MER 
Eine Gruppe von Wahlberechtigten war oft grö- 


Ber als jede der einzelnen politischen Parteien, 
nämlich die Gruppe der Nichtwähler. Die Aufstel- 
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_ zentsatz sogar. Es ist a daß ein lie Prozent- 
‚satz auch eine politische Erscheinung darstellt. 
Unterschlagung der Wahlenthaltungen in den 
R Statistiken (sie wird gewöhnlich in der Form vor- 
; _ genommen, daß die von einer Partei gewonnenen 
' Stimmen in Prozent der abgegebenen Stimmen 
_ ausgedrückt werden) fälscht daher das Bild völlig. 
Wir geben daher überall N den Prozent- 


III. Die Stimmenthaltung in Frankreich seit dem Ersten R Weltkriege 


wonnenen Sitze hält. 


er 3 Stimm- . | Stimmenthaltun 
. Zeitpunkt SR Art der Volksbefragung berechtigte R 
d | in 1000 | in 1000 | mr) 
N November 1919 Kammerwahlen 11.049 "3247 
Be Mai 1924 s 11.070 1879 
R: April 1928 TB 11 396 1848 
Mai ‚1932 EKE 11 562 1910 
Bi! Mai 1936 En 11 768 1830 
21. Oktober 1945 (1) 1. Volksentscheid - 24 623 4969 
n RE TEN Aug Wahlen zur 1. Verfassunggebenden National- 
i Eh versammlung 24 623 4965 
5.Mai 1946 2. Volksentscheid ; 24 657 4762 
2. Juni a Wahlen zur 2 Verfassunggebenden National- 
) versammlung 24 697 4482 
13. Oktober N 3, Volksentscheid 25 073 7880 
10.November $„, Wahlen zur Nationalversammlung 25052 ı 5487 
| 2A ” Wahlen ersten Grades 
Re _ (zum 1.Rat der Republik) 25 044 6943 


(1) Einführung des Frauenstimmrechts. 


Der Prozentsatz der Wahlenthaltungen aus un- 
politischen Gründen (Krankheit, Reisen, Änderung 
‘des Wohnsitzes seit Aufstellung der Wählerlisten, 
fehlerhafte oder irrtümliche Eintragungen, noch 
nicht gestrichene Verstorbene, Eintragung am Ge- 
burtsort bei Volljährigwerden junger Leute, die 
gerade Militärdienst leisten, also kein Wahlrecht 

haben, usw.) wird auf 8 bis 10 %/o geschätzt. Soviel 
Prozent müßte man also von der letzten Spalte der 
Aufstellung III überall abziehen, um die „Partei 

- der Nichtwähler“ zu erhalten. Der Anteil der 
Partei der Nichtwähler wird zwischen äußerst 6°/o 
und 24°/o.geschwankt haben. Die Zahl der Stimm- 
enthaltungen lag nach dem Kriege zunächst um 
etwa 4°/o höher als vorher. Leider fehlt jede 


Unterlage darüber, wieweit dies etwa auf un- 


vollständige Nachführung._ der Wihlerlisten in- 
folge der fünf Kriegsjahre oder auf die Einfüh- 
rung des Frauenstimmrechts zurückzuführen ist. 
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(*) Diese Prozentzahlen beziehen sich auf alle Wahlberechtigten. 


mit Busgespro nen land wirtschafthi@ien Charak 


Ab Oktober 1946 liegen außerdem zwe 
politische Gründe für das starke Anwachsen 
Stimmenthaltungen vor; das Studium de sti 


1946 weisen die folgenden Depaeen 1; 
höchsten Prozentsätze (mehr als 25/0) auf: Corse, 
Creuse, Gers und Isere. Das sind aber Gegenden 


haltung (weniger als 15/0) sind: Nord, Pas “ 
de Calais, Seine, Seine-et-Oise und Somme, d. h P 

Paris und Umgebung und das Industriegebiet in N 
Nordfrankreich, also Gegenden, die ganz ausge- 
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. sprochen industriellen oder städtischen Charakter 


a a) a DR 
De Ay 


aufweisen. 

Bei dem dritten Volksentscheid schwankt die 
Zahl der Stimmenthaltungen zwischen 18°/o im 
Norden und 55° in Korsika. Uber 40° Stimm- 
enthaltungen waren in den folgenden Departe- 


ments zu beobachten: Ain, Basses-Alpes, Hautes- 


Alpes, Ariege, Corse, Creuse, Dröme, Gers, Isere, 


h Puy-de-Döme, Hautes-Pyrenees, Bas-Rhin, Savoie 


und Haute-Savoie. Die meisten dieser Departe- 
ments liegen in gebirgiger Gegend; dort dürften 


Gebiet 


_ PROBLEME DER EUROPÄISCHEN FRIEDENSORDNUNG 


die in der vorgeschrittenen Jahreszeit schwieri- h. 
gen Verkehrsverhältnisse zu der geringen Wahl- 
beteiligung beigetragen haben. 


E13 


Ergebnisse der Wahlen vom .21. Oktober 1945 
zur Nationalversammlung 
Bei den Wahlen im Oktober 1945 tauchten über 
120 verschiedene Parteibezeichnungen auf, deren 
Wähler und Abgeordnete die Tabelle IV in elf 
Gruppen zusammenfaßt. 


IV. Ergebnisse der Wahlen vom 21. Oktober 1945 zur Nationalversammlung 
| 


mm —TTTTTTT7TTT777/ qq mm 


. Frankreich (France Metropolitaine) 
Übersee (France d’Outre-Mer) . 


Zusammen (Union Frangaise) 


Wahlberechtigte Wähler ° Gültige Stimmen 
24 622 862 19 657 603 19 189 799 
2.792.972 1 623 284 1589 159 
27 375 434 21 280 887 20 778 958 


Wahlergebnisse in Frankreich 


Durch Abge- 
2, ordnete ver- Abgeordnete 3 Ab 
g eläne N einen ge- 
© Wähler Anz 0% ordneten 
in 1000 in 1000 
1 4795 148 28,4 32,4 
2 4436 134 25,6 334 
3 248 8 1,98. 31,0 
4 122 4 0,76 30,5 
5 447 19 3,64 2375 
6 108 4 0,76 27,1 
7 4534 141 27,0 32.2 
8 211 7 1,34 30,1 
) 109 4 0,76 27,2 
10 1723 51 9,75 33,8 
11 58 2 0,38 "28,8 
Zusammen 16782 522 100 32,1 


4 N mm mm 7 ssysuutttttoozzjzjzjzz 


Wähler auf| Verlorene 


. Wähler insgesamt 


Rest- — ; 

j in 0 auf einen 
stimmen ee Abgeordneten 
in 1000 | in 1000 (92 09 non 

210 5005 20,3 26,0 33,8 
126 4 561 18,5 23,8 | 34,0 
196 A4A EST 2,3 358 
91 212 0,86 11 53,1 
859 1 306 3,30 6,8 68,8 
61 169 0,69 0,9 42,2 
246 4 780 19,4 25,0 33,9 
70 281 1,14 1,5 40,2 
28 137 0,56 0,7 34,2 
404 2128 8,63 11,2 41,7 
107 165 0,67 0,9 (82,5) 
2398 19 189 77,9 100 36,8 


(*) Diese Prozentzahlen beziehen sich auf alle Wahlberechtigten. 
(**) Diese Prozentzahlen beziehen sich auf alle gültig abgegebenen Stimmen. 


Gruppe 1 enthält die Listen der Kommunisti- 


schen Partei und Listen verschiedenartiger Zu- 


sammensetzung mit, kommunistischer Vorherr- 


N schaft. 


Gruppe 2 umfaßt die Listen der sozialistischen 
Partei SFIO und Listen verschiedenartiger Zu- 
sammensetzung mit sozialistischer Vorherrschaft. 

Gruppe 3 enthält die Listen der demokratischen 
und sozialistischen Widerstandsbewegung (UDSR 
— Union democratique et socialiste de la Resi- 
stance) der Jungen Republik und weitere Listen 
der Widerstandsbewegung mit ausgesprochen lin- 
kem Programm. Insbesondere aus der UDSR bil- 
dete sich jedoch später die gaullistische Gruppe. 
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Gruppe 3 umfaßt etwa zehn Listen verschiedener 
Namen. Ein Teil der Anhängerschaft schien von 
der Auflösung der Radikalsozialisten herzurüh- 
ren, ein anderer Teil von den vor dem Kriege er- 
folgten rechten Abspaltungen der SFIO. 

Gruppe 4 enthält die Nachkriegsspaltungen von 
der SFIO (Unabhängige Sozialisten — eine Be- 
zeichnung, die in gar keiner Weise zu einem Ver- 
gleich mit der früher in Deutschland so bezeich- 
neten Gruppe verleiten darf) und die Anhänger 
Paul Faures (demokratische Sozialisten) usw. 

Gruppe 5 enthält die radikalsozialistischen 
Listen und gemischte Listen unter radikaler Vor- 
herrschaft. 
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inke unabhängigen Linken 
_ und Radikalen. Die Wählerschaft dieser Gruppe 
hatte noch radikalen Charakter, stand jedoch be- 
reits weiter rechts als die Wähler der vorauf- 
gehenden Gruppe. 

Gruppe 7 umfaßt die Listen der katholischen 
‚ christlichsozialen Republikanischen Volksbewe- 
gung (MRP) und einige wenige ihnen nahe- 

stehende Listen. k 


Gruppe 8 umfaßt etwa fünfzehn mehr oder 
minder bunt zusammengestellte Listen, deren 
.beherrschendes Element jedoch Leute sind, die 
von der demokratischen Allianz oder rechten 
Vorkriegsgruppen herkommen. Viele ihrer Ele- 
mente hätten sich auch in die Gruppe 6 oder um- 
. gekehrt in die weiter rechts stehende Gruppe 10 
einreihen lassen, und nachdem bei den folgenden 
Wahlen diese Listen verschwunden waren, dürfte 
sich die Anhängerschaft entsprechend aufgeteilt 
' haben, wobei der größere Teil zur Republikani- 
schen Freiheitspartei und den Konservativen, ein 
‚ kleinerer Teil zur Republikanischen Volksbewe- 
gung und einige auch zur Sammlung der Linken 
gingen. 

Gruppe 9 umfaßt die Listen der Agrarier, ge- 
‚nannt Bauernpartei. Diese Listen standen überall 
der nächsten Gruppe 10 sehr nahe, insbesondere 
dann, wenn das landwirtschaftliche Element nur 
einen Teil der Kandidaten stellte. 


Gruppe 10 enthält fast dreißig verschiedene 
Listennamen mit stark gemischter Besetzung, 
deren Spitzenkandidaten jedoch in erster Linie 
von der früheren URD oder den Konservativen 
oder von ihnen nahestehenden Leuten herkom- 
men, die sich 1945 unter der Bezeichnung Ehtente 
republicaine zusammengefunden hatten. Die Ein- 
reihung der unter dieser Bezeichnung auftreten- 
den Listen machte zuweilen Schwierigkeiten, da 
sie an manchen Stellen wesentlich aus Radikal- 
sozialisten zusammengesetzt waren. Sinngemäß 
sind dann die Ziffern unter 6 oder 8 eingereiht 
worden. Die Gruppe 10 umfaßt so im wesentlichen 
die alte französische konservative Rechte mit 
ihrem „liberalen“, d. h. planfeindlichen und ratio- 
nierungsfeindlichen Wirtschaftsprogramm. 

Gruppe 11 schließlich umfaßt die Bezeichnun- 
gen, die sich unter die vorstehenden Gruppen nicht 
einreihen ließen. Teilweise sind es Gruppen mit 
einem politisch klaren Gesicht, aber so unbedeu- 
tend, daß ihre getrennte Behandlung nicht lohnt 
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RO N 
und Wählerstruktur in Fr 


(Internationalistische kommunistische Partei — 


meist „Trotzkisten“ genannt —, Monarchistische 


‚ Union, Föderativbewegung, Bürgerliche Aktion 


der Kriegsgefangenen usw.), teilweise Listen mit 


derartig undurchsichtigen Bezeichnungen, daß man 


keine begründeten Vermutungen über die Zu- 
sammensetzung der Wählerschaft, 


Tabelle IV berechnete Ziffer nicht viel Sinn; sie 
wurde daher in Klammern gesetzt. 


Die Tabelle IV zeigt die verhältnismäßige 
Stärke der Gruppen und die verschiedenartige Aus- 


wirkung des Wahlgesetzes bei großen und klei- 


nen Parteien über den Verlust der Reststimmen 


(6. Spalte) auf die Anzahl der Stimmen, die im 
Mittel zur Gewinnung eines Abgeordnetensitzes 


erforderlich waren. Durch Vergleich mit dem Mit- 


telwert von 36 762 Stimmen ergibt sich sofort, 


daß nur die Gruppen 1, 2 und 7 (Kommunisten, 
‚ Sozialisten und MRP) bevorzugt wurden, die sich 
mit 33819, 34040 und 33903 Stimmen Sitze sichern 
konnten, während alle übrigen kleineren Gruppen 


benachteiligt wurden. 5 


Ergebnisse der Wahlen vom 2. Juni 1946 
zur Nationalversammlung 


Bei den Wahlen im Juni 1946 tauchten etwa 60. 


verschiedene Listenbezeichnungen auf, die in Ta- 


belle V zu sechs Gruppen zusammengefaßt werden. 
Die Gruppen I, II und IV (Kommunisten, Sozia- 
listen SFIO und Republikanische Volksbewegung) 
decken sich ziemlich genau mit den entsprechen- 
den Gruppen 1, 2 und 7 der Tabelle IV. 
Gruppe III dagegen umfaßt etwa zehn Listen, 
die in der Sammlung der Linken ein Wahlbündnis 


abgeschlossen haben oder deren Wählerschaft 


doch eine gleichartige Zusammensetzung auf- 
weist. Im großen und ganzen dürften wir hier die 
Elemente wiederfinden, die im Oktober in den 


Gruppen 3, 4, 5 und 6 auftauchten. Von den Grup- 
pen 3 und 4 dürften 1946 manche Stimmen den 


sozialistischen Listen zugeflossen sein, von Gruppe 
6 dem RPF oder den Gruppen V und VI. 

Gruppe V/VI enthält die Listen der Bauern- 
partei und der Republikanischen Freiheitspartei 
nebst allen anderen Listen der Rechten, soweit 
sie nicht zum MRP gezählt wurden. Diese Gruppe 
umfaßt über dreißig verschiedene Parteibezeich- 
nungen, die sich jedoch alle um Elemente scharen, 
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die dafür 
stimmte, aufstellen kann. Auf die letzte Gruppe 
entfielen überdies nur wenig Stimmen. Mit Rük- 
sicht auf die völlige innere Verschiedenheit die- 
ser Gruppe hat hier die in der letzten Spalte der ER 


2 a en 


u 


7 k 


le | vom 2; Juni 1946 zur 2. Vertassunggebenden Nationalversammlung _ Wahlen vom 10. November 1946 zur Nationalversammlung 


5 = Wahl- TR Gültige ; Fuge Wahl- =E Gukı 

- ebiet | berechtigte ‚Wähler | gutige 2% gebIet a Wähler < | er 
Frankreih . 24690289 20185155 19869668 | Frankreich . 25063223 19604213 19203 706 
Übersee . . 2844522 1636745 1609475 en Übersee . . 3604889? 1922305 1 890.005 


Zusammen 27534811 21821900 21479103 ° Zusammen 28 668 110 21526518 21093711 


nn n ee en 


Wahlergebnisse in Frankreich | Wahlergebnisse in Frankreich 


j Daran än: ITS ve er Ver- Wähler insgesamt ie Abgeordnete er Verlorene Wähler insgesamt 
® geordnete | geordnete | einen Hk m —  oordnete Keinen] Koptebiiamen.] 77 - - 
Gruppe EI a FR Ab- Be ee ee aufeinenf ver ——— | Ab- auf 
2° Wähler sort a 4 Io Abge- | tretene | „ geord- | einen 
une neten in 1000 |——7——| orduetenf Wähler en "07, ‚| neten Jin 1000107, (a)| 12 1000 Abg. 
in 1:000fin 1.000 (*) | **%) | inı000 | in 1000 in 1000| | CN 000 


t 4930 146 27,9 33,8 169 5199 21,0 26,2 35,6. 5383 166 30,5 324 107 0,6 5489 21,8 28,6 33,0 
Sozialisten SFIO 3 


und nahestehende en N = =e 
3959 115 22,0 344 229 4188 16,9 21,1 36,4 306A 90 166 341 368 19 3432 13,7 17,9 38,1 


listen, UDSR und - 
 nahesteh. Listen) 1224 39 7,45 31,4 1071 225 93 11,5 588 | 1734 55 11 316 647° 34 2381 9,5 12,4 43,4 
. VII : z i 1899 600° 11,0 "357 795 42 2694 10,7 14,0 45,0 


[au Zee Bee 


_ Republikanische 2 
 Volksbewegung 
(katholisch christl.- 


sozial) und nahe- : i : 
stehende Listen . 5421 160 30,6. 338 168 5589 226 28,1 34,9 4896 158 29,0 31,0 162 08 5058 20,2 26,4 32,0 
I "Bauernpartei (kon- 5 212: 8.022147..363.%©17 0%. 29209 12 2086 


‚servativ) u. nahe- aa : 


& tehende :Listen . , 
Ivy nn... sur 2089 62 119 331 49 2539 10,3 12,8 41,0 2240 - 70 1289 8320 226 1.2 2466 9,3 19,9 36,3 
| En Ve Republikanische 

 Freiheitspartei u. a ä Sr i 

nahesteh. Listen j i 2028 62 114 327 209 11° 2237 89 11,7 36,0 


Gaullistische Ver- Eye ; x 2 
einigung u. Grup- N : f 

pen unter gaul- 

listischer Führung 

- Verschied. Listen . 
Zusammen 17 682 522 100 33,9 2197 


) iese Prozentzahlen beziehen sich uf alle: Wahlberechtigten. Bea “ .@& rn Prozent ‚aller. ‚abgegebenen Stimmen. 
‚abgeg nn He über den oben mitgeteilten, vom Innenministe- 


nb leibt unter */2%/o, ist also hier uone knlln: 


69 028 0,3 SS 64 03 64 0,26 0,3 


19 Bra) 80,5 100 381 ae 17 481 544 100 321 1722 90 19203 76,6100 35,4 


Februar 1949 
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Wahlgesetze und Wählerstruktur in Frankreich 
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die von der URD oder der konservativen Reh- 
ten herkommen; sie entspricht den früheren Grup- 
pen 9 und 10 und einem Teil der Gruppe 8. 

Die Gruppe VIII umfaßt wie vorher die Gruppe 
11 die Listen, die sich oben nicht einreihen lie- 
ßen. Die Anzahl der hierher verwiesenen Listen 
hat erheblich abgenommen, weil einmal ein Teil 


Phantasiebezeichnungen verschwunden ist, dann 


die aus der Widerstandsbewegung stammenden 
vielfältigen Listen mit der Zeit natürlich ver- 
schwinden und schließlich das für Splitterparteien 
ungünstige Wahlgesetz manche veranlaßt hat, 
sich größeren Gruppen anzuschließen. 


Ein Ergebnis dieser Wahl ist, daß nur noch zwei 


„große” Parteien übrigbleiben, ?'e aus dem Wahl- 
gesetz Nutzen ziehen, nämlich die Kommunisten 
und das MRP, während der Stimmenverlust der 
Sozialisten diese des Vorteils beraubt, den sie 
aus dem gleichen Grunde noch bei den vorauf- 
gehenden Wahlen hatten, so daß sich dieser 
Stimmenverlust von 10,7 Prozent in einem Man- 
datsverlust von 14,2 Prozent auswirkt. 


Ergebnisse der Wahlen vom 10. November 1946 
zur Nationalversammlung 
Zu den Novemberwahlen 1946 bewarben sich 
erneut nicht weniger als 86 verschieden benannte 


_ Listen um die Stimmen der Wähler. Die in Tabelle 


V vorgenommene Einteilung stimmt im großen 
und ganzen mit der Einteilung überein, die für die 
Darstellung der Ergebnisse der Juniwahlen be- 


nutzt wurde. 


Für die konservative Bauernpartei und die ihr 
nahestehenden Listen wurde jedoch eine geson- 
derte Reihe benutzt, da ihre Bedeutung inzwi- 
schen gewachsen war. Diese Gruppe zog offenbar 
in doppelter Hinsicht aus dem Wahlgesetz Nutzen: 
ihre Anhänger finden sich in schwächer besiedel- 
ten Gebieten und in einigen Wahlkreisen kon- 
zentriert, so daß weniger Stimmen als bei allen 
anderen Gruppen zur Erreichung eines Abgeord- 
netensitzes genügten. Zur Erleichterung des Ver- 
gleichs mit‘ den Juniwahlen fassen die klein ge- 
druckten Ziffern wieder die Ergebnisse für alle 
Gruppen zusammen, die der alten Rechten ent- 
sprechen. 

Für die gaullistische Vereinigung und Listen 
unter gaullistischer Führung ist eine getrennte 
Gruppe VII eingerichtet. Es ist jedoch anzumer- 
ken, daß die Abgeordneten oft mit den Abgeord- 
neten der Sammlung der Linken zusammengin- 
gen, aus deren Kreisen auc ein erheblicher Teil 
ihrer Wähler stammte, während ein anderer Teil 
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der Wählerschaft bereits damals von der extre- 
men Rechten herkam. Im Kleindruck sind die Zif- 
fern für die Gruppe VII mit denen der Sammlung 
der Linken (III) zusammengefaßt. 

Bei Vergleich mit den Wahlergebnissen vom 
Oktober 1945 und vom Juni 1946 ist die inzwi- 
schen erfolgte zusätzliche Verteilung von 22 Ab- 
geordnetensitzen an die vorher zu stark benach- 
teiligten Wahlkreise zu bedenken, deren Ergeb- 
nis in der von den Parteien gewonnenen Anzahl 
von Sitzen und in der für ihre Erringung nötigen 
Anzahl von Stimmen zum Ausdruck kommt. 


Die Entwicklung der Wählerschaft gegenüber den 
verschiedenen Parteien j 


Bei Vergleich der Wahlergebnisse vom April/ 
Mai 1936 mit den Nachkriegswahlen fällt zunächst 
der starke Gewinn der Kommunistischen Partei 
auf, die die Zahl ihrer Mandate mehr als verdop- 
peln konnte und so zur stärksten Partei im gegen- 
wärtigen Parlament wurde. Die Erklärung liegt 
darin, daß die KPF — die vor dem Krieg im we- 
sentlichen Partei des Industrieproletariats, der 
gehobenen Industriearbeiterschaft und gewisser 
Angestellten- und Intellektuellenkreise war — 
nach dem Kriege auch auf dem Lande Fuß faßte, 
während sie zumindest bei den Wahlen 1945/46 
in der Industriearbeiterschaft eher verlor (vgl. 
Tabelle VI, die die Entwicklung in Paris und im 
nördlichen Industriegebiet zeigt). 

In beiden Gebieten fällt die Beständigkeit auf, 
die die Summen der Mandate der Arbeiterpar- 
teien aufweisen, insbesondere wenn man berück- 
sichtigt, daß der Rückgang von etwa 10 Prozent 
zwischen 1936 und 1945 der Verringerung der 
Abgeordnetenzahl von ebenfalls etwa 10 Prozent 
entspricht. Man kann also mit gutem Grund ver- 
muten, daß diese Parteien ihre Wähler in beiden 
Gebieten in denselben soziologischen Schichten 
fanden, deren relative Bedeutung innerhalb der 
Gesamtbevölkerung sich nicht rasch änderte. Beide 


. Gebiete sind solche mit stets verhältnismäßig ho- 


her Wahlbeteiligung, was auch ein Zurückgreifen 
auf früher politisch gleichgültige Schichten er- 
schwert. Bei den Wahlen vom 2. Juni 1946 erran- 
gen dieKommunisten erhebliche Gewinne in länd- 
lichen Wahlkreisen, denen ebensolche Verluste in 
den mehr städtischen und industriellen Gebieten 
gegenüberstanden, so daß sie im Endergebnis nur 
2 Sitze verloren. Zu den Wahlen vom 10. Novem- 
ber holten sie dann auch in den Industriegebieten 
wieder etwas auf, / 
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VI. Anzahl der von den Aber gewonnenen Sitze in zwei Gebieten n mit stäc 
industriellem Charakter I 


1 


1. Paris und Vorarte 


(Seine und Seine-et-Oise) April/Mai 1936 


10. November 1946 


21. Oktober 1945 2. Juni 1946 


Kommunistishe Partei . . .: ..» 41 


Proletarishe Einheit . . : ... 3 
Sozialistische Partei  _. . . ..»% 4 
ZUSAM En EN SAUER. 48 
vonsinsgesamtn Wa a nn meh 75 


2. Nördliches Industriegebiet 


(Nord, Pas-de-Calais und Somme) 


Kommunistische Partei . . . ..» 9 
Sazialıstische Partei .....,....% 21 x 


Zusammen "a en ee riesle ur 30 
vonzınsgesamtin.... minor ee 46 


3. samntzahl der auf Frankreich ent- 
fallenden Sitze in Kammer bzw. 
Nationalversammlung . ; 


598 

i Die Sozialisten verloren bereits bei den Wah- 
len vom 21. Oktober 1945 durch Abspaltungen, 
was durch über das ganze Land verteilte Gewinne 
und die Wiederverschmelzung der Pariser Föde- 
ration verdeckt wird, so daß im Endergebnis bei 


' diesen Wahlen ihr Mandatsrückgang nur der Ver- 


ringerung der Abgeordnetenzahl entspricht. Es 
ist aber bezeichnend, daß in der Gegend von 
Toulouse, in der die Anhänger von Paul Faure 
besonders stark waren, im Oktober 1945 nur 2 
gegenüber 5 Mandaten 1936 gewonnen wurden. 
In zahlreichen anderen Wahlkreisen außerhalb 
der oben betrachteten Industriebezirke läßt sich 
ferner zeigen, daß der Rückgang der sozialisti- 
schen Stimmen nicht etwa den Kommunisten zu- 
gute kam, sondern eher von der Sammlung der 


28 ER 32 
16 t 14 8 
44 40 20 
69 ) 75 
12 11 13 
14 13 13 


522 522 544 


Linken aufgefangen wurde. In diesem Fall liegt 

im Gegensatz zu den beispielsweise in Toulouse 

beobachteten Erscheinungen die Annahme nahe, 

daß es sich um ein Zurückwandern radikaler Stim- 

men handelt, die sich bei den ersten Nachkriegs- 
wahlen den Sozialisten zugewandt hatten. So ver- 

loren die Sozialisten von Oktober 1945 (4 561 000 

Stimmen) bis November 1946 (3 432 000 Stimmen) 

wieder 24,7 Prozent ihrer Wählerschaft. 

Als weitere wesentliche Tatsache zeigen die 
Ziffern die fast völlige Zerschlagung der früher 
großen radikalsozialistischen Partei. Die geringe 
Zahl von nur 19 Abgeordneten am 21. Oktober 
1945 ging zwar teilweise auf d’e Benachteiligung 
durch das neue Wahlgesetz zurück und konnte 
durch bessere Anpassung an dieses und taktisch. 


VII. Verlorengegangene Reststimmen bei den Wahlen 1945/1946 


Wahlen vom 


Parteigruppe 21. Oktober 1945 2. Juni 1946 10. November 1946 

in 1000 in %%0 (4) in 1000 in % (4) in 1000 in % (4) 
ee ancch 210 42 169 EU 107 19 
2 bzw. II RN: 126 2,8 229 535 368 10,7 
3, 4, 5, 6 bzw. III, VII. 1207 56:6 1071 46,7 795 29,5 
7 bzw. IV UNE 246 5,1 168 3,0 162 32 
8, 9, 10 bzw. V, VI 502 19,7 491 19,3 226 9.2 

11 bzw. VIII 107 65.1 70 100 64 100 
Zusammen 2398 12,5 (5) 2198 1116) ° 172 2906) 


& 
(4) In Prozent der Wähler der betreffenden Gruppe. 


(5) In Prozent der insgesamt gültig abgegebenen Stimmen. 
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M en bei ‘den folgenden 
/ahlen etwas ausgeglichen werden. Dementspre- 
_ chend zeigt die Tabelle VII, daß es die den Radi- 
_ kalsozialisten befreundete Gruppe verstand, bei 
den folgenden Wahlen die Zahl der ihr verloren- 
gehenden Reststimmen erheblich zu verringern. Der 
‚weitere Rückgang dieser unausgenutzten Rest- 
. stimmen am 10.November 1946 rührt vor allem 
daher, daß zu diesen Wahlen die Sammlung der 
Linken in 21 Wahlkreisen, in denen sie vorher 
259 000 Stimmen gewonnen hatte, keine eigenen 
_ Listen mehr aufstellte, 
Das Wachstum der Katholischen Volkspartei 
-(MRP). stellt den Stimmengewinn der Kommuni- 
sten noch bei weitem in den Schatten, brachte sie 
es doch von den 11 Sitzen des Jahres 1936 auf 
141 im Oktober 1945 und sogar 160 im Juni des 
folgenden Jahres. Dieser Erscheinung können ähn- 
liche Bewegungen in anderen katholischen Län- 
dern an die Seite gestellt werden. 
Seit dem Juni 1946 setzte bei dem MRP eine 
leicht rückläufige Bewegung ein: die Abgeordne- 
 tenzahl sank trotz der Erhöhung auf insgesamt 
544 Sitze für Frankreich auf 158, und in Prozenten 
der Wahlberechtigten finden wir für das MRP am 
21. Oktober 1945 19,4 Prozent, am 2. Juni 1946 
22,6 Prozent, am 10. November 1946 20,2 Prozent 
' und bei den Wahlen ersten Grades zum Rat der 
‘ Republik am 24. November 1946 nur noch 18,4 
Prozent, ein Verlust, der zweifellos durch eine 
‚Wendung der Wähler nach rechts zu erklären ist, 
die teilweise unter dem Einfluß des Generals de 
Gaulle zum Ausdruck kam, während sie teilweise 
durch Änderung des Kurses der Partei ebenfalls 
nach rechts abgefangen wurde. 
Die Gesamitstärke der Gruppen in der National- 
versammlung 
. Nach Angabe des Sekretariats der Nationalver- 


aan fanden sich die in Frankreich und Über- 
see gewählten Abgeordneten den Bestimmungen 


vi. ee der a " 
in der Nationalversammlung. 


Anzahl der 
Abgeordneten 
_ Gruppenbezeichnung nach d. Wahl. vom 
2. Juni| 10. Novem- 
1946 | ber 1946 
Kommunistische Partei . . 146 167 
I | Republikanische Vereinigung 
der Widerstandsbewegung 7 14 


II . Sozialistische Partei SFIO .° 129 104 


Demokratische und soziali- 
Im stische Vereinigung der 


Widerstandsbewegung . . 20 27 
Radikal-Sozialistische Partei 32 43: 

IV  Republikanische Volksbewe- 
gung (MRP) en: x 167 168 


V Gruppe des esühliberischen 
Zentrums der bäuerlichen 


und sozialen Vereinigung 9 8 
Unabhängige Republikaner . 24 28 
VI Republikanische Freiheits- € 
partels er use, i 35 35 
In keiner Gruppe En etracen 6 10 
Unabhängige Moslemin . . — 6. 
Gruppe der madagassischen 
Erneuerung . . — 3 
Triumph der demokratischen 
Freiheiten Algeriens . . — 5 
Gesamtzahl d. Abgeordneten 586 618 


der Verfassung entsprechend in der Nationalver- { 


sammlung in zwölf Gruppen zusammen, außerhalb 


derer nur 6 bzw. 10 Abgeordnete blieben. Die 


Stärke dieser Gruppen zeigt Tabelle VIII. Die 


hinzugefügten römischen Ziffern verweisen auf 


die entsprechenden Gruppen der Tabelle V. 
Die Gaullisten bildeten keine eigene Gruppe, 


sondern nur inoffiziell eine Art Verbindungs- 
gruppe (intergroupe), die außer den Abgeordneten . 


der gaullistischen Union noch eine Anzahl von 
Abgeordneten der unter III, V und VI aufgeführ- 
ten Gruppen umfaßte, 


"IX. Vertretung der Länder in Übersee und der Auslandsfranzosen im Parlament 
L 


Vertreter 
Gesamtzahı | Abgeordnete der (französische Bürger 
ENGE Körperschaft - NER Sitze h aus Auslands- und Eingeborene) 
7 Frankreich ET a Rn. 
j . s Anzahl in 0), 
FE ER EEE BEER EBRRRERRER 
Senat (EEE) 314 307 7 2,2 
Abgeordnetenkammer (1939) . 618 598 20 3.2 
Beratende Versammlung (1. Oktober 1944) . 248 210 12 26 10,5 
Verfass unggebende Nationalversammlungen 
(Oktober 1945 und Juni 1946). . . -» 586 522 64 10,9 
Nationalversammlung (November 1946) . 619 544 29 12H 
1. Rat der Republik (Dezember 1946) . . . 315 241 3 71 22,5 
2. Rat der Republik (November 1948) . . 320 246 3 A 2 
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Abgeordnete aus Übersee 


enge: ee in der ne i 
tzung, deren Homogenität im übrigen verschie- see wurde deseniber der Zeit vor BIER Kriege er- u: 
den war, abgesehen von der Sonderrolle, die den heblich verstärkt, vor allem dadurh, daß Ge- 
nen angeschlossenen Abgeordneten aus Über- biete, die früher überhaupt nicht vertreten waren, Bi 
see zukommt. . nun Abgeordnete entsenden gl. Tabelle IX). 


Die drei Volksentscheide über die Verfassung der Vierten le 

E04 f b 
is chzeitig mit den allgemeinen Wahlen, deren Verfassung der Vierten Republik festzulegen. Die | 
gebnisse Tabelle IV zeigt, fand am 21. Oktober Untersuchung der in TabelleX zusammengefaßten. 
) ein Volksentscheid über die Befugnisse der Ergebnisse dieser drei Volksentscheide im Zu- 

ne gewählten Versammlung statt. Diesem Volks- sammenhang mit den bereits betrachteten Wahl- 

\tscheid folgten am 5. Mai 1946 und am 13.Ok- ergebnissen ergänzt das gewonnene Bild N die 

1946 zwei weitere ee um die Entwicklung der französischen Wählerschaft. 


X. Erebhläne der drei Volksentscheide über die Verfassung BU a 


Gültig abgegebene Stimmen 


‚Stimm- |  Stimm- 
berechtigte | enthaltungen 1. Frage | 


8 Nein | Ja Nein 


2. Frage 


4 968 17 958 Ka 12 318 6 272 
.(*) 20,2% 72,90 2,700 | 50,0%0 25,500 
(*)  26,7°/0 96,49/0 3,6% 66,2%/0 a Be 
423 627... Dr re Me 178 j 
37,700 55,9 %/o 2,5% 42,5%0 -15,8%0 ; 
(**) 64,690 95,7% 4,3%/0 728% 27,200 : 
5.391 18585 699 12208 3 05 B 
(*) 20,990 72,2% 270 49,7%) 350 
(**)  27,9%/0 96,4 °/o 36% 66,5°/s -..,33,5%0 $ 
insgesamt Ja I... Nein | 
4762 19382 i 9110 10 273 
(@&) 19,300 78,5%/0 86,990 41,7%. 
(**) 24,6% 100 % - 47,0% 53,0% 
500 656 344 312 
(*) 42,7%0 56,0% ‚29,400 26,6% % 
(**) 76,2%/0 2.100, 9% 52,5°/0 47,500 
Zusammen 25 829 5262 . 20.038 9454 " 10584 
(*) 20,4%0 \ 77,6%0 ‚86,6% 40,9%/0 
| (**) 26,3°/0 100 %0 47,200 52,800 
13. Oktober 1946 | \ 
Frankreich . . 25 073 7880 16 869 9039 7830 
(*) 31,4% 67,2% 36,090 .31,2%0 
(**) 46,6% 100 %0 53,6% 46,4°/0 
Übersee . . . 1239 640 = 593 258 335 
(*) 51,6% 47,8% 20,1% 27,500 
(**) 108 %0 100 % 43,5/o 56,5%) 
‘ Zusammen 26 312 8 520 ‚ 17.463 29 8165 _ is 
(*) 32,4%0 66,4°/o 35,3 %/o "31,0%0 
(**), 48,8%0 100 % 53,2°/o 46,8% 


(*) Diese Prozentzahlen beziehen sich auf alle Wahlberechtigten. 
(**) Diese Prozentzahlen beziehen sich auf alle ‚gültig abgegebenen Sthanien ; 
(6) Stimmen in 1000. 3 $ j 
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Wahlgesetze und Wählerstruktur in Frankreich 


ET EN NE ER I RN 


Am 21. Oktober 1945 wurden den Stimmberech- 
tigten zwei Fragen vorgelegt, über die mit ein- 
facher Mehrheit zu entscheiden war. Die erste 
Frage: „Soll die heute gewählte Versammlung 
verfassunggebend sein?“ wurde mit 72,2°/o der 
abgegebenen Stimmen bejaht. Bei Verneinung 
dieser ersten Frage hätte die am gleichen Tage 
gewählte Versammlung entsprechend der Verfas- 
sung von 1875 die Abgeordnetenkammer gebildet, 
und binnen zwei Monaten wäre der dieser Ver- 
fassung entsprechende Senat gewählt worden. 

Auch die zweite Frage wurde von einer aller- 
dings wesentlich schwächeren Mehrheit bejaht. 
Sie lautete: „Falls die Wählerschaft die erste 
Frage bejaht, billigen Sie, daß die öffentliche Ver- 
waltung bis zum Inkrafttreten der neuen Verfas- 
sung entsprechend dem nebenstehenden Gesetz- 
entwurf gebildet wird?" Dieser Gesetzentwurf 
enthielt insbesondere die folgenden Bestimmun- 
gen: Die gleichzeitig gewählte Versammlung ar- 
beitet die neue Verfassung aus. — Die neue Ver- 
fassung wird binnen einem Monat nach ihrer 
Annahme durch die Versammlung dem Lande zur 
Billigung durch einen Volksentscheid vorgelegt. 
— Bei Ablehnung der Verfassung durch die Wäh- 
lerschaft wird in gleicher Weise eine neue Ver- 
fassunggebende Versammlung gewählt, die die- 
selben Befugnisse wie die erste h t. 

Praktisch hatten sich damit die Wähler zunächst 
für (Antwort „Nein“ auf die erste Frage) oder 
gegen die Wiederbelebung der Verfassung von 
1875 auszusprechen; dabei ging es vor allem um 
die Aufrechterhaltung bzw. die Befugnisse des 
Senats. Dieser war 1875 von einer monarchistischen 
Versammlung geschaffen worden, die sich zwar 
schließlich bereit fand, den erblichen König durch 
einen Präsidenten der Republik zu ersetzen, aber 
wenigstens die Errichtung eines Oberhauses ver- 
langte. Ursprünglich wurde ein Viertel der Sena- 
toren auf Lebenszeit vom Senat selbst ernannt 
(die erste Ernennung erfolgte durch die National- 
versammlung), während die übrigen drei Viertel 
von Wahlkörpern in den Departements gewählt 
wurden, die sich aus den Vertretern der Depar- 
tements in der Kammer, den Abgeordneten der 
Kantone und je einem Vertreter jeder Gemeinde 
zusammensetzten, was die kleinen Orte und das 
damals königstreue flache Land bevorzugte. 

Eine Reform von 1884 schaffte die Senatoren auf 
Lebenszeit ab und erhöhte die Anzahl der Ge- 
meindevertreter, wodurch die ungleiche Vertre- 
tung etwas verringert wurde. 
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' Das Wahlverfahren sicherte dem Senat eine 
konservative Mehrheit. War er zuerst vor an- 
derthalb Jahrhunderten Beschützer der feudalen 
Vorrechte, so entwickelte er sich immer mehr zum 
Verteidiger sozialer Privilegien. Dazu dienten ihm 
folgende Befugnisse: Er konnte 1. dauernd die von 
der Kammer beschlossenen Gesetzentwürfe ab- 
lehnen; 2. ihre Beratung nie auf seine Tagesord- 
nung setzen; 3. durch Verweigerung des Ver- 
trauens ihm nicht genehme Regierungen stürzen. 

Gegen die Wiederherstellung der alten Ver- 
fassung, die ja durch den „Französischen Staat“ 
Petains außer Kraft gesetzt war, waren 1945 Kom- 
munisten, Sozialisten, Katholische Volkspartei 
(MRP), Junge Republik und Demokratisch-soziali- 
stische Vereinigung der Widerstandsbewegung 
(UDSR), der General de Gaulle (der in seiner 
Rundfunkansprache vom 17. Oktober aufforderte, 
mit „Ja, ja" auf beide Fragen zu antworten), der 
Allgemeine Gewerkschaftsbund (CGT), der Christ- 
liche Gewerkschaftsbund (CFTC), die Vereinigung 
der Widerstandsbewegung (MURF) und die Na- 
tionale Front (Front National). Sie alle empfahlen 
ihren Anhängern, mit „Ja" auf die erste Frage 
des Volksentscheids zu antworten. 

Für die Wiederherstellung der alten Verfassung 
und damit des Senats waren Radikalsozialisten, 
Demokratischer Bund, Republikanische Föderation, 
Republikanisch-patriotische Vereinigung, Republi- 
kanische Erneuerung und andere Gruppen der 
alten Rechten. Sie empfahlen also die Antwort 
„Nein“ auf die erste Frage. 

Bei Ablehnung der alten Verfassung empfahlen 
die Radikalsozialisten ihren Anhängern, den Ge- 
setzentwurf für die Verfassunggebende National- 
versammlung abzulehnen, der übrigens ebenfalls 
von Kommunisten, CGT, MURF und Nationaler 
Front abgelehnt wurde, die sämtlich für ein „Nein“ 
auf die zweite Frage waren, während alle andern 
oben erwähnten Gruppen, auch die der alten 
Rechten, ein „Ja" auf die zweite Frage empfahlen. 

Auf den Entscheid der Wählerschaft hin trat die 
Verfassunggebende Nationalversammlung am 
6. November 1945 im Palais Bourbon zusammen. 
Am 14. November beauftragte sie den General 
de Gaulle mit der Regierungsbildung. Am 4. De- 
zember 1945 kam es zum ersten Konflikt zwischen 
der Nationalversammlung und dem General; der 
Anlaß wurde durch Meinungsverschiedenheiten 
über die Nationalisierung des Kreditwesens ge- 
liefert, der Grund war jedoch eine verschiedene 
Auffassung über die verfassungsmäßigen Rechte 
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von Regierung und Parlament. Die Versammlung 
beanspruchte die gesetzgebende Gewalt und wollte 
der Regierung nur die Vollzugsgewalt im Rahmen 
der Gesetze überlassen, solange die Regierung 
das Vertrauen der Volksvertretung besäße. Dem- 


- __ gegenüber verlangte General de Gaulle für die 


Regierung das Recht, die Gesetze auszuarbeiten, 


die der Kammer nur zur Billigung, aber nicht zur 


Abänderung vorgelegt werden sollten. Im Kon- 
fliktsfalle wünschte er die Möglichkeit für die 
Regierung, sich gegen die Volksvertretung un- 
mittelbar an die Bevölkerung zu wenden. Derselbe 
"Konflikt brach am 31. Dezember 1945 bei der Be- 
- handlung des Militärbudgets erneut aus und 
führte dann zum Rücktritt des Generals. 

Bei der Ausarbeitung der Verfassung folgte die 
Versammlung diesen autoritären Vorstellungen 
‚nicht, sondern blieb bei der Trennung der Gewal- 
ten. Der Entwurf wurde am 19. April 1946 mit 309 
gegen 249 Stimmen von der Versammlung ange- 
nommen und bedurfte der Bestätigung durch eine 
neue Volksabstimmung. Bei den Beratungen in 
der Versammlung hatten sich vor allem Schwie- 


rigkeiten um die folgenden Punkte ergeben: Das. 


MRP wünschte in der Verfassung das Recht auf 
katholische Schulen statt der neutralen Staats- 
- schulen zu verankern, ohne daß diesem Verlan- 
gen Rechnung getragen wurde; dagegen war die 
alte Rechte unzufrieden, daß in der Verfassung 
gewisse Beschränkungen des Eigentumsrechtes 
vorgesehen wurden. Schließlich fand sich noch der 
alte Streitpunkt, ob die aus allgemeinen und glei- 
chen Wahlen hervorgehende Nationalversamm- 
lung oberste gesetzgebende und die Regierung 
beaufsichtigende Macht sein solle oder ob ihre 
Befugnisse durch eine zweite Kammer, durch einen 
obersten Gerichtshof oder durch die Befugnisse 
des Präsidenten der Republik zu beschränken 
seien, für den — wenn schon nicht unmittelbare 
Wahl durch das Volk — dann die Wahl durch 
Nationalversammlung und Rat der Französischen 
Union zusammen gewünscht wurde. 
Die französischen Bischöfe erhoben Anfang De- 
zember ihre Stimme in dieser Debatte für „die 
Rechte der Familie, die geschichtlich älter und von 


Natur höher als die des Staates" seien, und un- 


terstützten so das Verlangen nach konfessionellen 
Schulen. 


Am 5. Mai 1946 wurde in einem zweiten Volks- 
entscheid den Wählern die Frage vorgelegt: „Bil- 
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Keen Sie die von der Verfassunggebenden | 
nalversammlung angenommene Verfassung?“ Bei 
Bejahung durch eine Mehrheit wäre dann diese 
Verfassung sofort verkündet worden, bei Ver- . 
neinung waren Neuwahlen für eine neue Verfas- 
sunggebende Nationalversammlung vorgesehen. 

Die Annahme empfahlen: Kommunisten, Sozia- 
listen, Nationale Front, MURF, Allgemeiner Ge- 
werkschaftsbund, Liga für Menschenrechte, Ver- 
einigung der republikanischen Jugend Frankreichs 
(kommunistisch), Vereinigung der französischen 
Frauen (kommunistisch), Allgemeiner Bund des 
Handels und Handwerks, Republikanischer Verein 
der alten Frontkämpfer. 

Die Ablehnung empfahlen: Republikanische 
Freiheitspartei (PRL), Republikanische Föderation, 
Soziale Partei der französischen Wiederversöh- 
nung, Katholische Volkspartei, Republikanische 
sozialistische Partei, Radikale und Radikal-sozia- 
listische Partei, Sammlung der Linken, Demokra- 
tische und Sozialistische Vereinigung der Wider- 
standsbewegung, Junge Republik, Republikanische 
Liga, Demokratische Partei. 

Die christlichen Gewerkschaften, der Allgemeine 
Bauernbund (CGA) und der Nationalverband der 
Kriegsgefangenen (Federation nationale des pri- 
sonniers de guerre) erklärten, keine Stellung zu 
nehmen. Offentlich nahm General de Gaulle eben- 
falls keine Stellung. 

Die Wählerschaft lehnte den Verfassungsentwurf 
ab. Es wurden Neuwahlen zum 2. Juni 1946 aus- 
geschrieben, deren Ergebnisse Tabelle V zeigt. 
Die so gewählte zweite Verfassunggebende Natio- 
nalversammlung arbeitete einen völlig neuen Ent- 
wurf aus. Gegenüber dem von der Wählerschaft 
abgelehnten Entwurf fällt besonders auf, daß er 
sich nicht mehr wie dieser ausführlich mit den 
Grundrechten und Pflichten der Staatsbürger und 
der Bewohner des Landes überhaupt befaßt, die 
dem ersten Entwurf in einer großen „Erklärung 
der Rechte des Menschen“ vorangestellt waren 
und unter dem I. Untertitel „Von den Freiheiten" 
21 Paragraphen und dem II. Untertitel „Von den 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Rechten“ 
weitere 18 Paragraphen umfaßt hatten. Ein Teil 
davon ist in eine Präambel übernommen, die we- 
niger Beschreibung eines tatsächlichen Zustandes, 
sondern Aufstellung eines kühnen und großarti- 
gen Programms ist. 


(Fortsetzung folgt) 
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Einer Melk ehrsuntersuchnng, die I über meh- 
Era Länder erstreckt, stellen sich mancherlei 
Schwierigkeiten. ‚entgegen. Das zur Verfügung 


heitlich und nur bedingt "vergleichbar. Niemals 
stimmen die Ausfuhrzahlen eines Landes mit den 
entsprechenden Einfuhrzahlen eines anderen über- 
ein. Es gibt zahlreiche Gründe, die diese schein- 
baren Mängel verursachen: Aufschreibungs- und 
Zählungsmethoden. der verschiedenen Staaten sind 
nicht gleich und manchmal ungenau; um die Jah- 
Y reswende fällt der Versand oft in ein anderes 
Jahr als der Empfang; bei Orderversciffungen 
steht das Empfangsland unter Umständen nicht 
‚fest, und auch sonst ist es häufig ein anderes, als 


der Sendungen ist, desto größer können die rela- 
‚tiven Unterschiede erscheinen. Aus vielerlei 
Gründen decken sich die Zahlen der Verkehrs- 
und Außenhandelsstatistiken selbst des a 
. Landes nicht. 
Eine Untersuchung wie die vorliegende mir 
jr edles errechnen, besonders wenn der Versand 
' nicht direkt in das Empfangsland, sondern in ge- 
_ brochenem Verkehr oder über fremde Länder 


2 


Ergebnisse nie „genau“ sein. 'Oft sind daher auch 
die Folgerungen aus dieser Tatsache gezogen, .In- 
. dem Zahlen abgerundet wurden. Im allgemeinen 

'haben sie einen um so höheren Richtigkeitsgrad, 
je größer sie sind. Kleine Zahlen haben unter 
e Umständen nur die Bedeutung ‘einer Erinnerungs- 
| ‚ziffer wie bei Bilanzen. 


- i I. Das natürliche Verkehrssystem Europas 


1. Das Meer 
Es gibt keinen anderen Erdteil, der dem See- 
verkehr mehr Möglichkeiten bietet als Europa. 


Der Erdteil ist geographisch eine vielfältig ge- 
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stehende Material ist im einzelnen recht unein- 


der Versender annimmt. Je kleiner die Summe 


_ von Dr. Paul Wiel 


ur Sy orwort 


\ 


bleibt durch alle. Schwankungen in seinen G 2 


läuft. Bei der Eigenart des Materials können die 


' troffen. 


_ tatsache zur Verfügung ‚standen, wurden i 
‚ fel Angaben der deutschen Verkehrsstatist 
" grunde gelegt. Wo zwischen der Versandzah 
; exportierenden Landes und der Empfangs 
'importierenden gewählt werden konnte, 


Es muß auch darauf aufmerksam gemacht : 
den, daß das Verkehrsvolumen von Jahr zu 
mehr oder weniger starken Schwankungen au 
gesetzt ist. Auch hiervon werden Relat nen 
kleiner Sendungen 1! relativ. am stärksten 

9; 


Trotz allem hat im großen das Bild der 
kehrestruktur einen recht stabilen Charakter 


zügen erhalten. Das gibt die Berechtigun 
den Ergebnissen für ein Jahr grunds: tzlich 
Schlüsse zu ziehen. Die außerordentliche Komp) 
ziertheit der Rechnungen verbietet praktisch 
Heranziehung mehrerer Jahre. 


In den Fällen, in denen für die vorliegende 
tersuchung mehrere Zahlen für eine Verk: 


im Versand die erstere und: im Empfang di die: 
gewählt. 


angezogen werden, da in anderen Tändein. eine 
ähnlich ausgebaute Verkehrsstatistik wie die 
deutsche nicht vorhanden ist. 


gliederte Halbinsel des gewaltigen eurasischen Fa 
Kontinents. Die Verlegung der Grenze Europas Bi; 
gegen Asien an den Ural ist geographisch, kul- Sn 
turell, wirtschaftlica und ethnographisch mehr - 


1865 


w Ir" rue WARE RL et DU a DT ER RL 
Hi ; 1 er‘ N RA RR 


VERKEHR a 


oder weniger willkürlich und fihdet durchaus nicht 
allgemeine Anerkennung. Es kann nicht Aufgabe 
dieser Zeilen sein, einen Beitrag zur Klärung des 


I Problems zu liefern.“Verkehrsmäßig beginnt aller- 


dings östlich der Linie Donaumündung—Memel 
etwas Neues, aber zweifellos noch nicht die Ent- 


 legenheit Sibiriens. Nimmt man eine solche Grenze 


an, was natürlich keine Stellungnahme zur Frage 
der europäisch-asiatischen Grenze bedeutet, über 
die man immer streiten kann, so müßten zu Europa 


_ auch noch das Baltikum und Finnland gerechnet 


werden, die völlig zum Einzugsgebiet der Ostsee 
gehören. Es ist ziemlich müßig, eine genaue Ost- 
grenze des Einzugsgebietes zu suchen, da sie 
völlig fließend ist. Längs der Flüsse wie Memel 
und Düna reicht es weiter ins Land als anderswo. 


"Wir nehmen sie als etwa gleichlaufend mit der 


Grenze der ehemaligen Randstaaten an. 


In welcher Weise Europa insbesondere dem 
Seeverkehr erschlossen ist, zeigt die Ausdehnung 
seiner Küsten. Mit 37200 km sind sie länger als 
diejenigen des dreimal größeren Afrika. Bekannt- 
lich stellt der Kreis ein Minimum des Umfangs 
verschiedener Figuren gleichen Inhalts dar. Faßt 
man die gesamte Landmasse Europas zu einer 
Kugelkappe auf der Erdkugel zusammen, so 
würde der Umfang nur 10300 km betragen, d.h. 
nur reichlich ein Viertel der tatsächlichen Küsten- 
länge. | j 


‚Man kommt zu einer Vorstellung der Verkehrs- 
bedeutung der Küsten, wenn man ihre Ausdeh- 
nung mit der Landmasse vergleicht, die hinter ihr 


‚lagert. Es ergibt sich so eine Parallele zu den Be- 


griffen Eisenbahndichte, Straßendichte, Wasser- 
straßendichte. Die Berechnung der „Dichte“ des 
„Sseeverkehrsnetzes" ist jedoch äußerst proble- 
matisch. Es gibt Küsten, die wenig oder gar nicht 
zugänglich sind. Das ist etwa der Fall bei der 
Flachküste, wenn nicht schiffbare Flußmündungen 
einen Weg ins Land öffnen. 


Trotzdem ist ein Vergleich Europas mit ande- 
ren Erdteilen aufschlußreich. Auf 1000 qkm Land 
kommt im Durchschnitt das Dreifache an Küsten- 
länge gegenüber anderen Erdteilen (Europa 3,3 
km, Asien ohne Nordküste 1,0 km, Afrika 0,9 km, 
Nordamerika ohne Nordküste 1,2 km, Südamerika 
0,9 km, Australien 1,0 km). Beschränkt man sich 
bei einem Vergleich auf Europa ohne den großen 
östlichen Landblock//so erhöht sich die Zahl auf 


durchschnittlich das Fünffache der anderen Länder 


(Europa ohne den Osten 5,0 km). 


1866 


Bezeichnet man als küstenfern alle Gebiete, die ; 
über 500 km vom Meere entfernt liegen, so sind 


‘ das in Europa nur etwa 15 v.H., im westlichen 


Mitteleuropa nur wenige Prozent, während von 
Afrika über die Hälfte, von Asien knapp die 
Hälfte in Meeresferne liegt. 

Die Aufgeschlossenheit der verschiedenen Län- 
der gegenüber dem Meere findet oft ihren Aus- 
druck in der Seetonnage je Kopf der Bevölke- 
rung. Diese betrug 1938 in BR 


Norwegen .... 16,50 Frankreih..... 0,69 

Großbritannien 3,87 Deutschland ..... . 0,68 

Griechenland 3.19% Italien m #0 0,44 

Dänemark 2.05: .Spahleni.n aan 0,40 
z£ 


An der Spitze stehen tatsächlich die Länder, die 


die längsten Küsten haben. Gegenüber Norwegen, 


Großbritannien, Griechenland und Dänemark er- 
scheinen die anderen Staaten geradezu als kon- 
tinental. 

Die großartige Aufgeschlossenheit Europas ge- 
genüber dem Meere zeigt jede Karte. Besonders 
augenfällig wird sie, wenn man sich die gewal- 
tigen Einbrüche der See auf Kanalbreite zusam- 
mengeschrumpft vorstellt. Dann würde das Mit- 
telmeer zu einem Seekanal von 3600 km Länge. 
Das ist eine in ihrer Großartigkeit völlig ein- 
malige Erscheinung. Die Ostsee erscheint als ein 
Seekanal von 1500 km Länge, das Adriatische 
Meer als ein solcher von 800 km Länge. Und alle 
diese gewaltigen Schiffahrtswege haben noch 
„Zubringer“ oder „Stichkanäle” in zahlreichen 
tief einschneidenden Buchten, wie Ägäisches Meer, 
Schwarzes Meer, Finnischer Meerbusen und an- 
dere. In Großbritannien hat die Natur geradezu 
ein System von „Stichkanälen“ in Form zahlrei- 
cher Buchten geschaffen, so daß nur ein sehr klei- 
nes Gebiet dieses Landes weiter vom Meere 
entfernt liegt als Hamburg. Das ist um so bedeu- 
tungsvoller, als gerade dieses Land Verkehrsauf- 
gaben hat wie kaum ein Gebiet auf. der Erde. 
Andere Teile Europas erscheinen dem Meere 
noch mehr erschlossen als dieses, etwa Norwegen, 
wo z.B. der Sognefjord so tief ins Land eindringt, 
wie Frankfurt a. d. Oder vom Meer entfernt liegt, 
oder das Gebiet der Ägäis, das dem Meer in allen 
Teilen erschlossen ist. Wenn diese Gebiete sich 
nicht in ähnlicher Weise entwickelten wie Groß- 
britannien, so nur, weil die Verkehrsaufgaben zu 
klein sind. Aber es dürfte kein Zufall sein, daß 
an der Ägäis die Wiege der abendländischen Kul- 
tur liegt. 
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Bi 2: Das euro lußsy 
e:, ADaS euröhäische Flußsystem ragt nicht in dem 
"Maße zur wirtschaftlichen Integration Europas bei 
wie dasMeer. Eshatim Gegenteil die Zerreißungi in 
Staaten verschiedener Nationalität gefördert. Wie 


| 


entscheidend das Flußsystem für die Verkehrs- 


wirtschaft und somit für die gesamtwirtschaftliche 
Erschließung eines Gebietes auch heute noch ist, 
zeigt die aus jeder Eisenbahn- und Binnenschiff- 
fahrtsstatistik abzulesende Tatsache, daß die Was- 
serstraßen auch heute noch das natürliche Ge- 
tippe des Verkehrs sind. Mögen sie im einzelnen 
manchmal miteinander konkurrieren, im ganzen 
‚hat sich bei einer sinnvollen Wirtschaftspolitik 
eine gegenseitige Ergänzung durchgesetzt, aus 
der die scheinbaren Konkurrenten beide nur 
‚Nutzen ziehen. Die größten Umsätze hat in 
5 eitschland, ‚abgesehen von den Verbindungen 
der Seehäfen mit dem Ruhrgebiet, die Eisenbahn 
parallel dem Rhein, Deutlich zeigt eine Karte der 
Güterströme eine starke Betonung von Mittel- 
deutschland nach Hamburg, also grob genommen 
parallel zur Elbe, und eine weitere parallel der 
Linie Oder-—-Friedrich-Wilhelm-Kanal—Spree— 
Elbe von Oberschlesien nach Hamburg. Es ge- 
hören allerdings ein solch leistungsfähiges Was- 
 serstraßennetz und auch eine so gut ausgebaute 
Verkehrsstatistik, wie sie Deutschland hatte, da- 
zu, derartige Tatsachen nachweisen zu können. 

Betrachtet man das europäische Wasserstraßen- 

system im einzelnen, so ergibt sich, daß in Süd- 
europa der Fluß keine große Bedeutung haben 
kann. Weder Spanien noc Italien noch der Bal- 
kan (abgesehen von der Donau) haben Ströme 
von größerer Leistungsfähigkeit aufzuweisen. 
Gleiches gilt für Skandinavien, wenn man von 
Südschweden absieht, dessen Verkehrsaufgaben 
jedoch nicht mit denen West-Mitteleuropas zu 
vergleichen sind. Großbritannien ist außerordent- 
lich gut durch die Seeschiffahrt erschlossen. Außer- 
dem kann die Eisenbahn dort leicht mit den Was- 
serwegen konkurrieren, denn diese arbeiten im 
allgemeinen nur wirtschaftlich, wenn die Trans- 
' porte auf größere Entfernungen hin erfolgen. 

So kann man von wirklichen Wasserstraßen- 
systemen in Europa nur in den breiten Landstrei- 
fen von Frankreich über Deutschland und Polen 
nach Rußland sprechen. Diese aber zeigen deutlich 
vier mehr oder weniger scharf voneinander ge- 
trennte Einzelnetze. Geographisch ist für die 
Hydrographie Fran kreichs das Plateau von 
Langres maßgebend, doch finden die schiffbaren 
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f Wasserwege einen natürlichen Mittelpunkt in der 


‘ Isle de France, d.h. der Umgebung von Paris. Hier 
kommen Seine, Marne und Oise zusammen, die 
durch Kanäle mit den übrigen wichtigen Flüssen 
verbunden sind. Frankreich verfügt somit über 
ein geschlossenes Wasserstraßennetz. Im Osten 
ist es durch den Rhein-Marne-Kanal und den 
Rhein-Rhone-Kanal mit dem deutschen Wasser- 
straßennetz verbunden. Doch vermögen weder 
diese beiden Kanäle noch das gegenüber dem 
Rhein viel zu schwache französische Wasser- 
straßennetz den Verkehr irgendwie nennenswert 
von seiner naturgegebenen Aufgabe abzuziehen, 
hat der Rhein doch allein einen wesentlich größe- 
ren Umschlag als die gesamte französische Binnen- rap 
schiffahrt. Be 


Völlig anders sieht das deutsche Was- Sa 
'serstraßennetz aus. Abgesehen von der * \ A 
‘Donau fließen die Flüsse parallel zueinander nah 
Nordwesten, ohne einen solchen Mittelpunkt zu 
bilden, wie ihn Frankreich hat. Deutschland hat 
daher eine Reihe flußbestimmter Wirtschafts- und 
Industriegebiete, die in ganz anderem Maße als 
in Frankreich pointierte, massive Erscheinungen ni 
darstellen. Verhältnismäßig früh ermöglichten. es, 
die Mittel einer noch einfachen Technik, im Osten 
Deutschlands unter Ausnutzung der Urstromtäler 
ein geschlossenes Netz herzustellen, das aber erst Bi, 
in der neuesten Zeit zu wirklicher Leistungfähig- 
‚keit ausgebildet werden konnte. So entstand in Dr 
der Gegend von Berlin ein Wasserstraßenmittel- Bl 
punkt, doch von viel geringerer Prägnanz als Dei CR 
Paris. Erst der Technik der Neuzeit gelang. es, Mt Ber 
den Zusammenhang des ganzen deutschen Was- 
serstraßennetzes herzustellen, wobei allerdings 
die Donau, der zweitlängste Fluß Europas, noch 
isoliert blieb, denn der Ludwigskanal hat praktisch 
keine Bedeutung. 1937 passierten ihn nur rund 
39 000 t Güter. 


Ähnlich wie in Frankreich ist die Lage in Po- 
len. Hier stellt Warschau einen natürlichen Mit- 
telpunkt dar. Wirtschaftlich hat das Flußsystem 
jedoch keine wesentliche Bedeutung, da die Was- 
serstraßen verkommen sind. 


In großartiger Weise ist das Flußsystem da- 
gegen schon von der Natur in Rußland’ent-2 7725 
wickelt. Hier stellt Moskau den wirtschaftlichen. 
Mittelpunkt dar. Die meisten der großen Ströme’ 
des Landes sind mehr oder weniger schiffbar und 
zum Teil über die „Woloks“ miteinander ver- 
bunden. 
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 straßennetze haben ‚daher « einen nationalen Cha- 


grationskraft ist schwächer als die trennende Wir- 
kung der vielen Grenzen. Die Auflösung der Do- 
_ naumonarchie hat der Flußschiffahrt zum Nachteil 
‚gereicht. Die Länge des Stromes und seine Rich- 
u hen dem Verkehr außerordentliche Aus- 


jene nn an Schleppkraft gestellt 
werden. Während z.B. ein Schleppdampfer von 
800 PS auf der Flachlandstrecke der Walachei und 
ungarischen Tiefebene eine Ladung von 5600 


 eelel ‚Hindernisse Lu, so daß auf allen. Strek- 


saufgaben flußaufwärts weisen, nämlich die 
nuret der Balkanländer, All diese 


den an von Nord- und Ostsee mit Seeschif- 
\ ei um Spanien herumzufahren, als den Donau- 
‘weg zu benutzen, wenn auch doppelt umgeladen 
werden muß: Rheinschiff — Umladung in Rotter- 
RR dam — - Seeschiff — Umladung in Braila oder Ga- 
_latz — Donauschiff. Die Fracht für Getreide von 
 Galatz bzw. Bukarest cif Regensburg betrug 1937 
21 RM, auf dem Seewege cif Duisburg 19,48 RM, 
für Petroleum sogar 24,07 bzw. 13,41 RM. Die 
‚Unterschiede sind derart, daß der Donauverkehr, 
’ „ verglichen mit dem Seeverkehr, ziemlich,‚belang- 
"los wurde. Durch den Rhein- Main-Donau-Kanal 
. können aber diese Verhältnisse nicht geändert 
werden. Seine Bedeutung ist jedoch nicht zu unter- 
schätzen. Keineswegs aber wird dadurch etwa 
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ee Initeinander. besitzen. Di AR . Te 
die wirtschaftliche Integrationskraft ‚des 


(d.h. Westdeutschlands, Ostfrankreichs, B 
und der Niederlande bis nach Ungarn und ur 
Umständen bis Jugoslawien hinein. Im europä- 
ischen Sinne ist daher diese NernindanS wün- 
schenswert. 

Der Rhein ist der Tele ane So 
Europas und die am stärksten genutzte Wasser- 
straße der Welt. Niederwasser verhindern die 4 
reichen Zuflüsse ‚aus Alpen und Mittelgebirge und „ 


. die große natürliche Talsperre des Bodensees. Eis- 3 


sperren sind selten. Kähne bis 3000 Tonnen können A 
ihn in fast der ganzen schiffbaren Länge benutzen, E 
ohne daß sie streckenweise leichtern müssen. 
Die Strömung ist zwar unterschiedlich auf den a 
verschiedenen Abschnitten, aber ohne daß ‚sie 4 
solche Schwierigkeiten wie bei der Donau berei- 
tet. Der Fluß berührt vier Staaten, die a 4 

; 


Einfußgehiet: reicht weit na Deiteeilang, jean 
reich, das er nur peripher berührt, Belgien und 
die Niederlande hinein. Der Rhein ist die Achse Ss 
West- -Mitteleuropas. Wie mehrfach in dem Ab- 
schnitt über den Seeverkehr Europas gezeigt, ist 4 
er ein überaus wichtiger Zubringer des Se = 
kehrs. x 

So gesehen, stellen die. a großen, 'schiff- 
baren Flüsse West-Mitteleuropas verlängerte 
Arme des Meeres dar, die weit ins Land reichen. 


{N 
y 


‚Le Havre ist der Seehafen von Paris, Nantes der- 


jenige Mittelfrankreichs, Rotterdam und Antwer- i 
pen Seehäfen der Niederlande, von Belgien, | 
Deutschland, Frankreich und der Schweiz, Ham- 
burg von Deutschland und der Tschechoslowakei. 
Im Osten, jenseits der Verbreiterung des Konti- 
nents, die bei Memel beginnt, wird das anders. 
Die marinen Kräfte der Flüsse sind wenig aus-. 
geprägt. Merkwürdigerweise gilt das zum Teil 
weniger von den modernen Kanälen, wie etwa 
dem Weißmeerkanal. Insgesamt ist festzustellen, 
daß die Binnenwasserstraßensyste- 
me Europas, isoliert gesehen, eher trennend 
als verbindend gewirkt haben. Erst zusammen mit 
dem Meer sind sie ein erheblicher Beitrag zur In- 
tegration Europas geworden. Getreide aus Süd- 
Osteuropa wird in den meisten großen Flußmün- 
dungshäfen gelöscht und mit Binnenschiffen wei- 
terbefördert, desgleichen Holz aus dem Norden 
unseres Erdteils und Steinkohlen aus Oberschle- 
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iSe a tigt; denn oft ist sie nichts anderes 
‚als der verlängerte Arm der See- und Flußschiff- 
‚fahrt. Die moderne Wirtschaft bedient sich manch- 
‚mal nicht der Bahn, da sie für die massivsten Auf- 
"gaben zu schwach ist. In der Schwergüterwirt- 
"schaft wird sie nur eingesetzt, wenn keine ande- 
ven prallen vorhanden sind. Falls diese 


L. M. ev | 


ER 
Ben 


7 Deutschland. a im ogaignen Nrenkahr 
ne besonders interessante Stellung ein. Bei Me- 
el wendet sich die Ostseeküste nach Norden 
und schafft die Grenze zwischen dem amphibischen S 
nd dem kontinentalen Teil unseres Erdteils. Im 


‚ehrssy tem schon stark. terrestrisch bestimmt. 
Die Lage Deutschlands i im Herzen Europas macht 
es: zu einem wichtigen Durchgangsgebiet: für alle 
angrenzenden Länder. Hamburg, Bremen, Stettin 
sind. zugleich Häfen für die Schweiz, Be 


Ban: 


_ Tschechoslowakei und Ungarn. 


F ‚Auch zwischen dem Osten und Westen Europas 
hrt der nächste Weg über Deutschland. Es ist 
‚doch bezeichnend für die Leistungsfähigkeit der 
eeschiffahrt, daß der europäische Ost-West-Ver- 
kehr zum weitaus größten Teil Deutschland um- 
‚geht. So betrug. z.B. die gesamte Durchfuhr auf. 
der. Eisenbahn 1937 rund 2 800 000 Tonnen (Emp- 
fang und Versand). Frankreich, der wirtschaftlich 
bedeutendste Nachbar, empfing davon etwa 
204 700 Tonnen und versandte 50 700 Tonnen, die 
Ki: auf deutsche oder niederländische Häfen ange- 
 wiesenen kleinen Länder im Süden des Reiches, 
die Schweiz, Osterreich und die Tschechoslowa- 
l ‚kei, 704 000 Tonnen bzw. 625 000 Tonnen. Das ist 
‚die Hälfte ‚der deutschen Gesamtdurchfuhr auf 
, dem Schienenweg. Dazu kommen noch bedeuten- 
‚de Gütermengen, die auf dem Rhein und der Elbe 
befördert wurden, so z.B. zwischen der Schweiz 
einerseits und Belgien bzw. den Niederlanden 
andererseits 520 000 Tonnen. Zwischen dem Elsaß 
und den Niederlanden bzw. Belgien wurden auf 
dem Rhein 2700000 Tonnen verfrachtet. Das 
allein ist zusammen mehr, als der gesamte Durc- 
gangsverkehr auf der Eisenbahn ausmacht, Auf 
der Elbe, zwischen der Tschechoslowakei und 
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ee = RN n. Deutschlands Verkehr mit dem Ausland 


Osten. und Südosten "Deutschlands ist das Ver- 


“kürzeste Weg über Deutschland geführt 


ba end daß drade Häfen wie Bann ‚des- 
sen Hinterland nur durch Be saware Weser ı er- 


zu entwickeln, die auf u Verarbeitung der a 
überseeischen Gebieten ankommenden Güt 
aufbauen. 


Deiigängsyerkehr auf den deutschen Eisenb 
nen ‚betragen x 


tung, Dentschluhl sei als das Herz Europa: 
den Ost-West-Verkehr des Erdteils von ents 
dender Bedeutung, nur bedingt zutrifft. Die H 
masse des Güterstromes geht nördlich und 


während allein an Kohlen aus Polen etwa A 
bis 7 000 000 Tonnen über See westwärts gin 
und zwar durchweg nach Gebieten, zu dene 


Dabei ist es bemerkenswert, daß diese Kohle erst 
von Oberschlesien mit der Bahn an die Ost 
gebracht werden muß (allerdings unter Subv 
tion). An Mais werden etwa !/s Million Ton 
über See von Südosteuropa nach Mittel- und 
"Westeuropa gebracht, an Weizen über 1?/a Mil-- 
lionen Tonnen. Die Gesamtmenge aller Güter, d 
Deutschland auf diese Weise umgehen, obwoh 
der kürzeste Weg nach ihrem Bestimmungsort 
durch Mitteleuropa führt, ‚beträgt also ein Viel. 
faches der tatsächlichen Durchfuhr. RE ; 
Was Deutschland berührt, sind der Personen- 
verkehr und der Transport eiliger oder wertvoller > E: 
Güter. So kommen im Auslandeisenbahnverkehr ER 
Deutschlands auf Massengüter wie Kohle, Eisen- 
erz und Holz 1937 69 v.H., dagegen im Durh- 
fuhrverkehr nur 25 v.H. An dieser Tatsache hat 
die Fertigstellung des Mittellandkanals nichts ' 
ändern können. Er vermag in keiner Weise mit 
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den großen natürlichen „Kanälen“, der Nordsee, 
der Ostsee und dem Mittelmeer, zu konkurrieren 


‘und hat nur für den innerdeutschen Verkehr Be- 
deutung. Es wäre verfehlt, ihn in europäischem 


Sinn als vierte große West-Ost-Verbindung ne- 


Si ben Nordsee—Eismeer, Nordsee—Ostsee und das 
. Mittelmeer zu stellen, und wenn man die Donau 
 hinzuzählt, als die fünfte. Für den innerdeutschen 
. Verkehr ist er allerdings die dritte große west- 
. ‚östliche Wasserstraße neben Nordsee—Kaiser- 


Wilhelm-Kanal--Ostsee und Donau. Die Wirt- 
schaftlichkeit des Donauverkehrs ist jedoch nicht 


sehr groß. Die Ursachen liegen in der schon ge- 


schilderten‘ Unzuverlässigkeit und unterschied- 


lichen Leistungsfähigkeit des Flusses auf verschie- 


denen Stromabschnitten. Diesem Umstand ist es 


. zuzuschreiben, daß die Grenzen der Wirtschaftlich- 
keit für Deutschland etwa bei Belgrad oder gar in 
Ungarn liegen. Jenseits des Eisernen Tores kon- 
EN. kurriert die Seeschiffahrt in überlegener Weise. 


Trotz allem bleibt jedoch die Tatsache bestehen, 


' daß Deutschland als der Zentralbahnhof Europas 


anzusehen ist; dieser aber ist in erster Linie Per- 
sonenbahnhof, und außerdem berühren ihn Eil- 


f güterzüge. Das führt zu bedeutenden wirtschaft- 
lichen und politischen Konsequenzen, da alle 
Nachbarländer mehr oder weniger an diesem . 


Hauptbahnhof interessiert sind. So haben mehr- 
fach in der Geschichte die deutschen schiffbaren 
Ströme nicht oder nicht ausschließlich der deut- 
schen Oberhoheit unterstanden. Das war nach dem 


ER Dreißigjährigen Krieg so, als die Flußmündungen 


von Fremden beherrscht waren, und auch nach 


' dem Ersten Weltkrieg wurden sämtliche deutsche 


Ströme außer der Weser internationalisiert. 
Die Zahlen für die Durchfuhr zeigen eindeutig, 
‚daß Deutschland für den Schwergüterverkehr nur 
in der Nord-Süd-Richtung eine erhebliche Bedeu- 
tung hat. Zwischen der Tschechoslowakei und 


‚Hamburg ist der Elbeverkehr in seiner Zusam- 


mensetzung vollkommen Ausdruck der wirtschaft- 
lichen Vielseitigkeit dieses Landes. Fremde Roh- 
stoffe, Getreide, Ole, Olfrüchte u. a. kommen her- 
ein, tschechische Industrieprodukte gehen hinaus. 
Ähnliches gilt auch für den Rheinverkehr zwischen 
der Schweiz und Elsaß-Lothringen einerseits und 
den Niederlanden und Belgien anderseits, wobei 
in der Nordrichtung Kalisalze, in der Südrichtung 


Steinkohlen und Koks stark betont sind. Die Be- 


deutung Deutschlands als Durchfuhrgebiet nach 
dem südlichen Mitteleuropa kommt auc in der 
sonst schwer zu erklärenden Tatsache zum Aus- 


4 
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| druck daß in deutschen Seehäfen i im ‚allgemeinen 


mehr umgeschlagen wird, als die deutsche Ein 
fuhr auf diesem Weg beträgt. Be. 

Die Struktur des deutschen Auslandsverkehrs 
bestätigt die Überlegenheit des Seeweges gegen- 
über Binnenschiffahrt und Eisenbahn. Die Mittel- 
meerländer, die über das Meer nur auf dem gro- 
ßen Umweg um Spanien herum erreichbar sind, 
verkehren hauptsächlich über See mit Deutsch- 
land. Es ist wesentlich billiger, Güter aus dem in- 
dustriellen Westdeutschland in gebrochenem Ver- 


 kehr (Rhein — Umladung in Rotterdam — See nach 
Italien und den Balkanländern) zu verladen als 


mit der Eisenbahn oder der Binnenschiffahrt.‘ Im 
Italienverkehr setzt auch die Leistungsfähigkeit 
der Alpenbahnen dem Verkehr Grenzen. Jedoch 
sind die Schienenwege im Frieden normalerweise 
nicht völlig ausgelastet, so daß diese technischen 
Grenzen der Leistungsfähigkeit wirtschaftlich be- 
langlos sind. Im Krieg, als der Seeverkehr mit 
Deutschland unterbrochen war und die Bahnen 
auf das äußerste angespannt wurden, erreichten 
sie in Monaten der höchsten Leistung bis etwa 
1 Million Tonnen Steinkohlen, ‘während kaum 
noch andere Transporte durchgeführt wurden. 
Dasich ein sehr großer Teil des deutschen Außen- 
handels über niederländische und belgische Häfen 
abwickelt, ist der deutsche Gesamtverkehr über 
See größer als über deutsche Häfen allein. Nur 
bei Gütern, die im Verkehr Westdeutschlands eine 
geringe Rolle spielen, erscheinen höhere Zahlen 
im gesamten Seeumschlag mit Deutschland als im 
seewärtigenAußenhändel. Dasistbesondersim Ost- 
seeverkehr der Fall außer demjenigen mit Schwe- 
den, wie folgende (unvollständige) Übersicht zeigt. 


Ein- und Ausfuhr und direkter Seeverkehr einiger 
europäischer Länder mit Deutschland 1937 


(1000 t) 
ee r ur 
über . hr 
Ra ee DESCREIE uber 
Land Se ne Deutschlands ae ee 
Häfen 
V E Vv | E 
Norwegen 2355 742 1187 637 1168 105 
Finnland 908 647 806 495 102 152 
Estland 137 96 116 72 — — 
Lettland 454 239 517 258 — — 
Großbrit,. 4086 12143%W 4182 829 — 385 


V = Versand; E = Empfang. 


Der Norwegenverkehr ist stark bestimmt durch 
Eisenerze und Schwefelkies, der finnische und 
lettische durch Holz und Holzmasse. 


Europa-Archiv / 5. Februar 1949 


mittel für fremde Wirtschaften arbeiten, zeigt 


E handelsumsätzen. 


Deutscher Außenhandel. und Auslandsverkehr 1937 
(in Millionen Tonnen) 


rt - Einfuhr Ausfuhr 
ie { bzw. bzw. 
: | Empfang Versand \ 
Außenhandel . . . 59.9 66,6 
Gesamtauslandsverkehr . 67,7 72,8 


Wie schon bemerkt, lassen sich Verkehrs- und 
- Außenhandelszahlen nur sehr bedingt vergleichen. 
Sie geben höchstens Aufschlüsse, wenn die Unter- 
 schiede groß sind. Die obige Aufstellung zeigt 
aber eindeutig, daß der deutsche Verkehr stark 
in fremden Diensten stehen muß. Beteiligt sind 
fast ausschließlich die deutschen Seehäfen und der 
. Rheinverkehr. 

Der deutsch-mitteleuröpäische Verkehr wird in 
eigenartiger Weise kompliziert durch die Tatsache, 
daß der Rhein nicht in Deutschland, sondern in 

‘ den Niederlanden mündet. Durch leistungsfähige 
Wasserstraßen sind ferner die Niederlande mit 
Belgien verknüpft, so daß das ganze Rhein- Maas- 
Deltagebiet zu einem deutsch- mitteleuropäischen 
Hafengebiet wird, wobei Antwerpen und vor allem 
Rotterdam die ‘bedeutendsten Umschlagplätze sind. 
Diese Erscheinung erschwert die statistische Auf- 

- klärung der Transportverhältnisse Westdeutsch- 
lands und überhaupt Westeuropas ungemein. zu 

Ergebnissen kommt man nur durch eine Kombi- 
nation der deutschen Verkehrs- und Außenhan- 

 delsstatistik mit der niederländischen und belgi- 
schen. Da aber alle diese Zahlenaufstellungen aus 
vielerlei Gründen nicht ohne weiteres a 
bar sind, können die Ergebnisse nicht „genau" 
stimmen, sondern vermitteln nur ein ungefähres 
Bild der Verhältnisse, das allerdings trotzdem 
sehr aufschlußreich ist. \ 

Aber nicht nur der Auslandsverkehr wird durch 
die politischen Gegebenheiten an der Rheinmün- 
dung schwer durchsichtig, sondern auch der inner- 
deutsche Verkehr; denn ein beträchtlicher Teil 
der Güterbewegung zwischen Nord- und Ost- 
deutschland einerseits und Westdeutschland ander- 
seits wickelt sich über Rotterdam ab, wobei kleine 
Mengen mit Küstendampfern ohne Umladung 
zwischen Rhein und deutscher Küste verfrachtet 
werden. Der Umsatz zwischen deutschen Seehäfen 
und den Niederlanden belief sich 1937 auf 


\ 
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die eatschen Verkehrs 


ein Vergleich der Verkehrszahlen mit den Außen- 


Pbwirtschaftliche Zusammenhang ‚Europas 


D ei 


mt; 


4550 000 ennen. ‚davon 2 830 000 Tonnen 


niederländischer Versand und 1 720 000 Tonnen 
Empfang. Ein großer Teil dieses Umschlages ist 
innerdeutscher Verkehr. An Kohlen und Koks 
empfingen die deutschen Häfen über Rotterdam 
allein 1 200 000 Tonnen. Hierbei handelt es sich 
fast allein um Ruhrkohlen. An Getreide versand- 
ten alle deutschen Seehäfen 569 000 Tonnen nach 
Rotterdam und 59000 Tonnen nach Antwerpen. 


‚Dieses dürfte fast ausschließlich für Westdeutsch- 


land bestimmt gewesen sein. Damit erweisen sich 
Nordsee und Ostsee auch als eine innerdeutsche 
Schiffahrtsstraße. Sieht man die niederländischen 


‚Häfen und Emden als die Enden zweier Arme die- 


ser „Wasserstraße“ an, so ergibt sich, daß dieser 
eine größere binnenwirtschaftliche Bedeutung zu- 
kommt als dem Mittellandkanal. So wurden in 
Emden 1937 im innerdeutschen Seeverkehr allein 
2700 000 Tonnen (fast ausnahmslos Kohle), im 


innerdeutschen Verkehr über die Niederlande 


vermutlich fast ebensoviel umgeschlagen, während Er 
1940 das Schiffshebewerk 'Rothensee am Mittel- “ 
landkanal 4700000 Tonnen Güter passierten. 
Allerdings lassen sich von diesen Zahlen her noh 
nicht letzte Schlüsse ziehen, da der Mittelland- 
kanal erst kurz vor dem Kriege fertiggestellt 
worden ist und sich bis 1939 noch nicht einge- 


spielt hatte, während das Jahr 1940 bereits unter Eee " 


Kriegswirkungen litt. Es ist aber eine bekannte 
Erscheinung, daß man im Kriege danach strebt, 

die Wasserstraßen zugunsten des engmaschigeren 
und damit anpassungsfähigeren Eisenbahnnetzes 


zu entlasten. Welch untergeordnete Bedeutung Be ei 


gegenüber diesen beiden West-Ost- Verbindungen | 
die Donau hat, zeigt die Tatsache, daß 1937 nur 
1 470000 Tonnen Güter die Grenzstelle Passau 
durchfuhren. 


Die überragende Bedeutung der Seeschiffahrt 
im deutschen Auslandsverkehr zeigt die auf Seite 
1872 wiedergegebene Übersicht. 


Also nur rund ein Viertel des gesamten deut- 
schen Auslandsverkehrs wird auf der Eisenbahn 
abgewickelt, während knapp ein Drittel auf die 
Seeschiffahrt entfällt, und wenn man den gebro- 
chenen Binnenschiffahrts- -Seeschiffahrtsverkehr, 
dessen End- bzw. Anfangspunkte' also bei frem- 
den Seehäfen liegen, rechnet, sogar fast 60 v. H. 
Insgesamt erscheint der Verkehr in Empfang und 
Versand ziemlich gut ausgeglichen. Der Empfang 
ist nur rund 7 Prozent geringer als der Versand. 
Es wäre jedoch verfehlt, daraus zu schließen, daß 
damit die Verkehrsmittel Be 
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EN  Gesamter deuts er ß 
ae Versand bzw. Empfang Deutschlands im Verkel 
23 mit dem Ausland) 


Verkehrsart 


isenbahn 


' Gesamt . . 15:9:2.22,3 
® uslandumschlag in deut- 
schen Seehäfen BER, 1,2 11 
Deutscher Verkehr a dem $ 
ng ; 147.2:.21,20, 99:9 
22 29 25 
nenschiffahrt 
esamt . . r 26.0%.2,939,7 
usländischer" Umschlag in 
deutschen Seehäfen (2) . 0,855,.0,5 
ä Deufscher Binnenschiffsver. ; 
Ür kehr mit dem Ausland . 29,2 135,2 60,4 
37 48 43 
schiffahrt über ! 
F 298 18,0 
Ausländische EN 
in deutschen Seehäfen 
(Eisenbahn und Binnen- 
schiffahrt vgl. oben) "30 221,6 
Da nier Verkehr mit dem 
3 27.8..016,4 44,2 
414.,.,23 32 
oerkehr Datischlende ’ R 
dem Ausland . 62,22 728°. 1405 
ASS 100 100 


100 


erkehr. deutscher Binnen- 
schiffahrt und Eisenbahn 
über ausländische Seehäfen, 
2 an Binnen- 


20—24 16—18 36—42 


27,8 16,4 
47—52 32—34 80—86 
70—76 44—46 56—60 


1) In den Zahlen für den Auslandsverkehr ist auch 
er deutsche Verkehr Westdeutschland — deutsche 


(2) Im wesentlichen handelt es sich um tschechische 
Transporte über Hamburg. 
(3) Deutschland verschickte mit der Eisenbahn über 
> belgische Häfen 0,6 Millionen, Tonnen, über, nieder- 
ländische 0,1 Millionen Tonnen und empfing 0, 06 bzw. 
0, 02 Millionen Tonnen. 

E = Empfang; V = Versand; G = Gesamt. 


. vor einer besonders günstigen Lage ständen, weil 


In der Seeschiffahrt sind die Eingänge erheblich 
größer als beim Versand, da von Übersee haupt- 
sächlich Rohstoffe kommen, während Deutschland 
‚mehr veredelte Güter verschickt. Umgekehrt ist 
‚das Bild bei der Binnenschiffahrt, die mit 43 Pro- 
zent am Gesamtumsatz für den Güterverkehr mit 
dem Ausland mengenmäßig weit wichtiger als die 
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in Millionen Tanken re 
bzw. in Hundertsätzen 


442 


Hin- und Rückfracht ebenso ausgeglichen sind. 


Eh erheblich FR, Wird aer Konlere 
verkehr abgezogen, so ändert sich das Bild ganz 
entscheidend. 


Deutscher Auslandsverkehr ohne Kohle 
nach Verkehrsarten 1937 
» 


in Millionen Tonnen 
bzw. in Hundertsätzen 


4 Verkehrsart : 
Empfang | Versand | Gesamt 

Seeschiffahrt 23,2: 9,7 32,9 
39 44 41 

Binnenschiffahrt' . 23:67,.2790 32,6 
40 41 40 

Eisenbahn 129, 9 ug 15,6 
21 15 19 

‚59,0 7! 81,1 


Die vorstehende A enthält insofern 
einen Fehler, als der Verkehr Westdeutschlands 
mit deutschen Seehäfen über Rotterdam nicht eli- 
miniert ist und als Auslandsverkehr erscheint. 
Trotzdem zeigt sich eindeutig, daß bei allen Ver- 


2 ERRRSENE an 


S 


kehrsmitteln der Empfang weitaus größer.ist als “ 


der Versand. Im ganzen Eisenbahnverkehr (Inland 
und Ausland) beträgt der Anteil der Steinkohlen 
und Braunkohlen (einschließlich Koks und Bri- 
ketts) am Gesamtumsatz 1937 40,5 v.H., in der 
Binnenschiffahrt 38,5 v.H. Dabei ist die tatsäch- 
liche Belastung der Binnenschiffahrt wesentlich 
größer als die der Eisenbahn, da es sich hier fast 


ausschließlich um Fernverkehr handelt. 
Welche Stellung der deutsche Nordwesten im 


Auslandsverkehr hat, zeigen folgende Zahlen: 


in Millionen Tonnen 
1937 


\ MS Empfang| Versand] Gesamt 

————— [1 

Gesamtauslandsverkehr Der, 
(Seeschiffahrt, Eisenbahn, 


Binnenschiffahrt) 67,7 72,8 140,5 
Verkehr Grenzübergang 
Emmerich - 25,8 332 59,0 
" deutsche Nord- 
seehäfen 23.0 14,0 37,0 
v deutsche Ostsee- 
häfen 6,8 4,0 10,8 
" Passau . 1,0 0,5 145 
“ Schandau . 152 0,6 18 


Allein fast 40 v.H. des gesamten Verkehrs mit 
dem Ausland gehen mit der Binnenschiffahrt über 
die niederländische Grenze bei Emmerich, etwa 
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ige 
I BE den Seeverkehr mit Deutschland : 
q ehen von Frankreich, Belgien betonen. NE 
n Niederlanden, überwiegend über See ab- Den Anteil der verschiedenen Verkehrs 
wickelt. Das gilt auch für alle Gebiete, die auf am Gesamtverkehr mit Deutschland zeigt fo 
- vr ae wesentlich schneller zu erreichen gende BES (einschließlich Durchfuhr). 
DB, SE - 5 
ö Anteil der verschiedenen Verkehrsmittel im Verkehr Deutschlands) mit fremden Ländern - 
Ba (ohne die Niederlande und Belgien) 1997 


ı 


ART, 61 89 1... 242 0700 . alas’ 9851 


N — = Su 148772..63#.5:5, 1.187,04 
RR BIN a |: 312 1773 395. 50R 
k 860 1.036 238 168 = 0 1,0985 


a EN 3 2146 792 


103 -1 855, 108 

x 6 265 5 707 941 

N R 1 597 2889 — 

Italien N rer 5672986 = 
EM RE BR HN BA 3 2 808 1157 

| een EEE 22) 

riechenland 2 ' Hr | & = £ Se Bi Bes 
X 367 82 306 
A 624 401 323 

} i > a! == 

; x 472 168 37 

! M i 141 2 — 
Y x 00. 23 240 


21 242 18402 
7580 39 644 


Be 715035 18502 
; " ) u 0033097 
di) Direkter 'Seeverkehr und Verkehr über niederländische bzw. belgische Häfen ohne Verladungen | 
Ausland i in deutschen et letztere errechnet und daher ungefähre Zahlen. | 


welches en die Seeschiffahrt im Außen- 
verkehr des im allgemeinen viel mehr kontinen- 
tal als marin angesehenen Deutschland hat, zeigt 
die Tatsache, daß auf sie allein (außer Verkehr 
‚mit den Niederlanden und Belgien) die Hälfte 
des Gesamtverkehrs mit Europa entfällt. Ein- 
schließlich des außereuropäischen Verkehrs ist . 
der Anteil noch wesentlich größer. Nur rund zwei aus größten Teil auf überseeische Ve 
Fünftel aller Umsätze bewältigt die Eisenbahn. zurückzuführen ist, die meist in Rotterdam und 
Der Anteil der Binnenschiffahrt erscheint mit Antwerpen umgeschlagen werden. Sie hat also 
knapp 10 v.H. außerordentlich gering. Diese Zahl im wesentlichen außer innerdeutschen Aufgaben 
bestätigt den stark nationalen Charakter der Bin- Zubringerdienste für die Seehäfen zu bewältigen. 
nenschiffahrt. Das Bild wird allerdings wesentlich Rund die Hälfte des gesamten deutschen Ver- 
anders, wenn der Verkehr über die Grenz- sandes nach Europa (außer nach den Niederlan- 
stelle Emmerich hinzugezählt wird, auf die ein den und Belgien), nämlich 21 Millionen Tonnen, 
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VERKEHR 


entfällt allein auf die Nachbarstaaten Frankreich, 
Luxemburg, Schweiz, Osterreich und Tschecho- 
slowakei. 1937 führten diese Länder (außer Lu- 
xemburg) aus Deutschland 14,7 Millionen Tonnen 
Kohle (Steinkohle, Braunkohle, Koks und Briketts) 
_ ein. Wenn auch Außenhandels- und Verkehrszah- 
len nicht ohne weiteres vergleichbar sind, so zei- 
gen sie doch den überragenden Anteil der Kohle 
im Außenhandel mit ‚diesen industrialisierten 
Ländern. Einschließlich Italiens beträgt der Ge- 
samtversand nach diesen Ländern 29,7 Millionen 
Tonnen, d.h. 70 v.H. Die Zahlen für den Außen- 


handel (reiner Warenverkehr) bestätigen die Er- 


gebnisse. 1937 entfielen auf die Niederlande, Bel- 
‘ gien, Luxemburg, Frankreich, Schweiz, Italien, 
Osterreich und Tschechoslowakei 69 v.H. der ge- 
samten mengenmäßigen deutschen Ausfuhr (ein- 


i ‚schließlich Nichteuropas). 


Der Anteil der Kohle an der Ausfuhr nach die- 
sen Staaten beläuft sich auf rund vier Fünftel des 


 . Verkehrsumsatzes. Der weitaus größte Teil der 


deutschen Kohle wird nicht auf weite Entfernun- 
'gen verschickt. | 

Die bestimmenden Faktoren der Einfuhr erschei- 
nen wesentlich differenzierter. Dem Gewicht nach 


Re sind die wichtigsten Lieferanten Schweden und 


Frankreich. Die hohen Zahlen sind bei "beiden 
Ländern auf Eisenerze zurückzuführen. So betru- 
gen bei Schweden diese Erze rund 90 v.H.der 
deutschen Einfuhr von dort und bei Frankreich 
über 70 v.H. 

Zwischen Außenhandel bzw. Menge des Trans- 
‘ portgutes und dem Außenhandelswert besteht 
praktisch kaum eine Korrelation. Während zum 
Beispiel in der Ausfuhr Großbritannien mengen- 
mäßig eine ziemlich untergeordnete Rolle spielt, 
steht es wertmäßig mit 7,3 v.H.der deutschen 


. Gesamtausfuhr und mehr als 10 V. H. der Ausfuhr & 


nach Europa an der Spitze. Im übrigen zeigen 
auch im Wertumsatz die Nachbarländer verständ- 
licherweise die höchsten Umsatzzahlen. Das gilt 
sowohl für die Einfuhr als auch für die Ausfuhr. 


Anteil einiger Nachparlander Deutschlands am Außen- 
handel Deutschlands mit Europa 1937 (in Hundertsätzen) 


Land Einfuhr Ausfuhr 
Belgien—Luxemburg . . . 6,6 2 
Frankreich mu Dee 02 7,8 
Großbritannien . Ale 10,3 10,8 
Italien aaa u ee 70 7,8 
Niederlande: 92.2... 02 20272 11,2 
Osterveiei 7 nn 3,1 
Schweiz SAN BE 5,8 
Tschechoslowakei ER ER 47; : 3,8 

47,6 s 58,0 


Auf diese Nachbarländer, die nur etwa 30 v.H. 
der Gesamtbevölkerung Europas ausmachen, ent- 
fallen also fast die Hälfte der deutschen Einfuhr 
und mehr als die Hälfte der Ausfuhr. Obwohl 
also die Korrelation zwischen Menge und Wert 
nur sehr- gering ist, wird der intensive wirtschaft- 
liche Zusammenhang der Nachbarländer bestätigt. 

Die Darlegungen haben die außerordentliche 
Bedeutung der Seeschiffahrt für den deutschen 
Auslandsverkehr gezeigt. Allerdings würde sich 
das Bild sofort ändern, sofern es möglich wäre, 
den .Verkehr nach den transportierten Werten 
einigermaßen zu analysieren. Dann würde die 
Bedeutung der Schiene viel stärker in den Vor- 
dergrund rücken. Es kann also trotz aller Ergeb- 
nisse nicht etwa behauptet werden, die Seeschiff- 
fahrt sei der „wichtigste“ Verkehrsträger im Aus- 
landsverkehr Deutschlands, denn Massengüter- 


. verkehr und Stückgüterverkehr bedingen einan- 


der. 
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ATIONALE BERICHTE 


5. FEBRUAR 1949 ‚3. FOLGE 


Die wirtschaftliche Zukunft Deutschlands 


.. Ein Deutschland-Bericht der Internationalen Handelskammer vom 28. Oktober 1948 


Rt Der nachstehende Bericht, der den Empfehlungen des Rates zugrunde gelegen hat, wurde 
ne, \ von drei durch den Präsidenten der Internationalen Handelskammer benannten Sachbearbeitern 
07 ausgearbeitet: dem Präsidenten des Verbandes der französischen Stahlindustrie, Jules A ubrun 
NN (Frankreich), dem Vizepräsidenten des Komitees für die britischen Industrieinteressen in Deutsch- 
land, V. F. William Cavendish-Bentinck (Vereinigtes Königreich), und dem General- 
kommissar für die niederländischen Wirtschaftsinteressen in Deutschland, Oberst LL F. Otto 
(Niederlande). . : 


Nach einer ersten Zusammenkunft im September begaben sich die Sachverständigen in Be- 
gleitung des Generalsekretärs der Internationalen Handelskammer nach Deutschland und nah- 
men mit den Besatzungsbehörden und den leitenden deutschen Wirtschaftsstellen die Verbindung 
auf. Die endgültige Fassung des Berichts wurde auf der am 28. Oktober 1948 unter dem Vorsitz 


"von Herrn Ernest Mercier (Frankreich) in Paris abgehaltenen Tagung des Europa-Komitees 


. der Internationalen Handelskammer ausgearbeitet. 


Ein Jahr ist vergangen, seit die Internationale 
Handelskammer ihren letzten Bericht über die 
wirtschaftliche Lage in Deutschland und ihre inter- 


"nationalen Rückwirkungen vorgelegt hat. 


Zahlreiche und tiefgreifende Veränderungen 


haben stattgefunden, und die jetzige Lage unter- 


scheidet sich sehr wesentlich von der Darstellung 
jenes Berichts. Die in dem Bericht niedergelegten 
Empfehlungen wurden zum großen Teil befolgt; so 


- ist die Verschmelzung der britisch-amerikanischen 
" Zone mit der französischen Zone auf dem Wege 
zu ihrer Verwirklichung. Mehr noch: Einer der 


wichtigsten Vorschläge in den Empfehlungen der 
Internationalen Handelskammer war, „in Deutsch- 
land so bald wie möglich eine Währungsumstel- 
lung durchzuführen, um die im Umlauf befindliche 
Geldmenge zu vermindern und bestimmte Arten 
von Bankkonten zu sperren und/oder zu über- 
wachen", 

Im Monat Juni dieses Jahres wurde in den drei 


' Westzonen Deutschlands eine radikale Geld- 


reform durchgeführt. Diese Geldreform hat nicht 
nur die Wirtschaft völlig umgestellt, sie hat auch 


— und das ist ebenso wichtig — in Westdeutsch- 


land einen psychologischen Umschwung hervor- 
‘gerufen. Die Ergebnisse haben bis heute die op- 
timistischsten Erwartungen übertroffen, vor allem 
dank dem deutschen Arbeitseinsatz und Arbeits- 
willen. Nichtsdestoweniger kann man diesen Er- 
folg wohl noch nicht als endgültig ansehen, und 
es wäre verhängnisvoll, wenn in der nächsten 
Zeit ein fühlbarer Rückschlag einträte. 

Die tiefgreifenden und weitreichenden Umge- 
staltungen in der deutschen Wirtschaftslage recht- 
fertigen die Vorlage eines neuen Berichts, der in 
knapper Form die heutige Lage umreißt. Es er- 
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schien um so wünschenswerter, einen neuen Be- 
richt vorzulegen, als allgemein anerkannt wird, 
daß der Kern des europäischen Wiederaufbausin 
Deutschland liegt. Tatsächlich ist die Wiederauf- 


richtung Europas in erster Linie durch den Wie- 
deraufbau Deutschlands bedingt. Dieser Wieder- 
aufbau beginnt sich als Folge der Währungsum- 
stellung praktisch auszuwirken. Doch wird man 
gut tun, Vorsichtsmaßnahmen gegen Rückschläge 


zu ergreifen, wenn man darauf bedacht ist, de 
Wiederaufrichtung Deutschlands mit der ganz 


Europas zu koordinieren, 
Es ist im vorliegenden Bericht nicht beabsich- 
tigt, einen Gesamtüberblick über alle Gebiete des 
heutigen deutschen Wirtschaftslebens zu geben, 
sondern die wichtigsten Änderungen kurz zu be- 
sprechen. N 


Im Laufe des vergangenen Jahres hat sich die 


Spaltung zwischen den drei Westzonen und der 
von der sowjetischen Regierung besetzten Zone 
vertieft; die Abriegelung ist heute so hermetisch 
und man erhält so wenig Auskünfte über die 
wirtschaftliche Lage in der Sowjetzone, daß sich 
der vorliegende Bericht nur auf die drei West- 
zonen bezieht. 


Die Währungsumstellung 


Vor einem Jahr legte die Internationale Han- 
delskammer in einer Empfehlung dar, daß so früh 
wie möglich eine Währungsumstellung durchge- 
führt werden müsse. Wenn die unbedingte Not- 
wendigkeit einer solchen Maßnahme auch ein- 
gesehen wurde, so fragte man sich doch besorgt, 
bis zu welchem Umfang sie gelingen würde. Bis 
zum heutigen Tage ist die Umstellung über das 
erhoffte Maß hinaus als gelungen anzusehen. 
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Die angewandte Methode war r durchgreifend: 


nahmen anfangs an, daß das Verhältnis in jedem 
' Fall zehn Reichsmark für eine Deutsche Mark 
sein werde. Doch eine spätere Entscheidung er- 
klärte 93,5 Prozent der Bankguthaben in Reichs- 
mark für verfallen und setzte als endgültiges 
Umrechnungsverhältnis für diese Guthaben 100 
‚Reichsmark für 6,5 Deutsche Mark fest. Schulden 
Ben im nee im NEN zehn zu 


Erächtet man diese en als a er- 
an Im Anfang wurde das neue deutsche 


ıcher in Umlauf gebracht. Zuerst war nur die 
Kopfquote” (40 DM je Kopf) verfügbar. Dieser 
uszahlung folgte eine zweite über 20 DM. 
Berdem erhielten die Betriebe die notwendigen 
Aittel für die ersten Lohn- und Gehaltszahlungen, 


Veitere Geldmittel wurden den öffentlichen Ein- 


an ‘gestellt. Das plötzliche Auftauchen großer 
V arenmengen auf dem Markte — sowohl an Roh- 
ffen wie an Fertigwaren —, die in manchen 
len seit 1938 gehortet waren und Se zum 


ee Die N der Run Roh- 
ffe und Waren übertraf bei weitem die Erwar- 
gen. 
30 befand sich die Bevölkerung zu gleicher 
Zeit im Besitz eines neuen Geldes, als Waren zur 

rfügung standen, die sie mit diesem Geld kau- 
ı konnte. Eine solche Konjunktur hatte es in 
eutschland seit 1945 und bis zu einem gewissen 


er Währungsumstellung hängt jedoch in erster 
‚inie. vom Vertrauen der Bevölkerung ab. Dieses 
'iederum ist dadurch bedingt, ob es möglich sein 
rd, den Nachschub in der Versorgung mit Roh- 
toffen zu sichern. 
In Deutschland sind die Probleme ebensosehr 
"psychologischer wie wirtschaftlicher Natur. Wenn 
die deutsche Bevölkerung zu irgendeinem Zeit- 
punkt befürchtet, daß ihr Geld den ganzen Wert 
‚verliert — wie es zweimal in einer Generation 
vorgekommen ist —, wird sie es Hals über Kopf 
in Waren oder Immobilien umsetzen, wobei der 
Preis fast keine Rolle spielen wird; man wird 
dann noch einmal einer Warenhortung Vorschub 
leisten und das wohlbekannte Phänomen einer 
Geldfülle auf der Suche nach Mangelwaren wie- 
dererleben. 
Die neue Wirtschaftspolitik 

Die soeben beschriebene Währungsumstellung 
berührt nur eine Seite des Wirtschaftsumschwungs, 
der im Laufe der letzten vier Monate vor sich ge- 
gangen ist. Eine grundlegende Umgestaltung der 
Wirtschaftspolitik begleitete diese Geldumstel- 
lung. In ihrem letzten Bericht hatte die Internatio- 
nale Handelskammer empfohlen, „nach der Wäh- 
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PR das im Umlauf befindliche Geld wurde ebenso 
_ wie die Bankguthaben abgewertet. Die Deutschen 


‘neue Politik, Sie wurde von den deutschen Be- 


-unumgängliche Überwachungsmaßnahmen blieben : 


‚ mit Ausnahme der dringendsten Bedarfsartikel 


d (Deutsche Mark) vor allem durch die Ver- 


srade seit 1942 nicht mehr gegeben. Der Erfolg 


stufenweis zu 
der deutschen Wirtschaft m 

werden sollten“. An die Stelle 
Überwachung auf allen Gebieten der Wirtscha 
— die in eine Sackgasse geraten war — ‚trat eine 


hörden selbst ausgearbeitet und gab der deutschen 
Wirtschaft eine sehr große Freiheit; nur einige 


bestehen. Die Bewirtschaftung aller Waren wurde 


und bestimmter Rohstoffe völlig aufgehoben. Ein | 
vereinfachtes Bewirtschaftungsverfahren für den e 
Verkauf von Textilien und Schuhwaren an den 
Verbraucher ist jedoch in Kraft geblieben. Die = 
Preisüberwachung wurde mit Ausnahme der 
Hauptnahrungsmittel, und einiger wichtiger Roh- 
stoffe und Ausgangsprodukte fast ganzaufgehoben. 


Diese kühnen, aber sehr vernünftigen Umstel- 
lungen in der westdeutschen Wirtschaft werden ® 
nicht nur für Deutschland, sondern auc für die 
anderen westeuropäischen Länder weitgehende _ K. 
Folgen haben. Wenn die zur Zeit in Westdeutsh- 
land gehandhabte Politik beibehalten werden ‘ 
kann, wird die westdeutsche Wirtschaft freier B: 
sein als die zahlreicher anderer westeuropäischer B 
Länder. Bis jetzt war das Experiment von Erfolg 8 


gekrönt und von einem ungeheuren Ansteigen der = 
Produktion begleitet. Von Juni bis September ist: 


diese im Durchschnitt um 30 Prozent gestiegen, _ 


so daß das allgemeine Produktionsniveau heute u: 
67 Prozent der Ziffern von 1936 erreicht hat. RD 


Zu den bemerkenswertesten Erscheinungen des 
deutschen Wirtschaftsaufschwungs gehört das 
starke Ansteigen der Stahlerzeugung. Das wird 
durch die folgenden Zahlen belegt. Die Rohstahl- x 
produktion (ausgedrückt intausend Tonnen) zeigte 
im Laufe der Monate Juni bis Oktober folgendes 2 

3 


Be: 
{ 
Die Eisen- und Stahlerzeugung N 3 
| 
4 


Bild: 


Juni . 378 Bi 
Juli. AB N IE 
August . 510 Bes 
September PIE Es 
Oktober 600 i 
November (geschätzt) 615 


Dieses klare Ansteigen der Eisen- und Stahl 
erzeugung ist zum Teil auf die reichlichere Koh- 
leversorgung zurückzuführen, denn die normaler- 
weise nach Berlin und der sowjetischen Zone ge- 
sandte Kohle steht jetzt der westdeutschen Eisen- 
und Stahlindustrie zur Verfügung. Die für die 


‚ deutsche Stahlerzeugung verantwortlichen Stel- 


len hoffen sehr, daß sie im Laufe des Jahres zwi- 
schen Juni 1948 und Juni 1949 wenigstens 6 Mil- 
lionen Tonnen und wahrscheinlich 6,5 bis 7 Mi 
lionen Tonnen erreichen wird; im Jahre 1949 soll 
die Erzeugung auf 8,8 Millionen Tonnen steigen 
und 1950 die im jetzigen Industrieplan für Deutsch- 
land für die deutsche Stahlerzeugung vorgese- 
hene Ziffer von 10,7 Millionen Tonnen erreichen. 
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Selbst wenn das im Juni beschlossene Demon- 
tageprogramm durchgeführt werden muß, wird 
die deutsche Stahlerzeugung 10,7 Millionen Ton- 
nen im Jahre 1950 erreichen. Sofern die Produk- 
tionskapazität Westdeutschlands erhalten bleibt 
und keine neuen Demontagen vorgesehen wer- 
den, könnten 12,5 Millionen Tonnen erreicht wer- 
den. Vorausschauend ist festzustellen: Wenn die 
gesamte deutsche Industrieerzeugung 110 Pro- 
zent des Jahres 1936 erreichen soll, wie es im 
Europäischen Wiederaufbauprogramm vorgese- 
hen ist, muß Deutschland jährlich 15 Millionen 
Tonnen Stahl produzieren. Wenn die Stahlerzeu- 
gung niedriger bleibt, ist die deutsche Maschinen- 
industrie ebenso wie die anderen Industrien nicht 
‚in der Lage, die gewünschte Ziffer von 110 Pro- 
zent des Jahres 1936 zu erreichen. 


Die Neuordnung der Eisen- und Stahlindustrie 
an der Ruhr 

Die Eisen- und Stahlindustrie der Ruhr unter- 
stand auf Veranlassung der Besatzungsbehörden 
Ausnahmebestimmungen, die die Eisen- und 
Stahlwerke aus dem industriellen Gesamtverband, 
dem sie angehörten, herauslösen sollten. Die Kon- 
zerne sollten nur dem Namen nach und vorläufig 
die Eigentümer bleiben, die Nutznießung ihnen 
jedoch entzogen und neuen Gesellschaften über- 
tragen werden. Diese neuen Gesellschaften sind 
kapitalmäßig nur schwagh ausgestattet, und zwar 
ausschließlich durch Überschreibungen seitens der 
„Treuhandverwaltung“ (THV). Diese von Deut- 
schen geleitete THV ist unmittelbar aus der 
„North German Iron and Steel Control“ hervor- 
gegangen, die ihrerseits von der Militärregierung 
der britischen Zone geschaffen wurde. Sie hat die 
weitgehendsten Befugnisse gegenüber den Kon- 
zernen und gegenüber den neuen Gesellschaften, 
deren Geschäftsführung sie überwacht, deren Vor- 
stand sie ernennt (denn wenn die Leitung der Ge- 
sellschaft von der Generalversammlung der Ak- 
tionäre ernannt wird, ist eben die THV einziger 
Aktionär). Die Konzerne sind verpflichtet worden, 
den neuen Gesellschaften die in den Fabriken be- 
findlichen Lager abzutreten. Recht lebhafte Kritik 
ist gegen die Bedingungen erhoben worden, nach 
denen diese Abtretungen vorgenommen werden 
(beispielsweise Zahlung in Reichsmark nach über- 

wachten Preisen vor der Währungsumstellung). 
Ob diese Kritik im einzelnen begründet sein 
mag oder nicht, der Vorgang im ganzen hat zu 
einer Vereinheitlichung und Zusammenfassung 
der Eisen- und Stahlindustrie der Ruhr geführt, 
wie sie vordem nicht bestanden haben. Der mäch- 
tigste Konzern dieser Industrie (die Vereinigten 
Stahlwerke) hatte 55 Prozent der gesamten Kapa- 
zität inne; heute stehen über 90 Prozent der ge- 
samten Kapazität unter der fast uneingeschränk- 
ten Herrschaft der THV. Ohne Zweifel handelt 
es sich, wie behauptet wird, um eine Übergangs- 


lösung, und das deutsche Volk wird später allein 
über das endgültige Schicksal der Eisen- und 
Stahlindustrie an der Ruhr zu entscheiden haben. 
Doch wird offenbar die Versuchung groß sein, die 
Gelegenheit wahrzunehmen, die man vorbereitet 
hat, und die gesamte Industrie einer staatlichen 
Organisation oder einer Organisation, die unter 
strenger staatlicher Aufsicht arbeitet, anzuver- 
trauen. Die Gefahr, die man auf sich nimmt, wenn 
dieser bedeutende Industriezweig auf die Dauer 
unter staatlicher Überwachung steht, verdient 
unseres Erachtens ins Licht gestellt zu werden: 
Einmal könnte er ein furchtbares Instrument in 
den Händen einer Regierung sein, die ehrgeizige 
politische Absichten verfolgt, zum anderen könnte 
die überragende Rolle der Eisen- und Stahlindu- 
strie offenbar werden, nicht nur in bezug auf die 
eigene Wirtschaft des jeweiligen Landes, sondern 
auch in bezug auf die internationalen Wirtschafts- 
beziehungen und den Welthandelt. 


Die Kohle _ 

Die Kohlenförderung ist in Deutschland nicht 
in dem Maße gestiegen, wie man es gehofft hatte. 
Man führt das darauf zurück, daß die Bergleute 
unter dem Einfluß der beunruhigenden Nachrich- 
ten über die internationale Lage und der Unge- 
wißheit über ihre eigenen wirtschaftlichen Aus- 
sichten standen. Jedes auch noch so kurze und 
vorübergehende Nachlassen in der Verbrauchs- 
güterversorgung der Kolengebiete hat sofort Stö- 
rungen zur Folge. Die für die Kohlenförderung 
verantwortlichen Stellen sind der Ansicht, wenn 
die Bergleute Vertrauen in die Zukunft haben 
könnten, werde die Produktion unter den heuti- 
gen Arbeitsbedingungen schnell auf 340 000 Ton- 
nen am Tage steigen; wenn die Ausrüstung 
modernisiert werde, könne die Förderung auf 
420 000 Tonnen je Tag steigen, und wenn man 
schließlich 2200 Millionen Deutsche Mark zum 
Ankauf neuen und modernsten Materials bereit- 
stelle, könne eine Leistung von 450 000 Tonnen 
am Tag erreicht werden. 


Demontagen und Reparationen 

Man hat kürzlich um die Demontagen deutscher 
Fabrikanlagen viel Aufhebens gemacht und Pro- 
paganda getrieben. Man muß daran erinnern, daß 
von 1926 bis 1941 das Niveau der deutschen In- 
dustrieproduktion — von der Rüstung abgese- 
hen — aus militärischen Gründen erhöht worden 
war. Wenn es unleugbar in vielen Fällen nicht 
möglich ist, Fabriken in Westdeutschland zu de- 
montieren, ohne den europäischen Wiederaufbau 
zu hemmen, und die demontierten Anlagen nicht 
vor einem bestimmten Zeitraum anderswo in Be- 
trieb genommen werden können, so steht doch 
in anderen Fällen fest, daß sich diese Operation 
für den europäischen Aufbau in seiner Gesamt- 
heit und als Wiedergutmachung für die Länder, 
die unter dem deutschen Angriff gelitten haben, 


In 


1) Die Bestimmungen des durch die Oberbefehls- 
haber der amerikanischen und der britischen Zone am 
10.November 1948 verkündeten Gesetzes Nr. 75 be- 
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rühren ihrer Natur nach die Schlußfolgerungen der 


letzten beiden Absätze nicht. 
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günstig auswirken kann. Andererseits ist die Be- 
völkerung Westdeutschlands um über 10 Millio- 
nen vermehrt worden und kann ohne Hilfe von 
außen nur bei einer ausgedehnten industriellen 
Produktion bestehen. Die interessierten Regie- 
rungen und die ECA haben sorgfältig die Vor- 


und Nachteile abgewogen, die mit neuen Demon- 


tagen industrieller Anlagen in Westdeutschland 
verbunden sind. Es gibt auch Fälle, wo Deutsch- 
land noch für einige Zeit synthetische Erzeug- 
nisse herstellen muß, die es früher aus Übersee 
einführte, z. B. Ausgangsstoffe für Reinigungsmit- 
tel. In diesen Fällen würden Demontagen un- 
zweckmäßig erscheinen und den Zielen des Euro- 


‚ päischen Wiederaufbauprogramms widersprechen. 


Die Preise 

Die Währungsumstellung hatte durch den Weg- 
fall der Preisüberwachung fühlbare Preisverände- 
rungen zur Folge. Die Preisgestaltung war in den 
verschiedenen Gebieten sehr unterschiedlich. Da- 
mit war zu rechnen: das System der seit mehr als 
zehn Jahren gelenkten Preise konnte nicht rei- 
bungslos ins Gleichgewicht zurückfinden. Im gro- 
Ben und ganzen sind die Lebenshaltungskosten 
um 40 Prozent gestiegen. Obgleich die Aufwärts- 
bewegung mehr und mehr nachgelassen hat, hat 
der Preisanstieg die Vermutungen der deutschen 
Verwaltung übertroffen. Um ihn richtig einzu- 
schätzen, muß man berücksichtigen, daß alle Sub- 
ventionen fortgefallen sind. Ist nun die Aufwärts- 
bewegung endgültig abgebremst, und werden die 
Preise stabil bleiben? Das hängt davon ab, ob es 
möglich sein wird, die regelmäßige Versorgung 
mit Rohstoffen sicherzustellen. Wenn der Markt 
entsprechend der Kaufkraft der Verbraucher ge- 
nügend mit Waren versorgt ist, werden die Preise 
stabil bleiben und das schon so oft ins Wanken 


“ geratene Vertrauen der deutschen Bevölkerung 


wiederhergestellt werden. 


Arbeit und Löhne 

Den großen Preissteigerungen folgten keine 
entsprechenden Lohn- und Gehaltserhöhungen. 
Der Lohnstop wurde zunächst insoweit weiter 
durchgeführt, als eine 15prozentige Erhöhung ge- 
nehmigt werden konnte. Anfang Oktober wur- 
den die Grundlöhne erhöht. Der Lohn wurde wie- 
der Gegenstand freier Vereinbarungen zwischen 


Unternehmern und Gewerkschaften, wobei die 
"Tendenz besteht, die genehmigte Erhöhung um 


15 Prozent zu gewähren und oft eine weitere Er- 
höhung bis zu 15 Prozent auszuhandeln. Obwohl 
das Streikrecht zugebilligt wird, haben Gewerk- 
schaftsführer wie Unternehmer erkannt, daß un- 
bedachte Forderungen auf Lohnerhöhung zu einer 
Lohn-Preis-Spirale führen, die das noch sehr emp- 
findliche Gleichgewicht der westdeutschen Wirt- 
schaft gefährden würde. Wenn infolgedessen eine 
gewisse Lohnerhöhung vollauf gerechtfertigt ist, 
so halten die Gewerkschaftsführer und Unterneh- 
mer die Beibehaltung und möglichst eine Senkung 
der Preise für lebensnotwendig, ohne insoweit die 
Wiedereinführung der Preisüberwachung zu ver- 
langen, mit der das deutsche Volk seit 1933 so 


1878 


unerfreuliche und unergiebige Erfahrungen 
macht hat. - 3 BR MER 
Die Lage des deutschen Arbeitsmarktes wurde 
durch die Währungsumstellung völlig verändert. 
Das Fernbleiben von der Arbeit gehört der Ver- 
gangenheit an. In manchen Industrien arbeiten. 
die Arbeiter gern 50 Stunden in der Woche, und 
die Stundenleistung ist gestiegen. Der Grund liegt 
darin, daß das im Lohn ausgezahlte Geld jetzt 
Kaufkraft besitzt. Allerdings werden diese Löhne, 
die sich zwischen 80 Pfennig und 1,40 Deutsche 
Mark je Stunde bewegen, wie oben schon aus- 
geführt, im allgemeinen als zu niedrig angesehen. | 
Dazu kommt, daß einem qualifizierten Arbeiter, 
der 250 Mark monatlich verdient, unter Umstän- 
den 40 bis 50 Mark an Steuern, Versicherungen, 
Krankenversicherungen usw. abgezogen werden. 
Ein Betrag von 50 Mark in der Woche reicht aber 
für den Lebensunterhalt einer Familie nicht aus, 
wenn ein Paar Schuhe allein 32 DM oder mehr 


kosten. Die öffentlichen Finanzen 

Eine grundlegende Bestimmung anläßlich der 
Währungsumstellung enthielt die Verpflichtung 
für die deutschen Länder und staatlichen Einrich- 
tungen, ihren Haushalt auszugleichen. Finanzie- 
rungen mit Hilfe staatlicher‘ Kredite sind unter- 
sagt. In diesem Punkte sind sich die britische und, 
die amerikanische Militärregierung mit dem deut- 
schen Vollzugsausschuß vollkommen einig. Es 
wird trotzdem sehr schwierig sein, den Haushalt 
der Länder auszugleichen. Die staatlichen Ein- 
nahmen sind infolge der Währungsumstellung 
gesunken. Dieser Rückgang mußte durch eine 
Herabsetzung der Ausgaben ausgeglichen werden, 
aber wie immer stehen einer solchen Haushalts- 
kürzung zahlreiche Hindernisse im Wege. Es sind 
in erster Linie der große deutsche Beamtenappa- 
rat, ein Erbe des alten streng überwachten. Wirt- 
schaftsregimes, sowie die beträchtlichen Summen 
für soziale Dienste, die in keinem Verhältnis zu 
dem Reichtum des Landes — oder vielmehr dem 
Mangel an Reichtum — stehen. Die deutsche Be- 
völkerung und die deutschen Politiker bestehen 
auf einer Herabsetzung der Besatzungskosten. 
Wenn diese Besatzungskosten in gewissen Län- 
dern bis zu 50 Prozent des Staatshaushalts aus- 
machen, so sind sie doch in anderen bedeutend 
geringer und überschreiten weder den jetzigen 
Haushalt für die nationale Verteidigung der mei- 
sten westeuropäischen Staaten noch die Besat- 
zungskosten, die von den während des Krieges 
von Deutschland besetzten Ländern gezahlt wer- 
den mußten. 


Mittel- und langfristige Kredite 

Die Geldumstellung hatte unmittelbar eine Kre- 
ditverringerung zur Folge, die deren wohltätige 
Wirkungen zu beeinträchtigen drohte. Obwohl 
es heute nicht allzu schwer ist, kurzfristige Kre- 
dite zu bekommen, liegt der Zinsfuß (mit 7,5 bis 
9 Prozent) doch viel zu hoch. Mittel- und langfri- 
stige Kredite sind überhaupt nicht zu bekommen; 
sie sind jedoch unentbehrlich, um die Wiederauf- 
baupläne der Industrien durchzuführen und ab- 
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Anlagen zu ersetzen. Man hofft, daß die 
Bank für Wiederaufbau mittel- und langfri- 
tige Kredite geben kann. Doch ist das Statut die- 
‘ser Bank noch nicht endgültig genehmigt, und 
mit der Bereitstellung von Krediten von dieser 
Seite ist nicht vor Anfang nächsten Jahres zu 
rechnen. Dazu kommt, daß man noch nicht weiß, 
woher die Bank für Wiederaufbau ihre Mittel 
nehmen soll. Die deutschen Stellen schlagen vor, 
hierfür den Gegenwert in Mark aus den Einfuh- 
ren des ERP und der Waren der Kategorie A 
(erster Dringlichkeitsstufe) einzusetzen. Die bri- 
tischen und amerikanischen Finanzbehörden sind 
der Ansicht, daß man vor allem an deutsche Geld- 
geber herantreten und eine Inlandsanleihe auf- 
nehmen müsse. Durch die Währungsumstellung 
 verringerten sich die am 20. Juni 1948 vorhande- 
nen Bankguthaben von Vereinigungen und Ein- 
zelpersonen um 93,5 Prozent; von 32 Millionen 
 Bankkonten, die in Deutschland bestanden, wur- 
‘den 19 Millionen gelöscht. Diese Tatsache hat 
ebenso wie die effektive Streichung der Staats- 
‚anleihen unter anderem zur Folge, daß die Deut- 
schen, die zweimal in einer Generation ihre gan- 
zen Ersparnisse verloren .haben, ihr Geld nicht bei 
Sparkassen oder Banken hinterlegen und wahr- 
_ scheinlich keine Anleihe zeichnen wollen, selbst 
nicht bei einer Verzinsung zu 5 oder 6 Prozent; 
sie neigen vielmehr dazu, eine über das gewöhn- 
liche Maß hinausgehende Geldrücklage zu machen 
oder Einkäufe zu tätigen. Das beschleunigt den 
- Geldumlauf und erweckt den Eindruck eines Geld- 
überschusses. gr 
re . Ausländische Investierungen 
Wenn der Wiederaufbau Deutschlands in der 
Weise fortgesetzt werden soll, daß Westdeutsch- 
land die Bedürfnisse seiner jetzigen Bevölkerung 
befriedigen kann, werden vielleicht ausländische 
Investierungen notwendig werden. Damit solche 
Investierungen aber möglich gemacht werden 
“können, müssen Maßnahmen getroffen werden, 
um die zur Zeit auf ausländischen Investierungen 
ruhenden Einschränkungen aufzuheben. Ferner 
muß den ausländischen Geldgebern, die Devisen- 
forderungen besitzen und bereit sind, Zahlungen 
in D-Mark anzunehmen, gestattet werden, Zah- 
lungen in dieser Währung entgegenzunehmen und 
in Deutschland zu investieren. Ein neuer Zustrom 
ausländischen Kapitals noch vor einer zufrieden- 
“ stellenden Regelung der Vorkriegsinvestierungen 
hätte eine demoralisierende Wirkung und würde 
den deutschen Kredit noch mehr verringern, der 
schon durch die seit 1933 verfolgte Politik so sehr 


gelitten hat. Der Lastenausgleich 


Das erste von den drei westlichen Militärregie- 
rungen erlassene Gesetz über die Währungsum- 
stellung verlangte, daß die deutschen ‚gesetz- 
gebenden Organe sich mit dem Ausgleich der 
Kriegsschäden befassen und diesbezügliche Vor- 
schläge vor dem 31. Dezember 1948 vorlegen soll- 
ten. Anfangs hatte man eine umfangreiche Ver- 
mögensabgabe ins Auge gefaßt, aber jetzt erkennt 
man, daß eine solche Abgabe nicht zu verwirk- 
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lichen wäre. Die Steuern sind bereits so hoch und 


die Kriegsschäden so groß, daß jede Maßnahme, 
die sich als eine Vermögensabgabe darstellt, die 
deutsche Wirtschaft völlig in Unordnung bringen 
würde. Sir 


Die Entschädigungsforderungen für Schäden, 


die während des Krieges und auf Grund der Feind- 
seligkeiten entstanden sind, einschließlich der An- 
sprüche gegen das Reich werden für die vier Besat- 
zungszonen (einschließlich der sowjetischen Zone) 
auf rund 285 Milliarden Mark geschätzt. Diese 
Summe setzt sich wie folgt zusammen: 55 Milliar- 


den für Entschädigungsforderungen der Flüct- 


linge und der aus ehemals deutschen Gebieten 
ausgewiesenen Personen; 100. Milliarden für 


Kriegsschäden; 30 Milliarden für die Zeichner von 


Reichsanleihen; 70 Milliarden für Reparations- 


und Wiedergutmachungsgläubiger sowie als Er- 


satz für die von den Besatzungsbehörden in An- 
spruch genommenen Leistungen; 3 Milliarden für 
Waren und Dienstleistungen an das Reich, die bei 
Kriegsende nicht bezahlt waren; 27 Milliarden 
für die Opfer politischer, religiöser oder rassi- 
scher Verfolgung (ihre Zahl wird auf nahezu 
190000 geschätzt) sowie für Währungsgeschädigte 
und andere Gläubiger. 

Da der Lastenausgleich sich zur Zeit nur auf die 
drei Westzonen bezieht, sind 35 Prozent des obi- 
gen Gesamtbetrages, also ungefähr 100 Milliar- 


den Mark, für die sowjetische Zone und Berlin 
abzuziehen. Es muß also im Augenblick eine 
Summe von 185 Milliarden Mark für Entschädi- | 


gungen in Anschlag gebracht werden. Diesen Ver- 
pflichtungen steht nach bisherigen Schätzungen 


ein belastbares Vermögen im Werte von 80 Mil- 
liarden Mark gegenüber. N 


Die deutschen Stellen fordern besonders drin- 
gend Hilfsmaßnahmen für die Flüchtlinge aus der 
sowjetischen Zone und den unter polnischer Ver- 


5 
Li 


”ı 


auch; 


‘ 


waltung stehenden deutschen Gebieten, für de 


Bombengescädigten, Invaliden, Witwen und 


Waisen sowie die ehemaligen Kriegsgefangenen. 


Man beabsichtigt zur Zeit, eine Sondersteuer zu 
erheben, die unverzüglich in Kraft treten und die 
nötigsten Mittel für die Zahlung dieser Entschä- 
digungen liefern soll. Diese „Sofortabgabe" kann 
als eine Erhöhung der Vermögensteuer ange- 
sehen werden; sie soll 1 Milliarde 500 Millionen 
Mark erbringen. _ 


Der Außenhandel 


Außer den ERP-Krediten, die in runden Zahlen 
400 Millionen Dollar für das Jahr 1948/49 aus- 
machen, erhalten die Westzonen Rohstoff- und 
Lebensmittellieferungen, die durch die Regierun- 
gen der Vereinigten Staaten und Großbritanniens 
finanziert werden. Es handelt sich um Waren der 
Kategorie A (Güter und Waren erster Dringlich- 
keit), die sich auf ungefähr 700 Millionen Dollar 
belaufen. Man hofft, daß die britische und die 
amerikanische Zone. im Rechnungsjahr 1948/49 
auf Grund ihrer Ausfuhren Einfuhren im Werte 
von 750 Millionen Dollar zusätzlich zu den oben 
aufgeführten bezahlen können. So würde ein Ge- 
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Eine planmäßige Steigerung der deuesen Al. = 
‚fuhr ist unbedingt notwendig, und diese Ausfuhr 


{ "deutschland wirklich auf Sue Füßen stehen 
soll. 

- Der deutsche Außenhandel steht unter strenger 
Überwachung der „Joint Export and Import 
Agency“ und des jetzt mit ihr verschmolzenen 
'„Officomex“. Wenn von deutscher Seite über diese 
Einrichtungen bittere Klagen geführt werden, so 


"rikanischen und die britischen Steuerzahler be- 
.deutende Beträge für den Unterhalt Westdeutsch- 
. lands liefern, werden der amerikanische Kongreß 
und das britische Parlament darauf bestehen, daß 
as deutsche Geld und der deutsche Handelsaus- 
ıusch von den Alliierten überwacht werden. Es 
jedoch zu hoffen, daß die britische und die ame- 
ikanische Militärregierung nach und nach einen 
immer größeren Teil der Aufgaben der „Joint Ex- 
port and Import Agency“ den Deutschen über- 
tragen und sich auf die Oberaufsicht über die 


1. KeineAnstrengung darf unversucht bleiben, die 
Wirtschaft Deutschlands derjenigen Europas an- 
ugliedern; dahingehende Interessenverbindun- 
einzelner Industrien sind nach Kräften zu för- 


. Der Beschluß, die Länderregierungen zu VerI- 
 pflichten, ihren Haushalt ohne Kredite auszuglei- 
‚chen, ist aufrechtzuerhalten. Sie werden dadurch 
fezwungen, ihre Ausgaben beträchtlich zu ver- 
‚mindern und den gegenwärtig aufgeblähten Ver- 
altungsapparat erheblich zu verkleinern. 


3. Um auf jeden Fall eine Lohn-Preis-Spirale und 
die sich daraus ergebenden sozialen Mißstände 
zu vermeiden, müssen vor jeder anderen Über- 
legung die Bedingungen aufrechterhalten bleiben, 
: die das Vertrauen in die neue Währung stärken. 


4. Die laufende Einfuhr von Lebensmitteln und 
. unentbehrlichen Rohstoffen ist beizubehalten, da- 
_ mit bei den Deutschen keine Zweifel über die Ver- 
’fügbarkeit der Waren zukünftig das Vertrauen in 
. die Währung ins Wanken bringen und die Waren 
' hortung wiederaufleben lassen. 
5. Maßnahmen zur Bereitstellung inländischer 
-  mittel- und langfristiger Kredite sind unverzüg- 
lich einzuleiten. 

6. Mit der Investierung ausländischen Kapitals ist 
solange zu warten, bis alle Einschränkungen, die 
auf den jetzigen ausländischen Einlagen ruhen, 
aufgehoben und hinreichende Erleichterungen ge- 
schaffen sind, die es möglich machen, fällige 
Schulden in ausländischer Währung zu begleichen. 
Die neuen Investierungen sollen gegenüber den 
alten keine bevorzugte Behandlung erfahren. 

7. Der augenblicklichen Ungewißheit über die im 

Lastenausgleich zu treffenden Maßnahmen muß 
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eo: ‚muß mehr als verdoppelt werden, wenn West- 


ist folgendes zu berücksichtigen: Solange die ame- 


einzukaufen, die sie vielleicht dringend benötigen. \ 


nicht mehr ae. zwei ee Verwaltung: " 
körperschaften zu unterhalten, die „Joint Export 
and Import Agency“ in Frankfurt und die deutsche ; 

„Verwaltung für Wirtschaft“ inHöchst. 


Die von der „Joint Export and Ihnen Agency“ 
früher benutzten verschiedenen Wechselkurse für 
die Berechnung der deutschen Ausfuhrensind durch 
einen einheitlichen Wechselkurs von 1 Mark für 4 
30 USA-Cents ersetzt worden. Die Erfahrung wird 
vielleicht zeigen, daß dieser Kurs zu hoc ist, 
wenn die deutsche Industrie auf den Ausfuhr- | 
märkten gegen die Konkurrenz ankämpfen muß. 


Die Beibehaltung der Dollarklausel vermehrt sa 
auch die Schwierigkeiten für den deutschen 
Außenhandel in dem Sinne, daß viele Länder ge- 
hindert werden, auf dem deutschen Markt Waren 


Es ist zu hoffen, daß das innereuropäische Zah- 
lungssystem die Lage verbessern wird. 


. 


# - Empfehlungen des Rates der Internationalen Handelskammer vom 18. November 1948 3 


sofort ein Ende gemacht und hinsichtlich des Um- 
fangs der zu treffenden Maßnahmen, von denen 
ausländische Unternehmen und Interessen nicht 
berührt werden sollen, die gegenwärtige wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit des Landes De 
sichtigt werden. 

8. Obgleich unter den heutigen Verhältnissen die. 
deutsche Außenhandelspolitik unter der Ober- | 
aufsicht der alliierten Militärverwaltung bleiben 
muß, ist die Übertragung des gesamten Handels- 
verkehrs an deutsche Instanzen und deutsche 
Kaufleute zu beschleunigen; es muß alles getan 
werden, um den Handel von übermäßigen Ein- 
schränkungen und Förmlichkeiten zu befreien. 

9. Die Verwendung europäischer Zahlungsmittel 
für Zahlungen zwischen Deutschland und den 
anderen europäischen Nationen ist zu genehmigen 
und zu fördern. 

10. Die Struktur des deutschen Handels vor und 
nach dem Kriege und seine gegenwärtigen und 
zukünftigen Absatzwege sind aufmerksam zu be- 
obachten. Ä 

11. Die kürzlich vorgenommene Neuordnung der 
Eisen- und Stahlindustrie an der, Ruhr begünstigt 
in der praktischen Auswirkung die Bildung eines 
einzigen Trusts, der die gesamte Leitung dieser 
Industrie überwacht. Das bedeutet für die Welt 
sowohl vom politischen als auch vom wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkt aus eine ernste Gefahr, und 
es sind unverzüglich Maßnahmen zu ergreifen, 
um die Voraussetzungen eines echten Wettbe- 
werbs in der Industrie wiederherzustellen. 


a 


Quelle: „L’Economie Internationale, Revue de la 
Chambre de Commerce Internationale“, Vol. XIV,Nr.4 
vom Dezember 1948. Übersetzung des Europa-Arcivs. 
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| Belgien 


9, Januar: Sonderbotschafter Harriman führt 


in Brüssel Besprechungen mit Ministerpräsident 
Spaak über die Reorganisation des Europä- 
ischen Wirtschaftsrates. Am 7. Januar hatte 


 _Spaak Besprechungen mit dem stellvertreten- 


den Unterstaatssekretär im britischen Außen- 
 ministerium, Roger Makins, über Differen- 


zen zwischen dem britischen Vierjahresplan 


‚und dem der Beneluxländer. ’ 


14. Januar: Der Verteidigungsrat der Westeuropä- 


 , ischen Union tritt in Brüssel zusammen. 


I 
Dänemark 


Januar: Ein Sprecher des Außenministeriums 


"erklärt, Dänemark erwarte eine offizielle Ein- 


| ladung zur Teilnahme an den Washingtoner 


Besprechungen zum Nordatlantikpakt. 


Deutschland 


a 1. Januar: Ein Gegenvorschlag des Ministerpräsi- 
‘-denten von Nordrhein-Westfalen, Arnold, 


‘zum Ruhrstatut sieht die Errichtung eines völ- 
'kerrechtlichen Zweckverbandes auf genossen- 


- schaftlicher Grundlage vor, in welchen Deutsch- 


land die Ruhr, Frankreich das lothringische 
-Erzvorkommen, Deutschland und Frankreich 
_ die Saar und Belgien und Luxemburg ihre 
' Schwerindustrie einbringen sollen. 
GeneralRobertson erklärt in einer Rund- 
' funkansprache, das kommende Jahr werde die 
‘Abhängigkeit von den Alliierten auf vielen 
Verwaltungsgebieten beenden und die Bildung 
einer deutschen Regierung sowie größere 
"Fortschritte in den Lebensbedingungen bringen. 


2. Januar: Der Vorsitzende der KPD Westdeutsch- 


lands, MaxReimann, erklärt nach der Dar- 
stellung von DPD auf der Landesfeier zum 
30. Jahrestag der Gründung der KPDin Düssel- 
dorf, alle deutschen Politiker, die mit den West- 
_ mächten bei der Ausarbeitung eines Ruhr- oder 
Besatzungsstatuts zusammenarbeiteten, wür- 
den von den Deutschen als „Quislinge" 
betrachtet. f 
Charles M.LaFolette tritt als Direktor der 
Militärregierung von Württemberg-Baden zU- 
rück. Sein Nachfolger wird Charles P. Gross. 
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Die britische Militärregierung schlägt den Ein- "ER 


satz von 5000 bewaffneten deutschen Grenz- 
polizisten zum Schutz der Grenze zwischen der 


britischen und der sowjetischen Besatzung- 


zone vor. { ’ 
DieSteinkohlenförderunginderbritischenZone 


“erreicht im Dezember 1948 mit 8,1 Millionen 


Tonnen (im Vormonat 7,71 Millionen Tonnen) 


‘ den höchsten Stand seit Kriegsende. Nach vor- 


läufigen Feststellungen beliefen sich die Stein- 


kohlenförderung Westdeutschlands im Jahre 
1948 auf 87 Millionen Tonnen (74,4°%/0 von 1936), N 
die Erdölförderung auf 635 650 Tonnen (112% 


or 
IR 
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von 1947), die Braunkohlenförderung auf 60,7 
Millionen Tonnen (114,7°/0 von 1936). Nach 


vorläufigen Angaben der NfA vom 12. Januar je 


betrugen die Steinkohlenförderung in der Ost- 


zone im Jahre 1948 2,84 Millionen Tonnen, die 


Braunkohlenförderung fast 111 Millionen Ton- 


nen und die Briketterzeugung 30 Millionen 


Tonnen. 


Der Vorstand der Kommunistischen Partei. 
Westdeutschlands beschließt die organisato- 


rische Trennung von der SED in der Ostzone. h; \ 


. Januar: Sitzung der Alliierten Kommandantur Pie 


in Berlin in alleiniger Anwesenheit der West- 
berliner Kommandanten. d 


Großbritannien und die Vereinigten Staaten ) N 
verlängern das Abkommen über die Ver 


schmelzung ihrer Zonen bis Ende März 1949, 


I anuar: Der Konflikt im Parlamentarischen Rat 


zwischen den Fraktionen der SPD und der 


' CDU/CSU wegen des Verhaltens des Ratsprä- 


sidenten, Dr. Adenauer, wird beigelegt. 


Mitglieder des nordrhein-westfälischen Kabi- | 
netts sowie Vertreter der Gewerkschaften, des 


‚Bergbaus und der Stahl- und Eisenindustrie 
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beschließen, einen ständigen Ausshuß von 


Sachverständigen einzusetzen, der die Landes- 
regierung laufend über die wirtschaftliche und 
organisatorische Entwicklung unterrichten soll, 
wie sie sich aus dem Ruhrstatut ergeben wird. 


‚ Januar: Nach der Weigerung der Arbeiter des 


Bochumer Vereins, die am 3. Januar befohlene 
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montage für den 10. Januar an. 


7. Januar: Der politische Berater der Sowjetischen 
' Militäradministration, W. S. Semjonow, 
wird zum außerordentlichen bevollmächtigten 
Botschafter ernannt. 
Der Ostberliner Magistrat erhält von der Be- 
' satzungsmacht den Auftrag, Wahlen für den 
Ostsektor vorzubereiten. 
Kr ' Der Wirtschaftsrat beschließt gegen die Stim- 
‚men der KPD, der Deutschen Kohlenbergbau- 
. leitung einen Kredit von 22 Millionen D-Mark 
zur Subventionierung der unrentablen Kohlen- 
% _ gruben für das zweite Halbjahr 1948 einzu- 
. Täumen. Der Kredit soll durch einen Ausfuhr- 
“ zoll auf Kohle eingebracht werden, 
Der Kriegsgefangenenausschuß beim Länder- 
. Tat beziffert die Zahl der noch in der Sowjet- 
.n befindlichen Kriegsgefangenen auf min- 
destens 350 000. Der Verbleib von 1,5 Millionen 
 Vermißten ist ungeklärt. 


. Januar: Jack Bennett tritt als Finanzberater 

des Generals Clay zurück. 

9. bis 13. Januar: Zusammentritt der Gesamtver- 
tretung der Evangelischen Kirche Deutschlands 

in Bethel. Die Synode wählt am 12. Januar den 


 denburgs, D. Otto Dibelius, zum ersten 
Vorsitzenden des Rates der Evangelischen 
Kirche Deutschlands. 
. Januar: Die Anordnung der Militärregierung 
über das Inkrafttreten der Gewerbefreiheit in 
der amerikanischen Zone wird gemäß einer 
' Anordnung des Generals Clay nochmals bis 
zum 20. Januar verschoben. 
General Clay stellt in seinem Monats- 
bericht für November 1948 ein Wiedererstar- 
ken des deutschen Nationalismus fest. Er 
verweist besonders auf den „Bund deutscher 
Erneuerung“ des in Kanada lebenden Dr. Otto 
Strasser und die Nationaldemokratische 
Partei. Die Produktion in der Doppelzone habe 
‚den bisher höchsten Stand seit Kriegsende mit 
75/0 von 1936 erreicht. 


4. Januar: Erste Sitzung des am 5. Dezember 1948 
gewählten neuen Berliner Stadtparlaments. 
Professor Ernst Reuter (SPD) wird zum 
Oberbürgermeister, Louise Schröder (SPD) 
zum Ersten Bürgermeister, Dr. Ferdinand 
Friedensburg (CDU) zum Zweiten Bür- 
germeister und Dr. Otto Suhr (SPD) zum 
Stadtverordnetenvorsteher gewählt. 

Nach einer Bekanntgabe des britischen Außen- 
amtes einigten sich Vertreter Frankreichs, 
Großbritanniens und der Beneluxländer in 
Paris über verschiedene vorläufige Berichti- 
gungen der deutschen Westgrenzen. 

General Clay bezeichnet auf einer Presse- 
konferenz in Frankfurt am Main den Waren- 
schmuggel aus Westdeutschland als größte 
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\ 5 "Bischof der Evangelischen Kirche Berlin-Bran- 


ER en von Werksanlagen durchzuführen, en 
ordnet die britische Militärregierung unter An- 
drohung militärgerichtlicher Verfahren die De- 


15. 


A. 


10. 


ak 


12. 


Januar: Finstelhing dr Sronii 
der Ostzone an Bayern. 


Das Zweimächtekontrollamt gibt die Unter 
zeichnung eines Abkommens der drei west- 
lichen Militärregierungenüber ein einheitliches 
Lebensmittelsystem und eine gemeinsame | 
landwirtschaftliche Planung in den drei West- 4 


zonen bekannt. 
Frankreich 


Januar: Die endgültige Verteilung der Sitze 
im Rat der Republik lautet: Gaullisten 123, 
Sozialisten 58, Radikalsozialisten 52, Unabhän- : 
gige Republikaner 29, Kommunisten 20, Volks- 
republikaner 17, Republikanische Freiheitspar- 4 


tei 4, Splitterparteien 17. 


. Januar: Dritte Tagung der französisch-italieni- 
schen Kommission zur Schaffung einer Zoll- 


unionin Paris. 


Januar: Der Exekutivausschuß der kanzac i 
schen Sozialistischen Partei im Seine-Gebiet 


fordert eine gemeinschaftliche Verwaltung der 
europäischen Kohlen- und Stahlindustrie. 


. Januar: Der Atomphysiker.Professor Joliot- 


Curie erklärt, seine Forschungsarbeit diene 


friedlichen Zwecken, er lehne die Atombombe 


als Waffe ab und werde aus der KP Frank- 


reichs austreten, falls er von der Sowjetunion 
‚zur Preisgabe von Atomgeheimnissen aufge- 


fordert werden sollte. 


Januar: Das europäische Büro ‚der Ameri- > 


can Federation of Labor (AFL) in 


Paris fordert die sofortige Auflösung des Welt- 
gewerkschaftsbundes und die Gründung eines 
neuen nichtkommunistischen internationalen 


Verbandes. 
Januar: Eröffnung der neuen Sitzungsperiode 


des französischen Parlaments. Edouard Her- E 
riot (Radikalsozialist) wird zum Präsidenten 
der Nationalversammlung und Gaston de 


Monnerville (Radikalsozialist) zum Prä- 
sidenten des Rates der ReRubEh miele 


gewählt. 


Januar: Der engere Minisfätrat Beschliehr, die 
Preise für die meisten Verbrauchsgüter auf 


dem Stand vom 31. Deal: 1948 festzu- 


halten. 


. Januar: 


Ministerpräsident Queuille legt sein Amt 
als Finanzminister nieder und ernennt den bis- 
herigen Staatssekretär im Finanzministerium 
Maurice Petsche zu seinem Nachfolger. 


Griechenland 


Regierungstruppen beginnen eine 
größere Aktion auf dem Peloponnes, um die 
Halbinsel von Aufständischen, deren Zahl: auf 
3000 geschätzt wird, zu säubern. 


. Januar: Nach einem Bericht des Athener Kor- 


respondenten der Times haben sich die drei 
größeren Parteien — Liberale, Populisten, 
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Ei e Großbritanni en 


5% #,, Januar: Die Steinkohlenproduktion betrug nach 
- vorläufigen Feststellungen im Jahre 1948 
= 208 418 500 Tonnen und blieb damit unter dem 
| Ziel von 211 Millionen Tonnen. — Die Stahl- 
erzeugung. erreichte 1948 mit 14 877.000 Ton- 
nen den bisher höchsten Stand (1939 ”13 222 000 
- Tonnen). 
„Die, Regierung BEN um Verschiebung der 
' für den 6. Januar 1949 vorgesehenen Tagung 
“des ‚Ausschusses für europäische Einheit. Am 
- 4. Januar wird in London amtlich bekanntgege- 
ben, der Zusammentritt des Konsultativrates 
der Westunion sei auf den 26. Januar ver- 
"schoben. ii e 
4. Januar: Das a nnisrehlam gibt ckannt, 


Sir William Strang werde eine mehrwöchige 
‚Reise nach dem Fernen Osten antreten. 


Das "Verteidigungsbudget für das Finanzjahr 
1948/49 beläuft sich auf 692 Millionen Pfund 
(2,768 Milliarden Dollar). Davon entfallen an- 
' nähernd 44 °o auf das Heer und je über 25 %/o 
auf die See- und Luftstreitkräfte. 


= 26, Januar: Konferenz zwischen Premierminister 
Attle 8, und dem Premierminister von Nord- 
'irland, Basil Brooke, über Fragen, die sich 
- durch das Ausscheiden Eires aus dem Verbande 
Bi des Commonwealth ergeben. N 
Ein Bericht des Außenministeriums weist dar- 
auf hin, daß Israel aus der Tschechoslowakei 
_ und anderen Quellen Flugzeuge erhalten habe 
und jetzt 114 Flugzeuge gegenüber 40 bei 
- Beginn des Waffenembargos am 11. Juni 1948 
besitze. Ein Flugplatz in der Tschechoslowakei 
habe dazu gedient, wöchentlich 80 Tonnen 
Material nach Israel zu befördern. 


“ Januar: Nach einem Bericht der Financial 
- Times sind die Handelsbesprechungen in Lon- 
don über ein langfristiges Handelsabkommen 
mit der Sowjetunion vorläufig gescheitert. 


8. Januar: Unterredung der Hochkommissare In- 
diens, Pakistans, Ceylons, Australiens und 
Neuseelands mit Außenminister Bevin in 
London. 


10. Januar: Sitzung der Kabinettsmitglieder unter 

- Teilnahme der drei Generalstabschefs. Außen- 

minister Bevin berichtet über den Abschuß 

der fünf britischen Flugzeuge über dem Negev 

und die dadurch in Palästina geschaffene Lage. 

12. Januar: Sonderbotschafter Harrimanhat in 

London Besprechungen mit Außenminister 

| Bevin und Schatzkanzler Stafford Cripps 

über Probleme des langfristigen Europäischen 
Wiederaufbauprogramms. 


ee ENT! Ar 
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‚Januar: Die Regierung erläßt zwei Vero 


‚Januar: Königin Juliana drückt in ei 


. Januar: 


verschiedenheiten zwischen den beiden St 
ten ee deutschen Frage mehr. Nach N 


das Deutschlandproblem, die Eirönis 
Union, der Atlantikpakt, Mittelmeerfragen 
sowie Fragen des Nahen Ostens, Südostasien 
und des Fernen Ostens erörtert. a 


Beriinch hen in Moskau, n 
Roberts, wird zum stellvertretenden Hoc 
kommissar in Indien ernannt. 


Irland 


nungen, die den Staatsangehörigen Gr 
britanniens, der britischen Kolonien und N 
seelands ähnliche Rechte age wie siı 


zum a en zu erörte 


Niederlande 


Botschaft ihre Hoffnung auf baldige Bild 
einer indonesischen Bundesregierung 
Schritt zur Verwirklichung der MerER 
Staaten von Indonesien aus. 


Norwegen > 
Außenminister Halvard Mantl 
Lange spricht sich in seiner Neujahrs 
schaft für die Teilnahme Norwegens am At 
tikpakt aus. 


Januar:Das interskandinavische Vereiugunse 
komitee tritt zu abschließenden Besprechungen 
in Holmenkollen bei Oslo zusammen. 


Polen 


Januar: Nach Angaben des Benalen Kohlen- 
amtes betrug die polnische Steinkohlenproduk- 24 
tion im Jahre 1948 70,2 Millionen Tonnen, das 
sind 2,7 Millionen Tonnen mehr als geplant. 
Januar: Der Papst ernennt den’ Bischof von 
Lublin, Dr. Stefan Wyszinski, als Nah- 
folger des im Oktober 1948 verstorbenen Kar- 
dinals Hlond zum Primas von Polen. 2 
Januar: Der Verfassunggebende Sejm billigt 
die Regierungsvorlage über die Vereinigung 
der Verwaltung der Westgebiete mit der all- 
gemeinen Staatsverwaltung. 
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Afrika 


.Januar: 


Januar: Unterzeichnung eines fünfjährigen 
britisch-polnischen Handelsabkommens in War- 


schau. Das Abkommen sieht den Austausch von 


Waren im Gesamtwerte von 260 Millionen 
Pfund Sterling vor. | 


Portugal 


. Januar: Ministerpräsident Dr. Salazar äußert 


im Hinblick auf die am 13. Februar stattfinden- 
den Präsidentschaftswahlen, das portugiesische 
Volk besitze nicht genügend politische Erzie- 
hung für ein parlamentarisches Regime. 


Rumänien 


Januar: Die Nationalversammlung nimmt mit 
381 gegen 4 Stimmen ein neues Staatsschutz- 
gesetz an, das für die Bedrohung der Staats- 


' sicherheit und der Entwicklung der Landes- 


wirtschaft die Todesstrafe vorsieht. 


Schweden 


Januar: Die Ministerpräsidenten, Außenmini- 
‚ster und Verteidigungsminister vonNorwegen, 
Dänemark und Schweden treffen sich in Karl- 
stad zu Besprechungen über skandinavische 
Verteidigungsfragen. ; 


.Januar: Ministerpräsident Erlander bestä- 
tigt vor. der sozialdemokratischen Parlaments- 


fraktion die Absicht der Regierung, an ihrer 


 Neutralitätspolitik festzuhalten. 


Sowjetunion 


.Januar: Die Vereinigten Staaten, Frankreich 


und Großbritannien ersuchen die sowjetische 
‚Regierung um Auskunft über die Zahl der deut- 


sowjetischer Kriegsgefa 
Die amtliche Agentur T 5 
Sowjetunion habe die Ausarbeitung eines Born 
lassungsplanes durch den Alliierten Kontroll- 

rat vorgeschlagen. Er seiwegen der Weigerung 
der Regierungen Frankreichs und Großbritan- 
niens nie aufgestellt worden. Die Mehrzahl der 
in russischer Hand befindlichen. deutschen 
Kriegsgefangenen sei nach Hause entlassen 


worden, der Rest werde im Laufe des Jahres 


1949 folgen. 


. Januar: Ein Dekret des Obersten Sowjets be- 


stimmt die Bildung eines einheitlichen Mini- 
steriums für die Kohlenindustrie. Das Ministe- 
rium steht unter der Leitung des bisherigen 
Leiters der Kohlenindustrie der westlichen Ge- 
biete, A.F.Zasyadko. s 


Ungarn 


‚Januar: In Rom wird bekanntgegeben, der 


Vatikan lehne ein Angebot der ungarischen 
Regierung zu unmittelbaren Verhandlungen 
über das Verhältnis Staat und Kirche in Ungarn 
ab, solange Kardinal Mindszenty in Haft 
gehalten werde. Am 10. Januar verlautet aus 
Kreisen des Vatikans, die ungarische Regie- 
rung habe vier Bischöfe, die als Anhänger des 
Kardinals, gelten, um ihre Demission ersucht. 
Am 12. Januar gibt das Bischofskollegium der 
römisch-katholischen Kirche in Ungarn be- 
kannt, es könne die Verhandlungen, die nach 
der Verhaftung des Generalprimas Mindszenty 
mit der Regierung begannen, nicht fortsetzen. 


Wichtige Ereignisse in der übrigen Welt 


Ägypten 


‚Januar: Die Regierung nimmt den Feuerein- 


stellungsbefehl der Vereinten Nationen vom 
29. Dezember 1948 an. 


„Januar: Die seit dem 8. Oktober 1944 in der 


Opposition stehende Wafd-Partei erklärt sich 
bereit, unter einem unabhängigen Präsidenten 
an einer Regierungskoalition teilzunehmen. 


Südafrikanische Union 


.Januar: Der Minister für Eingeborenenange- 


legenheiten, Dr. Mears, gibt dem Repräsen- 


"tantenrat der Eingeborenen in Pretoria die 


‚Absicht der Regierung bekannt, den Rat aufzu- 
lösen. 


. Januar: Nach einer Statistik der Handelskam- 


mer Johannesburg beläuft sich das Defizit in 
der Handelsbilanz für 1948 wenigstens auf 160 
Millionen Pfund (1947: 120 Millionen Pfund). 


In einem Memorandum fordert die 
Bergarbeitergewerkschaft eine dreißigprozen- 
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tige Steigerung des Grundlohnes der Berg- 
arbeiter. 

bis 15. Januar: Es kommt zu schweren Zusam- 
menstößen zwischen Indern und Negern in 
Durban, der Hauptstadt der Provinz Natal, bei 
denen mehrere Hundert Personen getötet oder 
verletzt werden. 


Südrhodesien 


. Januar: Die Regierung veröffentlicht neue Ver- 


ordnungen, die die Arbeitsbedingungen für 
afrikanische Arbeiter in Handel und Industrie 
verbessern. 


Amerika \ 
Argentinien 


Januar: Veröffentlichung des neuen. Verfas- 
sungsentwurfes. 


Ekuador 


1. Januar: Die Regierung tritt zurück. 
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B ' Kanada 
6. Januar: Finanzminister Ab bot gibt bekannt, 
die kanadischen Reserven an Gold und ameri- 
kanischen Dollars hätten sich am 31. Dezember 
1948 auf 998 Millionen Dollar (am 17. Dezem- 
ber 1947: 461 Millionen Dollar) belaufen. 


7. Januar: Auf seiner Reise nach Washington 
trifft der neuseeländische Ministerpräsident 
Fraser in Ottawa mit Generalgouverneur 
Lord Alexander, Ministerpräsident St. 
Laurent und Mackenzie King zusammen. 
Vor Pressevertretern bezeichnet er den Brüs- 


seler Pakt als ein Meisterstück der Diplomatie 


zur Aufrechterhaltung des Friedens. 


Vereinigte Staaten 


1. Januar: Der 81. Kongreß tritt zu seiner ersten 
Sitzung zusammen. Senatspräsident pro tem- 
pore wird der demokratische Senator Kenneih 
McKellar. Zum neuen Sprecher des Reprä- 
sentantenhauses wird der demokratische Ab- 
geordnete Sam Rayburn ‚gewählt. — Am 
3. Januar stimmt das Repräsentantenhaus mit 
275 gegen 142 Stimmen dafür, daß Gesetzes- 
vorschläge, die länger als 24 Tage unbearbei- 
tet vor dem Geschäftsordnungsauschuß liegen, 


"dem Haus unmittelbar vorgelegt werden 


können. 


Die Vereinigten Staaten erkennen die korea- 
nische Regierung in Söul offiziell an. 


3. Januar: Der amerikanische Botschafter in Mos- 
kau, GeneralBedell-Smith ‚ tritt von sei- 
nem Posten zurück. 


4. Januar: DasAußenministeriumgibt bekannt, die 
Regierung Israels habe den Vereinig'en Staaten 

- versichert, daß alle jüdischen Kräfte aus ägyp- 
tischem Gebiet zurückgezogen worden seien. — 
Der britische Botschafter in Washington hatte 
am 30. Dezember 1948 den amtierenden ameri- 

 kanischen Außenminister Lovett im Hinblick 
'auf den Übertritt jüdischer Truppen auf ägyPp- 
tisches Gebiet an den britisch-ägyptischen 
Bündnisvertrag von 1936 erinnert. Vertreter 
der Vereinigten Staaten hatten daraufhin in 
Tel Aviv darauf aufmerksam gemacht, daß 
Großbritannien und die Vereinigten Staaten 
durch einen Bündnisvertrag verbunden seien. 
— Am 13. Januar findet eine Besprechung des 
britischen Botschafters, Sir Oliver Franks, 
mit Präsident Truman über Fragen der bri- 
tischen und amerikanischen Palästinapolitik 
‚statt. 


Präsident Truman entwickelt vor dem Kon- 
greß in seinem jährlichen Lagebericht (State 
ofthe Union) sein gesetzgeberisches Programm, 
das innenpolitisch durch Steuererhöhungen für 
die höheren und mittleren Einkommengruppen, 
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die Bekämpfung der hohen Preise und des in- 


' licher Kontrollen, die Abschaffung‘ des Takte th 


Tiburcio Cariasfür de ‚Kont 
'Hartley-Gesetzes, die Erhöhung der Mindest- 


-wegungsfreiheit für die Gewerkschaften sowie 


. Januar: Der frühere amerikanische Botschafter 


. kanischen Außenpolitik werde keine Änderung 


ya 


FE e lablsta. Januar ISA LT 
flationären Drucks, die Einführung wirtschaft: " 


stundenlöhne und die Gewährung größerer Be- 


ein ausgedehntes Sozialprogramm andenNew 
Deal des Präsidenten Rooseveltanknüpftr 
Außenpolitisch fordert er dieVerlängerungdes “ 
Reciprocal Trade Agreements Act um drei 
Jahre und die freizügige Zulassung verschlepp- 
ter Personen nach den Vereinigten Staaten. 


‚Januar: Der stellvertretende Administrator 3 
- Bissell erklärt zum ‚Interimsbericht .des 


Europäischen Wirtschaftsrates, der für West- 7 
europa nach Ablauf des ERP im Jahre 1952 Br 
noch immer einen Fehlbetrag von wenigstens 


"1,1 Milliarden Dollar schätzt, das ERP werde G 


nicht über 1952 hinaus verlängert werden. — 
Am 12. Januar erklärt der Generalsekretär des 
Europäischen Wirtschaftsrates, Robert Mar- 
jolin, in Washington, die ERP-Länder er- 

warteten von den Vereinigten Staaten keine 
Hilfe, die über das Jahr 1952 hinausgehe, ob- 
wohl diese Länder dann noch weit vonder 
Lösung ihrer wirtschaftlichen Schwierigkeiten 4 RAR 
entfernt sein würden. lin 
Die ECA übernimmt die Verwaltung des’ 
koreanischen Wiederaufbauprogramms, die 
bisher vom amerikanischen Armeeministerium 
gehandhabt wurde. BES 


in Moskau und Paris, William C.Bullit,dr 

vom Kongreßausschuß für Wirtshaftshilfean 
das Ausland in einer Sondermission nachChina ar) TAG 
entsandt worden war, empfiehlt dem Aus-. 
schuß eine schnelle militärische und wirtschaft- 
liche Hilfe in Höhe von 800 Millionen: Dollar 

an Nationalchina. 1 


ya 
h 


Januar: Außenminister George C. Marshall RB: M 


und der stellvertretende Außenminister, Ro- 


bert A.Lovett,treten zurück. Neuer Außen 

minister wird der ehemalige stellvertretende ; A 
Außenminister Dean Acheson; zu seinem Da 8 
Stellvertreter wird der bisherige Leiter der, 2 4 20m 
Budgetabteilung, James C. Webb, ernannt. Ne 


— Präsident Truman erklärt, in der ameri- 


eintreten. Am 14. Januar billigt der Außenpoli- 
tische Ausschuß des Senats einstimmig die 
Ernennung Achesons. 


Der sowjetische Botschafter in Washington, 
Alexander Panjuschkin, protestiert In, 
der Fernostkommission gegen die Anordnung 
des Generals MacArthur, die den japani- 
schen Staatsangestellten den Streik und den 
Abschluß von Kollektivverträgen untersagt. 
__ Der Protest wird mit 8 Stimmen gegen 1 
Stimme zurückgewiesen. 


Der Vorsitzende der amerikanischen Atom- 
energiekommission, DavidLilienthal, gibt 
ein Programm zum Bau neuer Anlagen im ı 


q 
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zen: 


und 14,3 Milliarden Dollar für die nationale 
Verteidigung vorgesehen. Die europäischen 
Staaten sollen für das zweite Wiederaufbau- 
. jahr 4,5 Milliarden Dollar erhalten. Präsident 
Truman wird den Kongreß um die Billigung 
© zusätzlicher Mittel ersuchen, die für die Finan- 
, zierung des nordatlantischen Verteidigungs- 


' mit einem Überschuß von rund 1,175 Milliar- 
. den Dollar, der durch die Erhebung von 4 Mil- 


. den soll. 

11. Januar: Eine Mission des Europäischen Wirt- 

er schaftsrates unter Führung des Präsidenten, 

Baron Snoy, des Vorsitzenden des Exekutiv- 

ausschusses, Sir Elmund Hall-Patch, und 

des Generalsekretärs des OEEC, Robert Mar- 

jolin, trifft in Washington ein. I 

12. Januar: Der Hoover-Ausschuß für die Reorga- 

. nisation der Regierungsorgane stellt einen 
Plan zur Umorganisation des Außenministe- 

..  riums fertig. 


RI Burma 

1. Januar: Von Regierungsseite wird bekannt- 
. gegeben, der Fehlbetrag im laufenden Rech- 
'  naungsjahr durch den Verlust,von Regierungs- 
besitz infolge der Tätigkeit der Aufständischen 
„werde 100 Millionen Rupien überschreiten, 


BERN China \ 
. Januar: Ministerpräsident Dr. Sun Fo fordert 
. ineiner Rundfunkansprace die Kommunisten 
. zu Friedensverhandlungen auf. Am 9. Januar 
ersucht die Nationalregierung die vier Groß- 
.  „ mächte um Vermittlung zwecks Beendigung 
. des Bürgerkrieges in China. 
‚3. Januar: UP berichtet aus Schanghai, Marschall 
Li Chishen, der Führer der oppositionel- 
len Kuomintanggruppe, und Chian gan, 
. der Führer der verbotenen chinesischen Demo- 
‚kratischen Liga, hätten sich von Hongkong 
aus nach dem kommunistisch besetzten Nord- 
china begeben. 


Der Stadtrat von Schanghai wendet sich un- 
mittelbar an die kommunistische Regierung 
mit dem Ersuchen um Feuereinstellung und 
Aufnahme von Friedensverhandlungen. 


7. Januar: Die kommunistischen Truppen begin- 
nen mit einem Angriff gegen die Regierungs- 
 truppen im Raum von Nanking und Tientsin. 
Am 10. Januar gibt ein kommunistischer Rund- 
funkbericht die Vernichtung der südlich Sü- 
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greß den Staatshaushaltsplan für 1949/50 über 
41,9 Milliarden Dollar vor. Von dieser Summe 
‚sind 6,7 Milliarden Dollar für Auslandshilfe 


' planes notwendig werden. Der Plan schließt 


liarden Dollar an neuen Steuern erzielt wer-. 


; "die Friedensbedingungen des 


Tse-tung bekannt: Bestrafung der ’ 
nalchinesischen Kriegsverbrecher, Abschaf- 
fung der chinesischen Verfassung von 1947, 
Bildung einer demokratischen Regierung, Ab- 
schaffung des gegenwärtigen Regierungssy- 
stems, Durchführung der Bodenreform, Neu- 
aufbau der nationalen Armee nach demokra- 
tischen Gesichtspunkten und Einzug von Ver- 


mögen der privilegierten Klasse. 


— 


. Januar: 


. Januar: 


N | ? 
Indische Union 


. Januar: Die Regierungen Indiens und Paki- 


stans erklären sich in einem gemeinsamen 
Kommunique mit den Vorschlägen der Kom- 
mission der Vereinten Nationen zur Erledi- 
gung des Kaschmirkonfliktes einverstanden 
und unterzeichnen am 15. Januar ein Waffen- 
stillstandsabkommen. 
Premierminister Pandit Nehru 
gibt in Allahabad bekannt, die indische Re- 
gierung habe eine Reihe asiatischer Länder 
auf den 20. Januar nach Delhi eingeladen, um 
die indonesische Frage zu beraten. — Der 
Generalsekretär für Auswärtige Angelegen- 
heiten der indischen Regierung, Sir GirjasHan- 
karBajpai, erklärt am 14. Januar, die Asien- 


‚Konferenz bereite nicht die Bildung eines anti- 


wu 
s 


westlichen asiatischen Blocks vor. 


Indonesien =y 
Januar: In Batavia wird amtlich mitgeteilt, die 
niederländische Militäraktion auf Java sei am 
31. Dezember 1948 beendet worden. — Nah 
einem niederländischen Armeekommunique | 
vom 5. Januar sind die Operationen auf Su- 
matra ebenfalls abgeschlossen worden. 
Die republikanische Notregierung 
gibt durch ihren Vertreter in Canberra die Be- 
dingungen bekannt, unter denen sie das Feuer 
in Indonesien einstellen und Verhandlungen 
mit der niederländischen Regierung aufneh- . 
men will: Rückzug der niederländischen Trup- 
pen auf die Linien vom 18. Dezember und An- 
erkennung der republikanischen Souveränität. 


Januar: Der niederländische Delegierte im 
Sicherheitsrat, Dr. van Royen, gibt be- 
kannt, daß. die indonesischen Politiker Dr. 
Soekarno--Dr Hatta, Dr. Sjahrir 
und Dr. Salim, die zu Beginn der nieder- 
ländischen Aktion in Indonesien festgesetzt 
worden waren, freigelassen wurden. Ihr 
Aufenthalt sei jedoch auf die Insel Banka bei 
Sumatra beschränkt. P 


Der niederländische Ministerpräsident, Dr. 


Drees, und der niederländische Botschafter 
in London, Miciels van Verduynen, 
nehmen an einer vorbereitenden Sitzung der 
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zur dans der en Staaten ar 
gi _ Indonesien aus. ; 
all N 
$.- 6. Januar: Ministerpräsident Muzahim Amin 
al-Pachachi tritt zurück. Am gleichen 
Tage bildet Nuri Pascha al- Said ein 
neues s Kabinett. 


hr Israel 
L 5. Ba Das israelische Hauptquartier gibt 


lometer auf ägyptisches Gebiet vorgestoßen 
‘sind. Am 3. Januar nimmt die Regierung den 
 Waffenstillstandsbefehl des Sicherheitsrates 
vom 29. Dezember 1948 an. Am 7. Januar wer- 
den die Kampfhandlungen im Negev einge- 
stellt. Am 12. Januar teilt die israelische Re- 
"gierung dem amtierenden Vermittler der Ver- 
 einten Nationen, Dr. Ralph J.Bunche, mit, 
sämtliche jüdischen Truppen auf ägyptischem 
Gebiet seien zurückgenommen worden. Am 
13. Januar beginnen auf der Insel Rhodos 
unter dem Vorsitz Dr. Bunches Waffenstill- 


Israel. fi 


© ‚7. Januar: Die israelische Luftabwehr bringt 
über dem Negevgebiet fünf britische Flug- 
zeuge zum Absturz. Am 8, Januar landen bri- 
) "tische Truppeneinheiten auf Ersuchen der 
% ‚transjordanischen Regierung in dem trans- 
ö 'jordanischen Hafen El Akaba. Gegen diese 
ir Maßnahme protestiert Israel bei den Verein- 
ten Nationen. Ein britischer Protest über den 
 Abschuß der fünf Flugzeuge wird von Israel 
wiederholt zurückgewiesen. 


RE: 2 Japan X 
4, Januar: In dem in Washington veröffentlich- 
ten Jahresbericht der fernöstlichen Repara- 
_ tionskommission wird ausgeführt, die in Frage 
kommenden Mächte hätten sich über ihre An- 
teile an den japanischen Reparationen nicht 
einigen können. 


Pakistan 


6. Januar: Die Regierung gibt die Vorschläge 
- der Kommission der Vereinten Nationen vom 
5, Januar für eine Volksabstimmung bekannt. 
Die Einsetzung eines Plebiszit-Administrators 
% mit Sitz bei der Regierung in Kaschmir ist 
r vorgesehen. Je eine Kommission Indiens und 
Pakistans sollen die Repatriierung von Flücht- 
lingen aus Kaschmir vornehmen. 
\ 


Türkei 
14. Januar: Ministerpräsident Hasan Saka tritt 
2 zurück. Am 15. Januar wird Sansettin Gu- 
;; naltay (Republikanische Volkspartei) mit 
Bi der Bildung einer neuen Regierung betraut. 
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offiziell bekannt, daß jüdische Truppen 56 Ki- _ 


hi standsverhandlungen zwischen Ägypten und 


2. 3 anuar: re Chifle y sagt. Er 
einer Rundfunkansprache zum neuen Jahr, er 


Unterstiitaung a Am 14, a ik 
überreicht der australische Hochkommissar I% 
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im Jahre 1949 sollten wenigstens110 000 Ein : 
wanderer Ba werden. 


7 A ni 
Organisation der Vereinten Nationen 


„Januar: Generalsekretär TIrygve Li ie gibt b 


a 


schuß, in dem tergentinien, Kolumbien, 
gien, Syrien, Kanada und China vertre 
sind, den vier Großmächten einen Plan 
Regelung des Berliner Währungsproblems V 
gelegt hat. Danach sollen zwei getren 
Banksysteme geschaffen werden, die 
gemeinsam von den vier Besatzungsmä 
und einem Koordinierungsausschuß verw 
werden. Für Gesamtberlin soll eine neu 
tenbank geschaffen werden. Am 7. Janu 
prüfen britische, französische und amerikan 
sche Sachverständige in London den Plan. 


. Januar: Zusammentritt des Sicherheitsrate 
Lake Success. Der niederländische Vertret 
Dr. J, H. vanRoyen, erklärt, die niede 
ländische Regierung werde eine interim 
sche indonesische Bundesregierung schaffen, 
Wahlen für ein Parlament abhalten, | 
neuen Staat nach Schaffung der Vereinig 
Staaten von Indonesien Souveränität 
leihen und für ihn ein Gesuch um Aufnahme 
die Vereinten Nationen stellen. — Die Schl 
“ tungskommission für Indonesien überre cht. 

dem Sicherheitsrat einen Bericht, in dem fes 
gestellt wird, daß die niederländischen Tru 
pen den Feuereinstellungsbefehl des Rates 
nicht befriedigend befolgt haben. Am 11.J 
nuar bezeichnet der amerikanische Delegier 
Jessup bei Wiederaufnahme der Indon 

siendebatte im Sicherheitsrat die niederlän- 
dische Polizeiaktion als eine offene Mißa: 
tung der Vereinten Nationen. Am 14 Januar 
teilt der niederländische Delegierte, Dr. van 
Royen, dem Rat mit, die Niederlande zögen 
auch auf ausdrücklichen Befehl des Sicherheits- 
‚rates ihre Truppen nicht zurück. Die nieder- 
ländische Regierung halte die Vereinten Na- 
tionen nicht für zuständig, sich mit Vorgängen 
innerhalb der niederländischen Besitzungen zu Br 
befassen. De 

12. Januar: Der Balkan- SonderäßescmB (UNES- 

COB) beschließt, die Sowjetunion und Polen 
erneut einzuladen, ihre bisher offengehaltenen 
Sitze im Ausschuß. einzunehmen. 


Bun 
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Völkerrecht und internationale Ordnung 
Deutsche Grenzfragen in völkerrechtlicher Sicht* 


von Dr. jur. habil. Eberhard Menzel 
Forschungsstelle für Völkerrecht und ausländisches öffentliches Recht der Universität Hamburg 


Der europäische Hintergrund des deutschen Grenzproblems 


Die Niederlage Deutschlands im Zweiten Welt- 
krieg hat das Problem der deutschen Grenzen 


‚ neu erstehen lassen. Dabei handelt es sich in erster 


Linie um die Korrektur der unter dem Hitler-, 
Regime vorgetriebenen deutschen Grenzen VOI- 
nehmlich im Osten und Westen, also um die Rück- 
gängigmachung der seit 1938 zugunsten Deutsch- 
lands erfolgten Gebietsveränderungen. Doch darin 
erschöpft sich das gegenwärtige Grenzproblem 
keineswegs: die bisherigen Vorschläge zur Neu- 
gestaltung der deutschen Grenzen lassen 'erkenn- 
nen, daß auch deutsche Gebiete an die Nachbar- 
staaten abgetreten werden sollen, die teilweise 
schon seit Jahrhunderten einen festen Bestand- 
teil des deutschen Territoriums ausmachen. Be- 
reits diese Tatsache zeigt deutlich, welch große 
praktische Bedeutung der Wiederaufrollung der 
deutschen Grenzfragen zukommt, und läßt zu- 
gleich die Notwendigkeit erkennen, eine den 
europäischen Frieden nicht gefährdende Rege- 
lung zu finden. 


Eine befriedigende Lösung wird sich nur er 


zielen lassen, wenn die gegenwärtigen Grenzaus- 
einandersetzungen nicht isoliert betrachtet, son- 
dern in den großen geschichtlichen Zusammen- 
hang eingegliedert werden. Nur von einem sol- 
chen Blickpunkt aus wird es möglich sein, losge- 
löst von der augenblicklichen Lage zu einer wirk- 
lich gerechten und deshalb dauerhaften Bereini- 
gung der schwebenden Fragen zu kommen. 

Die gegenwärtigen Grenzauseinandersetzungen 
müssen daher als ein Abschnitt der die ganze 
europäische Geschichte durchziehenden Grenz- 
kämpfe angesehen werden. Europa ist nun ein- 
mal sowohl durch seine geographischen Bedingt- 
heiten als auch durch die in diesem Raum VOI- 
herrschenden Ideologien zum klassischen Land des 


steten Ringens um die Ländergrenzen geworden. 
Andere Kontinente sind darin glücklicher: ent- 
weder hat dort die geringere Bevölkerungsdichte 
eine solche Entwicklung nicht eintreten lassen — 
vor allem in Australien und Afrika —, oder aber 
breite Wüstengürtel und hohe Gebirgskämme 


haben klare Schranken gezogen — wie in Asien. 


Nirgends ist dagegen um relativ kleine Gebiets- 


stücke so unablässig gekämpft worden wie in 


Europa, nirgends haben sich die Grenzen als so 
wenig stabil erwiesen wie hier. 


Eine nähere Betrachtung der europäischen Ge- 


schichte zeigt freilich, daß die Entwicklung sprung- 
haft vor sich gegangen ist: Epochen relativer 
Grenzruhe mit einigermaßen stabilen Grenzen 
wurden von Abschnitten langdauernder und zä- 
her Grenzkämpfe abgelöst. Dabei läßt sich fest- 
stellen, daß Grenzruhe wie Grenzkampf Erschei- 
nungen sind, die sowohl der „Reichsordnung® — 


der römischen wie später der deutschen — als 
auch der nationalstaatlichen Ordnung Europas 
bekannt sind. Die Annahme wäre also ungerecht- 


fertigt, daß eine dieser politischen Lebensformen 
die Stabilität der Grenzen besser garantiere als 
die andere. Doch die stärkste Grenzunruhe trat 


ein, nachdem der Nationalstaatsgedanke späterer 


Zeiten seine explosive Kraft gegenüber der aus 
dem Mittelalter herübergeretteten Reichsorgani- 
sation zur Geltung brachte und sich dann noch mit 
imperialistisch-ideologischen Tendenzen verband. 
Als schließlich das imperialistische Drängen alle 
nationalstaatlichen Gebietsgliederungen achtlos 


beiseite schob und eine hegemoniale „Großraum- 


ordnung“ zu verwirklichen suchte, wurde die 
binneneuropäische Grenzziehung so willkürlich 
vollzogen, daß ihre natürliche Funktion dabei 
verlorenging. Dies gilt von allen historischen 


RR RN a 


* Anmerkung: Dieser grundsätzliche Beitrag ist 
zugleich die Einleitung zu einer Reihe von Einzelunter- 
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suchungen zu den deutschen Grenzproblemen, die in 
den nächsten Folgen erscheinen werden. 
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. von derjenigen unter Hitler, deren katastrophale 
5 Auswirkung uns allzu deutlich vor Augen steht 
und der es auch zu verdanken ist, wenn nunmehr 
selbst die „historischen Grenzen“ Deutschlands 

mieder in Frage gestellt sind. 


n der unmittelbaren ‚Reaktion auf den alle 


‚ihren ln und, vielfach friedens- 
ge al 
" em Berußisein geführt werden, daß alle so um- 


% Versuchen einer Si einseitigen „Großraum 
es ‚ von den französischen Unternehmun- S 
gen unter Ludwig XIV. und Napoleon ebenso wie WM 


nzauseinandersetzungen werden nämlich nur. 


ılossenen Gebiete doch Glieder eines größeren - 


egungen: Paneuropa, Panamerika, Panasien). 


ai in Asien und Afrika bahnen sich SEN 
on ae un Be: wird eine Schick- 


und ‚seinen besonderen Erfordernissen entspre- 
\ ‚hen. Man muß sich darüber im klaren sein, daß 
I Europa seine eigene Grenzproblematik hat: eine 
strenge Abgrenzung des Siedlungsraumes der 
. einzelnen Nationalitäten ist wegen der völkischen 
_  Gemengelage in Mittel- und Osteuropa vielfach 
' unmöglich, In keinem anderen Kontinent spielen 
‚als geschichtliches Erbe die ‚nationalistischen 
Me Strömungen — und keineswegs nur in Deutsch- 
land — eine so große Rolle und bilden einen so 
häufigen Anlaß zu Grenzveränderungen. Es ist 
versucht worden, dieser Schwierigkeiten durch 
den Erlaß minderheitenrechtlicher Schutzbestim- 
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ist am klarsten sichtbar auf dem amerikani- 


7 


Regelung für diese Probleme 


a Herr zu erden Doch hat dieses 
System keineswegs überall den gewünschten Er- 
folg gebracht. Deshalb ist man zu radikaleren 
Lösungen übergegangen: zur Um- und Aussied- 
lung. Von dem ersten Probefall des griechisch- 
türkischen Bevölkerungsaustausches führt eine 
gerade Linie bis zu der im Potsdamer Abkom- 
men von den Alliierten sanktionierten Kollektiv- E 
ausweisung der deutschen Volksangehörigen aus 
Polen und der Tschechoslowakei. Abgesehen von 
den dabei angewandten Methoden wirft eine 

solche Regelung die Frage auf, ob das. „Recht 
auf Heimat” in Zukunft schutzlos sein soll, womit 
zweifellos ein Kernpunkt der Fragen um die all- | 
gemeinen Menschenrechte berührt wird, Welche 
— die z.B. dm 
amerikanischen Kontinent in diesem Ausmaß un- 
bekannt sind, gibt es doch sogar Vereinbarungen 
gegen ‚die Gewährung eines Minderheitenschut- _ 
zes — auch gefunden werden mag, sicher ist es. 


‘ein Gebot der europäischen Grenzziehung, diese 


Schwierigkeiten nicht noch zu erhöhen. Der völ- 
kische Zusammenhang muß nach Möglichkeit ge- 
wahrt bleiben, wie denn auch dem Selbstbe- 
stimmungsrecht in Europa eine viel größere 
Bedeutung zukommt als in anderen Erdteilen. Es 
gilt also, „europagemäße“ Lösungen zu finden, _ 
was besonders hervorgehoben zu werden ver- 
dient, da zum erstenmal in der europäischen Ge- 
schichte eine europafremde Macht — die Ver- 
einigten Staaten von Amerika — mit einem sol- ; 
chen Schwergewicht an den Fragen der europä- N 
ischen ‚Grenzziehung beteiligt ist. 


Weiterhin ergibt sich aus der Forderung, die 
Grenzziehungen unter dem gesamteuropäischen 
Blickpunkt vorzunehmen, daß diese Neuordnung 
Grundsätzen folgen muß, die für und gegen je- 
den Staat in Europa in gleicher Weise Geltung 
haben. Das bedeutet das Aufgeben des Sieger- 
standpunktes. Jeder Versuch, den besiegten Na- 
tionen gegenüber andere Prinzipien zur Anwen- 
dung zu bringen, als sie für die Siegerstaaten 
gelten, würde nur neue Unruhe stiften, Eine so 
inspirierte Grenzziehung könnte zwar mit politi- 
schen Machtmitteln für geraume Zeit aufrecht- 
erhalten werden; sie würde aber doch letztlich 
scheitern, weil — ein altes geschichtliches Ge- 
setz — die Scheidung in Sieger und Besiegte auf 
die Dauer nicht aufrechterhalten werden kann, 
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BE Be alliierter Seite nach dem Zweiten Welt- 
R krieg geraten, besonders für die Lösung d der Grenz- 
fragen eine „Abkühlungszeit“ (cooling-off period) 
; eintreten ‚zu: lassen, die eine innere Distan- 
zierung von der Kriegsmentalität ermöglicht und 
die Aussicht auf eine von den Kriegsleidenschaf- 
ten unbeeinflußte Regelung eröffnet. Bedauer- 
"  licherweise haben einige Nachbarstaaten Deutsch- - 
u lands geglaubt ZU Sofortmaßnahmen“ überge- 
hen. zu müssen, die ‚ihren Niederschlag in kaum 
 verhüllten einseitigen Gebietsannexionen gefun- 
i den haben. In der Weltöffentlichkeit erregte aber 
; gerade diese Eile, „das Eisen zu schmieden, so- 
lange es heiß ist“, — nämlich die Ausnutzung 
der politischen und wirtschaftlichen Lage unmittel- 
bar nach der Kapitulation - — den Verdacht, daß 
diese Gebietsveränderungen nicht von Grund- 
sätzen getragen sind, die Allgemeingültigkeit be- 
. anspruchen können. Wichtig ist jedenfalls, daß 
‘ die noch ausstehende Regelung offener Grenz- 
‚fragen nach Gesichtspunkten vorgenommen wird, 
die auch dann noch Anerkennung finden, wenn 
die Scheidung in Sieger und Besiegte nicht mehr 
N ausschlaggebend ist. 
Bi. ‚Die Auseinandersetzungen über die aan 
" Greüziragen ‘sind bisher im wesentlichen nur 
zwischen den Siegermächten geführt worden. 
Deutsche Stellen sind hierüber noch nicht ent- 
‚scheidend befragt worden und haben nur in den 
Fällen, in denen die genauen Grenzänderungs- 
rt _ vorschläge  bekanntgeworden sind, dazu Stellung 
nehmen können. Der Grund, weshalb die inter- 


N 


Der Wandel in der Behandlung der Grenzprobleme | 


ar früher die großen militärischen Aus- 
einandersetzungen meist unmittelbar auf a 
gewinn abgestellt („reine Eroberungskriege"), S 
ist das Ziel der neuzeitlichen en 
gen mehr auf die Verschiebung der allgemeinen 
Machtlage, die Förderung bestimmter — auch 
} wirtschaftlicher — Hegemonialverhältnisse oder 
"aber — in der neuesten Entwicklung — auf die 
Durchführung ‘von Verfassungsinterventionen 
größten Stils („ideologische Kriege”) gerichtet. 
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Hand: nn ige Bekannlweiien a einzel- 
nen Forderungen würde Deutschland in die L 


versetzen; vor der Weltöffentlichkeit Einwen 
gen zu erheben, die selbst bei den nicht unmit! 
bar interessierten ehemaligen Feindstaaten 
derhall finden könnten. Deshalb wünsht man 
zunächst eine Einigung unter den Siegermäd 
herbeizuführen und das Ergebnis durch ei 
künftigen Friedensvertrag sanktionieren zu 
womit Deutschland vor vollendete Tatsa 
gestellt und der Möglichkeit wirksamer Eins 
dungen beraubt würde. Doch gerade dieser Te 
denz gilt es zu begegnen, und zwar nicht nur 
Standpunkt der Wahrung der deutschen Inter 
essen aus, sondern — was schwerer wiegt 
unter dem Blickpunkt des ne Frie 


Damit erhebt sich das chrerwiegende 
blem: Sind lesen n se, 


— eine Kigeiägeiheit Ars Rechts, oder. ge 
sie ausschließlich in das Gebiet der Politik? 
das Völkerrecht oder die internationale 
nung hierfür Grundsätze bereit, die als Ma 
für die Rechtmäßigkeit oder et i 

‘von Gebietsforderungen dienen können, — ode r 
handelt es sich hierbei nur um politische Ermes- 
sensfragen in der Hand dessen, der im jeweilic 
Zeitpunkt die tatsächliche Macht zu ihrer Du 
‚führung besitzt? EN 


x ie f 


probleme ingetzeten. ist. 


{. 


I. Das klassische Völkerrecht betrachtete daher 
nach dem Aufgeben der mittelalterlichen Schei- 
dung vom gerechten und ungerechten Krieg dies . 
militärischen Auseinandersetzungen nur als hi- 
storisches Faktum, das sich als solches rechtlicher 
Wertung entzieht. Nicht der Krieg als solcher, 
sondern nur die Formen der Kriegführung wur- ie 
den Rechtsnormen unterworfen. Hieraus wurd 
der Schluß gezogen, daß auch die Maßnahmen 
nach Kriegsbeendigung rechtlich dem Sieger völ- 
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lig freistehen. Er kann sich das Staatsgebiet des 
Besiegten angliedern oder auch nur Teilannexio- 
nen durchführen. Ein solcher Gebietserwerb wurde 


daher vom Völkerrecht sanktioniert, ohne daß 


es einer weiteren Begründung bedurft hätte. 


Diese gerade für die Frage der Abgrenzung 
der Staatsgebiete so bedeutsame Einstellung hängt 


‘damit zusammen, daß das klassische Völkerrecht 


noch von der Idee der absoluten staat- 
lichen Souveränität beherrscht war. Das 
Völkerrecht jener Zeit war bewußt und gewollt 
nur zwischen-staatliches (also: inter-souveränes), 


‚keinesfalls aber über-nationales Recht. Die Rege- 


lung der Grenzziehungsfragen zeigt dies sehr 
deutlich: das Völkerrecht gab zwar für zahlreiche 
grenztechnische Probleme — z.B. Grenzziehung 
bei Flüssen (Flußmitte, sogenannter Talweg oder 


‚ Ufer) oder Flußmündungen (unterschiedliche Be- 
' handlung je nach Charakterisierung als Binnen- 
gewässer oder sogenannte Meeresbucht) — ins 


einzelne gehende Lösungen, aber es ließ die ent- 


 scheidende Frage unbeantwortet, nach welchen 


Grundsätzen allgemein die Abgrenzung der ein- 
zelnen Staaten erfolgen soll. Diese Probleme wur- 


NR den dem politischen Bereich überwiesen und schie- 


. den damit aus dem Kreis der Rechtsfragen aus. 


Diese Haltung wurde entscheidend gefördert 
durch die etatistische Staatsauffas- 
sung, die ihre geschichtlichen Wurzeln im Ab- 


 solutismus hat, aber neuerdings in manchen to- 
talitären Staatskonzeptionen unserer Zeit ihre. 


Wiederauferstehung feiert. Kennzeichnend hier- 
für ist die Tatsache, daß den Fragen des Gewin- 


nes oder Verlustes von Territorien größere Be- 


deutung zugemessen wird als dem Schicksal der 
dort beheimateten Bevölkerung. Der Landbesitz 
ist entscheidend, er ist der Gradmesser für die 
Macht des Staates. Demgegenüber werden die 
Menschen nur als Objekt betrachtet: sie werden 
als Folge der staatlichen Gebietsgewinne ent- 
weder assimiliert (und damit entnationalisiert) 
oder bestenfalls einem Minderheitensystem mit 
mehr oder weniger großen Autonomien unter- 
stellt oder aber — neueste Entwicklung vor allem 


' in den totalitären Staaten — in größtem Ausmaß 


um- und ausgesiedelt. Die etatistische Auffassung 
bewertet den territorialen Bestand eines Volkes 
höher als den biologischen. Hieraus erklärt sich 


‚ auch die hohe psychologische Empfindsamkeit in 


der Behandlung der Grenzfragen. Das Natio- 
nalstaatsprinzip — insbesondere in der 
Ausprägung des übersteigerten Nationalismus — 


1892 


hat viel dazu beigetragen, Grenzprobleme vor \ 


allem unter dem Gesichtspunkt des nationalen 


Prestiges zu sehen. An den Forderungen nach 
Gebietsabtretungen entzünden sich heute noch 
die nationalen Leidenschaften. Bezeichnend dafür 
ist, daß als ungerecht empfundene Gebietsabtre- 

tungen als Folge einer militärischen Niederlage 

zu tiefgehenden und vielfach lange andauernden 
Feindschaften zwischen den Völkern führen, wäh- 

rend Kriege ohne darauf folgende Gebietsabtre- 

tungen die ehemaligen Gegner verhältnismäßig 

schnell wieder zusammenbringen. 

II. Diese von der Idee der absoluten staat- 
lichen Souveränität, der etatistischen Staatsauf- 
fassung und eines übersteigerten Nationalismus 
getragene Auffassung über die Behandlung von 
Grenzfragen, die noch das klassische Völkerrecht 
beherrscht, ist jedoch im Abklingen begriffen. 
Sowohl in denpolitischen Grundansichten als auch 
in ‚der völkerrechtlichen Stellungnahme ist ein 
Wandel deutlich spürbar: der demokratische Ge- 
danke, der auf anderen Gebieten schon so stark 
vorgetrieben wurde, kommt allmählich auch in 
diesem Bezirk zum Durchbruch. 

In der Gestalt des Selbstbestimmungs- 
rechts der Völker scickt sich die Idee 
der Demokratie an, auch für die Probleme der 
staatlichen Gebietsabtretung und überhaupt für 
die Entscheidung von Grenzfragen zum ausschlag- 
gebenden Kriterium zu werden. Der Grundsatz, 
daß jedes Volk über seine staatliche Lebensform 
selbst zu befinden hat — was nicht nur die Wahl 
der Staatsform, sondern auch die Bestimmung der: 
staatlichen Zugehörigkeit in sich schließt —, fin- 
det sich bereits in einer Reihe von Deklarationen 
— vgl. das Wilson-Programm von 1918/19 sowie 
die Atlantik-Charta von 1941 — und ist auch 
bindender Bestandteil partikulärer Verträge und 
innerstaatlicher Verfassungen geworden. Die ge- 
genwärtigen Entwicklungstendenzen gehen zwei- 
fellos dahin, das Selbstbestimmungsrecht der 


‘ Völker zum allgemein anerkannten Rechtsgrund- 


satz.zu erheben, wobei freilich noch nicht abzu- 
sehen ist, wann es den Charakter eines „bloßen 
Prinzips" abstreifen und als unangefochtene Rechts- 
regel unmittelbar Geltung bei der Lösung von 
Gebietsfragen beanspruchen kann, 

Auch auf einem anderen Gebiet hat das mo- 
derne Völkerrecht einen Vorstoß unternommen, 
um zu einer materiellrechtlichen Klärung der 
Grenzziehungsprobleme zu kommen: mit der auch 
rechtlichen und nicht nur politischen Diffamierung 
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Hand die Nichtanerkennung vonGe- 


bietserwerbungen auf Grundeines 


Angriffskrieges, wobei freilich noch keine 
völlige Einigung über den Begriff des „Angriffs- 


. krieges“ erzielt wurde. Die damit wieder einge- 


führte Unterscheidung zwischen „erlaubten" 
(= „gerechten") und „verbotenen” (= „ungerech- 
ten”) Kriegen hat notwendigerweise auch eine 
solche zwischen „gerechten" und „ungerechten” 


Gebietserwerbungen zur Folge. Die Diffamierung 


des. Krieges wäre sinnlos, wenn der erfolgreiche 


Angreifer durch die Anerkennung der dadurch 


erzielten Gebietsgewinne doch wieder eine Le- 
galisierung seiner Angriffshandlungen erreichen 
könnte. ho 

. Dieser Grundsatz — Nichtanerkennung von 
Gebietserwerbungen auf Grund eines Angriffs- 
krieges — fand zunächst Aufnahme in dem inter- 


N amerikanischen Rechtssystem (sogenannte Stim- 
son-Doktrin) und steht jetztvor der Anerkennung 


im allgemeinen Völkerrecht. Die Nürnberger Ur- 


teile haben sich von ihm leiten lassen, und für. 


- Deutschland ist durch die Beschränkung seines 


4 Gebietsstandes auf die Grenzen von 1937 (Ber- 


_ liner Erklärung vom 5. Juni 1945, vgl. Europa- 


Archiv, Oktober/November 1946, S. 215) dieser 
Grundsatz bereits praktisch durchgeführt. 

Dabei ist freilich zu beachten — was verständ- 
licherweise auf seiten der Alliierten nicht erör- 
tert wird —, daß sich dieser Grundsatz unter Um- 


ständen auch gegen die ursprünglichen Angriffs- - 


“ opfer wendet. Dies kann dann eintreten, wenn 


der Angriffskrieg nicht mit einem militärischen 
Erfolg der Angreifer, sondern mit einem Sieg der 


- Angriffsopfer endet; denn dann können diese 


die ihnen durch den Sieg zugefallene Machtposi- 
tion dazu benutzen, umgewissermaßen nun ihrer- 
seits zum Angreifer zu werden. 

Diese Grundsätze haben freilich auch im mo- 
dernen Völkerrecht noch kaum mehr als eine nur 


‘partikulare Anerkennung gefunden. Sie kenn- 


zeichnen mehr eine Entwicklungsrichtung und 


% 


cher naher Mannden. er z.B. im 
; Briand- -Kellogg-Pakt von 1928 — geht Hand in 


Ya} Ba fe { 
weniger schon Aiyemein anerkannte und deshalb 


auf jeden Einzelfall anwendbare feste Rechts- 
regeln. Immerhin zeigen sich hier schon bedeut- 
same Ansätze für eine die alte Auffassung ab- 


lösende Haltung. Nicht mehr die faktische Macht- 


lage — also der bloße Debellationsstandpunkt — 


entscheidet über die Territorialabgrenzung der ED 
Staaten, sondern es wird in immer stärkerem 
Maße versucht, diese Gebietsfragen in den Bean 


reich des Rechts einzubeziehen und sie durch die 


vor der allgemeinen Anerkennung stehenden 


Rechtsregeln lösen zu lassen. 


Diese Entwicklung wird praktisch dadurch er- nt 
leichtert, daß die Grenzen zwischen den Staaten 
“nicht mehr wie in der Epoche des übertriebenen 


Nationalismus und der rein etatistischen Staats- 
auffassung lediglich als trennende Mauern be- 
trachtet werden. Damals war die Grenzbevölke- 


rung — gewissermaßen mit dem Rücken zur 


Grenze stehend — nur auf das Innere ihres 


Grenzgebiete nicht als trennendes, sondern. ‚als 


verbindendes Element zwischen den Völkern zu Ne Ber 
betrachten sind. Galt also unter der Herrschaft YAK, 
des starren Souveränitätsdenkens der Grundsatz % | 

der „geschlossenen Grenze“, d.h. durfte die kul- _ N 
turelle und wirtschaftliche Belebung der Grenz- Ir 


gebiete ausschließlich vom Staatsinnern her er- 
folgen, so neigt man nunmehr — wenn auch noch 


stärker in der Theorie als in der Praxis — dem 
Prinzip der „offenen Grenze" zu. Das An, 
bedeutet nicht nur, daß bei der Grenzgestaltung Any. 
mehr als bisher auf die Interessen der Gren- 


gebiete abzustellen ist, sondern dieser Stand- 


punkt ermöglicht und fordert geradezu, daß in Be: 
den jeweiligen Grenzgebieten kulturelle und Be 


wirtschaftliche Zentren entstehen, die der Zu- 
sammenarbeit beider Anrainerstaaten entstam- 
men und ihr dienen. Eine solche Grenzziehungs- 
politik würde manchen Anreiz zu Ausbrüchen 


nationaler Leidenschaften beseitigen und damit 


nicht nur die „lokale Grenzruhe“ sichern, son- 


dern auch zur Besserung der politischen Be- 


ziehungen der Grenzstaaten beitragen. 


Die allgemeine Behandlung der Grenzfragen vom Standpunkt des geltenden Völkerrechts 


Wenn sich auch ein solcher Wandel in der Auf- 
fassung der Grenzen und der für die Grenzzie- 
hung maßgeblichen Grundsätze im modernen VÖöl- 
kerrecht feststellen läßt, so kann die Beurteilung 
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der Gebietsansprüche der deutschen Nachbarstaa- 
ten nach 1945 nur nach den Rechtsnormen erfol- 
gen, die gegenwärtig Bestandteil des Völker- 
rechts sind. 


1893 


 Mölherredit u und internationale Drdnsnas 


Staates zu blicken gezwungen. Nun brichtsih all- BE 
mählich die Überzeugung Bahn, daß gerade die 


deutlich werdenden Entwicklungstendenzen — vor 
‚allem hinsichtlich der Anerkennung des Selbst- 
bestimmungsrechts — mit Ausnahme der Re- 
elung rein technischer Fragen keine allgemein 
erkannten Grundsätze für die Abgrenzung der 
verschiedenen Staatsgebiete und damit für die 
sentlichsten Grenzfragen. Es gibt noch keine 
iR rmen, die für die Territorialabgrenzung der 
taaten unbedingt verpflichtend und deshalb in 
em Fall anwendbar sind. Es besteht insbeson- 
keine Verpflichtung kraft geltenden Völker- 

'echts, das Selbstbestimmungsrecht immer und 
al zum maßgeblichen Kriterium zu machen. 
M fithin: Wenn Gebietsveränderungen vorgenom- 
m n werden, so würde die Nichtanwendung des 

er nur dann eine Rechts: 


lnde allgemeine Regelung aller Grenzfra- 
een 


A 
R a, 
N Be der Gedanke der Kriegsächtung in ‚dieser all-, 


S durch Kollektivabkommen oder Einzelverträge 
der Krieg als Mittel der politischen Auseinander? 
setzungen rechtsgültig ausgeschlossen ist, so wird 
N jeder Gebietserwerb auf Grund eines solchen 
 „Angriffskrieges" als rechtswidrig angesehen 
werden müssen, auch wenn dies in den Verträ- 
gen nicht ausdrücklich hervorgehoben wird. Dann 
freilich gilt auch der bereits erwähnte Grundsatz 
von der „Umkehrbarkeit” dieses Satzes über ver- 
botene Gebietsgewinne: Nicht nur der ursprüng- 
‚liche Angreifer, sondern auch das ursprüngliche 
 Angriffsobjekt ist an den Status quo gebunden 
und muß, wenn der militärische Sieg ihm zufällt, 
der Versuchung widerstehen, nun seinerseits 


2.1894 


G "hehlen: Ds lade Volkerredht kennt trotz aller 


objekt zu ua SS ig 
Aber selbst diese Folgerung ist Anasn ni 


unbestritten, als eine völlige Abkehr von ‚dem 
Grundsatz der Annexionsfreiheit des Siegerstaa- 


tes im geltenden Völkerrecht noch nicht erfolgt 
ist. Gerade bei der ‚Darstellung der gegenwärti- 
gen Rechtslage Deutschlands wurde verschie- 
dentlich betont, daß das geltende Völkerrecht 
eine völlige Aufteilung und Annexion Deutsch- 
lands, wie sie auf der Konferenz von Teheran als 


Plan noch erörtert wurde, durchaus gestatte. Dar- 


aus wird dann gefolgert, daß jedweder Gebiets- 


verlust — als die geringere Maßnahme gegenüber } 
der Vollannexion — Deutschland gegenüber reht- 
lich zulässig sei. Auf der anderen Seite wird die- . 


ser Debellationsstandpunkt zugunsten Deutsch- 


lands beispielsweise im Falle Polens nicht aner- 
kannt und daher die Bildung des Generalgouver- 
nements trotz militärischer Niederringung und 
Annexionserklärung — obwohl streng. genommen = 


das Generalgouvernement nicht dem deutschen 
Staatsgebiet eingegliedert wurde, sondern einen 


„Nebenstaat“ bildete — als völkerrechtswidrig ® 


bezeichnet. Diese unterschiedliche ‚Beurteilung, 
die sich auch in den Nürnberger Urteilen wieder- 


findet, erklärt sich aus dem Übergangscharakter ? 
des gegenwärtigen Völkerrechts: es hat dieEbene 
‚des ‚alten Souveränitätsdenkens und damit den 


Ausgangspunkt als bloßes inter-souveränes Recht 


noch nicht völlig verlassen, ohne aber anderer- 


seits schon den Rang eines Weltrechtes, also einer 
übernationalen Rechtsordnung, erreicht zu haben. 


Diese moderne Entwicklung des Völkerrechts 
geht aber nun weithin zu Lasten der Besiegten. 
Da deren frühere Handlungen in aller Form auch 
rechtlich diffamiert werden sollen, erfolgt die 


‘Beurteilung vielfach unter dem Gesichtspunkt 


eines erst im Werden begriffenen und daher 


eigentlich noch gar nicht geltenden, sondern nur. 
„vorweggenommenen" Völkerrechts. Wenn sich 


aber die Besiegten nun ihrerseits für andere Fra- 
gen auf diese gegen sie — z.B. vom Internatio- 


nalen Militärgerichtshof in Nürnberg — ange- 


wendeten neuen Grundsätze berufen, so wird 
die Anwendbarkeit dieses neuen Rechtes unter 
Hinweis auf den noch nicht nachweisbaren posi- 
tiven Wandel des Völkerrechts verneint, womit 
sie auf die Rechtsnormen des „klassischen Völker- 
rechts" zurückverwiesen werden. Es wäre wün- 
schenswert, wenn bei der Behandlung der Grenz- 
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ische Völkerrecht" zur ung us soll — 
aa gilt das Selbstbestimmungsrecht nur in den 
h Er besonders festgelegten Einzelfällen, 
nicht 'aber immer und überall — oder ob man 
von dem erst „werdenden Völkerrecht” _ auszu- 
gehen beabsichtigt. Wer dessen Anwendbarkeit 
, ‚bereits. jetzt bejaht, wird anzuerkennen haben, 
A| daß ‚das 'Selbstbestimmungsrecht grundsätzlih _ 
wenn auch nicht zum einzigen, so doch zum aus- 
“ schlaggebenden Faktor bei der Beurteilung von 
Gebietsansprüchen geworden ist. \ 
Neben der Frage des Selbsthestimmungsredits 
i ist das Völkerrecht für bestimmte Tatbestände 
vor allem der mehr örtlichen Grenzziehung zu 
2 weiteren Regelungen gekommen. Insbesondere 
h soweit sich internationale Schiedsgerichte oder 
_ Gerichtshöfe mit Billigkeitsentscheidungen zu be- 
fassen hatten („ex aequo et bono“), wurden zahl- 
‚reiche ‚Grundsätze ausgeprägt, die vornehmlich 
die geographischen Bedingtheiten zum Gegen- 
N ‚stand haben (Grenzführung in den Gebirgen nach 
der Wasserscheide, Grundsatz der Talgeschlossen- 
heit, Realteilung bei der Grenzführung in Binnen- 
seen). Auch bei der Grenzziehung in Flüssen las- 
i SEN sich derartige Prinzipien deutlich erkennen 
E (Flußmitte oder Talweg). Diese Bestimmungen 
En sind. jedodı meist dispositiver Natur, so daß eine 
x "anderweitige Regelung zwischen den Parteien 
‚möglich bleibt. Kennzeichnend dafür ist die Tat- 
‚sache, daß die Grenze entgegen der allgemeinen 


N 


Die Behandlung der Grenzfragen vom Standpunkt der pibternalanalen Ordnung” 


erhebt sich aber Ks Frage, ob es nicht jen- 


ae des ‚geltenden Rechts allgemeine Normie- 
' rungen gibt, die — ohne den zwingenden Cha- 
rakter. von Rechtsvorschriften zu haben — doch 
Anwendung verlangen. Genau wie im innerstaat- 
lichen Recht auf Grundsätze verwiesen wird, die 
keine Rechtsnormen im engeren Sinn sind — man 
denke nur an Begriffe wie „Treu und Glauben”, 
„Rücksicht auf die Verkehrssitte”, „Sittenwidrig- 
keit” —, so sind auch für die Staatengemeinschaft 
Grundsätze vorstellbar, die zwar nicht den Cha- 
rakter von Rechtsnormen haben und deshalb 
nicht dem Völkerrecht angehören, aber trotzdem 
.der Verbindlichkeit nicht entbehren. 
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ie Naar Re Anis bung oder kraft Verager Sucht Bi 


zu wirklichen Rechtsregeln gesprochen werder De 


das eine Ufer verlegt sein kann, mithin der 
Grenzfluß selbst im Hoheitsgebiet der einen Ufer- RR 
macht verbleibt; so verläuft der Doubs als fran- 4 
zösisch-schweizerischer Grenzfluß ganz im Hoheits- TR 
bereich Frankreichs, was ausdrücklich vertraglich Br 
festgelegt wurde, während etwa die Ems im Mün- 
dungsgebiet, wo sie ein Teilstück der deutsch- Ki 
"niederländischen Grenze darstellt, jedenfalls nah Br 
deutscher Auffassung ohne ausdrückliche vertrag- ER 
liche Bestätigung in ihrer ganzen Breite. zum 
‘deutschen Staatsgebiet gehört. er 

Darüber hinaus haben sich in der Praxis au 
_ bestimmte strategische Rücksichtnahmen (gleiche 
strategische Chancen für beide Anlieger) oder 
wirtschaftliche Gesichtspunkte (keine Zerreißung . 
wirtschaftlich zusammengehöriger Bezirke) durc 
gesetzt, aber ohne daß hier von einer Verdichtui 


kann. Es handelt sich hierbei mehr um vom Rech 
anerkannte Zweckmäßigkeitsgrundsätze als 
eigentliche Rechtsnormen, so daß sich gerade uf 
dem Gebiet der mehr örtlichen Grenzziehung das 
"Völkerrecht nicht als sehr ergiebig erweist. | 

Abschließend läßt sich also feststellen, daß das BER 
heute geltende Völkerrecht zwar gewisse tech- 
nische Fragen der Grenzziehung regelt — meis 
aber auch hier nur dispositiv —, aber für das b 
. deutsame Problem der Berechtigung oder Nicht- 
berechtigung von Gebietsansprüchen keine Nor- u 
men zur Verfügung stellt, sondern insofern nur Fi: 
den -faktisch-politischen Regelungen Rechnu 
trägt. i 


1 Damit gelangt man zu dem Begriff der ’ 
# „internationalen Ordnung". Wenn er 
auch weithin recht unscharf ist, so läßt sich sein 
Inhalt doch allgemein als die Gesamtheit der das : 
Grenzgebiet von Politik und Völkerrecht beherr- ; 
schenden Grundsätze über die Struktur der mo- | 
dernen Staatenwelt kennzeichnen. MS 


Die wesentliche Funktion dieser „internatio- %; 
nalen Ordnung“ besteht darin, den politischen % 
Leitgedanken der jeweiligen Epoche Ausdruck zu 
geben, soweit sie die Gestaltung der zwischen- ö 
oder auch überstaatlichen BEE E LIES der Staa- 


ten betreffen. 
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An dem Vorhandensein einer wenigstens par- 
tiellen internationalen Ordnung zu zweifeln be- 


- steht selbst dann kein Anlaß, wenn man vom 


theoretischen Souveränitätsdenken ausgehend in 


‚ der Koexistenz der verschiedenen Staaten nur 


ein mehr oder weniger anarchisches Nebeneinan- 
der erblickt. Denn niemand wird leugnen können, 
daß bedeutsame politische Ordnungsvorstellun- 
gen immer’ den Drang nach universaler Durch- 
setzung haben und daß sich stets ein Mindestmaß 
‚an Parallelität sowohl in dem verfassungsrecht- 


_ lichen Aufbau der einzelnen Staaten als auch in 


der Regelung der lebenswichtigen Fragen zwi- 
schen den einzelnen Staaten gezeigt hat. Aus- 


' gangspunkt dieser internationalen Ordnung sind 


sowohl die nationalen und internationalen Ideo- 
logien als auch die Gesamtheit der in den ver- 
schiedenen Kultur- und Rechtskreisen gültigen 


_ Wertungen. Das freilich in seinen Tendenzen 


meist nur schwer faßbare „Weltgewissen" („con- 
science publique“) ist einer der bedeutendsten 
Träger dieser Gemeinsamkeiten, vor allem auf 
dem politischen Gebiet. 

Diese Grundsätze der internationalen Ordnung 
haben nun die Tendenz, sich zu Rechtsnormen zu 


verdichten. Sie verleihen auch dem Völkerrecht 


jenen dynamischen Charakter, der in entscheiden- 
den Fragen oft Zweifel darüber entstehen läßt, 
ob es sich um politische oder um rechtliche Pro- 
bleme handelt. Manche Vorstellungen — man 
denke nur an die amerikanischen „Doktrinen“: 
Monroe-Doktrin, Stimson-Doktrin, Tobar-Doktrin 
— sind zunächst rein politische Ordnungsvorstel- 
lungen gewesen, haben dann in einem regionalen 
Rechtskreis als Rechtsnormen Anerkennung ge- 
funden und sind später teilweise sogar zum Be- 
standteil des allgemeinen Völkerrechts geworden. 
Insofern stellt vielfach die „internationale Ord- 
nung" den Vorhof zum eigentlichen Völkerrecht 
dar. = 

Aber auch wenn eine solche Verdichtung zu 


, Rechtsnormen nicht stattgefunden hat, darf die 


Bedeutung der „internationalen Ordnung” nicht 
unterschätzt werden. Gerade die Vorgänge der 
jüngsten deutschen Vergangenheit haben deutlich 
gezeigt, daß ein einseitiges Abgehen von diesen 
Prinzipien in einen Machtkampf ausmündet, der 
‚nur in der völligen Umgestaltung der „internatio- 
nalen Ordnung“ oder aber in der erzwungenen 


_ Rückkehr des unbotmäßigen Mitgliedes der Staa- i 
tengesellschaft zu den bisherigen Grundsätzen 5 


sein Ende finden kann. Hieraus erklärt sich bei- 


spielsweise der stark interventionale Charakter 


sowohl des Potsdamer Abkommens und der Ber- 
liner Erklärungen über die Deutschlandpolitik der 
Alliierten als auch der Bestimmungen in den Frie- 


densverträgen mit Italien, Ungarn, Bulgarien, Ru- 


mänien und Finnland”. 
Daraus folgt sowohl für die rein politische Ge- 


staltung als auch für das Völkerrecht, daß sich auf. 


die Dauer nur diejenigen Lösungen für Einzel- 
fragen durchsetzen werden, die mit den jeweils 
vorherrschenden Grundanschauungen der „inter- 
nationalen Ordnung” vereinbar sind. Auch völ- 
kerrechtlich einwandfrei bindende Regelungen — 
z.B.in einem Friedensvertrag — haben nur dann 
Bestand, wenn sie von diesen Ordnungsvorstel- 
lungen getragen werden. Andernfalls wird man es 
im Wege der späteren Vertragsänderung (,„peace- 
ful change") oder der stillschweigenden Duldung 
einseitiger Lösungsversuche unternehmen, diese 
Übereinstimmung mit den vom „Weltgewissen“ 
(oder aber der überwiegenden Meinung der Welt- 
Öffentlichkeit) ausgeprägten Grundsätzen wieder 
herzustellen. Zahlreiche geschichtliche Vorgänge 
haben klar gezeigt, daß auch formell gültiges 
Völkerrecht dem Druck der „internationalen Ord- 
nung" hat weichen müssen. An der Wirksamkeit 
dieser internationalen Ordnungsvorstellungen 
kann daher kein Zweifel bestehen. 

Für die Behandlung der Grenzprobleme ergibt 
sich daraus folgende Erkenntnis: Auch wenn das 


Völkerrecht für die Frage, nach welchen Prin- 


zipien Gebietsveränderungen vorzunehmen sind, 
keine Normen zur Verfügung stellt, so ist die 
Entscheidung über die Abtretung von Gebieten 
keineswegs ein Akt politischer Willkür, sondern 
muß den Grundsätzen entsprechen, die die „inter- 
nationale Ordnung“ hierfür ausgeprägt hat. Nur 


‚ dann wird die Lösung geschichtlichen Bestand 
haben und nicht zum Anlaß ständiger Auseinan- 


dersetzungen und Revisionsbestrebungen werden. 
Widerspricht nämlich eine selbst rechtlich unan- 
fechtbare Regelung diesen Grundsätzen, so wird 
es dem durch die Gebietsabtretung belasteten 
Staat auf die Dauer gelingen, die Weltöffentlich- 
keit dagegen zu mobilisieren und eine neue Lö- 


sung zu erzwingen. Entspricht aber die Regelung 


en N a N 


“ Vgl. dazu den Abschnitt über internationale Be- 
stimmungen der Einführung zu „Die Friedensverträge 
von 1947 mit Italien, Ungarn, Bulgarien, Rumänien und 
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Finnland“ (S. 39—42) von E. Menzel. Quellen für Politik 


und Völkerrecht, Band I, Verlag Europa-Archiv, Ober- 


ursel 1948, 
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Pen! allgemein anerkannten Maßstäben, ‚so wird 
‚der in seinem Gebietsstand verringerte Staat auch 


bei noch so starker Propagandatätigkeit keineRe- 
vision erzielen können. Ihm bleibt dann nur die 


Wahl, sich mit der Lösung zufrieden zu geben 
oder das Risiko eines einseitigen machtpolitischen 
Vorgehens auf sich zu nehmen, wobei er damit 
rechnen muß, auf den geschlossenen Widerstand 
der anderen Staaten zu treffen. Gerade für die 
| Fragen der Gebietsveränderungen erweisen sich 
die von den jeweiligen Vorstellungen über die 
internationale Ordnung geformten Grundsätze 
als in erster Linie entscheidend. 


I. Fragt man nun danach, welche Prin- 
zipiendie „internationale Ordnung" 
fürdieBehandlungderGrenzfragen 
heute als maßgeblich erachtet, so 
- ist zunächst festzustellen, daß der demokratische 
Gedanke (im weiteren Sinn) sich auch auf diesem 
Gebiet durchgesetzt hat: der Mensch ist nicht 
mehr wie zur Zeit des Absolutismus das bloße 
Korrelat des Bodens, auf dem er ansässig ist, son- 
‘ dern nunmehr soll der Wille des Menschen selbst 
für die Gestaltung seines Schicksals und des sei- 
nes Heimatbodens ausschlaggebend sein. Freilich 
trifft der Mensch diese Entscheidung nicht als ab- 
solutes Einzel-Individuum, sondern als Angehö- 
riger einer bestimmten nationalen Gruppe. Das 
Zeitalter des Nationalstaates, in dessen später 
Epoche wir heute leben, hat daher nicht nur den 
Begriff der Nationalität (des Volkstums) ent- 
"wickelt, sondernauh dasnationaleSelbst- 
bestimmungsrecht in immer stärkerem 
Ausmaß als das Entscheidungskriterium ‘bei der 
Frage von Gebietsveränderungen anerkannt. 
"Wenn das Selbstbestimmungsrect auch, wie be- 
reits gezeigt wurde, bisher nur in den Fällen als 
Rechtsgrundsatz anzuwenden ist, in denen es 
durch einen zusätzlichen Akt — etwa einen völ- 
kerrechtlichen Vertrag — zwingend vorgeschrie- 
ben ist, so stellt es doch ein allgemein anerkann- 
tes Prinzip der politischen Ordnung dar. Insofern 
ist es also — unabhängig von einer zusätzlichen 
rechtlichen Normierung — der Leitgedanke bei 
der Regelung von Grenzfragen. 

Die ‚internationale Ordnung“ sieht also.in dem 
Selbstbestimmungsprinzip den wenn auch nicht 
alleinigen, so doch ausschlaggebenden Faktor bei 
der Behandlung von Gebietsveränderungen. Dem- 
nach sollen die von der Gebietsveränderung be- 
troffenen Bevölkerungsgruppen das Recht haben, 
selbst darüber zu entscheiden, welchem Staat sie 
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angehören wollen. Als technisches Mittel hierzu 
dient die Volksbefragung (Volksabstimmung, Ple- 
biszit), wobei sich eingebürgert hat, diese Stimm- 


abgabe unter neutralem Schutz vornehmen zu 


lassen, um so ein möglichst objektives und nicht 
vom Terror einer interessierten Seite beeinflußtes 
Ergebnis zu erhalten (Praxis bei den Volksabstim- 
mungen unmittelbar nach dem Ersten Weltkrieg, 
bei der Saarabstimmung 1935). Einige Fragen 
bleiben in diesem Zusammenhang freilich noch 
offen: Ist zur Angliederung einer Bevölkerungs- 
gruppe an einen Nachbarstaat die Zustimmung 


der Bevölkerung dieses Staates notwendig oder _ 
nicht?Welche verfassungsrechtlichenBeschränkun- 
‘gen dürfen dabei von beiden Seiten auferlegt wer- 


den? Was hat zu geschehen, wenn der Nachbar- 
staat die Aufnahme ablehnt, ohne das eigene Volk 
befragt zu haben? Doch mit Ausnahme dieser noch 
keineswegs klar entschiedenen und nur bei weni- 
gen Gebietsabtretungen in Erscheinung tretenden 
Fragen dürfte der Grundsatz der modernen „inter- 
nationalen Ordnung“ für die. Behandlung dieser 


Grenzprobleme unbestritten sein: In erster Linie. 


ist der Wille der betreffenden Grenzbevölkerung 
selbst maßgebend. 


Es kann jedoch Fälle geben, in denen die Ent- 


scheidung nach dem Selbstbestimmungsreht — 
etwa wegen der völkischen Gemengelage oder 


sonstiger örtlicher Verhältnisse — Einbuße leidet. 


Gerade in Mittel- und Osteuropa sind die Lebens- 


bereiche der einzelnen Volksgruppen. vielfach so 
ineinander verzahnt, daß eine Entscheidung ledig- 


lich nach dem Selbstbestimmungsrecht zu einer 


solchen Unzahl von Enklaven führen würde, daß 
eine gänzlich unbrauchbare Abgrenzung. ent- 
stände. Den Grundsätzen der internationalen Ord- 
nung entsprechend pflegt in solchen Fällen eine 


:Kompromißlösung dahingehend angestrebt zu 


werden, daß die dem „Heimatstaat” nahe gelege- 
nen Gebiete mit klarer Mehrheit diesem angeglie- 
dert werden und das dann übrigbleibende „ge- 
mischte“ Gebiet halbiert wird. Dieses Prinzip 
wurde z.B.bei den Grenzziehungen auf Grund 
des Versailler Vertrages befolgt. 


Ferner wird.die Grenzziehung nach dem Selbst- 
bestimmungsprinzip mitunter zugunsten des 
Grundsatzes durchbrochen, daß jedem Staat die 
Teilnahme am Weltverkehrzur See 
offenstehen soll. So kommt es vielfach zu sog. Kor- 
ridorlösungen über fremd- oder zum mindesten 
gemischtvölkisches Gebiet (Beispiel: Polen 1919). 
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e sam, wenn auch meist nur noch sekundär. Diese 
Argumentation tritt in einem doppelten Sinn in 
Erscheinung: Einmal wird von dem Gedanken der 
1 n „Grenzruhe“ ausgegangen und gefordert, daß 
. lange bestehende Grenzen auch dann unverändert 
_bestehenbleiben sollen, wenn durch örtliche Be- 
 sonderheiten — z.B. Verlagerung des Verkehrs 
 — bei einer neuen Grenzziehung sich eine etwas 
andere Abgrenzung empfehlen würde; diese Ver- 


nst fast jede Grenze allzu starken Veränderun- 
n unterworfen sein und damit ein Unruhe- 
ktor geschaffen würde, der sich nachteiliger 
swirken würde als eine absolut sachentspre- 
' chende Grenzgestaltung. — In einem ganz ande- 
n Sinn dient das sog. historische Argument auch 
zur Geltendmachung von Gebietsansprüchen: So 
etwa, wenn behauptet wird, daß selbst in völker- 
A chtlich unzweifelhaft verpflichtenden Verträgen 
er geltend ae Redhie nicht genügend 


ei. on „historische Anna sind, wie 
Re genauer gezeigt wird, an der deutschen 


= a Niederlanden und Luxemburg zur Stützung 
ihres Verlangens auf Abtretung deutscher Ge- 
‚ biete ‚geltend gemacht worden. 


Stellen das Selbstbestimmungsrecht, der Grund- 
; satz vom Zugang zum freien Meer und die sog. 
KR „historischen Ansprüche“ die Entscheidungsmaß- 
 stäbe für größere Grenzgebiete dar, so haben 
. sich in der „internationalen Ordnung“ für die 
mehr örtliche Grenzgestaltung noch eine Reihe 
anderer Prinzipien durchgesetzt. 


An erster Stelle ist hierbei der Grundsatz zu 
nennen, daß wirtschaftlich und geographisch zu- 
 sammengehörende Bezirke nicht zerrissen wer- 
den sollen; Siedlungen sollen nicht von den 
dazugehörigen landwirtschaftlichen Nutzflächen 
getrennt werden, Städte nicht von ihrem unmittel- 
baren Hinterland, Verkehrslinien nicht von ihren 
Hauptbenutzern, Industriezentren nicht von ihrem 
„örtlichen Absatzgebiet. Andererseits soll die 
Grenze aus Gründen der Sicherung und Über- 
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8% aber auch noch andere für d die arme ent- Er 
scheidende Kriterien. So ist das sog. „histo- 
rischePrinzip“, ‚das freilich früher eine noch 
‚größere Rolle gespielt hat, auch heute noch wirk- 


erungen sollen unberücksichtigt bleiben, weil 


ziehung, die r 
Möglichkeiten eröffnet. Auch geographis e 


ten sind zu berücksichtigen: die Grenze soll en 
Möglichkeit der „natürlichen Grenzsceide“ ent- 


sprechen (Flußläufe, Gebirgskämme), Täler dür- 
fen nicht willkürlich zerschnitten werden u. a. m. 

III. So klar und eindeutig diesseGrundsätze 
für dieGrenzziehung aud sind, so kön- 


nen im Einzelfall doch Schwierigkeiten für die 


tatsächliche Grenzgestaltung dadurch auftreten, 
daß sie miteinander konkurrieren, d. 
h. der eine Anliegerstaat kann einen "bestimmten 
Grundsatz für eine seinen Interessen dienende 
Grenzziehung geltend machen, während die Ge 


genseite einen anderen Gesichtspunkt für sich in 


Anspruch nimmt, Damit erhebt sich die Frage des. 
Vorrangs unter den einzelnen Begründungen. 


Hierzu kann bestenfalls festgestellt werden, daß 
meist das Selbstbestimmungsprinzip allen ande- 
ren Argumentationen vorzugehen pflegt. An zwei. 
ter Stelle kommen dann. die sog. „historischen 
Ansprüche“, die teilweise auch eine Modifikation 


der sich sonst aus der folgerichtigen re 


des Selbstbestimmungsgrundsatzes ‚ergebenden 


sammenhang ist aufschlußreich, daß Botschafter 


Re 


von Hassel in den an Lord Halifax re | & 
Geheimvorschlägen von 1940 für einen Friedens- 8 
vertrag im Zweiten Weltkrieg als Entscheidungs- \ 
kriterium für die Gebietsfragen „das Prinzip der 
Nationalität mit gewissen sich aus der Geschichte E 
ergebenden Modalitäten” empfiehlt („Vom 'an- x 
Aus den nachgelassenen 


dern Deutschland”. 


2 
| 
h 
ä 
| 


Grenzziehung begründen können. In diesem Zu- i 


Tagebüchern 1938—1944. 1946, S. 132). Auch das \ | 
Wilson-Programm von 1919 und die Atlantik- 


Charta von 1941 betonen ebenfalls an erster Stelle 


das Selbstbestimmungsrecht der Völker. Ande-_ 
rerseits verzichtete die Versailler Regelung be- 


züglich Elsaß-Lothringens auf die von der deut- 


schen Regierung geforderte Volksabstimmung und 
gab damit dem „historischen Anspruch Frank- 


reichs“ statt — eigentümlicherweise unter Hin- 
weis darauf, daß die Verträge von 1871 (Frank- 
furt und Versailles) die Wünsche der elsässischen 


Bevölkerung mißachtet hätten sale zu AIR 4 


tikel 51). 
Diese beiden Grundsätze — Selbstbestimmungs- 
recht und Wahrung „historischer Ansprüche” — 
haben meist gegenüber den anderen Argumen- 
tationen den Vorrang, was jedoch nicht aus- 
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sionsnormen wird aha für die Probleme der deut-- 
‚schen Gebietsabtretungen nach 1945 noch da- 
Durch erschwert, daß weitere Gesichts- 
punkte geltend gemacht werden, die 
teilweise überhaupt noch niemals, 
teilweise nur in weit zurückliegen- 
Be Zeiten angewendet wurden und 
deshalb erst ihre Anerkennung finden müssen. 

N An der deutschen Westgrenze handelt es sich 
h zunächst. um den 'Reparationsgesichtspunkt, d.h. 
% Deutschland soll an Stelle von Zahlungen oder 


einer hundertprozentigen Entschädigung wesent- 
liche Grenzgebiete für immer an den reparations- 
berechtigten Staat abgeben (Niederlande, Luxem- 
burg). Im Zusammenhang damit wird auch der 
Austauschgesichtspunkt geltend gemacht: Falls 
bestimmte. Wirtschaftsforderungen im Friedens- 
vertrag nicht vorgesehen oder später nicht erfüllt 


zugunsten der Gläubigerstaaten in Aussicht ge- 
nommen. Auch ein dritter, vom Standpunkt der 
‚Gerechtigkeit noch unbefriedigender Gesichts- 
punkt ergibt sich aus den amtlichen Äußerungen 
‚der westlichen Grenznachbarn: Falls andere Staa- 
ten größere Gebietsgewinne auf Kosten Deutsch- 
lands ‚machen, behält man sich vor, die zunächst 
era Gebietsforderungen wesentlich zu er- 
. weitern (Erweiterungsgesichtspunkt). KT: 
. Bei der deutschen Ostgrenze werden zwei 
dere Probleme sichtbar. Zunächst wird der 
Grundsatz der Gebietskompensation angeführt: 
Da Polen durch die Anerkennung der Curzon- 
. Linie ‚große Gebiete an die Sowjetunion verloren 
hat, soll es auf Kosten Deutschlands im Westen 
entschädigt werden. Allgemein gesprochen: Kann 
der Staat A, der einen Teil seines Territoriums 
an den Staat B abgegeben hat, deshalb vom 
* ‚Staat C eine entsprechende Entschädigung ver- 
| langen? — Ferner tritt das sog. „historische AT- 
. gument” in einer bisher unbekannten Form ent- 
gegen: Der historische Ausgangspunkt wird in eine 
Zeit verlegt, die weit vor der Nationalstaaten- 


bildung liegt; damit wird praktisch die Wieder- . 


herstellung einer geschichtlichen Lage gefordert, 


wie 'sie etwa vor einem Jahrtausend bestanden | 


t 
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Leistungen von Wirtschaftsgütern zur Erzielung 


werden, werden. ebenfalls Gebietsveränderungen 


Umständen auf diesem Weg eine Revision als 


auf einer Snichen Grundlage überhaupt kei 
europäischen Grenzen bestehenblieben. — Geg 
‚über diesen polnischen Ansprüchen erhebt S 
noch die Frage, meh Gebietsforden 


.der a einen ich N 
den ist. Man sieht: Gerade die Gestaltung 
deutschen Ostgrenze wirft Fragen auf, die 
internationalen Ordnung bisher unbekannt wa: 
und 'auf die sie eine Antwort finden muß. 


Damit sind im wesentlichen die Entscheiduı 
maßstäbe aufgezeigt, die von der internation 
Ordnung für die Frage der Gebietsveränderu 
und der Grenzziehung bisher anerkannt wu 
sowie diejenigen Probleme, die neu aufgeta 
sind und eine Lösung verlangen. Abschlie 
sei daher nochmals darauf hingewiesen, daß 
Regeln keineswegs den Charakter zwinge 
Rechtsnormen — deshalb sind sie auch nich 
standteil des allgemeinen Völkerrechts —, & 
doch eine solche Wirkung haben, daß wesentli 
Zuwiderhandlungen gegen sie die Weltöffen 2 
keit auf den Plan rufen würden, so daß sich uı er 


notwendig erweisen könnte. Denn zahlreiche | 

schichtlihe Vorgänge — nicht zuletzt auch 

der jüngsten deutschen Vergangenheit — be 
weisen, daß der von der Weltöffentlichkeit ‚ges, VRR 

'tragenen internationalen Ordnung doch eine u 
größere Stärke zukommt, als allgemein angenom- ei 
men wird. Keine Lösung der Gebietsfragen wird. 
sich auf die Dauer halten können, die ihren u 
Grundsätzen widerspricht. an! 

Für die Beurteilung der Gebietsforderungen EN 
deutschen Nachbarstaaten kommt es also darauf 
an, ob deren Verlangen sich mit den oben dar- 
gelegten Grundsätzen der „internationalen Ord-. 2! 
nung“ vereinbaren läßt und — soweit es sih um 
neue Gesichtspunkte handelt — ob die Aussicht 
besteht, daß diese neuen Prinzipien die Billigung 
der Weltöffentlichkeit finden werden. 
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TE e, 
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"Wahlgesetze und Wählerstruktur in Frankreich 


Eine Analyse der französischen Wahlen seit dem Kriege 
Von Peter Leopold, Paris 


(Fortsetzung und Schluß) 


Der Satz des ersten Entwurfes: „Wenn die Re- 


. gierung die von der Verfassung gewährten Frei- 


heiten und Rechte verletzt, wird der Widerstand 
unter allen seinen Formen zum heiligen Recht 
und zur gebieterischen Pflicht“. ist verschwunden. 


. Der frühere zweite große Teil des Verfassungs- 


entwurfs, „Von den Einrichtungen der Republik", 
umfaßt nun den ganzen Hauptteil. Inhaltlich ist 
die Feststellung geblieben, daß die Republik 
weltlich ist. Dagegen machte die Linke ‘im wesent- 
lichen in zwei Punkten Zugeständnisse: die Stel- 
lung des Präsidenten .der Republik wurde ein 
wenig verstärkt, und vor allem wurde eine zweite 


Kammer geschaffen, die in der neuen Bezeich- 
. nungsweise „Rat der Republik” genannt wird. Sie 


wird der aus den unmittelbaren Volkswahlen her- 
vorgegangenen „Nationalversammlung” an die 


‚Seite gestellt. 


Die neue Verfassung stellt eine mittlere Lösung 


zwischen der Verfassung von 1875 und dem ersten. 


Entwurf dar. Die Regierung ist nur noch der Na- 
tionalversammlung verantwortlich, der Rat der 
Republik kann sie also nicht mehr stürzen. Ebenso 
besitzt er nicht mehr das Vetorecht des früheren 


Senats gegen Gesetzentwürfe, die von der ersten 
Kammer angenommen wurden. Er hat in erster 


Linie beratende Aufgaben, die Möglichkeit, viel- 
leicht in Eile gefaßte Gesetze zu einer zweiten Be- 
ratung zu bringen und das Inkrafttreten von Ge- 
setzen eine gewisse Zeit lang hinauszuzögern; dies 


kann unter Umständen zu einer gewissen Läh- 


mung der Tätigkeit der ersten Kammer führen, in 
Grenzfällen auch dazu, daß sich die Mehrheit in 
der Nationalversammlung zwischen erster und 
zweiter Lesung eines Gesetzes ändert. 


Eine ganze Reihe von Paragraphen bemühen 
sich, durch juristische Vorkehrungen zu verhin- 
dern, daß Präsident der Republik oder Regie- 
rung oder Rat der Republik oder einzelne Mini- 
ster die Verfassung lahmlegen oder eine Diktatur 
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eines einzelnen oder einer Gruppe auf Grund 
ihrer Amtsstellung vorbereiten können. 


Die Verfassung erklärt: „Das Parlament besteht 
aus der Nationalversammlung und dem Rat der 
Republik.“ (Um Mißverständnisse zu vermeiden, 
sei daran erinnert, daß in der Verfassung von: 
1875 die aus direkten Volkswahlen hervorgegan- 
gene erste Kammer — Chambre des Deputes — 
Abgeordnetenkammer genannt wurde, die zweite 
Senat hieß und ihre gemeinsame Tagung National- 
versammlung genannt wurde.) 

Die Nationalversammlung muß den Rat der 
Republik vor einerKriegserklärung anhören, über 
die sie durch Gesetz beschließt. Als Mitglieder 
des Parlaments beteiligen sich die Räte der Re- 
publik an der Wahl des Präsidenten der Republik, 
die vom Parlament unter Leitung des Büros der 
Nationalversammlung vorgenommen wird. Ebenso 
haben alle Parlamentsmitglieder das Recht zum 
Einbringen von Gesetzentwürfen, ein Recht, das 
auch dem Ministerpräsidenten zusteht. Von den 
Mitgliedern des Rates der Republik eingebrachte 
Gesetzesvorschläge werden jedoch ohne vorher- 
gehende Beratung an das Büro der Nationalver- 
sammlung weitergeleitet; sie sind unzulässig, 
falls sie eine Verringerung der Staatseinnahmen 
oder eine Erhöhung seiner Ausgaben zur Folge 
haben; das Recht, Ausgaben zu beantragen, steht 
also neben der Regierung allein den Abgeord- 
neten der Nationalversammlung zu. Von der 
Nationalversammlung in erster Lesung angenom- 
mene Gesetzentwürfe müssen dem Rat der Repu- 
blik zur ‚Stellungnahme zugeleitet werden, der 
höchstens zwei Monate damit warten darf. Ist der 
Rat der Republik einverstanden oder hat er nicht 
fristgerecht Stellung genommen, so werden die 
von der Nationalversammlung angenommenen 
Entwürfe als Gesetz verkündet. Lehnt der Rat der 
Republik jedoch rechtzeitig einen ihm zugeleite- 
ten Gesetzentwurf ab oder beschließt er Abände- 
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ın santräge, st so Gehe die Vorlage an die Natio- 
1 alversammlung zurück, die nun in zweiter Lesung 
‚endgültig und unabhängig über den vom Rat der 
Republik abgelehnten Entwurf oder seine Abände- 
'zungsanträge beschließt. Lehnt der Rat der Re- 
publik einen Gesetzentwurf mit absoluter Mehr- 
‚heit ab, so bedarf dieNationalversammlung eben- 
falls der absoluten Mehrheit, wenn sie das Gesetz 
dennoch durchbringen will. 

Die Verfassunggebende Nationalversammlung 
nahm am 28. September 1946 den Verfassungsent- 
wurf mit 440 gegen 106 Stimmen an, der dann 
den Wählern in einem dritten Volksentscheid am 
13. Oktober 1946 vorgelegt wurde. 

Für die Annahme dieser Verfassung setzten sich 
ein: die Katholische Volkspartei, die Kommuni- 
‚stische Partei, die Sozialistische Partei, der Allge- 
meine nee der Allgemeine Bund 


des Handels und Handwerks, die Nationale Front, 
die Vereinigung der französischen Frauen, die 
Liga für Menschenrechte, die Vereinigung der 
republikanischen Jugend Frankreichs. 


Die Ablehnung empfahlen: die Sammlung der 
Linken und die UDSR, ferner der Demokratische 
Bund, die Gaullistische Vereinigung, die Repu- 


blikanische Föderation und die Republikanishe 


Freiheitspartei. General de Gaulle hatte sich ins- 
besondere in seiner Rede von Epinal am 29. Sep- 
tember 1946 und in einer Presseerklärung an die 
AFP vom 10. Oktober gegen die Annahme der 
Verfassung ausgesprochen. 


Die Wählerschaft nahm die neue Verfassung 


Frankreichs mit knapper Mehrheit der abgegebe- 


nen Stimmen an; sie wurde am 27. Oktober 2 
verkündet. \ 


XI. Bewegung der Wählerschaft zwischen „Rechts“ und „Links“ und Stimmenthaltung (6) 2“ 


Stimmen für Stimmen für 


EEE Se LER a ELBE ERBEN SRETEIE Er ER BEAT IIELIEN DE. ERBER NER BROTHER SERIEN RETTEN EEE ENTER 7 
Stimm- | Kommunisten, 


Stimm- alle anderen 
berechtigte enthaltungen | Sozialisten und Parteien 

MRP bzw. „Ja“| bzw. „Nein‘ 
Wahlen vom 2. Juni 1946 .. 24 697 4482 14 976 4905 
(*) 18,2% 60,6°/o 19,9%o 
En i : (**) 22,6°/0 . 75,300. 24,7 lo 
‚Volksentscheid vom 13, Oktober 1946 . 25 073 7880 9.039 7830 
(*) 81,400 36,00 31,2°/0 
e (**) 46,7 %/o 53,6/o 46,4°/o 
Zu- oder Abnahme gegenüber dem 2. Juni 1946 376 3398 — 5937 2925 
Wahlen vom 10. November 1946 . 25 052 5486 13 979 5224 
j ; (*) 21,900 55.8%0 20.9°%/o 
(**) 28,5%/0 72,8°/o 27,2°/o 
Zu- oder Abnahme gegenüber dem 2. Juni 1946 355 1004 — 997 319 


(*) Diese Prozentzahlen beziehen sich auf alle Wahlberechtigten. 
(**) Diese Prozentzählen beziehen sich auf alle gültig abgegebenen Stimmen. 


(6) Stimmen in 1000. 


Ein Vergleich der Ergebnisse des Volksent- 
scheids mit denen der voraufgehenden Wahlen 
vom 2. Juni (Tabelle XI) zeigt, daß die Wähler 
beim Volksentscheid vom 13. Oktober 1946 nur 


teilweise den Parolen der Parteien folgten, denen 


sie vorher ihre Stimme gaben. Man darf also die 
Parteien in Frankreich in ihrem Einfluß auf die 
Wähler nicht überschätzen. Fast 6 Millionen 
Stimmberechtigte folgten am 13. Oktober nicht 
; der Aufforderung der Gruppen, denen sie am 
2. Juni ihre Stimme gegeben hatten. Umgekehrt 
darf man aber auch aus den unter ganz bestimm- 
ten Umständen erzielten Ergebnissen einer Ab- 


’ 
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stimmung ohne genaue Untersuchung der Um- 
stände nicht zu viel schließen, denn schon wenige 
Wochen später gaben am 10.November rund 5 
Millionen Wähler wieder den Gruppen ihre 
Stimme, für die sie sich vorher entschieden hatten. 

Man tut gut daran, bei Betrachtung der nur ge- 
ringen Mehrheit, mit der die Wählerschaft die, 
Verfassung annahm, auch an die sehr erhebliche 
Mehrheit zu denken, mit der der Verfassungsent- 
wurf in der Nationalversammlung von den Abge- 
ordneten angenommen war, denen die Wähler am 
10. November zum großen Teil das Vertrauen er- 
neuerten. 


1901 


5 hr Frankreich gibt es keine Landgemeinden, die 
gegenüber den Städten minderen Rechts wären; 
‚sämtliche Gemeinden haben dieselbe Verfassung, 
‚nur für Paris als Sitz der Regierung sieht das Ge- 
setz eine Sonderregelung vor, die jedoch nicht 
etwa städtische Sonderrechte gewährt, sondern 
ielmehr die Hauptstadt einer Art Regierungsvor- 
‚mundschaft unterstellt. Bei praktischen Verwal- 
tungsschwierigkeiten wurden zuweilen auch an- 


PRO 


ertreter, die der Bürgermeister zwar laufend mit 


Bürgermeister seine Beigeordneten an die 
itze der verschiedenen Verwaltungszweige 
llt, so daß sich einer mit dem Finanzwesen, 


Städtebau usw. befaßt. 
Mi Der Bürgermeister selbst hat eine eigentümliche 
sr "Doppelrolle. Er wird, ebenso wie seine Beigeord- 
'neten, von den Gemeinderäten aus ihrer Mitte 
% gewählt, die ihrerseits von der ansässigen Bevöl- 
‘ kerung gewählt werden, d.h.er ist die höchste 
gewählte Spitze im Ort, dessen Bevölkerung er 
' nach außen auch gegenüber dem Staat vertritt. 
‚Gleichzeitig ist er jedoch Vertreter des Staates in 
der Gemeinde und hat als solcher eine lange 
- Reihe von Aufgaben und Befugnissen, einschließ- 
. lich der Leitung der Ortspolizei. Das Gesetz grenzt 
keineswegs klar ab, bis wohin die Befugnisse des 
. Bürgermeisters als gewählten Vertreters seiner 
Mitbürger gehen und von wo ab er statt dessen 
als ausführendes Organ der Zentralgewalt deren 
Weisungen nachzukommen hat. Tatsächlich sind 
diese Grenzen in lebendigem Fluß, je nachdem 
die politische Strömung die Zentralgewalt ver- 
stärkt oder die Selbstverwaltung ihre Rechte be- 
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kant, Das en, Handeln der | 


Woder Beigeordnete sind nur Ratgeber oder Stell- 
aben. In den größeren Städten ist es üblich, daß 


„ein. anderer mit dem Gesundheitswesen oder 


spielt im französischen politischen Leben ein 
sehr große Rolle, und es ist kein Zufall, daß viele 
Abgeordnete gleichzeitig Bürgermeister in a z 


nen und großen Orten sind. E 


} 


Ein Gesetz vom 5. April 1884 regelte Betugn 
nisse, Aufbau und Wahl der Gemeindevertretun- 
gen. Dieses Gesetz begründete vor allem die 
Rechte der Selbstverwaltung. = a \ 

Es wurde von der Regierung Petain durch zwei 
Gesetze vom 16. November 1940 einschneidend- 
geändert. Danach wurden die Gemeinderäte in. 
allen Gemeinden mit mehr als 2000 Einwohnern | 
vom Innenminister oder dem ihm unterstellten 
höchsten Regierungsbeamten im Departement, 
dem Präfekten, ernannt. x 

"Statt dessen bestätigte eine Verordnung des. 4 
Generals de Gaulle vom 21. April 1944 für den Y 
Aufbau der öffentlichen Verwaltung nac der Be- 


{ 


_freiung die vor dem 1. September 1939 gewählten 


1 
N 


Gemeinderäte und Bürgermeister in ihrem Amte 
bzw. setzte sie wieder ein. : 


\ 
Im April 1945 wurden neue, vorläufige Ge 


 meinderäte gewählt, im Prinzip nach dem Gesetz 


von 1884, doch erhielten nun auch die volljähri- 


‚gen Frauen das Stimmrecht, und in Paris wurden E 


statt der Mehrheitswahlen Verhältniswahlen in- 
nerhalb der Wahlbezirke eingeführt. 3 
Durch Neuwahlen vom 19. (erster Wahlgang) 


‚und 26. (Stichwahlen) Oktober 1947 wurden die \ 


vorläufigen Gemeinderäte ersetzt. Die Amtsdauer \ 
der neugewählten Räte erlischt am ersten Sonn- 
tag des Monats Mai 1953; in Zukunft beträgt die ) 
Amtsdauer der Gemeinderäte sechs Jahre. Ein 
Gesetz vom 3. September 1947 regelte das Wahl- 


verfahren für diese und künftige Wahlen, es 


weicht wesentlich von.dem Gesetz von 1884 ab, 


. während die Befugnisse von Bürgermeister und. 


Gemeinderat wieder so, wie sie dieses Gesetz vor- 
sah, hergestellt und bestätigt wurden, \ 
Die Gemeinderäte bilden keine ständige Ver- 
sammlung, sie halten nur vier Sitzungen im Jahr 
ab, die je vierzehn Tage dauern sollen, doch kann 
die Budgetberatung bis zu sechs Wochen währen. 
Verlängerung der Sitzungsperioden und außer- 
ordentliche Sitzungen sind möglich. Die Bestim- 
mungen über die Befugnisse sind sehr weit ge- 
faßt; das Gesetz von 1884 sagt: „Der Gemeinderat 
regelt durch seine Beratungen die Angelegenhei- 
ten der Gemeinde.“ Im Rahmen der Gemeinde 
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ier Republik. Politische. Resolutionen ‚sind den 


die sie zuständig sind, bedürfen einer Bestätigung 
durh die Departementsbehörden, die über die 
 Präfekten vom Innenminister und. in gewissen 
Fragen auch von anderen Ministern ‚abhängen. 
Regierung und Präfekten en behalten überhaupt ein 
jewisses Aufsichtsrecht. ARE s 
Eu, dem Gesetz von 1947 ist die Anzahl Her 
_ Gemeinderäte stets ungerade (vgl. Tabelle XIV). 
E Wahlberechtigt für die Gemeindewahlen sind, 
wie auch sonst, alle volljährigen in der Gemeinde 
ansässigen Männer und Frauen, die im Besitz der 
ranzösischen Bürgerrechte sind; für die Soldaten 
ht das Stimmrecht. Im übrigen gelten je nach 
der Einwohnerzahl der Gemeinden drei verschie- 
dene Wahlregeln: Den 


Mn In Paris finden Br bonsieehien innerhalb 
der "Wahlkreise statt; im wesentlichen entspre- 
. hen ‚die Regeln sonst dem nachstehend beschrie- 
 benen Verfahren für die Gemeinden mit mehr als 
9000 Einwohnern, ohne daß auf die Einzelheiten 
eingegangen werden soll. 


© In den Gemeinden mit dekten: 9000 Einwoh- 
. nern müssen sich die Kandidaten durch eine Er- 
klärung im "Rathaus zur Wahl stellen, und zwar 


\ 


‚wie der Gemeinderat Sitze hat. Niemand darf sich 
auf ‚verschiedenen Listen zur Wahl stellen. Der 
Wähler kann jedoch darauf Namen streichen und, 
wenn er will, auch Namen hinzufügen, die er einer 
anderen Liste entnommen hat; ferner darf er bei 
höchstens fünf Namen der ursprünglichen Liste 
_ durch ein Kreuz anmerken, daß er den betreffenden 
Kandidaten anderen vorzieht. Jede Liste erhält so- 
 vielSitze, wie ihr nach dem Proporzsystem bei Ver- 
teilung der Reststimmen nach dem Grundsatz der 

höchsten mittleren Stimmenzahl der Gewählten zu- 
stehen. Innerhalb jeder Liste erfolgt die Zuteilung 
der ihr zustehenden Sitze nach der ursprünglichen 
Reihenfolge der Kandidaten, soweit nicht Wähler 
durch Streichungen oder Kreuze zum Ausdruck 
gebracht haben, daß sie eine andere Reihenfolge 
vorziehen. Dann werden die Stimmen und die 
Vorzugszeichen zusammengezählt, die jeder er- 
hielt; gewählt ist, wer die höchsten Summen er- 


> 
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zent der Wahlmänner für die Wahlen zum Rat- - 


® emeinderäten verboten: gewisse Beschlüsse, für men keine Sitze. Dieses Verfahren soll dem W 


terung begrenzt werden durch eine gewisse ; 
vorzugung der größeren Gruppen, die im Wesen 


‚men, 2000 Wähler hätten eine bestimmte L 


ihrer Zusammensetzung und Reihenfolge ei 


uf Listen, die soviel Namen enthalten müssen, 


forte moyenne, age et vote preferentiel.“ 
Listen, die weniger als 5 Prozent der Stimmen 
aller Wahlberechtigten erhalten haben, beko ER 


ler die Freiheit lassen, sich unter allen zur W 
ee Kandidaten die ihm Zusagenden a aus 


das \Wahlverfahten in einem non wi 
das Ergebnis liefern und gleichzeitig die Zer 


des oben ausführlicher beschriebenen Verfal 
der höchsten mittleren Stimmenzahl liegt. 


"Wie sieht das nun in der Praxis aus? Angen 


ohne Streichungen. und Kreuze in die Urne g -. 
legt, so daß man annehmen darf, sie wären 


standen. Gibt nun ein einziger weiterer wäı 
denselben Stimmzettel ab, streicht darauf a E 
Pipe le ersten Namen ager versieht die le en 


Namen entweder 2001 Stimmen statt 2000 „© 

2001 Stimmen und ein Vorzugszeichen statt. 200 
Stimmen aufzuweisen haben, also vor den Kandi- 
daten gewählt sind, die 2000 andere Wähler vor- 


len Aalierweise die Gruppen ihren et 
bei Einverständnis mit der Reihenfolge ihre. a 
Kreuze den fünf ersten Namen der Gruppe ZUR 
geben. Dadurch kämen wir in unserem Beispiel Ve 
auf die Summe 4000 für die ersten fünf Namen 
der Liste, denen ein einzelner Andersdenkender 
bei Wahl der gleichen Liste, Streichung dieser er- 
sten fünf Namen und Erteilung des Vorzugszze- 
chens an andere nur noch die Ziffer 2002 für de 
von ihm bevorzugten Kandidaten entgegenstellen = 
könnte. Trotzdem tragen Recht zurListenmishung 
und Vorzugsstimmrecht kaum zur Klarheit des 
Wahlvorganges bei. 


Bei Freiwerden von Sitzen durch Tod, Rücktritt 
oder aus anderen Gründen folgt dem ausgeschie- 
denen Gemeinderat der Kandidat derselben Liste, 
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der die höchste Stimmenzahl nach dem an letzter 
Stelle Gewählten aufzuweisen hatte. Bei Rücktritt 
dürfen jedoch höchstens vier Sitze einer Liste in 
einem Jahr so neu besetzt werden. Wenn alle 
Kandidaten einer Liste gewählt wurden, bleiben 
freiwerdende Sitze unbesetzt. Falls jedoch mehr 
als die Hälfte der Sitze eines Gemeinderates aus 
irgendwelchen Gründen leerstehen, werden in 
dieser Gemeinde nach dem soeben beschriebenen 
Verfahren Neuwahlen vorgenommen. Auf solche 


sechs Monaten nach dem Freiwerden. des die 
Hälfte der Sitze überschreitenden Platzes ohnehin 
allgemeine Neuwahlen fällig sind. 
. Vorstehende Regeln gelten für alle französi- 
schen Departements, einschließlich derer in Über- 
‘see, jedoch mit Ausnahme der algerischen Depar- 
' tements. 

In den übrigen Gemeinden sämtlicher franzö- 
sischer Departements, d.h. in den Gemeinden von 
weniger als 9000 Einwohnern in Frankreich selbst 
und in Guadeloupe, Guayana, Martinique und 
Reunion, ebenso in sämtlichen algerischen Ge- 
 meinden werden die Wahlregeln des Gesetzes 
vom 5. April 1884 angewandt, wobei jedoch nun 
auch die Frauen Wahlrecht haben. Es wird nach 
Listen gewählt; im ersten Wahlgang gelten sämt- 

' liche Kandidaten der Liste als gewählt, die mehr 
‚als die Hälfte aller abgegebenen Stimmen auf 
sich vereinigt. Gelingt dies keiner Liste, so findet 
ein zweiter Wahlgang statt, für den neue Listen 
eingereicht werden können und in dem sämtliche 
Kandidaten der Liste als gewählt gelten, die die 

'., . meisten Stimmen auf sich vereinigt. In solchen 


Keen 17 f S Be ‚ Be BER, “ i en 
PROBLEME DER EUROPÄISCHEN FRIEDENSORDNUNG 


Teilwahlen wird jedoch verzichtet, wenn binnen 


RR 


BE: 


“ 


Fällen bilden sich meist vor dem zweiten Wahl- 
gang Koalitionen, die, von Ort zu Ort oft völlig 
verschieden, den wechselnden politischen Stärke- 


' verhältnissen und dem örtlichen politischen Klima 


entsprechen. 

Ohne auf andere Einzelheiten einzugehen, sei 
nur noch erwähnt, daß die Abgeordneten zur 
Nationalversammlung und die Räte der Republik 
nicht nur in ihrem Wohnsitz in den Gemeinderat 
wählbar sind, sondern in jeder Gemeinde des 
Wahlbezirkes, den sie im Parlament vertreten. Die 
im Gesetz von 1884 enthaltene Unwählbarkeit 
von Lehrern und Postbeamten ist aufgehoben. 


Die Ergebnisse der Gemeinderatswahlen 

Die parteipolitische Bedeutung der Ergebnisse 
der Gemeinderatswahlen darf nicht überschätzt 
werden, handelt es sich doch in erster Linie um 
Wahlen zur örtlichen Selbstverwaltung. Immerhin 
sind diese Ergebnisse entscheidend für die Zu- 
sammensetzung des Rates der Republik. Die Ta- 
bellen XII und XIII geben eine Reihe von Aus- 
künften über die Ergebnisse der Wahlen von 1945 
und 1947. Für die Auswertung müssen jedoch ver- 
schiedene Vorbehalte gemacht werden: Das Wahl- 
system verursacht häufig bereits im ersten Wahl- 
gang, falls dieser jedoch nicht entscheidet, fast 
immer für die Stichwahlen Koalitionen zwischen 
verschiedenen politischen Gruppen und Persön- 
lichkeiten, die von Ort zu Ort und von Wahlgang 
zu Wahlgang stark wechseln, so daß sich aus den 
Abstimmungsergebnissen nur in engen Grenzen 
Schlüsse auf die politische Einstellung der Wähler 
ziehen lassen. Dort, wo die Tabellen Statistiken . 


XII. Ergebnisse der Gemeinderatswahlen in Paris 


mm 


1936 
1935 (Kammer- 1945 (1) 1947 
wahlen) 
“ Stimmen Stimmen Stimmen (7) Stimmen (7) 
Eee, n Sitze, [no len in), Sitze, ine, Sitze 
1000 | (**) 1000 | (**) | 1000 | TE”) 1000 | TC) | | 
Kommunisten RE EN HR 96 19,5 8 161 27,5 347,3 222 329 27 324 199 26,8 25° 
Sozialisten ’; “u ..o., 37 116 5 74.512,18: 129,3 1718,8°7412,3,12:.,.108,0°5.42088 8 
\ DIR Rs, — : — 1798 115 17,0 14 75 .:46 62 5 
i RPF . en Nauın — — — — 657 4038 544 52 
si Ä Alle weiteren Listen (8) . 337,9 689 77 352,4 60,4 396,9. 254 37,6 37 49 3,0 40° — 
Gültige Stimmen insgesamt 490,9 984,4 1177,7 (7) 1217,9 (7) 


(*) Diese Prozentzahlen beziehen sich auf alle Wahlberechtigten. 

(**) Diese Prozentzahlen beziehen sich auf alle gültig abgegebenen Stimmen. 
(1) Einführung des Frauenstimmrechts. 3 
(7). Im Mittel je Liste; infolge der Streichungen bleibt die Summe unter den insgesamt gültig abge- 

gebenen Stimmen. 
(8) 1935 Einzelkandidaten, 1945 18 weitere Listen, 1947 13 weitere Listen, 
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_ über die Anzahl der von den Parteien gewonne- 
"nen Stadtverwaltungen liefern, ist daran zu den- 
‘ken, daß Städte ganz verschiedener Größe und 
Bedeutung jeweils als Einheit gezählt wurden; 
ebenso ist bei den Ziffern über die Anzahl der ge- 
wonnenen Sitze daran zu denken, daß ein Stadt- 
rat in den größeren Orten sehr viel mehr Wähler 
vertritt als in kleineren Orten (vgl. Tabelle XIV); 
"von seinen Entscheidungen hängt auch mehr ab. 
Schließlich sei auch nochmals daran erinnert, daß 
die zu Vergleichszwecken notwendige Einreihung 
in Gruppen zuweilen anfechtbar ist und daß Inhalt 
und Grenzen der politischen Gruppen sich mit der 
Zeit ändern. N 
Bei den Wahlen vom April 1945 ist außerdem 
zu bedenken, daß zahlreiche Kriegsgefangene und 
Flüchtlinge noch nicht an ihren Heimatort zurüc- 
' gekehrt waren, daß in Elsaß-Lothringen die Wah- 
len aufgeschoben wurden, daß die rasche Auf- 
stellung einwandfreier Wählerlisten nach den 
Kriegsjahren noch Schwierigkeiten bereitete und 
* daß sich die Wählerschaft stärker als sonst über 
\ 


© AN “ 2 R DER FIELEN EN IR 
si Lie ? 


Wahlgesetze und Wählerstruktur in Frankreich 


die politische Einstellung mancher Kandidaten im 
unklaren war. 


Die Wahlergebnisse in der Hauptstadt ohne die 


Vororte mit ihrer Arbeiterbevölkerung zeigt die 
TabelleXlII. Bei Vergleich der Anzahl der von den 
Arbeiterparteien 1945 gewonnenen Sitze mit dem 
Vorkriegsgemeinderat von 1935 ist zu bedenken, 
daß damals das Wahlverfahren für sie ungünstig 
war — die Kommunisten gingen übrigens 1945 
unter der Bezeichnung „Union Patriotique Repu- 
blicaine Antifasciste“, 1947 unter dem Namen 
„Union republicaine et resistante“ in den Wahl- 
kampf. Proportionalwahlen hätten bereits 1935 
den Kommunisten etwa 17, den Sozialisten etwa 
10 Sitze gebracht. Trotzdem ist der Stimmen- 
gewinn der Kommunisten gegenüber 1935 unver- 
kennbar; der Prozentsatz von 1945 überstieg SO- 
gar jenen der Kammerwahlen von 1936, der je- 
doch 1947 nicht mehr erreicht wurde. 

Tabelle XIII zeigt die Mehrheitsverhältnisse in 
den 1945 und 1947 gewählten Gemeinderäten im 


ganzen Land. 


XIII. Ergebnisse der Gemeinderatswahlen (ohne Paris) 


Im April 1945 gewonnene 
Gemeinderatsmehrheiten (9) 


DE ee 


Am 19. und 26. Oktober 1947 
in 1129 bzw. 1130 Gemeinden 
über 4000 Einwohner (10) 


gewonnene erhaltene Sitze 


“ Gegen Sen BL Mehrheiten 
4000 Einwohner Alle 35 307 1945 (14) | 1947 
und Arrondisse- | Gemeinden | 1945 
mentshauptstädte (1a). | 1947 Anzah| Ur | Auzenı | on 
Kommunisten . .. 2... 0... : 171 \ysg 1413 310 (11) 242. 105 7996 285 5509 19,5 
Kommunisten mit Sozialisten . » 5 134 I . 221 152.93 
Sozialisten SFIO . . ee ee. 153 A115 214376 , 
Unabhängige Sozialisten und republika- 686 his 154 7382 26,4 6304 22,3 
nishe Sozialisten . . ee. 1) 600 1144 
Sozialisten SFIO mit Radikalsozialisten . Zi — — 31 
Radikalsozialisten EINE PRRaN ER ES te ya, Mia 5 an te 95 6436 9 162 55 eu. 4995 17,8 3718 13,1 
Sammlung der Linken RER 2) ER — u 83 ' 
_ Linke ohne Vorwiegen einer Partei . 164 887 256 96 
Republikanische Volksbewegung MRP 24» 477 62 63 2685 9,6 4056 14,3 
Unabhängige Radikale BEL 16 1759 15 er 1929 6,9 1636 5,8 
Linke Republikaner, demokratischer Bund } 3 107 5974 
Republikanische Föderation, URD . 484 5694 } 15 656 
ne a 516. | 22 685 158 1390 2352 85 181 77 
‚Rechte ohne Vorwiegen einer Partei . 36 2113 
RPF mit Gruppen der Rechten od. des RGR Bern) — — . 259 
ee u 
Parteizugehörigkeit unbestimmt . 137 (13) 4958 (13) 1a 576 02,1 etoeenl 
Verschiedene . SE — = _— 2 Eee 
ne Se TREE ER RR — — ER ' 
ns (9) Ohne die Departements Haut-Rhin, Bas-Rhin, Moselle, Vosges und das Territoire de Belfort, wo noch 


keine Wahlen stattfanden, und ohne Paris. 
(10) Davon 456 mit mehr als 9000 Einwohnern; 
und die Anzahl der Sitze in einigen anderen erhöht. 
(11) Vergleichszahlen von 1935 kursır. 
(12) 1945 noch nicht gebildet. 
(13) Einschließlich parteiloser 
(14) 1947 abtretende, seit Aprl 
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ohne Paris. Seit 1945 wurde eine neue Gemeinde geschaffen 


Widerstandsbewegung. 
1 1945 einschließlich gewählte Räte. 
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RR XI v. Anzahl der Gemeinderäte und der 
männer für die Wahlen zum Rat der Republik 


' Einwohnerzahl (15) Gemeinderäte | Wahlmänner 


ISIS, 


bis 500 11 1 
501 bis 1500 13 3 
1501 bis 2500 17 5 
2501 bis .3500 21 ; 
3501 bis 8999 23 15 
9000 bis 10.000 23 23 
10.001 bis 30000 ' 27 27 
30.001 bis 40000 31 31, 
40 001 bis 50.000 33 33 (16) 
50 001 bis 60.000 35 
über 60 000 37 
. Paris 90 


“ (15) Zur Bestimmung der Zahl von Gemeinderäten 
Na Wahlmännern gilt für kriegsbeschädigte Gemein- 


‚1936, falls-sie höher war als zur Zeit der Wahl. 
. (16) Über 45000 Einwohner je ein weiterer Wahl- 
‚ mann für jede angefangenen 5000 Einwohner. 


‚Die Republikanische Volksbewegung (MRP) 
nahm bei den Gemeindewahlen im April 1945 zum 
erstenmal unter dieser Bezeichnung an einem 
"Wahlkampf teil. Ihr Erfolg war groß: fast überall 
"konnte sie außer den Stimmen der ale Ge- 
_ werkschaftler und jenen der kleinen Gruppe der 
früheren Volksdemokraten einen großen Teil der 
Stimmen der klassischen Rechten gewinnen. Be- 
reits 1947 mußte sie aber einen erheblichen Teil 


Wahl 


en die Einwohnerzahl nach der Volkszählung von 


17. Oktober 1 


X 


ruppe RT N 
« BR | Anzahl jin 0. (*)4 
Kommunisten und Nahestehende . 10 249 10,38 
Sozialisten :SEIO , ,.7271.77.,008.:12590 17,7 
Andere Sozialisten und Linke. . 9 233 9,3 
Katnolische Volkspartei (MRP) . . : 8980 9,0 
Radikalsozialisteen . . . . ... 12 324 12,4 
Unabhängige Republikaner oder 

Baueın (komservativ) . . 2... 21178 21,3 
Republikanische Freiheitspartei (PRL) 3293 IN 
Sammlung des französischen Volkes 

(kassemblement du Peuple Fran- 

Gais; RER) E47, 0. N ng 13,1 
Verschiedene Rechte . . . . 2 ...3203 32 
—€— es En 

Zusammen 99048 
Durch mangelnde Wahlbeteiligung in 
einigen Gemeinden am 17. Okto- 

ber 1948 noch nicht gewählt. . . 450 


Insgesamt zum 7. November 1948 
wahlberechligt  , Eu .7.00% 


() Diese Prozentzahlen 
berechtigten. 


(17) Einschließl. der Abgeordneten und Generalräte. 


. 100.011 (18) 


(18) Praktisch wurde dıese Ziffer nicht erreicht, da 


einige Generalräte und krait ihres Amtes wahlberech- 
tigte Gemeinderäte verstorben waren. 


dieser letzten Wählerschaft an die umfassende 
Koalition der Rechten abgeben, die in Gestalt der 
Sammlung des französischen Volkes (RPF) in Pa- 
ris und in einer Reihe anderer großer Städte prak- 


beziehen sich auf alle Wahl- 


XV. Ergebnisse der Wahlmännerwahlen vom 24. November 1946 


Wahl- | Stimmenthaltungen | Gültige Stimmen R AR Benaee 
Gebiet berechtigte ENTE ESER Eon .= 11 DOXepliie 
| ir in 1000 | in 1000 | ® | in 1000 | m | 
_ Frankreich , SER CN, ee 6943 27,7 17 804 711 85232 __.294 
‚Algerien (französische Bürger) . 974 204 37,3 337 61,6 1874 306 


Politische Zusammensetzung der in Frankreich gewählten Wahlmänner 


Gewählte Wahlmänner Erhaltene Stimmen 


Gruppe 


A ET NN 
Ren . 
Anzahl | in % ei | in 1000 a 
Kommunisten und Nahestehende . . 24 788 29,0 29,3 5224 20,9 
Sozialisten SFIO und Nahestehende . LE 14 393 16,9 16,7 2 963 11,8 
' Sammlung der Linken und Nahestehende (UDSR und | 
Junge Republik, Radikalsozialısten und Radikale usw.) 11542 13,5, 14,5 2 586 10,3 
Bo Gaullistishe"Vereimigung . 1. ua. ns 1 158 14 1,9 347 14 
‚Katholische Volkspartei (MRP) und Nahestehende . 24 155 28,3 25,9 4616 18,4 
Alte Rechte (Gemäßigte Rechte und Demokratischer 
. Bund, Bauernpartei, Konservative, Republikanische 
demokratische Vereinigung, Republikanische Frei-. 
heitspartei [PRL], Unabhängige Republikaner usw.) . 9 196 10,8. 11,6 2.068 8,7 
ae IR AI } 
Zusammen 85 232 100 100 17 804 DT, 


(*) Diese Prozentzahlen beziehen sich auf alle Wahlberechtigten. 
‚(*) Diese Prozentzahlen beziehen sich auf alle gültig abgegebenen Stimmen. 
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ng n in Frankreich in den en zwei 
J 'ahren wurde. In Paris erhielt die Partei des Ge- 
nerals de Gaulle von 1 632 901 Wahlberechtigten 
h ‚40,3 Prozent der Stimmen, dagegen in anderen 

ae Städten von mehr als 9000 Einwohnern mit 


- je | Die Wahlen zum Rat der Republik A a 


Die am 27. Oktober 1946 verkündete Verfas- 
sung bestimmt, daß der Rat der Republik von den 
ö _ Gemeinden und Departements in allgemeinen, 
 mittelbaren Wahlen berufen wird und sich stets 
. zur Hälfte erneuert. Die Nationalversammlung hat 
R das Recht, in proportionalen Wahlen bis zu einem 
_ Sechstel der Mitglieder des Rates der Republik 
_ zu bestimmen, deren Gesamtzahl nicht weniger als 
250 und nicht mehr als 320 betragen darf. Alle 
weiteren Bestimmungen über Zusammensetzung 
und Wahl blieben einem besonderen Gesetz über- 
I lassen. { 

Das erste derartige Gesetz wurde gleichzeitig 
mit der Verfassung verkündet. Es diente nur für 
die Wahlen zum ersten Rat der Republik, der 
315 Mitglieder umfaßte; davon wurden 200 von 
den Wahlmännern (grands electeurs) in Frank- 
Teich selbst gewählt und 50 von der Nationalver- 

sammlung ernannt. Von den letzten vertraten 2 

die Franzosen in Tunis, 3 die in Marokko, 3 die 
h Auslandsfranzosen, 7 wurden bezeichnet, um eine. 
den Wahlmännerstimmen entsprechende propor- 
 tionale Vertretung aller politischen Parteien Frank- 
reichs zu erzielen, und 35 Sitze dienten zur pTO- 
portionalen Vertretung aller Gruppen der Natio- 
nalversammlung. Von den letzten entfiel einer 

auf die Gruppe der unabhängigen Moslemin, die 
übrigen auf Parteien aus Frankreich selbst, dessen 
Bevölkerung so durch insgesamt 241 Räte vertre- 
ten war (vgl. Tabelle XVI). Aus Algerien ent- 
sandten das erste Kollegium, das von den franzö- 
sischen Bürgern gebildet wird, und das zweite, 
das die übrigen Einheimischen vertritt, je 7 Räte, 
weitere 51 wurden in den anderen Gebieten in 
Übersee gewählt. 

In Frankreich selbst waren kraft ihres Amtes 
die Abgeordneten zur Nationalversammlung und 
die Generalräte, die die Bevölkerung in den De- 
partementsversammlungen vertreten, Wahlmän- 

ner für die Wahlen zum Rat der Republik. Die 
übrigen Wahlmänner wurden am 24. November 
1946 unmittelbar von der Bevölkerung gewählt. 


\ 


Europa-Archiv / 20. Februar 1949 


sten in den großen Städten. Über die seitherige 
politische Entwicklung der 1947 gewählten Ge- 
meinderäte gibt Tabelle XV Aufschluß. 


EI 


Die Wahlbezirke wurden von den Kantonen ge- 
bildet; sie wurden unterteilt, sobald sie mehr als. 
15 000 Wahlberechtigte aufwiesen, : so 2 mehr 


den nach dem Prinzip der Irhnten mittleren sti 
menzahl verteilt. Die französischen Bürger u 
Algerien wählten ihre Wahlmänner ebenfalls 
mittelbar, alle anderen Menue wurden 


stimmt. Tabelle XV zeigt vor allem die Wahl- 
ergebnisse in Frankreich; die Aufteilung 
Muehlmanner auf die polts cher| Parteien folgt d 


statistische Schätzung als bei ‚den wablen y4 
Nationalversammlung. Ein Vergleich der zweit 
und dritten Spalte zeigt, wie das Wahlverfahr 
die Parteien bEvOTzugT oder benachteiligt al d 


Gruppen in der Bevölkerung. Die Wahlmänne 
wählten am 8. Dezember 1946 die Räte der a 
publik (vgl. Tabelle XVII). 
Ein neues Wahlgesetz vom 23. Septeräner 19 
läßt die Befugnisse des Rates der Republik un 
geändert, kehrt aber in einem wichtigen Punkt 
zu dem Gesetz zurück, das für die Senatswable! YA 
galt; statt durch Urwahlen werden die Wah 
männer wieder durch die Gemeinderäte gewä f 
und zwar in drei verschiedenen Verfahren, je nah 
der Einwohnerzahl (vgl. Tabelle XV). Bis zu 3500 
Einwohnern gelten Mehrheitswahl in — wen 
nötig— dreiWahlgängen und Stimmabgabe dur 
die Gemeinderäte oder ihre Bevollmächtigten. 
Von 3501 bis zu 8999 Einwohnern wählen die Ge 7 
meinderäte die Wahlmänner im Proporzverfahren 7 
mit starrer Listenwahl, d.h. ohne Anderung der 
Reihenfolge der Kandidaten auf der Liste und. 
ohne Hinzufügung oder Streichung von Namen. 
Von 9000 bis 45 000 Einwohnern sind sämtlihe 
Gemeinderäte kraft ihres Amtes selbst Wahlmän- 
ner, ebenso in den Gemeinden mit mehr als 45 000 
"Einwohnern, doch wählen sie in den letzten außer- 
dem für jede weiteren angefangenen 5000 Ein- 


ie 
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ä XVII. Die Stärke der Gruppen im ersten und zweiten Rat der Republik 


en Wahl vom 
Ba EEE TR ehr al STR rem DANS ELTERN TER ERTER TUE 


Gruppenbezeichnung 


(falls abweichend, sonst benutzte Parteibezeichnung 


in Klammern) 


nn 


8. Dezember 1946 7. November 1948 


; 


Frank-|Ing- 
reich |ges. 


Frankreich Insgesamt (19) 


vI [v1 


Kommunisten BEE ER ET ER ee 997727710 21, 72.090732. 165045 
und Nahestehende: Union R&publicaine et R&sistante pour 

l’Union Frangaise ET NEE 137712 1 
Demokratische Union des Algerischen Manifestes 

bzw. im zweiten Rat Demokratische Afrikanische Sammlung . 4 4 5 
Sozialisten «SFIO: Wu. 0. N, 3anenl 6 42.6262: 748. 59 
und Nahestehende  .\ ....... 5 3 
Republikanische Volksbewegung MRP 6222: 510 743 202.720, 147218 
und Nahestehende Aa % 5 4 


‚Sammlung der Linken (20) (Rassemblement des Gauches 


BeBunlcains) uni N, 
und Nahestehende 


23, 14:24. 108° 39, 39.61 


Republikanische Gruppe der bäuerlichen und sozialen Aktion 


(Parti paysan) (bzw. im zweiten Rat Republikanisches Zen- 


trum der bäuerlichen und sozialen Aktion) 
und Nahestehende 5 


Unabhängige Republikaner (auch Republicains Populaires 


Independants) 


‚ und Nahestehende: Groupe musulman algerien ind&pendant ; 
' Republikanische Freiheitspartei PRL 


und Nahestehende EN ES EN ET BI, 
Republikanische und demokratische Aktion (RPF) 
nadsNahestehende‘. 2 aaa, ? 
Verschiedene AO GONE OR a SRH 


TR 


(19) Bedeutung der Spalten: 


2 Fe: RR, 
18% 
11 22:96. 97.149 928° 39 a4 
4 4 
rn EB > EEE ERBE 10-9 
2 
52.57 % 57 
1 
1.2 7 


m 
Zusammen 200 7 35 241 315 296 246 309 119 


I Von den Wahlmännern in Frankreich gewählte Räte, 
II Von der Nationalversammlung zwecks proportionaler Vertretung der politischen Gruppen unter den Wahl- 


männern ernannt. 


II Von der Nationalversammlung zwecks proportionaler Vertretung der politischen Gruppen der National- 


versammlung ernannt. 


IV Zustand Ende März 1947, nach fertiger Bildung der Gruppen im Rat der Republik. 
V Bei Ende der Amtszeit des ersten Rates der Republik. x \ 
VI Nach den vor der Wahl gegenüber den Behörden abgegebenen Erklärungen der Kandidaten über ihre 


politische Zugehörigkeit. 


VII Nach der nach der Wahl am 23. November 1948 im Rat der Republik erfolgten Bildung der Gruppen. 
(Ein noch nicht aus Übersee in Paris eingetroffener Rat ist sowohl beim ‚RGR wie beim RPF gezählt, da- 


gegen nur einmal in der Summe.) 
VII Mitglieder der Verbindungsgruppe des RPF. 


(20) Unabhängige Sozialisten, Radikalsozialisten, Demokratische und Sozialistische Vereinigung der 
Widerstandsbewegung und Demokratischer Bund (Alliance d&mocratique). 


wohner einen zusätzlichen Wahlmann und ebenso 
Stellvertreter im Proporzverfahren mit starrer 
Listenwahl. 

Die Abgeordneten zur Nationalversammlung 
und die Generalräte sind wieder kraft ihres Am- 
tes Wahlmänner. In den nicht seltenen Fällen, in 
denen sie gleichzeitig Gemeinderat sind und in 
dieser Eigenschaft ebenfalls Wahlmann wären, 
müssen sie sich für den Wahlvorgang in der zwei- 
ten Eigenschaft durch einen Stellvertreter erset- 
zen lassen, was auf eine Verdoppelung ihres 


1908 


Stimmrechtes hinausläuft. In Paris, wo die Ge- 
meinderäte gleichzeitig Generalräte des Seine- 
Departements sind, müssen sie also sämtlich 
Stellvertreter bestellen; außerdem haben sie der 
Einwohnerzahl von Paris entsprechend noch wei- 
tere 530 zusätzliche Wahlmänner zu bestimmen, 
besitzen also fast siebenfaches Stimmrecht. 

In Frankreich und den französischen Departe- 
ments in Übersee, d.h. in Guadeloupe, Guayana, 
Martinique und Reunion, müssen die Wahlmänner 
am Tage der Wahl der Räte der Republik in der 
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Departementshauptstadt zusammentreten, umdiese 
zu wählen. Nichtbeteiligung an der Wahl wird mit 
einer Geldbuße bestraft. 


Die Zahl der Räte wird auf 320 erhöht; die fünf 
neugeschaffenen Sitze entfallen alle auf Frank- 
reich selbst, dessen Vertretung im Rat damit auf 
246 Sitze steigt. Jedes Departement entsendet bis 
zu 150000 Einwohnern einen Rat, für jede ange- 

_fangenen 250 000 einen mehr. So entfallen 7 Räte 
- auf die oben genannten Departements in Übersee, 
Algerien erhält wieder 14 Räte und die übrigen 
Gebiete in Übersee einschließlich der Schutz- 
‚gebiete 44 Räte. Die Nationalversammlung be- 
‚stimmt nur noch 7 Räte, und zwar einen für die 
französischen Bürger in Indochina und je drei für 
jene in Marokko und im Ausland. Wählbar sind 
alle französischen Männer und Frauen über 35 
Jahre; sie dürfen nicht gleichzeitig Abgeordneter 
in der Nationalversammlung oder Generalrat sein. 


Die Mitglieder des Rates der Republik werden 
auf sechs Jahre gewählt und erneuern sich alle 
drei Jahre zur Hälfte. Die erste Wahl sämtlicher 
Mitglieder des zweiten Rates fand im November/ 
Dezember 1948 statt. Die erste Hälfte, die insbe- 
sondere die 123 Räte der Departements Ain bis 
Mayenne umfaßt, wird im Mai 1952 neu gewählt, 
die zweite Hälfte, die die 123 Räte der Departe- 
"ments Meurthe-et-Moselle bis Yonne umfaßt, im 
Mai 1955. In den 11 Departements, denen vier 
oder mehr Räte zustehen, werden diese im Pro- 
porzverfahren mit starren Listen nach dem Grund- 
satz der höchsten mittleren Stimmenzahl gewählt. 
Eine Verrechnung von Reststimmen über die De- 
partementsgrenzen hinweg gibt es nicht mehr. 
Scheidet später von diesen Räten einer durch Tod, 
Amtsniederlegung oder Ungültigerklärung seines 
Mandates aus, so folgt ihm ohne Neuwahlen der 
nächste Kandidat seiner Liste. In den anderen 79 
Departements, denen ein bis drei Räte zustehen, 
wird nach dem Mehrheitsprinzip gewählt. Im 
ersten Wahlgang sind zur Wahl mehr als die 
Hälfte aller abgegebenen Stimmen und mehr als 
ein Viertel der Stimmen aller Stimmberechtigten 
erforderlich. Wenn nötig, findet am gleichen Tage 
ein zweiter Wahlgang statt, in dem die Kandida- 
ten als gewählt gelten, die die meisten Stimmen 
auf sich vereinigen. Falls von den so gewählten 
Räten einer ausscheidet, werden in gleicher Weise 
Nachwahlen abgehalten, falls jedoch in dem De- 
partement ohnehin in spätestens sechs Monaten 
Neuwahlen stattfinden, bleiben inzwischen frei- 
werdende Sitze bis dahin unbesetzt. 


Europa-Archiv / 20. Februar 1949 


N 
% 
3 
- 
? 
B 


Pr N a at 
EIERN 
> 2 al De 


Wahlgesetze und Wählerstruktur in Frankreich 


In dem dreistufigen Wahlverfahren addiert sich 


die Bevorzugung der in dem jeweiligen Wahl- 


bezirk größeren Gruppen auf jeder Stufe, ebenso 
addiert sich die Bevorzugung der kleineren Ge- 
meinden und der schwächer bevölkerten Gegen- 
den bei den Wahlmännerwahlen und den Wahlen 
der Räte. Dagegen ließe sich auch von Leuten, die 
sonst Anhänger proportionaler Vertretung der 
Bevölkerung sind, nicht viel einwenden, wenn der 
Rat der Republik als Vertretung der verschiede- 
nen Gebiete und Gemeinden gegenüber der Na- 
tionalversammlung als der allgemeinen Volks- 


vertretung aufgefaßt wird, der schließlich die Ent- _ 


scheidungen doc verbleiben. Im Rat der Republik 
wäre dann gewissermaßen auch den kleineren 
Gebietseinheiten etwas mehr Gehör verschafft, 
was man als ganz schwaches Zugeständnis vom 
zentralistischen an das föderalistische Prinzip be- 


trachten könnte. Praktisch ist die Änderung des 


Wahlgesetzes aus der Koalitionspolitik der fran- 
zösischen Regierungsparteien im Jahre 1948 zu 
verstehen. Da die französische kommunistische 


Partei ihre Innenpolitik fast völlig ihrer Außen- | 


politik unterordnet, die derjenigen von SFIO und 
MRP entgegensteht, kommt es zu keiner Zusam- 
menarbeit dieser drei Gruppen in der Regierung. 
Gleichzeitig drückt von rechts der autoritäre po- 
litische Gaullismus auf die Regierungskoalition 
mit dem Ziel, allein die unbeschränkte Macht zu 
gewinnen. So fühlen sich MRP und SFIO auf die 
Radikalsozialisten angewiesen, um eine Regie- 
rungsmehrheit zusammenzustellen. Die Rückkehr 
zu dem Senatswahlgesetz in einem wichtigen 
Punkt kommt aber den Wünschen der Radikal- 
sozialisten sehr entgegen, deren Anhänger ihre 
soziale Stellung bei diesem Wahlverfahren besser 
ausnützen können, insbesondere in den kleineren 
Gemeinden, in denen man die Wahlen zum Ge- 


meinderat nicht ganz zu Unrecht als „Wahlen der 


Honoratioren“ bezeichnet hat.BeiAusarbeitung und 
Einführung des Wahlverfahrens zum zweiten Rat 
der Republik spielte M. Giacobbi, Radikalsozialist 
gaullistischer Tendenz, eine maßgebende Rolle. 


Am 7. November 1948 wählten die Wahlmänner 
die 246 Räte in Frankreich, 14 in Algerien, je 2 
in Tunis, Reunion usw., d. h. insgesamt 269. 
Die Nationalversammlung bezeichnete die von 
ihr zu bestimmenden Räte nach ihrem Zusammen- 
tritt; die letzten Räte in Übersee wurden am 
19. Dezember gewählt. Die politische Zugehörig- 
keit der gewählten Räte zeigt Tabelle XVII — 
Die Hoffnungen, die die Radikalsozialisten auf 
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. gangen sein; sie wurden zur stärksten Gruppe. 


Das RPF besaß im ersten Rat der Republik keine 
Fe eigene Gruppe, es gab nur eine Art Verbindungs- 
gruppe (intergroupe) zwischen Mitgliedern des 
RGR, der Unabhängigen Volksrepublikaner und 
. des PRL, die dem RPF nahestanden. Ihre Mitglie- 
'derzahl wurde auf 25 bis 45 geschätzt. Auch 
' der neue Rat weist eine solche Verbindungs- 
gruppe auf (vgl. Tabelle XVII, Spalte VII). 

. Infolge ihrer völligen politischen Isolierung, die 
‚es nicht zu Wahlbündnissen für den ersten oder 
zweiten Wahlgang kommen ließ, gelang es den 
Kommunisten nicht, auch nur einen einzigen Sitz 
in den 79 Departements mit Mehrheitswahl zu 
3 gewinnen, obwohl auf ihre Listen 7751 von ins- 
esamt in diesen Departements abgegebenen 
74 797 Stimmen entfielen, d.h. 10,4 Prozent. 

' DasMPR, das nur 6483 Stimmen, d.h. 8,6 Prozent, 
auf seine Listen vereinigen konnte, gewann eben- 
lls im ersten Wahlgang nicht einen einzigen Sitz, 
dafür aber neun Sitze im zweiten Wahlgang dank 
‚seiner Wahlbündnisse, die es je nach den ört- 
lichen Verhältnissen mit Sozialisten, Radikalso- 
zialisten oder Unabhängigen Republikanern ein- 
ging. Der Stimmenrückgang dieser Partei ist grö- 
‚Ber als der der Kommunisten; man täte übrigens 
besser daran, beim MRP von einer Spaltung zu 
sprechen, die es dadurch erlitten hat, daß in wei- 
ten Gebieten nicht nur die Wähler, sondern der 
ganze rechte Flügel der Partei ins Lager des Ge- 
nerals de Gaulle geschwenkt ist. 


Die Sozialisten gewannen in den 79 Departe- 
ments mit Mehrheitswahl 20,9 Prozent der Stim- 
_ men und nur 20,1 Prozent der Sitze, in den übri- 
gen Departements 21,7 Prozent der Stimmen und 
nur 18,1 Prozent der Sitze, so daß sie es im End- 
_ ergebnis auf 19,5 Prozent der 246 Sitze brachten. 
Durch die Isolierung der Kommunisten gab es für 
die Sozialisten praktisch kein Wahlbündnis nach 
links; nur in einem einzigen Falle zogen sich in 
. einem zweiten Wahlgang Kommunisten zugunsten 
einer sozialistischen Liste zurück, die jedoch trotz- 
% ‚dem in der Minderheit blieb; ebenso verhinderte 
nach rechts in einigen Fällen der Gegensatz in 

der Frage der weltlichen Schule ein Zusammen- 

gehen mit dem MRP und der Gegensatz in den 
Fragen der Wirtschaftspolitik das Zusammen- 
gehen mit anderen rechteren Gruppen. So waren 

nur 13 von den 35 in Mehrheitswahlen gewonnenen 
Sitzen der Unterstützung durch andere Gruppen 
oder eigentlichen Wahlbündnissen zu verdanken. 
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das nen setzten, en: in Erfüllung ge- 


ten Flügels as ee ne a. 
kanischen Volksbewegung verhältnismäßig ho- 
mogene Gebilde sind, wäre es ein Irrtum, die Vor- 
stellungen, die auf die deutschen Parteien im all- 
gemeinen zutreffen, auf die Gruppen der franzö- 
sischen Rechten anwenden zu wollen. Politische 
Landessitten und tiefgreifender Einfluß der üb- 
lichen Wahlverfahren haben dort eine ganz andere 
Struktur der Parteien erzeugt. WährendinDeutsch- 
land Koalitionen im allgemeinen erst nach der 
Wahl eine Rolle spielen, verursacht in Frankreih 
das Wahlverfahren bereits Koalitionen vorher, um 
gewählt zu werden. Haben diese ihren Zweck, die 
Wahl, erfüllt, so stellt sich erneut die Frage, ob sie 
aufrechterhalten werden sollen oder nicht. Wäh- 
tend die linken Parteien und das MRP gleich- 
zeitige Zugehörigkeit eines ihrer Mitglieder zu 
einer zweiten politischen Gruppe, z.B. dem RPF, 
mit dem Ausschluß des Betreffenden beantworten, 
sind auf der französischen Rechten nicht nur aus 
soziologischen Gründen, sondern außerdem auh 
auf Grund einer anderen Vorstellung von der 
Aufgabe einer Partei sowohl die Bildung von 
Verbindungsgruppen wie die zahlreichen Ände- .. 
rungen von Gruppenzugehörigkeit und Bezeich- \ 
nung in kurzem Zeitraum — hier in den wenigen 2 
Tagen, die nur von dem Wahlgang getrennt waren 
— durchaus möglich. Den Ziffern der Tabelle XVII 
kommt daher nur eine engbegrenzte Bedeutung 
zu; sie erlauben keineswegs, schematisch voraus- 
zuberechnen, wie sich die Parlamentarier in ent- 
scheidenden Fragen verhalten werden. 


In einem Punkt sind sie jedoch von einer der 
ersten Abstimmungen im Rat der Republik be- 
stätigt worden: eine Niederlage befürchtend, 
stellte sich Pierre de Gaulle, der Bruder des Ge- 
nerals, nicht zur Wahl für den Platz des Vorsit- 
zenden des Rates der Republik; die Versammlung 
entschied sich für Gaston Monnerville, Mitglied 
des RGR. Das künftige Verhalten des neuenRates 
der Republik kann weit über den Rahmen Frank- 
reichs hinaus von Bedeutung sein, je nachdem, ob 
sich die Mehrzahl seiner Mitglieder in ihrer prak- 
tischen Politik nach drinnen und draußen für den 
einen oder den anderen der beiden Wege entschei- 
den, die man’ihnen vorschlägt: „Frankreich, Frank- 
reich allein" oder Einbau Frankreichs in einen. 
größeren europäischen Rahmen, der tragfähig 
bleibt, wenn eines Tages die amerikanische Hilfe 
ihrem Ende zugeht. 
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Die überschüssigen Arbeitskräfte in Westeuropa 


} 


Das ‚Internationale Arbeitsamt zeichnete sich bereits in der Völkerbundszeit durch seine 
umfassende sachliche Tätigkeit auf dem Gebiete der internationalen Arbeitsfragen aus. Damals 


rs, in Paris). Durch ihre vereinte Tätigkeit werden, wie der nachstehende Bericht zeigt, der sih 
im wesentlichen auf einen Beitrag der International Labour Review vom Dezember 1948 stützt, 


führlichen Beiträgen (vgl. Europa-Archiv, Juni-Juli 1948, S. 1395—1410: „Das deutsche Bevö 

in europäischer Sicht" von _ Dr. Wilhelm Bauer; 

„Die Beschäftigtenlage in Deutschland” von Dr. Fritz Rupp; Europa-Archiv, Oktob 

„Die soziale und wirtschaftliche Eingliederung der Flüchtling 

' Deutschland” von Dr. Hilde Eiserhardt, und Europa-Archiv, Oktober-November 1946, S. 232 — 
„Die Lage der Verschleppten [Displaced Persons]"). ee 


a rungsproblem 
i 8. 1411—1414: 
a November 1946, S. 227—232: 


- Die angewandten Erhebungsmethoden 


Im Mai und Juli 1948 wurden vom Internatio- 


' nalen Arbeitsamt (ILO) statistische Erhebungen 


k 


2 


. vorgenommen, um festzustellen, inwieweit der 
"Mangel an Arbeitskräften in Europa durch Ein- 
wanderung oder durch die für die Auswanderung 
verfügbaren Arbeitskräfte gedeckt werden könne. 
Nachdem jJlie Wirtschaftskommission der Verein- 
ten Nationen in Genf durch ihren Ausschuß für 
Arbeitskräfte im März 1948 empfohlen hatte, daß 
bestimmte Aufgaben hinsichtlich der Probleme 


des Überschusses und Mangels an Arbeitskräften. 


vom Internationalen Arbeitsamt übernommen 
werden sollten, wurde anläßlich der 104. Sitzung 
des Internationalen Arbeitsamtes vom 15.. bis 
20. März 1948 beschlossen, entsprechende Unter- 
lagen in regelmäßigen Zeitabständen zu sammeln 
und zu veröffentlichen. Die auf Empfehlung des 
Ausschusses für Arbeitskräfte der Kommission 
für europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(CEEC) von der italienischen Regierung einbe- 
rufene Konferenz für Arbeitskräfte (Rom, Januar 
1948) hatte ebenfalls vorgeschlagen, daß be- 
stimmte Untersuchungen über die Neuverteilung 
der Arbeitskräfte in Europa vom Internationalen 
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Europa-Archiv, Juni-Juli 1948, 


Rn ei ; 
. N u abaT 
Arbeitsamt vorgenommen werden sollten (vgl. 
Europa-Archiv, Mai 1948, S. 1308—1309). ; 
Die Erhebungen beruhten auf einem Frag 


Europa, Deutschland (drei westliche Besatzung 
zonen) und die Internationale Flüchtlingsorgani 
sation (IRO) gesandt wurde. Die Länder wurden 
aufgefordert, Angaben über ihren Bedarf an aus- 
ländischen Arbeitskräften und ihre Überschüss 
an heimischen Arbeitskräften zu machen. Hin- 
sichtlich des Bedarfs an ausländischen Arbeits- 
kräften wurden die Länder gebeten, nur die Zahl 
der Arbeiter anzugeben, die aufgenommen und Y 
untergebracht werden können. Ferner wurde um 
Auskunft über die Art des Bedarfs (ob langfristig, 
kurzfristig oder saisonbedingt) sowie um Angabe, 
ob männliche oder weibliche Arbeitskräfte benö- 
tigt werden, um Auskunft über die Altersgrenzen, 4 T 
innerhalb deren die Arbeitskräfte aufgefüllt wer 
den sollen, und um Nennung der Beschäftigungs- 
zweige bzw. der Aufgaben der Arbeitskräfte in 
den einzelnen Industrien ersucht. 
Hinsichtlich der überschüssigen Arbeitskräfte 
wurden die Länder aufgefordert, nur Auskünfte 
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WIRTSCHAFTSPROBLEME DER NACHKRIEGSZEIT 


über die tatsächlich zur Auswanderung bereiten 
Personen zu geben, und zwar gegliedert nach Ge- 
schlecht und Alter über oder unter 45 Jahren 
sowie nach Berufen mit Einzelheiten über die 
Fähigkeiten. Solche Auskünfte sind notwendig, 
um den die Einwanderer und Auswanderer aus- 
wählenden Stellen eine genaue Übersicht über 
die Art der zur Verfügung stehenden oder ange- 
forderten Arbeitskräfte zu geben. 

Zur Ermittlung des Bedarfs wurde in der ersten 
Rundfrage Auskunft für die folgenden drei und 


. die folgenden zwölf Monate verlangt, nämlich für , 
den Zeitraum vom 1. Juni bis 31. August 1948 


und vom 1. Juni 1948 bis 31. Mai 1949. Für den 
Bedarf wurden die Auskünfte per 1. Mai 1948 
und für die wahrscheinlichen Überschüsse per 
1. Mai 1949 gefordert. Die zweite Rundfrage ver- 
langte Auskünfte für den Zeitraum vom 1. Sep- 
tember bis 31. Dezember 1948 und vom 1. Sep- 
tember 1948 bis 30. September 1949 im Falle des 
Bedarfs und für den 1. September 1948 und den 
1. September 1949 für die Überschüsse. 


Tabelle I: Bedarf europäischer Länder an ausländischen Arbeitskräften 


Land. 


Innerhalb 3 Monaten 
bis zum 31. August 1948 


Innerhalb 12 Monaten 
bis zum 31. Mai 1949 


Insgesamt | Männer Frauen Insgesamt | Männer | Frauen 


(a) Langfristiger Bedarf 


BEiben al le 3.000 3.000 


Innerhalb 4 Monaten 
bis zum 31. Dezember 1948 


— 12 000 12 000 — 
Brankreich.r un, 60 000 51.000 -9000 206 000 166 000 40 000 
Enxemburg. ...: 7.0 wa. 775 700 75 1 800 1 500 :300 
Niederlande. - =... Mus... — — — 1 000 — 1000 
SCHWEENN: Na Ne — — _— ı (2500) (2 500) — 
SCHWEIZ a ie er we; 10 250 5325 4 925 30 000 13 750 16 250 
Vereinigtes Königreih . . 31 300 20 000 11 300 60 000 30.000 30 000 
(b) Kurzfristiger Bedarf 
Frankreich BE RSIR AL RN ON EEE — _ — 9000 9000 — 
Niederlande, ... 2 5, :,.% 150 50 100 — ._ — 
SCHWEIZER 18 020 13 370 4 650 57 750 42 500 15 250 
Zusammen: ; 
POngtmsuigssnnten a u 105.325 80 025 25 300 313 300 225 750 82550 
Brkurztristigs © u. 0. 18 170 13 420 4 750 66 750 51 500 15 250 
Insgesamt 123 495 93 445 30 050 380 050 277 250 102 800 


Innerhalb 13 Monaten 
bis zum 30. September 1949 


(a) Langfristiger Bedarf 


Belgiens... alle, 4.000 4000 _ 12 000 12.000 —_ 
Brankreich 0,7%...) un 4 500 25 000 5500 135 000 120 000 15 000 
Niederlande, Yin. "500 — 500 2.000 2.000 — 
SCHWEdenWs. An ne 700 400 300 2900 1 700 1200 
SCHWEIZE TEN LTUn Ne S:100uE7° 2100 3.000 17 000 8 300 8 700 
Vereinigtes Königreih . . 10 500 1 500 9000 22 500 6 500 16.000 
(b) Kurzfristiger Bedarf 
Brankreich. Seren SR 00 OH, 6 000 6 000 — 15 000 15.000 _ 
SCHWEIZU SE, a el 3.200 1 700 1500 45 000 32900 12 100 
Zusammen: i - 
Langfristig REN ER a ae 51 300 33 000 18 300 191 400 150 500 40 900 
IRUEZITIStIR Na a 9200 7700 1 500 60 000 47 900 12 100 
Insgesamt 60 500 40 700 19 800 251 400 198 400 "53000 
1912 
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Fünfzehn der befragten Länder antworteten auf 
die Umfrage der ILO, daß sie keinen oder nur un- 
bedeutenden Bedarf an Arbeitskräften hätten oder 
keine Unterlagen besäßen. Für die sieben Länder, 
die Unterlagen einreichten, wird der Bedarf, und 


RAR Bedarf an ausländischen Arbeitskräften | 7 


Pr 


zwar sowohl der lang- als auch der kurzfristige 
und an männlichen und weiblichen Arbeitskräften, 
in Tabelle I aufgeführt. Tabelle II zeigt die ver- 


schiedenen Industrien, für die diese Arbeitskräfte _ 


benötigt werden. 


Tabelle II: Bedarf der europäischen Industrien an ausländischen Arbeitskräften 


ee Langfristig | Kurzfristig | Insgesamt 

Männer | Frauen | Männer | Frauen | Männer | Frauen Insgesamt 

(a) 3 Monate bis zum 31. August 1948 

- Landwirtschaft 39 900 7825 4800 1 200 44 700 9025 53 725 

Bergbau . 22 000 — — — 22 000 — 22.000 

Metalle . 7.150 250 1 800 200 8 950 450 9 400 

‚Bau . 6 700 —_ 5.000 — 11 700 — 11 700 

Textil 300 7400 a 300 300 7 700 8 000 

Bekleidung 200 400 100 250 300 650 950 

. Chemikalien RSG 2 500 — — — 2.500 — 2 500 

Nahrungsmittel und Getränke 200 200 200 400 400 600 1.000 

Persönliche und häusliche { 

Dienste ren 250 8 800 1.050 2350 1 300 11 150 12 450 
Verschiedene . 825 425 470 50 1 295 475: 1770 

Insgesamt 80 025 25 300 13 420 4 750 93 445 30 050 123 495 

(b) 4 Monate bis zum 31. Dezember 1948 

Landwirtschaft  . 8800 5700 6 000 —_ 14 800 5700 20 500 

Bergbau . 17.550 — — == 17 550 — 17.550 

Metalle . 5 300 50 — — 5 300 50 5 350 

' Bau 300 == = — 300 — 300 

Textil . ENTER 28 5250 — — 25 5 250 5275 

Bekleidung "I... =. ne Je. 150 350 — = 150 350 "500 

Nahrungsmittel und Getränke: 150 50 = = 150 50 200 

- Persönliche Dienste 250 6 800 900 1500 1 150 8 300 9 450 

Verschiedene . 475 100 800 _ 1275 100 1 375 

Insgesamt 33.000 18 300 7 700 1 500 40 700 19 800 60 500 


“ 


Der größte Bedarf besteht an gelernten Arbei- 
tern; ungelernte Arbeiter werden hauptsächlich 
in der Landwirtschaft und in Haushalten ange- 
nommen. Frankreich ist jedoch bereit, 10 000 un- 
gelernte Arbeiter für den Kohlenbergbau u über- 
nehmen, und Großbritannien ist gewillt, unge- 
lernte Arbeiter zur Ausbildung im Kohlenberg- 
bau anzunehmen, wenn gelernte Arbeitskräfte 
nicht zur Verfügung stehen. 

Es ist von Interesse, diese Zahlen mit dem ge- 
schätzten Bedarf zu vergleichen, der der Pariser 
Konferenz im Juni 1947 unds»der Arbeitskräfte- 
konferenz in Rom im Januar 1948 unterbreitet 
wurde (vgl. hierzu Tabelle III). Aus diesen Ziffern 
geht hervor, daß sich die geschätzten Anforde- 
rungen am 1. Januar 1947 auf 677000 Arbeits- 
kräfte beliefen. Am 1. Januar 1948 betrug dieser 
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Bedarf nur noch 380000, und im Juni 1948 wurde 


der Bedarf für die nachfolgenden zwölf Monate 
ebenfalls auf 380 000 geschätzt, wenn auch in den 
Anforderungen der einzelnen Länder Verände- 
rungen eingetreten waren. Am 1. September 1948 


wurde der Bedarf für die nachfolgenden drei 
Monate auf 60500 und für die folgenden zwölf 


Monate auf etwa 250.000 geschätzt. 

Diese Veränderungen seit Januar 1947 sind 
hauptsächlich ‘auf die bereits erfolgte Einwande- 
rung ausländischer Arbeitskräfte, die Gewährung 
des Zivilstatus an zahlreiche Kriegsgefangene, 


\ 
u. 27 un 
De te we 


in 


ar 


die wirksamere Ausnutzung des nationalen Ar- . 


beitskräftepotentials, die Herabsetzung der ur- 


sprünglichen Pläne in einigen Fällen und die. 


Wohnraumnot, die eine wirksame Auffüllung be- 
grenzt, zurückzuführen. 
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Bu Tabelle II: Europalnchet Bedarf an ausläna 


N 


ai 


Paris (1) 


discher Arbe tskı 


Genf 2) ( 


1. Januar 
1947 


1. Juni 1948 we: RER 18 


3 Monate 
bis zum 


12 Monate 
bis zum 


4 Monate 
bis zum 


12,0 


Insgesamt 6772 380,7 


und Berichte des Europa-Archivs, Band 4 und 5.) 


(3) Bericht des Internationalen Arbeitsamts. 


b Die meisten Länder — insgesamt siebzehn —, 
‚die ‚die Fragebogen beantwerteten, erklärten, sie 


Arbeitskräften oder verfügten über keine Unter- 
lagen. ‚Überschüssige „rbeitskräfte befinden sich 


Personen in Deutschland, Österreich 
und Italien, die der Betreuung der en 


kräften in Deutschland (Vereinigtes Wirtschafts- 
gebiet). Kleine Überschüsse bestehen auch in 
' den Niederlanden und Frankreich, Die dem 
Internationalen Arbeitsamt unterbreiteten Zah- 
EN len zeigen, daß etwa drei Millionen Arbeitskräfte 
als über den nationalen Bedarf hinausgehend 
veranschlagt werden (vgl. Tabelle IV). 
Wie die italienische Regierung in ihrer Ant- 
wort darlegt, ist es nicht möglich, die Zahl der 
= für die Auswanderung verfügbaren Arbeitskräfte 
zu schätzen, ehe die Einwanderungsländer Einzel- 
heiten über die Art der gebotenen Arbeit und 
die mit solchen Angeboten verbundenen Be- 
' dingungen bekanntgegeben haben. Der Wunsch, 
auszuwandern, ist ein wichtiger Umstand, der 
nicht nur von den angebotenen Löhnen abhängt, 
sondern auch von der Möglichkeit, im Einwande- 
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380, 0 60,5 257,4 


: A) Bericht des Ausschusses für europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit, Paris, Juli 1947. (Dokumaniet 


(2) Bericht der Arbeitsmarktkonferenz, Rom, Januar 1948. 
% 


(4) Durchschnitt der Mindest- und Höchstschätzungen. 


Überschüsse an für die Auswanderung verfügbaren Arbeitskräften 


Tabelle IV: Überschüsse an Arbeitskräften 


Frauen 


150,0 (4) 


Land = 
(a) Am 1.Mai 1948 

Deutschland (Bizone) 545000 45000 500.000 
Italien (1) Ä 2.000 000 (3) (3) 
Niederlande 40 000 40 000. — 
Schweiz . 5 550 3 800 1 750 
Flüchtlinge usw. (2): 

Deutschland (drei ! 

Westzonen) . 306000 201000 105000 

Österreich 21000 15000 6 000 

Italien . 14000 11000 ‘3.000 


Insgesamt 2931 550 


(b) Am 1. September 1948 


Deutschland (Bizone) ‚545000 45000 500000. 
Niederlande . . 52000 47200 4800 
Schweiz . 5350 3 700 1650 
Kahen (Denen. . 2000 000 (3): 3) 

Flüchtlinge (Schätzung). 330 000 (220 000) ‚110 000) 


Insgesamt 2932 350 — — 


(1) Geschätzte Zahl der Arbeitslosen, 
(2) Am 31. März 1948, 
(3) Zahl steht nicht zur Verfügung. 


rungsland ein zufriedenstellendes Leben zu füh- 
ren, und der Möglichkeit, Geld an Verwandte im 


Heimatland zu überweisen. Die Zahl von zwei 


Millionen Menschen, die in Tabelle IV aufgeführt 


ist, stellt eine Schätzung der echten Arbeitslosen 


dar. Bestimmte junge und ältere Personen sollten 
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a7 h bl a lcd au (4 and u au 7 


a en 


‚ deren Familien- af 
tellung die Auswanderung eefündert, 
Die Ziffern für Deutschland (Zweizonengebiet) 
ind ebenfalls Schätzungen der Zahl von Perso- 
nen, die erübrigt werden können; sie beziehen 
i ‚sich nicht. auf bestimmte Einzelpersonen. In 
I Deutschland gibt es gegenwärtig einen großen 
F -UÜberschuß an Frauen, die nur geringe Aussich- 
ten auf Familienleben oder auf Erwerb eines 
 Lebensunterhaltes in Deutschland selbst haben. 
N _ Die Zahlen für verschleppte Personen stellen 
‚eine Zählung aller Personen zwischen 16 und 65 
anten (in Osterreich zwischen 17 und 55 Jahren) 
mit gewissen Ausnahmen, wie beispielsweise Müt- 
ter kleiner Kinder, dar. Auf Grund der besonderen 


Nur wenige Auskünfte sind über diese Frage 
_ vorhanden. Für Deutschland. (ohne die D.P.'s) 
n stehen aus den oben angegebenen Gründen keine 
\ Zahlen zur Verfügung, und die italienischen Zah- 
E= sind nicht nach Beschäftigungszweigen ge- 
} _ gliedert, wenn auch angegeben wird, daß die 
Mehrzahl aus ungelernten Arbeitskräften besteht; 
‚überdies haben einige der Arbeitskräfte niemals 
i ‚zuvor einen Beruf ausgeübt. Die Schweiz und die 
Niederlande geben andererseits die Berufe ihrer 
| _ verfügbaren Arbeitskräfte an. Die Hauptinfor- 
A _ mationsquelle betrifft die D.P.'s. Diese sind 
von der Internationalen Flüchtlingsorganisation 
nach etwa 215° Berufen in verschiedene Haupt- 
_ gruppen unterteilt, die in Tabelle V aufgeführt 
sind. Diese Zahlen zeigen, daß über 34 Prozent 
der männlichen und 19 Prozent der weiblichen 
- Arbeitskräfte als gelernte Handarbeiter eingestuft 
wurden; landwirtschaftliche Arbeitskräfte bilden 
25,3 Prozent der männlichen und 16,3 Prozent der 
weiblichen Arbeiter, und die höheren Berufsklas- 
sen einschließlich Direktoren und Gescäftsfüh- 


Vergleich zwischen Bedarf und Verfügbarkeit 


Obwohl die Angaben nicht vollständig sind, ist 
es möglich, einige grobe Vergleiche zwischen dem 
Bedarf an ausländischen Arbeitskräften und den 
zur Verfügung stehenden Arbeitern zu ziehen. 
Der Gesamtbedarf bis zum 31. Dezember 1948 be- 
trägt 60500 und für den Jahreszeitraum bis zum 
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sie.in den meisten Fällen rate " Beschäftigu 
in einem anderen Lande anzunehmen. Über 


.von Bauern ein, die nicht in der Lage sind, sich 


3 al Berufe der überschüssigen Arbeitskräfte 


Flüchtlinge, die nicht der Betreuung der Inteı 
nationalen Flüchtlingsorganisation unterstehen, ; 
liegen keine Unterlagen vor. Die Zahlen der 
Niederlande schließen in erster Linie die Sö 


Nr 


Auswanderungswilligen ist jedoch nicht beilaan 3 
De Ziffern in Tabelle IV sollten daher nicht 


Personen gewertet werden, sondern eher N 
Anzahl der Feen die unter gewissen Bediı 


von 12,8 Prozent auf. 
Tabelle V: Berufsgruppen der erächlepnien Pe 
sonen in Deutschland, Italien und Osterreic 
am 31. März 1948 (1) 


‘Hauptgruppe Insgesamt! Männer 


Höhere Berufsklassen ein- 
schließlich Direktoren 


und Geschäftsführer 43 547 28 970 
Angestellte u. Verkäufer 20953 11289 
Persönliche, häusliche 

und Schutzdienste 26 449 6 313 
Land- und ern 

und Fischerei . 75 964 57 351 
Gelernte Handarbeiter 98192 76609 - 
Angelernte Handarbeiter 18 750 15 668 
Lehrlinge, Hilfskräfte und 

Arbeiter : ; 18 366 12 411 
Ohne Berufserfahrung 38 257 18 079 

Insgesamt 340478 226 690 


(1) Diese Zahlen beziehen sich auf alle Personen zwi- 
schen 15 und 65 Jahren in den drei Westzonen Deutsch- 
lands und in Italien und zwischen 15 und 55 Jahrenin | 
Osterreich. Bestimmte Personen, wie Kranke und Müt 
ter von Kindern unter 12 Jahren usw., sind ‚nicht ein- 
begriffen. ee 


30. September 1949 251 000. Die angegebenen, für 

die Auswanderung verfügbaren Überschüsse sind 
wesentlich größer, wenn auch genaue Zahlen 
nicht vorhanden sind. Allein in Deutschland be- 
läuft sich die Zahl auf über 800 000. Außerdem 
verfügt Italien über einen großen Überschuß. 
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Daher übersteigt das Angebot den Bedarf bei 
weitem. Wenn aber auch die zur Deckung des 
europäischen Bedarfs zur Verfügung stehende 
Zahl den Bedarf bei weitem übertrifft, so bedeutet 
dies doch nicht, daß alle Bedürfnisse gedeckt 


- werden können. Der Bedarf besteht in erster Linie 


hinsichtlich gelernter Arbeitskräfte, während die 
meisten der verfügbaren Personen wahrscheinlich 
nur ungelernt oder angelernt oder Personen ohne 
vorherige Arbeitserfahrung sind. Selbst wenn die 


im Jahre 1948 in den nichtlandwirtschaftlichen 


Berufen benötigten 40 000 Personen sämtlich als 
gelernt betrachtet werden, so bedeutet dies kei- 
neswegs, daß sie aus den 98 000 gelernten nicht- 
landwirtschaftlichen Arbeitern genommen werden 
können, die bei den Flüchtlingen gemeldet wur- 
den. Das Problem ist, die geeignetsten Arbeiter 
zu finden, um die freien Stellen in jedem Beruf 
auszufüllen. Unglüclicherweise stehen Einzelhei- 
ten über die genauen Arten der gewünschten 
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Arbeiter trotz aller in dieser Hinsicht unter- 
nommenen Anstrengungen nicht zur Verfügung. 
Das gleiche gilt von den Fähigke'ten der verfüg- 
baren Arbeitskräfte. Bei weiteren Rundfragen, die 
das Internationale Arbeitsamt in regelmäßigen 
Zeitabständen über diese Fragen veranstalten 
wird, wird man sich bemühen, zufriedenstellendere 
Unterlagen als bei den ersten Rundfragen zu er- 
halten. 

Letztlich sollte noch daran erinnert werden, daß 
die Rundfrage auf europäische Länder begrenzt 
war und daß die Zahlen über das Angebot von 
für die Auswanderung verfügbaren Arbeitskräf- 
ten offensichtlich nicht zwischen den für europä- 
ische Länder verfügbaren und den für nicht- 
europäische Länder verfügbaren unterscheiden 
konnten. Ein Teil des großen UÜberschusses, der 
über den Bedarf an Arbeitskräften hinausgeht, 
wird zweifelsohne von nichteuropäischen Ländern 
aufgenommen werden. HAV 


\ 


Arbeitende und Arbeitsuchende 


80 a 

76 77. . 

174 h LE 
GUDLIBDILLDLLILLD 

re 121 172 f 72% 


Erwerbstätige insgesamt | 


Lohn- und Gehaltsempfänger insgesamt 
; 9 


oL 


se L & Mal 
1955 1936 1939 


Quelle: OMGUS, Statistical Annex, Issue No, XIX, Report of the Military Governor, 


ber 1948, No. 39. 
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| 1 2. & 4 | 1. ai 3 4 1. 2 3. 2 
Quartale 196 Quartale 1947. Quartale u] 


Die Gesamtbevölkerung im arbeitsfähigen Alter von 14 bis 64 Jahren einschließlich betrug im Jahre 1933 
23 Millionen und Anfang 1948 27,5 Millionen. 


Septem- 


Europa-Archiv / 20. Februar 1949 


Der Außenhandel der sowjetischen Zone Deutschlands 
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Der Außenhandel der sowjetischen Zone Deutschlands 
auf dem Wege zur vollen Verstaatlichung 


Angesichts der politischen Spaltung Ost- und Westeuropas wird die Möglichkeit 

einer technischen Verständigung auf handelspolitischem Gebiet oft als ein „neutrales” 

Mittel betrachtet, um die fast völlig zum Stillstand gekommenen Beziehungen aufrechtzu- 

erhalten oder neu zu beleben. Solche Vorstellungen können zu unbegründeten Hoffnungen 

Anlaß geben, wenn die Organisation und die Ziele der Wirtschaftslenkung in den sowjetig 

schem Einfluß unterstehenden Gebieten außer acht gelassen werden. Durch die besondere 

Stellung Berlins ist die sowjetische Besatzungszone Deutschlands eines der wenigen Ge- 
t biete, für das noch die Möglichkeit zusammenfassender wirtschaftspolitischer Untersuchun- 
gen auf Grund authentischer Materialien besteht. In diesem weiteren Zusammenhang ge- 


winnt die nachstehende Studie über den Außenhandel der sowjetischen Besatzungszone 


Deutschlands besondere Bedeutung. 


Sowjetische und staatliche Organe Be 


Leitende Behörde für den Außenhandel der 
sowjetischen Besatzungszone ist die Verwaltung 
für Außenhandel der Sowjetischen Militäradmini- 
stration in Deutschland, Berlin-Karlshorst. Im 
Laufe der letzten zwei Jahre sind die Zuständig- 
keiten der deutschen Stellen zwar nach und nach 
etwas erhöht worden, die entscheidenden Funk- 
tionen liegen aber auch weiterhin in sowjetischer 
‚Hand. Hierzu gehören der Abschluß von Handels- 
verträgen, die Bestimmung des Umfanges der voI- 
gesehenen Importe und Exporte, die Erteilung 
von Direktiven für die Aufstellung des Import- 
und Exportplanes für den Teil des Außenhandels, 
der in deutschen Händen liegt, die Genehmigung 
dieses Planes, die Erteilung von Direktiven für 
_ die technische Durchführung des Außenhandels 
und die Genehmigung aller diesbezüglichen deut- 
‘schen Bestimmungen, die Genehmigung von Ex- 
 portgeschäften über 20.000 Dollar, die Genehmi- 
gung aller Importgeschäfte, die Einflußnahme auf 
die Zusammensetzung der verschiedenen Arten 
von Exporteuren. 

Auf dem Gebiet des Außenhandels gibt es 
ebensowenig wie auf irgendeinem anderen Ge- 
biet Aufgaben, die deutschen Ämtern von den 
Sowjets wirklich zur selbstverantwortlichen Er- 
ledigung übertragen wären. 

Bei denSowjetischenMilitäradministrationen der 
fünf Länder der sowjetisch besetzten Zone befin- 
den sich jeweils Abteilungen für Interzonen- und 
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Außenhandel. Sie unterstehen den Chefs der. 


SMA in den Ländern und handeln nach den Wei- 
sungen der Verwaltung für Außenhandel in Karls- 
horst. Ihre Aufgabe ist es, für die Verwirklichung 
der Weisungen der zentralen sowjetischen Be- 
hörde in den Ländern zu sorgen. 

Für die Abwicklung des Zahlungsverkehrs im 
Zusammenhang mit dem Außenhandel, soweit 
dieser in ausländischer Währung erfolgt, ist allein 
die sowjetische Garantie- und Kreditbank zustän- 


dig. Deutsche Stellen haben keinen Einfluß auf 


diese, ja nicht einmal Einblick in ihre Geschäfts- 
tätigkeit. Offenbar erhält diese Bank, die auch für 
vielerlei andere Bankgeschäfte zuständig ist, ihre 
Weisungen in vielem unmittelbar von Moskau 
und nicht aus Karlshorst. 

Die Deutsch-Russische Transport-Gesellschaft 
(Derutra) ist entgegen ihrem Namen ebenso wie 
die Garantie- und Kreditbank ein ausschließlich 
russisches Unternehmen. Ihr obliegen neben an- 
deren Aufgaben die Organisation und teilweise 
auch die Ausführung des Transportes der Ein- 
und Ausfuhrwaren einschließlich der zu exportie- 
renden Reparationslieferungen. Auf diese Weise 
ist es deutscher Einsichtnahme entzogen, wie hoch 
und welcher Art im einzelnen diejenige Aus- und 
Einfuhr ist, die von sowjetischen Stellen ohne Be- 
teiligung deutscher Organe veranlaßt wird. 

Gleichfalls außerhalb deutschen Einflusses und 
deutscher Einsichtnahme befinden sich die sowjeti- 
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4 schen Handelsgesellschaften. Sie gehören zu den 
 Exporteuren und Importeuren. Die bekanntesten 


unter ihnen sind die Techno-Export, die Prom- 
Export, Exportlion und Rasno-Export. Sie alle 
"werden als G.m.b.H. geführt und haben ihren Sitz 
in Berlin. Die Techno-Export ist vor allem zustän- 
dig für Maschinen, Apparate, Fahrzeuge, Fabri- 
5 kationsausrüstungen, Laborbedarf, elektrotech- 
‚nische Artikel. Die Prom-Export ist zuständig u. a. 
für Kohlen, Düngemittel und Chemikalien, Export- 


deren Rohstoffen der Textilindustrie sowie Halb- 
und Fertigwaren dieses Industriezweiges, Rasno- 
' Export befaßt sich u.a. mit Leder- und Schreib- 
waren, Spielzeug, Musikinstrumenten, medizini- 
schen Bedarfsartikeln, Photoapparaten. 


Leitende deutsche Behörde für den Außenhan- 
‚del ist die Hauptverwaltung für Interzonen- und 
Außenhandel (HVIA) bei der Deutschen Wirt- 


" waltung für Interzonen- und Außenhandel (DVIA) 
in der sowjetischen Besatzungszone hervorgegan- 
Ihe: gen, die auf Befehl des Obersten Chefs der SMA 
. vom 4. Juni 1947 gegründet worden war. Als ihr 
Leiter wurde von der SMA Orlopp (SED) er-, 
nannt. Parlamentarische Kontrolle gibt es für 
‚diese Behörde ebensowenig wie für die anderen 


t ‚der Sowjetzone haben keinen Einfluß auf sie. Zu 
' ihren Aufgaben gehören, wie es in dem von der 
'SMA festgesetzten Statut heißt, „die Vorarbeiten 
für den Abschluß von allgemeinen Handelsabkom- 

‚men mit ausländischen Staaten und von Einzel- 
Ä ‚geschäften zwischen deutschen und ausländischen 
' Firmen“. „In Übereinstimmung mit der SMA“ 
“ kann sie Weisungen über die Regelung des Inter- 
 zonen- und Außenhandels erteilen. Ihr obliegt 
ferner die Genehmigung von Exportgeschäften 

"unterhalb von 20 000 Dollar. Uber den Import hat 
N sie keinerlei Entscheidungsgewalt. 


Mit der Befugnis, den Abschluß von Export- 
und Importgeschäften vorzubereiten, kann die 
. „zentrale deutsche Behörde tief in denjenigen ‚Be- 
reich eingreifen, der in früheren Jahren den pri- 
vaten Importeuren und Exporteuren zustand. Im 
ersten Jahre ihres Bestehens hat sie aber darauf 
verzichtet, ihre Vollmachten ganz auszunutzen. 
Seit der Gründung der Deutschen Handelsgesell- 
schaft und ihrer Einschaltung als Organ der HVIA 
hat sich das aber geändert. 


1918 


"Allgemeine Verwaltung, Planung un 


.lion handelt u.a. mit Zellwolle, Kunstseide, an- 


schaftskommission. Sie ist aus der Deutschen Ver- 


Export, Import, Kontrollen, Handelspolitik, Ha 
delsvertretungen, Verkehr, Sonder-Abteilungen 


In den fünf Ländern der sowjetischen Besatzungs- 


zone sind bei den Landesregierungen auf Grund 
einer Verordnung der HVIA Amter für Inter- 
zonen- und Außenhandel errichtet. Diese Ämter 
unterstehen dem Minister des Landes, der für die 


Wirtschaftsplanung zuständig ist, sie haben aber 


allen Weisungen der Hauptverwaltung für Inter- 
zonen- und Außenhandel, die im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit liegen, nachzukommen. Sie stehen 


ferner unter Kontrolle der Abteilung für Inter- 
zonen- und Außenhandel der SMA der Länder. 


Als Aufgaben für diese Ämter werden in der 
Sicherstel- _ 
lung der Durchführung aller Befehle und son- 
stigen Anweisungen der SMAD und der DVIA 


Errichtungsverordnung u. a. genannt: 


(der jetzigen HVIA), Planung des Interzonen- und 
Außenhandels, Vorarbeit für die Zusammenstel- 


lung eines Planes für die Zone, Ausfindigmachung 


neuer Exportwaren, Genehmigung von Interzonen- 
geschäften im Rahmen der Zuständigkeit der 
Länder, Beratung, Überwachung und Kontrolle 


aller Organisationen und Firmen, die sich mit 
Interzonen- und Außenhandel befassen (für die 
Genehmigung der Außenhandelsgeschäfte haben - 
sie keine Zuständigkeit). Zur Durchführung ihrer 


Aufgaben stehen den Ämtern für Interzonen- und 
Außenhandel vielfach sogenannte Außenstellen 


zur Verfügung, ferner die Industrie- und Handels- { 


kammern und die Handwerkskammern. Diese be- 
stehen jeweils in den einzelnen Ländern und sind 
in ihrer Tätigkeit entscheidend von den Weisun- 


gen der Landesregierungen abhängig. Der Aufbau R 
der Ämter für Interzonen- und Außenhandel ent- 
spricht, wenn auch in vereinfachter Form, dem- 


jenigen der HVIA. 


Zusammenfassend ist über die behördliche Or- 


ganisation des Interzonen- und Außenhandels der 


sowjetisch besetzten Zone festzustellen: Sie ist 


straff zentralisiert, die deutschen Behörden sind 


in allen wesentlichen Fragen von dem Willen der 
SMA abhängig, die einzigen Behörden, die in ge- 
wissem Umfange äußerlich einer Kontrolle der 
Offentlichkeit zugänglich sind, sind die bei den 
Länderregierungen bestehenden Amter für Inter- 
zonen- und Außenhandel. Infolge der Gebunden- 
heit dieser Ämter an die Weisungen der HVIA 


und der SMA ist die praktische Bedeutung dieser 
\ 


Kontrolle aber nur sehr gering. 
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Die N N in der 
‚Deutschen "Wirtschaftskommission gründete die 
eutsche Handelsgesellschaft (DHG). Das ihr ge- 


‚gebene Statut ist im einzelnen nicht bekannt, doch 3 


kann angenommen werden, daß Anteilseigner in 


‚erster Linie einzelne Hauptabteilungen der Deut- 


‚schen Wirtschaftskommission sind. Privates Kapi- 
tal ist offensichtlich nicht beteiligt. Die DHG hatte 
zunächst nur den Zweck, als ausführendes Organ 
‚der Hauptverwaltung Materialversorgung die 
Verteilung zwangsbewirtschafteter Waren, soweit 


"sie nach den Weisungen dieser Hauptverwaltung 
N ‚erfolgt, einzuleiten und zu kontrollieren. Mit Wir- 


mit Aufgaben im Bereich der HVIA betraut. Ihr 
wurden von dieser einige Funktionen technischer 
‚Art übergeben. Hierzu gehört die Ausstellung 
der Lieferordern und der Transportbegleitpapiere, 
“die aber auch weiterhin von ws HVIA unter- 
schrieben werden. NE 


> 93 = 
nach zur Trägerin eines staatlichen Außenhandels- 


monopols gemacht werden. Sie ist dabei, einen 
großen Apparat aufzubauen und zahlreiche Spe- 
 zialreferate für einzelne Wirtschaftszweige zu 
schaffen. Im Herbst 1948 erließ die HVIA ein 
_ Rundschreiben an die in der sowjetischen Zone 
und in Berlin noch erhalten gebliebenen privaten 
 Im- und Exporthäuser. In ihm heißt es, daß die 
Abwicklung der bereits abgeschlossenen und ge- 
“ nehmigten Exportverträge ab sofort von der HVIA 
auf die DHG übertragen wird. In Zukunft soll sich 
jeder Kaufmann in Fragen der Abwicklung nur 
"noch an die DHG wenden. Die DHG verlangte 
ihrerseits von den Exporteuren, daß jeder neu mit 
nen ausländischen Interessenten in Aussicht 
genommene Vertrag mit ihr abzusprechen ist. Sie 
tut das, obwohl seit Ende Februar 1948 ein soge- 
nanntes Vertragsgenehmigungsverfahren gilt, d. 
'h. die Exporteure ohne amtliche Genehmigung 
oder Vorprüfung mit ausländischen Interessenten 
verhandeln dürfen. 


Ende des J ahres 1948 nahm die DHG noch nicht 


alle Möglichkeiten wahr, die sich für sie aus den 
erteilten und in Anspruch genommenen Befug- 


nissen ergeben. Noch werden Außenhandelsver-, 


träge auch von privaten Firmen abgeschlossen. 
Zum Teil ist das auf noch bestehenden Mangel in 
der Organisation der DHG und fehlende Branchen- 
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kung vom 9. August 1948 an wurde die DHG auch 


\ Darüber hinaus Sol die DHG offenbar nach und 


 Kompensations- und Lohnveredelungsgeschäfte, 


ten, wo sie zuvor elegenheit hatte, bei privaten 
Firmen die geschäftlichen Möglichkeiten un 
Naar DR NeIDen 


dischen Interessenten besteht offenbar darin, daß 
die leitenden Außenhandelsstellen noch befürh- 
ten, eine allgemeine Ausschaltung privater 
Außenhandelsfirmen könnte ausländische Inter- 
essenten von Geschäftsabschlüssen abhalten. 


Gegenüber den osteuropäischen Ländern ist die- 
ser Gesichtspunkt allerdings ohne Bedeutung, da 
hier bereits Monopolstellen errichtet worden sind. 
Diesen Ländern gegenüber hält die DHG Zurück- 
haltung auch nicht mehr für nötig; sie hat in Prag 
und Budapest Zweigstellen errichtet und ist dabei, 
eine solche auch in Warschau zu gründen. | 


Die endgültige Stellung der DHG gegenüb 
westlichen Außenhandelspartnern wird wohl v 
den Erfahrungen der kommenden Monate a 
hängen. Bestenfalls werden Privatfirmen als B 
auftragte der SMA oder DHG, wenn vielleich 
auch rechtlich selbständig, Slrelen können. Doch 
ist nicht ausgeschlossen, daß sie auch gegenübe: 
den westlichen Ländern ausgeschaltet und durd 
Agenten der DHG ersetzt werden, soweit es Sic 
nicht um privilegierte Firmen handelt. 


Die gegenwärtig noch zu beobachtende Zur 
rückhaltung der DHG gegenüber den privaten 
Firmen, aber auch ihre bereits vorhandene Macht- 
fülle zeigen sich in einem kürzlich erlassenen 
Rundschreiben an die privaten Firmen, in wel- 
chem sie „als führendes und leistungsfähiges 
Haus für die Exportgeschäfte der sowjetischen 
Besatzungszone“ an die privaten Firmen heran- 
tritt, um ihre vielseitigen Dienste anzubieten. Das = 
reichhaltige Sortiment in den verschiedensten 
Produktionszweigen gebe Gelegenheit, kurzfri- 
stig alle Wünsche in weitestem Umfang zu reali- 
sieren. Direkte Im- und Exporte, insbesondere 


würden auf allen Gebieten der industriellen Pro- r % 
duktion gewissenhaft und prompt zur Ausfüh- N 
rung gebracht. Das Rundschreiben schließt damit, BR 
daß es die privaten Firmen auffordert, Offerten, 
Vorschläge oder Wünsche an die DHG heranzu- 
tragen, und daß es die Hoffnung auf eine ange- 
nehme Geschäftsverbindung ausdrückt. Ein Zweck 
des Rundschreibens ist es offensichtlich, die pri- 
vaten Firmen dahin zu bringen, mehr noch, als 
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REITEN 


: WIRTSCHAFTSPROBLEME DER NACHKRIEGSZEIT 


. es schon geschehen ist, ihre Kenntnisse auch der 


DHG zugänglich zu machen. 
Als staatliche Behörde ist weiterhin das Außen- 
handels-Abrechnungs-Kontor zu nennen. Es hat 


” 


die Aufgabe, die deutschen Exporteure nach er- \ 
folgter Lieferung in deutschem Gelde auszuzahlen 
und die Zahlungen der deutschen Importeure zu 
vereinnahmen. 


nn 


Arten des Exports und der Exporteure 


Es sind folgende Arten des Exports zu unter- 
scheiden: Reparationen, Export Sowjetischer Han- 
delsgesellschaften (SHG), Export der Deutschen 
Handelsgesellschaft (DHG), Export privilegierter 
privater deutscher ’Außenhandelsfirmen, Export 
sonstiger privater deutscher Firmen. 

Das Volumen der Ausfuhr wird weitgehend 
durch den von der SMA befohlenen Verteilungs- 
plan bestimmt. Dieser enthält folgende Dringlich- 
keitsstufen: Rote Armee, Reparationen, Export, 
Lieferungen, die für die Instandhaltung von Wer- 
ken, die Reparationsaufträge auszuführen haben, 
wichtig sind, Sonstiges. 

Die Kategorie Export ist unterteilt in Lieferun- 
gen Sowjetischer Handelsgesellschaften und son- 
stige Lieferungen. Die Deutsche Wirtschaftskom- 
mission und die ihr nachgeordneten deutschen 
Stellen erfahren nur das geplante Volumen dieser 
sonstigen Lieferungen. Sie werden also nicht nur 
über den Umfang und die Art der Reparations- 
lieferungen in Unkenntnis gehalten, sondern auch 
über den Umfang der Geschäfte der durch SHGs 
besorgten Exporte. 

Für den Export, der unter Zuhilfenahme deut- 
scher Behörden und Organisationen durchgeführt 
wird, wird jährlich ein Import- und Exportplan 
aufgestellt. Er gibt aber den wirklichen Umfang 
dieser Art von Export nicht wieder. Der Plan 
wurde bisher nicht vollständig erfüllt, da infolge 
der Vorrangstellung anderer Bedarfsträger oft 
nicht genügend exportfähige Ware vorhanden 


war. 


Nicht in dem Plan enthalten ist ein Teil der- 
jenigen Außenhandelsgeschäfte, die jeweils im 
Laufe des Planjahres als Lohnveredelungsgeschäfte 
zustande kommen. Ihr Umfang ist bisher ver- 
gleichsweise gering gewesen. Über das Volumen 
der deutschen Ein- und Ausfuhr liefert die Trans- 
portstatistik der Hauptverwaltung Interzonen- 
und Außenhandel Aufschlüsse. Nach ihr wurden 
im zweiten Halbjahr 1947 Waren im Werte von 
22,2 Millionen Mark ausgeführt und im Werte 
von 20,2 Millionen Mark eingeführt. Hierin ist 
nicht der Warenverkehr mit den Westzonen ent- 
halten. Dieser war weit größer. Der Wert der im 
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ersten Halbjahr 1948 mit dem britisch-amerikani- 
schen Besatzungsgebiet ausgetauschten Güter be- 
trug rund 250 Millionen Mark. Hinzu kommt der 
Wert der beiderseitigen Kohlelieferungen und 
derjenigen Waren, die als Entgelt für Kohleliefe- 
rungen (z. B. Kali) zur Verfügung gestellt wurden. 
In den mitgeteilten Zahlen von 250 Millionen 
Mark sind auch gewisse Lieferungen zugunsten 
Berlins enthalten. 
Über die Ausfuhrgeschäfte der SHGs liegen 
keine Angaben vor. Gewisse Aufschlüsse vermit- 
telt aber das, was über die Finanzierung dieser 
Geschäfte bekannt ist. Die SHGs bezahlen die 


‚deutschen Lieferanten aus Mitteln, die teils den 


Geldern entnommen sind, die die Länder der 
Sowjetzone als Reparationen auf das Reparations- 
konto überweisen. Es ist das ein Betrag, der 
1947/48 5,2 Milliarden Mark betrug und der für 
1948/49 von der SMA auf 4,2 Milliarden Reichs- 
mark bzw. Deutsche Mark angesetzt ist. Diese 
Summe ist nicht unerheblich größer, als es den 
Kosten der Besetzung der sowjetischen Zone und 
den Kosten der offiziellen Reparationen ent- 
spricht. Es kann vermutet werden, daß den So- 
wjetischen Handelsgesellschaften im Jahre 1947/48 
von diesen Mitteln ein Betrag von mehreren 
100 Millionen zugeflossen ist. Weitere Gelder 
stehen den SHGs aus ihren ausgedehnten 
Schwarzhandelsgeschäften sowie aus nicht uner- 
heblichen Valutagewinnen zur Verfügung. Letz- 
tere sind deshalb groß, weil den deutschen Pro- 
duzenten jeweils nur der Stop-Preis von 1944, 
allenfalls mit einem geringen Aufschlag, vergütet 
und regelmäßig ein Umrechnungskurs angenom- 
men wird, der den wahren Kaufkraftverhältnissen 
nicht entspricht. 

Der Devisenerlös der Exporte der SHGs wird 
von diesen der Garantie- und Kreditbank zuge- 
führt; er steht ausschließlich den Sowjets .zur 
Verfügung. Ein Devisenbonus für die Produzen- 
ten von Exportgütern ist insoweit nicht vorge- 
sehen. 

Unter Ausfuhrgeschäften der DHG sind alle 
diejenigen zu verstehen, die die DHG als Ver- 
tragspartner mit ausländischen Firmen oder staat- 


Europa-Archiv / 20. Februar 1949 


ichen Monopolgesellschaften ausführt. Über ihren 


"Anteil an der Gesamtheit des Exports, der unter 
Mitwirkung von Deutschen erfolgt, sind keine An- 


gaben möglich, er weist aber mit Sicherheit stei- 


_ gende Tendenz auf. Für die Geschäfte der DHG 


gelten grundsätzlich. die gleichen Bestimmungen 
wie für die Geschäfte privater Firmen. Bezahlung 
der deutschen Produzenten erfolgt durch das 
Außenhandels-Abrechnungs-Kontor (AAK) in D- 


"Mark. Ihr dienen vor allem die Mittel, die dem 


AAK aus den Einzahlungen der Importeure zu- 


fließen. Die Höhe dieser Beträge ist aber nicht 


genau mit den Verpflichtungen abgestimmt, die 
dem AAK gegenüber den Lieferanten von Export- 


"ware erwachsen. Wiederholt mußte in der Ver- 


gangenheit die Hauptverwaltung Interzonen- und 
Außenhandel Beträge zuschießen, da die Zah- 


- Jungsverpflichtungen gegenüber den Exportprodu- 


zenten größer waren als die Eingänge aus den 
Einzahlungen von Importeuren. 


Über das Verhältnis vom Einfuhr- zum Aus- 
fuhrvolumen besagt das allerdings nichts, da die 
Ausfuhr von Reparationsgütern und von Gütern 


_ der SHGs nicht über das AAK verrechnet wird. 


Der Devisenerlös aus deutschen Ausfuhrgeschäf- 
ten fließt ebenso wie derjenige aus Geschäften 
der SHGs der Garantie- und Kreditbank zu. Den 


. Exporteuren war zunächst dadurch ein Anreiz zum 


Export gegeben, daß ihnen ein Devisenbonus zu- 
gesagt wurde. In einer Verordnung der damaligen 
Deutschen Verwaltung für Interzonen- und Außen- 
"handel vom 27. August 1947, die am 1. September 
1947 in Kraft trat, wurde in Anlehnung an die 
Maßnahmen in der britisch-amerikanischen Zone 
ein Devisenbonus eingeführt, der, wie es in der 
Präambel der Verordnung heißt, zur Förderung 
der Ausfuhr den Exporteuren gegeben werden 
sollte. Die Exporteure sollten 7i/a %/o des Devisen- 
erlöses, der aus ihren Ausfuhrgeschäften einge- 
gangen ist, erhalten. Für wenig arbeitsintensive 
Güter, insbesondere Grundstoffe, sollte dieser 
Bonus gemindert werden können. Der Bonus 
durfte zur Finanzierung einer zusätzlichen Einfuhr 
ausländischer Rohstoffe und Hilfsstoffe verwandt 
werden, die der Exporteur im Rahmen der allge- 
meinen Bewirtschaftung in Ergänzung zu den ihm 
zugeteilten Kontingenten verwenden darf. Auch 
war er für die Finanzierung von Waren zugun- 
sten der Ausrüstung des Betriebes, der Versor- 
gung von Arbeitern und Angestellten, für die 
Kostendeckung der Untersuchung ausländischer 
Märkte, für Werbungen im Ausland und schließ- 
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'lih für die Finanzierung von Geschäftsreisen De 


zugelassen. 


Im Herbst 1948 wurde die Verordnung über 
den Devisenbonus in einem entscheidenden Punkt 
geändert. Als Exporteur, der einen Devisenbonus 
beanspruchen kann, galt nunmehr nur noch der- 
jenige, der auf Grund eines Vertrages mit einem 
Ausländer die Lieferung von Waren ins Ausland 
durchgeführt hat. Das aber waren nur noch selten 
privilegierte Exportfirmen und private Produzen- 
ten von Exportgütern. Anfang Januar 1949 wurde 
der Devisenbonus überhaupt abgeschafft. 
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Unter privilegierten privaten deutschen Außen- 
handelsfirmen sind solche Firmen zu verstehen 
— es sind anscheinend etwa fünf bis sechs —, 
die von der SMA in einem Ausmaß gegenüber 
anderen Privatfirmen bevorzugt werden, daß auf 
sie der weitaus größte Teil der von Privatfirmen N. 
besorgten Im- und Exporte entfällt. Sie waren BR. 
bisher, solange die Deutsche Handelsgesellschaft 
noch nicht zur vollen Wirksamkeit gelangt war, 
die bedeutendsten deutschen Im- und Exporteure 
überhaupt. Die bekanntesten dieser Firmen sind: 
K.Fueting & Co. in Zöblitz (Erzgebirge), Limportex 
in Leipzig und Texta G.m.b.H. in Berlin. Diese 
Firmen, deren Exporte nach den bisherigen Er- 
fahrungen überwiegend aus Textilien bestehen, 
befinden sich untereinander nur sehr begrenzt 
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in Wettbewerb, da sie großenteils verschiedene _ I: 
Gebiete der sowjetischen Zone betreuen oder mit er 
verschiedenen Sortimenten handeln. en © 

Die hier namentlich genannten privilegierten cn 


BER 
. 


Firmen wurden erst nach 1945 mit privatem Ka- , 
pital gegründet. Ihre Bevorzugung erfolgt ent- Ban: 
weder in der Weise, daß die Produzenten von PP 
Gütern, die nach dem amtlichen Plan für die Aus 9 
fuhr bestimmt sind, auf sowjetische Veranlassung . 
die Weisung erhalten, ihre Ware einer solchen " 
Firma abzuliefern, oder aber die Firmen eTI- 
kämpfen sich bei den deutschen Behörden unter Bi 
Hinweis auf die ihnen von der SMA erteil- er 
ten Aufträge die Zuweisung bedeutender Waren- .. 
mengen. Wären die Produzenten von Export- 
gütern und auch die deutschen Bewirtschaftungs- 
stellen in der Auswahl der Exportfirmen frei, 
dann besäßen die privilegierten Firmen natürlich 
nicht jenes gewaltige Übergewicht gegenüber, 
den anderen privaten Konkurrenten. Diesen 
gegenüber wären sie im freien Wettbewerb in- 
folge ihrer weit geringeren Erfahrung im Außen- 
handelsgeschäft oft unterlegen. In der ersten Zeit 
ihrer Wirksamkeit bis weit in das Jahr 1947 
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hinein. waren sie auch an Pen keines- wi 


 wegs überlegen. | 
“Unter den Motiven, die I die Privilegierung 


haben, dürften zwei Hervorhebung verdienen: 
' einmal die Scheu der SMA, ihren Willen zur Ver- 
 staatlichung des Außenhandels in der sowjetisch 
besetzten Zone gegenüber den westlichen Außen- 
 handelspartnern allzu deutlich werden zu lassen, 
zum anderen die Entschlossenheit, sich trotz der 
n erwendung privater Außenhandelsfirmen de 


$ nn gehörte, daß man nicht mit vielen, son- 
dern nur mit wenigen Privatfirmen arbeitete und 
daß man die wenigen Privatfirmen nur als Voll- 
oe des eigenen Willens ‚gelten ließ. 


escchätten einschaltet, um so mehr muß sie 
ich gerade von den mächtigen privilegierten 
ivatfirmen gestört sehen. Seit Herbst 1948 er- 
ienen gelegentlich in der sowjetisch lizenzier- 
_ ten Presse Berichte über angebliche Schiebungen 
ind Veruntreuungen in einzelnen der privilegier- 
ten Firmen, ein Zeichen dafür, daß ein politisch 
mächtiger Konkurrent ihre Erbschaft übernehmen 
öchte, doch erscheint es noch offen, ob es schon 
n Kürze gänzlich zu einer Liquidierung dieser 
- Firmen kommt. 
Sy: Hiergegen spricht, daß sich die SMA der privi- 
jierten Privatfirmen nicht nur bedient hat, um 
gemein den großen sowjetischen und staat- 
> a hen Einfluß auf die Außenhandelswirtschaft zu 
aRy rschleiern, sondern auch weil sie einzelne die- 
' ser Firmen für die Durchführung von Geschäften 
benutzte, die weder eine unabhängige, seriöse 
private Firma noch eine staatliche Monopolgesell- 
schaft in dem gewünschten Umfang würde machen 
können und wollen. Bei der Texta G.m.b.H. ist 
erwiesen und bei Fueting & Co. ist wahrschein- 
lich, daß sie von der SMA dazu verwendet wur- 
den, um nach der offiziellen Unterbrechung des 
Interzonenhandels westdeutsche Waren, die in 
der sowjetischen Zone dringend benötigt werden, 
_ insbesondere Stahlerzeugnisse, illegal — gegen 
Lieferung vor allem von Textilien nach West- 
deutschland — in die sowjetische Zone zu schaffen. 
Wahrscheinlich würden: Geschäfte der geschil- 
derten Art infolge ihrer teilweisen Aufdeckung 
künftighin erschwert sein, doch ist kaum zu er- 
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1 reiner privater Firmen durch die SMA gewirkt 


in das Lager der Staatswirtschaft. 


‚ West-Berlin. Im Jahre 1947 und in der ersten 


ind oder im abrigen. Westeuropa erhältl 
Produktionsmittel darauf verzichten wird, solche 
illegal zu beschaffen. Tut sie das nicht, so dürfte 3 
hierin ein wichtiger Grund liegen, um auch weiter- 
hin die Existenz privilegierter privater Außenhan- 
delsfirmen zu sichern. Vielleicht wird man die 
Privilegierung künftighin mehr als in der Ver- 
gangenheit zu tarnen suchen. Da aber die privi- + 
legierten Firmen kaum noch als selbständige 
Handelspartner auftreten können, wird das nicht 
leicht sein. 


Abschließend läßt sich über die privilegierten “4 
privaten Firmen folgendes feststellen: Nach Lage 
‘der Dinge können sie nicht mehr als echte Privat- 
firmen angesehen werden, obwohl sie rechtlich 3 
solche sind. Sie sind beinahe in noch höherem 
Maße für Vertrauensorgane der SMA anzusehen 
als die Öffentlich-rechtliche Deutsche Handelsge- 
sellschaft, da sie zunehmend nur noch für solche 
Geschäfte herangezogen werden, die vom Stand- 
punkt der SMA aus gesehen besondere Diskre- 
tion und Tarnung erfordern. Diesen Firmen 
gegenüber der Deutschen Handelsgesellschaft den 
‚Vorzug zu geben, heißt nicht, die von der Privat- 
wirtschaft in der Sowjetzone noch verbliebenen 
Reste gegenüber den staatlichen Organen zu stär- _ 
ken, denn die privilegierten privaten Firmen haben 
nicht weniger zur Untergrabung der Stellung 
selbständiger privater Firmen beigetragen als 
staatliche Organe. Im Kampf der privaten Wirt- 
schaft gegenüber der Staatswirtschaft sind sie 
Überläufer aus dem Lager der privaten Wirtschaft 
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Nichtprivilegierte private Außenhandelsfirmen 
gibt es gegenüber früher nur in sehr verminder- 
ter Zahl; einige von ihnen haben ihren Sitz in 
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Hälfte des Jahres 1948, in welcher Zeit der Außen- 
handel der sowjetischen Zone erstmals nach dem 
Zusammenbruch wieder zu einer gewissen Be- 
deutung kam, haben sie schwer unter der Tätig- > 
keit der Sowjetischen Handelsgesellschaften und“ © 
der privilegierten deutschen Firmen zu leiden ge- 
habt. In neuerer Zeit macht es ihnen die Deutsche 
Handelsgesellschaft mehr und mehr unmöglich, 

als’ selbständige Handelspartner aufzutreten. Ihre 
Zukunft erscheint gewiß: entweder sie gehen 
unter, oder sie erhalten sich ein bescheidenes Tä- 
tigkeitsfeld als Beauftragte der Deutschen Han- 
delsgesellschaft. 
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1. Eine Aufstellung der einzelnen durch Feind- 
sinwirkung während des Krieges entstandenen 
erluste an britischen Handelsschiffen wurde 1947 
von der Admiralität herausgegeben. In einer die- 
ser Aufstellung beigefügten Zusammenfassung 
nd die monatlichen Verluste vom 3. September 
39 bis zum 2. September 1945 aufgeführt. Es 
scheint nützlich, hierzu Ergänzungen nach be- 
immten Gesichtspunkten zu geben: FAR 


b durch Unterscheidung nach Eigentum des Ver- 
_ einigten Königreichs, der .Dominien und der 
Kolonien; We h 

‚durch Unterscheidung nach handelseigenen und 
regierungseigenen Schiffen des Vereinigten 
‚Königreihs; | 

) durch gesonderte Aufstellung gewisser Schiffs- 
‚typen, die nicht als Handelsschiffe gelten; 

) durch Aufschlüsselung der Zahlen für das Ver- 


_ seedampfern, Trampdampfern und Tankschiffen; 


ei 


Dem vorliegenden Bericht liegen getrennte Auf- 

stellungen über Kriegs- und Seefahrtsverluste so- 

‘wie einige Angaben des Transportministeriums. 
über Auszahlungen aus der Kriegsrisikoversiche- 

rung zugrunde, 


= 2..Die durdı Kriegseinwirkung verursachten 
Verluste belaufen sich nach Angaben der Admi- 
ralität auf 2539 Schiffe mit 11 831 000 Brutto- 
 registertonnen; dazu kommen 9 Schiffe mit 
27 000 BRT, die durch Kriegseinwirkung verloren- 
gingen, aber nicht in der Liste der Admiralität 
aufgeführt sind. Die Gesamtverluste setzen sich 


_ folgendermaßen zusammen: 


(Siehe die nebenstehende Tabelle 1.);: 


3, Von dieser Gesamtzahl von 11,86 Millionen 
Bruttoregistertonnen entfallen 8,74 Millionen auf 
handelseigene britische Schiffe. Die folgende Ta- 

_ belle zeigt, wie sich diese Zahl zusammensetzt: 


(Siehe die nebenstehende Tabelle 2.) 
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Verluste der britischen Handelsflotte 


"Von M.G. Kendall, London 


_ einigte Königreich nach den Haupttypen, Über- 


) durch Berücksichtigung der Seefahrtsverluste. 


im Zweiten Weltkrieg. 


7 


Tabelle 1: Verluste an „britischen Schiffen“ durch 
Kriegseinwirkung (alle Größen) EN 

=. Anzahl Millionen 

BRTSE 


Britische Handelsschiffe: 
verloren durch Feindeinwirkung.. - 2426 
verloren durch andere Kriegseinwir- 
KUNGEB N Ne re 
verloren im Dienst der Kriegsmarine‘ 
unter Beschlagnahme durch die 


Admiralitäatl 2. 02 2 va en ei 95 
als durch Feindeinwirkung verloren 
gemeldet, aber nicht in der Liste 

der Admiralität aufgeführt 9 

\ Summe 2548 


Tabelle 2: Aufschlüsselung der Kriegsverluste ER 

nach Eigentumsverhältnissen Br 
Anzahl Millione 
BRT 


Handelseigene britische Schiffe (Han- 
delsschiffe nicht unter 200 BRT): 


durch Feindeinwirkung verlorene \ fi 
831 


Se un een 1641 
durch andere Kriegseinwirkungen a 
oder im Dienste der Admiralität 2 
verlorene Schiffe . . » x 2... 78 0,43 2 
Summe 1719 874 
N A en 2, 
Andere Schiffe: GE i BE: 
Schiffe unter 200 BRT oder nicht als ae 
Handelschiffe geltende Schiffe 173 016 
dominien-oder kolonialeigene Schiffe 245 0,76 
Sciffe des Transportministeriums 399 2,18 4 
geborgene Schiffe . » 4:10,03 2% 
Schiffe, die nicht unter Beschlagnahme : n 
oder die Kriegsrisikoversicherung 
der Regierung fillen . ... 8 0,01 
Summb...’829. 842 
Gesamtsumme aller Schiffe... 2548 - ‚11,86 
1923 


4. Die einzelnen Schiffe der 1719 Einheiten um- 
fassenden handelseigenen britischen Flotte waren 


auf Karten eingetragen, die in vier Arten einge- 
teilt waren, Passagier-Überseedampfer und ge- 
mischte Passagier-Frachtdampfer, Frachtdampfer, 


Trampschiffe und Tankschiffe. Diese vier Arten 
wurden ferner nach Größenklassen über oder 


unter 3500 BRT und nach dem Baujahr eingeteilt. 
Die Ergebnisse sind aus Tabelle 3 zu ersehen. 


Tabelle 3: Kriegsverluste an handelseigenen britischen Schiffen nach Alter, Größe und Gattung 
(Schiffe von 200 BRT und darüber) 


Een 000 Le 


Gebaut - Gebaut 
1939 oder früher 


1940—1945 Summe 


Millionen 


Aare Millionen Arsah] Millionen Kısadl 2 


BRT BRT 


‚Schiffe von 3500 BRT und darüber: 


Passagier- und gemischte Passagier-Fracht- 


GARDE EEE EN NASE 134 1,506 — H — 134 1,506 
Erachtdampferna nu ll non nt ae 359 2,399 22 0,148 381 2,547 
RSS RR LS N 462 2,263 47 0,268 509 2,531 
Banksahitfo u in a ea 168 1,262 4 0,031 172 1,293 

Summe 1123 7,430 73 0,447 1196 7,877 
Schiffe unter 3500 BRT: ’ 
Passagier- und gemischte Passagier-Fracht- 

Gampern NR 69 0,139 — — 69 0,139 
Erachdampiar Su lı LE Ru 142 0,232 3 0,007 145 0,239 
BRBIBRSChafte nl, Nm. SMPLEN E, 288 0,443 10 0,023 298 0,466 
MOnk Schiene ut nn Na N A er 11 0,017 _ — 11 0,017 

Summe 510. 0,831 13 0,030 523 0,861 
Alle Schiffe: 
Passagier- und gemischte Passagier-Fracht- 

BERN RR Fe er DANS EN ENERTAERNN RR 203 1,645 2 _ 203 1,645 
Baachtdampfer; ıı. cn u EC : 501 2,631 25 0,154 526 2,786 
Trampschiffe I NEERTNE R RER VE SR TAN NEE NE RS: 750 2,706 57 0,292 807 2,998 
BES antes 1. Se ne EN nn 179 1,279 4 0,031 183 1,309 

Summe 1633 8,261 86 0,477 1719 8,738 


5. Außer den Kriegsverlusten entstanden in der 


‚Kriegszeit auch Seefahrtsverluste in Höhe von 


633 000 BRT, und da die Gefahren der Seefahrt 
zweifellos durch die Kriegsverhältnisse gesteigert 
waren, sollten diese Verluste auch in gewissem 


' Ausmaße berücksichtigt werden. Die Einordnung 
‘der Verluste unter „Kriegs“- und „Seefahrts“- 


Verluste hing hauptsächlich von den. Versiche- 
rungsbedingungen ab, denen sie zu jener Zeit 
unterlagen, so daß diese Einteilung mehr Bedeu- 
tung vom Standpunkt des Versicherers als von 
dem des Statistikers hat. Wenn die Seefahrtsver- 
luste während der Kriegsjahre den Durchschnitts- 
ziffern für 1930 bis 1938 entsprochen hätten, so 
müßten sie sich auf etwa 320 000 BRT belaufen, 


so daß etwa die Hälfte der sogenannten Seefahrts- 
verluste der Kriegszeit als durch den Krieg ver- 


ursacht angesehen werden müssen. Im folgenden 
werden in der gleichen Aufgliederung wie in 
Tabelle 3 die Zahlen für die gesamten Seefahrts- 
verluste gegeben: 


(Siehe die Tabelle 4 auf Seite 1925.) 


1924 


6. Die Gesamtverluste, Kriegs- und Seefahrts- 
verluste zusammengenommen, betrugen somit in 
den sechs Jahren vom 3. September 1939 bis zum 
2. September 1945 1945 Schiffe mit 9 371 000 BRT. 
Das entspricht 52% der Tonnage der handels- 
eigenen britischen Flotte nach dem Stand vom 
Juni 1939. Mir ist kein anderer größerer Ge- 
werbezweig bekannt, der Verluste solchen Aus- 
maßes erlitten hätte. Nicht nur über die Hälfte 
der Flotte war vollkommen vernichtet, sondern 
außerdem hatte der Rest große Schäden erlitten 


und war einer starken Überbeanspruchung aus- 


gesetzt. 


7. Die Gefahr der Kriegsverluste wurde in der 
Hauptsache von der Regierung übernommen, und 
die Auszahlungen aus der Versicherung waren 
ziemlich begrenzt. Es ist nicht leicht, in wenigen 
Worten zu erklären, auf welcher Grundlage die 
Werte für Kriegsrisiko in der Regierungsversiche- 
rung festgelegt wurden; aber im großen und 
ganzen stimmten sie mit den „Grund“-werten 
überein, die unmittelbar vor dem Krieg zwischen 


Europa-Archiv / 20. Februar 1949 


jeT;; T T ey m 


? * i 1 


 Tabell 


ER 
WR if% 


4 Wi 1% a a 4 Sngrs V r Be RS EICHE [ur ea fe . N a 
ste der britischen Handelsflotte im Zweiten Weltkrieg 


N Re N % 1,% 
" En 4 IR, 3 e Fe A 
re i 2 Be NETTE Kern ar“ 


7 


v De 3 5 N } $ ; f Br BI RE vn A ’ r A 
e 4: Seefahrtsverluste an handelseigenen britischen Schiffen aus Privateigentum nach Alter, 
| | Größe und Gattung sr 


_ den Eigentümern und ihren Kriegsrisiko - Ver- 


‚sicherungsvereinen vereinbart worden waren und 
die den damaligen Wert der Schiffe für die 
Zwecke der Kriegsrisikoversicherung darstellten, 
wozu noch Erhöhungen von durchschnittlich etwa 


- 250/9 der Grundsummen hinzugerechnet wurden. 


Während des Krieges gebaute Schiffe wurden in 
Höhe ‘der Baukosten versichert, wozu gegen Ende 


des Krieges kleine Aufschläge zugelassen wur- 


# 


den. Die Grundwerte waren im ganzen niedriger 
als die Wiederbeschaffungswerte für 1939, und 
bei kleineren Schiffen lagen sie häufig beträcht- 
lich niedriger, was teilweise auf das höhere Alter 
der Küstenschiffe zurückzuführen ist. In Tabelle 5 
werden die Gesamtauszahlungen (Grundwerte 
zuzüclich der genehmigten Aufschläge) wieder- 
gegeben. Los 

Ich muß noch erläutern, daß nach den Bestim- 
mungen der Regierungsversicherung dem Eigen- 
tiimer im Falle des Verlustes nur die Grundsumme 
. der Versicherung ausgezahlt wurde. Was darüber 
hinausging, wurde auf ein Tonnage-Ersatz-Konto 
(unter Schiffseigentümern als „Kitty“ bekannt) 
eingezahlt, aus dem Abhebungen nur für Ersaätz- 
bauten vorgenommen werden konnten, und auch 
dann nur, wenn der Eigentümer seine Grund- 
auszahlungen aus der Versicherung in dem Ver- 
hältnis verwandte, in dem sie zu seinem „Kitty"- 
Guthaben standen. Bis jetzt sind etwa 75°o der 
„Kitty“-Guthaben abgehoben worden. Der Rest 
muß bis zum September 1952 verbraucht werden, 
falls die Regierung sich nicht zu einer Fristver- 
längerung bereit erklärt. 
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ü Gebaut -- Gebaut S 
1939 oder früher 1940—1945 ae 
Millionen Millionen Millionen 
Anzahl BRT Es BRT Anzahl BRT - 
Schiffe von 3500 BRT und darüber: 
'. Passagier- und gemischte Passagier-Fracht- 
Gampier 2 00 a en a a aaa let on esse 3 0,024 .— — 3 0,024 
| Frachtdampfer ) VE EEE 31 0,191 3 0,017 34 0,208 
Trampschiffe EN N a ALTE AZ 49 0,241 — — 49 0,241 
Bank Schiffes a N a en ea 2 0,017 — — 2 0,017 
Summe 85 0,473 = 0,017 88 0,490 
Schiffe unter 3500 BRT: : 
Passagier- und gemischte Passagier-Fracht- 
dampien en N ee fe dr ee 9 0,019 —_ — x) 0,019 
. Frachtdampfer 22 0,029 - u 22 0,029 
Trampschiffe EN er > Ralae Aıl 0,087 3 0,005 104 0,092 
An ESCHE AR dr an en cher 3 0,003 e — 3 0,003. 
5 Summe 135 0,138 3 0,005 138 0,143 
' Alle Schiffe: z 
‚Passagier- und gemischte Passagier-Fracht- 
dampfer TE Ra Ne > 12 0,043 — — 12 0,043 
“ Frachtdampfer . . N ESEUN, 53 0,220 :3 0,017 56 0,237 
IErampSchiffe in, Preussen nee) elle 150 0,328 3 0,005 153 0,333 
Hankschitieiin kun ne SAL nie a a 5 0,020 _ — 5 0,020 
Summe 220 0,611 6 0,022 226 0,633 


8. Es wäre äußerst aufschlußreich, wenn man 
noch einen Schritt weitergehen und Zahlen brin- 
gen könnte, aus denen hervorgeht, welche Aus- 
gaben die Eigentümer gehabt haben und noch 
haben werden, um ihre Verluste zu ersetzen. Die 
für eine solche Darstellung notwendigen Unter- 
lagen sind nicht vorhanden, aber es ist möglich, 
die Größenordnung dieser Summen im allgemei- 


-nen annähernd abzuschätzen. 


Tabelle 5: Gesamtauszahlungen aus der Kriegs- 
risikoversicherung für die in Tabelle 3 angeführten 
Schiffe 


Gesamt- Aue 


a VEhinann zahlungen 
1000 £ je BRT 
Schiffe von 3500 BRT und darüber: 
Passagier- und gemischte 
Passagier-Frachtdampfer 1,506 66 198 43,96 
Frachtdampfer . 00 2,047 80 586 31,64 
 Trampschiffe 2,531 61 013 24,11 
Tankschiffe . 1,293 34 376 26,59 
Summe 7,877 242,173 30,74 
"Schiffe unter 3500 BRT: 
Passagier- und gemischte 
' Passagier-Frachtdampfer 0,139 5918 42,58 
Frachtdampfer . 0,239 8178 3422 
Trampschiffe 0,466 11 888 2981 
„Tankschiffe . 0,017 417 24,53 
Summe 0,861 26 401 30,66 
Gesamtsumme aller Schiffe 8,738 268 574 30,74 
1925 


Wenn wir ‚annehmen, daß die Auszahlunge 
' für die in Tabelle 4 angeführten Seefahrtsver- 
 luste mit den in Tabelle 5 angeführten Auszah- 


lungen vergleichbar sind (und bei der verhältnis- 
mäßigen Geringfügigkeit der Seefahrtsverluste 


 . können wir das tun, ohne zu schwerwiegenden 


. Fehlern im Gesamtergebnis für alle Verluste zu 


kommen), und wenn wir annehmen, daß die ge- 


' samten „Kitty“-Mittel für Ersatzbauten verwen- 
det werden, würden sich die Gesamtauszahlun- 
' gen aus der Versicherung für 9371 000 BRT auf 
' etwa 287 Millionen Pfund Sterling belaufen. Da- . 


zu müssen die Wertminderungsrücklagen hinzu- 


gerechnet werden, die sich bis zum Tage des 
. Verlustes angesammelt haben und die ich bei 


einer Gesamtsumme von 497 Millionen Pfund 
‚Sterling! an verfügbaren Mitteln auf etwa 210 
Millionen Pfund Sterling schätze, Mit dieser 


um diese Schiffe zu ersetzen; und es ist Zi 


die Ausze aus der 
lorene Schiffe verwenden : 


sicher, daß sie außerdem einen Teil ihrer allge- 
meinen Rücklagen oder die für die verbliebenen 
Schiffe aufgelaufenen Rücklagen verwenden muß-: 
ten (oder müssen). A 


9. Damit ist die Frage der Kapitalerneuerung 
der britischen Handelsflotte keineswegs abgetan. 
Wenn die Eigentümer wirklich, um ihre Verluste 
zu ersetzen, ihre allgemeinen Rücklagen und die 
für die verbliebenen Schiffe aufgelaufenen Rück- 
lagen angreifen mußten, sind sie für die Zukunft 
ernstlich vorbelastet. Einige der Ersatzschiffe 


selbst waren nicht neu, und selbst die verhält- 
nismäßig neuen, die von der Regierung erworben 
wurden, hatten bereits schweren Dienst hinter 


sich. Die Ersatzbeschaffung für diese und für die 
verbliebenen Vorkriegsschiffe, die allmählich ver- 
alten, muß, wenn auch nur annähernd mit den 
laufenden Preisen gerechnet wird, bei Berech- 


w: Summe mußten die Eigentümer Ersatz bauen zu 
. Preisen, die während des Krieges und nachher 
ständig gestiegen sind und jetzt für fertige Schiffe 


. etwa 21/s- bis 31/smal so hoch liegen wie 1937. Es - ' 2a a 
ist wahrscheinlich sehr niedrig geschätzt, wenn NUng ER Wertminderungssätze wech den Bau 
_ man annimmt, daß die Ersatzbauten durchschnitt- Preisen der Vorkriegszeit Reale An eh 3 
lich das Zweifache der Vorkriegskosten bean- Schwerwiegende finanzielle Belasfung AegStei 
A a  sprucht haben oder beanspruchen werden. Da für So groß auch die durch die Kriegszerstörungen 
die Vorkriegskosten der halben Flotte etwa 300 Ma u an N 
Millionen Pfund Sterling angesetzt werden müs- SITODer als die durch das Ans en 
‚sen, bedeutet das eine Ausgabe von etwa 600 Mil- hervorgerufenen Probleme; aber das Bohn armen 
' lionen Pfund Sterling. Wenn auch bei solchen £inem anderen Blatt, und darauf kann in diesem 
ala Schätzungen ein beträchtlicher Spielraum für Beitrag nicht eingegangen werden. il 
_ „ Fehlberechnungen eingeräumt werden muß, so ist ‚Quelle: „Economica“. New Series, Vol.XV, No.60: 
N j . es doch klar, daß die Eigentümer die gesamten November, 1948. S. 289—293. — Übersetzung des Eu- 
steuerlich erfaßten Wertminderungsrücklagen und ropa-Archivs. N 
“ N Einige Eigentümer hatten während der Depres- glaube jedoch, daß sie später ihre Rückstände wieder 
3  sionsjahre von 1930 bis 1936 nicht genügend Einnah- aufholten. j 
AR men, um Wertminderungsrücklagen zu machen. Ich 
To { ® j 
a | . 
ae En ; ; 
Indizes der Industrieerzeugung der Doppelzone 1946 bis 1948 
“ He | 1936 = 100 
er \ Vergleiche die Tabelle auf Seite 1927. 
It IR ! 
.. Dunn 
@ BEBEENuN>-- 
u il 
e 
N r 


N BER a 
N‘ Pe 
\ 10 BEnE 
"DSB 


1926 


Fe 


ea RE Indizes (1) | 2 
der industriellen Erzeugung insgesamt 1947—1948 
193 00 2: 


Ri; os 2 b= 


1946 27 28 31 31 33 34 38 39 39 40 40 33 34 

1947 30 29 34 39 41 41 42 42 43 45 45 44 40 
1948 47 47.51 53 47 51 62 66 70 74 75 78 60(2) 
(Vgl. hierzu das Schaubild auf Seite 1926.) 


Kb a Indizes ) | 
der industriellen Erzeugung nach Gruppen 1946—1948 
241938671005, 125° 


1948 


| Industriegruppe 


A ‚Okt. | Nov. | Dez 
Kohlenbergbau . . . 72 86 84 88 
Bergbau (ausschließl. 
Be. Kohleyues un. 90 114 1413=118 
Bi Eisen und Stahl. . . 26 51 51 54 (3) 
3 Nichteisenmetalle . . 30° 66 oo 7 
Eisen- und Stahlbau . 50, m. .nsb. n.b. 
Feinmechanik u. Optik 420 1°65 73 7 
2 Fahrzeugbau... o... 8 5 6 8 


Be Elektrotechnik 


Eisen-, Stahl-, Blech- ® ve; u ” 
und Metallwaren . 
Steine und Erden . . = 2: e& 9 
Glas und Keramik . . 58 9 105 112 
Mineralöl und Kohle- j 
wertstoffe . . . . f 
Chemische Industrie . Ie 2 “: a 
Kautschukindustrie . 60 99 97 102 
9 Sägerei und Holz- 
bearbeitung . . . 48 72. :' :39 7.72 
Papiererzeugung und | 
"verarbeitung . . . ’ 36 67 68 67 


Ledererzeugung und 
-verarbeitung . 
Textil- und Beklei- 


3 dungsindustrie . . 3 67 6 6 
Elektrischer Strom u. x 
Gas Ha r Sercae 115: 8 1322 01622141 


(1) Im Oktober 1948 auf Grund echter bizon=ler Daten neu er- 7 


rechnete Indizes, die etwa um 3,2% höher liegen als die 
besten vom Zweimächtekontrollamt veröffentlichten Durc- 
schnittszah'en für die Zeit vom August 1947 bis Juli 1948. 

(2) Monatsdurchschnitt für das erste Halbjahr: 49, für das zweite 
Halbjahr: 71. 

(3) Gegenüber der Höchstgrenze der zulässigen Rohstahlerzeugung 
von 10,7 Millionen Tonnen jährlich beträgt die Erzeugung für 
Dezember 1948 72%. 


M.D. = Monatsdurhhscnitt; n.b. = nicht bekannt. 
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nk Produktionsstatistik für die industrielle Erzeugung N 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 1946-1948 


Steinkohlenförderung nach Zonen 


Zeitraum Förderung (in Tausend Ton 
und Brit. | Am. | Franz. | Sowjet.) A 

der Arbeitstage Zone DR Zone Zone | 
1936:M.D. 222. 9747 ,1200..967 293 
1945 Juli-Dez. M.D. 3255 100 414 166 
--1946M.D.. 4496 : 110 657 210 
1947M.D. . . : „X 5927. 118 ,7,874 ‚230 

1948 Jan. (26). . 6624 113 1010 240 
Febr. (24). : 6423 110 912 n,b.. 
März (25). 7204 109 943 n.b. 

Apr. (26). 6980 119 1015 n.bJ 

Mai (22). 5931 97 897 n.b.“ 
Juni (26). 7412 113 1064 n.b. 

Juli= 227) 7761 123 1144 n.b. 
Aug. (26). 7456 118 1103 n.b." 
Sept. (26) . 7567 118 1053 n.b. 
Okt. (26). 7865 119 —(1l) n.b. 
Noy.. 231 BR LAN N ER 
Dez. (24). 8096 129 —(1) n.b. 
Insgesamt . 87034 1382 9141 n.b. 
MD 72532215: ,1016. (2), 9uD- 


(1) Die Steinkohlenförderung des Saargebiets wird seitdem 1, 
tober 1948 von französischer Seite nicht mehr der französischer 
Zone Deutschlands zugerechnet. Die Förderung der französi 
schen Zone ist damit nunmehr gleich ‘Null. EN 

(2) Januar— September. (Anmerkungen der Redaktion). 


' Eisen und Stahl (Zweizonen-Gebiet) 
PIE IERE e 


"Erzeugung (in Tausend Tonnen) 


Zeitraum Walz- | Eisen- B 
i Roheisen |Rohstahl| stahl- und 
: erzeugn. | Stahlguß 


14.244: 10330 2263 = 


1936 Insgesamt . 12 552 
1946 Insgesamt . 2080 2479 1938 „544 777 
1947 Insgesamt . 2263 2945 2102 633% A 
1936.M.D. = 1046 1187 861 18977 
1946M,.D. rn or. 173 207 162. 4 200 
1947M.D... a. 2 ‚189 246 175.7, 0.03% 
1948 Jan. . Be 266 304 214 SB 
Febr. . 262 299 197 63 
Marz 297 343 228% 65 
ADENSFN 313 363 241 69 
Mäi . 314 324 211 6 
Juni . 336 378.253 euOTE 
Juli 402 457 320 90 
Aug. . 434 510 345 100 
Sept in,» 469 67,77 363 104 FE 
(OS 511 610 . 403 110 _ 
Noy.a 0°: j 494 599 407 112 
Dez.r.,: 514 612 439 117 
Insgesam 4612 5371: 3.616. 1016 
M.D... 384 448 301 85 


INTERNATIONALE STATISTIK 


Zeitraum 


Holzschliff und Papier (Zweizonen-Gebiet) 


Zeitungs- 
papier 


151 000 

1946 Insgesamt . . 86 932 50 339 
1947 Insgesamt . . 111199 47 258 
B935M.D. 31 800 12 583 
I9A6,M.D. = 246% 7 244 4195 
IIAHNE Di. an. 9 267 3 938 
1948 Jan... une 12135 5858 
Behnal..ae 12 668 6 235 
Marz, 12.131 6 082 
ADPERU 12 759 6 113 


Erzeugung (in Tonnen) 


Holz- 
schliff 


1936 Insgesamt . . 382.000 


Andere 
Papiere 
u.Pappen 


1 049 000 


311 300 
330 200 
87 417 
25 942 
2017 
33 600 
36 300 
35 700 
36 600 


Textil-Industrie (Zweizonen-Gebiet) 


F 
Zeitraum Ba 


wolle 


1936 Insgesamt . 

1947 Insgesamt . 
LI9D:V. DI. N 19475 
1947. MED. 2.4)... 68176 
19438.Jan.: 7... 571 
Febr.:.n !y% 1.6504 
IMOTZ ER Er RZ 
ADLER en N7OZ3 
Main, nz 
Juni. : 3 382080 
ul re 128,070 
AUG ee 029075 
SEepb. 2:03.11 10:118 
OEL u 0 1279 
Nov. 13.7 7.0:41103 
Dez er anidAbl 
Insgesamt . . 101513 
END SR. 2 RN BASQ 


62116 21352 


Wolle 


3458 1 
1779 
2050 
1995 
2146 
2572 
2112 
2340 
2892| 
3110 
3462 
3478 
3600 
3816 


Bast 


0025 
2148 
2722 
3003 
3671 
4187 
3104 
4040 
6057 
6592 
6148 
6184 
5728 
5720 


33573 57156 


2798 


4763 


Erzeugung (in Tonnen) 


Zell- 
wolle 


1860 
1309 
1906 
1869 
2381 
2429 
2284 
2608 
3085 
3588 
3785 
4251 
4 838 
5204 
38228 
3186 


Konst- 
seide 


. 233700 41496 120300 22320 21912 
25779 15712 10547 


1826 
879 
1489 
1506 
1676 
1940 
1726 
1965 
2271 
2560 
2509 
2695 
2828 
2856 
26021 
2168 


Leder- und Schuhwaren-Industrie (Zweizonen-Gebiet) 


Leder 


Zeitraum Ins- 
gesamt 


Tonnen 


' 1936 Insgesamt . „ 
1946 Insgesamt . . n.b. 
1947 Insgesamt . . 20767 
1936,M.D; 4 3. 6 534 
19468 M.D.-. 2.2. 2% n.b. 
OAZINE. DS, 1 731 
1948 Jan! . 1971 
Bebriicz..\. 1 962 
März... 2.025 
Dr WEN, 2.035 
Main. 1 709 
Juni. 00%; 1 630 
TUN ZT 3.130 
VALLE 3 542 
SERIES 3472 
DOREEN 3.075 
Novi 3371 
DEZN NR NL. 3525 
Insgesamt . . 31947 
M.D. 2 2 662 


(1) Bewirtschaftete Straßen- und ae. 


(2) Ausschließlich Gummischuhe. 


1928 


Pe aus 


[Leder (1) 


Tausend Paar 


40 200 
13,372 
14 448 
3 350 
1115 
1 204 
1417 
1539 
1597 
1 643 
1,231 
881 
2041 
2 243 
2551 
2.614 
2517 
2 561 
22 835 
1 903 


Schuhe 
aus 
anderem Ins- 
Materia] | gesamt 
(2) 


28 
8 
7 
2 


1 
1 
1 
1 
1 
1 
12 
1 


600 68800 
824 22196 
486 21934 
3837 5.733 
735 1850 
624 1828 
711. ,2.128 
808 2347 
781- ...2378 
838 2481 
626 1857 
540 1421 
1755 3216 
216 3459 
467° 4018 
093 4307 
597 A114 
578 4139 
430 35 865 
036 2989 


VE EN U Es EEE ET Eee Sa | Peru Keen 


Erzeugung (in Tonnen) 


Zeitraum Holz- 


schliff 


Ma 10 700 
JUNI Wa a 12.896 
Julien ee 18 104 
AUG. ons. wer 17 921 
SEDtsr 18 132 
OREET EL 19 869 
Nov. ma 22174 
Dezana ln ar 21 283 
Insgesamt . . 190 775 
M.DYS ae 15 898 


Erdöl 
(ein- 
heimisch) 


Zeitraum 


1936 Insgesamt . . 445,0 
1946 Insgesamt . . 649,2 
1947 Insgesamt . . 576,6 
1936.M:D. 1. ann, 37.1 
1946,M. Di 90. 54,1 
tIAUM.D. 48,0 
1948 Jan. RS 47,0 
Bebr.n.n ges, 46,2 
Marz 50,7 
Apr. Wan 50,2: 
Maut 51,4 
JUnI aa ER, 50,4 
Tu sea Ele 54,1 
AUG NE 56,4 
Sept. Re 55,9 
Okt 58,7 
Nova mE 4555 
Dez nu Bach 59,2 
Insgesamt . . 635,7 
M.D 53,0 


i Personen- 
Zeitraum kraft- 


Zei 


papier 


tungs- 


5 300 


5342 


6 553 
6 582 


6 938 
6 880 
5.764 
6264 _ 
73911 
6159 


Benzin 


383,9 
88,8 
71,9 
32,0 

7,4 
6,0 
92 
4,4 
2, 
4,8 
5,0 
7,6 
8,0 
10,0 
12,4 
10,2 
10,3 
11,0 
91,6 
7,6 


Lastkr 


Erdöl, Treibstoffe und Schmiermittel (Zweizonen-Gebiet) 


Dieselöl 


94,4 
97,2 
. 78,4 
7,9 
8,1 
6,5 
4,5 
5,3 
5,3 
5,9 
6,3 
7,3 
6,4 
10,7 
10,0 
91 
9,2 
11,2 
91,2 
7,6 


‚ Fahrzeuge (Zweizonen- Gebiet) 


Andere 
Papiere 


‘u. Pappen 


33 300 
38 932 
53 330 
54 445 
58 726 
62 349 
63 369 
64 465 
571 116 
47 593 


‚ Erzeugung (in Tausend Tonnen) 


Schmier- 
mittel 


273,0 
‚146,4 
164,3 


aftwagen 


und Autobusse 


1936 Insgesamt . 174 072 
1946 Insgesamt . . 9 937 
1947 a er 9341 
1936 M.D. “0261 A506 
1946M.D. u... 828 
IA. D m: 779 
1948 Jan.n.. ar 23, 1 251 
Febr. 0% 1 405 
Marz Ver 1521 
PEN EEE 1 712 
Mania dar 1671 
JUDL Eee N 2.069 
JUL ae 2 646 
AUganNaS 2149 
Sept.nlg. se 9! 3504 
OkENE On. 3818 
Novi nen 4.035 
Dez. Mala war 4 303 
Insgesamt . . 30.084 
M.D.. 2507 


8938 2268 
10287°°_ 2264 
3.034 

745 189 
857 189 
1022 158 
1441 229 
1 614 201 
1510 188 
1.086 151 
1147 180 
2154 190 
2 200 248: 
2 580 296 
2 856 307 
3114 311 
3 566 322 
24290 2781 
2 024 232 


402 
488 
570 
693 
957 
1 031 
1141 
1.002 
7639 
637 


Quelle: Bipartite Commerce and Industry Group, 
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Die Ereignisse in Europa 


Belgien 


26. Januar: Offizielle Kreise in Brüssel bezeichnen 


24. 


16. 


17. 


"18: 


die Nichtkonvertierbarkeit der Währungen 
Belgiens, Luxemburgs und der Niederlande 
als Hauptgrund für die Verzögerung in der 
Verwirklichung der Wirtschaftsunion zwischen 
den drei Ländern, die für den 1. Januar 1950 
vorgesehen war. 


Dänemark 


Januar: Eine dänisch-norwegisch-schwedische 
Konferenz in Kopenhagen über Fragen einer 


skandinavischen Verteidigungsunion endet 


ohne Ergebnis. 


Deutschland 


Januar: Der Vorsitzende des Zentrums, Dr. 
Karl Spiecker, gibt auf einer Vorstandssitzung 
bekannt, Dr. Adenauer und Ministerpräsident 
Arnold hätten den Zusammenschluß der CDU 
mit dem Zentrum vorgeschlagen. Am 30. Januar 
wird auf der außerordentlichen Delegierten- 
tagung des Zentrums in Oberhausen eine 
Fusion Zentrum-CDU mit 239 gegen 26 Stim- 
men abgelehnt. Dr. Spiecker tritt von seinem 
Posten zurück. 


Januar: In Berlin wird die Bildung eines 
Alliierten Sicherheitsamtes zur Überwachung 
der Entmilitarisierung in Westdeutschland be- 
kanntgegeben. Der amerikanische Vertreter ist 
General James P. Hodges, der britische Ver- 
treter- General V. Westropp und der franzö- 
sische Vertreter General Etienne Paskiewicz. 


Januar: Der Berliner Oberbürgermeister, Reu- 
ter, gibt die Zusammensetzung des neuen Ma- 
gistrats bekannt. Von den 12 Dezernaten ent- 
fallen 7 auf die SPD, 3 auf die LDP und 2 auf 
die CDU. 

Die Alliierte Kommandantur in Berlin be- 
schließt ein Verbot für die Ausfuhr lebens- 
wichtiger Güter aus Westberlin nach dem 
Ostsektor und der Sowjetzone. 

Auf Beschluß der Deutschen Wirtschaftskom- 
mission wird der Generaldirektor der Deut- 
schen Reichsbahn in der sowjetischen Zone, 
Besemer, seines Postens enthoben und durch 
den Präsidenten der Reichsbahndirektion Ber- 
lin, Kreikemeyer, ersetzt. 
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20. Januar: Der Hauptausschuß des Parlamenta- 


24. 


23. 


24. 


rischen Rates in Bonn schließt die zweite Le- 
sung des Grundgesetzentwurfes ab. 

Der amerikanische Delegierte beim Alliierten 
Sicherheitsamt für Westdeutschland erklärt in 
Berlin, die westlichen Alliierten hätten zahl- 
reiche Berichte über die Herstellung von 
Kriegsmaterial in der Sowjetzone erhalten. 
Der Ostberliner Magistrat gibt die Einsetzung 
eines gesonderten Stadtparlamentes bekannt. 


Januar: Der britische Landesgouverneur von 


Nordrhein-Westfalen, General Bishop, nennt 
auf einer Pressekonferenz vier Gründe für die 
wachsende Mißstimmung im Ausland gegen- 
über Deutschland: die schlechten Lebensmiittel- 
ablieferungen der deutschen Bauern, die Ver- 
schwendung von Strom und Treibstoffen für 
nichtlebensnotwendige Zwecke, die Vernach- 
lässigung des Wohnungsbaues und die Kom- 
mentare der deutschen Politiker zum Ruhr- 
statut. . 


Januar: In Melverode bei Braunschweig wird 
die Deutsche Union gegründet. Zum vorläufi- 


gen Vorsitzenden wird Hans Christoph von 


Stauffenberg gewählt. 
Januar: Nach einer Bekanntgabe des Zwei- 


mächtekontrollamtes und der JEIA hat das, 
Vereinigte Wirtschaftsgebiet vom 3. April bis_ 


zum 31. Dezember 1948 ERP-Güter im Werte 
von 100 Millionen Dollar erhalten. Einkaufs- 
ermächtigungen für die Doppelzone wurden 
bis zu diesem Zeitpunkt in Höhe von 328 Mil- 
lionen Dollar erteilt, das sind 88 Prozent der 
geplanten Ermächtigungen in Höhe von 372 
Millionen Dollar. Die Gesamtquote für die 
Doppelzone für das erste Hilfsjahr beträgt 
414 Millionen Dollar. 

Der Vorstand der SED beschließt die Bildung 
eines Politbüros, das die einheitliche Führung 
der Partei gewährleisten soll. Dem Politbüro 
gehören an: die beiden Parteivorsitzenden, 
Wilhelm Pieck und Otto Grotewohl, ferner 
Walter Ulbricht, Helmut Lehmann, Franz Dah- 
lem, Friedrich Ebert und Paul Merker sowie 
als Kandidaten Anton Ackermann und Karl 
Steinhoff. Am 25. Januar beginnt in Anwesen- 
heit hoher Vertreter der Sowjetischen Militär- 
administration in Deutschland und unter Teil- 


1929 


TH a A aa 


nungen die Parteikonferenz der SED in Berlin, 


in seiner Begrüßungsansprache, die Konferenz 
habe die Aufgabe, die Politik der SED als 
einer Partei neuen Typs marxistisch-leninisti- 
scher Prägung festzulegen. (Die Umformung 
der Partei war in einem Kommunique der 
Kominform vom 15. Januar 1949 angekündigt 
worden.) Am 28. Januar schließt die Konferenz 
mit der Abfassung eines Manifestes. \ 
. Radio München geht in deutsche Hände über. 
26. Januar: General Clay weist auf einer Presse- 
konferenz in Berlin die Anschuldigungen der 
britischen Unternehmer und der Presse,deutsche 
Produzenten betrieben eine unfaire Preispoli- 
tik auf dem Weltmarkt, zurück. 
Der stellvertretende Sonderbeauftrante der 
ECA in Westdeutschland, Norman H. Collisson, 
gibt die Ernennung von Hector C. Prud’homme 
zum ERP-Beauftragten in der französischen 
Zone bekannt. 


von Papen in die Gruppe der Belasteten ein. 
Sa 727. Januar: Eröffnung der ersten 'Generalsynode 

We. ..der Vereinigten Evangelischen und Lutheri- 
schen Kirchen Deutschlands in Leipzig. Der 


Oberhaupt der Evangelischen Kirche Deutsch- 
. lands gewählt. : RES 
28. Januar: Im Prozeß gegen die sieben Arbeiter, 
die die Durchführung der Demontagearbeiten 
' beim Bochumer Verein verweigert haben, 
werden sechs der Angeklagten von einem bri- 
. tischen Militärgericht in Bochum zu je zwei 
Monaten Gefängnis verurteilt; einer der An- 
geklagten wird freigesprochen. 
Radio Frankfurt geht in deutsche Hände über. 


Frankreich 


. 16. Januar: In einer Rundfunkansprache fordert 
Premierminister Queuille das französische Volk 
auf, dem englischen Beispiel der Austerity 
nachzueifern. 
In Cannes finden zwischen dem Hohen Kom- 
missar für Indochina, L&on Pignon, und dem 
Exkaiser von Annam, Bao Dai, Verhandlungen 
über dessen Rückkehr nach Indochina statt. 
17. Januar: Der Exekutivausschuß des Weltge- 
. werkschaftsbundes (WFTU) tritt in Paris zu- 
. sammen. Nach Ablehnung eines Antrages des 


. Weltgewerkschaftsbund seine Tätigkeit ein 
Jahr lang einstellen solle, weil er sich zu 
einem Werkzeug kommunistischer Propaganda 
entwickelt habe, verlassen am 19. Januar der 
britische, der amerikanische und der nieder- 
ländische Vertreter die Vorstandssitzung. Der 
bisherige Präsident des Bundes, Arthur Deakin 
(Großbritannien), erklärt, die drei Länder wür- 
den sich nicht mehr an den Arbeiten des Welt- 
gewerkschaftsbundes beteiligen. Zum kommis- 

'  sarischen Präsidenten und Nachfolger Deakins 
wird der Italiener Giuseppe di Vittorio gewählt. 


1930 
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' nahme ausländischer kömmunistischer Abord- 


Das Mitglied des Politbüros Grotewohl erklärt. 


22. Januar: In Paris wird der Schlußbericht a 


Die Nürnberger Berufungskammer stuft Franz. 


.  bayrische Landesbischof, Dr. Meiser, wird zum 


britischen Gewerkschaftsbundes, wonach der £ 


s vertreten si 
Besprechungen in Paris ab. E r 
Tagung am 20. Januar, ohne zu einer en E 
tigen Einigung zu gelangen. va 

19. Januar: Der Ministerrat bringt seine Befriedi- 
gung über die Bedingungen zum Ausdruck, 
unter denen die IARA die Eingliederung des 


Saarlandes in die französische Wirtschaft be- 
rücksichtigt hat. A 
20. Januar: In Paris beginnen Besprechungen der ; 


französisch - britischen Wirtschaftskommission x 
über die Vierjahrespläne beider Länder. . 


21. Januar: Der Ministerrat genehmigt eine 100- 
Milliarden-Frank-Anleihe für Wiederaufbau 
und Modernisierung der Industrie. Sie wiirde 
am 24. Januar aufgelegt. N 
französisch-italienischen Kommission zur Schaf- 
fung einer Zollunion unterzeichnet. Die ZN 
union soll innerhalb eines Jahres, eine Wirt- 
schaftsunion soll im Laufe von sechs Jahren 
zwischen den beiden Ländern verwirklicht 
werden. Er I 

24. Januar: Auf amerikanisches Ersuchen vertagt 
der Sechsmächteausschuß zur Festlegung der 
deutschen Westgrenzen in Paris seine Sitzung. 


25. Januar: General Clarence R. Huebner, stell- 
 vertretender amerikanischer Oberkomman- 
dierender in Deutschland, trifft zu Besprechun- 
gen mit Feldmarschall Montgomery und Gene- 
tal Lattre de Tassigny, dem Oberkomman- 
dierenden der Landstreitkräfte der Westunion, 

in Paris ein. ‘ 
26. Januar: Industrie- und Handelsminister Robert 
Lacoste gibt bekannt, Frankreich habe auf 
allen Gebieten der industriellen Produktion 
den Stand von 1938 erreicht. 


en 


PRRILWER 


ETRRERR 


et, 


f 


De Sand a Sa a fr re 


Griechenland 


RE 

19. Januar: Die führenden Politiker einigen sich E 
auf eine Fünfparteien - Regierungskoalition 1 
unter dem bisherigen Premierminister Sophou- 
lis (liberal). Die Sozialdemokraten beteiligen 
sich nicht an der Regierung. Stellvertretender 
Ministerpräsident und Beauftragter für Wirt- Ä 
schaftsfragen wird der frühere Finanzminister $ 
und Gouverneur der Bank von Griechenland, 
Alexandros Diomides (parteilos). Außenmini- 
ster bleibt Constantin Tsaldaris (Volkspartei). 
Der Oberste Verteidigungsrat wird aufgelöst. 
An seine Stelle tritt ein kleinerer Kriegsrat 
unter General Papagos, der auch den militä- 
rischen Oberbefehl übernimmt. 

22. Januar: Aufständische nehmen Karpenision, 
125 Meilen nordwestlich von Athen, ein. 


27. Januar: General Markos richtet eine Prokla- 
mation an das griechische Volk, in dererseine 
Bedingungen für eine Zusammenarbeit mitder 
griechischen Regierung darlegt. Er verlangt 
den Rückzug sämtlicher ausländischer Truppen 


At 
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en Renerung, die ee) ic 
) en. eine allgemeine Amnestie und die 
Kündigung aller Verträge, die die griechische 
Unabhängigkeit bedrohen. — Am 29. Januar 
dementiert Außenminister Tsaldaris die Ge- 


rüchte, wonach die griechische Regierung das 


Au Markos’ anzunehmen +gepenke: 


3 Großbritannien 
Wir Januar: In London beginnen Verhandlungen 


zwischen Großbritannien, Frankreich und den 


Vereinigten Staaten über Punkte des Be- 
satzungsstatuts für Westdeutschland, in denen 
‚von den drei Militärgouverneuren keine Eini- 
- gung erzielt werden konnte. 
18. Januar: Außenminister Bevin teilt im Unter- 
haus mit, die britische Regierung werde die 
auf Zypern festgehaltenen Juden im wehr- 


pflichtigen Alter freilassen. Er lehnt es wegen 
der schwebenden Friedensverhandlungen auf 


Rhodos ab, eine Erklärung zur Palästinafrage 
' abzugeben, "und fordert die Vertagung der De- 


 batte. Am 26. Januar erhält die Regierungnah 


"Abschluß der Palästinadebatte bei der Ver- 
trauensfrage eine Mehrheit von 90 Stimmen. 
In London finden zwischen dem Premiermini- 
ster von Nordirland, Sir Basil Brooke, und 
"Premierminister Attlee abschließende Bespre- 
chungen über die Stellung Nordirlands nach 
dem Ausscheiden Eires aus dem Common- 
'wealth statt. 


19. Januar: Lord Henderson erläutert im Ober- 


haus die Ziele der britischen Deutschland- 


politik. 

Staatsminister MeNeil erklärt auf eine An- 
frage im Unterhaus, die Regierung mißbillige 
die Verhaftung des Kardinals Mindszenty, 
habe aber nicht offiziell dagegen protestiert. 


20. Januar: Das Handelsministerium gibt bekannt, 
die Gesamtausfuhr habe im Jahre 1948 
1,5833 Milliarden Pfund, das sind 445 Mil- 
lionen Pfund mehr als 1947, erreicht. Die Ein- 
fuhr habe 2,0795 Milliarden Pfund, die Wieder- 
ausfuhr 64,5 Millionen Pfund betragen, so daß 
sich das Defizit um 165 Millionen Pfund auf 
432 Millionen Pfund vermindert habe. 


21. Januar: Ein Sprecher des Außenministeriums 
gibt bekannt, britische und amerikanische Ver- 
treter untersuchten die niedrigen. deutschen 
Exportpreise, um die Länder, gegen die 

- Deutschland Krieg geführt habe, vor einer 
unfairen Konkurrenz zu schützen. Am 24. Ja- 
nuar gibt Handelsminister Wilson bekannt, 'er 

wolle mit Vertretern der Industrie zusammen- 


kommen, um ihre Klagen über den deutschen 


Wettbewerb anzuhören. 
25. Januar: Der Schlußbericht des Lynskey-Tribu- 


nals an das Parlament stellt Verfehlungen des 


früheren parlamentarischen Sekretärs im Han- 
delsministerium, John Belcher, und des frühe- 
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26. Januar: Eröffnung der Konferenz der Liber 
. Internationalen durch den Vorsitzenden S 
vador de Madariaga (Spanien) in London. 


27. Januar: Der Minister für Brennstoff und En 


21. Januar: Die "Republik Eire scheidet. aus 
. Verband des Commonwealth aus. 


25. Januar: In San Remo beginnen französ 


27. Januar: Der Kongreß der unter En von 


17. Januar: Im Haag wird im Zusammenhang mit 


22. Januar: Außenminister Stikker erklärt vor der 2 : ; 


kt rs der Bank. von Be, 


en für die Koloni 


gebiete zusammenzufassen. 


gie, Hugh Gaitskell, gibt im Unterhaus 
‘kannt, daß die britischen Gaswerke am 1. Ma 
in Staatseigentum übergehen sollen. 
Zusammenkunft des Konsultativrates der‘ N 
europäischen Union in London. Am 28. Ja 
wird die Bildung eines Europäischen Rates 
schlossen und Italien zur Teilnahme auf 
dert. Am 29. Januar erklärt der franzö 
N Schuman, Frankreich De 


schen r Regierung. 
Irland 


u talien 


zösische Kommunist Marcel Cachin betor 
einer politischen Versammlung in Rom, 
AISICHN, nach sei eine Aa 


ne en — Am 26. Januar 
die Leitung der italienischen Kommunistis 
Partei bekannt, mit der französischen Kom 
nistischen Partei sei eine engere Zusamı 
arbeit beschlossen worden. 


italienische Besprechumgen, über Grenzfrage 
beider Länder. = 


Saragat stehenden Italienischen Demokrati- 
schen Sozialistischen Partei in Mailand be- 
schließt den Verbleib ihrer Minister im Kabi- 
nett de Gasperi. 


Niederlande 


Finanzierungsfragen der Westeuropäischen 
Union eine Reihe von Besprechungen zwischen 
_ Feldmarschall Montgomery und dem nieder- 
‚ländischen Finanzminister, Lieftinck, beendet. 


Vereinigung der Auslandspresse im Haag, er 
sehe in Indonesien ein Chaos voraus, falls der 
amerikanische Vorschlag, den Indonesiern zum 
1. Juli 1950 die Souveränität zu übertragen, 
angenommen werde. 
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27. 


128. 


30. 


Norwegen 

Januar: Die Parlamentsfraktion der Arbeiter- 
partei billigt einstimmig die Politik der Regie- 
rung bei den interskandinavischen Verteidi- 
gungsverhandlungen in Kopenhagen. Außen- 
minister Lange erklärt vor dem Parlament, das 
Kopenhagener Treffen habe eine tiefgehende 
Meinungsverschiedenheit zwischen den nordi- 
schen Staaten über die Bedingungen und Fol- 
gen eines skandinavischen Verteidigungspak- 
tes gezeigt. 


Januar: Die skandinavischen Außenminister 
begrüßen auf ihrer halbjährlichen Tagung in 


. Oslo die vom Konsultatiyrat der Westeuropä- 


ischen Union geplante Bildung eines Europä- 
ischen Rates, 


Januar: Abschließende Besprechungen in Oslo 


zwischen Vertretern Norwegens, Schwedens 


und Dänemarks über den Abschluß eines skan- 
dinavischen Verteidigungspaktes scheitern vor- 


‚läufig an der Frage, ob ein solches Bündnis in 


18. 


28. 


2 


er 


26. 


ein umfassenderes Sicherheitssystem einbe- 
zogen werden soll. 


Österreich 


Januar: Die Regierung. gibt bekannt, Ungarn 
habe den österreichisch-ungarischen Vertrag 
von 1926 über den örtlichen Grenzverkehr zwi- 
schen den beiden Ländern gekündigt. 


Januar: Die sowjetische Delegation protestiert 
auf der Sitzung des Alliierten Rats erneut 
gegen.ein Ende 1948 abgeschlossenes Handels- 
abkommen Österreichs mit der Doppelzone. 
— Dem Rat geht ein Gesuch um die Zulassung 
einer unabhängigen sozialistischen. Partei zu. 


Polen 


. Januar: Der Vizepremier, Minister für die 


Westgebiete und frühere Generalsekretär der 
Kommunistischen Partei Polens, Wladislaw 
Gomulka, wird durch Alexander Zawadzki er- 
setzt. An Stelle des ehemaligen Ministerpräsi- 
denten Osobka Morawski wird Wladislaw 
Wolski Minister für öffentliche Verwaltung. 


Januar: Nach einem in Warschau veröffent- 
lichten Bericht der staatlichen Repatriierungs- 


“ verwaltung sind bis zum 1. Januar 1949 in 


Polen 9,1 Millionen Menschen umgesiedelt 


‘ worden. 2,2 Millionen Deutsche wurden aus 
‚ Polen ausgewiesen und 600000 Ukrainer und 


Weißruthenen nach der Sowjetunion repatri- 
iert. 2,2 Millionen Polen sind aus Westeuropa 
und Übersee und 1,5 Millionen aus den an die 
Sowjetunion abgetretenen polnischen Ostge- 
bieten nach Polen zurückgekehrt. 2,6 Millionen 
Polen wurden innerhalb des polnischen Staats- 
gebietes umgesiedelt, zum größten Teil nach 
dem südlichen Teil des ehemaligen deutschen 
Ostpreußens und den unter polnischer Verwal- 
tung stehenden deutschen Gebieten östlich der 
Oder und Neiße. 
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19. 


26. 


18. 


- _ Rumänien Eye 
Januar: Das. Sondergericht in Bukarest ver- 
hängt im Prozeß gegen die früheren Mitglie- 
der der Regierung Antonescu gegen 15 ehe- 
malige Minister Freiheitsstrafen bis zu zehn 
Jahren. 
Januar: In Bukarest wird ein gegenseitiger 
Beistandsvertrag zwischen Polen und Rumä- 
nien unterzeichnet. 


Schweden 


Januar: Außenminister Unden erklärt vor dem 
Reichstag, Schweden befürworte ein skandi- 


. navisches Verteidigungsbündnis, falls es nicht 


26. 


17: 


22, 


16. 


20. 


29. 


29 


in eine Blockbildung einbezogen werde und 
die skandinavischen Staaten im Kriegsfälle — 
außer wenn sie selbst angegriffen würden — 
neutral blieben. 

Januar: Der staatliche Ausschuß, der die Mög- 
lichkeit der Nationalisierung der schwedischen 
Banken überprüft, spricht sich gegen eine 
solche Maßnahme aus. 


Schweiz 


Januar: Der französische Außenminister, Schu- 
man, trifft zu einem zweitägigen Besuch in 
Bern ein. 


Januar: Gewerkschaftsführer aus zwölf west- 
europäischen Ländern treffen sich in Bern zu 
Beratungen über eine aktivere Teilnahme der. 
Gewerkschaften am Europäischen Wiederauf- 
bauprogramm. Walter Schevenols (Belgien) 
wird zum Leiter des gewerkschaftlichen Ver- 
bindungsbüros beim OEEC in Paris ernannt. 


Sowjetunion 


Januar: Durch Dekret wird ein einheitliches 
Ministerium für die Olindustrie geschaffen. Es 
steht unter der Leitung von N.K. Baibarov. 


Januar: Nach ‚Angaben der Statistischen Zen- 
tralverwaltung beim Ministerrat übertraf die 
Industrieerzeugung in der Sowjetunion im. 
Jahre 1948 die des vergangenen Jahres um 
27° und die des Jahres 1940 um 18%. 
Die vorjährige Getreideernte betrug rund 
114,8 Millionen Tonnen und erreichte damit 
fast den Ertrag des Jahres 1940. 


Januar: Der Moskauer Rundfunk kündigt die 
Schaffung eines Osteuropäischen Wirtschafts- 
rates an, in dem Vertreter Bulgariens, Polens, 
Rumäniens, der Sowjetunion, der Tschechoslo- 
wakei und Ungarns vertreten sein werden. Der 
Rat soll dem Austausch wirtschaftlicher Erfah- 
rungen, der gegenseitigen Gewährung techni- 
scher Hilfe und dem Austausch von Rohmate-. 
rialien, Nahrungsmitteln, Maschinen und indu- 
striellen Ausrüstungen zwischen den beteiligten 
Ländern dienen. Der Beitritt zum Rat steht an- 
deren europäischen Staaten offen, die sich mit 
den Prinzipien ‚des Rats einverstanden er- 
klären. 

Januar: Das Außenministerium veröffentlicht 
eine Erklärung, in der die Vereinigten Staaten, 
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. Großbritannien und Frankreich unter Hinweis 


30. 


Afrika 


31. 


auf den Brüsseler Pakt und den Marshall-Plan 
beschuldigt werden, eine Politik zu verfolgen, 
die gegen den Frieden gerichtet sei und auf die 
Vorherrschaft über andere europäische Natio- 
nen abziele. 

Die Regierung fordert Norwegen in einer Note 


auf, seine Haltung gegenüber dem Atlantik- 


pakt klarzustellen. 

Januar: Generalissimus Stalin erklärt in einem 
Interview mit dem International News Ser- 
vice, die Sowjetunion werde die Berliner 
Blockade aufheben, wenn die Westmächte die 
Errichtung eines westdeutschen Staates hinaus- 


‚schieben und sich zu einem Treffen des Außen- 
‚ ministerrates verstehen könnten, auf dem die 


Deutschlandfrage als Ganzes behandelt werde. 
Er habe gegen ein Treffen mit Präsident Tru- 
man nichts einzuwenden, und die sowjetische 
Regierung sei bereit, gemeinsam mit den Ver- 
einigten Staaten eine Erklärung abzugeben, 
wonach die beiden Staaten keine Kriegsab- 


sichten gegeneinander hegten. Nach einer sol- 


18. 


19. 


19: 


sa a REIN 
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chen Erklärung sei die sowjetische Regierung 
zu einer Abrüstung bereit. 


Spanien 
Januar: Der Primas von Spanien, Kardinal Pla 
y Deniel, fordert die Vereinigten Staaten in 
einem Interview auf, wieder einen Botschafter 
nach Madrid zu entsenden und Spanien wirt- 
schaftliche Hilfe zu gewähren. 


Tschechoslowakei 
Januar: In Prag wird bekanntgegeben, Präsi- 
dent Gottwald habe eine Gruppe katholischer 
Würdenträger, darunter den Erzbischof von 


Olmütz, empfangen. Am 23. Januar macht Dr. rE 


Alois Petr, der Vorsitzende der Katholischen 
Volkspartei, auf einer Parteiversammlung die 
Kirche für die mangelnde Zusammenarbeit 
zwischen Staat und Kirche in der Tschechoslo- 
wakei verantwortlich. 


Ungarn 
Januar: Die Regierung veröffentlicht ein Gelb- 
buch zum Fall des Kardinals Mindszenty. 


Wichtige Ereignisse in der übrigen Welt 


Südafrikanische Union 

Januar: Das Parlament lehnt mit 74 gegen 
64 Stimmen den Mißtrauensantrag ‘des Gene- 
rals Smuts gegen die Regierung ab. 


Amerika 


Argentinien 


19. Januar: Im Zuge der Reorganisation der Wirt- 


26. 


26. 


30, 


schafts- und Finanzverwaltung werden ein 
Finanz- und ein Wirtschaftsministerium ein- 
gerichtet. An ihre Spitze treten der stellver- 
tretende Handelsminister, Dr. Alfredo Gomez 
Morales, und der Wirtschaftsberater im Außen- 
ministerium, Dr. Roberto Antonio Ares. Der 
Präsident der Zentralbank, Orlando Maroglio, 
tritt zurück. Die Zentralbank wird dem Finanz- 
ministerium unterstellt. Am 27. Januar tritt 
der Präsident des nationalen Wirtschaftsrates, 
Miguel Miranda, zurück. 


Chile 


Januar: Ministerpräsident Gabriel Gonzalez 
Videla hebt die seit 18 Monaten bestehenden 
u Raelleh der Regierung auf. 


Kanada 
Januar: Der britische Generalgouverneur, Lord 


Alexander, eröffnet die neue Sitzung des Par- 
laments. Er bezeichnet die Billigung des At- 


lantikpaktes als dessen derzeitige Hauptauf- 


gabe. Paraguay 


Januar: Die Regierung unter Präsident Juan 
Natanicio Gonzalez wird gestürzt. Verteidi- 
gungsminister General Raimundo Rolon wird 
von der Nationalversammlung zum provisori- 
schen Präsidenten ernannt. 
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Venezuela 
Januar: 10000 Olarbeiter im Gebiet von Mara- 


caibo treten aus Protest gegen das derzeitige _ 


Militärregime in den Streik. 


Vereinigte Staaten 
Januar: Der stellvertretende Administrator der 
ECA, Howard Bruce, tritt zurück. 
Januar: 
Antrittsrede vier Hauptziele der amerikani- 
schen Außenpolitik: Unterstützung der Ver- 


einten Nationen, Fortsetzung des Europäischen 0 | 


Wiederaufbauprogramms, Abschluß eines At- 
lantikpaktes und Gewährung wissenschaft- 
licher und industrieller Hilfe an wirtschaftlich 
rückständige Gebiete. Am 26. Januar nimmt 
Außenminister Acheson ausführlich zu diesem 
neuen Hilfsprogramm des Präsidenten Stel- 
lung. Die laufenden Verhandlungen über den 
Atlantikpakt will er möglichst schnell zu einem 
erfolgreichen Abschluß führen. Am 27. Januar 
gibt Präsident Truman auf einer Pressekon- 
ferenz bekannt, daß er Außenminister Acheson 
beauftragt habe, vorläufige Pläne für eine 
technische Unterstützung wirtschaftlich zurück- 
gebliebener Staaten auszuarbeiten. 

Januar: Associated Press berichtet aus 
Washington, Frankreich und Großbritannien 
hätten sich einverstanden erklärt, 117 zur 
Demontage vorgesehene Betriebe in West- 
deutschland zu belassen. Das amerikanische 
Außenministerium, das sich auf den Bericht 
des Humphrey-Ausschusses stütze, habe vor- 
geschlagen, 167 Betriebe von der Demontage- 
liste abzusetzen. 

Januar: Die ECA gibt. bekannt, sie habe ein 
neues System ausgearbeitet, unter dem den 


1933 


Präsident Truman nennt in seiner 


a aluri 


Een 


x 


Hilfe eines Rotationsfonds, den die ECA zur 
Verfügung stellt, ein Konto bei der Federal 
Reserve Bank in New York. 

In Washington beginnt unter Teilnahme von 
52 Nationen eine internationale Weizenkon- 
.  ferenz. 

27. Januar: Der sowjetische Botschafter in 
Washington, Alexander Panyuschkin, erklärt 
auf der wöchentlichen Sitzung der Fernost- 


. Regierung habe mit der Herausgabe ihrer 
 Direktive vom 10. Dezember 1948 über den 
Wiederaufbau der japanischen Wirtschaft die 
Fernostkommission ignoriert. 


„schaftliche Zusammenarbeit kritisiert in seinem 
Bericht an den Kongreß über die ersten neun 
Monate des ERP die Anleihepolitik der ECA. 
Die ECA habe darauf bestanden, daß im ersten 
Wiederaufbaujahr Anleihen in Höhe von einer 

. Milliarde Dollar an Länder gegeben würden, 
die zum Teil nicht in der Lage seien, die An- 
; leihen zurückzuzahlen. Ferner werden die 
 alliierte Demontagepolitik in Westdeutschland 
und das Vorhaben des Administrators Hoff- 
.. man beanstandet, die Klausel des Gesetzes 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit, nach der 
 50°/0 der Warenlieferungen auf amerikanischen 
Schiffen transportiert werden müssen, abzu- 
schaffen. 

9. Januar: Präsident Truman ersucht den Kon- 
. greß, das Taft - Hartley - Gewerkschaftsgesetz 
aufzuheben und das Wagner-Gesetz aus der 
0... Zeit des Präsidenten Roosevelt mit einigen 
 Abänderungen, die der Regierung größere 
u ' Vollmachten geben sollen, wieder in Kraft zu 
Be . „setzen. 


a Burma Er 

1. Januar: 17 Minister des Kabinetts Thakin Nu 
treten zurück, um dem Präsidenten die Bil- 
dung einer kleineren, jedoch arbeitsfähigeren 
_ Regierung zu ermöglichen. 
28. Januar: Aufständische besetzen vorüber- 
gehend den niederburmesischen Flughafen 


‚Bassein, 


China 
3. Januar: Nationalchinesische Truppen räumen 


von Nanking. Am 23. Januar stoßen kommu- 
nistische Truppen entlang der Eisenbahnlinie 
Tientsin — Pu-kou auf Pu-kou, gegenüber 
Nanking auf dem Nordufer des Jangtse, vor. 
— Am 22, Januar wird nach Abschluß eines 
Walffenstillstandsabkommens Peking den Kom- 
munisten übergeben. 

. Januar: Die sowjetische Regierung lehnt die 
Bitte der chinesischen Zentralregierung auf 
Vermittlung im Bürgerkrieg ab. Die Vereinig- 
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-  ERP-Ländern unmittelbar Dollars zum Erwerb 
der Hilfsgüter zugeteilt würden. Die 19 Teil- 
' nehmerländer eröffnen zu diesem Zweck mit 


'kommission in Washington, die amerikanische 


Der Kongreßausschuß für ausländische wirt- 


die Stadt Peng-pu, etwa 100 Meilen nördlih 


>in ittlung ebenfalls abgelehn 
19. Januar: Die Nationalregierung teilt mi 


Am 21. Januar zieht sich Generaliss 


Tschiangkaischek auf seinen Geburtsort Feng- 


hua in der Provinz Tschekiang zurück. Das 
Amt des Staatspräsidenten übernimmt der 
bisherige Vizepräsident, Li Tsung-jen. Am 
24. Januar tritt der ehemalige Ministerpräsi- 
dent T. V. Soong als Gouverneur der Provinz 
Kwangtung zurück. ? 


Die Nationalregierung drückt in einer Erklä- 


rung ihre Bereitschaft zur sotortigenEinstellung 


der Kampfhandlungen und zur Aufnahme von 
Friedensverhandlungen mit den Kommunisten 


aus. Am 27. Januar verlangen die Kommu- 
nisten über ihre Rundfunkstation erneut die 
Verhaftung: der von ihnen als Kriegsver- 
brecher bezeichneten nationalchinesischen Po- 


litiker, bevor Friedensverhandlungen begin- 
Am 28. Januar fordert der 


nen könnten. 
amtierende Staatspräsident, Li Tsung-jen, Mao 
Tse-tung auf, eine Delegation, den Zeitpunkt 
sowie den Ort für Friedensverhandlungen zu 
bestimmen. Li Tsung-jen weist darauf hin, daß 


er bereits die acht Bedingungen Mao Tse-tungs 


vom 14. Januar als Grundlage für Friedens- 
besprechungen angenommen habe. Am 24. Ja- 


nuar wird in Nanking offiziell bekanntgege- 
ben, der politische Zentralrat der Kuomintang 
habe die Anträge des amtierenden Präsiden- 


ten, Li Tsung-jen, auf Aufhebung des Kriegs- 


rechts, auf Freilassung sämtlicher politischer 
Gefangenen sowie auf Aufhebung aller Ver- 


ordnungen, die im Widerspruch zur Demo- 
kratie stehen, gebilligt. | 
24. Januar: Nach einer AP-Meldung aus Nan- 


king kehrt die amerikanische Militärmission 


nach den Vereinigten Staaten zurück. 


Indien 


23. Januar: Die Asienkonferenz in Neu-Delhi for- 


dert in einer Entschließung an den Sicherheits- 
rat die Schaffung der Vereinigten Staaten von 
Indonesien zum 1. Januar 1950. 


Indonesien ; 
18. Januar: Der niederländische Ministerpräsident, 
Dr. Drees, hat in Batavia eine Unterredung 
mit dem früheren republikanischen Minister- 
präsidenten Dr. Sjahrir. 


| Israel 
16. Januar: In Nas en-Nakurak beginnen Waffen- 
stillstandsverhandlungen zwischen Israel und 


Libanon. Ein am 19. Januar erzieltes Abkom- 


men soll nach Abschluß der Verhandlungen 
in Rhodos unterzeichnet werden. Nach einer 
Erklärung Außenminister Shertoks sind mit 
Transjordanien ebenfalls Verhandlungen im 
Gange. — Am 17. Januar werden auf Grund 
eines in Rhodos erzielten Abkommens die 
Verwundeten der von jüdischen Streitkräften 
bei Faluja eingeschlossenen ägyptischen Trup- 
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hergestellt. Am 
\gypten und Israel 
am $8 J anuar verein- 


a = Sins Vermittler Dr. 
der israelischen und der ägyptischen 
Delegation einen von ihm nl ycardeteien 
S Friedensplan. 
18. Januar: Die israelische Regierung weist er- 
 neut einen britischen Protest über den Ab- 
schuß der fünf britischen Flugzeuge zurück. 
Die Export-Import-Bank- ‚gewährt Israel einen 
‚Kredit von 35 Millionen Dollar zum Ankauf 
BR: landwirtschaftlicher Ausrüstung in den Ver- 
Er einigten Staaten. Weitere 65 Millionen Dollar 
„sollen bis zum 31. Dezember 1949 für die »Fi- 
nanzierung von Verkehrsprojekten, Woh- 
‚nungsbau und Se une Bauten verfügbar 
gemacht werden. 

5. Januar: Bei den ersten aligetzeinen Wahlen 
werden insgesamt 427000 Stimmen abgegeben. 

Die 120 Sitze für die Verfassunggebende Ver- 
sammlung verteilen sich wie folgt auf die ein- 
zelnen Parteien: Mapai (Arbeiterpartei) 46, 
Mapam (Linkssozialisten) 19, Vereinigte reli- 
. giöse Partei 16, Cherut (Irgun Zwai Leumi) 14, 
Allgemeine Zionisten 6, Kommunisten 5, Lehi 
(Sterngruppe) 1; die restlichen Sitze entfallen 
auf Splitterparteien. 

‚31. Januar: Ministerpräsident David Ben Gurion 
4 gibt in einer Rundfunkansprache ein Regie- 
 Tungsprogramm bekannt, das, falls er weiter- 
hin amtiert, die Grundzüge seiner Politik dar- 
' stellen soll: gemeinsame Verantwortlichkeit 
der Regierungsparteien, Freundschaft mit den 

Vereinigten Staaten und der Sowjetunion, 
eine jüdisch-arabische Allianz, loyale Unter- 
stützung der Vereinten Nationen und gleiche 


Rechte für alle Bürger ohne Rücksicht auf 


Rasse, Staatsangehörigkeit und Geschlecht. 
Ki “e Japan 
23. Januar: Es finden Parlamentswahlen statt. 
Von den 466 Sitzen erhalten die Liberale Par- 
tei des bisherigen Ministerpräsidenten Yo- 
shida 262, die Demokraten 70, die Sozialisten 
‚49, die Kommunisten 36 und die Genossen- 
schaftsbewegung 13 Sitze; auf Splitterparteien 
entfallen 36 Sitze. 


Korea 

18. Januar: Die britische Regierung erkennt die 
Regierung in Söul für den Bereich der süd- 
koreanischen Republik an. 

27. Januar: Nach Berichten der südkoreanischen 
Polizei haben Einheiten der nordkoreanischen 
Volksarmee am 26. Januar eine Ortschaft auf 
'südkoreanischem Grenzgebiet besetzt. 


A Pakistan 
'16. Januar: Außenminister Sir Zafrullah Khan er- 
klärt in einer Rede in Lahor, das Britische 
Commonwealth habe sich in Zeiten der Ge- 
“ 
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Organisation der Vereinten Nationen 


17: 
. nungskommission für Palästina in Genf, der 


. Januar: Die Vereinigten Staaten, China, Kuba 


Tan Die Regierung Gunaltay erhält mit 

391 gegen 42 Stimmen das Vertrauen der 
Nationalversammlung. ER, 
Januar: Der zum 286. Okumenischen Patri- 
archen der griechisch-orthodoxen Kirche ge- 
wählte Erzbischof Athenagoras I. von Kon- 
stantinopel wird in der St. Georg-Kathedrale 
in Istambul inthronisiert. Er 


Australien ; 
Neuseeland ee 
Januar: Der amtierende Ministerpräsident, yo 
Nash, erklärt in Wellington, seine Regierung 
befürworte, entgegen anderslautenden Mel- 
dungen, den Vorschlag der Vereinigten Staa- = 
ten für eine internationale Bang des ant- F 
arktischen Streitfalles. 


Januar: Auf der ersten Sitzung der Versöh- 


Vertreter der Vereinigten Staaten, Frankreichs 
und der Türkei angehören, wird Hussein 
Cahid Yalkin (Türkei) zum Vorsitzenden ge- 
wählt und beschlossen, das Hauptquartier am 
24. Januar in Jerusalem zu eröffnen. — Dr. 
Bunche ersucht den Sicherheitsrat, seine Funk- 
tionen als Vermittler der neuen MerSChnumge & 
kommission zu übertragen. RR 


und Norwegen unterbreiten dem Sicherheits- 
rat eine Resolution, in welcher die Schaffung 
der Vereinigten Staaten von Indonesien zum 
1. Juli 1950 gefordert wird. Der Plan wird am 
28. Januar angenommen. Die sowjetische For- 
derung auf Abzug der niederländischen Trup- 
pen aus Indonesien wird abgelehnt. Der 
Sicherheitsrat fordert erneut die sofortige ve 
Feuereinstellung und die Freilassung der in- 
donesischen Führer, die von den niederländi- 
schen Behörden noch gefangengehalten wer- 
den. Am 24. Januar erklärt der Vermittlungs- 
ausschuß der Vereinten Nationen in Batavia 
in einem Bericht an den Sicherheitsrat, die 
militärische Aktion der Niederlande und die 
sich daraus ergebenden Guerillakämpfe hät- 
ten die Indonesische Republik in ein Land 
ohne Gesetz und Ordnung verwandelt. 
Januar: Der Treuhandschaftsrat eröffnet seine 
vierte Sitzung in Lake Success. Auf der 
Tagesordnung stehen Fragen der Treuhand- 
schaftsgebiete Tanganjika, Togoland und Ka- 
merun. ) 

Januar: Zusammentritt der kleinen Vollver 
sammlung in Lake Success unter Vorsitz von 
Dr. Louis Padilla Nervo (Mexiko). ' 
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. «Subordination generale du probläme &cono- 
mique au probleme politique» — so beginnt der 
entscheidende Abschnitt des Briandschen Memo- 
randums vom 14. Mai 1930 über die Organisation 
einer Europäischen Föderalistischen Union. Dort 
heißt es weiter: „Da jede weitere Möglichkeit des 
Fortschritts auf dem Wege der Wirtschaftsunion 
in allen Einzelheiten (Tigoureusement) bestimmt 
_ wird durch die Frage der Sicherheit und da die 
. Frage der Sicherheit selbst intim mit der Frage 
des möglichen Fortschritts auf dem Wege der poli- 
tischen Union verbunden ist, muß sich das kon- 
.  struktive Bemühen, das darauf abzielt, Europa 
seine organische Struktur zu geben, vor allem auf 
der politischen Ebene bewegen. Auch die großen 
. Linien der europäischen Wirtschaftspolitik müs- 
sen sich dann noch auf dieser Ebene entwickeln, 
ebenso wie die Zollpolitik jedes einzelnen euro- 
päischen Staates. 
Die Präambel des Pariser Wirtschaftsberichtes 
der sechzehn Nationen vom 22. September 1947 
beginnt dagegen mit dem Satz: „Als Antwort auf 

' die Rede Mr. Marshalls vom 5. Juni 1947 sind die 

Vertreter der sechzehn beteiligten Länder in Paris 
'  zusammengekommen, um ein Wiederaufbaupro- 
' gramm für die Wirtschaft aufzustellen und um zu 
E entscheiden, in welcher Weise und in welchem 
Umfang diese Länder durch ihre individuellen und 
gemeinsamen Anstrengungen dieses Programm 
erfüllen können.” 

Der europäische Wiederaufbau wurde also 
nach dem Zweiten Weltkrieg auf übernationaler 
Ebene in Angriff genommen, ohne daß vorher die 
Frage der politischen Sicherheit gelöst worden 
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ice m’est pas le chapeau qui compte, c'est la tete» 


j: RER Nr | Wirtschaftliche Sanierung und politische Befriedung 


Berg 


dieses „Sanierungsplanes“ Aa a d 
daß durch den Fortschritt der wirtschaftlichen E - 
holung die Bedeutung der politischen Sich 
zurücktritt und daß dadurch eine Einigung 


lich wird. 

Im Grunde schwingt dabei op die Hein } 
mit, daß die politischen Konfliktstoffe durch 
wirtschaftliche Erholung bis auf einen am Ko 
renztisch der Diplomaten zu ER HDEndeN | 
„entschärft" werden können. : 
Die una des Pariser Wirtschafts 


ker Gläubiger von einem Santerungskendie 
seiner Hauptschuldner erwarten würde. Zunäch 
werden die Produktionsziele festgelegt, deren Eı 
reichung für die selbständige wirtschaftliche Le- 
bensfähigkeit — viability — der Teilnehmerlä; eh 
der unerläßlich erscheint. Dann werden die Vor- 
bedingungen für die Schaffung und Aufrechterh ! 
tung der inneren finanziellen Stabilität dieser 
Länder und die Möglichkeiten einer Verstärkung 
ihrer wirtschaftlichen Zusammenarbeit untersucht. a & 
Schließlich wird als Endziel für 1951 die Verringe- 
rung des europäischen Dollardefizits auf ein Maß 
festgelegt, das mit normalen Mitteln und ohnebe- 
sondere äußere Hilfe gedeckt werden kann. z 
‘Die Opfer und Anstrengungen, die zur Errei- 
chung dieses Zieles notwendig sind, sollen ihre 
Belohnung in einer für die nahe Zukunft voraus- 
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_ UMSCHAU- 


berechneten wirtschaftlichen Prosperität finden 


und diese soll dann die Voraussetzung für eine’ 


politische Konsolidierung bilden. 


Briand dagegen, von der Vorrangstellung des 
Politischen und der Forderung nach absoluter 
Sicherheit ausgehend, fand es in seinem Memo- 
randum „völlig logisch und normal, daß die wirt- 
schaftlichen Opfer, die von der Gemeinschaft ge- 
bracht werden müssen, ihre Rechtfertigung in 
nichts anderem als der Entwicklung einer politi- 
schen Situation finden, die ein Vertrauen zwi- 


° 


schen den Völkern und eine echte Betriedung det: 3 
Geister ermöglicht." re 
Diese kurze Gegenüberstellung zeigt, wie sehr A 
heute die vorwiegend von praktischen Gesichts- z 
punkten bestimmte Haltung der Angelsachsen die 
Problemstellung der Europapolitik beherrscht. Sie 
erklärt aber vielleicht auch gewisse Unklarheiten, 
die immer wieder die Unterscheidung zwischen 
der politischen Zielsetzung und den wirtschaft- 
lichen Erfolgsüberlegungen des Europäischen Wie- 
deraufbauprogramms erschweren. 


Methoden und Risiken des „Programmierens” 


; Der Versuch der Pariser Organisation, die Pläne, 
Vorausberechnungen und Schätzungen für die ge- 
samte wirtschaftliche Tätigkeit so vieler und so 
verschiedenartiger Länder zu koordinieren und zu 
. vereinheitlichen, ist ohne Vorgang in .der Ge- 
schichte. Er ist allerdings durch seinen vorwiegend 
technischen Charakter nur wenig dazu angetan, 
das Interesse breiter Schichten zu wecken. Waren 
doch allein zur Fertigstellung des ersten Jahres- 
 planes über 750 Sitzungen technischer Ausschüsse 
notwendig, deren Koordinierung einen ganz neuen 
Stil der internationalen Zusammenarbeit notwen- 
dig machte, die man jetzt im englischen Sprachge- 
brauch häufig mangels eines passenderen Aus- 
druckes als „Programmieren — programming — 
bezeichnet. Damit soll der tatsächlich gegebene 
Unterschied gegenüber der Planungstätigkeit im 
Sinne planwirtschaftlicher Lenkung hervorge- 
hoben werden. 


Bei dieser Programmfestlegung geht es zu- 
nächst einmal darum, gegenüber der Vielfalt der 
nationalen Erhebungsmethoden einheitliche stati- 
stische Grundsätze zu ermitteln und Ausdrucks- 
möglichkeiten zu finden, um die außerordent- 
lichen komplexen Zusammenhänge der einzelnen 
Volkswirtschaften klar darzustellen. Erst im drit- 
ten Planquartal des europäischen Hilfsprogramms 
wurde eine einigermaßen zufriedenstellende Me- 
thode für die statistische Vereinheitlichung der 
Länderprogramme entwickelt. Ein weiteres Quar- 
tal ging darüber hin, ehe es möglich war, allge- 
meine Grundsätze für die Aufstellung der Pro- 
gramme, für deren Überprüfung und für die 
Ausrichtung der Jahresprogramme auf die lang- 
fristigen Ziele des Wiederaufbauplanes zu ent- 
wickeln, 
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Ein Aktionsplan, der so große Massen in Be- 
wegung setzt, kann — wenn er einmal angelaufen 
ist — nur noch in Einzelheiten abgeändert wer- 
den. Die strategische Gesamtkonzeption kann auf 
wirtschaftlichem Gebiet wie auch in der Politik 
und der Kriegführung nicht mehr wesentlich ver- 
ändert werden, wenn die Truppen einmal auf dem 
Marsch sind. DerErfolg desSanierungsprogramms 
hängt daher entscheidend von der Gründlichkeit 
und Weitsicht der theoretischen Vorbereitungs- 
arbeiten ab. Die auf Hilfe wartenden Wirtschafts- 
kreise und die von der Not der Nachkriegszeit be- 
drängten Massen mußten freilich in den langen 
Monaten des „Programmierens‘ den Eindruck ge- 
winnen, es geschehe nichts oder doch sehr wenig, 
um den groß angekündigten Plan in die Tat um- 
zusetzen. Das größte Risiko für das ganze Projekt 
bestand daher in der Zeit, als die ganze Konzep- 
tion sich gleichsam noch im embryonalen Zustand 
befand. In jedem Augenblick konnte die wirt- 
schaftliche Bedrängnis durch innere Unruhen oder 
äußere Verwicklungen in allgemeines Chaos um- 
schlagen und alle guten Absichten der Planer im 
Keim ersticken oder das Programm selbst bis zur 
Unkenntlichkeit verstümmeln. Es mußte also eine 
wirtschaftliche Überbrückungshilfe improvisiert 
werden, wofür wiederum ein „Plan im Plan‘ not- 
wendig war, um das Risiko der Anlaufzeit zu ver- 
ringern und mögliche störende Eindrücke aufzu- 
fangen. Diese Überbrückungshilfe hatte optisch 
und psychologisch gleichsam als Platzhalter des 
großen Programms zu stehen, um überhaupt noch 
eine Kerntruppe für dessen Durchführung bei der 
Stange zu halten. 

Betrachtet man das europäische Hilfsprogramm 
im ganzen, so Zeigt sich schon heute — obwohl 
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a 
' „WERE 


das erst 
\ ‚daß die] Hoffnungen der Anfangszeit auf eine voll- 
I. ständige wirtschaftliche Sanierung kaum in Erfül- 
lung gehen werden. Die Umstellungen, die not- 
wendig sind, um die Teilnehmerstaaten wirklich 
selbständig wirtschaftlich lebensfähig zu machen, 
werden sich nicht in so kurzer Zeit bewerkstelli- 
gen lassen. Neben der Heilung der materiellen 
Kriegsschäden und der Anpassung an eine völlig 
veränderte Welthandelslage wird vor allem eine 
gewaltige geistige Umstellung notwendig sein, 
um die Probleme zu lösen, die Europa im ganzen 
und jeder Nation im einzelnen in dem Zeitalter 
der globalen Strategie und der Atomwaffen auf- 
' gegeben werden. (Die Probleme, die in den vor- 
hergehenden Folgen an dieser Stelle gestreift 
wurden — Revision des deutschen Geschichts- 
bildes, Kooperation oder Föderation, Völkerrecht 
und internationale Ordnung —, stellen erst einen 
kleinen Ausschnitt aus dem zu bewältigenden 
' Aufgabenkreis dar.) 


Im großen gesehen kommt also dem gegenwär- 


tigen Europäischen Wiederaufbauprogramm selbst 
nur der Charakter einer Überbrückungshilfe zu, 
die als Platzhalter einer rechten und durchgreifen- 
den europäischen Erneuerung dienen kann. Die 
Probleme der „Marshallplan-Zeit‘ sind daher — 
nur in größere Dimensionen übertragen — die 


gleichen, wie sie in der Anfangszeit der Organisa- 


- tion für europäische wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit zu lösen waren. Zunächst einmal müßte auf 


Spekulation 


Das. volle Ausmaß der Gefährdung, dem diese 
ersten Keime einer europäischen Neuordnung 
_ ausgesetzt sind, wird erst deutlich, wenn man ein- 
mal die umhegten Gefilde der westlichen Gesell- 
schaftsordnung mit ihren so stark vom 18. Jahr- 
hundert her geprägten Vorstellungen von Staat, 
Persönlichkeit und Freiheit verläßt: Vom Stand- 
punkt der marxistisch- leninistischen Lehre aus 
stellen sich die hier geschilderten Möglichkeiten 
einer europäischen Sanierung nur als ein Inter- 
mezzo in dem unaufhaltsamen Verfallsprozeß dar, 
dem die gesamte kapitalistische Welt auf Grund 
der ihr innewohnenden Widersprüche und der 
Überlegenheit des in der Sowjetunion verwurzel- 
ten revolutionären Sozialismus verfallen ist. Von 
dort her gesehen ist die Auflösung der bürgerlich- 
kapitalistischen Welt ein Naturvorgang, der durch 
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Tanja noch nicht lanikı se —, 


‚allen Gebieten eine europäische ee 


geschaffen werden, die es überhaupt ermöglicht, 
gegenüber der Vielfalt der nationalen, historisch 


bedingten Nuancen einen gemeinverständlihen 


und allgemein anerkannten Inhalt für die Leit- 


begriffe des wirtschaftlichen und politischen Den- 


kens zu finden. Dann erst würde es möglich sein, 
Methoden der Integration der verschiedenen 
nationalen Lebensauffassungen auf der höheren 


Ebene einer gesamt-europäischen Haltung zuen- 


wickeln. 


Betrachtet man das ganze europäische Hilfs- 


programm als großangelegte Überbrückungshilfe 
für eine wirklich europäische. Erneuerung, als 
„Plan im Plan‘, so wird deutlich, wie sehr sich die 


gegenwärtigen Verhandlungen über die künftige 


politische Gestalt Europas noch im embryonalen 


Stadium befinden. Sie sind wie die ersten vor- I 


sichtigen Triebe, die sich an warmen Märztagen 


an die Luft wagen und jederzeit von dem wieder- 


kehrenden Frost zerstört werden können. 


Da aber wirtschaftliche Überlegungen den Aus- se 


gangspunkt des ganzen Wiederaufbaugrogrammes 
bilden, besteht die Gefahr, daß die wirtschaftliche 


Erholung, die auch im besten Falle nur eine Teil- 
erholung sein wird, als Selbstzweck genommen 


wird. Die mit so großen Anstrengungen gewon- 


nene Atempause würde aber völlig nutzlos ver- 


streichen, wenn sie nicht für eine grundlegende 


politische und soziale Neuorientierung genutzt 


wird. 


a la Baisse 


zeitweilige Scheinblüten der innerlich, morschen 
kapitalistischen Wirtschaftssysteme aufgehalten 


oder durch Vorstöße der sozialistischen Revolu- 
tion als „Geburtshelfer der mit Notwendigkeit zur 


Welt kommenden Neuordnung“ beschleunigt wer- 
den kann. Sein Ausgang steht aber außer Zwei- 
fel. Früher oder später muß daher Europa nach 
diesen Überlegungen für die sozialistische Revo- 
lution reif werden, sei es durch erneute wirt- 
schaftliche Krisen, sei es. durch interne Kämpfe 
der kapitalistischen Staaten untereinander oder 
durch eine entscheidende Auseinandersetzung mit 
der Sowjetunion. Das einzige Risiko, mit dem die 
sowjetische Politik zu rechnen hat, liegt daher in 
einer Unterschätzung der Wirtschaftskraft der 
Vereinigten Staaten, die der eigentliche Rückhalt 
der europäischen Sanierungsbestrebungen ist. 


1939 


Die Vereinigten Staaten stellen heute dieser — 
wie Churchill einmal sagte — „kühlen Weisheit 
5 u den Begriff der er — 


= eraufbauprogramm gedacht. Die Aulkete kündigte 
Prösident Truman in seinem Plane eines "Fair 


Wr R ist aber klar, daß gegenüber einer so univer- 
len Gefährdung, deren eigentliche Wurzel ja in 
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Die Entschließungen des XVIII. Parteikongresses der 
KPdSU (B) vom 20. März 1939 betreffend Änderungen 
des Statuts der KPdSU (B). In: Entschließungen, 

_ Teil II, S. 746—755. 
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werden. Sie muß ihre Befriedigung und Befrie- 


Die Verfassung der bolschewistischen Partei | 


"Bibliopraphische Hinweise zum Beitrag auf Seite 1941 bis 1955 


- Europa selbst, in seiner geistigen Inc 
keit und Unsicherheit liegt, eine Garant | 
wirtschaftlichen Sicherheit ebensowenig möglich 
‚ist, wie die politische Sicherheitsgarantie, die 
Briand vorschwebte. 

„Das zentrale Problem der Demokratie ist die 
_ Unsicherheit der Freiheit‘, bemerkte Acton ein- 
mal. Die tägliche Sorge um den Fortbestand einer 
Gemeinschaft, welche die Lebensbedingungen der g 
Freiheit aufweist, gehört eben zu den Grundtat- 4 
sachen unseres Daseins. Sie wird uns durch kein. 
wirtschaftliches Programm abgenommen. Ihr kann E 
nur die Verantwortung für eine ordnende Ge- 
staltung des sozialen Lebens entgegengesetzt 


dung in sich selbst tragen. Ch 


Das Kommunigqusg, die Deklaration und die Resolution 3 
der Gründungskonferenz des Kominform. In: En ER. 
schewik, 1947, Nr. 19, S. 14. 
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Eu RE bewegende und Ienkende Kraft des Sowjet- 
ü se ist die bolschewistische Partei. Wer das 


; muß sich daher mit der Verfassung der bolsche- 
“4 wistischen _ Partei beschäftigen. Hierbei 
zwischen zwei verschiedenen Seiten der Partei- 
3 M verfassung ein Unterschied gemacht werden, näm- 
“ lich zwischen der formellen und der materiellen 
Verfassung der Partei. Die formelle Parteiver- 
PN fassung tritt im Parteistatut in Erscheinung, wäh- 
u ‘rend die materielle Parteiverfassung. aus dem 

Parteiprogramm und darüber hinaus aus der un- 
. geschriebenen institutionellen Ordnung der bol- 
PN: . schewistischen Partei zu ersehen ist. Die formelle 
4 Parteiverfassung ist Bestandteil der materiellen 


m Rechtsverfassung, die materielle Parteiverfassung 


fassung des Sowjetstaates. Nachstehend soll die 
Verfassung der bolschewistischen Partei in der 
Weise betrachtet werden, daß zunächst die Ent- 


A 


I wicklung der formellen und anschließend die Ent- 
wicklung der materiellen Parteiverfassung zur 


Darstellung gelangt. f 

Die Gründung der SDAPR, der Sozialdemokra- 
tischen Arbeiterpartei Rußlands, aus der später 
die KPdSU (B), die Kommunistische Partei der 
4 _ Sowjetunion (Bolschewisten), hervorgegangen ist, 
' erfolgte im März 1898 auf einer Zusammenkunft 
in Minsk, die später als I. Parteikongreß der 
SDAPR bezeichnet worden ist. Auf dem II. Par- 

teikongreß der SDAPR, der im Sommer 1903 in 
' Brüssel und London tagte, wurden ein Parteipro- 
. gramm und ein Parteistatut angenommen. Hier- 
bei trat der Gegensatz zwischen den Bolsche- 
wisten, den Vertretern der radikalen Richtung, 
und den Menschewisten, den Vertretern der ge- 


v Erkg 


* Diese Untersuchung ist im Hinblick auf den bevor- 
stehenden: XIX. Parteikongreß der Kommunistischen 
Partei der Sowjetunion, der sich mit der Frage der 
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Die Verfassung der bolschewistischen Partei’ 
Von Dr. Walter Meike 


tiefere Wesen des Sowjetstaates erkennen will, 


muß. 


‘Dauer. Die endgültige Spaltung erfolgte auf 


. dagegen Bestandteil der politischen Gesamtver-. 


„neues en angenommen. Etwa 


mäßigten Richtung innerhalb der Partei, 
mals in Erscheinung. Der ine Parteikon 


als Gegenparteitag in Genf veranstaltet. Sp te 
kam es wieder zu einer äußeren Einigung, so. 
der IV. Parteikongreß im April 1906 von be; 
Richtungen gemeinsam in Stockholm veranst 
wurde. Die Einigung war jedoch nicht von la 


VI. Parteikonferenz in Prag im Januar 1 
Unter der een BRABR (B), d. h. So 


Me Richtung als selbständige Partei 
Ben eine eigene N 


die SDAPR ®) in KPR (B), d.h, En, 
Partei Rußlands (Bolschewisten), umbenannt, / 
dem VII. Parteikongreß im März 1919 wurde 


Da eungen: Nachdem sich durch den N 
schluß oppositioneller Parteimitglieder aus der 
Partei die Gesamtzahl der Parteimitglieder in den 


bot das sogenannte Lenin - Aufgebot der Partei a 
anläßlich des Todes Lenins Gelegenheit, durch 
eine Massenwerbung neue Mitglieder für die a 


Änderung des Parteiprogramms und des Parteistatuts 
befassen wird, geschrieben. 


1941 


STAATSFORM UND VERFASSUNGEN 


Partei zu gewinnen. Anläßlich der Gründung der 
UdSSR wurde die KPR (B) in KPdSU (B) umbe- 


_  nannt. Ferner wurde ein neues Parteistatut aus- 


gearbeitet. Die Annahme dieses neuen Statuts 
erfolgte auf dem XIV. Parteikongreß im Dezem- 
ber 1925. Später ist das Statut der KPdSU (B) 
von 1925 noch zweimal durch ein neues Statut 
ersetzt worden, und zwar zunächst durch das vom 
XVII. Parteikongreß im Januar angenommene 
Parteistatut und später durch das vom XVIII. Par- 
teikongreß im März 1939 angenommene, gegen- 
wärtig geltende Statut der KPdSU (B)*. 


II. Die Entwicklung des. Parteiprogramms 
Bereits im Parteiprogramm der SDAPR von 1903 
wurde als Ziel der Partei die Errichtung der Dik- 
tatur des Proletariats gefordert. Diese Forderung 
wurde in folgender Formulierung zum Ausdruck 


‚gebracht: = 


„Indem sie das Privateigentum an den Mitteln der 
Produktion und des Güterverkehrs durch ein gesell- 
schaftliches Eigentum ersetzt und eine planmäßige 
Organisation des gesellschaftlichen Produktionspro- 


‚zesses zur Gewährleistung des Wohlstandes und der 


allseitigen Entwicklung aller Mitglieder der Gesell- 
schaft einführt, wird die soziale Revolution des Prole- 
tariats die Teilung der Gesellschaft in Klassen besei- 
tigen und dadurch die ganze geknechtete Menschheit 
befreien... Die unumgängliche Vorbedingung dieser 
sozialen Revolution ist die Diktatur des Proletariats, 
d.h. die Eroberung einer derartigen politischen Macht 
durch das Proletariat, die es ihm ermöglicht, jeden 
Widerstand der Ausbeuter zu brechen.” 

Als Mittel zur Verwirklichung ihres Endzieles 
forderte die SDAPR im Parteiprogramm von 1903 
den Sturz des Zarismus und die Errichtung einer 
demokratischen Republik. Die konkreten, auf die 
nächste Zukunft gerichteten allgemeinpolitischen, 
sozialpolitischen, wirtschaftspolitischen und agrar- 


“ politischen Forderungen des Parteiprogramms von 


1903 waren jedoch verhältnismäßig gemäßigt. Ins- 
besondere war in diesem Programm die Forde- 
rung nach Errichtung einer Sowjetrepublik und 


nach sofortiger oder baldiger Aufhebung des Pri- 


vateigentums an den Produktionsmitteln noch 
nicht enthalten. 


Einen viel radikaleren Inhalt hatte dagegen 


das neue Parteiprogramm der KPdSU (B), das auf 
dem VIII. Parteitag im März 1919 angenommen 
wurde. In diesem Programm wurde nicht mehr 
die demokratische Republik, sondern die Sowjet- 


republik als die geeignete Grundlage zur Ver- 


* Vgl. den Wortlaut des Statuts der Kommunisti- 
schen Partei der Sowjetunion auf den Seiten 1961 bis 
1968 dieser Folge. 
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wirklichung der Diktatur des Proletariats bezeich- 
net. Auf sozialpolitischem und wirtschaftspoliti- 
schem Gebiet wurden die Aufhebung des Privat- 
eigentums an den Produktionsmitteln und der 
allmähliche Übergang zum Kommunismus gefor- 
dert. Die Politik der sozialdemokratischen Par- 
teien wurde als „bourgeoise Einstellung des So- 
zialismus” bezeichnet und die II. sozialdemokra- 
tische Internationale dementsprechend schroff ab- 
gelehnt. Als der wahre Vorkämpfer für die Be- 
freiung des internationalen Proletariats wurde 
die III.. Kommunistische Internationale (abge- 
kürzt: Komintern) bezeichnet, in der sich die 
KPR(B) mit den neugegründeten kommunistischen 
Parteien des Auslandes zu einer revolutionären 
Kampfgemeinschaft verband. 

Durch die spätere Entwicklung waren verschie- 
dene Forderungen und Formulierungen des Par- 
teiprogramms von 1919 überholt und veraltet. 
Daher beschloß der XYVIII. Parteikongreß im 
März 1939, eine Änderung des Parteiprogramms 
vorzubereiten. Zu diesem Zweck wurde ein aus 
27 Mitgliedern bestehender Ausschuß gewählt, 
der unter dem persönlichen Vorsitz Stalins steht 
und die Aufgabe hat, den Entwurf eines neuen 
Parteiprogramms auszuarbeiten. 

Die III. Internationale wurde während des 
Zweiten Weltkrieges aufgelöst. Statt dessen wurde 
auf einer Tagung von Vertretern der kommuni- 
stischen Parteien Jugoslawiens, Bulgariens, Ru- 
mäniens, Ungarns, Polens, der Sowjetunion, 
Frankreichs, der Tschechoslowakei und Italiens 
im September 1947 das Kommunistische Informa- 
tionsbüro (abgekürzt: Kominform) gebildet (vgl. 
Euröpa-Archiv, Oktober 1947, Seite 936). Der 
Sitz des Kominform befand sich zunächst in Bel- 
grad und wurde anläßlich des Konfliktes mit Tito 
im Sommer 1948 nach Bukarest verlegt. 


III. Die Entwicklung des Parteistatuts 


Während das Parteiprogramm bisher nur ein- 
mal geändert worden ist, so daß sich das Pro- 
gramm von 1919 formell noch immer in Kraft be- 
findet, ist das Parteistatut öfter geändert worden, 
und zwar haben folgende Satzungen einander ab- 
gelöst: das Statut der SDAPR von 1903, das Sta- 
tut der SDAPR (B) von 1917, das Statut der 
KPdSU (B) von 1925, das Statut der KPdSU (B) 
von 1934 und das Statut der KPdSU (B) von 1939. 

Im Statut der SDAPR von 1903 war folgender 
Aufbau der Parteiorganisation vorgesehen: Ober- 
stes Organ der Partei war der Parteikongreß, auf 
dem der Rat der Partei, das Zentralkomitee der 
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2 organs der Dee die ek zu Verband zusam- 
mengeschlossenen örtlichen Parteikomitees, die 
Verbände der Parteikomitees und die den ört- 

' lichen Parteikomitees gleichgestellten Parteiorga- 
nisationen vertreten waren. Sonstige Organe der 
Partei waren der Rat der Partei, das Zentral- 
komitee (ZK) der Partei, die Schriftleitung des 
zentralen Presseorgans der Partei und die öÖrt- 
lichen Parteikomitees, Beachtenswert ist hierbei, 
daß nach dem Statut von 1903 die Schriftleitung 
des zentralen Presseorgans der Partei dem ZK 
nicht subordiniert, sondern koordiniert war. Die 
Schriftleitung des zentralen Presseorgans der Par- 


tei wurde nicht vom ZK ernannt, sondern ebenso 


wie das ZK unmittelbar vom Parteikongreß ge- 
wählt. Als Vermittler zwischen dem ZK und der 
Schriftleitung des zentralen Presseorgans der Par- 
tei war der Rat der Partei tätig, von dessen fünf 
Mitgliedern zwei vom ZK, zwei von der Schrift- 
leitung des zentralen Presseorgans und eines vom 
Parteikongreß gewählt wurde. Die selbständige 
Stellung der Schriftleitung des zentralen Presse- 
organs der Partei deutet darauf hin, welche über- 
ragende Bedeutung in dieser Zeit der Vorberei- 

‚tung und der illegalen Wirksamkeit dem ideolo- 
gischen und propagandistischen Kampf seitens 
der Parteileitung beigemessen wurde. 

Nach dem Statut von 1917 waren der Partei- 
kongreß und das ZK der Partei die wichtigsten 
Parteiorgane. Dagegen wurde der Schriftleitung 
des zentralen Presseorgans der Partei nun nicht 
mehr die Stellung eines selbständigen Partei- 
organs zuerkannt. Statt dessen wurde in Art. 13 
des Statuts von 1917 ausdrücklich bestimmt, daß 
die Schriftleitung des zentralen Presseorgans der 
Partei vom ZK der Partei zu ernennen sei und 
unter der Aufsicht des letzteren arbeiten solle. 


Hiermit war die Autonomie der Parteipresse auf- 
gehoben, wenngleich im Art. 6 des Statuts von 


1917 noch folgende Bestimmung enthalten war: 
„Alle Parteiorganisationen sind autonom in ihrer 
‚inneren Tätigkeit. Jede Parteiorganisation hat das 

Recht, im Selbstverlag Parteiliteratur herauszugeben.” 

Wie anschließend darzulegen ist, wurde dieseim 
Art. 6 des Statuts vorgesehene innere Autonomie 
durch das Prinzip des demokratischen Zentralis- 
mus sehr erheblich eingeschränkt. 

Der Grundsatz des demokratischen Zentralis- 
mus, der für die gesamte weitere Entwicklung der 
Parteiverfassung. von entscheidender Bedeutung 
gewesen ist, wurde erstmalig im Art. 5 des Statuts 
von 1917 erwähnt. Nach der parteiamtlichen Defi- 


\ 


4 
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5 = Yertassung der bolschewistischen Partei 


D 


'nition dal; Geschichte der KPdSU ’®), Berlin 1945, 


S. 239) sind für den Begriff des demokratischen 
Zentralismus folgende vier Merkmale charakte- 
ristisch: r 

1. Wählbarkeit aller leitenden Organe der Partei von 
oben bis unten; 

2. periodische Rechenschaftsablegung der a 
organe vor ihren Parteiorganisationen; 

3. strenge Parteidisziplin und Unterordnung ‚der 
Minderheit unter die Mehrheit; und 

4. unbedingte Verbindlichkeit der Beschlüsse der 
höheren Organe für die unteren und für alle Partei- 
mitglieder. 


"Während die ersten beidenMerkmaledieserDe- 


finition, nämlich der Grundsatz der Wählbarkeit 
aller leitenden Organe der Partei und der Grund- 
satz der periodischen Rechenschaftsablegung im 
Laufe der Zeit immer problematischer wurden, 


traten das dritte und das vierte Merkmal, nämlich 3 x 


die strenge Parteidisziplin und die unbedingte 
Verbindlichkeit der Beschlüsse der höheren Or- 


gane für die unteren, in der praktischen Wirklih- Rn. 


keit immer mehr in den Vordergrund. Aus dem 
Grundsatz der strengen Parteidisziplin entwickel- ci 
ten sich jene radikalen Reinigungsaktionen inner- 
halb der Partei, die für die Zeit von 1921 bis 1936 | 
charakteristisch waren. RE: 
Die territoriale Gliederung der Bari im n 
Art.?desStatutsvon1917inderWeisegeregelt,daB 


die Parteiorganisation nach Bezirken und Gebieten 


gegliedert war, wobei an der Spitze dieser territo- 
rialen Einheiten besondere Bezirks- und Gebiets- 
konferenzen mit Bezirks- und Gebietskomitees 
standen. Auch die Frage der Aufnahme neuer 
Mitglieder und des Ausschlusses von Mitgliedern 
aus der Partei sowie die Frage der Mitgliedsbei- 
träge fand im Statut von 1917 eine genaue Rege- 
lung. Nach Art. 2 des Statuts erfolgte die Auf- 
nahme neuer Mitglieder durch die örtlichen Par- 
teiorganisationen auf Grund, der Empfehlung 
zweier Parteimitglieder. Die in den späteren 
Satzungen enthaltene Bestimmung, daß bei der 
Aufnahme ein Unterschied nach der sozialen Zu- 
gehörigkeit der aufzunehmenden Personen zu 
machen sei, war im Statut von 1917 noch nicht, 
enthalten. Nach Art. 4 des Statuts konnten Partei- 
mitglieder durch Beschluß der allgemeinen Mit- 
gliederversammlung der betreffenden Organisation 
aus der Partei ausgeschlossen werden. Gegen den 
Ausschluß konnte bei den Bezirks- und Gebiets- 
konferenzen und in letzter Instanz beim Partei- 
kongreß Beschwerde geführt werden. Die Mit- 
gliedsbeiträge wurden durch das Statut auf1v.H. 
des Einkommens festgesetzt. 
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Abs. 2 des Statuts von 1917 war lediglich die Vor- 
"schrift enthalten, daß die Normen für die Ver- 
tretung auf dem Parteikongreß vom ZK der Par- 
_tei im Einvernehmen mit den Gebietskomitees 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Pro- 
portionalität bestimmt werden. Als notwendige 
Folge ergab sich hieraus, daß die Zusammen- 
setzung des Parteikongresses im Laufe der Zeit 
‚vom Ermessen des ZK der Partei immer ab- 
hängiger wurde. Eine weitere Folge bestand da- 

in, dal: sich der Parteikongreß immer mehr in 


te ee auiiyen und Diskussionen zwischen 
tretern verschiedener Richtungen möglich Mar 


r dem Inkrafttreten des Statuts von 1917 leicht 
rhindert werden. 
Nach Art. 13 des Statuts von 1917 sollte dasZK 
r Partei vom Parteikongreß gewählt werden. 
: der Parteikongreß vom ZK völlig abhängig 
ar, konnte die Leitung des ZK es leicht durch- 
tzen, daß bei der Neuwahl des ZK die Wünsche 
er Parteileitung berücksichtigt wurden. Der 
igarchische Charakter der- -Parteiorganisation ist 
‚ferner durch die im Art. 13 des Statuts von 1917 
| thaltene Bestimmung begünstigt worden, daß 
r Erledigung der laufenden Arbeit ein engerer 
"Kreis innerhalb des ZK der Partei zu bilden sei. 
x Während die Vollversammlung des ZK nach 
Art. 13 Abs. 2 des Parteistatuts nur verhältnis- 
‚mäßig selten zusammentrat, sind die dem ZK zu- 
‚stehenden Befugnisse praktisch fast nur vom 
‚engeren Kreis innerhalb des ZK ausgeübt worden. 
So bot das Statut von 1917 bereits die Grundlage 
E für die Niederringung der Opposition und für die 
nt Entwicklung der oligarchischen Herrschaft einer 
= kleinen Gruppe innerhalb der Partei. 


IV. Das Statut der KPdSU (B) von 1925 


Während das Parteistatut von 1903 nur 13 Ar- 
tikel umfaßte und das Parteistatut von 1917 aus 
14 Artikeln bestand, war das Statut der KPdSU (B) 
von 1925 mit insgesamt 100 Artikeln wesentlich 

umfangreicher. Diese 100 Artikel waren in fol- 
gende 15 Abschnitte gegliedert: 
I. Die Mitglieder der Partei (Art. 1-6). 
II. Die Anwärter der Partei (Art. 7—11). 
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& Während i im \ Statut von 1903 genaue © Vorschrif- ; 
ten über die, Zusammensetzung des Parteikon- 
E gresses enthalten waren, verzichtete das Statut. 
von 1917 auf ähnliche Bestimmungen. Im Art. 10 


REN 


v. Die a nn der Ge 
(Art. 31—36). 


VI. Die a der Gouvernements (Art. 


37—41). 
Die Parteiorganisationen der Kreise (Art. 42—47). 


Die Parteiorganisationen der Landkreise or 
ee 


Vo. 
VII. 


IX. 
\ zirke (Art. 52—56). 

X. Die Parteizellen (Art. 57—60). 

XI. Die Kontrollkommissionen (Art. 61—77). 


XII. Die Parteiorganisationen in der Roten Armee 
(Art. 78—82). 


Die Parteidisziplin (Art. 83—85). 


XIV. Die Geldmittel der Partei (Art. 86—92). 


XV.Die Fraktionen der Partei in außerparteilichen Ei 


Organisationen (Art. 93—100). 


Die Bestimmungen des Statuts von 1925 über 
die Aufnahme neuer Mitglieder in die Partei wa- 
ren insofern bemerkenswert, als bei der Auf- 
nahme ein Unterschied nach der sozialen Zuge- 
hörigkeit des  Anwärters gemacht wurde. Art 2 


des Statuts von 1925 unterschied zwischen fol- 


genden drei Kategorien: 


1. Arbeiter sowie Rotarmisten ie oder 
bäuerlicher Herkunft; 


Die Parteiorganisationen der Gemeinden und Be- 


2. Bauern und Handwerker, die keine fremde Ar- n 


beitskraft ausbeuten; und ; 
3. sonstige Personen, ‘wie Angestellte usw. 
Innerhalb der ersten Kategorie wurde wieder- 


um zwischen folgenden zwei Gruppen ein Unter- 
schied gemacht: Im 2 


a) Industriearbeiter, die dauernd mit: physischer Lohn- 


arbeit beschäftigt sind; und 


b) außerhalb der Industrie beschäftigte Arbeitet 


sowie Rotarmisten proletarischer oder se Her- 
kunft und Tagelöhner. 


Für die Aufnahme in die Partei war erforderlich: 

bei Anwärtern der ersten Gruppe der Kategorie I 
die Bürgschaft zweier Parteimitglieder mit mindestens 
einjähriger Parteizugehörigkeit; 2 


bei Anwärtern der zweiten Gruppe der Kategorie I 
die Bürgschaft zweier Parteimitglieder mit mindestens 
zweijähriger Parteizuhörigkeit; 


bei Anwärtern der Kategorie II die Bürgschaft dreier 
Parteimitglieder mit zweijähriger Parteizuhörigkeit; 


bei Anwärtern der Kategorie III die ‚ Bürgschaft 
von fünf en mit fünfjähriger Partei- 
zugehörigkeit. 


Die durch die Vollversammlung der Parteizelle 
zu beschließende Aufnahme neuer Mitglieder in 
die Partei mußte bei Anwärtern der Kategorie I 
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re en 


Du ei a te ed en 


ee ee u 


der en I asien: sechs Mo- 


.nate, Personen der Kategorie II mindestens ein 
' Jahr und Personen der Kategorie III mindestens 


zwei Jahre der Partei als Anwärter angehört 
haben. In dieser Unterscheidung nach Kategorien 


bei der Aufnahme neuer Mitglieder in die Partei 
trat der Klassencharakter der KPdSU (B) beson- 
‚ders deutlich in Erscheinung. R 


Y Der organisatorische kan der KPasU (B) 
war nach dem Statut von 1925 der folgende: Als 


Zentralorgane standen an der Spitze der Partei 
der Allunionistische Parteikongreß und das ZK 
der KPdSU (B). Die Partei war nach dem territo- 


 rialen Prinzip entsprechend den staatlichen Ver- 


waltungseinheiten in Gebiete oder Gaue, Unions- 
republiken, Gouvernements, Kreise, Landkreise 


und Gemeinden oder Bezirke gegliedert. Die 
. unterste Parteieinheit waren die Parteizellen. An 


‚der; Spitze der einzelnen Verwaltungseinheiten 


i standen als beschließendes Organ die Parteikon- 
'ferenz und als vollziehendes Organ das Partei- 


komitee der betreffenden Verwaltungseinheit. Die 
Parteikonferenz einer unteren Verwaltungseinheit 
war nicht nur der Parteikonferenz, sondern auch 


} dem Parteikomitee der oberen Verwaltungsein- 
heit untergeordnet. In den Parteizellen waren 


als Parteiorgane die Vollversammlung der Zellen- 


e; mitglieder und das Büro der Parteizelle tätig. Inden 


einzelnen nationalen Republiken standen an der 
Spitze der Parteiorganisation dieser Republiken 


statt einer Parteikonferenz ein Parteikongreß und 


statt eines Komitees ein Zentralkomitee. Dieser 


_ Unterschied in der Bezeichnung hatte jedoch keine 


sachliche, sondern nur terminologische Bedeutung. 
Die Parteiorgane der einzelnen nationalen Repu- 


_ bliken waren von den übergeordneten Parteiorga- 


nen der KPdSU (B) genau so abhängig wie die 


Parteiorgane der übrigen Verwaltungseinheiten. 
Von einer Autonomie der Kommunistischen Par- 
teien in den einzelnen nationalen Republiken der 
UdSSR konnte in keiner Weise die Rede sein. 
Unter Berücksichtigung dieses Umstandes muß 
man feststellen, daß der Föderalismus der Sowjet- 
union und die Autonomie der einzelnen Unions- 
republiken nach der Unionsverfassung von 1923 
nur theoretisch bestanden, praktisch jedoch völlig 
illusorisch waren. Denn da die Regierung der ein- 
zelnen Unionsrepubliken von der Parteileitung 
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"den: Zentralorganen der KPdSU (B) u 
"war, hatte das ZK der KPdSU (B) die Möglichkeit, x 


_ Parteiinstitutionen, Ernennung der Schriftleitun- 


eitung der Unionsrepublik 'wiede 


durch Vermittlung der nationalen Kommunist 
schen Parteien in den einzelnen Unionsrepublike 
auch das staatliche Leben dieser Republiken gene 
nach seinem Willen zu gestalten. 
Das Verhältnis zwischen dem Allunionistische: 
Parteikongreß und dem ZK der KPdSU (B) ; ang! 
sich nach dem Statut von 1925 in ähnlicher We e 
weiterentwickelt, wie es sich nach dem Statut von 
1917 zu entwickeln begonnen hätte. Die Stellu 
des Parteikongresses beschränkte sich auf r 
repräsentative Funktionen. Die tatsächliche Ma 
ging vom Parteikongreß immer mehr auf das v 
Parteikongreß gewählte ZK oder, genauer ausge 
drückt, auf einzelne Ausschüsse des ZK, insbe: 
dere auf das sogenannte Politische Büro (a 
kürzt: Politbüro), über. Der diesbezügliche A 
des Statuts von 1925 hatte folgenden Wort 
' „Vom Zentralkomitee werden geschaffen: ein | 
tisches Büro für die politische Arbeit, ein Orga is: 
tionsbüro für die allgemeine Leitung der organis; 
schen Arbeit und ein Sekretariat für die laufende Ar 
organisatorischer und vollziehender Art." “R 
Im Laufe der Zeit wuchs die Macht des Po ü 
büros und des an der Spitze des Sekretariat 
stehenden Generalsekretärs der Partei über de 
sich aus dieser ‚kurzen Vorschrift ergebende 
Rahmen weit hinaus. Das vom Generalsekre 
J. W. Stalin geführte Politbüro wurde zum eige 
lichen Beherrscher der Partei und des Staat 
Einen gewissen, wenngleich nur unvollständige: 
Aufschluß über die weitreichenden Befugnisse ı 
ZK und damit des Politbüros bieten die im Art. 2 
Abs. 1 und Abs. 2 des Statuts von 1925 enthal 
nen Bestimmungen, wonach das ZK u. a. folgende 
Funktionen hatte: Leitung der gesamten Partei 
arbeit in der Zeit zwischen den nur einmal jähr 
lich stattfindenden Tagungen des Parteikongres- 
ses, Begründung und Verwaltung verschiedener 


gen der zentralen Presseorgane der Partei, Beauf- FE 
sichtigung ihrer Tätigkeit, Bestätigung der Schrift- 
leitungen der größeren örtlichen Presseorgane der 
Partei, Verwaltung der Zentralkasse der Partei 
sowie Leitung der Tätigkeit aller zentralen staat- 
lichen und gesellschaftlichen Organisationen durh 
besondere in diesen Organisationen zu schaffende 
Fraktionen der Partei. 

Als weitere Zentralorgane der KPdSU (B) wa- 
ren nach dem Statut von 1925 die Allunionistische 
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STAATSFORM UND VERFASSUNGEN 


Parteikonferenz, die Zentrale Kontrollkommission 


(ZKK) und die Zentrale Revisionskommission 
(ZRK) tätig. Die Allunionistische Parteikonferenz 
bestand aus Vertretern der örtlichen Parteiorga- 
nisationen und sollte als „Kleiner Parteitag” je 
einmal in der Zeit zwischen zwei Tagungen des 
Parteikongresses, d. h. des Großen Parteitages, 
zusammentreten. Die ZKK und die ZRK wurden 
vom Parteikongreß gewählt, Nur Parteimitglieder 
mit einer mindestens zehnjährigen Parteizugehö- 
rigkeit konnten zu Mitgliedern der ZKK und der 
ZRK gewählt werden. Die Mitglieder des ZK 
konnten nicht gleichzeitig Mitglieder der ZKK 
und der ZRK sein. Durch die ZRK sollte die Ge- 
schäftsführung des ZK, durch die ZKK dagegen 
die gesamte Tätigkeit aller Partei- und Staats- 
organe überwacht werden. Die ZKK konnte allen 


' Parteimitgliedern und Parteiorganisationen Auf- 


träge erteilen und hatte darüber zu wachen, daß 
die Generallinie der Partei in der Staatsverwal- 
tung beachtet wurde. Die Mitglieder des Präsi- 
diums der ZKK konnten mit beratender Stimme 
an den Sitzungen des ZK teilnehmen. Die Be- 


'schlüsse der ZKK bedurften zu ihrer Gültigkeit 


der Bestätigung durch das ZK, konnten aber nach 
ihrem Inkrafttreten nicht ohne Zustimmung der 


_ ZKK vom ZK abgeändert werden. Ähnliche Kon- 


trollkommissionen waren auch in den unterge- 
ordneten territorialen Einheiten zur Überwachung 
der örtlichen Parteiorgane und zur Beaufsich- 
tigung der örtlichen Verwaltungsorgane tätig. 


Ebenso wie nach dem Statut von 1917 beruhte 


die Parteiverfassung auch nach dem Statut von 


1925 auf dem Grundsatz des demokratischen Zen- 
tralismus. Hierbei war in den Artikeln 83 und 84 


des Statuts von 1925 eine erhebliche Verschär- 
fung der Parteidisziplin vorgesehen. Nach Art. 83 


war strengste Parteidisziplin die vordringlichste 
Pflicht aller Parteimitglieder und Parteiorganisa- 
tionen. Diskussion und Erörterung strittiger Fra- 


gen innerhalb der Partei waren nur solange zu- 


lässig, wie eine Beschlußfassung und eine Ent- 
scheidung über diese Fragen durch die zustän- 
digen Parteiinstanzen noch nicht erfolgt waren. 
Sobald die Entscheidung der zuständigen Instanz 
gefallen war, waren alle Parteimitglieder und 
Parteiorganisationen verpflichtet, sich ohne eigene 
Meinungsäußerung dem Parteibeschluß zu unter- 
werfen und alle Anordnungen der übergeordne- 


‚ten Parteistellen schnell und genau auszuführen. 


Nach Art. 84 bewirkte die Nichterfüllung von An- 
ordnungen vorgesetzter Organisationen oder die 
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der Partei als verbrecherisch betrachteter Hand- 
lungen für die betreffenden Organisationen einen 
Tadel oder die Ernennung eines kommissarischen 
Komitees von oben oder äußerstenfalls die Auf- 
lösung und Umformung der Organisation; für die 
einzelnen Parteimitglieder bewirkte sie entweder 


verschiedene Formen des Tadels oder zeitweilige 


Suspendierung von der öffentlichen Tätigkeit in 
Partei und Staat oder äußerstenfalls den Aus- 
schluß aus der Partei mit oder ohne Belangung im 
disziplinarischen ee, im strafgerichtlichen Ver- 
fahren. 


V. Das Statut der KPdSU (B) von 1934 


Das Statut der KPdSU (B) von 1934, das anläß- 
lich der großen Verwaltungsreform und der ter- 


‚Begehung sonstiger von der ekentinen Meinung “ IK 


ritorialen Neugliederung der UdSSR vom XVII. 


Parteitag angenommen wurde, umfaßte insgesamt 
63 Artikel, die in folgende 12 Abschnitte geglie- 
dert waren: ! 

. Die Parteimitglieder und ihre Pflichten (Art. 1—9). 
II. Die Anwärter der Partei (Art. 10—14). 

III. Die Gruppe der Förderer (Art. 15—17). 

IV. Der organisatorische Aufbau der Partei (Art. 18 

bis 26). 
V.Die zentralen Parteiorganisationen (Art. 27—37). 


VI. Die Parteiorganisationen der Gaue, Gebiete und 
Republiken (Art. 38—43). 


VII. Die Parteiorganisationen der Städte und Bezirke 
(Art. 44-47). 


VIII. Die Parteiorganisationen der untersten Stufe (Art. 
48—51). 


IX. Die Parteiorganisationen der Roten Armee ee 
52—954). 


X. Die Parteien in außerparteilichen Organisa- 
tionen (Art. 55—56). 


XI. Die innerparteiliche Demokratie und die Partei- 
disziplin (Art. 57—60). 


XII. Die Geldmittel der Partei (Art. 61—63). 


— 


Die wichtigsten Änderungen, die das Statut von 
1934 im Vergleich zu dem Statut von 1925 durch- 
führte, waren folgende: 

1. Die Pflichten der Parteimitglieder wurden im 
Art.2 des Statuts von 1934 genauer formuliert. 
Danach waren die Parteimitglieder verpflichtet: 

a) strengste Parteidisziplin zu wahren, aktiv am poli- 
tischen Leben der Partei und des Landes teilzunehmen, 


die Politik der Partei und die Beschlüsse der Partei- 
organe in der Partei durchzuführen; 


b) unermüdlich an der Verbesserung ihres geistigen 
Rüstzeuges, an der Aneignung der Grundlagen der mar- 
xistisch-leninistischen Lehre und der wichtigsten politi- 
schen und organisatorischen Parteibeschlüsse zu arbei- 
ten und diese den parteilosen Massen zu erläutern; 
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j EIWAR Ride der Rn ekekant Rertachenden 
St ein Vorbild beruflicher und staatlicher Disziplin 
zu sein, die Technik des eigenen Berufs zu meistern 
und die eigene berufliche Qualifikation unaufhaltsam 
zu verbessern. 


02 Die Bedingungen für die Aufnahme neuer 
Mitglieder in die Partei wurden verschärft. Es 
wurden im Art.3 des Statuts von 1934 folgende 
vier Kategorien unterschieden: _ 

a) Industriearbeiter mit einem .mindestens fünfjähri- 
gen Dienstalter; 

b) Industriearbeiter mit einem "geriügeren Dienst- 


_ alter, landwirtschaftliche Arbeiter, Rotarmisten prole- 
 tarischer oder bäuerlicher Herkunft sowie Ingenieure 


und Techniker, soweit sie unmittelbar in der Betriebs- 
abteilung oder am Arbeitsplatz beschäftigt sind; 


c) Kollektivbauern, Mitglieder handwerklich-gewerb- 
licher Artels sowie Elementarschullehrer; und 


d) sonstige Angestellte, 


Für die Aufnahme in die Partei war erforderlich: 


bei Anwärtern der ersten Kategorie die Bürgschaft 
dreier Parteimitglieder mit einer mindestens fünfjähri- 
gen Parteizugehörigkeit; 

bei Anwärtern der zweiten Kategorie die Bürgschaft 


von fünf Parteimitgliedern mit fünfjähriger Partei- 


\ 1 Du De 


‚zugehörigkeit; 


bei Anwärtern der dritten Kategorie die Bürgschaft 
von fünf Parteimitgliedern mit fünfjähriger Partei- 
zugehörigkeit sowie die Bürgschaft eines Vertreters 
der Politischen Abteilung der MTS oder des Rayon- 
komitees; und endlich 


bei Anwärtern der vierten Kategorie die Bürgschaft 
von fünf Parteimitgliedern mit zehnjähriger Partei- 
zugehörigkeit. 


3. Im Art. 9 des Statuts von 1934 war aus- 
drücklich vorgesehen, daß die Partei in periodi- 
schen Abständen durch umfassende, vom ZK zu 
beschließende Reinigungsaktionen von partei- 
feindlichen Elementen zu säubern sei. Im Zuge 
dieser Reinigungsaktionen sollten nach Art. 9 des 
Statuts folgende Personengruppen aus der Partei 
ausgeschlossen werden: 

a) klassenfremde und klassenfeindliche Elemente; 

b) Heuchler, die die Partei hintergehen und ihre 
wahren Absichten vor ihr verbergen; 

c) Personen, die offen oder geheim gegen die Diszi- 
plin der Partei und des Staates verstoßen; 

d) Personen, die sich verbürgerlicht und mit der 
Bourgeoisie verschmolzen haben; 

e) Karrieristen, Konjunkturjäger und Bürokraten; 

f) moralisch verkommene Personen, die durch ihr 
Verhalten das Ansehen der Partei schädigen; und 


g) passive .Mitglieder der Partei, die ihre Pflichten 
nicht erfüllen und sich das Programm, das Statut und 
die wichtigsten Beschlüsse der Partei nicht anzueignen 
vermögen. 
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4. Um die atereunulichen Een die 


wegen unzureichender politischer Kenntnisse oder 


aus sonstigen Gründen noch nicht in die Partei 
aufgenommen worden waren, organisatorisch zu 
erfassen, wurden besondere Gruppen von För- 
derern der Partei gebildet. Nach Art. 15 des Sta- 
tuts von 1934 sollten in diese Gruppen parteilose 
Aktivisten aufgenommen werden, die durch ihr 


Verhalten ihre Ergebenheit gegenüber der Partei _ 


zum Ausdruck gebracht hatten und bereit waren, 


sich zum bedingungslosen Gehorsam gegenüber Er 


den Beschlüssen der Parteiorgane zu verpflichten. 
Nach Art. 16 des Statuts waren die Förderer ver- 


pflichtet, alle offenen Parteiveranstaltungen, n 
denen sie mit beratender Stimme teilnehmen Bi 
konnten, zu besuchen, sich aktiv für die Durh- R: 
führung der Partei- und Regierungsbeschlüsse 


einzusetzen und unter Leitung der Parteiorgani- , 


sationen an der Vervollkommnung ihrer Ba R 


schen Kenntnisse zu arbeiten. 


5. Im Art. 18 des Statuts von 1934 wurde — NY "N 
erstmalig im Text des Parteistatuts — genau for- Ah 


muliert, was unter dem Begriff des demokrati- 
schen Zentralismus zu verstehen sei; und zwar 
wurden hier dieselben vier Merkmale aufgezählt, 
die wir bereits in einem früheren Zusammenhang. 


bei der Begriffsbestimmung des demokratischen ER 


Zentralismus erwähnt haben. In den früheren 
Parteisatzungen war eine derartige Tegaldennie 
tion noch nicht enthalten, so daß die Definition 
dieses wichtigen Begriffs bis 1934 der Interpre- 
tation durch die leninistisch-stalinistische Theorie 
überlassen blieb. Der bisher schon äußerst proble- & 
matische Satz von der angeblichen Autonomie der hr 
örtlichen Parteiorganisationen wurde im Art. 20 
des Statuts von 1934 durch die Feststellung noch 
mehr eingeschränkt, daß die Parteiorganisationen 
bei der Regelung örtlicher Angelegenheiten nur 
insoweit autonom seien, wie ihre diesbezüglihen 
Beschlüsse nicht den Beschlüssen übergeordneter 
Parteiorgane widersprechen. , 


6. Die territoriale Gliederung der Partei wurde | 


durch das Statut von :1934 mit der inzwischen 
durchgeführten territorialen Neugliederung des 
Staates in Einklang gebracht. Dementsprechend 
gab es im organisatorischen Aufbau der Parteinur 
noch folgende territoriale Einheiten: 

a) das Gesamtgebiet der UdSSR mit dem Allunioni- 
stischen Parteikongreß und dem ZK der KPdSU(B); 

b) die Gebiete, Gaue und Republiken mit Partei- 
konferenzen und Parteikomitees in den Gebieten und 
Gauen und mit Parteikongressen und Zentralkomitees 
in den einzelnen Republiken; 
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erenzen und Parteikomitees; ‚sowie lin 


5 re entlichen Tagungen zusammentrat, sollte er 
N 


"al 
har 


ar em ı dritten Jahr zu einer ordentlichen Te gunT 


ner Organisationen; 
) E lobfassung über die rg des Pro- 


7 8 Der Aytbau und die ne des ZK der 
‚PdSU (B) und der Zentralen Revisionskommis- 


 ikeskarntssionen abgeschafft und durch eine 
ue Kommission für Parteikontrolle ersetzt. 


Be a) Kontrolle der Durchführung von Beschlüssen der 

Partei und des ZK der KPdSU(B); 

‚b) Belangung von Personen, die die Parteidisziplin 
verletzt haben; und 

ce) Belangung von Personen, die die Parteiethik ver- 
' letzt haben. 

Die Überwachung der staatlichen Verwaltung 
wurde von der Parteiüberwachung getrennt und 
einem besonderen Organ, nämlich der Kommis- 
sion für Staatskontrolle, übertragen, deren Mit- 
glieder auf Vorschlag des Allunionistischen Par- 
 teikongresses vom Zentralen Exekutivkomitee der 

Union und dem Rat der Volkskommissare der 
"UdSSR im Amt bestätigt wurden. 
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ie Städte und Bezirke mit entsprechenden vl 


) die Parteiorganisationen der untersten Stufe, wie ; 
Betrieb, Siedlung, MTS, Behörde oder Wehrmachtsein- 
heit, mit Vollversammlungen, Parteikonferenzen und . 
Pa 


geändert, wobei insbesondere folge 'im Arı 
des Statuts enthaltene Vorschrift beach 
erscheint: 


„Die freie und sachliche Erörterung von Fragen der ; 


Parteipolitik in den einzelnen Parteiorganisationen 
oder in der Gesamtpartei ist das unveräußerliche, aus 
der innerparteilichen Demokratie sich ergebende Recht 


‚ eines jeden Parteimitgliedes. Nur auf dem Boden der 


innerparteilichen Demokratie kann die bolschewistische 
Selbstkritik entwickelt und die Parteidisziplin, die nicht 
mechanisch, sondern bewußt sein muß, gefestigt wer- 


. den. Aber eine ausgedehnte Diskussion, insbesondere 


eine Diskussion allunionistischen Umfanges über Fra- 


gen der Parteipolitik, muß so organisiert sein, ‘daß sie 
nicht zum Versuch einer bedeutungslosen Minderheit, 1" 
der großen Mehrheit der Partei ihren Willen aufzu- 


zwingen, oder zum Versuch einer Fraktionsbildung, die 


‘die Einheit der Partei untergräbt, oder zum Versuh 


einer Spaltung der Partei, die die Macht und Stabilität 
der Diktatur des Proletariats zur Freude der Feinde 


des werktätigen Volkes erschüttert, führen kann. Aus 


diesem Grunde kann eine ausgedehnte Diskussion all- 


unionistischen Umfangs nur dann als BOpeang an- 3 


erkannt werden, wenn: = 
a) die Notwendigkeit einer solchen Diskussion von 


den örtlichen Parteiorganisationen mindestens meh- ” 


. rerer Gebiete oder Rep en anerkannt worden ist; 


oder 


den wichtigsten Fragen der Parteipolitik fehlt; oder 


c) wenn eine derartige Mehrheit im ZK zwar vor- 


handen ist, das ZK jedoch selbst es für notwendig er-. 


achtet, durch eine Diskussion innerhalb der Partei die 
‚Richtigkeit seiner Politik zu überprüfen, _ SR 
Nur unter Beachtung dieser ‚Bedingungen kann die % 


Partei vor einem Mißbrauch ‚der 
Demokratie. seitens 


innerpolitischen | 
parteifeindlicher Elemente ge- 


schützt werden; und nur unter diesen Bedingungen 


kann man damit rechnen, daß die innerparteiliche 


Demokratie der Sache nützen und nicht zum Schaden 


der Partei und der Arbeiterklasse mißbraucht werden 
wird.” 


VI. Die Änderung der formellen Ballet ea un 


durch den XVIIl. Parteikongreß im März 1939 


Nachdem die innerpolitische Entwicklung der 
Sowjetunion durch das Inkrafttreten der neuen 


Unionsverfassung vom 5. Dezember 1936 und 


durch den vorläufigen Abschluß der sogenannten 
Parteireinigungen in eine neue Phase getreten 
war, beschloß der XVIII. Parteitag am 20. März 
1939, das Parteistatut in folgender Weise zu 
ändern: 


1. Bei der Aufnahme neuer Mitglieder in die 
Partei wurde auf die bisherige Unterscheidung 
nach der sozialen Zugehörigkeit der Aufzuneh- 


menden verzichtet und ein einheitliches Verfah- 
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b) wenn innerhalb des ZK eine feste "Mehrheit zu 


Verfassung der bolschewistischen Partei 


Ba a Se ENTER IR DES ERSTEN AreR RE RT ER E 


ren ohne Rücksicht auf die soziale Zugehörigkeit 
eingeführt. Diese Maßnahme wurde im Beschluß 
vom 20. März 1939 in folgender Weise begründet: 


„Der Sieg des Sozialismus in der UdSSR hat die 
Herrschaft der sozialistischen Wirtschaft sichergestellt, 
Entsprechend den grundlegenden "Veränderungen auf 
dem Gebiet der Wirtschaft der UdSSR hat sich auch der 
klassenmäßige Bestand der Bevölkerung der UdSSR 
verändert. In den Jahren des sozialistischen Aufbaus 
sind alle ausbeuterischen Elemente, wie Kapitalisten, 
Kaufleute, Kulaken und Spekulanten, liquidiert wor- 
den. Die Werktätigen der UdSSR — die Arbeiter, die 
Bauern und die Intelligenz — haben sich in den Jahren 
des sozialistischen Aufbaus tiefgreifend verändert, 

In grundlegender Weise hat sich die Arbeiterklasse 
verändert, indem sie sich in eine völlig neue Klasse 
verwandelt hat, die von der Ausbeutung befreit ist, die 
das kapitalistische Wirtschaftssystem vernichtet und 
das sozialistische Eigentum an den Produktionsmitteln 
errichtet hat. 

In grundlegender Weise hat sich auch die Bauern- 
schaft verändert, indem sie sich in eine neue moderne 
Bauernschaft verwandelt hat, die von jeder Ausbeu- 
tung frei und in ihrer überwältigenden Mehrheit eine 
Kollektivbauernschaft ist, welche ihre Arbeit und ihr 
Einkommen nicht auf die private Wirtschaft, die indivi- 
duelle Arbeit und eine rückständige Technik, sondern 
auf das Kollektiveigentum, die Kollektivarbeit und auf 
eine moderne Technik stützt. 

Verändert hat sich auch die Intelligenz, welche in 
ihrer Masse zu einer völlig neuen Intelligenz geworden 
ist, die mit allen Fasern mit der Arbeiterklasse und der 
Bauernschaft verbunden ist. Die sowjetische Intelligenz 
— das sind Arbeiter und Bauern von gestern und die 
auf Kommandoposten erhobenen Söhne von Arbeitern 
und Bauern. Die sowjetische Intelligenz dient nicht wie 
die älte Intelligenz dem Kapitalismus, sondern dem 
Sozialismus und ist ein gleichberechtigtes Glied der 
sozialistischen Gesellschaft. 

So fallen die alten Klassenmauern zwischen den 
Werktätigen der UdSSR, und es verwischen sich die 
wirtschaftlichen und politischen Gegensätze zwischen 
den Arbeitern, den Bauern und der Intelligenz. Es hat 
sich eine Basis für eine moralisch-politische Einheit 
der Sowjetgesellschaft gebildet. Diese moralisch-poli- 
tische Einheit des Sowjetvolkes hat ihre glänzende Be- 
stätigung in der Schaffung des Blocks der Kommunisten 
und Parteilosen bei den Wahlen des Obersten Sowjets 
der UdSSR und bei den Wahlen der Obersten Sowjets 
der Unionsrepuhliken und in dem vollen Wahlsieg 
dieses Blocks gefunden. Rings um die Partei sind zahl- 
reiche Kader parteiloser Bolschewisten, vorbildlicher 
Arbeiter, Bauern und Geistesarbeiter, aktiver und be- 
wußter Mitkämpfer für die Sache der Partei und Bahn- 
brecher ihrer Linie in den breiten Massen entstanden. 

Aus cieser veränderten Lage ergibt sich die Not- 
wendigkeit, die Vorschriften des Parteistatuts über die 
Aufnahme neuer Mitglieder in die Partei zu ändern. 
Das geyerwärtig geltende Verfahren der Aufnahme 
neuer Mitglieder in die Partei, das zwischen vier ver- 
schiedenen Kategorien unterscheidet, entspricht offen- 
sichtlich nicht mehr der aus dem Sieg des Sozialismus 
in der UdSSR erwachsenen neuen Klassenstruktur der 
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Sowjetgesellschaft. Die Notwendigkeit einer Unter- 
scheidung zwischen verschiedenen Kategorien bei der 
Aufnahme neuer Mitglieder in die Partei ist hinfällig 
geworden. Infolgedessen müssen für alle in die Partei 
aufzunehmenden Personen einheitliche Aufnahme- 
bedingungen geschaffen werden, unabhängig davon, ob 
sie der Arbeiterklasse, der Bauernschaft oder der In- 
telligenz angehören.“ 

2. Die: bisherigen Bestimmungen des Partei- 
statuts über die Pflichten der Parteimitglieder 
wurden durch neue Bestimmungen über die Rechte 
der Parteimitglieder ergänzt. Als Begründung 
hierfür wurde im Beschluß vom 20. März 1939 
angeführt, daß es notwendig sei, durch eine Auf- 
zählung von Rechten die Parteimitglieder vor dem 
Parteibürokratismus zu schützen und in ihrer 
Aktivität und Verantwortungsfreudigkeit zu stär- 
ken. 


3. Das Institut der kollektiven Parteireinigun- 
gen, die nach dem bisherigen Parteistatut in 
periodischen Abständen vom ZK der KPdSU(B) 
angeordnet werden konnten, wurde aufgehoben, 
da dieses Institut, wie es im Parteitagsbeschluß 
vom 20.März 1939 heißt, nach dem Siege des 
Sozialismus als überholt zu betrachten sei und es 
zudem seinen Zweck nicht voll erfüllt habe. 


4. Im Parteitagsbeschluß vom 20. März 1939 
wurde ausdrücklich bestimmt, daß der Auschluß 
eines Parteimitgliedes aus der Partei als äußerste 
Strafmaßnahme auf die Fälle besonders schwerer 
Vergehen zu beschränken und bei leichteren 


\ Vergehen nicht anzuwenden sei. 


5. Die im Art. 3 des Statuts von 1934 enthaltene 
Vorschrift, daß Anwärter in die Partei nur dann 
aufzunehmen seien, wenn sie sich das Programm 
und das Statut der Partei geistig angeeignet hät- 
ten, wurde aufgehoben und durch die Bestim- 
mung ersetzt, daß ein in die Partei aufzunehmen- 
der Anwärter das Programm und das Statut der 
Partei zwar anerkennen, aber inhaltlich nicht 
genau kennen müsse. Als Begründung für. diese 
Milderung der Aufnahmebedingungen wurde im 
Parteitagsbeschluß vom 20. März 1939 folgende 
Äußerung Stalins vor dem ZK aus dem Jahre 1937 
angeführt: 

„Um sich das Programm der Partei anzueignen, muß 
man ein richtiger Marxist sein, ein geprüfter und theo- 
retisch vorgebildeter Marxist. Ich weiß nicht, ob es 
viele Parteimitglieder gibt, die sich bereits unser Pro- 
gramm angeeignet haben und zu richtigen, theoretisch 
vorgebildeten und geprüften Marxisten geworden sind. 
Wenn man auf diesem Wege weitergeht, könnten wir 
in der Partei nur Intellektuelle und gelehrte Leute 
lassen. Wem wäre eine solche Partei nutze? Wir be- 
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sitzen die überprüfte und in allen Prüfungen bewährte 
Formel Lenins über die Parteimitgliedschaft. Nach 
dieser Formel gilt als Parteimitglied, wer das Partei- 


programm anerkennt, Mitgliedsbeiträge bezahlt und in 


einer Parteiorganisation arbeitet. Beachten Sie: In 
dieser Formel ist nicht von einer Aneignung, sondern 
nur von einer Anerkennung des Programms die Rede. 
Das sind zwei ganz verschiedene Dinge. Der Beweis 
erübrigt sich, daß hier Lenin recht hat und nicht unsere 
Parteigenossen, die dauernd von der Aneignung des 
Programms reden. Das ist auch verständlich. Wenn die 
Partei davon ausgehen würde, daß nur diejenigen Ge- 
nossen, die sich das Programm angeeignet haben und 
zu theoretisch ausgebildeten Marxisten geworden sind, 


Mitglieder der Partei sein können, so würde die Partei 


nicht Tausende von Ausbildungszirkeln innerhalb der 
Partei und Hunderte von Parteischulen schaffen, in denen 
der Marxismus den Parteimitgliedern gelehrt und ihnen 
bei der Aneignung unseres Programms geholfen wird. 
Wenn die Partei derartige Schulen und Zirkel für ihre 
Mitglieder errichtet, so tut sie dies offensichtlich, weil 


- sie weiß, daß die Parteimitglieder noch keine Zeit ge- 
funden haben, sich das Parteiprogramm anzueignen 
und zu theoretisch vorgebildeten Marxisten zu werden.“ 


6. Mit der Begründung, daß es notwendig sei, 
die „innerparteiliche Demokratie” zu stärken, ver- 
fügte der Parteibeschluß vom 20. März 1939 die 
Anwendung folgender Grundsätze: 

a) Verbot derErneuerung und Ergänzung von Partei- 


 organen durch Kooptation; 


b) Verbot der Wahl von Parteiorganen auf Grund 


einer geschlossenen, vorher fertiggestellten Liste; 


c) Wahl der Parteiorgane durch gesonderte Abstim- 
mung über jeden einzelnen Kandidaten; 


d) Zulässigkeit der Kritik an jedem für eine Wahl 
aufgestellten Kandidaten; 


e) geheime Abstimmung; und 


f) häufige Einberufung von Versammlungen let 
Aktivisten der Partei zwecks Erörterung der wichtig- 
sten Beschlüsse von Partei und Regierung. 


7. Mit der Begründung, daß es notwendig sei, 
der Auslese des Nachwuchses an Parteifunktio- 
nären eine größere Aufmerksamkeit zu widmen, 
verfügte der Parteibeschluß vom 20. März 1939, 
daß die Verwaltungsabteilungen beim ZK der 
KPdSU(B) und bei den Parteikomitees der einzel- 
nen Gebiete, Gaue, Republiken und sonstigen 
territorialen Einheiten umzugestalten sind, Bisher 
gab es beim ZK der KPdSU(B) folgende Verwal- 
tungsabteilungen: 

a) für Landwirtschaft; 

b) für Industrie; 

c) für Transportwesen; 

d) für Planwirtschaft, Finanzwirtschaft und Handel; 

e) für Politik und Verwaltung; 

f) für Transportwesen; 

g) für führende Parteiorgane; 


1950 


h) für Kultur und Propaganda des Leninismus; 
i) Marx-Engels- -Lenin-Institut; 

k) Geschäftsführung; und 

1) Abteilung für Sonderaufgaben 


Nach dem Parteitagsbeschluß vom 20. März 1939 
wurde diese Gliederung aufgehoben und durch 
folgende Neugliederung ersetzt: 

a) Verwaltung für Kader; 

b) Verwaltung für Propaganda und Agitation; 

c) Abteilung für Organisation und Industrie; 

d) Abteilung für Landwirtschaft; und 

e) Abteilung für Schulen. 

In ähnlicher Weise wie beim ZK der KPdSU(B) 


wurden auch die Verwaltungsabteilungen bei den 
Parteikomitees der einzelnen Gebiete, Gaue, Re- 


publiken und sonstigen territorialen Einheiten neu 


gegliedert. 


8. Für diejenigen Gebiete, Gaue und Republi- 
ken, in denen es Kreise als territoriale Verwal- 
tungseinheiten gibt, wurde die Kreisparteiorga- 
nisation als Zwischenstufe zwischen Gebiet und 
Bezirk, die im Statut von 1934 nicht vorgesehen 
war, wieder eingeführt. 


9. Nach dem Parteitagsbeschluß vom 20. März 
1939 sollte die Kommission für Parteikontrolle 
nicht mehr vom Parteitag, sondern vom ZK der 
KPdSU(B) gewählt werden. 


10. Während die Allunionistische Parteikonfe- 
renz als besonderes Zentralorgan der Partei im 
Statut von 1934 nicht mehr vorgesehen war, wurde 
die Einrichtung durch den Parteitagsbeschluß vom 
20. März 1939 wiederhergestellt. 


11. Nach dem Statut von 1934 hatte der Partei- 
tag ein Vorschlagsrecht bei der Wahl der Kom- 
mission für Staatskontrolle. Da die Kommission 


für Staatskontrolle in Zukunft als rein staatliche 


Behörde gelten sollte, wurde dieses Vorschlags- 
recht durch den Parteitagsbeschluß vom 20. März 
1939 aufgehoben. 


12. Da die Aufnahme neuer Parteimitglieder 
durch den Beschluß vom 20. März 1939 erleichtert 
worden war, erwies sich das im Statut von 1934 
vorgesehene Institut der Förderer als entbehrlich. 
Das Institut der Förderer wurde daher durch den 
Beschluß vom 20.März 1939 für dr A er- 
klärt. 


VII. Das geltende Statut der KPdSU (B) von 1939 


Unter Berücksichtigung dieser Änderungen wurde 
vom XVIII Parteitag im März 1939 eine neues 
Parteistatut angenommen. Dieses neue, gegen- 
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Er in Kraft befindliche Statut der KPdSU 
 (B) vom März 1939 umfaßt insgesamt Gi Artikel, 
‚die in folgende 13 Abschnitte gegliedert sind: 
I. Die Parteimitglieder, ihre Pflichten und Rechte 
(Art, 1-12). 
II. Die Parteianwärter (Art. 13—17). 


II. Der Aufbau der Partei. Die innerparteiliche De- 
mokratie (Art. 18—28). 


IV. Die obersten Parteiorgane (Art. 29—42). 


V. Die Parteiorganisation der Gebiete, Gaue und 
Republiken (Art. 43—48). 


VI. Die Parteiorganisationen der Kreise (Art. 49—51). 


VI. Die Parteiorganisationen der Städte und Bezirke 
(Art. 52—56). 


. Die Parteiorganisationen der untersten Stufe 
- (Art. 57-62). 


IX. Die Partei und der Kommunistische Jugendver- 
band (Art. 63—66). 

X. Die Parteiorganisationen in der Roten Armee, in 
der Kriegsmarine und im Verkehrswesen (Art. 
67—69). 

XI. Die Baridrphen in den außerparteilichen 
Organisationen (Art. 70—71). 

XII. Die Strafen für Yerletzung der Parteidisziplin 
(Art. 72—74). 


XIII. Die Geldmittel der Partei (Art. 75—7?7). 


Die wichtigsten Bestimmungen und Grundsätze 
des Statuts der KPdSU(B) vom März 1939 sind 


folgende: 


1. Abweichend von den früheren Satzungen 
der KPdSU(B) und abweichend von der Verfas- 
‚sung der UdSSR von 1936 spricht die Präambel 
' des Parteistatuts von 1939 nicht nur von der Ar- 

beiter- und Bauernklasse, sondern auch von der 
Intelligenz als von einem wesentlichen Bestand- 
teil des Sowjetvolks. In dieser veränderten Fas- 
sung der Präambel des Parteistatuts kommt u.a. 
die Tatsache zum Ausdruck, daß sich der Klassen- 
inhalt des Sowjetstaates und der bolschewisti- 
schen Partei geändert hat und daß der neuen 
sowjetischen Intelligenz eine führende Stellung 
innerhalb des Staates und der Partei zuerkannt 
worden ist. 


2. Die Bedingungen für die Aufnahme neuer 
Mitglieder in die Partei sind erheblich gelockert 
worden, und zwar erstens dadurch, daß ein Unter- 
schied nach der sozialen Herkunft des Aufzuneh- 
menden nicht mehr gemacht wird, sowie zweitens 
dadurch, daß von den Aufzunehmenden zwar die 
Anerkennung, aber nicht mehr die volle inhalt- 
liche Kenntnis des Parteiprogramms gefordert 
wird. Durch diese Lockerung der Bedingungen 
für die Aufnahme neuer Mitglieder in die Partei 
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. ist der Weg für ein sprunghaftes Anwachsen der 
Zahl der Parteimitglieder und für eine Umwand- 


oe ! Ro. We | x re ’ 3% ” N ha er ; y. 
. Verfassung der bolschewistischen Partei 


rg 


lung der KPdSU(B) in eine Massenpartei geöff- 
net worden. 


3. In territorialer Hinsicht beruht der Aufbau 


der KPdSU(B) auf einer fünfstufigen Gliederuan 
Die fünf Stufen der Partei sind: 


a) die über das Gesamtgebiet der Sowjetunion sich 
erstreckende Gesamtpartei mit dem Allunionistischen 


Parteikongreß, dem ZK der KPdSU(B) und der All- 


unionistischen Parteikonferenz als Parteiorganen; 


b) die Parteiorganisationen der Gebiete, Gaue und 


Republiken mit den Gebiets- und Gaukonferenzen, den 


Parteikonferenzen der Unionsrepubliken sowie den 


Gebiets- und Gaukomitees bzw. den Zentralkomitees 


der Kommunistischen Parteien in den Unionsrepu- 


bliken; 


c) die Parteiorganisationen der Kreise mit den Kreis- 


konferenzen und Kreiskomitees; 


d) die Parteiorganisationen der Städte und Bezirke 


mit den Stadt- und Bezirkskonferenzen sowie den Stadt- 
und Bezirkskomitees; und 


e) die Parteiorganisationen unterster Stufe mit den ug 
Vollversammlungen, Konferenzen und Vorständen die- 


ser Organisationen. 


4. Ebenso wie im Statut von 1934 finden die 
vier obenerwähnten Merkmale des demokrati- . 


schen Zentralismus auch im Art. 18 des Statuts 


von 1938 eine ausdrückliche Hervorhebung. Diese 


vier Merkmale sind: 
a) die Wählbarkeit aller leitenden Organe der Partei 


" von unten bis oben; 


b) die periodische Rechenschaftsablegung der Partei- 


organe vor ihren Parteiorganisationen; 


ıc) die strenge Parteidisziplin und Unterordnung der „Asa 


Minderheit unter die Mehrheit; sowie 

d) die unbedingte Verbindlichkeit der Beschlüsse der 
höheren Organe für die unteren. 

Von diesen vier Merkmalen haben das erste 
und zweite Merkmal nur eine deklarative, das 
dritte und vierte Merkmal dagegen eine äußerst 
weitreichende praktische Bedeutung erlangt. 


5. Das gegenseitige Verhältnis zwischen dem 
Allunionistischen Parteikongreß und dem ZK der 
KPdSU(B) hat sich in der Weise weiterentwickelt, 


daß das Schwergewicht des Parteikongresses noch 
geringer, die Machtstellung des ZK innerhalb 


der Partei dagegen noch fester geworden ist. 
Diese Machtverschiebung tritt insbesondere darin 
in Erscheinung, daß die überaus wichtige Kom- 


mission für Parteikontrolle nicht mehr dem Par- 


teikongreß, sondern dem ZK der KPdSU(B) gegen- 
über rechenschaftspflichtig ist. Der nur äußerst 
selten zusammentretende Parteikongreß ist auf 
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ine Reihe weniger, genau "umgrenzter Aufg ei 
jeschränkt, während die Stellung der vollziehen 


nabhängiger wird. 


ergewicht der obersten Parteispitze noch stär- 
er als bisher in Erscheinung. Als Mittel zur Gel- 

 tendmachung dieses Übergewichts ist in den Ar- 
 tikeln 38 und 74 des Parteistatuts von 1939 die 
lichkeit einer Absetzung einzelner Mitglieder 


ionelle Regung im Keim zu ersticken. Hier- 
ıch wird das ZK der KPdSU(B) immer mehr 


Bro); das han atiensbllin, das Sekretariat und 
lie Kommission für Parteikontrolle. Gegenwärtig 


besteht das Politbüro aus neun Mitgliedern und 


nf Stellvertretern, das Organisationsbüro aus 
neun Mitgliedern und das Sekretariat aus vier 
kretären, darunter Stalin als Generalsekretär. 
e Mitglieder des Politbüros, des Organisations- 
ros, des Sekretariats und die Leiter der Ver- 
waltungen und Abteilungen der KPdSU(B) bilden 
die eigentliche Regierung der UdSSR. 
3 8. Auf allen Stufen der _ Parteiorganisation 
ben die Parteisekretäre eine besondere wesent- 
che Bedeutung. Die Parteisekretäre der Gebiets- 
d Gaukomitees sowie der Zentralkomitees der 
Unionsrepubliken und die Parteisekretäre der 
Parteiorganisationen in den Zentralbehörden des 
Staates werden unmittelbar vom ZK der KPdSU(B) 


4, im ‚Amt bestätigt. Auch auf die Auswahl der 


_ übrigen Parteisekretäre übt das ZK der KPdSU(B) 
"mittelbar einen Einfluß aus. Mit Hilfe der Partei- 
 sekretäre beherrscht die oberste Parteispitze das 


gesamte innere Leben aller Parteiorganisationen. 


9, Abweichend vom formalen Föderalismus des 


en; Sowjetstaates beruht der Aufbau der bolsche- 
 wistischen Partei auf einem radikalen Zentralis- 


mus. Von einer Autonomie der örtlichen Partei- 
organisationen kann insofern nicht die Rede sein, 
als alle Befehle der höheren Parteiorgane für die 
niederen Parteiorgane in jedem Falle verbind- 
lich sind. Auch die nationalen Komparteien der 
einzelnen Unionsrepubliken genießen keinerlei 
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en Organe innerhalb der Gesamtpartei immer ‚genau zu srfüllen. 


6. Innerhalb des ZK der KPdSU(B) tritt das 


10. Die beherrschende Sn der’ lee Di 
wistischen Partei gegenüber dem sowjetischen 


‚Staate tritt nicht nur in der Stellung der obersten 


Parteispitze, sondern auch in der Stellung der 
örtlichen Parteiorgane in Erscheinung. Durch die 
Parteiorganisationen unterster Stufe, ferner durch 


die politischen Abteilungen (Politodely) und 


durch die sogenannten Parteigruppen in allen 
staatlichen und gesellschaftlichen Organisationen : 
überwacht das ZK der KPdSU(B) bzw. die oberste 
Spitze der Partei das gesamte politische, wirt- 
schaftliche, kulturelle, soziale und militärische 
Leben des Landes. 


vn. Die Entwicklung der materiellen 
Parteiverfassung 

Da der volle Wortlaut des Statuts der Kommu- 

nistischen Partei der Sowjetunion in dieser Folge 

des Europa-Archivs (vergleiche S. 1961 bis 1968) 


wiedergegeben wird, kann hier auf eine Darstel- 
"lung weiterer Einzelheiten aus dem Inhalt der 
formellen Parteiverfassung verzichtet werden. 2 


Dagegen sollen anschließend diejenigen Umstände 


‚dargelegt werden, die über die formelle Partei- 


verfassung hinaus die Entwicklung und den In- 


halt der materiellen Parteiverfassung bestimmt © 


haben. Hierbei sind es vor allem vier Probleme, 
die besondere Beachtung verdienen, nämlich die 
Frage der Parteimitgliedschaft, die Frage der 
obersten Führung der Partei, die Frage der Be- 
ziehungen zwischen Partei und Staat sowie die 
Frage der Beziehungen zwischen Partei und Aus- 
land. Zu diesen vier verschiedenen Problemen 
ist insbesondere folgendes zu bemerken: 


1. Die Zahl der Parteimitglieder hat im Laufe 
der Geschichte der bolschewistischen Partei sehr 
erhebliche Änderungen erfahren. In der illegalen 
Kampfzeit bis 1917 war die Zahl der Parteimit- 
glieder verhältnismäßig gering. Die Partei war 
damals eine Elite- oder Kaderpartei mit einem | 
eng umgrenzten Mitgliederbestand. Seit 1917 ist 
die Zahl der Parteimitglieder sehr erheblich ge- 
wachsen. Der in der Zeit der Reinigungsaktionen 
eingetretene Rückgang der Mitgliederzahlen hatte 
nur zeitweiligen und vorübergehenden Charak- 
ter. Besonders seit 1939, nachdem die verschiede- 
nen Beschränkungen bei der Aufnahme neuer Mit- 
glieder in die Partei gelockert oder aufgehoben 
worden waren, hat sich die KPdSU(B) immer 
mehr zu einer Partei der breiten Massen ent- 
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wickelt. Die Zahl der Parteimitglieder, die im 
Herbst 1939 etwa drei Millionen betrug, hat so- 
en wohl während des Krieges als auch in der Nach- 
4 kriegszeit sehr erheblich zugenommen. Sie betrug 
im Herbst 1946 sechs Millionen. Trotz dieses star- 
_ ken Anwachsens ihrer Mitgliederzahl hat die 

KPdasU. (B) auch in der Gegenwart den Charakter 
einer Elite- oder Kaderpartei behalten. Es besteht 
e. nämlich ein sehr großer Unterschied zwischen den 

e einfachen Parteimitgliedern und den gehobenen ihrer Mitgliederzahl in den letzten Jahren dennoch, 


M: Parteifunktionären. Die Rechte der einfachen Par- den Charakter einer Elite- und Kaderpartei be- 
teimitglieder sind gemäß dem Parteistatut von halten können. 
1939 formell erweitert worden. Aber in tatsäch- 2. Die oberste Führung des Partei hat sih in 
licher Hinsicht sind diese Rechte verhältnismäßig der Zeit von 1924 bis 1939 immer mehr aus einer 
belanglos. Zwischen der großen Masse der ein- Oligarchie zu einer Monokratie entwickelt. Den 
fachen Parteimitglieder und den außerhalb der Schauplatz dieser Entwicklung bildeten die vom % 
Partei stehenden sonstigen Bürgern der Sowjet- Zentralkomitee der Partei berufenen Exekutiv- 
union besteht nicht mehr ein großer grundsätz- organe, nämlich das Politbüro, das Organisations- 
licher Unterschied. Dagegen wird der Unterschied büro und das Sekretariat der Partei. Das Amt eines 
zwischen den einfachen Parteimitgliedern und der Generalsekretärs der Partei war bereits zu Leb- 
Parteibürokratie immer erheblicher. Nicht nur in zeiten Lenins an J. W. Stalin übertragen worden. 


N 
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Nachdem Lenin am 21. Januar 1924 gestorben war, 
wurde die tatsächliche Oberste Führung innerhalb 
der Partei zunächst vom Triumvirat („Troika“) 
Stalin, Sinowjew, Kamenew ausgeübt. Mit Hilfe 
dieses Triumvirats und mit Hilfe des ihm er- 
gebenen GPU-Führers Dsershinskij gelang es 
Stalin im Jahre 1924, den Einfluß Trotzkis völlig 
auszuschalten. Das Bündnis Stalins mit Sinowjew 
und Kamenew dauerte jedoch nicht lange. Be- 


. reits im Jahre 1925 wurden diese beiden Vertre- 


ter des linken Flügels der Partei dadurch ausge- 
schaltet, daß sich Stalin mit Rykow und Bucharin, 
den Vertretern des rechten Parteiflügels, gegen 
die Linksopposition verbündete. Das Bündnis 
Stalins mit Rykow und Bucharin dauerte von 1925 
bis 1930. Nach 1930 begann Stalin, gestützt auf 
einen kleinen Kreis ihm ergebener Parteimitglie- 


der, die von ihm vertretene Generallinie der Par- 


tei mit steigender Energie durchzuführen und sich 
von allen Bindungen an den linken oder rechten 
Flügel der Partei zu lösen. Die Ermordung Kirows 
am 1. Dezember 1934 bildete den Auftakt für eine 
neue Welle von Reinigungsaktionen in Partei, 
Staat und Wehrmacht. Während dieser Reini- 
gungsaktionen wuchs die tatsächliche Machtstel- 
lung Stalins in einem derartigen Ausmaß, daß die 
Feststellung gerechtfertigt erscheint, der eigent- 
liche Übergang der bolschewistischen Partei von 


' einer Oligarchie zu einer Monokratie habe in der 


Zeit von 1934 bis 1939 stattgefunden. Der Aus- 
druck „Führer der Partei” fand erstmals auf dem 
Parteitag der Sieger 1934 Verwendung, während 
er früher im Plural Verwendung gefunden hatte, 
indem die Mitglieder des Politbüros in ihrer Ge- 
samtheit als „Führer der Partei“ bezeichnet wur- 
den. Seit dem’ XVII. Parteikongreß im März 1934 
haben sich Bedeutung und Schwergewicht des 
Wortes „Führer der Partei“ völlig verschoben. 
Als „Führer der Partei“ oder als „Führer der Völ- 
ker der Sowjetunion“ wird jetzt nur noch J. W. 
Stalin bezeichnet, und in der materiellen Partei- 
verfassung hat sich nunmehr endgültig der Grund- 
satz durchgesetzt, daß der Wille dieses Führers 
(woshdj) der Partei und des Staates für alle Par- 
teimitglieder und für alle Parteiorgane über eine 
absolut bindende Kraft verfügt. Wenngleich sich 
die persönliche Autorität Stalins in Partei, Staat 
und Wehrmacht während des Krieges von 1941 
bis 1945 weiter gefestigt und vergrößert hat, kann 
dennoch festgestellt werden, daß die tatsächliche 
Umwandlung der bolschewistischen Partei und 
des von ihr regierten Sowjetstaates aus einer 


1954 


Oligarchie in eine Monokratie im wesentlichen 


bereits während des XVII. Parteitages im März 4 


1939 abgeschlossen war. 


[2 


3. Die Sowjetunion ist ein Einparteistaat. Die 
KPdSU(B) ist die einzige Partei des Sowjetstaates. 
Im Verhältnis zum Staat nimmt die bolsche- 
wistische Partei eine beherrschende Stellung ein. 


h. 


Der Einfluß der Partei auf das politische, wirt- 


schaftliche, kulturelle, gesellschaftliche und mili- 
tärische Leben des Sowjetstaates reicht noch er- 
heblich weiter, als aus den ausdrücklichen Be- 
stimmungen der formellen Parteiverfassung und 
der formellen Staatsverfassung ersichtlich ist. Wie 
bereits festgestellt wurde, bilden die Mitglieder 
des Politbüros, des Sekretariats und der Orga- 
nisationsbüros zusammen mit den Leitern der 
Verwaltungen und Abteilungen des ZK der 
KPdSU(B) die eigentliche Regierung der Sowjet- 
union. Auf jeder Stufe der Verwaltung entspricht 
den Staatsbehörden eine Parteiinstanz. Letztere 


hat die Aufgabe, die Tätigkeit der betreffenden 


Staatsbehörde zu leiten und zu überwachen. Mit 
Hilfe eines weitverzweigten Apparates von Par- 
teidienststellen kann die Parteispitze in die Tä- 
tigkeit der entlegensten Verwaltungsbehörden 
und in alle Gebiete des öffentlichen Lebens der 


Sowjetunion eingreifen. Die einzelnen Abteilun- 


gen des ZK der KPdSU(B) haben eine viel ge- 
wichtigere Bedeutung als etwa die einzelnen 
Fachministerien der Unionsregierung. So wird die 
gesamte Schulpolitik der Sowjetunion von der 
Schulabteilung des ZK der KPdSU(B), die gesamte 
Agrarpolitik von der Abteilung des ZK für Land- 
wirtschaft in einschneidender Weise inspiriert 
und geleitet. Die beherrschende Stellung des ZK 
der KPdSU(B) innerhalb des Staates kommt u. a. 
auch darin zum Ausdruck, daß die wichtigsten 
Verordnungen, die vom Ministerrat der UdSSR 
und vom ZK der KPdSU(B) gemeinsam erlassen 
werden, dieselbe Rechtskraft haben wie Gesetze, 
obgleich in der formellen Verfassung der Sowjet- 
union keine diesbezüglichen Bestimmungen ent-: 
halten sind. In der Unionsverfassung vom 5. De- 
zember 1936 wird die KPdSU(B) nur ein einziges 
Mal, nämlich im Artikel 126, erwähnt, so daß 
man kein zutreffendes Bild über das eigentliche 
Wesen des Sowjetstaates gewinnen kann, wenn 
man sich darauf beschränkt, dieses Bild nur auf 
Grund der formellen Verfassung zu entwerfen. 
Ein besonders aufschlußreiches Beispiel hierfür 
bietet die Analyse des sowjetischen Föderalismus. 
Nach der formellen Staatsverfassung beruht der 
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eine Sic 

I rsderallemus und. einer weitreichenden De- 
ntralisation. Wenn man dagegen die Tatsache 
berücksichtigt, daß die auf dem hierarchischen 
Prinzip bedingungsloser Unterordnung aufgebaute 


KPdSU(B) nach der materiellen Parteiverfassung 


allen Funktionären des Staates Weisungen ertei- 
len kann und in die entlegensten Gebiete des 
staatlichen und gesellschaftlichen Lebens einzu- 
‚greifen in der Lage ist, dann gelangt man zu der 


Feststellung, daß Födealishüs und Dezentralisa- - 


tion in der politischen - Wirklichkeit nicht be- 
stehen, sondern durch einen radikalen Unitaris- 
‚mus und durch eine schrankenlose Zentralisation 
ersetzt worden sind. 

4. Die Beziehungen der KPdSU(B) zum Ausland 
"haben sich im Laufe der letzten Jahre nicht un- 
‚erheblich verändert. Während die KPdSU(B) im 
"Parteistatut von 1939 noch als eine Sektion der 
Kommunistischen Internationale bezeichnet wird, 
i ist diese Internationale durch Beschluß ihres 
Vollzugsausschusses vom 22. Mai 1943 aufgelöst 
worden. Damit ist der nationale Charakter der 
.KPdSU(B) viel stärker als bisher in Erscheinung 
getreten. Nach dem Abschluß des Zweiten Welt- 
 krieges bemüht sich die KPdSU(B), ihre inter- 
nationalen Beziehungen zum Ausland in neuer 
"Form wiederaufleben zu lassen. Als Ergebnis die- 
ser Bemühungen ist im September 1947 das Kom- 
 munistische Informationsbüro (Kominform) be- 
gründet worden. Auch in der Tätigkeit des Komin- 
form und in den Beziehungen der KPdSU(B) zum 
"Ausland ist ein gewisser Unterschied zwischen 
‘der formellen und der materiellen Parteivertas- 
sung unverkennbar. Nach dem Gründungsstatut 

\ 


{ 
\ 
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Fass nn sind Se im Komma zusam N 


Partei ist mit zwei Delegierten im Kominform 
vertreten, und die Beschlüsse des Kominform sol- 
len auf der Grundlage gegenseitiger Vereinba- y 


rung gefaßt werden. Besondere Vorrechte und j a 


ein besonderes Übergewicht der KPdSU(B) gegen- 
über den übrigen Mitgliedern des Kominform sind 
im Gründungsstatut dieser Organisation nicht vor- 
gesehen. In der politischen Wirklichkeit hat sich 


das gegenseitige Verhältnis der im Kominform 1 


verbundenen Parteien jedoch anders entwickelt. 
Die KPdSU(B) beansprucht ein Übergewicht 
gegenüber den übrigen Mitgliedern des. Komin- 
form. Während es praktisch ausgeschlossen er- 
scheint, daß die übrigen Mitglieder des Komin- 
form mit Stimmenmehrheit einen gegen die 
KPdSU(B) gerichteten oder von ihr nicht ge- 
wünschten Beschluß fassen, erhebt die KP4asu(B)- 


- den Anspruch, daß ihre Wünsche und ihr Stand- 


punkt von den übrigen Mitgliedern des Komin- 


form widerspruchslos anerkannt werden. Dieser Sa 


Sachverhalt ist während des Konflikts zwischen 
dem Kominform und der Kommunistischen Partei 
Jugoslawiens mit besonderer Eindeutigkeit in 


mengeschlossenen Parteien gleichberechtigt. Jede 2 


RT 


Erscheinung getreten. So kann festgestellt wer- “ “e a 


den, daß der Unterschied zwischen formeller und 
materieller Parteiverfassung, zwischen juristischer 
Scheinform und juristisch nicht mehr faßbarer, 
rein faktischer Wirklichkeit nicht nur im inneren. 


Leben der KPdSU(B), sondern auch in ihren Be- Re 


ziehungen zum Ausland in Erscheinung tritt. 


* 


Die bibliographischen Hinweise befinden sich auf 
Seite 1940 dieser Folge. 
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Der Gedanke einer sozialen Sicherung hat in den 
S  sgfen! Staaten erst sehr spät Eingang gefun- 
den. Der Grund dafür liegt nicht nur in der be- 

sonderen Struktur des Landes als Kolonialland, 
das von. allen Völkern der Welt besiedelt wird, 
ten sondern auch in der politischen und staatsrecht- 
lichen Entwicklung. Die Eigenart der amerikani- 
. schen Bundesverfassung besteht in der unbestritte- 
nen Verlagerung des Schwergewichtes an Kom- 
_ petenz in die Gesetzgebung der Staaten. Damit 
hängt der sozialrechtliche Unterschied zwischen 
den Vereinigten Staaten und den europäischen 


‚ Industriestaaten zusammen. el 


Die ‚Sozialpolitik im allgemeinen und die So- 
En zialversicherung insbesondere sind wegen der 
j _föderalistischen Gliederung und des Überwiegens 
' des Farmerelementes in vielen der 48 Staatspar- 
_ lamente stark zurückgeblieben. Bis zur Aera Roo- 
‚sevelt gab es eigentlich nur eine Haftpflichtver- 
sicherung, die in der Mehrzahl der Staaten darin 
; estand, daß die Unternehmer zur Anmeldung 
der Arbeitnehmer bei privaten Versicherungs- 
"gesellschaften gesetzlich gebunden waren. 


‘In den einzelnen Staaten haben sich jedoch — 
. vielleicht gerade wegen des Fehlens der in Europa 
gepflegten sozialen Versicherungszweige — andere 
Arten der staatlichen Fürsorge stark entwickelt, 
' die in europäischen Ländern in den Pflichtenkreis 
der Gemeinden zu gehören pflegen. 


Durch die bestehende Fürsorge werden bedürf- 
tige Leute unterstützt, und da die Leistungen aus 
der Sozialversicherung niedriger bemessen sind, 
wird im allgemeinen so lange wie möglich gear- 
beitet; danach wird ohne Hemmung die Fürsorge- 
unterstützung in Anspruch genommen. 


5 Br * Vgl. hierzu: „Materialien zur deutschen Sozialver- 
ar sicherung‘, Europa-Archiv, April 1948, S. 1287 bis 1292, 
Bi Mai 1948, S. 1340 bis 1344, November 1948, S. 1671 und 


Br 1672. „Soziale Versicherung und soziale Fürsorge in 
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. Die Sozialpolitik in den Vereinigten Staaten von Amerika” 
| Von Dr. Gisela Augustin 


Im übrigen hat die Arbeiterschaft nur teilweise 
Interesse an der Einführung einer Sozialversiche- | 
rung. Verglichen mit normalen europäischen Zei- 3 
ten, haben die amerikanischen Arbeitnehmereinen _ 
sehr hohen Lebensstandard. Mit Hilfe der fort- 


schreitenden technischen Entwicklung werden hohe 


Leistungen vollbracht und daher ein relativ hohes 


Einkommen erzielt, so daß eigene Rücklagen ge- 


dualismus stark ausgeprägt: man will sich selbs 


‚bildet werden können. Außerdem ist der Indivi- 


helfen und nicht auf die Gemeinschaft angewiesen 
sein. Es besteht im allgemeinen eine Abneigung 


gegen jeglichen Zwang durch eine il 


und gegen jede kollektive, Aktion. : 


en der Unterrchmer besteht im Ale 
nen ebenfalls keine große Neigung dafür, weil 


sie Beiträge entrichten müssen und darin eine 


Lohnerhöhung erblicken. Ebenso widersetzen sich 


die privaten Versicherungsgesellschaften insbe- \ 


sondere einer Krankenpflichtversicherung. Auch 


die Gewerkschaften führen keine Gegenbewegung, 


da eine Reform der bestehenden Sozialversiche- $ 


rung eine Beitragserhöhung mit sich bringen 
müßte und diese von ihnen nicht durchgekämpft 


werden könnte, ‚da sie nur eine geringe Minorität 
der Wähler (etwa 6 gegenüber 50 Millionen wäh, 
lern) aufweisen. 


In der bisherigen Entwicklung lassen sich drei 
Phasen unterscheiden. Die erste beginnt mit der 
Einführung der Unternehmerhaftpflicht für Be-. 


triebsunfälle; im zweiten Stadium wird ein beson- 
deres Fürsorgesystem für Alte sowie für unver- 
sorgte Kinder und andere ins Leben gerufen; die 


dritte Phase beginnt mit dem ee über 


die soziale Sicherung vom Jahre 1935. 


Te Bi 


der Sowjetunion“, Europa-Archiv, Mai 1948, S. 1335 bis 
1339; „Soziale Versicherung in Großbritannien und 
Frankreich" ‚, Europa- Archiv, November 1948, S. ne 
bis 1670. 


{ 
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Die Arbeiterunfallentschädigung ist RN erste 
gesetzlich behandelte Zweig der Sozialversiche- 
‘rung, seitdem der Staat New York das erste Ge- 
Metz dieser Art im Jahre 1910 veröffentlichte. 
Seinem Vorbild sind bis zum April 1948 nunmehr 
alle 51 Staaten und Territorien gefolgt. Trotz 
dieser erfreulichen Entwicklung schätzt man, daß 
kaum die Hälfte der werktätigen Bevölkerung 


Unfallentschädigung nur dann bewilligt, wenn 
dies auf Grund des Zivilrechts möglich ist. 
In den einzelnen Gesetzen ist der Umfang der 
Versicherungspflicht. völlig verschieden gestaltet; 
o sind beispielsweise die landwirtschaftlichen 
. Betriebe, . die Hausgehilfen sowie die Werktätigen 
‚in Kleinbetrieben, d.h. unter Umständen in sol- 
chen bis zu 15 Beschäftigten, überwiegend von 
dem  Versicherungsschutz 
kommt ferner ‚hinzu, daß die Entschädigungs- 
gesetze ‚etwa zur Hälfte freiwilligen Charakter 
tragen. ‘Der Arbeitgeber und: bisweilen auch die 
Arbeitnehmer können die Versicherung ablehnen 
und sich dem Zivilrecht unterstellen. Auch ist die 
Zahl der einzelstaatlichen Gesetze, die den Schutz 
nicht auf die Berufskrankheiten ausdehnen, noch 
mmer sehr groß. 3 

Im ‚Gegensatz zu dieser einzelstaatlichen all- 
gemeinen Regelung besteht für die Bediensteten 
des Bundes, für die Arbeiter und Angestellten der 
zwischenstaatlichen Eisenbahnen sowie für See- 
 hafenarbeiter ein Bundesgesetz. 
Ein Teil der Gesetze gewährt Entschädigung 
für genau bestimmte Beschädigungen, während 
andere wieder Entschädigungen nach dem Grad 
der Verletzung in Hundertsätzen des Arbeits- 
 verdienstes zahlen. Die Regelung der Entschädi- 
gung ist fast ausschließlich Kommissionen über- 
tragen, gegen. deren Entscheidung bei den einzel- 
staatlichen oder Bundesgerichten u ein- 


gelegt werden kann. 


: Soziale 

Während und nach den Jahren der wirtschaft- 
lichen Depression war in den Staaten der Wunsch 
lautgeworden, die Bevölkerung gegen Arbeits- 
losigkeit und gegen Not im Alter zu schützen. 
Präsident Roosevelt setzte im Juni 1934 einen be- 
'sonderen Ausschuß zur Untersuchung aller frag- 
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Unfallentschädigung 


versichert ist, Die übrigen Personen erhalten eine einer Rente für völlige Erwerbsunfähigkeit be- 


ausgeschlossen. Es 


Sicherung 


le Versicherungsgesellschaften und öffent- 
liche Unfallkassen führen die Versicherung durch, 
wobei im ersteren Fall relativ hohe Beiträge er- 
hoben werden. Dem Staat sind eine weite Auf- 
sichtsbefugnis sowie die ee 
übertragen. { 
Die Gesetze begrenzen die Entschädigung im 
Hinblick auf Dauer und Höhe. Die Höchstdauer 


trägt zwischen 3 und 20 Jahren, so daß der 
Verletzte nach Ablauf dieser Frist überhaupt keine 
weitere Entschädigung erhält. Der Verletzte er- 
hält eine Rente bis zu 30 Dollar wöchentlich; 
Höchstbetrag aller Rentenleistungen liegt zwi- 
schen 5000 und 12000 Dollar. 
Im Staat New York herrscht das en Sy 
stem. Hier werden Renten in Höhe von 70 v. HL 
des Arbeitsverdienstes für die Dauer der Arbeits- 
unfähigkeit gewährt. Das jüngste Gesetz auf die- 
sem Gebiet, das als letzter Staat Mississippi er 
lassen hat, ordnet den Versicherungszwang für e 
alle Unternehmer mit acht und mehr Angestell- 5 
ten an. Als Entschädigung werden 66° v.H. des 
Lohnes für höchstens 450 Wochen gewährt. 
Wartezeit beträgt grundsätzlich fünf Tage, doc 
wird die Entschädigung vom ersten Tage an ge } 
zahlt, wenn die Arbeitsunfähigkeit länger als 14 
Tage dauert. Die Leistungen für die Hinterblie- 
benen sind sehr eng begrenzt; überwiegend wird 
eine Pauschalsumme gewährt, wie überhaupt die 
meisten Staaten nur Geldleistungen vorsehen. 
Der Bund dagegen gewährt seinen Angestellten 
grundsätzlich 66°/s v.H. des Verdienstes ohne 
zeitliche Begrenzung, doch darf der Höchstbetrag , 
für die Hafenarbeiter 25 Dollar wöchentlich und 
für die Angestellten 133,33 Dollar monatlich DInR 
übersteigen. 
Die Unfallverhütung wird durch Arbeitsinspek- _ 
tionen durchgeführt, mit denen besondere Privat: \ : 
organisationen betraut sind. tt, 


Er 


lichen Probleme ein und beauftragte ihn mit dem 2 
Entwurf einer bundesstaatlichen Regelung. Die 
Empfehlungen des Ausschusses lagen dem Kon- 
greß vier Monate lang zum Studium und zur Kri- 
tik vor, bis am 14. August 1935 das Gesetz über 
die soziale Sicherung veröffentlicht wurde. 
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Wesentliche Änderungen brachte das Gesetz vom 
10. August 1939, das unter anderem die Alters- 
versicherung in eine Alters- und Hinterbliebenen- 
versicherung umwandelte, sowie das Gesetz vom 
10. August 1946, das eine Versorgung der Hinter- 
bliebenen des Zweiten Weltkrieges ins Leben rief, 
organisatorische Änderungen und finanzielle Ver- 
besserungen brachte und anderes mehr. 


Das Gesetz gliedert sich in drei Hauptabschnitte, 
die die Sozialversicherung, die öffentliche Für- 
sorge sowie spezielle und Gesundheitsfürsorge 
zum Inhalt haben. In den Rahmen der Sozialver- 
sicherung gehören die Alters- und Hinterbliebe- 
nen- sowie die Arbeitslosenversicherung. Die 
öffentliche Fürsorge befaßt sich mit der Unter- 
stützung bedürftiger alter sowie blinder Personen 
und bedürftiger unversorgter Kinder; Aufgabe 


. der dritten Gruppe bilden der öffentliche Gesund- 


heitsdienst, die Umschulung der Körperbeschädig- 


ten, Kinderwohlfahrt, Fürsorge für Mutter und 


Kind sowie für verkrüppelte Kinder. 


A.Sozialversicherung 


1. Alters- und Hinterbliebenenversicherung 


Die ursprüngliche Fassung des Stammgesetzes 
zeigte große Ähnlichkeit mit den modernen Pen- 
sionseinrichtungen für Öffentliche oder private 
Angestellte. Der amerikanische Gesetzgeber ging 
jedoch im Jahre 1939 von .diesem Standpunkt ab 
und näherte sich dabei mehr dem Gedanken der 
sozialen Wohlfahrt, wobei das System auf die 
Bedürfnisse der Versicherten abgestellt wurde, 
die während ihrer Berufstätigkeit relativ niedrige 
Löhne beziehen. 


Die Versicherung erstreckt sich auf Lohn- und 
Gehaltsempfänger in der Privatindustrie und im 
Handel, d.h. in Fabriken, Geschäften, Lagerhäu- 
sern, Mühlen, Büros, Banken, Bergwerken usw. 
Ausgeschlossen bleiben die Landwirtschaft, Haus- 
gehilfen in privaten Haushaltungen, Gelegenheits- 
arbeiter, Bundes- und Staatsbeamte sowie An- 
gestellte in Organisationen mit ausschließlich 
idealen Zwecken. Für die Bediensteten der Eisen- 
bahnen besteht eine Sonderregelung. 

Durch die Alters- und Hinterbliebenenversiche- 
rung geschützt sind etwa 30,4 Millionen, nicht er- 
faßt dagegen etwa 21,4 Millionen Werktätige. 
Diese letztere nicht betreute Gruppe gliedert sich 
etwa in 8,1 Millionen Farmer und landwirtschaft- 
liche Arbeitnehmer, 4,5 Millionen nichtlandwirt- 
schaftliche Selbständige, je 2,9 Millionen Staats- 
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und Bundesangestellte, 1,6 Millionen Hausgehil- 
fen und 1,4 Millionen Eisenbahnarbeiter. 

Die Beiträge sind, technisch betrachtet, eine 
Beschäftigungssteuer und werden von den Finanz- 
ämtern eingezogen. Jeder Versicherte hat auf 
seinem Versichertenausweis eine Versicherten- 
nummer. In dem vierteljährlichen Steuerbericht 
gibt der Unternehmer den Namen sowie die Num- 
mer des Versicherten und sein Einkommen an. 
Auf Grund dieser Berichte werden in der Haupt- 
buchhaltung in Baltimore mittels Hollerithverfah- 


.ren die Löhne sämtlicher Versicherten verbucht. 


Wird nun von einem Versicherten ein Renten- 
antrag bei einer der 450 Geschäftsstellen einge- 
reicht, so sendet die Hauptbuchhaltung eine 
Photokopie der gesamten Unterlagen an die ent- 
sprechende Verwaltungsstelle, die über den An- 
spruch an Ort und Stelle entscheidet. Wenn eines 
der fünf Prüfungsämter den Entscheid genehmigt 
hat, so wird die Rente durch Postsche&k gezahlt. 


Die Steuer, die die Leistungen der Versicherung 
bestreitet, wird von Arbeitgebern und Versicher- 
ten in gleicher Höhe entrichtet; sie ist abhängig. 
von der Lohnhöhe bis zu einer Höchstgrenze von 
3000 Dollar jährlich. Der augenblicklihe Ver- 
sicherungsbeitrag für 1949 beträgt je 1 v.H. der 
Lohnsummen; die bereits im Grundgesetz ange- 
kündigten Erhöhungen dieses geringen Beitrages 
sind regelmäßig zurückgestellt worden. Für die 
Jahre 1950 und 1951 soll der Betrag auf je 1/2 
v.H. und von 1952 ab auf je2 v.H, erhöht werden. 


Altersrente wird an den mindestens 
65 Jahre alten Versicherten, vorausgesetzt, daß 


er nicht mehr arbeitet, an seine mindestens 65jäh- 


rige Ehefrau sowie an seine unterhaltsberechtigten 
Kinder bis zu 18 Jahren unter der Voraussetzung 
gezahlt, daß der Versicherte „voll“ versichert ist. 
Dies trifft zu, wenn der Arbeitnehmer mindestens 
die Hälfte der Quartale zwischen dem 1. Januar 
1937 und dem Vierteljahr, in dem er das 65. Le- 
bensjahr erreicht oder stirbt, in versicherungs- 
pflichtiger Beschäftigung stand, bei der er minde- 
stens 50 Dollar verdiente. Wird der Versicherte 
nach dem 1. Januar 1937 21 Jahre alt, so braucht 
er nur 50 Dollar in wenigstens der Hälfte der vol- 
len Quartale verdient zu haben, die zwischen 
seinem 21. Geburtstag und dem Zeitpunkt liegen, 
in dem er 65 Jahre alt wird oder stirbt. Auf alle 
Fälle muß der Arbeitnehmer mindestens 6 Quar- 
tale lang versichert gewesen sein. Hat ein Ver- 
sicherter während 40 Quartale Beiträge entrich- 
tet, dann ist er für alle Zukunft voll versichert. 
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D- Inversorgten Biker, ha 18 Jahren, an die 
_ Witwe, die rentenberechtigte Kinder betreut, so- 

wie an die 65jährige Witwe und an die minde- 
' stens '65jährigen unterhaltsberechtigten Eltern, 
solange weder Witwe noch Kinder vorhanden 
sind, gewährt. Kinder und Witwen mit Kindern 
erhalten bereits dann Rente, wenn der Verstor- 
- bene nur „laufend versichert” war, d. h. wenn er 
während der letzten drei Jahre mindestens 
6 Quartale lang versicherungspflichtig war und 
wenigstens 50 Dollar verdient hat. 

Sterbegeld wird nur gewährt, wenn keine 
‚ rentenberechtigten Angehörigen vorhanden sind. 

Die gesamten Renten ruhen, wenn der Ver- 
sicherte monatlich mehr als 14,99 Dollar verdient. 

Die Rentenleistungen werden nach dem monat- 
lichen Durchschnittslohn bis zu 250 Dollar berech- 
net, wobei der Gesamtlohn seit 1937 berücksich- 
tigt wird. Ausgenommen bleiben dabei die Be- 
träge, die in den Jahren 1937 und 1938 verdient 
' wurden, nachdem der Versicherte das 65. Lebens- 
jahr erreicht hat. 

‚ Die Grundrente besteht aus 40 v. H. der ersten 
50 Dollar des Lohnes und 10 v. H. des restlichen 
Entgelts bis zu 200 Dollar zuzüglich 1 v. H. der 
Gesamtsumme für jedes Jahr, in welchem der 
- Versicherte 200 Dollar oder mehr in versiche- 
rungspflichtiger Beschäftigung verdient hat. Die 
Mindestrente ist auf 10 Dollar festgesetzt. 

Die. Witwenrente beträgt drei Viertel der Ver- 
sichertenrente; in den übrigen Fällen wird je- 
weils die Hälfte der Grundrente des Versicherten 
gewährt. Im Höchstfall dürfen die gesamten Ren- 
ten nicht mehr als das Doppelte der Grundrente 
oder 80 v.H.des durchschnittlichen Lohnes oder 
85 Dollar betragen, je nachdem, welcher Betrag 
der kleinste ist. Als Sterbegeld wird der sechs- 
fache Betrag der Versichertenrente gezahlt. 

Als letzte endgültige Zahlen meldet das Social 
Security Bulletin vom Mai 1948, daß Ende März 
1948 fast 2,1 Millionen Rentenempfänger laufend 
mit einem Gesamtbetrag von 40,5 Millionen Dol- 
lar unterstützt wurden. Rund 930 000 Versicherte, 
d. h. 45 v. H. aller Rentenempfänger, nehmen 
eine durchscnittliche Altersrente von 25,01 Dollar 
monatlich in Anspruch, an zweiter Stelle folgen 
mit 26 v.H. die Weaisenrentner, danach mit 13 v.H. 
die Ehefrauenaltersrentner und in weiten Abstän- 
den die übrigen Gruppen der Rentenempfänger. 

Die Höchst- und Mindestsätze sowie die Durch- 
schnittsbeträge, die in den letzten Jahren im Rah- 
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jalpolitik in den Veröniete 


pr 


men der Alters- und Hinterbliebenenversicherung 5 
gezahlt wurden, sind aus der nachfolgenden Auf- 


% 


stellung ersichtlich: 


in Dollar 


Durch- 


Höchst- |Mindest- chaiktze 


keträge | heträge 


1.1.1947/1.1.1947 1.1.1946 


Altersrente für Versicherte 44,— 10,— 24,19 
Altersrente für Ehefrauen NN 

einschl. : 66,— 15,— 38,50 
Witwen von 65 J an min- 

destens . . 33,— 10,— 20,19 
Witwen mit 1 Kind 55,— 12,50 34,10 
Witwen mit 2 Kindern . F— 17,50 47,70 ° 
Waisen . NR RM 44— 10,— 12,48 
Quelle: gg America’', Ausgabe „Social Security'' 1947 

New York. 


Die Hinterbliebenen bestimmter Teilnehmer des 
Zweiten Weltkrieges erhalten Renten, wenn der 
Verstorbene zwischen dem 16. September 1940 
und dem offiziellen Ende des Krieges Militär- 


dienste oder mindestens 90 Tage aktiven Dienst _ E 


geleistet hat oder wegen einer Kriegsverletzung 
entlassen wurde, oder Kriegsteilnehmer, die vor 
Ablauf von vier Jahren und einem Tag nach 
Kriegsende ehrenvoll aus dem Militärdienst ent- 
lassen wurden oder innerhalb von drei Jahren 
nach der Entlassung gestorben sind. Der Perso- 
nenkreis der Berechtigten ist der gleiche wie bei 
der allgemeinen Hinterbliebenenversicherung. Die 


Kriegsteilnehmer werden einem Vollversicherten 


gleichgestellt, der monatlich im Durchschnitt 160 


Dollar verdient hat. Die Rente wird nach diesem 


Einkommen berechnet, zuzüglich 1 v. H. für jedes 
Jahr, in welchem mindestens 30 Tage in der 
Wehrmacht nach dem 16. September 1940 Dienst 
geleistet wurde. Der Rentenanspruch besteht je- 
doch nur dann, wenn den Hinterbliebenen keine 
Rente auf Grund der Kriegsteilnehmer-Fürsorge 
(Veteran’s Administration) gewährt wird. 
Bei allen Ansprüchen aus der Alters- und Hin- 
terbliebenenversicherung steht dem Betroffenen 
gegen die Entscheidungen der Sozialversiche- 


rungsbehörden das Recht der Berufung zu. Zu- 


nächst suchen bezirkliche Schiedsrichter die Streit- 
frage zu regeln; wird hierbei keine Einigung er- 
zielt, dann können der Berufungssenat in Washing- 
ton und als letzte Instanz das Hauptbundesgericht 
angerufen werden. 

Bei der Schaffung des Bundesgesetzes war be- 
absichtigt, die Wohlfahrtsausgaben allmählich zu 
senken und die Sozialversicherung zum Haupt- 
träger der sozialen Hilfe zu entwickeln. Der erste 
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kbeträge 


er der a In ihren unzureichenden 
Rentenleistungen, die kein Existenzminimum bie- 
ten, ist die Versicherung auf dem Stand vom 
Jahre 1935 verblieben, während die Bezüge der 


aisden ehlaprecıend, mehrfach erhöht wurden 
und über denjenigen der Versicherung liegen. 


ek verwalhine betragen kaum etwas mehr 
ein Drittel der Summe, die für ARE 


fr Fig Rentenleistungen nicht aus ne, unzU- 
a nglichen Beitrag gedeckt werden können. 


Gesetz, das bestimmte Mindestforderungen 
illen muß und im übrigen den besonderen 


ae und versichern auch die Beschäftigten in 
1 Klein- und kleineren Beincbeni sogar landwirt- 


einbezogen. 

Die an die Bundesregierung zu zahlende Steuer 
beträgt 3 v. H. der Gesamtlohnsumme. Sie ist 
von allen Industrie- und Handelsunternehmen 
zu entrichten, die wenigstens acht Arbeitneh- 
S wer während 20 Wochen jährlich beschäftigen. 
' Die an einen staatlichen Arbeitslosenfonds ge- 
leisteten Beiträge konnte der Unternehmer in 
Höhe von 90 v. H. der dreiprozentigen Steuer 
gegen diese aufrechnen. Da auch ohne die beson- 
dere Arbeitslosenversicherung in dem jeweiligen 
. Staat die dreiprozentige Steuer an den Bund zu 
"zahlen war, wurde einerseits ein Konkurrenz- 
kampf der Industrien vermieden und wurden an- 
dererseits in allen Staaten und den Territorien 
_ Arbeitslosenversicherungsgesetze erlassen. 
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nanntes DE 


en Jeder Staat erläßt sein eige- 


3 ialen und wirtschaftlichen Bedürfnissen des 


get | 

wonach die Beiträge ermäßigt werden, falls der 
Betrieb in den letzten drei Jahren wenig Arbeits- 
losigkeit aufwies. Infolge dieses Systems ist der 
durchschnittliche Beitrag in den einzelnen Staa- 
ten von 2,7 auf 1,8 v. H. gesunken. In den beiden 


Staaten Alabama und New Jersey werden auchdie 


Arbeitnehmer für diese Zwecke besteuert!). 
Die Steuereinnahmen sind in den Arbeitslosen- 


fonds beim Bundesschatzamt einzuzahlen, und 


zwar für jeden Staat auf ein besonderes Konto. 
Die Staaten sind berechtigt, jederzeit aus diesem 
Fonds Beiträge anzufordern, die für die Auszah- 


lung der Entschädigungen benötigt werden. Die 


Bundesregierung gewährt den einzelnen Staaten 


 Verwaltungszuschüsse, sofern der Bund das staat- 
‚liche Gesetz anerkannt hat. Die Zuschüsse wer- 


den aus den 0,3 v.H. der Steuer gezablt, die dem 


"Bund zufließen. - 

Die Vor für die Inanspruchnahme D 
der Leistungen sowie deren Höhe und Dauer wei- 
chen in den einzelstaatlichen Gesetzen voneinan-. 
der ab. Allgemein muß der Arbeitslose, um einen 
Anspruch auf die Unterstützung zu erwerben, als 
solcher auf dem Arbeitsamt registriert sein; seine 
Versicherungspflicht und eine gewisse Lohnhöhe 


sowie seine Arbeitsfähigkeit, seine Einsatzfähig- 
keit und seine Bereitschaft, eine ihm angebotene 


 zumutbare en zu übernehmen, sind 


nachzuweisen. 


Grundsätzlich AR Arbaiteiaheklie Arbeits- | 
lose keine Unterstützung, während einige wenige % 


Staaten denjenigen Versicherten, die nah Ein- 
tritt der Arbeitslosigkeit krank werden, Leistun- 
gen gewähren. Sie zahlen die Entschädigung, bis 
der Arbeitnehmer sich weigert, eine ihm ange- 
botene angemessene Tätigkeit zu übernehmen. 
In zwei Staaten besteht seit kurzem eine beson- 
dere Arbeitsunfähigkeitsversicherung. Die Unter- 
stützung beträgt in der Regel 50 v.H.des Ent- 
gelts; die Höchstsätze bewegen sich zwischen 15 
und 28 Dollar. In einem Viertel der Staaten be- 
trägt der Höchstbetrag 15 oder 16 Dollar wöchent- 
lich, Die Mindestsätze schwanken zwischen 3 und 
10 Dollar; in den meisten Staaten beträgt jedoch 
die Mindestunterstützung 5 Dollar oder mehr. 


(Fortsetzung folgt.) 


N % % 
1) „Building America.” 
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2 
E:2" Die: Kommunistische Partei der Sowjetunion (Bolsne 


nationale darstellt, ist. die organisierte Avantgarde der 
Arbeiterklasse der UdSSR und die höchste Form ihrer 
a: Klassenorganisation. In ihrer Arbeit wird die Partei 
von der Theorie des Marxismus -und Leninismus ge- 
R leitet. 

a _ Die Partei verwirklicht, Ge Führung der Arbeiter- 
Se der Bauernschaft, der Intelligenz, des ganzen 
n Sowjetvolkes im Kampf für die Befestigung der Dikta- 
tur des Proletariats, für die Befestigung und Entwick- 
lung der sozialen Ordnung und für den Sieg des Kom- 
munismus. 


der Werktätigen, sowohl der gesellschaftlichen als 
auch der staatlichen, und gewährleistet den erfolg- 
reichen Aufbau der kommunistischen Gesellschaft. 

SR Die Partei ist eine einheitliche Kampforganisation, 
' verbunden durch bewußte Disziplin, die für alle Mit- 
' glieder der Partei gleichermaßen verbindlich ist. Die 
Partei ist-stark durch ihre Geschlossenheit, durch die 
Einheit des Willens und die Einheit der Handlungen, 
die unvereinbar sind mit Abweichungen vom Pro- 
. gramm und Statut, unvereinbar mit. einer Verletzung 
u der Parteidisziplin, mit Fraktionsbildungen und mit 
Kompromissen. Die Partei säubert ihre Reihen von 
Personen, die das Parteiprogramm, das Statut der 
Partei und die Pete ldieiplın verletzen, 

Die Partei fordert von ihren Mitgliedern aktive, 
‚selbstlose Arbeit zur "Verwirklichung des Programms 
und des Statuts der Partei, zur Erfüllung aller Entschei- 
dungen der Partei und ihrer Organe, zur Gewähr- 
leistung der Einheit in den Reihen der Partei und zur 
Befestigung der brüderlichen internationalen Beziehun- 
gen zwischen den Werktätigen der Völker der UdSSR 
wie auch zu den Proletariern aller Länder der Welt, 


I. Die Mitglieder der Partei, ihre Pflichten 
und Rechte 


1. Als Mitglied der Partei gilt jeder, der das Partei- 
programm anerkennt, in einer ihrer Organisationen 
tätig ist, sich den Anordnungen der Partei unterwirft 
und Mitgliedsbeiträge bezahlt. 


2. Das Mitglied der Partei ist verpflichtet: 


a) unermüdlich an sich zwecks Hebung des Bewußt- 
' seins und zwecks Aneignung der Grundlagen. des 
Marxismus und Leninismus zu arbeiten; 


.F 
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Statut der Kommunistischen Partei der Sowjetunion 
| (Bolschewisten) S 


h Sektion der Kommunistischen Internationale 
Bi. (Einstimmig angenommen auf dem XVII. Parteikongreß im März 1939) 


"wisten), die eine Sektion der Kommunistischen Inter- 


Die Partei ist der führende Kern aller Organisationen 


b) die Parteidisziplin auf das strengste zu wah net 
aktiv am politischen Leben der Partei und des Sta ’ 
teilzunehmen, in der Praxis die Politik der Partei 
die Entscheidungen der Parteiorgane durchzuführ 


c) ein Vorbild zu sein in der Wahrung der Ar 
und Staatsdisziplin, die Technik des eigenen Arbe 
gebiets voll zu beherrschen und unaufhaltsam 
Produktivität und berufliche Qualifikation zu ve 
bessern; 


d) täglich die Verbindung zu den Massen zu fes 
rechtzeitig allen Fragen und Nöten der Werkti 


der Politik der Partei und ihrer „Entscheiälingen 
zumachen. RR 


3. Das Mitglied der Partei ist berechtigt: Et 


a) an der freien und sachlichen Erörterung prak 
scher Fragen der Parteipolitik auf Parteiversammlu 
gen oder in der Parteipresse teilzunehmen; 


N 


b) auf Parteiversammlungen jeden beliebigen e 
funktionär zu kritisieren; 


c) an der Wahl der Parteiorgane teilzunehmen : 
in die are Se: zu N LK 


fordern, in denen eine Enfedheiäuhrr über seine Tätige BR 
keit oder sein Verhalten getroffen wird; 


e) sich mit jeder beliebigen Anfrage oder Mittäilling 
an jede beliebige Parteiinstanz einschließlich des Ze 
tralkomitees der Allunionistischen Kommunistis 
Partei zu wenden. n 


4. Die Aufnahme neuer Mitglieder in die Partei e ER 
folgt ausschließlich als Einzelaufnahme für jede Per- ur f 
son getrennt. Die neuen Mitglieder werden aus der Ber 
Zahl der Anwärter aufgenommen, die die vorgeschrie- I 
bene Anwärterzeit durchlaufen haben. Als Mitglieder 
der Partei werden bewußte, aktive und der Sache des 
Kommunismus ergebene Arbeiter, Bauern und Ange- % 
hörige der Intelligenz aufgenommen. 

In die Partei werden Personen aufgenommen, die dası A 
13. Lebensjahr vollendet haben. Das Verfahren der 
Aufnahme neuer Mitglieder in die Partei ist folgendes: 


a) Die als Mitglieder in die Partei Eintretenden legen 
die Empfehlung dreier Parteimitglieder vor, die wenig- 
stens drei Jahre Mitglieder der Partei gewesen sind 
und die. Eintretenden wenigstens ein Jahr vor der ge- 
meinsamen Arbeit kennen. 
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Anmerkung1: Bei der Aufnahme von Mitglie- 


dern des Komsomol in die Partei gilt die Empfehlung 
IM des Bezirkskomitees des Komsomol als der Empfehlung 
= durch ein Parteimitglied gleichwertig. 


Anmerkung 2: Die Mitglieder und stellvertreten- 
den Mitglieder des ZK der KPdSU (B) geben keine 
Empfehlungen bei der Aufnahme neuer Mitglieder in 
die Partei. 

b) Die Frage der Aufnahme in die Partei wird von 
der Vollversammlung der untersten Parteiorganisation 


_ durchberaten und entschieden, wobei diese Entschei- 


dung nach Bestätigung durch das Bezirkskomitee und 


' in Städten ohne Einteilung in Bezirke nach Bestätigung 


durch das Stadtkomitee der Partei wirksam wird. 

Bei der Durchberatung der Frage einer Neuaufnahme 
in die Partei ist die Anwesenheit der empfehlenden 
Partei nicht erforderlich. 


c) Die Jugend bis zu zwanzig Jahren änschhegiich 


tritt nur über den LKJVdSU in die Partei ein. 


d) Personen, die aus anderen Parteien ausgetreten 


sind, können in Ausnahmefällen als Mitglieder in die 


Ye 


. Partei aufgenommen werden, wenn sie von fünf Mit- 


gliedern der Partei empfohlen werden, von denen drei 


' wenigstens zehn Jahre und die übrigen zwei schon vor 
. der Revolution Mitglieder der Partei gewesen sein 


müssen. Die Aufnahme kann hierbei nur in der Weise 
erfolgen, daß der Beschluß der untersten Parteiorgani- 
sation der Bestätigung durch das ZK der KPdSU (B) 
bedarf. 


5. Die Empfehlenden tragen die Verantwortung für 


die Güte ihrer Empfehlung. 


6. Das Parteidienstalter der neuaufgenommenen Mit- 
glieder der Partei wird von dem Tage an gerechnet, 
an dem die Vollversammlung der entsprechenden 


. untersten Parteiorganisation die Feststellung trifft, daß 


der betreffende Genosse als Mitglied in die Partei auf- 
‚genommen worden ist. 


7. Jedes Mitglied einer Parteiorganisation wird im 
Falle einer Übersiedlung in einen anderen Bezirk den 
Mitgliedern der Parteiorganisation des neuen Bezirks 
zugezählt. 

Anmerkung: Die Übersiedlung von Mitgliedern 
aus dem Bezirk einer Parteiorganisation in den einer 
anderen erfolgt unter Beachtung der Regeln, die vom 
ZK der KPdSU (B) aufgestellt sind. 


8. Mitglieder und Anwärter der Partei, die im Laufe 


e dreier Monate ohne zwingende Gründe ihre Mitglieds- 


beiträge nicht bezahlt haben, gelten als aus der Partei 
ausgeschieden, worüber durch die unterste Partei- 

zganisation ein entsprechender Beschluß gefaßt wird, 
der einer Bestätigung durch das Bezirks- oder Stadt- 
komitee der Partei bedarf. 


9. Über den Ausschluß aus der Partei entscheidet die 
Vollversammlung der untersten Parteiorganisation, 
deren Mitglied der Auszuschließende ist, wobei dieser 
Beschluß der Bestätigung durch das Bezirks- oder Stadt- 


komitee der Partei bedarf. Der Beschluß des Bezirks- 


ceder Stadtkomitees über einen Ausschluß aus der Par- 
tei wird erst dann rechtskräftig, wenn er durch das Ge- 
bietskomitee, das Gaukomitee oder durch das ZK der 
Kommunistischen Partei der betreffenden Unionsrepu- 
blik bestätigt worden ist. 
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10. Bis zur Bestätigung des Beschlusses über den 
Ausschluß aus der Partei durch das Gebietskomitee, 


das Gaukomitee oder durch das ZK der Kompartei der 
Unionsrepublik bleibt die Mitgliedskarte im Besitz des 
Parteimitgliedes, und letzteres hat bis zu diesem Zeit- 
punkt das Recht, die nichtöffentlichen Parteiversamm- 
lungen zu besuchen. 

Die Namen der ausgeschlossenen Parteimitglieder 
werden mit Angabe der Gründe des Ausschlusses vom 
Gebietskomitee, Regionskomitee oder vom ZK der 
Kompartei der Unionsrepublik in der örtlichen Partei- 
presse veröffentlicht; in gleicher Weise werden die 
Fälle einer Rehabilitierung der zu Unrecht Ausge- 
schlossenen bekanntgegeben. 


11. Bei Beschlüssen über den Ausschluß aus der Partei 
oder über die Wiederherstellung der Rechte eines aus- 
geschlossenen Parteimitgliedes müssen ein Höchstmaß 
von Vorsicht- und kameradschaftlicher Fürsorge und 
eine sorgfältige Untersuchung der gegen das Partei- 
mitglied vorgebrachten Beschuldigungen ‚gewährleistet 
sein. 

Gegen kleine Vergehen, wie Nichterscheinen auf Ver- 
sammlungen, Rückstand in der Begleichung der Mit- 
gliedsbeiträge und dergleichen mehr, sind die im Sta- 
tut vorgesehenen Maßnahmen der Parteierziehung und 
des Parteieinflusses anzuwenden, nicht dagegen der 
Ausschluß aus der Partei, der das höchste Strafmaß 
der Parteistrafen darstellt. 


12. Berufungen der aus der Partei Ausgeschlossenen 
müssen von den zuständigen Parteiorganisationen spä- 
testens im Laufe zweier Wochen nach ihrer Einreichung 
durchgesehen werden. 


II. Die Parteianwärter 


13. Alle Personen, die der Partei beizutreten wün- 
schen, durchlaufen eine Anwärterzeit, die dazu dient, 
daß der Anwärter das Programm, das Statut und die 
Taktik der Partei kennenlernt, und durch die ferner 
eine Prüfung der persönlichen Eigenschaften des An- 
wärters durch die a en gewährleistet 
werden soll. 


14. Für die Aufnahme von Anwärtern gelten die- 
selben Grundsätze wie für die Aufnahme von Mitglie- 
dern in die Partei, nämlich der Grundsatz der Einzel- 
aufnahme für jede Person getrennt, die Unterbreitung 
von Empfehlungen und deren Überprüfung, die Ent- 
scheidung der untersten Parteiorganisation und die Be- 
stätigung durch die übergeordnete Instanz. 


15. Die Anwärterzeit beträgt ein Jahr. 


16. Die Parteianwärter nehmen mit beratender 
Stimme an den Versammlungen der Parteiorganisation, 
in der sie sich befinden, teil. 


17. Die Parteianwärter zahlen den gewöhnlichen 
Mitgliedsbeitrag in die Kasse des örtlichen Partei- 
komitees. 

III. Der Aufbau der Partei 
Die innere Demokratie der Partei 
18. Das beherrschende Prinzip des organisatorischen 


Aufbaus der Partei ist der demokratische Zentralismus. 
Dieser Dee 
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a ler führenden a der Partei 
von unten nach oben; 


b) die periodische Verantwortlichkeit der Partei- 
organe vor ihren Parteiorganisationen; 


c) strenge Parteidisziplin und Unterordnung der Min- 


‘derheit unter die Mehrheit; 


d) unbedingte Verbindlichkeit der Beschlüsse aller 
übergeordneten Organe für die unteren. 


19. Der: Aufbau der Partei beruht auf dem territoria- 
len und auf dem produktionswirtschaftlichen. Gesichts- 
punkt: die Parteiorganisation eines bestimmten Bezirks 
gilt als den Parteiorganisationen der einzelnen Teile 
dieses Bezirks. übergeordnet; ebenso gilt die Partei- 
organisation eines bestimmten Wirtschaftszweiges als 
den Parteiorganisationen der einzelnen Teile dieses 
Wirtschaftszweiges übergeordnet. 


20. Alle Parteiorganisationen sind in der Beschluß- 
fassung über örtliche Fragen autonom, soweit diese 
Beschlüsse nicht den Beschlüssen der Paftei wider- 


sprechen. 


21. Oberstes anordnendes Organ jeder Parteiorgani- 
sation ist die Vollversammlung für die untersten pri- 
mären Parteiorganisationen, die Parteikonferenz z. B. 
für die Bezirks- und Gebietsorganisationen, der Partei- 
kongreß für die Kommunistischen Parteien der Unions- 
republiken und für die KPdSU (B). 


22. Die Vollversammlung, die Konferenz und der 
Kongreß wählen ein Büro oder Komitee, das das voll- 
ziehende Organ ist und die gesamte laufende Arbeit 
der Organisation leitet. 


23. Bei der Wahl der Parteiorgane darf nicht über 
eine Liste abgestimmt werden. Die Abstimmung hat 
über jeden Kandidaten einzeln zu erfolgen, wobei alle 
Mitglieder der Partei das uneingeschränkte Recht 
haben, Kandidaten aufzustellen und die aufgestellten 
Kandidaten zu kritisieren. Die Wahlen erfolgen durch 
geheime Abstimmung über die aufgestellten Kandi- 
daten. 


24. In den Zentren der Republiken, Gaue und Ge- 
biete und in allen größeren industriellen Zentren wer- 
den zur Erörterung der wichtigsten Beschlüsse der Par- 
tei und der Regierung Versammlungen der aktiven 
Parteimitglieder der städtischen Parteiorganisationen 
einberufen, wobei diese Versammlungen nicht nur den 
Charakter einer Paradekundgebung oder einer formell- 
feierlichen Billigung der genannten Beschlüsse tragen 
sollen, sondern zur tatsächlichen Erörterung dieser Be- 


‚schlüsse einzuberufen sind. 


In den großen Städten sollen nicht nur die aktiven 
Parteimitglieder der Stadt, sondern auch die des Be- 
zirks zu derartigen Versammlungen einberufen werden. 


25. Die freie und sachliche Erörterung von Fragen 
der Parteipolitik in den einzelnen Organisationen oder 
in der Partei als Ganzem ist das unveräußerliche Recht 
jedes Parteimitgliedes, das sich aus der inneren Demo- 
kratie der Partei ergibt. Nur auf dem Boden einer 
Demokratie des inneren Parteilebens kann die bolsche- 
wistische Selbstkritik entwickelt und die Parteidiszi- 
plin gefestigt werden; letztere muß eine bewußte und 
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nicht eine mechanische sein. Aber die Diskussion par 
teipolitischer Fragen in breitem und insbesondere in 
allunionistischem Umfang muß so eingerichtet sein, 
daß sie nicht zu Versuchen einer unbedeutenden Min- 


derheit, der großen Mehrheit der Partei ihren Willen 


aufzuzwingen, oder zu Versuchen einer Bildung von 
Fraktionen, die die Einheit der Partei untergraben, A 
oder zu Versuchen einer Spaltung, die die Kraft und 
Stetigkeit der Diktatur der Arbeiterklasse zu erschüt- 
tern in der Lage wären, führen können. 

Aus diesem Grunde kann eine breite Diskussion. in. 


allunionistischem Umfange nur in folgenden Falas als 


notwendig anerkannt werden: 


a) wenn diese Notwendigkeit von wenigstens mehre- 
ren örtlichen Parteiorganisationen der Gebiets- oder h 
Republikstufe festgestellt wird; er 


b) wenn innerhalb des ZK der KPdSU (B) keine ge- 
'nügend feste Mehrheit in den wichtigsten Fragen 
der Parteipolitik vorhanden ist; 


c) wenn ungeachtet des Vorhandenseins einer festen 
Mehrheit im ZK der KPdSU (B), die einen bestimm- 
ten Standpunkt vertritt, das ZK der KPdSU (B) den- 
noch der Ansicht ist, daß es notwendig sei, die Rich- 
tigkeit seiner Politik auf dem Wege der rn 
durch eine Parteidiskussion zu überprüfen. 

Nur bei Erfüllung dieser Bedingungen kann die Partei % 
vor einem Mißbrauch der innerparteilichen Demokratie 
durch parteifeindliche Elemente geschützt und nur 
unter diesen Bedingungen kann damit gerechnet wer- 
den, daß die innerparteiliche Demokratie der Sache 
dient und nicht zum Schaden der Partei und der Ar- ; 
beiterklasse mißbraucht wird. B5 


26. Der Aufbau der Parteiorganisation ist lee N 


a) für die Gesamtpartei: der Allunionistische Partei- 
kongreß, das ZK der KPdSU (B), die Alltintong EEE 
Parteikonferenz; 


.b) für das Gebiet, den Gau, die Unionsrepublik: die 


Parteikonferenzen der Gebiete und Gaue, die Partei- 


kongresse der Unionsrepubliken, die Gebietskomitees, 


die Gaukomitees, die ZK der Komparteien der Unions- 
republiken; 1,5 


c) für den Kreis: die Kreiskonferenzen unddie Kreis- 


komitees; 


d) für die Stadt und den Bezirk: die Stadt- und Be” 
zirkskonferenzen, die Stadt- und Bezirkskomitees; 


e) für die Betriebe, Siedlungen, Kollektivwirtschaf- . 
ten, MTS, die Einheiten der Roten Flotte und Armee 


und für die Behörden: die Vollversammlungen, die 


Konferenzen und die Büros der primären En ti: 


sationen. 


27. Zur praktischen Durchführung der Parteibeschlüsse 
gibt es folgende Verwaltungen und Abteilungen: 
im ZK der KPdSU (B): 


a) Verwaltung für Personalangelegenheiten (Kader), 
b) Verwaltung für Propaganda und Agitation, 

c) Abteilung für Organisation und Instruktion, 

d) Abteilung für Landwirtschaft, 

e) Abteilung für Schulwesen; 


in den Komitees der Kreise, Gebiete, Gaue und ZK der 
Komparteien der Unionsrepubliken: 
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4) Abteilung für Landwirtschaft, 
>) Abteilung für Wehrwesen (Militärische Abteilung); 


en Komitees der Städte und Bezirke: 

Abteilung für Personalangelegenheiten (Kader), 

) Abteilung für Propaganda und Agitation, 

) Abteilung für Organisation und Instruktion, 

Abteilung für Wehrwesen (Militärische Abteilung). 

Die Abteilung für Wehrwesen ist verpflichtet, die 
litärbehörden bei der Erfassung der Wehrpflichtigen, 

ei den Einberufungen, bei der Mobilmachung im Falle 

rieges, bei der Luftabwehr usw. zu unterstützen. 

Die Leitung der Abteilungen für Propaganda, Agita- 
ie und Personalangelegenheiten (Kader) in den Ge- 


ist besonderen Parteisekretären 


8. Nach ihrer endgültigen Bestätigung hat jede Par- 
eiorganisation das Recht, sich ein Dienstsiegel zuzu- 
egen, jedoch nur mit Genehmigung der entsprechen- 
den en Parteiorganisation. 


IV. Die obersten Organe der Partei 
) . Das Be Organ der KPqdSU (B) ist der Kongreß 


esamtzahl der Mitglieder des letzten Parteikon- 
es einberufen. Die Einberufung der Tagung eines 
e teikongresses und die Tagesordnung werden späte- 
= 'stens anderthalb Monate vor Beginn der Tagung des 
gresses bekanntgegeben. Außerordentliche Tagun- 


ner zweimonatigen Einberufungsfrist einberufen. 

a ie Tagung gilt als zustande gekommen, wenn auf 
aalı "wenigstens die Hälfte aller Parteimitglieder, die 

f der letzten ordentlichen Tagung des Parteikon- 
sses vertreten waren; vertreten ist, 

- Die Normen für die Vertretung auf dem Parteikon- 

greß werden vom Zentralkomitee der KPdSU (B) fest- 

gesetzt. 


30. Falls dns Zentralkomitee der KPdSU (B) einen 
außerordentlichen Parteikongreß nicht im Laufe der in 
. Ziffer 29 bezeichneten Frist einberufen hat, haben die 
- Organisationen, die die Einberufung des außerordent- 
lichen Parteikongresses gefordert hatten, das Recht, 
‚ein Organisationskomitee zu bilden, dem in Sachen der 
Einberufung des außerordentlichen Parteikongresses 
‚dieselben Rechte zustehen wie dem Zentralkomitee der 
°  KPdSU (B). 


31. Der Parteikongreß hat folgende Rechte: 


a) Er nimmt die Berichte des Zentralkomitees der 
' KPdSU (BJ), der Zentralen Revisionskommission und 
der sonstigen Zentralorganisationen zur Kenntnis und 
bestätigt sie. 
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2 gramms | und ( 


des Parteikongresses werden unter Beobachtung. 


CHR) bestimmt die taktische Linie 
Grundfragen der laufenden Politik. 

d) Er wählt das Zentralkomitee der KPASU (B) und 
die Zentrale Revisionskommission. 


32. Die Zahl der Mitglieder des Tentrelkonileez der 
KPdSU (B) und der Zentralen Revisionskommission 
wird vor ihrer Wahl durch den Parteikongreß be- 
stimmt. Im Falle des Ausscheidens von Mitgliedern des 
Zentralkomitees der KPdSU (B) werden die hierdurch 


-freigewordenen Plätze durch die vom Kongreß erwähl- 


ten stellvertretenden Mitglieder besetzt. 


33. Das Zentralkomitee der KPdSU (B) tritt wenig- 
stens einmal in vier Monaten zu einer Plenarsitzung 


zusammen. Die stellvertretenden Mitglieder nehmen 
mit beratender Stimme an den Plenarsitzungen teil. 


34. Das Zentralkomitee der KPdSU (B) bildet für die 
politische Arbeit ein Politisches Büro, für die Gesamt- 
leitung der organisierten Arbeit ein Organisations- 
büro, 
ziehender Art ein Sekretariat und für die Überwachung 
der Durchführung der Beschlüsse der Partei und des 
ZK der KPdSU (B) eine Kommission für Parteikontrolle. 


35. Die Kommission für Parteikontrolle hat folgende 


Obliegenheiten: 


a) Sie überwacht die Durhführung der Beschlüsse 
der Partei und des ZK der KPdSU (B) durch die Partei- 
organisationen und die Sowjet- und Wirtschaftsorgane. 


b) Sie überprüft die Arbeit der örtlichen Partei- $ 


organisationen. 


c) Sie zieht die einer Verletzung des Programms und 
Statuts der KPdSU (B) und der Parteidisziplin Schuldi- 
gen zur Verantwortung. 


36. In der Zeit zwischen den Tagungen des Partei- 


kongresses leitet das Zentralkomitee der KPdSU (B) 
die gesamte Arbeit der Partei, es repräsentiert die 
Partei in den Beziehungen zu anderen Parteien, Or- 
ganisationen und Institutionen, es organisiert die ver- 
schiedenen Institutionen der Partei und leitet’ ihre 
Tätigkeit, es ernennt die Schriftleitungen der Zentral- 


. organe der Partei, die unter seiner Aufsicht arbeiten, 


es bestätigt die Schriftleitungen der großen örtlichen 
Parteiorgane, es errichtet und führt Betriebe, die für 
die Allgemeinheit von Bedeutung ‚sind, es verteilt die 
Kräfte und Mittel der Partei und verwaltet Ge Zen- 
tralkasse der Partei. S 

Das Zentralkomitee der KPdSU (B) lenkt die Tätig- 
keit der zentralen staatlichen und gesellschaftlichen 
Organisationen durch die in diesen befindlichen N 
gruppen. ! 


37. In der Zeit zwischen den Tagungen des Partei- 
kongresses beruft das Zentralkomitee der KPdSU (B) 
wenigstens einmal jährlich eine aus Vertretern der 
örtlichen Parteiorganisationen bestehende Allunionisti- 
sche Parteikonferenz zur Erörterung aktueller Fragen 
der Parteipolitik ein. 


Die Delegierten der Allunionistischen Parteikonfe-. 


renz werden auf den Plenarsitzungen der Gebiets- und 


Gaukomitees und des ZK der Unionsrepubliken ge- 


wählt, 
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für die laufende Arbeit organisatorisch-voll- _ 


\ nistischen Parteikonferenz teil. 


sie. nicht ae hen örtlicher Or- 
‚ganisationen auf der Parteikonferenz vertreten sind, 


mit beratender Stimme an den Arbeiten der Allunio- 


[ 

38. Die Allunionistische Barkeikonferenn hat das 
Recht, ‚einen Teil der Mitglieder des ZK der KPdSU (B), 
die ihren Aufgaben nicht gewachsen sind, durch andere 


‚zu ersetzen, doch darf auf diesem Wege nicht mehr 
‚als ein Fünftel‘ der Gesamtzahl der vom Parteikongreß 


gewählten. Mitglieder ‚des ZK der KPdSU (B) ihres 


Amtes enthoben werden. 

\,2>Die» Allunionistische Parteikonferenz ergänzt den Be- 
stand des ZK der KPdSU (B) aus der Zahl der vom 
.  Parteikongreß gewählten stellvertretenden Mitglieder 


und wählt dafür eine entsprechende Anzahl neuer stell- 
vertretender Mitglieder des ZK der KPdSU (B). 


‚39, Die Beschlüsse der Allunionistischen Parteikonfe- 


renz werden vom ZK der KPdSU (B) bestätigt, mit Aus- 


nahme der Beschlüsse über die Auswechslung der Mit- 
glieder des ZK der KPdSU (B) und über die Wahl neuer 


‚stellvertretender Mitglieder des ZK der KPdSU (B). Die 


letztgenannten Beschlüsse bedürfen nicht einer Be- 


. stätigung durch das ZK der KPdSU (B). 


Die vom ZK der KPdSU (B) bestätigten Beschlüsse 


a der Allunionistischen Parteikonferenz sind für alle 


Parteiorganisationen bindend. 


- 40. Um die bolschewistische Führung und die politi- 
sche Arbeit zu fördern, hat das Zentralkomitee der 
KPdSU (B) das Recht, auf den im sozialistischen Aufbau 
zurückbleibenden Gebieten politische Abteilungen zu 
schaffen und Parteibeauftragte des ZK der KPdSU (B) 


zu ernennen und diese nach Erfüllung ihrer Sonderauf- 


gaben. in gewöhnliche Parteiorgane nach dem produk- 


tionswirtschaftlich-territorialen Prinzip umzuwandeln. 


. Die politischen Abteilungen arbeiten auf Grund be- 
sonderen Instruktionen, die vom ZK der KPdSU (B) zu 
bestätigen sind. 

41. Das Zentralkomitee der KPdSU (B) berichtet den 
Parteiorganisationen regelmäßig über seine Arbeit. 


42. Die Zentrale Revisionskommission prüft: 


a) die Schnelligkeit und Richtigkeit der Geschäfts- 


erledigung in den Zentralorganen der Partei sowie 
die Güte des Verwaltungsapparates des Sekretariats 
„des ZK der KPdSU (B); und 


b) die Kasse und die vom ZK der KPdSU (B) ver- 
walteten Deiriebr- 


V. Die Parteiorganisationen der Gebiete, 
\ Gaue und Republiken 


43. Oberstes Organ der Parteiorganisation in den 
Gebieten, Gauen und Republiken sind die Parteikonfe- 
renz des Gebiets und der Gaue oder der Parteikongreß 
der Unionsrepublik und in der Zeit zwischen den Ta- 
gungen dieser Organe das Gebiets- oder Gaukomitee 
bzw. das ZK der Kompartei der Unionsrepublik. In 
ihrer Tätigkeit sind sie an die Anordnungen der Kom- 
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' komitee bzw. das ZK der Kompartei en Union epu: 


Mitglieder der Partei gewesen sein. 


‘der betreffenden Republik. 


TS DAR 


der Kompartei der Unionsrepublik werden vom Ge- 


in Anderhals Fahren oder zu 'außerordentlichen 
gungen auf Beschluß des Gebiets- oder Gaukom 
bzw. des ZK der Kompartei der Unionsrepublik. 
auf Verlangen eines Drittels aller Mitglieder der 
treffenden Parteiorganisationen einberufen, ie 

Die Normen für die Vertretung auf der Gebiets- 
Gaukonferenz und auf dem Kongreß der Kompartei der 
Unionsrepublik werden durch das Gebiets- ode 


blik bestimmt. i | N ; 


ZK der KPdSU B) der Unionsrepublik, der Revisi ns- 
kommission und der übrigen Organe des Gebiets, des 


betreffenden Gebiet des Gaues oder der Republik u: 
wählen das Gebiets- oder Gaukomitee, das 2 


Kompartei der Unionsrepublik wählt aus seiner 
Exekutivorgane für die laufende Arbeit im Be: 
von höchstens elf Personen und vier bis fünf Se 
täre, darunter den ersten und zweiten Sekretär, 
Sekretär für Parteiangelegenheiten und den Se 
für Propaganda, die vom ZK der KPdSU (B) zu b 
gen sind. Die Sekretäre müssen mindestens fünf 


46. Das Gebiets- und Gaukomitee bzw. das ZK. 
Kompartei: der Unionsrepublik organisiert die 
schiedenen Einrichtungen der Partei innerhalb des 
bietes, des Gaues und der Republik, leitet die Tätig 
dieser Einrichtungen, ernennt die Schriftleitung 
unter ihrer Aufsicht erscheinenden Parteiorgans .. 
Gebiets, des Gaues bzw. der Republik, lenkt die Tätig. 
keit der Parteigruppen in den außerparteilichen Or- 
ganisationen, errichtet und führt Betriebe, die für Be 
Gebiet, den Gau oder die Republik von allgemeiner 
Bedeutung sind, verteilt in den Grenzen seiner Partei- 
organisation die Kräfte und Mittel der Partei und ver- 
waltet die Parteikasse des Gebiets, des Gaues. oder ! 


47. Die Vollversammlung des Gebiets- und Gau- 
komitees und des ZK der Kompartei der Unionsrepu- 
blik wird wenigstens einmal in drei Monaten einbe- 
rufen. 


48. Die Parteiorganisationen der autonomen Repu- 
bliken und der nationalen und sonstigen Gebiete, die 
den Gauen und Unionsrepubliken eingegliedert sind, 
arbeiten unter der Führung des Gaukomitees bzw. des 
ZK der Kompartei der Unionsrepublik und richten sich 
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Er En 


Er 


HR 


a 


in ihrer inneren Organisation nach den Vorschriften, 
die im Hauptstück V des Parteistatuts für die Partei- 


organisation der Gebiete, der Gaue und der Unions- 


republiken enthalten sind. 


VI. Die Kreisorganisationen der Partei 
49. In Gebieten, Gauen und Unionsrepubliken, in 
denen es Kreise gibt, werden Kreisorganisationen der 
Partei geschaffen. 
Das oberste Organ der Betriebsorganisation des 
Kreises ist die Kreisparteikonferenz, die vom Kreis- 
komitee wenigstens einmal in anderthalb Jahren ein- 


‘berufen wird, während außerordentliche Kreispartei- 


konferenzen entweder auf Beschluß des Kreiskomitees 
oder auf Verlangen eines Drittels der Gesamtzahl der 
Mitglieder der betreffenden Kreisorganisation statt- 
finden. 

Die Kreiskonferenz nimmt die Rechenschaftsberichte 
des Bezirkskomitees, derRevisionskommission und der 
Delegierten für die Gebiets- oder Gaukonferenz bzw. 
für den Kongreß der Kompartei der Unionsrepublik 
zur Kenntnis und bestätigt sie. 


50. Das Kreiskomitee wählt ein Büro im Bestande 
von höchstens neun Personen und vier bis fünf Sekre- 
täre des Kreiskomitees, darunter den ersten und zwei- 
ten Sekretär, den Sekretär für Personalangelegen- 
heiten und den Sekretär für Propaganda. Die Sekretäre 


_ müssen mindestens drei Jahre Mitglieder der Partei 
_ gewesen sein. Die Sekretäre des Kreiskomitees werden 


vom Gebiets- oder Gaukomitee bzw. vom ZK der Kom- 
parteien der Unionsrepublik bestätigt. 


51. Das Kreiskomitee organisiert und leitet die ver- 
schiedenen Parteieinrichtungen innerhalb des Kreises, 
ernennt die Schriftleitung des unter seiner Aufsicht er- 


 scheinenden Kreisparteiorgans, lenkt die Parteigruppen 


in den außerparteilichen Organisationen, errichtet Be- 
triebe, die für den Kreis von allgemeiner Bedeutung 
sind, verteilt die Kräfte und Mittel der Partei inner- 
halb des Kreises und verwaltet die Kreisparteikasse. 


VII. Die Stadt- und Bezirks-, ländlichen 
und städtischen Organisationen der Partei 


52. Die Stadt- oder Bezirkskonferenz der Partei wird 
vom Stadt- oder Bezirkskomitee mindestens einmal 
jährlich einberufen, während außerordentliche Konfe- 
renzen entweder auf Beschluß der Stadt- oder Bezirks- 
komitees oder auf Verlangen eines Drittels aller Mit- 
glieder der Parteiorganisation der Stadt oder des Be- 
zirks stattfinden. 

Die Stadt- oder Bezirkskonferenz nimmt die Rechen- 
schaftsberichte der Stadt- oder Bezirkskomitees, der 
Revisionskommission und der übrigen Stadt- oder Be- 
zirksorganisationen zur Kenntnis und bestätigt sie, 
wählt das Stadt- oder Bezirkskomitee, die Revisions- 
kommission und die Delegierten für die Gau- oder Ge- 
bietskonferenz oder den Parteikongreß der Unions- 
republik. 


53. Das Stadt- oder Bezirkskomitee wählt ein Büro 
im Bestande von sieben bis neun Personen und drei 
Sekretäre des Stadt- oder Bezirkskomitees. Die Sekre- 
täre müssen wenigstens drei Jahre Mitglieder der 
Partei gewesen sein. Sie werden vom Gebiets- oder 


1966 


Gaukomitee bzw. vom ZK der Komparte der Unions- Be. 
 republik im Amt bestätigt. 


54. Das Stadt- oder Bezirkskomitee: che und be- 
stätigt die untersten Parteiorganisationen in den Be- 
trieben, Sowchosen, MTS, Kollektivwirtschaften und 
Behörden, führt die Listen der Parteimitglieder, organi- 
siert und leitet die verschiedenen Betriebseinrichtungen 


innerhalb der Stadt oder des Bezirks, ernennt die 
Schriftleitung des unter seiner Aufsicht erscheinenden 
Parteiorgans der Stadt oder des Bezirkes, lenkt die 
Tätigkeit der Parteigruppen in den außerparteilichen 
Organisationen, errichtet Betriebe, die für die Stadt 
oder den Bezirk von allgemeiner Bedeutung sind, ver- 
teilt die Kräfte und Mittel der Partei innerhalb der 
Stadt oder des Bezirks und verwaltet die Parteikasse 
der Stadt oder des Bezirks. In Terminen und in einer 
Form, die vom ZK der KPdSU (B) bestimmt werden, 
unterbreitet das Stadt- und Bezirkskomitee dem Ge- 
biets- oder Gaukomitee oder ZK der Kompartei der 
Unionsrepublik einen Rechenschaftsbericht über seine 
Tätigkeit. 


55. Die Vollversammlung des Stadt- und Bezirks- 
komitees wird wenigstens einmal in anderthalb Mona- 
ten einberufen. 


56. In größeren Städten werden mit Genehmigung 
des ZK der KPdSU (B) Bezirksorganisationen geschaf- 
fen, die dem Stadtkomitee untergeordnet sind. 


VII. Die untersten (primären) Parteiorgani- 
sationen 

57. Die Grundlage der Partei sind die untersten (pri- 
mären) Parteiorganisationen. Die untersten (primären) 
Parteiorganisationen werden in den Fabriken, Wer- 
ken, Staatsgütern, MTS und sonstigen Wirtschafts- 
betrieben, ferner in den Kollektivwirtschaften, in den 
Einheiten der Roten Armee und Flotte, in den Dörfern, 
Behörden, Lehranstalten usw. eingerichtet, wenn dort 
wenigstens drei Parteimitglieder vorhanden sind. 

In Betrieben, Kollektivwirtschaften, Behörden usw,, 
in denen weniger als drei Parteimitglieder vorhanden 
sind, werden unter Leitung eines vom Bezirkskomitee, 
vom Stadtkomitee oder von der Politischen Abteilung 
zu ernennenden Parteifunktionärs Anwärtergruppen 
oder Jugendgruppen der Partei geschaffen, 

Die untersten (primären) Parteiorganisationen wer- 
den vom Bezirkskomitee, vom Stadtkomitee oder von 
den entsprechenden Politischen Abteilungen begründet. 


58. In Betrieben, Kollektivwirtschaften, Behörden 
usw., in denen die allgemeine den ganzen Betrieb oder 
die ganze Behörde umfassende unterste (primäre) Par- 
teiorganisation mehr als 100 Mitglieder und Anwärter 
der Partei umfaßt, können mit Genehmigung des Stadt- 
oder Bezirkskomitees oder der entsprechenden Politi- 
schen Abteilung für die einzelnen Betriebsabteilungen 
gesonderte Parteiorganisationen errichtet werden. 

In den Parteiorganisationen der einzelnen Betriebs- 
abteilungen und in den untersten Parteiorganisationen, 
die weniger als 100 Mitglieder und Anwärter haben, 
können für die einzelnen Arbeitsbrigaden Parteigrup- 
pen gebildet werden. 


59. In den großen Betrieben und Behörden, die mehr 
als 500 Mitglieder und Anwärter der Partei. haben, 
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Önnen, renn dies i in Rare einzelnen Falle vom ZK 
der KPdSU (B) genehmigt wird, besondere Betriebs- 
komitees gebildet werden, während die Parteiorgani- 
sationen der einzelnen Betriebsabteilungen solchenfalls 
die Rechte einer untersten (primären) Parteiorganisa- 
tion erhalten. 


-60, Die unterste (primäre) Parteiorganisation verbin- 
det die Massen der Arbeiter, der Bauern und der In- 
telligenz mit den führenden Parteiorganen. => hat fol- 
gende Aufgaben: 


a) agitatorische und organisatorische Arbeit in den 
Massen zur Durchführung der Losungen und Beschlüsse 
der Partei unter Hinzuziehung der Betriebspresse; 


b) Gewinnung neuer Parteimitglieder und deren 
politische Erziehung; 


€) Unterstützung des Bezirks- oder Stadtkomitees 
bzw. der Politischen Abteilung in deren gesamter prak- 
tischer Arbeit; 


d) Mobilmachung der Massen in den Betrieben, 
Staatsgütern, Kollektivwirtschaften usw. zur Durchfüh- 
rung des Produktionsplanes, zur Befestigung der Ar- 
beitsdisziplin und zur lung des sozialistischen 
Wettbewerbs; 

'e) Kampf gegen die Schlampigkeit und unwirtschaft- 
liche Geschäftsführung in den Betrieben, Sowchosen 
und Kollektivwirtschaften und ununterbrochene Sorge 
für die Verbesserung der kulturellen Lebensverhält- 

nisse der Arbeiter, Angestellten und Kollektivbauern; 


f) aktive Teilnahme am politischen und wirtschaft- 
‚lichen Leben des Landes. h 


61. Zur Hebung des Gewichts der untersten (pri- 
mären) Parteiorganisationen in den Wirtschaftsbetrie- 
ben, darunter in den Staatsgütern, Kollektivwirtschaf- 
ten und MTS, und zur Vergrößerung ihrer Verant- 
wortlichkeit für den Zustand der Arbeit des Betriebes 
wird diesen Organisationen das Recht gegeben, die 
Tätigkeit der Betriebsverwaltung zu kontrollieren. 

Die Parteiorganisationen- der Volkskommissariate, 
die in Anbetracht der besonderen Arbeitsbedingungen 
dieser Behörden keine Kontrollfunktionen haben kön- 
nen, sind verpflichtet, über Mängel in der Arbeit ihrer 
Behörde und des Volkskommissariats und seiner ein- 
zelnen Funktionäre Meldung zu machen und die dies- 
bezüglichen Unterlagen und Erwägungen dem ZK der 
KPdSU (B) und den Leitern des betreffenden Volks- 
kommissariats zuzusenden. 

Die Sekretäre der untersten (primären) Parteiorgani- 
sationen in den Volkskommissariaten werden vom 
ZK der KPdSU (B) bestätigt. 

‚Alle Mitglieder der Partei, die im at 
eines Volkskommissariats beschäftigt sind, sind Mit- 
glieder einer das ganze Volkskommissariat umfassen- 
den gemeinsamen Parteiorganisation. 


62. Zur Erledigung der betreffenden Arbeit wählt die 
unterste Parteiorganisation für die Dauer eines Jahres 
ein Büro im Bestande von höchstens elf Personen. 

Ein Büro der untersten Parteiorganisation wird nur 
in Parteiorganisationen gebildet, die wenigstens 15 Par- 
teimitglieder haben. 

In Parteiorganisationen, die weniger als 15 Partei- 
mitglieder haben, wird kein Büro gebildet, sondern nur 
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ein Sekretär der untersten krindren) Parteiorganisa- 
tion gewählt. 
Um eine schnellere Vervollkommnung und Erziehung 


der Parteimitglieder im Geiste der kollektiven Betriebs-. 


führung zu gewährleisten, wird den Parteiorganisa- 
tionen der Betriebsabteilungen mit einer Mitglieder- 
zahl von 15 bis 100 anheimgestellt, ein Parteibüro der 


Betriebsabteilung im Bestande von drei bis fünf Prr- 


sonen zu wählen, und den Parteiorganisationen der Be- 
triebsabteilungen mit einer Mitgliederzahl über 100 an- 
heimgestellt, ein Parteibüro im Bestande von fünf bis 
sieben Personen zu wählen. 


In den untersten (primären) Parteiorganisationen, die e 
nicht mehr als 100 Mitglieder haben, wird die Partei- 


arbeit in der Regel von Funktionären durchgeführt, 


die im Betrieb keine besondere Arbeitsbefreiung IE Er 


nießen. 
In den untersten (primären) Parteiorganisationen mit 
‚einer Mitgliederzahl bis zu 1000 Personen arbeiten 


zwei bis drei besoldete Funktionäre, und bei einer ü 


Mitgliederzahl bis zu 3000 Personen und mehr arbeiten 

vier bis fünf von der Arbeit im Betrieb befreite Ge- 

nossen an der Durchführung der Parteiaufgaben. 
Die Sekretäre der untersten (primären) und betrieb- 


lichen Parteiorganisationen müssen wenigstens ein 


Jahr Mitglieder der Partei gewesen sein. 


IX. Partei und Komsomol 


63. Der LKJVdSU arbeitet unter der Führung ar 


KPdSU (B). Das ZK der LKJVdSU, das führende Organ 


des Komsomol, ist dem ZK der KPdSU (B) unterstellt. 
Die Arbeit der örtlichen Organisationen des LKJVdSU Sa 


wird von den Parteiorganisationen der entsprechenden 


Republiken, Gaue, Gebiete, Städte und Bezirke ge- 


leitet und überwacht. 


64. Die Mitglieder der LKJVdSU, die Mitglieder oder AR 


Anwärter der Partei werden, scheiden mit dem Zeit- 
‚punkt ihres Eintretens in die Partei aus dem Kom- 
somol aus, wenn sie nicht einen führenden Posten in 
den Organisationen des Komsomol innehaben. 


"65. Der LKJVGSU ist der aktive Helfer der Partei 
in der ganzen staatlichen und wirtschaftlichen Aufbau- 
‘arbeit. Die Organisationen des Komsomol müssen 
aktive Vollstrecker der Parteidirektiven auf allen Ge- 
bieten der sozialistischen Aufbauarbeit sein, insbeson- 


dere dort, wo es keine unterste (primäre) Parteiorgani- 


sation gibt, 


66. Die Organisationen des Komsomol haben das 


Recht, vor den bestehenden Parteiorganisationen alle 


Fragen zur Sprache zu bringen und zu erörtern, die 
sich auf die Arbeit des Betriebes, der Kollektivwirt- 
schaft, des Staatsgutes und der Behörde beziehen, so- 
weit sich diese Erörterung auf die Beseitigung der 
Mängel und auf Hilfeleistung zur Verbesserung der 
Arbeit, auf Errichtung des sozialistischen Wettbewerbs, 
auf die Durchführung von Massenaktionen usw. be- 
zieht. 


X. Die Parteiorganisationen in der Roten Armee, 
in der Kriegsmarine und im Transportwesen 


67. Die Leitung der Parteiarbeit in der Roten Armee 
liegt in der Hand der Politischen Verwaltung der 
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tut der Kommunistischen Part der ontions 


chen Verwaltung der Kriegsmarine bzw. der Politi- 


GR 3 
denen die 


schen Verwaltung des Transportwesens, 


‚bteilung für Transportwesen d des ZK der Ban (B) 
t 


nsportwesens mit Hilfe der von ihnen ernannten 


nee durch, die auf den Be Partei- 


egsmarine und des Transportwesens arbeiten auf 
an besonderer ee die vom ZK der 


e 68. Für e die Chefs der Politischen Venen der 
h Vehrkreise, Flotten und Armeen und für die Chefs 
ler ‚Politischen Abteilungen der Eisenbahnen ist eine 


69. Die Politischen Organe sind verpflichtet, mit den 
ichen Parteikomitees durch häufige Teilnahme an 
r ‘en Sitzungen eine enge Verbindung zu pflegen, 
während die örtlichen Parteikomitees verpflichtet sind, 
ich durch häufige Berichte der Chefs der Politischen 
Gr _ Organe über die politische Arbeit in der Roten Armee, 
in der Kriegsmarine und in dem Transportwesen auf 
dem laufenden zu halten. 


; XI. Die Gruppen der Partei 
. in den: außerparteilichen Organisationen 


70. Bei allen Tagungen, Beratungen und gewählten 
Organen staatlicher, gewerkschaftlicher, genossen- 
chaftlicher und sonstiger Massenorganisationen, an 
denen wenigstens drei Mitglieder der Partei teilneh- 


es ist, den Einfluß der Partei in jeder Hinsicht zu stär- 
ken, ihre Politik unter den Parteilosen durchzusetzen, 
die Partei- und Staatsdisziplin zu festigen, den Büro- 
 kratismus zu bekämpfen und die Durchführung der 
Direktiven von Partei und Staat zu überwachen. 


Sekretär. 


71. Die Parteigruppen sind den entsprechenden 

Parteiorganisationen (ZK der KPdSU (B), ZK der Kom- 
partei der Unionsrepublik, Gaukomitee, Gebietskomi- 
tee, Kreiskomitee, Stadtkomitee oder Bezirkskomitee) 
unterstellt. 

In allen Fragen müssen sich die Gruppen streng und 
genau an die Weisungen und Beschlüsse der über- 
geordneten Parteiorgane halten. 


marine nal im Veran ech in.der Hand de 


Rechte einer Abteilung für Kriegsmarine bzw. einer. 


Ron itischen Abteilungen und mit Hilfe von Parteikom- | 


_ men, wird eine Parteigruppe errichtet, deren Aufgabe 


Für die laufende Arbeit wählt die Gruppe einen 


325 Erhaltung der Parteteinheit, unerl 
gegen die geringsten Versuche von Parteiverrat, 


tionskampf und Spaltung sowie Beobachtung der Partei- 


und Staatsdisziplin sind vornehmste Pflicht aller Partei- 
mitglieder und aller Parteiorganisationen. 


73. Die Anordnüngen der Zentralstellen von Partei 
und Staat müssen schnell und genau erfüllt werden. 
Die Nichterfüllung von Anordnungen der übergeord- 
neten Parteiorganisationen und andere Vergehen, die 
von der öffentlichen Meinung der Partei als strafbar 


betrachtet werden, haben zur Folge: für die Organisa- 


tion: Tadel und Umregistrierung, d.h. Auflösung der 
Organisation; für die einzelnen Parteimitglieder: Tadel 
(Verwarnung usw.), Tadel vor der Öffentlichkeit, zeit- 


'weiligen Ausschluß von der verantwortlichen Partei-. 


und Staatsarbeit, Ausschluß aus der Partei, Ausschluß 


aus der Partei unter gleichzeitiger DR 


der Verwaltungs- und Gerichtsbehörden. 


74, Im Falle der Verletzung der Bart und Staats- 


disziplin und im Falle der Begünstigung oder Herbei- 
führung von Parteiverrat oder Fraktionsbildung durch 
Mitglieder des ZK der KPdSU(B) hat das ZK der 


KPdSU (B) das Recht, diese Mitglieder aus dem ZK der 


KPdSU (B) und äußerstenfalls aus der Partei auszu- 
schließen. . 

Vorbedingung für die Anwendung dieser äußersten 
Maßnahme ist die Einberufung einer Vollversammlung 


des ZK der KPdSU (B), zu der auch alle stellvertreten- j 


den Mitglieder des ZK der KPdSU (B) zu laden sind. 
Wenn eine derartige Vollversammlung der verant- 


wortlichsten Leiter der Partei mit Zweidrittelmehrheit 


beschließt, daß der Ausschluß eines Mitgliedes oder 


stellvertretenden Mitgliedes des ZK der KPdSU(B) 


aus dem ZK der KPdSU (B) oder aus der Partei not- 
wendig ist, so muß eine derartige er HANEI= 
züglich Be werden. 


XI. Die Geldmittel der Partei 


75. Die Geldmittel der Partei und ihrer Organisa- 
tionen bestehen aus den Mitgliedsbeiträgen, Einnah- 


men aus den Parteibetrieben und anderen Einkünften. { 


76. Die monatlichen Mitgliedsbeiträge für Mitglie- 
der und Anwärter der Partei betragen: 


bei einem Arbeitslohn bis zu 100 Rubel 20 Kopek. 
2} ur Y [7] von 101 on 150 r [7 

v vn ” von Ist. 11:200°0 1.7. WuRubel 0, 

[27 [2 [23 ! von 201 on 250 {2} 1 v en 

[2 [2 " von 251 Harrer 300 r 2 " STE 

” x 7 von. 301/,. .. 500: 2 vw. H. des Eink. 
. a ER über 500, - „3 .v. H. des: Eink. 


Die Höhe der Mitgliedsbeiträge für Mitglieder und 
Anwärter ohne festes Arbeitseinkommen wird durch 
das ZK der KPdSU (B) bestimmt. 


77. Eintrittsgebühren werden beim Eintritt von An- 
wärtern in die Partei. im Betrage von 2 v. H. des 
Arbeitseinkommens erhoben. 
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TREGISTER 1. BIS 15. FEBRUAR 1949 


Die Ereignisse in Europa 


Belgien 
Februar: Das Sektretariat des Königs Leopold 
gibt bekannt, eine Delegation aktiver belgi- 
scher Widerstandskämpfer habe anläßlich eines 
Besuches bei dem König in Pregny bei Genf 


dessen passiven Widerstand gegen die deut- 
‚sche Besetzung anerkannt. 


Bulgarien 
Februar: Aus einer in Sofia veröffentlichten 
Anklageschrift geht hervor, daß fünfzehn füh- 
rende Geistliche der Vereinigten Evangeli- 


. „schen Kirche in Bulgarien wegen Spionage für 


die Vereinigten Staaten und Großbritannien 
vor Gericht gestellt werden sollen. 


Dänemark 
Februar: Außenminister Rasmussen erklärt 
vor der Kammer, Dänemark habe bei den 
skandinavischen Besprechungen ein allianz- 
freies skandinavisches Verteidigungsbündnis 
vorgeschlagen, das jedoch Waffen- und Mate- 
riallieferungen von außen her vorsehe. — Am 


13. Februar erklärt er auf einer Pressekonfe-. 


renz, Norwegen, Schweden und Dänemark 
seien sich über fünf grundlegende Punkte für 
einen skandinavischen Verteidigungspakt einig. 


Deutschland 


. Februar: Ein britisches Militärgericht verurteilt 


den Vorsitzenden der westdeutschen Kommu- 
nistischen Partei, Max Reimann, zu drei Mo- 
naten Gefängnis, weil er das Ansehen von 
Personen herabgesetzt habe, die für die bri- 
tische Militärregierung arbeiten. 


‘ Oberbürgermeister Reuter legt dem Westber- 
- liner Stadtparlament sein kommunalpolitisches 


Programm vor, das einstimmig gebilligt wird. 
Er fordert Einschluß Berlins in die westdeut- 


. sche Bundesrepublik, Verstärkung der Luft- 


brücke und Einführung der westdeutschen Mark 
als alleiniges Zahlungsmittel in Westberlin. 
Der bayrische Kultusminister, Dr. Hundham- 
mer, gibt auf einer Versammlung der CSU in 
München bekannt, der Heilige Stuhl habe 
seine Bevollmächtigten in Deutschland beauf- 
tragt, im Falle einer Nichtanerkennung des 
Konkordates in Bonn zu protestieren. 
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Pressekonferenz, die britische Politik 


2. Februar: General Robertson erklärt auf einer x 
in 

Deutschland lasse sich nicht durch die Tatsahe 
beeinflussen, daß der deutsche Wettbewerb 

immer fühlbarer werde. Damit die deutshe 
Wirtschaft sich selbst tragen könne, müse 
der deutsche Export in den nächsten vier Jah- 
ren weitestgehend entwickelt werden. — Am 


7. Februar erklärt der stellvertretende Direk- iR AR 


tor der JEIA, John F. Cahan, auf einer Presse- 
konferenz in Düsseldorf, der deutsche Export 
müsse bis zum Jahre 1952 auf 2,5 Milliarden 


Dollar gesteigert werden. Die JEIA sei von 


den westlichen Militärgouverneuren beauf- 


tragt worden, den deutschen Export so schnell 


wie möglich bis zur Deckung der Import- 


kosten zu erhöhen, und sie werde diese Auf- 


gabe ohne Rücksicht auf die im Ausland ge- 


äußerte Furcht vor der deutschen Konkurrenz 
ausführen. 


Nach einer Äußerung des südbadischen Staats- Mi 


präsidenten, Leo Wohleb, hat der politische 


Berater des Generals Koenig, Andre Francois- 
Poncet, versichert, Kehl bleibe eine deutshe 


Stadt, es gehe lediglich um die Hafenfrage. 


Der Westberliner Magistrat beschließt, der 
SED keine Räume mehr für politische Ver- 
sammlungen zur Verfügung zu stellen. — Am 


3. Februar wird mit Zustimmung der west- 


lichen Besatzungsmächte das Kammergericht 
aus dem sowjetischen in den britischen Sektor 
verlegt. 


‚Februar: Der SED-Vorsitzende, Wilhelm Pieck, 


sagt in einem Interview, als Folge der jetzt 


einsetzenden umfassenden Aufklärungsarbeit 


der KPD in den Westzonen und der von ihm 
aufgerufenen Protest- und Widerstandsbewe- 
gung seien Streiks in Westdeutschland ‚zu er- 
warten. 
Der Fünferausschuß des Parlamentarischen 
Rates beschließt, Berlin als zwölftes Land in 
die westdeutsche Bundesrepublik aufzuneh- 


men. — Am 10. Februar wendet sich das Infor- 


mationsbüro der SMA gegen diesen Beschluß 
mit dem Hinweis, Berlin könne nur die Haupt- 
stadt eines einheitlichen deutschen Staates 


sein. 
Von seiten der amerikanischen Militärregie- 


rung wird erklärt, eine Revision der inner- 


1969 


A deutschen ande grauen se vor Bildung einer 
Er westdeutschen Regierung nicht zu erwarten. 


4, Februar: Die britische und die amerikanische 
Militärregierung untersagen jeglichen Transit- 
‚Straßenverkehr zwischen den benachbarten 
europäischen Ländern und der sowjetischen 

' Besatzungszone durch das Vereinigte Wirt- 
 schaftsgebiet. — Am 12. Februar teilen die 


ten Kreuz mit, sie erlaubten nicht mehr den 
_ Transport von Hilfslieferungen durch die 
. . Sowjetzone nach Westberlin. 


5. Februar: Tod des stellvertretenden Minister- 

 präsidenten und Finanzministers von Würt- 
 temberg-Baden, des Reichsministers a.D.Dr. 
ih. c. Heinrich Köhler. 


fischen Rates schließt die dritte Lesung des 
_ Grundgesetzes ab. 


2E erssälfdenten in Hamburg mit einer Er 


sterss Max Brauer. Auf der Tagesordnung 
& stehen die Kriegsgefangenenfrage, das Grund- 
gesetz, das Besatzungs- und das Ruhrstatut, der 
‚Sitz der Bundesregierung, das militärische 
Sicherheitsamt, Flüchtlingsfragen und die Aus- 
 lieferung Deutscher an die Oststaaten. 
Auf einer Konferenz der westdeutschen Erz- 
= 'bischöfe und Bischöfe im Kloster Pützchen bei 
Bonn wird die volle Verankerung des Sur 
rechts im Grundgesetz gefordert. 


Tr nn Februar: Der Hauptvorstand der Zentrums- 
‚partei beschließt den Ausschluß des Dr. Karl 
u 'Spiecker aus der Partei. 

- Der Berliner Oberbürgermeister, Reuter, be- 
 Tichtet in einer Sondersitzung der Stadtver- 
. ordneten über seine Reise nach London und 
N Paris, Außenminister Bevin habe ‚seinen Be- 
such in Berlin in Aussicht gestellt und die bri- 
„tische Regierung wolle die Luftbrücke verstär- 
ken. Die Westberliner Währungsverhältnisse 
würden alsbald geklärt werden. Als wertvoll- 
stes Ergebnis seines Pariser Besuches bezeich- 
.net Reuter die Tatsache, daß der Wille zur Ver- 
" ständigung mit Deutschland auch bei der fran- 
' zösischen Regierung vorhanden sei. 


3. Februar: Auf der Monatskonferenz der Mili- 
 tärgouverneure Clay und Robertson mit füh- 
renden Persönlichkeiten der deutschen Ver- 
waltung erklärt General Clay, er habe mit 
General Robertson das Beamtengesetz für die 
Doppelzone als Gesetz der Militärregierung 
am selben Tage unterschrieben. 


Frankreich 


368 gegen 205 Stimmen einen gaullistischen 
Antrag auf Einsetzung einer Kommission zur 
Untersuchung angeblicher Amtsvergehen des 
Justizministers, Andre Marie, ab. — Am 8, Fe- 
bruar spricht sie der Regierung das Vertrauen 
aus. — Am 13. Februar tritt Andre Marie aus 
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£ 
Ki 


. sowjetischen Behörden dem schwedischen Ro- 


öffnungsansprache des Hamburger Bürgermei- 


. Februar: Die Nationalversammlung lehnt mit. 


Februar: Ministerpräsident Queuili e gibt be: 
kannt, Frankreich werde eine Wirtschaftsunion 
der britischen, der französischen und der bel- 

gischen Kolonien vorschlagen. 


8. Februar: Außenminister Schuman spricht sich 
. auf einer Pressekonferenz gegen die Aufnahme 

von Viermächtebesprechungen vor a N 
der Berliner Blockade aus. 


10. Februar: Der Berliner Öberbirgerueieie Reu- 
ter, trifft in Paris mit Außenminister Schuman 
zusammen. Ein Kommunique des französischen 
Außenministeriums besagt, der Außenminister 
habe Professor Reuter des Verständnisses der 
französischen und alliierten öffentlichen Mei- 
‚nung für die schwierige Lage der eg Be- 
völkerung versichert. 


6. 


11./12. Februar: Zweiter Jahreskongreß der Samm- 


lungsbewegung (RPF) de Gaulles in Lille. Am 
12. Februar erklärt de Gaulle, Frankreich sei 
das letzte Bollwerk gegen den Bolschewismus. 
Er droht mit der Anwendung von Gewaltmaß- 
' nahmen, falls die Regierung keine Alk = 
ausschreibe. Zu 
15. Februar: Der vom Rat des OEEC am 16. Ok- r 
tober 1948 eingesetzte ministerielle Neuner- 
ausschuß, der Pläne für strukturelle Änderun- 
gen in der Organisation des OEEC ausarbeiten 
soll, trifft in Paris zu seiner ersten a ZU- 
sammen. > 
Griechenland 


4. Februr: Die Kammer spricht der neuen Regie- 


rung mit 245 gegen 50 Stimmen bei einer Ent- 


haltung das Vertrauen aus und ig sich 
auf den 1. Juni. 
Der Rundfunk der Aufständischen gibt be- 
kannt, General Markos sei wegen Krankheit 
‚seiner sämtlichen Pflichten entbunden worden. 
Am 7. Februar gibt der Sender bekannt, daß 
General Popowitsch, jugoslawischer Militär- 
berater bei General Markos, ebenfalls seines 
Postens enthoben worden sei. Am 8. Februar 
wird die Ernennung von Ioannis loannides, 
des Chefs der kommunistischen Untergrund- 
bewegung in Griechenland, zum zeitweiligen 
Präsidenten der aufständischen Regierung ge- 
meldet, 
14. Februar: Nach einem Kommuniqu& des Gene- 
ralstabes wurde ein Angriff der Aufständi- 
schen auf die Stadt Florina in der Nähe der 
jugoslawischen Grenze abgeschlagen. 


Großbritannien 


3. Februar: Der ehemalige are Se 
kretär im Handelsministerium, John Belcher, _ 
legt sein Unterhausmandat nieder. Er wurde 
in den Untersuchungen ‚des Linsky-Tribunals 
belastet. 

Der Unterstaatssekretär im Außenministerium, 
Christopher Mayhew, erklärt im Unterhaus, _ 
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die britische Regierung werde einen Antrag 
Spaniens auf Aufnahme in die Vereinten Na- 
tionen nicht unterstützen. Die konservative 
Opposition fordert die Wiederherstellung 
normaler diplomatischer Beziehungen zwischen 
Großbritannien und Spanien. 

Der Unterstaatssekretär für koloniale Ange- 
legenheiten, David Rees Williams, erklärt, 
Großbritannien werde noch weitere zwei Jahre 
zur Beseitigung der kommunistischen Revolte 
in Malaia benötigen. Inzwischen soll ein sich 
selbst regierendes britisches Dominion geschaf- 
fen werden, das die malaische “Föderation, 
Singapur, Britisch-Borneo und andere britische 
Besitzungen in Ostasien umschließt, und ein 
Programm zur Entwicklung der malaiischen 
Zinn- und Gummiwirtschaft ausgearbeitet 


‚werden. 


Februar: Der ständige Ausschuß der West- 
europäischen Union, der am 3. Februar in Lon- 
don zusammengetreten war, veröffentlicht ein 
Kommunique, das Vorschläge über die beiden 
Organe des Europäischen Rates, den Europä- 
ischen Ministerrat und die Europäische Ver- 
sammlung, enthält. 

Das Kolonialministerium teilt mit, der König 
habe den Rücktritt des Lord. Winster als Ge- 
neralgouverneur von Zypern angenommen. 


5./9. Februar: Besuch des Berliner Oberbürger- 


meisters in London. Am 8. Februar wird Reuter 
von’Außenminister Bevin empfangen. Unter 
anderem wird die Aufnahme Berlins als zwölf- 
tes Land in die westdeutsche Bundesrepublik 
besprochen. Mit Sir Ivone Kirkpatrick, dem 
Leiter der Deutschlandabteilung im Außen- 
ministerium, erörtert Reuter Fragen der Luft- 
brücke. 


. Februar: Im Unterhaus betont Außenminister 


Bevin, Großbritannien wolle eine gesunde und 
lebensfähige Wirtschaft in Deutschland auf- 
bauen und seine Stellung als Besatzungsmacht 
nicht zu einer Behinderung der deutschen Aus- 
fuhr benutzen. Handelsminister Wilson erklärt, 
eine Steigerung der deutschen Ausfuhr sei er- 
forderlich, wenn Deutschland sich selbst erhal- 
ten solle. 

In London beginnt erneut eine Konferenz der 
Außenminister-Stellvertreter der vier Groß- 
mächte über den österreichischen Staatsver- 
trag. Die britische Delegation wird von James 
Marjoribanks, die amerikanische von Dr. Sa- 
muel Reber, die französische von Philip Ber- 
thelot und die sowjetische von Georgi N. 
Zarubin geführt. — Der sowjetische Delegierte 


, erklärt, die Sowjetunion unterstütze nach wie 


it. 


vor die jugoslawischen Gebietsforderungen. 


Februar: Bei den Parlamentswahlen in Nord- 
irland erringen die Unionisten 35, die unab- 
hängigen Unionisten 2, die Nationalisten 9 
Sitze und die unabhängigen und die republi- 
kanischen Sozialisten je einen Sitz. — Am 
12. Februar erklärt das Londoner Büro des 
irischen Hochkommissars, die Wahlen seien 
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fehlerhaft gewesen. Der nordirische Premier- 
minister, Sir Basil Brooke, dementiert diese 
Behauptung. 


Februar: Der bisherige Botschafter in Ankara, 
Sir David Kelly, wird zum Botschafter in Mos- 
kau ernannt. 


Februar: Der norwegische Außenminister, 
Lange, trifft aus Washington kommend in Lon- 
don ein und hat am 14. Februar eine Unter- 
redung mit Außenminister Bevin über Fragen 
der norwegischen Beteiligung am Atlantik- 
pakt. 

Februar: Außenminister Bevin empfängt den 
türkischen Außenminister, Sadak, zu Bespre- 
chungen über türkische Sicherheitsfragen. 
Februar: Nach einem an diesem Tage veröf- 
fentlichtten Weißbuch beträgt das Verteidi- 
gungsbudget für das Finanzjahr 1949/50 759,86 
Millionen Pfund; das bedeutet eine Erhöhung 
gegenüber 1948/49 um 107,5 Millionen Pfund. 
— Nach einer Bekanntgabe des Verteidigungs- 
ministeriums betrug die Gesamtstärke der 
Streitkräfte am 1. Januar 1949 808 400 Mann. 


Irland 


Februar: Außenminister Sean MacBride er- 
klärt, die Teilung Irlands sei Gegenstand ge- 
meinsamer Besprechungen der Nordatlantik- 
pakt-Staaten gewesen. Solange die Teilung 
aufrechterhalten bleibe, sei für Irland ein Mi- 
litärbündnis mit Großbritannien unmöglich. 


Italien 


. Februar: Jugoslawisch-italienische Besprechun- 


gen in Udine führen zu einem Übereinkom- 
men über den Grenzverkehr zwischen den 
beiden Ländern und über eine Grenzberich- 
tigung. 


. Februar: In Rom wird bekanntgegeben, Italien 


solle neben Großbritannien, Frankreich und 
einem skandinavischen Land einem neuzubil- 
denden Lenkungsausschuß des OEEC in Paris 
angehören. 

Jugoslawien 


. Februar: Die Regierung beschwert sich bei den ' 


Staaten, die dem Osteuropäischen Wirtschafts- 
rat angehören, daß sie nicht zu den Bespre- 
chungen über die Bildung des Rates eingeladen 
worden sei. 

Niederlande 


. Februar: Der Minister für die Überseegebiete, 


Dr. Emanuel Sassen, tritt wegen Unstimmig- 
keiten über die indonesische Politik zurück. 


Norwegen 


‚ Februar: Die Regierung betont in ihrer Ant- 


wort auf die sowjetische Note vom 29. Ja- 
nuar, es sei für Norwegen als seefahrende 
Macht natürlich, an einem regionalen atlan- 
tischen Sicherheitssystem teilzunehmen. Sie 
werde sich jedoch auf kein Abkommen ein- 
lassen, das sie verpflichte, fremden Mächten 
militärische Stützpunkte zur Verfügung zu stel- 
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oder bedroht werde. 


3, Februar: Im Storting beginnt die Debatte über 


die skandinavischen Verteidigungsbesprechun- 


‚gen. 


Österreich 


Februar: Der britische Luftfahrtminister, Lord 
Henderson, führt in Wien Besprechungen mit 
Bundespräsident Karl Renner, Bundeskanzler 
Leopold Figl und Außenminister Karl Gruber. 


2. Februar: Von parlamentarischer Seite werden 


Massenentlassungen nichtkommunistischer AT- 
beiter in den sowjeteigenen Betrieben in Ost- 
österreich gemeldet. 


3. Februar: Zwischen der Bundesregierung und 


den sowjetischen Besatzungsbehörden wird 
eine Vereinbarung über die Stellung des Mühl- 
viertels — das ist der in der sowjetischen, Be- 
satzungszone gelegene nördliche Teil Ober- 
österreichs — unterzeichnet. 


11. Februar: Die Vertreter der Westmächte im 


Alliierten Rat stimmen gegen eine Lizenzie- 
rung der österreichischen Demokratischen 


‚ Union als vierter Partei. 


Polen 


2. Februar: Erzbischof Dr. Stefan Wyszinski, der 


Nachfolger des am 22. Oktober 1948 verstor- 
benen Kardinals August Hlond, wird in Gne- 
sen als Primas von Polen inthronisiert. 


4. Februar: Die Regierung gibt ausgedehnte Ver- 


haftungen ehemaliger Mitglieder der A.K., der 
polnischen Untergrundarmee während des 


Krieges, durch die Geheimpolizei bekannt. 


Portugal 


11. Februar: Der Führer der Opposition, General 


Norton de Mattos, zieht seine Kandidatur für 
die bevorstehenden Wahlen zurück, weil ihm 
nicht dieselben Rechte gewährt worden seien 
wie dem Kandidaten der Regierungspartei. — 
Am 13. Februar wird Marschall Antonio Car- 
mona mit 80,3 Prozent der abgegebenen Stim- 
men wieder zum Staatspräsidenten gewählt. 


Rumänien 


7. Febrar: Die Nationale Volkspartei wird auf- 


gelöst. 
Schweden 


9. Februar: Ministerpräsident Tage Erlander und 


Außenminister Oesten Unden äußern sich vor 
dem Parlament zur skandinavischen Verteidi- 
gungsfrage. Unden gibt der Zweiten Kammer 
bekannt, Schweden habe ein skandinavisches 
Verteidigungsbündnis vorgeschlagen, das zur 
gegenseitigen militärischen Hilfe verpflichten 
solle. wenn eines der Länder angegriffen 
‚werde. \ 


13. Februar: Das Außenministerium gibt bekannt, 


Schweden sei bereit, an einer Konferenz über 
die Schaffung eines Europäischen Rates teilzu- 
nehmen. 
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Eu "Sowjetunion BR A 
Februar: Marschall Stalin erklärt ı in einem an \ 
das Pariser Büro des International News Ser- 
vice gerichteten Telegramm, er könne der Ein- 


‘ lJadung des Präsidenten Truman nach Washing- 


ton vom 1. Februar aus gesundheitlichen Grün- 
den nicht folgen, sei jedoch bereit, den ameri- 
kanischen Präsidenten in Moskau, Jalta, 
Odessa oder Kaliningrad oder in einem Ort in 
Polen oder der Tschechoslowakei zu empfan- 
gen. 


‚Februar: Die Regierung bezeichnet in einer 


Note an Norwegen die norwegische Antwort 
vom 1. Februar auf die sowjetische Note vom 
29. Januar als unbefriedigend und schlägt der 
norwegischen Regierung den Abschluß eines 
Nichtangriffspaktes vor. 


Triest 


‚Februar: In seinem fünften Bericht an den 


Sicherheitsrat über die Verwaltung von Triest 
für die Zeit vom 1. Oktober bis zum 31. Dezem- 
ber 1948 befürwortet der Befehlshaber der bri- 
tischen und amerikanischen Zone, General T. 
S. Airy, die Rückkehr Triests zu Italien. 


Tschechoslowakei 


. Februar: Die Ministerien für Verteidigung und 


für Inneres geben die im Dezember 1948 wegen 
umstürzlerischer Tätigkeit erfolgte Verhaftung 
des Generals Karel Kutlvasr und vierzehn an- 
derer Personen bekannt. 


. Februar: Der stellvertretende. Ministerpräsi- 


dent; Zedenek Fierlinger, fordert das tschecho- 
slowakische Volk in einem Interview mit CTK 
auf, das deutsche Problem nicht mehr von 
einem rein nationalistischen Standpunkt aus 
zu betrachten. Ein 70-Millionen-Volk könne 
nicht ohne internationale Zusammenarbeit in 
der einen oder anderen Form bestehen. Das 
tschechische Volk solle einen vollen Sieg des 
Kommunismus in Deutschland als die beste 
Gewähr für die tschechische Sicherheit ansehen. 


Ungarn 


. Februar: Am dritten J ahrestag der ungarischen 


Volksrepublik wird die Nationale Unabhän- 
gige Front, eine Koalition verschiedener Par- 
teien und Organisationen unter Führung der 
Ungarischen Arbeiterpartei, zu einer Unab- 
hängigen Volksfront erweitert. Vorsitzender 
des Obersten Rates der Volksfront wird der 
kommunistische stellvertretende Ministerprä- 
sident, Matyas Rakosi. 


. Februar: Der aus Ungarn geflohene Führer der 


Katholischen Volkspartei, Istvan Barankovics, 
trifft in Wien ein. — Am 4. Februar erklärt 
Ministerpräsident Doby auf einer Versamm- 
lung der Kleinlandwirtepartei, die Flucht 
Barankovics’ bedeute die De- EOc en 
rung der Partei. 


. Februar: Vor dem Budapester Volksgerichts- 


hof beginnt der Prozeß gegen Kardinal Mind- 
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ar rolestiert Sie 


Er gie gegen den Beschluß der 
en.: ungarischen Regierung, keinen offiziellen bri- 
tischen Beobachter zu dem Prozeß zuzulassen. 
r — Am 8. Februar wird Kardinal Mindszenty 
f wegen Konspiration gegen die Republik, Hoch- 
verrats und Schwarzhandels mit ausländischen 
Währungen zu lebenslänglichem Gefängnis 
verurteilt. Seine sechs Mitangeklagten erhal- 
ten Gefängnisstrafen von BEL aenen bis 
nn 


Afrika RE | N 
r Ägypten 


3. Februar: Die Regierung richtet Proteste an die 
Länder, die Israel anerkannt haben. 


9. Februar: Irak, Libanon, Saudi-Arabien, Syrien 
"und der Jemen beschließen auf einer Konfe- 
renz in Kairo, die Einladung des UN-Vermitt- 
lers, Dr. Bunche, vom 1. Februar zu Waffenstill- 
standsverhandlungen mit Israel nicht anzu- 
nehmen, bevor die ‚Verhandlungen zwischen 

Ägypten und Israel auf Rhodos erfolgreich ab- 

e geschlossen sind.— König Abdallah von Trans- 

Jordanien nimmt die Einladung Bunches am 
8. Februar an. 

12. Februar: Der Führer der Moslem-Bruderschaft, 
Scheich Hassan el-Banna, wird in Kairo er- 
“mordet._ 

‚Der Schlichtungsausschuß der Vereinten Na- 
tionen für Palästina trifft zu Beginn seiner 
Reise durch die arabischen Länder in Kairo 
ein. An den folgenden Tagen führt er Bespre- 

chungen mit Ministerpräsident Abd el-Hadi 

Pascha, Außenminister Dessouki Abaza Pascha 
‚und dem Generalsekretär der Arabischen Liga, 
Abdul Rahman Azzam Pascha. 


Amerika 
: Brasilien 
9. Februar: Die amerikanisch-brasilianische Wirt- 
schaftskommission empfiehlt in einem Unter- 
suchungsbericht über die brasilianische Wirt- 
s schaft die Erhöhung der landwirtschaftlichen 
Produktion, die Verbesserung der Transport- 
und Lagerungsverhältnisse und eine weit- 
gehende Elektrifizierung. 


Kostarika 

4. Februar: In einer Botschaft an die Verfassung- 
gebende Versammlung stimmt der zum Präsi- 
denten gewählte Otilio Ulate einem Vorschlag 
zu, die Amtszeit des gegenwärtigen Militär- 
regimes unter Jos& Figuers bis zum 8. Mai 1950 
zu verlängern. 

Kuba 


Februar: Zur politischen Kontroverse zwischen 


Ban 


seinem Vorgänger, Ramön Grau San Martin, 
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dem Präsidenten, Dr. Carlos Prio Socarras und - 


12. ‚Februar: Die ee ersucht die Vera 
ten Staaten, ihren Botschafter in "Budapest, 
Selden ‚Chapin, abzuberufen. 


Vatikanstadt 


14. Februar: Papst Pius XII. hält im Zusammen- 
‚hang mit der Verurteilung des Kardinals 
Mindszenty ein außerordentliches geheimes 
Konsistorium des Kardinalkollegiums im Vati- 
kan ab. 


"Wichtige Ereignisse in der übrigen Welt , | Ri 


erklärt der Chef des Armeestabes, General 


Genovevo Perez, die Armee folge.dem Präsi- 
denten und stehe zur Verfassung. 


; Nikaragua 3 
5. Februar: Eine vom Rat der Organisation ‚der. 
amerikanischen Staaten zur Überprüfung der 
zwischen Kostarika und Nikaragua bestehen- 
den Streitigkeiten entsandte Militärmission 


we 
Res 


BR 
al 
en 


SH 


reist von Managua aus nach Washington zur S 


rück. — Der Streit wurde inzwischen behoben. 


Vereinigte Staaten 


2. Februar: Außenminister Acheson lehnt auf { 


einer Pressekonferenz den Vorschlag Stalins 
vom gleichen Tage zu einer Konferenz mit 


Präsident Truman in Osteuropa mit dem‘ n / h 
weis ab, die Vereinigten Staaten würden keine 
.zweiseitigen Besprechungen unter Umgehung 


anderer Staaten aufnehmen. — Am 3. Februar % 


a 
Mr 


erklärt Präsident Truman, die Vereinigten 
Staaten wollten sich außerhalb der Vereinten 


Nationen auf keine Verhandlungen ee i 


eine persönliche Aussprache mit Marschall 
Stalin in Washington sei ihm jederzeit will- 
kommen. 


4. Februar: Marineminister John L. Sullivan giher 
bekannt, wegen der Kürzung des Marinebud- 
gets werde die Zahl der Mannschaften, Flot- 
teneinheiten und Stützpunkte herabgesetzt. 


chungen mit dem ägyptischen Botschafter, Mo- 
hammed Kamil Abdul Rahim, und dem israeli- 
schen Vertreter in Washington, Eliahu Epstein. 
Die ECA gibt in einem Untersuchungsbericht 
zu den erhöhten Ausfuhren von Aluminium 
und Bleischrott von seiten Belgiens und Groß- 
britanniens nach den Vereinigten Staaten im 
vergangenen Jahr bekannt, daß kein Miß- 
brauch von ERP-Geldern vorgekommen sei. 
Außenminister Acheson konferiert mit den 
Senatoren Tom Conally und Arthur H. Ven- 
‘denberg über den Entwurf zum Atlantikpakt. 
Am nächsten Tag trifft eine norwegische Dele- 
'gation unter Führung des Außenministers, Hal- 
vard Lange, in Washington ein. Nach mehreren 
Besprechungen mit Acheson und einer ab- 
schließenden Unterredung mit Präsident Tru- 
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5. Februar: Außenminister Acheson führt Bespre- 


b; 


 lantikpakt. Am 9.Februar empfängt er ge- 
trennt die Botschafter von Dänemark und 
Schweden zu Besprechungen über den skan- 
' dinavischen Verteidigungspakt. 


 ?.Februar: Den Außenpolitischen Ausschüssen 
des Senats und des Repräsentantenhauses wird 
die Gesetzesvorlage der Regierung über die 
' Bewilligung von 5,58 Milliarden Dollar für 
weitere fünfzehn Monate des ERP vom 4. April 
1949 bis 30. Juni 1950 vorgelegt. Davon sind 

1,15 Milliarden Dollar für die Zeit vom 4. April 
1949 bis 30. Juni 1949 und 150 Millionen Dol- 
Ser für Lieferungen für langfristige Projekte, 
‚die über den 30. Juni 1950 hinausgehen, be- 
stimmt. Am 8. Februar beginnen vor der ge- 
' meinsamen Sitzung der Außenpolitischen Aus- 
schüsse beider Häuser die Hearings über das 
_ Europäische Wiederaufbauprogramm. Am 13. 
Februar erklärt der stellvertretende Leiter der 
_ ECA-Mission in Westdeutschland, Norman H. 
Collisson, vor dem Außenpolitischen Ausschuß 
‘ des Repräsentantenhaäuses, die sofortige Ver- 
einigung der Doppelzone mit der französischen 
Zone sei notwendig, wenn nichtwiedergutzu- 
_ machender Schaden am europäischen Wieder- 
aufbau vermieden werden solle. — Die 4,28 
\ Milliarden Dollar für das zweite ERP-Jahr sol- 
'en sich nach den Vorschlägen der ECA fol- 
 gendermaßen auf die europäischen Länder 
verteilen (in Millionen Dollar; in Klammern 
. die vom OEEC vorgeschlagenen Summen): 
' Vereinigtes Königreich 940 (940), Frankreich 
und Überseegebiete 875 (890), Italien 555 
(610,1), Deutschland: Doppelzone 404 (372,4) und 
' Französische Zone 115 (100), Niederlande und 
nen 355 (507), Belgien-Luxemburg 
„und belgische Überseegebiete 200 (250), Oster- 
reich 197 (217), Griechenland 170 (198,1), Däne- 


a 


64 (75,4), Schweden 54 (70,7), Türkei 30 (94,2), 

Triest 12 (12,8), Portugal 10 (100,6), 
ge 10), insgesamt 4202 — von der ECA auf 4200 
abgerundet — (4690,1). Der Rest verteilt sich 
' auf Kosten für den Ankauf strategischer Ma- 


technische Hilfe, Investitionsgarantien, Ver- 
 waltung und einen vertraulichen Fonds. 


‚9. Februar: Das Repräsentantenhaus verabschie- 
det mit 319 gegen 69 Stimmen einen Gesetzes- 
vorschlag zum Reciprocal Trade Agreements 
Act, nach dem der Präsident die bisher inne- 
gehabten Vollmachten bis zum 12. Juni 1951 
ausübt. 


11. Februar: Der kanadische Ministerpräsident, 
Louis St. Laurent, trifft zu einem offiziellen Be- 
such in Washington bei Präsident Truman ein. 
Der Präsident der Columbia-Universität, Ge- 
neral Dwight D. Eisenhower, wird von Präsi- 
dent Truman zum zeitweiligen Berater des 
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. man reist Lange am 1. Februar nach Eondon 
ab. — Am 8. Februar konferiert Acheson mit 
den Vertretern der Mächte des Brüsseler Pak- . 
tes und Kanadas über den Entwurf zum At- 


mark 109 (110), Norwegen 105 (131,8), Irland 


Island 7 


'  terialien, Frachtkosten für Geschenkpakete, 


1 


1 


19%. 


_ 


D 


& 


4. 
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. Februar: 


hanses nen Präsident Truma 
fortige Einsetzung einer Kommission zur Über- 
prüfung der chinesischen Frage. a 


Asien 
Burma 


. Februar: Premierminister Thakin Nu erklärt 


bei der Eröffnung der Parlamentssitzung, die 

Regierung sei bisher wegen mangelnder Loya- 

lität von seiten verschiedener Truppenver-. 
bände und Regierungsangestellter nicht in der 
Lage gewesen, wirksame Maßnahmen gegen 
die Aufständischen zu ergreifen, werde aber 
von nun an mit aller Strenge gegen die Re- 
bellen vorgehen. — Am 3. Februar wird offi- 
ziell mitgeteilt, daß Regierungstruppen die von 
Aufständischen besetzte Stadt Insein, 16 Kilo- 
meter nördlich von Rangun, zurückerobert 
haben. In Mittelburma besetzen die Aufstän- 
dischen die Stadt Penwegon. 


* China i ” 


Februar: Der gesetzgebende und der Kontroll- 
Yuan billigen die Aufforderung des amtieren- 
den Staatspräsidenten, Li Tsung-jen, an das 
Kabinett in Kanton, nach Nanking zurückzu- R 
kehren. Am 7. Februar entscheidet sich das Ä 


Kabinett für seinen Verbleib in Kanton. 
. Februar: Der Korrespondent der Times meldet 


aus New York, daß die amerikanische Marine 
Vorbereitungen zur Räumung ihres Stützpunk- 
tes in der dhinesischen Hafenstadt en 
treffe, 

Februar: Ministerpräsident Dr. Sun Fo erklärt 
auf einer Pressekonferenz in Kanton, eher 
werde der Krieg fortgesetzt werden, als daß 
die Regierung die Forderung der Kommuni- 
sten auf Auslieferung der von ihnen alsKriegs- 
verbrecher bezeichneten nationalchinesishen 
Politiker und Militärs erfüllen werde. — Am 

7. Februar teilt die Kommunistische Partei in 
einem Kommuniqu& mit, sie lehne es gegen- 
wärtig ab, Friedensverhandlungen mit der Na- 
tionalregierung zu führen. 
General Tschang Fa- -kwei, bisher 
Gouverneur der Provinz Kuangtung, wird zum 
Oberkommandierenden der Regierungstruppen 
ernannt. 

Februar: Der kommunistische Rundfunk gibt 
bekannt, die Kommunisten erklärten sich mit 
der Eröffnung einer Schiffahrtskonferenz für 
die Wiederaufnahme des Schiffsverkehrs zwi- 
schen kommunistisch besetzten und national- 
chinesischen Gebieten einverstanden. 


Indische Union 


. Februar: Premierminister Pandit Nehra erklärt 


im Parlament auf eine Anfrage, daß ein Freund- 
schafts-, Handels- und Schiffahrtsabkommen 
mit den Vereinigten Staaten erwogen werde. 
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ksgerichtete Tudeh. Par- 

er der Attentäter angehört, verboten; 
Bi iche Personen werden verhaftet. Am 
We ..;6. Februar erhält Ministerpräsident Mohammed 
 Saed. einstimmig das Vertrauen des Parla- 
ments. 


15. Februar: Das Außenministerium antwortet auf 
x einen sowjetischen Protest vom 12. Februar 


richtete Äußerungen des Gesundheitsministers, 


 ziehungen zwischen den beiden Ländern zu 
trüben. 


Israel > ER 
% Febrar, Die Militärverwaltung vonJ erusalem 
wird aufgehoben; die Verwaltung wird den 
Zivilbehörden und ‚der Regierung in Tel Aviv 
übertragen. 


7. Februar: Außenminister Moshe Shertok trifft 
mit dem Schlichtungsausschuß ‚der Vereinten 
‚Nationen | in Jerusalem zusammen. 


‚10. Februar: Die Regierung erläßt eine Amnestie, 
unter die auch der zu acht Jahren Haft ver- 
urteilte Führer der Sternorganisation, Nathan 
Friedman Yellin, und vierzig’ weitere Angehö- 
rige dieser Gruppe fallen. - 


‚14. Februar: Dr. Chaim Weizmann eröffnet die 
erste Verfassunggebende Versammlung in 
Jerusalem. Am 15. Februar bringt Justizmini- 
ster Dr. Felix Rosenblüth den Vorschlag für 
‚eine Interimsverfassung ein, der sich mit den 


Kompetenzen des Staatspräsidenten befaßt. 


KIBR: 

2. Pebkuar: Dir amerikanische Heeresminister, 
Rovall, der sich als Leiter einer amerikanischen 
Mission in Japan aufhält, erklärt auf einer 
Pressekonferenz in Tokio, es bestehe nicht die 
- Absicht, die amerikanischen Truppen in Japan 
fühlbar zu verstärken. — Am 14. Februar de- 
.mentiert Royall nach seiner Rückkehr aus 
Japan in San Franzisko Gerüchte aus Tokio, 
wonach die amerikanische Regierung beab- 

‚sichtige, ihre Besatzungstruppen im Kriegsfall 
aus Japan zurückzuziehen. 
11. Februar: Ministerpräsident Shigeru Yoshida 

' wird vom Diet mit 350 gegen 101 Stimmen er- 
neut mit der Regierungsbildung beauftragt. 


Korea 
10. Februar: Das Parlament weist unter dem Ein- 
druck verschiedener Übergriffe nordkoreani- 
scher Einheiten auf südkoreanisches Gebiet 
erneut den Antrag, die Vereinigten Staaten 
zum Rückzug ihrer Besatzungstruppen aufzu- 
fordern, zurük, 
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4 De, Igbal, in einer Rede in Verbindung mit dem 
Attentat auf den Schah, es liege nicht in der 
Absicht der iranischen Regierung, die Be- 


En gegen angeblich gegen die Sowjetunion ge-7 


< 


LOL 


über ihre Palästinapolitik. | 5 


. system, 


1 


— 


14. 


15. 


‚ Februar: Die UN-Kommission für Indien und. 
Pakistan trifft in Karatschi ein. 


. Februar: Die ägyptischen und die israelisch 


‚Februar: 


. tenblocks verurteilt, die von aggressiven K 


‚ländischen militärischen Aktionen, e 
. Februar: Die Kommission des Sicherheitsrates 


gegen starke ee die Sich an @ 
Grenze zwischen Siam und Keda Konzene 
hätten, begonnen. SE 


\ 


Pakistan. 


Trans jordanien 


ee Abdul Illah, führen Besprechun: n 


Türkei 


Organisation der Vereinten Nationen 


Delegierten auf Rhodos führen u N nd- 


Der ne Delegiane 
Malik unterbreitet dem Sicherheitsrat eine 
Resolutionsentwurf, der die Bildung von St 


sen gewisser Großmächte geplant sein soll n. 
Der Rat soll ferner den Abbau der Rüstungen 
der fünf Großmächte zum 1. März 1950 anord- 
nen und ein Verbot für die Verwendung vo 
Atombomben erlassen. 


Februar: Indonesien erhebt beim Sicherheits- 
rat Beschwerde über das Andauern der nieder- 


für die Berliner Währungsfrage beendet ihre 
Arbeit mit der Annahme eines Berichts. 


Februar: Die Wirtschaftskommission fürEuropa 
beginnt in Genf mit Beratungen über den Ost- 
West-Handel. 


Februar: Der britische Delegierte Mayhew un- 
terstützt im Wirtschafts- und Sozialrat die For- 
derung des amerikanischen Delegierten Will- 
liam Thorp vom 14. Februar auf Unterssuhung 
der Frage der sowjetischen Sklavenarbeiter- 
lager, die acht bis vierzehn Millionen Men- 
schen beherbergen sollen. ‚ 
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5, niederzulegen. 


Gegenstand dieser Untersuchung sind alle poli- 
tischen Verträge der Kriegs- und Nachkriegszeit, 
soweit sie für Europa von Bedeutung sind. Nicht 
behandelt werden Abkommen oder Verträge, die 
auf die Frage des spezifisch militärischen Beistan- 
des nicht eingehen, wie beispielsweise die Atlan- ' 

tik-Charta und das sowjetisch-amerikanische 
" Kriegsabkommen über die Leih-Pacht-Hilfe vom 
11. Juni 1942 (vgl. Europa-Archiv, Dezember 1947, 
- 8, 1045-1046). Nicht berücksichtigt wurde ferner 
der am 14. August 1945 abgeschlossene sowjetisch- 
chinesische Bündnisvertrag, der lediglich den Fall 
einer erneuten japanischen Aggression vorsieht 
- * (vgl. Europa-Archiv, Februar-März 1947, S. 411). 
% Ein Sonderproblem, auf das hier gleichfalls nicht 
eingegangen werden kann, stellt die Behandlung 
eines möglichen Angreifers nach der Charta der 
Vereinten Nationen dar. 

Erwähnt sei noch, daß die vor dem Kriege von 
der Sowjetunion mit Deutschland am 23. August 
. 1939 (vgl. Europa-Archiv, Dezember 1947, S. 1043) 
und mit Japan am 13. April 1941 (vgl. Europa- 
Archiv, Dezember 1947, S. 1044) abgeschlossenen 
Verträge reine Nichtangriffsverträge waren, die 
keinen gegenseitigen militärischen Beistand vOor- 
sahen. Dagegen sah der Entwurf des Abkommens 
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in den europäischen Verträgen der Nachkriegszeit 


Der Wandel der Vertragsformulierungen im Zeichen der Ost-West-Spannungen 


- — Ein Wechsel des politischen Klimas findet seinen ersten Niederschlag meist in Presse 
; stimmen, in Reden der Politiker und in Kommuniques der Diplomaten. Die Auswirkungen 
einer veränderten politischen Konstellation auf das Vertragssystem der Staaten pflege: He 
sich erst verhältnismäßig spät, im Stadium der machtpolitischen Konsolidierung, zu zeig sein, 


Angreifers und die Formulierung der Beistandsverpflichtungen in den politischen V 

trägen der Nachkriegszeit, soweit sie Europa betrefien, zu untersuchen :und zu vV 1 

gleichen. Dabei wird sichtbar, daß die östliche und die westliche Staatengruppe ein € 

nahezu gleichlaufende Entwicklung durchgemacht haben. Beide entfernen sich mehr und $ 

ir mehr von der ausschließlichen Kennzeichnung Deutschlands als des möglichen Angre 
fers. Wenn die Sorge vor einer erneuten deutschen Aggression auch noch immer e 
wesentliche Rolle in den Paktverhandlungen spielt, so ist sie doch offensichtlich an d 

zweite Stelle gerückt gegenüber dem Bestreben, die Sicherung gegen einen möglichen 
a Z stärkeren Verbündeten Deutschlands oder eine Gruppe solcher Verbündeter vertrag 


Abgrenzung der Untersuchung 


Abkommens abgebrochen wurden, gegenseitig 


werden sollte”, wobei ausdrücklich festgeleg 
wurde, daß ein solcher Angriff „direkt oder in#?" 


- Definition des Angreifers und Beistandsverpflichtungen 


co 


zwischen Großbritannien, Frankreih und d 
Sowjetunion, über das die Verhandlungen kurz 
vor Zustandekommen eines deutsch-sowjetischen 


Unterstützung vor, „falls einer dieser drei Staa 
ten von einer europäischen Macht angegriffe 


direkt gegen einen anderen europäischen Staat 
gerichtet sein mag, dessen Unabhängigkeit oder 
Neutralität gegen einen solchen Angriff zu ver 
teidigen sich die betreffende vertragschließende en 
Partei verpflichtet fühlt“. Als in Frage kommende SE 
europäische Staaten wurden in einem besonderen W 
Protokoll Estland, Finnland, Lettland, Litauen, Po- 
len, Rumänien, die Türkei, Griechenland und Bel- 
gien genannt. BEN 
Dieser Ende 1948 in dem Buch des ehemaligen 
französischen Außenministers Georges Bonnet N 
«Fin d'une Europe» erstmals veröffentlichte Ver-- 
tragsentwurf nennt Deutschland zwar niht na- a 
mentlich als den möglichen Angreifer; das ge- 
plante Abkommen hätte jedoch in seiner Durch- 
führung zu einem einhaltgebietenden Faktor 
gegenüber den weiteren Expansionsabsichten Hit- 


lers werden können. 


“rc 
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PROBLEME DER EUROPÄISCHEN FRIEDENSORDNUNG 


Zu diesem Abkommen kam es jedoch nicht. 
Statt dessen wurden zwischen Molotow und Rib- 
bentrop der bereits erwähnte deutsch-sowjetische 

 Nichtangriffspakt und später der Freundschafts- 
vertrag vom 28. September 1939 unterzeichnet 
(vgl. Europa-Archiv, Dezember 1947, S. 1043). 

Der folgende Vergleich der Verträge der Sowjet- 
union sowie der übrigen innerhalb des Ostblocks 
bisher abgeschlossenen Verträge zeigt, daß in den 
ersten Abkommen, die noch während des Krieges 
oder in der frühen Nachkriegszeit unterzeichnet 
wurden, als Angreifer nur Deutschland und seine 
ehemaligen Verbündeten aufgeführt wurden. Spä- 

. ter wurden auch „mögliche künftige Verbündete 
Deutschlands” einbezogen, bis dann später eine 
neue Formulierung gewählt wurde, die, wesentlich 
weiter gefaßt, von einer „dritten Angreifermacht“ 
spricht. 


Neben den in diesem Beitrag jeweils zitierten 
Artikeln, die den möglichen Angreifer und die 
Beistandsverpflichtungen umschreiben, sind auch 
die Präambeln der einzelnen Verträge von beson- 
derer Bedeutung. Bei den Ostblockverträgen ent- 
halten lediglich die Präambeln der Abkommen 
vom 29.Mai 1948 zwischen Polen und Bulgarien 
und vom 18. Juni 1948 zwischen Polen und Un- 
garn keine auf Deutschland hinweisende Bemer- 
kung, in allen anderen Verträgen ist eine solche 
enthalten. 

Auf westlicher Seite ist eine ähnliche Entwick- 
lung vor sich gegangen. Zunächst wurde im Ver- 
trag von Dünkirchen nur Deutschland als mög- 
licher Angreifer bezeichnet, während man sich 
heute gegen jeden Angriff von irgendeiner Seite, 
gleichgültig, ob von. „innen“ oder von „außen“, 
zu sichern sucht. 


Die Verträge der Sowjetunion seit 1942 


Bei den von der Sowjetunion seit dem Jahre 
1942 abgeschlossenen politischen Verträgen han- 
delt es sich in allen Fällen um Freundschafts- und 
Beistandsabkommen defensiven Charakters, die 
‚auf den ersten Blick hin nach ein und demselben 
Muster ‚abgefaßt zu sein scheinen. Eine nähere 
Untersuchung der Definition des möglichen An- 
greifers und der Verpflichtung zur Leistung mili- 
tärischen Beistandes zeigt jedoch eine beträchtliche 
Erweiterung und Wandlung in den gewählten 
Formulierungen. 

In dem Bündnisvertrag der Sowjetunion 
mit Großbritannien vom 26. Mai 1942 
werden „Deutschland oder irgendwelche der mit 
ihm durch Angriffsakte in Europa verbündeten 

Staaten“ als mögliche Angreifer definiert (Teil II, 
Artikel 3 und 4, vgl. Europa-Archiv, Dezember 
1947, S. 1045). 

Der erste von der Sowjetunion mit einem ihrer 
Nachbarstaaten abgeschlossene Freundschaftsver- 
trag zum gegenseitigen Beistand und zur Zusam- 
menarbeit in der Nachkriegszeit wurde am 12. 
Dezember 1943 zwischen der Sowjetunion 
und der Tschechoslowakei unterzeichnet. 
Der Vertrag definiert „Deutschland oder irgend- 
einen anderen Staat, der sich Deutschland an- 
schließen könnte”, als den möglichen Angreifer. 

Artikel 3 des Vertrages hat folgenden Wort- 
laut: 


"Affirming their pre-war policy of peace and mutual 
assistance, expressed in the treaty signed at Prague 
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on May 16, 1935, the High Contracting Parties, in case 
one of them in the period afterthe war should become 
involved in military action with Germany, which 
might resume its policy of „Drang nach Osten“, or 
with any other State which might join with Germany 
directly or in any other form in such a war, engage 
to extend immediately to the other Contracting Party 
thus involved in military action all manner of military 
and other support and assistance at its disposal.” 
(Quelle: United States Department of State, Documents 
and State Papers, Vol.I, No. 4, July 1948, S. 229.) 


Der am 10. Dezember 1944 von der Sowjet- 
unionmitFrankreich abgeschlossene Ver- 
trag spricht nur von der Möglichkeit eines deut- 
schen Angriffs, ohne die Frage der möglichen 
Verbündeten aufzuwerfen (Artikel 3 und 4, vgl. 
Europa-Archiv, Dezember 1947, S. 1046). 


Der am 11. April 1945 zwischen der Sowjet- 
union und Jugoslawien unterzeichnete 
Freundschafts- und Beistandspakt definiert den 
möglichen Angreifer analog dem sowjetisch-tsche- 
choslowakischen Vertrag vom 12. Dezember 1943. 

Artikel 2 des sowjetisch-jugoslawischen Ver- 
trages hat folgenden Wortlaut: 


"If one of the contracting parties should in the 
post-war period be drawn into military operations 
against Germany, which would have resumed her 
aggressive policy, or against any other state which 
would have joined Germany either directly or in any 
other form in a war of this nature, the other contract- 
ing party shall immediately render military or any 
other support with all the means available,” (Quelle: 
United States Department of State, Documents and 
State Papers, Vol.I, No.4, July 1948, S. 231.) 
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' Das gleiche gilt auch für das Abkommen zwi- 
schen der Sowjetunion und Polen vom 
21. April 1945. 

Artikel 4 dieses Vertrages hat folgenden Wort- 

‚laut: 

“If one of the High Contracting Parties during the 
post-war period should become involved in war opera- 
tions against Germany in case she should resume 
aggressive policy or against any other government 
whatsoever which would be allied with Germany 
directly or in any other form in such a war the other 
High Contracting Party will immediately extend to 
the other contracting party which is involved in 
military operations military and other support with 
all the means at its disposal." (Quelle: United States 

* Department of State, Documents and State Papers, 
Vol.I, No.4, July 1948, S. 232). 

Der Vertrag zwischen der Sowjetunion 
und Rumänien vom 4. Februar 1948 folgt dem 
Muster des sowjetisch-tschechoslowakischen, des 
sowjetisch-jugoslawischen und des sowjetisch-pol- 
nischen Vertrages. Artikel 1 und 2 des sowjetisch- 
rumänischen Vertrages haben folgenden Wortlaut: 

Artikel 1: „Die Hohen Vertragschließenden Parteien 
verpflichten sich, gemeinsam alle ihnen zur Verfügung 
stehenden Maßnahmen zu ergreifen, um eine beliebige 
Gefahr der Wiederholung einer Aggression seitens 
Deutschlands oder irgendeines anderen Staates, der 
sich mit Deutschland unmittelbar oder in irgendeiner 
anderen Form verbünden sollte, zu beseitigen. Die 
Hohen Vertragschließenden Parteien erklären, daß sie 
beabsichtigen, aufrichtig an allen internationalen Ak- 
tionen teilzunehmen, die die Gewährleistung des Frie- 
dens und die Sicherheit der Völker bezwecken, und daß 
sie vollkommen ihren Teil zur Verwirklichung dieser 
großen Aufgabe beitragen wollen.“ 

Artikel 2: „Falls eine der Hohen Vertragschließen- 
den Parteien in Kriegshandlungen mit Deutschland ver- 
wickelt wird, das versuchen sollte, seine aggressive 
Politik wieder aufzunehmen, oder mit irgendeinem an- 
deren Staat, der sich unmittelbar oder in irgendeiner 
anderen Form in einer Aggressionspolitik mit Deutsch- 
land verbünden sollte, so wird die andere Hohe Ver- 
tragschließende Partei der in Kriegshandlungen Ver- 
wickelten vertragschließenden Partei sofort mit allen 
zur Verfügung stehenden Mitteln militärische und an- 
dere Hilfe erweisen. Die Verwirklichung des vorlie- 
genden Vertrages wird mit den Prinzipien der Statuten 
der Organisation der Vereinten Nationen überein- 
stimmen.“ (Quelle: Tägliche Rundschau Nr.31 [836] 
vom 6. Februar 1948.) 

Die am 18. Februar 1948 zwischen der So- 
wjetunion und Ungarn und am 18. März 
1948 zwischen der Sowjetunionund Bulga- 
rien unterzeichneten Verträge gehören eben- 
falls in die gleiche Kategorie wie die vorerwähn- 
ten vier Verträge. In den Verträgen der Sowjet- 
union mit Rumänien, Ungarn und Bulgarien wird 
innerhalb des Artikels, der die Frage des mög- 


Europa-Archiv /20. März 1949 


a 


_ Definition des Angreifers und Beistandsverpflichtungen . 


= 
lichen Angreifers definiert, ausdrücklich auf die 
Prinzipien der Charta der Vereinten Nationen 
Bezug genommen. 


Artikel 2 des sowjetisch-ungarischen Vertrages 
hat folgenden Wortlaut: 


„Im Falle, daß eine der hohen vertragschließenden 
Seiten in Kriegshandlungen mit Deutschland oder 
irgendeinem anderen Staat verstrickt werden sollte, der 
gemeinsam mit Deutschland an Aggressionsakten in 


Europa teilgenommen hat und seine aggressive Poli- 


tik wiederaufzunehmen versuchen sollte, öder mit 
einem beliebigen anderen Staat,‘der unmittelbar oder 
in irgendeiner anderen Form sich mit Deutschland in 


der Aggressionspolitik vereinigen würde, wird die an- 


dere hohe vertragschließende Seite dem in Kriegs- 
handlungen verstrickten Vertragspartner mit allen ihr 
zu Gebote stehenden Mitteln militärische und andere 
Hilfe leisten. 
‚Die Verwirklichung dieses Vertrages wird im Ein- 


klang mit den Grundsätzen der Satzungen der UN 


stehen.“ (Quelle: Tägliche Rundschau Nr. 43 [848] vom 
20. Februar 1948.) 


Artikel 2 des sowjetisch-bulgarischen Paktes 
hat folgenden Wortlaut: 


„Sollte eine der hohen vertragschließenden Parteien 
in Kriegshandlungen mit Deutschland verwickelt wer- 
den, falls dieses seine aggressive Politik erneuern 
sollte, oder mit irgendeinem anderen Staat, der sich 
unmittelbar oder in irgendeiner anderen Form mit 
Deutschland in der Aggressionspolitik vereinigen sollte, 
so wird die andere hohe vertragschließende Partei der 
in Kriegshandlungen verwickelten vertragschließenden 
Partei mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln un- 
verzüglich militärische und jegliche andere Hilfe lei- 
sten. 

Die Durchführung dieses Vertrages wird im Einklang 
mit den Prinzipien der US-Satzung stehen.” (Quelle: 
Tägliche Rundschau Nr. 68 [873] vom 20. März 1948.) 


Der als Endglied in das sowjetische Vertrags- 
system eingebaute Vertrag zwischen der So- 
wjetunionund Finnland vom 6. April 1948 
zieht als möglichen Angreifer Deutschland oder 
einen mit Deutschland verbündeten Staat in Be- 
tracht, doch weicht die Formulierung des ent- 
sprechenden Artikels von der der bisher abge- 
schlossenen Verträge ab. Ein sowjetischer Bei- 


stand ist nicht automatisch, sondern „nötigenfalls“. 


vorgesehen (Artikel 1, vgl. Europa-Archiv, Mai 
1948, S. 1350). 

Die Sowjetunion verfügt heute über ein Sy- 
stem von Bündnissen mit allen osteuropäischen 
Staaten außer Albanien, mit dem ein politisches 
Abkommen nach dem Muster der übrigen Verträge 
bisher nicht abgeschlossen wurde. 

Im Zusammenhang mit dem Scheitern der Ver- 
handlungen über die Bildung einer skandinavi- 
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schen Verteidigungsallianz und den Bestrebungen, 
insbesondere Norwegen in den Atlantikpakt 


einzubeziehen, bat die sowjetische Regierung die 


nähere Auskünfte über die norwegischen Absich- 

. ten. Die norwegische Antwortnote vom 1. Februar 
5 1949 wurde von der Sowjetunion als ungenügend 
bezeichnet. Hinsichtlich der Frage der Sicherheit 


“5 i Norwegens erklärte sich die Sowjetunion zum 
0. Abschluß eines Nichtangriffspaktes mit Norwegen 
K “KR bereit, | 

Während in früheren Verträgen derSowjet- 
.  union-—- beispielsweise mit denbaltischen 
== Ländern — und auc in dem Freundschafts- 
\ % t 
ER Bien x 
a Der erste dieser Verträge wurde am 18. März 
We I 1946 zwischen Polen und Jugoslawien 


abgeschlossen. Als möglicher Angreifer wird nicht 
nur Deutschland oder ein möglicher Verbündeter 
genannt, sondern die Beistandsverpflichtung gilt 
automatisch auch gegen die im Zweiten Welt- 


I krieg mit Deutschland verbündet' gewesenen - 
‚Staaten. 
0. Artikel 3 des Vertrages hat folgenden Wort- 
Kr laut: ; 
PAARE “In the event one of the high contracting parties 


should, as a result of aggression, be involved in war 

activities against Germany, or against a state which 

was allied with Germany in the past war or against 

‚any other state which would ally itself directly or in 
_ any form with Germany or with her ally in such 
.  aggression, the other high contracting party will 
immediately give the other military and other aid and 
support by all means at its disposal.” (Quelle: United 
States Department of State, Documents and State 
0, Papers, Vol.I, No.4, July 1948, S. 238.) 
Der Vertrag zwishen Jugoslawien und 
der Tschechoslowakei vom 9.Mai 1946 
‚ Tichtet sich ausschließlich gegen Deutschland und 
etwaige neue Verbündete (Artikel 2 und 3, vgl. 
'  Europa-Archiv, Oktober 1947, 'S. 937). 
Der Vertrag zwischen Jugoslawien und 
Albanien vom 9.Juli 1946 geht erstmalig 
_ über den Rahmen der bisher behandelten Verträge 
hinaus, indem er den Angreifer als „jede andere 

3; Macht” definiert. 
v ‚Artikel 3 des Vertrages hat folgenden Wort- 

Erf Jaut: 
"In case one of the two High Contracting Parties 
is attacked by any other power threatening the loss of 
its independence, the enslavement of its people or the 
wresting from it of a part of its territory, the other of 
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norwegische Regierung am 29. Januar 1949 um 


vertrag vom 26. F ri n 
wjetunionundPersiend : 
griff des Angreifers genau umrissen wuı vi 


> 
r 


Artikel 5 und 6 sowie den diesbezüglichen Brief- 
wechsel zwischen der Sowjetunion und Persien, 
Europa-Archiv, Oktober 1948, S, 1598—1599), ist 
in dem heutigen Vertragssystem der Sowjetunion 
die Begriffsbestimmung des Angreifers nicht mehr 
so scharf abgegrenzt, so daß die Eingriffsmöglich- 
keit letzten Endes weiterhin offengehalten wird. 
Das Abweichen von der damaligen genauen tat- 
bestandsmäßigen Umgrenzung zu der heutigen 
Freihaltung aller Möglichkeiten wird hierbei deut- 
lich sichtbar. f : 


x 


Die Verträge der osteuropäischen Staaten untereinander 


the two parties will give at once military aid and any 
other assistance at its disposal.” (Quelle: United 
States Department of State, Documents and State 
Papers, Vol.I, No.4, July 1948, S. 240.) 

_ Der Bündnisvertrag zwischen der Tschecho- 
slowakeiundPolen vom 10. März 1947 rich- 
tet sich dagegen genau wie der jugoslawisch- 
tschechische und der jugoslawisch-polnische Ver- 
trag ausschließlich gegen Deutschland und etwaige 
neue Verbündete Deutschlands. Er folgt damit 
noch dem alten Muster der Verträge. } 


Artikel3 des Vertrages hat folgenden Wortlaut: 

"Should either of the High Contracting Parties be- 
come involved in hostilities with Germany, either in 
consequence of her renewed policy of aggression, or 
with any other State joining Germany in such a poliey, 
the other High Contracting Party will at once give 
the High Contracting Party so involved in hostilities 
all the military and other assistance in its power." 
(Quelle: United States Department of State, Documents 
and State Papers, Vol.I, No, 4, July 1948, S. 241.) 

Das Bestreben Jugoslawiens, sich eine weit- 
gehendere Sicherung zu verschaffen, bestätigt der 
am 27. November 1947 zwischen Ju gosla- 
wienundBulgarien abgeschlossene Vertrag, 
der sich nach dem Muster des jJugoslawisch-alba- 
nischen Vertrags gegen „jede dritte Macht“ richtet. 

Artikel 3 des Vertrages hat folgenden Wort- 
laut: 

«Au cas oü un Etat tiers quelconque viendrait & 
attaquer l'une des Hautes Parties Contractantes en 
vue de menacer son independance, de l'asservir ou 
de S'annexer une partie de son territoire, l’autre Partie 
Contractante accordera sans delai au pays attaqu& une 
aide militaire et autre, avec tous les moyens a sa 
disposition.» (Quelle: Agence France Presse, Infor- 


mation et Documentation, No, 169 vom 10. Januar 
1948, S. 32.) ; 
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dritten Staat als end Angreifer. 


Artikel 3 des Vertrages hat folgenden Wort- 
laut: 
In case Germany or any third state should attack 
one of the High Contracting Parties with the aim of 
threatening its independence, enslaving it or taking 
its territories, the other High Contracting Party shall 
 lend to it without delay military and every other 
assistance by all means at its disposal.” (Quelle: 
United States Department of State, Documents and 
State Papers, Vol.I, No. 4, July 1948, 5.243.) 


‚Dem gleichen Muster folgt der Vertrag zwischen 


E ‚Bulgarien und Albanien vom N Dezem- 


‘ber 1947. 


= 
5 
Artikel 3 des Vertrages hat folgenden Wort- 
h laut: 
"In the event that Germany or any third power shall 
attack ‘one of the High Contracting Parties threaten- 
ing its independence, or to enslave it or sever part of 
its territory, the other High Contracting Party shall 
‚afford immediately to the attacked Party military and 
‚every other assistance with all means at its disposal." 
(Quelle: United States Department of State, Documents 
and State Papers, Vol.I, No.4, July 1948, S. 244.) 


Auch der Vertrag zwischen Jugoslawien 


! neben der Bedrohung durch Deutschland von dem 
möglichen Angriff eines dritten Staates oder meh- 
erer Staaten. 
| Artikel 3 des Vertrages hat folgenden Wort- 
laut: 
- "Should one of the .High Contracting Parties be 
_ drawn into hostilities with Germany, as the result of 
a revival of the latter’s aggressive policy, or should it 
; be attacked by a third state or several states with the 
aim of threatening its independence, enslaving it or 
taking away its territory, the other High Contracting 
Party will without delay lend it military and every 
, other ass tance by all available means.” (Quelle: 


a 


United States Department of State, Documents and 


State Papers, Vol.I, No.4, July 1948, S. 245.) 


Der Vertrag zwischen Bulgar ien und Ru- 
_ mänien vom 16. Januar 1948 spricht im glei- 
_  &hen Sinne von Deutschland oder einem dritten 
Staat als dem möglichen Angreifer. Eine ausdrück- 
"liche Erwähnung einer „Staatengruppe” ist in 
_ ihm jedoch nicht enthalten. 
Artikel 3 des ee hat folgenden Wort- 
laut: 
"Should Germany or a third state commit an act of 
aggression against one of the high contracting parties 
with the purpose of endangering its national inde- 


pendence, of enslaving it or of depriving it of part of 
its territory, the other high contracting party will 


ji ee! 20. März 1949. 


or help of any other nature, with all the means at its 


'undRumänien vom 19. Dezember 1947 spricht. 


ithout Beten Sa Ik the Sttalked E er aid 


disposal.” (Quelle: United States Department of State, ie 
Document and State Papers, Vol.I, No.4, July 1948, 3“ 
S. 246.) 


Der Vertrag zwischen RumänienundUn- 
garn vom 24. Januar 1948 ist dem Sinne nah 
mit dem vorher zitierten Vertrag identisch. jean 

Artikel 3 des Vertrages hat folgenden Wort- er 
laut: Pi: 

“In the event that Germany or a third State sha i 
commit an aggression against one of the High Con- 
tracting Parties, with a view to threatening its inde- 
pendence, subjugating it or to infringing its territoria 1 
integrity, the other High Contracting Party shall w: 
out delay give to the attacked High Contracting Party 
military assistance or assistance of any other natu 
by all the means at its disposal.” (Quelle: Unit 
States Department of State, Documents and Sta 
Papers, Vol.], no 4, 1948, S. 247.) N 


‚land oder eine unmittelbar oder mittelbar mit 


Deutschland verbündete Macht. 
Artikel 2 lautet: a 
«Les Hautes Parties Contractantes s’engagent 


et de n'importe quel autre Etat qui se kotndralt a a € 
directement ou de quelque autre facon.: | 


buer pleinement ä ce que ce but devienne r6alite. 

En mettant la pr&esente convention ä execution, les 
Hautes Parties Contractantes tiendront compte N A Pat 
leurs obligations envers l’organisation des Nations 
Unies et agiront conform&ment aux principes aefinis ER 
dans la Charte de cette Organisation.» . 


Artikel 3 des Vertrages hat folgenden Wort- en 


laut: ug 

«Si l’une des Hautes Parties Contractantes &tait im- 
pliqu&e dans des hostilites avec l’Allemagne qui ten- 
terait, dans l’avenir, de reprendre sa politique dag- 
gression, ou avec quelque autre Etat qui se joindrait A 
directement ou de n’importe quelle autre facon a 
l’Allemagne dans une politique d’aggression, l’autre 
Haute Partie Contractante lui pr&terait sans delai aid 
militaire et autre assistance par tous les moyensäsa 
disposition.» (Quelle: La Documentation Frangaise, 5 
Notes Documentaires et Etudes, No.1.001 [Textes Di- 
plomatiques — LX] vom 8. Oktober 1948, 5.3.) ! 


Ähnlich abgefaßt sind der Vertrag zwischen 
Polenund Bulgarien vom 29.Mai 1948, der 
Vertrag zwischen Polen und Ungarn vom 
18. Juni 1948, der Vertrag zwischenBulgarien 
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und Ungarn vom 16. Juli 1948 und der Vertrag 
zwischen Rumänien und der Tschecho- 
slowakei vom 21. Juli 1948. Von diesen Ver- 
trägen nimmt das bulgarisch-ungarische Abkom- 
men in dem Artikel, der den Angreifer und die 
Beistandsverpflichtung abgrenzt, Bezug auf die 
Prinzipien der Vereinten Nätionen. 

Artikel 1 und 2 des polnisch-bulgarischen Ver- 
trages haben folgenden Wortlaut: 

Artikel 1: 

«Les Hautes Parties Contractantes s’engagent ä ap- 
pliquer toutes les mesures possibles pour parer ä une 
nouvelle aggression de la part de l’Allemaone ou d’un 
autre Etat quelconque qui se joindrait ä l’Allemagne 
directement ou sous n’importe quelle autre forme. 

Les Hautes Parties Contractantes participeront, dans 
P’esprit de collaboration la plus sincere, ä toutes les 
actions internationales tendant A la conservation de 


la paix et de la s&curit& mondiale et contribueront ä& 


la realisation de ces hautes täches.» 


Artikel 2: 

«Dans le cas oü l’une des Hautes Parties Contrac- 
tantes viendrait ä &tre l’objet d’une aggression de la 
‚part de l’Allemagne ou d’un autre pays quelconque 
qui se rallierait ä l’Allemagne directement ou sous 
n'importe quelle autre forme, l’autre Partie Contrac- 
tante lui accordera incessamment une aide militaire 
ou autre par tous les moyens dont elle dispose.» 
(Quelle: wie vor, S. 4—5.) 

Artikel 1 und 2 des polnisch-ungarischen Ver- 
trages haben folgenden Wortlaut: 

Artikel 1: 

«Les Hautes Parties Contractantes participeront dans 
la plus large mesure ä& toutes les actions internatio- 


nales, visant au maintien de la paix et de la securite 
internationale et elles contribueront & realiser ces 


' glorieuses täches. 


Les Hautes Parties Contractantes s’engagent & 
prendre en commun toutes les mesures, se trouvant 
en leur pouvoir, afin d’eloigner le danger d’une nou- 


velle aggression de la part del’Allemagne oud’unautre _ 


Etat quelconque, qui s’allierait avec elle directement 
ou indirectement.» k 


Artikel 2: 

«Si l’une des Hautes Parties Contractantes 6tant 
entrainee dans une guerre contre les Allemands, 
essayant de renouveler leur politique d’aggression ou 
contre un autre Etat quelconque qui s’allierait aux 
Allemands dans leur politique d’aggression, l’autre 
Haute Partie Contractante lui accordera une aide mili- 
taire immediate et toute autre aide, par tous les 
moyens ä sa disposition.» (Quelle: wie vor, S. 56.) 

Artikel 2 und 3 des bulgarisch-ungarischen Ver- 
trages haben folgenden Wortlaut: | 

Artikel 2: 

«Les Hautes Parties Contractantes siengagent ä& 
prendre en commun toutes les mesures en leur pouvoir 


en vue d’Ecarter toute menace d’une aggression de la 
part de l’Allemagne ou d’un autre pays quelconque 
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qui se joindrait ä elle directement ou sous une autre 
forme. 
Les Hautes Parties Contractantes declarent avoir 
lintention de participer, dans l'esprit de la collabora- 
tion la plus sincere, ä tous les actes internationaux 
tendant a sauvegarder la paix et la securite et appor- 
teront leur contribution sans reserve A la realisation 
de ces hautes täches.» 


Artikel 3: 

«Au cas öu l'une des Hautes Parties Contractantes 
serait engagee dans des op£@rations militaires contre 
l’Allemagne, laquelle tenterait de renouveler sa politi- 
que d’aggression, ou contre n’importe quel autre pays 
qui s’associerait directement ou sous n’'importe quelle 
forme ä l’Allemagne dans la politique d’aggression, 
/’autre Partie Contractante lui pr&tera incessamment 
une aide militaire ou autre, et par tous les moyens dis- 
ponibles. 

Le pr6sent traite sera appliqu& conform&ment aux 
principes des statuts de l’Organisation des Nations 
Unies.» (Quelle: wie vor, S.7.) 


Artikel 1 und 2 des rumänisch-tschechoslowa- 
kischen Vertrages haben folgenden Wortlaut: 


Artikel 1: 


«Les Hautes Parties Contractantes s’engagent a 
prendre en commun toutes les mesures necessaires 
pour rendre impossible ä l’avenir et pour empecher 
toute aggression de la part de l’Allemagne ou de tout 
autre pays qui s’associerait ä& l’Allemagne directement 
ou de toute autre maniere, Les Hautes Parties Con- 
tractantes soulignent leur r&solution de prendre part 
a toutes les actions internationales qui conduiraient 
au maintien de la paix et de la s&curit& internationale 
et & faire tout ce qui serait en leur pouvoir pour con- 
tribuer a la realisation de ce noble but.» 


Artikel 2: 


«Si ’une des Hautes Parties Contractantes est im- 
pliqu&e dans des hostilites avec l’Allemagne qui 
tenterait de reprendre sa politique d’aggression, ou 
avec tout autre pays qui pourrait s’associer ä l’Alle- 
magne dans sa politique d’aggression directement ou de 
quelque maniere, l’autre Partie Contractante lui 
pr&tera immediatement assistance militaire et autre 
par tous les moyens ä& sa disposition.» (Quelle: wie 
vor, S.8.) 


Der Text des am 26. Januar 1949 in Bukarest 
abgeschlossenen Freundschaftsvertrages zwischen 
Rumänien und Polen lag bei Redaktions- 
schluß noch nicht vor. 


Das Bündnissystem der im Einflußbereich der 
Sowjetunion liegenden osteuropäischen Staaten 
ist nahezu vollendet. Jugoslawien und Bulgarien 
verfügen über Verträge mit allen anderen ost- 
europäischen Partnern. Bei Rumänien, Ungarn 


und Polen fehlen lediglich Vertragsabschlüsse 
mit Albanien. Auch die Tschechoslowakei hat 


noch keinen Vertrag mit Albanien abgeschlos- 
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Definition des Angreifers und Beistandsverpflichtungen 


_ sen. Wesentlich bedeutsamer ist hier jedoch, daß 
trotz wiederholter Verhandlungen zwischen der 
Tschechoslowakei und Ungarn ein Beistandspakt 
bisher nicht zum Abschluß gekommen ist. 


Verträge mit Finnland sind mit Ausnahme des 
sowjetisch-finnischen Vertrages von keinem der 
anderen osteuropäischen Staaten abgeschlossen 
worden. 


\ 
2y 


Andere internationale Sicherheitsabkommen der Nachkriegszeit 


Vergleichsweise dürfte von Interesse sein, in 
welcher Form der Begriff des möglichen Angrei- 
fers in anderen internationalen Verträgen fest- 
gelegt ist. 

Das Bündnissystem Großbritanniens mit den 
arabischen Staaten weist heute verschiedene 
Lücken auf. In der am 22. März 1945 in Kairo ge- 
gründeten Arabischen Liga sind Ägypten, Saudi- 
Arabien, Libanon, Syrien, Irak, Transjordanien 
und Jemen vertreten. Der Pakt der Liga enthält 
weder eine Beistandsverpflichtung noch eine De- 
finition des Angreifers. Der im Oktober 1946 ent- 
worfene neue Vertrag zwischen Großbritan- 
nienund Ägypten sah in Artikel 2 und 3 für 
den Fall, daß Agypten Gegenstand einer bewaff- 

 neten Aggression werden sollte, oder in dem Fall, 
daß das Vereinigte Königreich infolge einer be- 
waffneten Aggression gegen die an Ägypten an- 
grenzenden Länder in einen. Krieg verwickelt 
"werden sollte, gegenseitige Hilfe vor (vgl. Europa- 
Archiv, Februar-März 1947, S. 425); der Vertrag 
ist jedoch nicht in Kraft getreten. Es gilt daher 
noch der am 26. August 1936 für die Dauer von 
zwanzig Jahren unterzeichnete Vertrag, der in 
Artikel 7 für den Fall, daß eine der hohen ver- 
tragschließenden Parteien in einen Krieg ver- 
wickelt wird, vorsieht, daß ihr die andere hohe 
vertragschließende Partei unverzüglich als Bun- 
desgenosse zu Hilfe kommt (vgl. Europa-Archiv, 
Februar-März 1947, S. 423). Dieser Vertrag wird 
von der ägyptischen Regierung bereits jetzt in der 
Praxis nicht mehr anerkannt. 

Der Vertrag zwischen Großbritannien 
und Irak vom 15: Januar 1948 sieht in Artikel 3 
gegenseitige Hilfe für den Fall vor, daß einer der 
Vertragspartner in einen Krieg verwickelt wird. 
(Quelle: Agence France Presse, Information et 
Documentation, No. 71 vom 24. Januar 1948.) Die 
ser Vertrag ist jedoch nie in Kraft getreten, da er 
von der irakischen Öffentlichkeit, vom Parlament 
und von den bisherigen Regierungen abgelehnt 
wurde. Wie im Falle Ägyptens gilt an seiner Stelle 
der alte Bündnisvertrag vom 30. Juni 1930, der 
fünfundzwanzig Jahre läuft. (Quelle: Garantie- 
pakte, Bündnisse über politische Zusammenarbeit, 
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Nichtangriffs- und Neutralitätsverträge der Nach- 


kriegszeit. Bearbeitet von Georg von Gretshani- 


now. Berlin, CarlHeymanns Verlag; 1936. S. 293 ff.) 

Der am 15. März,1948 in Amman unterzeichnete 
Vertrag zwischen Großbritannien und 
Transjordanien sieht vor, daß im Falle 
eines Krieges oder des Drohens eines solchen jede 
der vertragschließenden Parteien aufgefordert 
wird, in das Gebiet des Vertragspartners die not- 
wendigen Streitkräftezu bringen. (Quelle: Oriente 
Moderno, Anno XXVIII. Nr. 4-6, Aprile-Giugno 
1948, S. 75-77.) re 

Seit dem Erlöschen des Bündnisvertrages zwi- 
schen Großbritannien, 
union und Iran vom 29. Januar 1942 ist kein 
neuer Vertrag von europäischer Seite mit Iran 
geschlossen worden. Zwischen den Vere inig- 
ten Staaten und Iran wurde am 6. Oktober 
1947 ein Vertrag über die Tätigkeit einer ameri- 
kanischen Militärmission bei der iranischen Armee. 
abgeschlossen. Die von sowjetischer Seite aufge- 
stellten Behauptungen, es handele sich hierbei um 
einen Militärpakt, wurden Ende Dezember 1947 
vom iranischen Kriegsministerium in einem Kom- 
muniqu& dementiert. (Vgl. Europa-Archiv, Okto- 
ber 1948, S. 1596.) 

Der Vertrag von Dünkirchen zwischen Gro ß- 
britannienundFrankreich vom 4. März 
1947 ist ausschließlich gegen einen möglichen An- 
griff Deutschlands gerichtet (ArtikellII, vgl. Europa- 
Archiv, Juni 1947, S. 638). 

Der Brüsseler Fünfmächtevertrag 
vom 17.März 1948 sieht die gegenseitige militä- 
rische Unterstützung für den Fall vor, „daß eine 
der Parteien das Ziel eines bewaffneten Angriffes 
in Europa wird“. In der Präambel wird jedoch ein 
„möglicher deutscher Angriff“ ausdrücklich er- 
wähnt. Aus Erklärungen, die von den vertrag- 
schließenden Mächten zu diesem Pakt abgegeben 
wurden, geht hervor, daß nicht nur ein möglicher 
Angriff gegen das Staatsgebiet eines der Ver- 
tragsländer gemeint ist, sondern daß die in euro- 
päischen Ländern stehenden Besatzungstruppen 
der fünf Paktmächte ebenfalls einbegriffen sind 
(Artikel 4, vgl. Europa-Archiv, April 1948, S. 1263, 
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der sowjet- 


Bl 


Ei 


und die Beiträge im Are v 1949, S. 1755 er 
i al treaties on oe ne “ (Quell 


‚bis 1767, und 2/1949, S. 1810 bis 1822). 
ar Vergleichszwecken sei hier ferner die Akte 
vonChapultepec genannt, die am 3. März 


1945 in Mexiko unterzeichnet wurde. Dieses inter- 


„amerikanische Beistandsabkommen richtet sich 


eye 
5 


gegen „jeden Angriff eines jeden Staates gegen 
einen amerikanischen Staat“ 
Quellen: Toward the Peace, Documents, Depart- 


(Teil I, Absatz 3. 


. ment of State Publication 2298, Washington 1945, 


S.37—38; Die Friedenswarte XLV, 1945, Nr. 3, 
8.187). j 


Das Interamerikanische Beistands- 


abkommen vonPetropolis vom 30. August 
18 1947 richtet sich gegen „den bewaffneten Angriff 


'irgendeines Staates gegen einen amerikanischen 


. Staat” (Artikel 3, var Europa-Archiv, Januar 1948, 
Betliı): | 

; Die Deklarationüberdie Merleidi- 
‘gung.der Demokratie der neunten 
interamerikanischen Konferenzin 
"Bogotä vom 30. April 1948 verlangt Sicherung 
nicht nur gegen Angriffe von außen, sondern auch 
> gegen jeden Umsturzversuch von innen. Hier zei- 


gen sich bereits deutlich die Folgerungen, die 


man in den amerikanischen Staaten aus den Er- 
. eignissen in der Tschechoslowakei gezogen hat 


(Quelle: New York Times vom 1. Mai 1948). 
Die Charta der Organisation der 


amerikanischenStaaten,die am 1. Mai 


Ä ‚1948 in Bogotä angenommen wurde, enthält von 


$ ‚allen in diesem Beitrag aufgeführten Verträgen 


die umfassendste Sicherung gegen jedweden Kan 
‚griff von innen oder außen. 


e “ Kapitel V der Charta, das die Artikel 24 und 25 


umfaßt, hat folgenden Wortlaut: 


“Chapter V 
Collective Security 


Article 24 
. Every act of aggression on the part of a State against 


the territorial integrity or inviolability or against the 
 sovereignty or political independence of an American 


State shall be considered an act of aggression against 
the other American States. 


Article 25 
If the territorial inviolability or integrity or the 
Sovereignty or political independence of any American 
State is affected by an armed attack or by an act of 


‚aggression that is not an armed attack, or by an extra- . 


continental conflict, or by a conflict between two or 
more American states, or by any other fact or situa- 
tion that might endanger the peace of America, the 
American States, in furtherance of the principles of 
continental solidarity or collective self-defense, shall 
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Times vom 3. Mai 1948.) 


Die in den letzten Monaten geführten Verhand- 
lungen zwischen Schweden, Norwegen und Däne- 
m.rk über die Frage des Abschlusses eines regio- 
nalen Verteidigungspaktes müssen nach dem Kom- 
muniqu& der Osloer Konferenz vom 30. Januar 
1949 als vorläufig gescheitert angesehen werden. 

Am 18. März 1949 wurde der Wortlaut des 
Atlantikpaktes! veröffentlicht, der voraus- 
sichtlich Anfang April von den Vereinigten Staa- 
ten, Kanada und den Mächten des Brüsseler Pak- 
tes sowie Norwegen unterzeichnet werden wird. 
Welche weiteren von den zur Unterzeichnung ein- 
geladenen westeuropäischen Mächten (Italien, 


Portugal, Dänemark, Island) sich dem Vertrag an- 


schließen werden, muß abgewartet werden. 

Der Atlantikpakt, der als ein regionales Ab- 
kommen im Sinne des Artikels 52 der Satzung der 
Vereinten Nationen aufzufassen ist, führt die zen- 
trale Verpflichtung zur Unterstützung eines ange- 
griffenen Mitgliedes des Bündnisses auf das Recht 
der Selbstverteidigung gemäß Artikel 51 der Sat- 
zung der Vereinten Nationen zurück. Die Ver- 
antwortung des Sicherheitsrates, seine Rechte und 
sämtliche Verpflichtungen der Unterzeichner aus 
der Mitgliedschaft bei den Vereinten Nationen 
werden ausdrücklich und wiederholt vorbehalten. 

Artikel 3 des Atlantikpaktes verpflichtet die 
Teilnehmer, sich bei der Steigerung ihrer militäri- 
schen Abwehrkräfte gegenseitig zu helfen. Ar- 
tikel 4 trifft Vereinbarungen für gegenseitige 
Konsultationen im Falle einer Bedrohung, die un- 
zweifelhaft auch bei der Gefährdung eines der 
Mitglieder stattfinden sollen. Artikel 5 legt fest, 
daß ein bewaffneter Angriff auf einen oder meh- 
rere Unterzeichner als Angriff gegen alle Pakt- 
staaten betrachtet werden soll. Der Artikel sieht 
ferner unverzüglichen gegenseitigen Beistand vor. 


Über die Pazifikkonferenz, die am 1. Februar 


1949 in Auckland (Neuseeland) begann und sich 
auch mit dem Problem der Sicherheit befassen 
wird, liegen noch keine Einzelheiten vor. Es muß 
daher dahingestellt bleiben, ob auf dieser Konfe- 
renz die Wünsche des neuseeländischen Minister- 
präsidenten, einen „Pazifikpakt“ als Parallele zum 
Atlantikpakt zu schaffen, verwirklicht werden. 
HA. Volle 
a ES 
1) Den vollen Wortlaut des Atlantikpaktes veröffent- 


licht das Europa-Archiv in englischer und deutscher 
Sprache in der zweiten April- Folge. 
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BE: .; Entschließungen des zweiten Jahreskongreses —— 
Europäischen Union der Föderalisten (UEF) inRom 


i \ 
ne I 
Das gesamte heutige Geschehen liefert den Be- 
weis dafür, daß es unmöglich ist, die Grundwerte 
der europäischen Zivilisation, wie Freiheit und 
- Gerechtigkeit, zu retten, sofern sich unsere west- 
lichen Demokratien nicht in einer Föderation zu- 
sammenschließen. Die geistige, wirtschaftliche 
und politische Anarchie einerseits sowie das Feh- 
2 len eines allen Völkern gemeinsamen großen 
konstruktiven Ziels andererseits machen es be- 


reits heute wieder möglich, daß totalitäre Ver- 


suchungen unter uns wieder aufleben. 


Im Laufe des Jahres 1948 wurden mehrere Ver- 


suche unternommen, die Lage zu retten. Da jedoch 
das Problem einer teilweisen Übertragung natio- 
naler Hoheitsrechte auf föderalistische Organe 
nicht in Angriff genommen wurde, führten diese 
Versuche letztlich zu folgender Lage: 
er a) Das ERP, ein notwendiger Grundstein zur 


Hilfe, aber keine Lösung. 


b) Die bereits abgeschlossenen oder vor dem 


Abschluß stehenden Zollunionen genügen nicht, 
die wirtschaftliche Einigung, und noch weniger, 
die politische Föderation Europas zu schaffen. 

s c) Solange es an einem föderalistischen Aufbau 
Europas fehlt, erweckt die Wiederherstellung der 
Staatsgewalt in Deutschland, obgleich sie wirk- 
lich erforderlich ist, begreifliche Befürchtungen in 
den übrigen Ländern des Kontinents. 

d) Angesichts der beängstigenden Lage in Eu- 
ropa haben mehrere Regierungen zu militärisch 
oder wirtschaftlich bedingten und begrenzten 
Bündnissen Zuflucht genommen. Diese Notmaß- 
nahmen, die heute erforderlich sind, werden ohne 
praktischen Wert sein oder können sogar gefähr- 
lich werden, wenn die Verpflichtungen, die sie mit 
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Wesentliche Punkte der Entschließungen des zweiten Jahreskongresses der Euro- Ri 
päischen Union der Föderalisten (UEF) in Rom vom 7. bis 10. November 1948 sind in. 
den letzten Wochen der Verwirklichung nahegerückt. Die unmittelbare Bedeutung dieser So 

2 Entschließungen, deren wichtigste-wir nachstehend im vollen Wortlaut bringen, läßt sih 
BE a daher heute bereits wesentlich besser ermessen als noch vor einigen Monaten. ANGER ZU 

In der nächsten Folge werden wir in einem ausführlichen Beitrag über das Projekt der. ‘/}\ 

di Europäischen Versammlung und über die Tätigkeit der Europäischen Bewegung bis zum 

| März 1949 berichten. In der Dokumentation der 7. Folge werden wir die Schlußfolgerungen 

und Empfehlungen des Brüsseler Kongresses der Europäischen Bewegung vom Februar 1949 

im vollen Wortlaut veröffentlichen. . Co 


' Entschließungen über die Politik 


europäischen Wiedergeburt, war bisher eine 


Europäischen Föderation besondere Klauseln vor- 


\ ER 


sich bringen, nicht in ein föderalistisch gegliedeı 
tes Europa eingefügt und durch eine föderalisti- 
sche Gewalt kontrolliert werden. N 1 
SRH | N 
Dagegen kann allein eine Europäische Föd 
tion die besten Aussichten für Wohlergehen, F 
heit und Sicherheit bieten und bei der derzeitig 
Lage zugleich das Risiko eines Krieges mindeı 
aus dem die gesamte Menschheit besiegt herv 
gehen würde. SL 5 
Nur ein föderatives Europa wird in der Lage 
sein, den anderen Weltmächten gegenüber eine 
Politik der Unabhängigkeit zu verfolgen. Es allein 
kann in der Verweigerung jeder Hilfe und jeder 
Teilnahme an einem Angriffskrieg die zur Auf- 
rechterhaltung des Friedens notwendige Dritte 
Kraft darstellen. Be, 


T- 


III 


Von grundlegender Bedeutung ist die Teil 
nahme Großbritanniens an der Verwirklichun 
der Europäischen Föderation. N: 

Die europäischen Föderalisten — sowohl die 
englischen wie die des Kontinents — sind der 
festen Überzeugung, daß die gegenwärtige Zu 
rückhaltung gewisser britischer Kreise überwun- 


'den werden wird. Die Bindungen zwishen Eng- 


land und anderen souveränen Staaten des Com- 
monwealth machen es erforderlich, daß in der 


gesehen werden, damit England nicht vor eine 
Wahl gestellt wird, die dem Commonwealth und 
Europa selbst verhängnisvoll werden könnte, Die.jeH 
Verpflichtungen gegenüber dem Commonwealth 
sind mit der Teilnahme Großbritanniens an der ; 
Europäischen Föderation durchaus in Einklang zu 


D 


bringen. ET 
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DOKUMENTATION 


Um dieses Mißtrauen zu überwinden und zu er- 
reichen, daß die britische öffentliche Meinung sich 
dem Ideal der Europäischen Föderation anschlie- 
ßen kann, beauftragt der II. Kongreß der UEF 
seinen neuen Hauptausschuß mit der Bildung 
einer Kommission, die ausdrücklich die Probleme 
in den Beziehungen zwischen England, dem Com- 
monwealth und Europa im Hinblick auf den briti- 
schen Anschluß an die Europäische Föderation 
untersuchen soll. 


Si IV 

Schließlich gibt die UEF noch einmal die Ver- 
sicherung ab, daß sie mit ihrer Forderung auf un- 
verzügliche Bildung einer Europäischen Födera- 
tion derjenigen Länder, die sich bereits heute 
anschließen können, keineswegs auf den Beitritt 
der übrigen Länder, die geographisch und histo- 
risch zu Europa gehören, verzichten will, sobald 
diese sich frei entscheiden können. 


‚ Entschließung über die Europäische Versammlung 


DER KONGRESS 


ERINNERT an die im Haag getroffenen Entschlie- 
ßungen über die dringende Einberufung einer 
Europäischen Versammlung, \ 


NIMMT KENNTNIS von. den Entschließungen, 
die der Kongreß der Europäischen Parlamen- 
tarischen Union angenommen hat, 


STELLT FEST, daß auf Grund der Aufnahme die- 
ser Entschließungen in das Memorandum des 
Internationalen Ausschusses der europäischen 
Bewegungen die englische, belgische, französi- 
sche, luxemburgische und niederländische Re- 
gierung den Entschluß gefaßt haben, eine Stu- 
dienkommission zu bilden, die die geeigneten 
Maßnahmen zur Schaffung der Einheit Europas 
prüfen und Vorschläge unterbreiten soll, 


BEGRUSST- die Empfehlungen der Studienkom- 
‘mission der fünf Regierungen, der bald weitere 
Regierungen beitraten, die dahin gehen, einer- 
seits eine Europäische Versammlung einzube- 
rufen und andererseits einen Europäischen Rat 
zu konstituieren, 


WEIST DARAUF HIN, daß diese Tatsachen den 
Beweis dafür liefern, wie sehr der Gedanke 
‚einer Europäischen Versammlung nicht nur ein 
Propagandathema ist, sondern bereits in das 
Stadium der sofort möglichen Verwirklichung 
eingetreten ist, 


WEIST FERNER DARAUF HIN, daß sich die 
Situation in Europa seit sechs Monaten soweit 
zugespitzt hat, daß jede Verzögerung bei dem 
Aufbau der europäischen Institutionen ange- 
sichts der drohendenKonflikte als Verrat gegen- 
über den Völkern Europas und der jungen 
Generation erscheinen würde, 


BEGLÜCKWUNSCHT SICH zu der in Angriff ge- 
nommenen Aktion und den bei den fünf Re- 
gierungen bereits erzielten Ergebnissen in dem 
aufrichtigen Wunsche, daß die übrigen euro- 
päischen Regierungen eingeladen werden 
mögen, ihre Anstrengungen den bereits unter- 
nommenen Bemühungen hinzuzufügen, 

VERKÜUNDIGT FEIERLICH, daß es notwendig 
ist, unverzüglich eine repräsentative Europä- 
ische Versammlung einzuberufen, die den legi- 
timen Charakter eines internationalen Organs 
hat, in der nicht mehr die Staaten, sondern die 
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Völker vertreten sind, in der die Beschlüsse 
nach dem Mehrheitsprinzip gefaßt werden, 
ohne daß Einstimmigkeit erforderlich ist, und 
in der das deutsche Volk wie die übrigen VÖöl- 
ker vertreten ist, 


ERKLÄRT, daß die Mitglieder von den Parlamen- 
ten aus den Kreisen der Parlamentsmitglieder 
oder außerhalb stehender Personen je nach den 
Traditionen und Einrichtungen eines jeden 
Landes benannt werden sollen, damit diese 
Versammlung die lebendigen und wirklichen 
Kräfte jeder Nation repräsentieren kann, 


EMPFIEHLT, daß die Mitglieder entsprechend der 
Bevölkerungszahl jedes Landes ernannt wer- 
den, vorbehaltlich besonderer Vorkehrungen, 
durch die eine erdrückende Mehrheit der zah- 
lenmäßig starken Staaten gemildert werden soll, 


ERWARTET von dieser Versammlung, daß sie die 
föderative Verfassung Europas vorbereitet, 
Maßnahmen vorschlägt, die geeignet sind, be- 
reits heute die Grundlagen zu einer föderalisti- 
schen Einheit zu legen, i 


SCHLÄGT VOR, daß sich die Versammlung teils 
aus Parlamentariern zusammensetzt, die von 
Parlamentariern gewählt werden, und teils aus 
Vertretern der großen sozialen Körperschaften, 
die durch ihre Organisationen benannt und 
offiziell durch die Parlamente in Vorschlag ge- 
bracht werden, 


FORDERT nachdrücklich die Regierungen und 
Parlamente auf, noch vor dem 31. März 1949 
die Einberufung dieser Versammlung zu ver- 
anlassen, 

ERKLÄRT, im Falle, daß diese Versammlung nicht 
bis zu diesem Zeitpunkt einberufen sein sollte, 
würden die europäischen Bewegungen ihre 
leitenden Organe in außerordentlicher Sitzung 
einberufen, um alle notwendigen Schritte zur 
Einberufung der Versammlung innerhalb von 
drei Monaten zu unternehmen. Sollten die Re- 
gierungen der Ansicht sein, für die Ausarbei- 
tung und den Abschluß politischer, wirtschaft- 
licher, militärischer und sozialer Verträge, die 
auf die Einheit Europas abzielen, einen Europä- 
ischen Rat bilden zu müssen, so wünscht der 
Kongreß, daß die Regierungen die Mitglieder 
dieses Rates aus den Mitgliedern der Europä- 
ischen Versammlung auswählen mögen. 
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Entschließung über die Wirtschaft 


Alle wirtschaftlichen, politischen und sozialen 
Fragen müssen gleichmäßig ausgerichtet werden 
und sich gegenseitig ergänzen. 

Hauptziel der Wirtschaft ist die möglichst bal- 
dige Schaffung eines europäischen Wirtschafts- 
gebietes mit mindestens 200 bis 300 Millionen 
Einwohnern, innerhalb dessen der Personen-, 
Waren- und Kapitalverkehr frei sein soll. 

DER KONGRESS 


ERKLÄRT, daß eine Europäische Föderation nicht 
nur den Wohlstand ihrer Mitglieder, sondern 
auch den Wohlstand der überseeischen Länder 
vermehren wird, die mit diesen politisch ver- 
bunden sind, 

IST DER ANSICHT, daß die Europäische Födera- 
tion bei ihrer Politik der Verminderung und 
schließlichen Abschaffung der Zollgrenzen in- 


nerhalb Europas die Wirtschaftsbindungen, die - 


gegenwärtig die Staaten Europas mit den ihnen 
verbündeten überseeischen Ländern vereinen, 
aufrechterhalten und nach und nach einander 
anpassen soll, 


u 


RE h Entschließungen des zweiten Jahreskongresses der Europäischen Union der Föderalisten 


= 


# 


VERLANGT in Anbetracht dessen, daß die gegen- 


wärtigen Ereignisse praktische Maßnahmen er- 
fordern und auch möglich machen, ohne Auf- 
schub als erste europäische Einrichtung ein ein- 
heitliches Geld zu schaffen, das nach Ansicht 
vieler auf Goldbasis beruhen soll, das unge- 
hindert in den teilnehmenden Ländern und 


zwischen diesen umläuft und von einer europä- 


ischen Bank ausgegeben wird, die. allen Ein- 
flüssen einzelner Regierungen entzogen ist; 
— als zweite europäische wirtschaftliche Ein- 
richtung nach unverzüglich - vorzunehmender 


Prüfung durch den Hauptausschuß eine europä- 


ische Gesellschaft für den Kohlenbergbau zu 
gründen, die, mit Verwaltungs- und Finanz- 
hoheit ausgestattet, in der Lage sein müßte, die 
Erzeugung und Verteilung der Kohle im Inter- 
esse sämtlicher europäischer Nationen zu ko- 


ordinieren und in erster Linie die Verwal- 


tung des Ruhrbergbaus zu regeln, womit eines 
der schlimmsten Probleme Europas. beseitigt 
würde. 


- Entschließung über die Gewerkschaften 


(Auszug) 
Teilnahme der Gewerkschaften 
an der Bildung eines föderativen Europa 


Verschiedene Pläne, welche die Schaffung über- 
nationaler Organe vorsehen, die im Interesse der 
europäischen Gemeinschaft die Erzeugung be- 
stimmter Schlüsselindustrien (europäische Kohle-, 
Energie-, Kreditverbände u. dgl.) leiten sollen, so- 
wie einige Grundsätze der Sozialordnung sind 
genau festzulegen: 

a) Es erscheint zweckmäßig, eine stufenweise 
Angleichung der Sozialgesetzgebungen und der 
sozialen Schutzbestimmungen in den.verschiede- 
nen Ländern vorzusehen, um die Zufälligkeiten, 
die die nationalen Wirtschaften belasten, auszu- 
gleichen und gegebenenfalls einen Austausch der 
für den Wiederaufbau Europas dringend benötig- 
ten Arbeitskräfte möglich zu machen. 

b) Die Tatsache, daß die Gewerkschaften an der 
Leitung der europäischen Wirtschaftseinrichtun- 
gen beteiligt werden müssen, umfaßt die gewerk- 
schaftliche Beteiligung in all ihren Bereichen, ein- 
schließlich der leitenden Stellen. 

Der für diese Beteiligung anzuwendende Maß- 
stab muß in dem eigentlichen Sinn kooperativer, 
nicht verstaatlichter Zusammenschlüsse gesucht 
oder dem Aufbau jener Länder entnommen wer- 
den, die ihre Wirtschaft in der Form einer sozialen 
Demokratie organisiert haben. 

c) Im übrigen ist die Beteiligung der Arbeiter- 
schaft an der Organisation der nationalen Wirt- 
schaften eine unerläßliche Bedingung für den Auf- 
bau einer wahrhaft demokratischen Wirtschaft. 
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Um sie wirksam zu gestalten, muß sie zunächst 


in jedem Lande Formen annehmen, die dem Grad 


der technischen Entwicklung entsprechen, und 
stufenweise der Entwicklung der maßgebenden 
Wirtschaftsstellen, denen die verantwortliche Lei- 
tung obliegt, angepaßt werden. 


Man wird also eine Einrichtung schaffen, welche 
die europäische, Aktion und gewerkschaftlihe 
"Vertretung vereint und eine ähnliche Rolle spielt 
wie das Internationale Arbeitsamt oder die Ge- 


werkschaftskommission des Marshall-Planes und 
die gewerkschaftliche Tätigkeit in den einzelnen 
Ländern ausrichtet und koordiniert. Andererseits 
muß man eine europäische Einrichtung für die 
Bildung technischer Verbände vorsehen, deren 
nationale Sektionen dem Europäischen Kultur- 
bund angeschlossen werden könnten. 


Mitwirkung des Europäischen Kulturbundes, 
bei der Bildung gewerkschaftlicher Verbände 


Ohne die Gewerkschaften an der Bildung der 
von ihnen benötigten Vertretungen hindern zu 
wollen, könnte der Europäische Kulturbund auf 
europäischer Ebene eine Art obere Informations- 
stelle ermöalichen oder vorbereiten, um den 
nationalen Gruppen Gelegenheit zu geben, die 
gemeinsamen Notwendigkeiten der europäischen 
Wirtschaft kennenzulernen. Er könnte so dazu 
beitragen, die Verbände in den verschiedenen 


Ländern in harmonische Übereinstimmung zu. 


bringen. : 
Endlich erinnert der Wirtschaftsausschuß des 
Kongresses in Rom daran, daß die Arbeiterklasse 
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5 eine übernationalistische Tradition besitzt und zu- 


1 


schiedensten Ländern unter Beweis gestellt hat. 
In ebendemselben Sinne erneuert und verwirk- 
‚ licht der Föderalismus seine ständigen Bestrebun- 
gen, indem er die nationalen Interessen höheren 

Interessen unterordnet und zum Wohle über- 
nationaler Einrichtungen Souveränitätsansprüche 


Ei 


1. Die Europäische Union der Föderalisten er- 
kennt die Notwendigkeit und Dringlichkeit, die 
Wirksamkeit der europäischen Aktion zu betonen, 
‚und glaubt, daß es in den Beziehungen unter den 
ewegungen notwendig ist, die gemeinsame 
Aktion zu verstärken. } 


ndenen oder zu bildenden internationalen Ver- 
‚tre tungen ein weltumfassendes oder unbegrenz- 
tes Mandat zu geben. 


2. Es wird in Erinnerung gebracht, daß die poli- 
che Linie der UEF vom Kongreß festgelegt wird. 
Im allgemeinen Rahmen dieser Politik sind ihre 
Vertreter beauftragt, in nationalen oder inter- 
ationalen Vertretungen mit den anderen Mit- 
liedern dieser Vertretungen auf eine Überein- 
ınft in genau bestimmten, begrenzten und 
‚alle annehmbaren Angelegenheiten hinzu- 
arbeiten. | 


Vertretungen oder ihre ausführenden Organe die 
. „erforderlichen Machtbefugnisse, um die gemein- 
sam gebilligte Politik durchzusetzen, und diese 
bindet die Bewegungen untereinander. f 


Kongreß festgelegten Rahmens erreicht werden 
ann, betrachten sich die Organisationen der UEF 

nicht als an die Entschließungen der nationalen 

oder internationalen Vertretungen gebunden. 


' samen Aktion erklärt sich die UEF bereit, ihre 

volle Unterstützung bei der Durchführung der ge- 

. troffenen Entscheidungen sowohl im nationalen 

. wie im internationalen Bereich zu gewähren. Sie 

wird ihren Teil insbesondere bei der notwendigen 

Propaganda durch volkstümliche Aktionsaus- 
schüsse beitragen. 


Es versteht sich, daß das durch den internatio- 
nalen Rat festgelegte Aufgabengebiet in den ein- 
zelnen Ländern Europas immer in Übereinstim- 
“ mung mit den in den nationalen Räten vertrete- 

. nen’ Gruppen und Verbänden bestimmt wird. 


4. Die Beratungen und Beschlüsse der natio- 
nalen Räte und des internationalen Rates haben 
nur dann Aussicht, gegenseitiges Einverständnis 
zu erreichen, wenn alle Richtungen der öffent- 
‚lichen Meinung angemessen und gerecht in den 
Räten vertreten sind und wenn die Bewegungen, 
die die Initiative in der europäischen Aktion er- 


Er) 1088 ., 


ee 


aufgibt. Auf Grund dieser fest 
gleich ihre patriotischen Empfindungen in den ver- 


Es geht jedoch nicht darum, irgendwelchen VOIr- " 


Wenn die Übereinkunft nur außerhalb des vom. 


3. Im Rahmen der oben festgelegten gemein- 


= 


umriss IT 
. stellungen muß als erste Bekundung scher 
gewerkschaftlicher Bestrebungen so schnell wie 
möglich mit der Teilung Europas ein Ende ge- 
macht werden. Der größte Wunsch im gewerk- 
schaftlichen Bereich ist darauf gerichtet, die deut- 
schen freien Gewerkschaften in das europäische 
Gewerkschaftswesen aufzunehmen. 


Entschließung über die Beziehung der UEF zu den anderen europäischen Bewegungen 


griffen haben, dort den ihnen zustehenden Platz 
einnehmen. ’ un 

Deshalb wird den anderen Bewegungen eine 
Organisation vorgeschlagen, die folgenden Grund- 
sätzen entspricht: 


A. Im nationalen Bereich: 


In jedem Lande wird ein föderalistischer natio- 
. naler Rat für die europäische Union geschaffen, 
der zur Hälfte Vertreter aller Bewegungen und 
zur anderen Hälfte Vertreter der in der Nation 
lebendigen Kräfte umfaßt, die für die europäische 
Idee geworben und von der Abgeordnetenver- 
sammlung der Bewegungen ausgewählt worden 
sind. ER 

Die Bewegungen in jedem Lande entscheiden 
darüber, ob es zweckmäßig ist, den Grundsatz 
einer dem Stärkeverhältnis entsprechenden Ver- 
tretung im nationalen Rat anzunehmen oder ab- 
zulehnen. 

Der Rat verfügt zur Ausführung gemeinsamer. 
Aufgaben über ein Büro, dessen Mitglieder ausden 
Vertretern der Bewegungen ausgewählt werden. 

Es wird den der UEF angeschlossenen Organi- 
sationen empfohlen, überall, wo erforderlich, die 
Initiative zur Bildung dieser nationalen Räte zu 
ergreifen oder, wenn diese schon gebildet sind, 
deren antreibende’Kraft zu sein. 


B. Im internationalen Bereich: 


Der europäische internationale Rat soll zu etwa 
einem Viertel aus Vertretern der internationalen 
Ausschüsse der Bewegungen und zu drei Vierteln 
aus Vertretern der nationalen Räte zusammen- 
gesetzt sein. 

Das von ihm gebildete Büro wird grundsätzlich 
aus Vertretern der Bewegungen zusammengesetzt. 

Um die Bindung und Einheitlichkeit in der Er- 
ledigung der gemeinsamen Aufgaben zu verstär- 
ken, kann er sich Sekretäre aus den nationalen 
Büros beiordnen. 

Der zweite Kongreß der UEF ist überzeugt, 
daß die so festgelegten Grundsätze gewissenhaft 
den föderalistischen Charakter der Bewegung 
ausdrücken und der europäischen Aktion einen 
neuen und mächtigen Auftrieb geben werden. 


Quelle: Deuxieme Congr&ös Annuel de l’Union Euro- 
p€eenne des Federalistes, Rome, 7.— 10, Novembre 
1948. Notes et Extraits. Geneve, Palais Wilson, 1948. 
(Übersetzung des Europa-Archivs.) 
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"Während 1948 sind die Frachten u freien 


"Markt um etwa 20°/o heruntergegangen. Der Gang 


dieses Sinkens der Frachten läßt sich am besten 
an dem Index ablesen, der nunmehr in Norwegian 


Shipping News veröffentlicht wird und den wir 
fi Bier in Abb. 1 ern 


Abk.1. 
Trampfrachtenindex der Norwegian Shipping News. 
Der Rückgang ‘der Frachtsätze während des ersten Halb- 
jahrs 1947 ist hier durch gestrichelte Linie angedeutet 
worden. 


Ein Rückgang des Frachtenindex, auch von dieser 


Größenordnung, braucht an und für sich nicht eine 


bevorstehende Tiefkonjunktur für die Schiffahrt 
anzuzeigen. Das Frachtenniveau war noch wäh- 
rend des späteren Teils von 1947 hoch, und große 
Indexschwankungen können im Laufe einer Hoch- 


 konjunktur vorkommen, da der Frachtenmarkt 
stets sehr empfindlich ist für gelegentliche Ände- 


rungen in der Nachfrage nach Laderaum. Außer- 
dem ist während der letzten Monate von 1948 
(für welche Indexziffern noch nicht vorliegen) ein 


‚deutliches Anziehen der Frachten auf einigen der 


wichtigsten Routen vorgekommen. 

Die allgemeine Senkung des Frachtenniveaus 
während des Jahres, zusammengehalten mit ver- 
schiedenen anderen Zeichen eines weichenden 
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Tonnage und Transporte nach dem Kriege 


Von oa Ivar Högbom, Stockholm 


. tung, wenn sie im Lichte der allgemeinen Vo: 


‚austausch zwischen verschiedenen Ländern. Die ir 


‚schlägen in der allgemeinen Konjunktur. Der Un 


 Tiefkonjunktur ist schärfer ausgeprägt auf dem 


Marktes, erhält indessen eine ernstere Bed 


setzungen für die Beschäftigung und Rentab 
der Schiffahrt betrachtet wird, wie diese aufG 
der vorliegenden Daten betreffs des Umfangs 
der Entwicklungstendenzen der Tonnage und 
ee beurteilt werden können. 


schiedenen Hinsichten von der allgemeinen 
schaftlichen Konjunktur ab. Es hängt dies 
vielerlei Faktoren AUSSPIIEN, von denen hie 


ist der internationalste aller Täligkeitszweige 1 
Feld sind die Meere, die „Niemandsland“ 
und sie dient dort zum großen Teil dem Handels- 5 


internationale Konkurrenz führt hier zu einer 
Gleichzeitigkeit der Preisbewegungen und des B 
schäftigungsgrades, wie man sie nur noch auf 
wenigen anderen Gebieten des Unternehmertums 
antrifft. Die Umschläge in der Schiffahrtskonju 
tur kommen nicht immer gleichzeitig mit den Um 


terschied im Mechanismus der Preisbildung wäh- 
rend einer Hochkonjunktur und während einer 


Frachtenmarkt als auf dem Warenmarkt. Wäh- 
rend einer Tiefkonjunktur ist das Angebot von 
Frachtraum sehr elastisch, da ja Schiffe in der 
ganzen Welt aufgelegt oder in Dienst gestellt 
werden können, je nachdem die Frachten unter 
das Niveau der beweglichen Kosten heruntergehen R N 
oder sich darüber erheben. Während einer Hoh- 
konjunktur dagegen, wo alle Schiffe Beschäfti- 
gung haben, kommt es zu einer Frachtraumver- 
steigerung, und die Frachten steigen, bis die Be- 
frachter es vorziehen, auf das Geschäft zu ver- 
zichten. Das Angebot von Frachtraumistda äußerst 
unelastisch. Da auch hohe Frachten in der Regel 
nur mäßig auf den definitiven Preis einer Ware 
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einwirken und da Substitutionsmöglichkeiten 
' (Eisenbahn, Flugzeug) sich nur betreffs gewisser, 


geringeren Frachtraum beanspruchenden Trans- 
porte darbieten, fluktuieren die Frachten innerhalb 
weiter Grenzen, wenn sie nicht durch behördliche 


Regelungen oder Konventionen gebunden wer- 


den. Die Entwicklung während der Jahre vor dem 
Ausbruch des Zweiten Weltkriegs bietet in dieser 
Hinsicht ein gutes Beispiel: Das Frachtenniveau 
(der Index des Economist) — Mitte 1936 = 100 ge- 
setzt — erreichte im Laufe eines Jahres, Mitte 
1937, die Niveauziffer 175, um nach einem weite- 


ren Jahr, Mitte 1938, auf 125 herabgesunken zu 


sein. Dies galt für die Trampfrachten; die Fracht- 


- sätze der Linienreedereien bewegten sich natür- 


lich damals wie stets mit einer gewissen Dämp- 
fung und hinter den ersteren nachhinkend. Die 
Einnahmen während 1937 deckten jedoch für ver- 
schiedene Reedereien die in vorhergehenden Jah- 
ren entstandenen Verluste. 


Man kann hier einwenden, daß es Schiffahrts- 
zweige von vielerlei Arten gibt, für welche die 
Konjunktur zu ein und demselben Zeitpunkt sich 
recht verschieden ausnehmen kann. Alle sitzen 
nicht in demselben Boot. Zwischen den meisten 


“ Betriebszweigen der Schiffahrt findet indessen 


eine fortgehende Ausgleichung der Konjunktur- 
differenzen statt. In hinreichender Menge ist an- 
paßbare Tonnage vorhanden, die für die tonnage- 


 bedürftigen Routen verwendet oder von den 
 Linienreedereien, die mit Frachtaufträgen gut ver- 


sehen sind, in Dienst genommen werden können. 


Die wichtigsten Ausnahmen betreffen Petroleum 


und Personenbeförderung (in Großbetrieb), die 


. spezialgebaute Schiffe erfordern. Es wäre wün- 


schenswert, bei der Beurteilung der Konjunktur- 


‘entwicklung für die Schiffahrt die Tank- und die 


Personenschiffahrt abseitsstellen zu können. Lei- 
der läßt sich das nicht tun, wenn man die Entwick- 
lung der Tonnage in Beziehung setzen will zu 
dem Umfang der Produktion, des Handels oder 
der internationalen Transporte. In der fortlaufen- 
den internationalen Produktions- und Handels- 
statistik figuriert Petroleum unter anderen Waren, 
und in der Statistik über abgehende und ankom- 
mende Tonnage werden im allgemeinen Tank- 
und Personenschiffahrt nicht von der übrigen 
Schiffahrt gesondert gehalten. 


Man kann mit einiger Vereinfachung sagen, 
daß die allgemeine Konjunktur der Schiffahrt 
durch das Verhältnis zwischen der verfügbaren 
Welttonnage und den für den Welthandel erfor- 
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derlichen Transporten bestimmt wird und daß die 
Konjunkturbewegungen auf der Trägheit in der 
Anpassung des Tonnagebestandes an die Entwick- 
lung des Handels beruhen. Betrachten wir ZU- 
nächst, wie diese Anpassung während der Zeit 
des friedlichen Fortschritts vor sich ging. 

Die durchschnittliche Produktionszunahme in 
der Welt während der Jahrzehnte vor dem Ersten 
Weltkrieg pflegt zu 3°/o pro Jahr angegeben zu 
werden. Gleichzeitig — und das war eine der Vor- 
aussetzungen für die Produktionszunahme — 
wurde nach und nach ein immer größerer Teil 
der Produkte in den internationalen Handel hin- 
eingezogen. Es liegt daher in der Natur der Sache, 
daß der Umfang der Transporte eine raschere Ent- 
wicklung als die Produktion zeigte. Die Welt- 
tonnage wuchs auch durchschnittlich um 4°/o jähr- 
lich, in Registertonnen gerechnet; mit Rücksicht 
auf die fortgehende Modernisierung des Schiffs- 
bestandes und der Häfen entsprach dies einer Zu- 
nahme der Kapazität des Transportapparats um 
5°/o oder vielleicht 6/0. 

Die Steigerung war etwas ungleichmäßig unter 
dem Einfluß der durch die Hochkonjunkturen 
hervorgerufenen beschleunigten Neubautätigkeit. 
Die Krisen wurden dagegen nicht durch eine Ver- 
minderung der Tonnage überwunden, sondern 
durch den Wiederaufschwung und die Zunahme 
des Handels. Die Summe abgewrackter und ver- 
lorengegangener Tonnage überstieg in keinem 
Jahre während der Vorkriegszeit die Lieferungen 
der Werften. 

Die Frachtsätze fluktuierten auch damals hefti- 
ger als andere Preise. So stieg, um einige Bei- 
spiele zu nennen, das Jahresmittel für den Index 
des Economist um 35°/o von 1911 zu 1912 und 
sank um 11°/o von 1912 zu 1913; Entsprechungen 
zu so starken Bewegungen wiesen die Waren- 
preisindexe nicht auf. Für die Schiffahrt sind die 
festen Kosten groß, und da hohe Frachtsätze eine 
Folge unvollständiger Beschäftigung sind, gestal- 
tet sich die Rentabilität der Schiffahrt sehr un- 
gleichmäßig, wenn auch meistens die Ungleich- 
heiten buchmäßig über eine Reihe von Jahren hin 
ausgeglichen werden. Das Reedereigewerbe hat 
stets damit zu rechnen, daß die Gewinne der guten 
Jahre die Verluste der schlechten Jahre decken 
werden. 

Während der Zeit bis 1914 handelte es sich in- 
dessen um eine freie Anpassung der Tonnage an 
einen generell ansteigenden friedlichen Transport- 
bedarf. Aber diese Anpassung war nicht so folg- 
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sam, daß nicht auf kurze Sicht Disproportionen 
zwischen Angebot und Nachfrage nach Fracht- 
raum mit dadurch bedingten starken Umschlägen 
der Konjunktur hervortraten. 

Seit 1914, kann man sagen, hat es keine nor- 
malen Jahre mehr für die Schiffahrt gegeben. Der 
eine Ausnahmezustand hat den anderen abgelöst. 
Diese Entwicklung wurde durch den Ersten Welt- 
krieg eingeleitet. Während des darauffolgenden 
Friedensbooms wurde die im Endstadium des 
Krieges einsetzende hektische Neubautätigkeit 
fortgesetzt. 


Die Tonnage, die in der Welt. zu Beginn der 
1920er Jahre vorhanden war, stand in keinem 
Verhältnis zu dem Transportbedarf, der sich gel- 
tend machen mußte, nachdem die unmittelbarsten 
Nachwirkungen des Krieges abgeebbt und Pro- 
duktion und Handel entsprechend den Voraus- 
setzungen für friedlichen Handelsaustausch nor- 
malisiert worden waren. 


Um 1923 herum, also fünf Jahre nach Beendi- 
gung des Ersten Weltkrieges, hatte sich ein neues 
Gleichgewicht zwischen verschiedenen Produk- 
tionszweigen und verschiedenen Produktions- 
gebieten einigermaßen durchgesetzt. Der Um- 
fang des Welthandels hatte da nach der Krise 
von 1921 wieder dieselbe Größenordnung wie un- 
mittelbar vor dem Kriege erreicht, während die 
Tonnage um 33°/o zugenommen hatte (Abb. 2). 
Es war die Existenz dieser übergroßen Handels- 
flotte, die auf die Rentabilität der Schiffahrt nie- 
derdrückend wirkte. Auch diese Krise klang ab, 
indem der Handel allmählich den Vorsprung der 
Tonnage einholte, und aller Wahrscheinlichkeit 
nach würde es nun zu einer. ausgesprochenen 
Hochkonjunktur für die Schiffahrt gekommen sein, 
wenn nicht die große Krise eingesetzt hätte, wo- 
durch ein neuer, ähnlicher Zyklus während der 
1930er Jahre eintrat. Gegen die Entwicklung wäh- 
rend der Zwischenkriegszeit, wie sie hier ange- 
deutet worden, spricht nicht der Umstand, daß 
gewisse Zweige der Schiffahrt sich auch in Zeiten 
haben rentieren können, wo ein deutliches Miß- 
verhältnis zwischen Gesamttonnage und Gesamt- 
handel sich geltend gemacht hat. 

Auf kurze Sicht ist der Umfang des übersee- 
ischen Handels, gerechnet in Tonnen, einigermaßen 
proportional dem „Volumen“ oder Quantum’des 
Welthandels, d. h. dem Umfang des Handels, be- 
rechnet nach dem Preisniveau, das während einer 
gewissen Basisperiode geherrscht hat. Die Ver- 
besserungen und Verschlechterungen der allge- 
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meinen Konjunkturvoraussetzungen der Schiffahrt 


kommen auch gut zum Ausdruck in den Konver- 
genzen und Divergenzen zwischen der Kurve für 
die Welttonnage und der Kurve für das Quantum 
des Welthandels, wie diese letztere in Abb-2 an- 
gegeben ist. 
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Abb.2. Die Entwicklung der Handelsflotten 1891—1947: 

Ganze Welt, Großbritannien und USA. Die Welthandels- 

flotte exkl. Tanktonnage 1914—1947. Das Quantum oder 

„Volumen“ des Welthandels 1923—1939 (abgetragen in 

solchem Maßstab, daß das Gipfeljahr 1929 die Tonnage- 
kurve erreicht). Die Kriegsjahre schattiert. 


Bei Vergleichen auf längere Sicht ist infolge der: 


Strukturänderungen, die der Welthandel erfährt, 
nicht zu erwarten, daß die für die Transporte er- 
forderliche Tonnage ein unverändertes Verhältnis 
zum Volumen des Welthandels aufweist. In Abb. 2 
ist daher kein Versuch gemacht worden, die übri- 
gens unvollständigen und teilweise auf andere 
Berechnungsgründe basierten Angaben einzu- 


tragen, die aus der Zeit vor dem Ersten und nah 


dem Zweiten Weltkriege vorliegen. 

Der Zweite Weltkrieg führte ähnliche Verschie- 
bungen wie der Erste in den Faktoren herbei, 
welche die Konjunktur der Schiffahrt bestimmen. 
Auch während des zweiten Krieges kam es infolge 
der Verheerungen der deutschen U-Boot-Waffe 
unter den Transportflotten zu einer kritischen 
Situation für die Alliierten, die nur durch eine 
aufs äußerste forcierte Neubautätigkeit auf ame- 


"rikanischen Werften überwunden werden konnte. 


Auch diesmal wurden die durch die Kriegshand- 
lungen entstandenen Verluste stark überkompen- 
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. dem Waffenstillstand fortfuhr, ist sie nach Be- 
. endigung des zweiten Krieges rasch eingeschränkt 
worden auf ungefähr denselben Umfang wie 
‚durchschnittlich während Friedensjahren. 


wissen Ländern und gewissen Tätigkeitszweigen 
‚und die Zunahme der Kapazität in anderen Län- 


_ anderen Produktionszweigen (2. B. der Petroleum- 
” produktion) ist umfangreicher nach dem Zweiten 
‚als nach dem- Ersten Weltkrieg gewesen. Demo- 
 bilisierungsverkehr, Hilfssendungen und die Be- 
 friedigung während des Krieges hintangesetzter 
% Versorgungsbedürfnisse haben in beiden Fällen 


Hess Routen geführt. In den Jahren nach dem 
Zweiten wie nacı dem Ersten Weltkrieg sind da- 


“ 
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. Die Zerstörung der Produktionskapazität in ge- 


‘dern (vor allem den Vereinigten Staaten) und 


$ Ein Unterschied liegt ed vor: während 
die Neubautätigkeit nach dem ersten Kriege mit 
unverminderter Intensität noch einige Jahre nach 


Rasen. zu. dem voraussichtlihen B a Ss 
friedlichen Verkehrs. Die Größe ist durch den 
Kriegsverlauf bestimmt worden. } 


Eine Berechnung des Volumens des gesamten 
Welthandels während der Jahre nach dem zwei- 
ten Kriege liegt nicht vor, den Angaben aber nach 
zu urteilen, die betreffs der wichtigsten Handels- 


länder veröffentlicht worden sind, ist vermutlich 


das Volumen ‚1947 ungefähr dasselbe gewesen 
wie 1937. 


Dies würde an und für sich auf eine weniger 
ungünstige Lage für die Schiffahrt nach dem zwei- 
ten als nach dem ersten Kriege deuten, da ja die 
Tonnagezunahme, relativ gesehen, geringer ge- 
wesen ist. Indessen zeigen andere und gewich- 
tigere Ziffern als die auf Wertbasis. bezogenen 
Angaben über das Volumen des Handels, daß die 
Tonnage auch nach dem zweiten Kriege in star- 
kem Mißverhältnis zu dem Transportbedarf steht, 
der für die nächste Zukunft zu erwarten ist. 


Abb. 3. In ausländischer Fahrt abgehende (A) und ankommende (B) beladene Tonnage in 1000 NRT. Links Monats- 
mittel für die Jahre 1935—1939 und 1946—1947. Rechts Monatsziffern 1946—1948. UK = Großbritannien und Nord- 
irland; Sv = Schweden; Be = Belgien; Nl = 


Ä 


Niederlande; Fr = Frankreich. 
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aufende Mondtsctatisti- 
ken auf diesem Gebiete veröffentlichen. Für diese 
repräsentative Gruppe von Ländern ist die aus- 
ländische‘ ‚Schiffahrt auf etwa 2/3 gegen die Zeit 


‚vor dem ‚Kriege heruntergegangen (die ‚Jahres- 


. mittel müssen hier verglichen werden). Die Welt- 


9  tonnage ist jedoch jetzt, auch wenn die in den 


N: 


Vereinigten Staaten aufgelegten Schiffe abgerech- 
net werden, größer als vor dem Kriege, und sie 


war noch 1947 voll damit beschäftigt, diese stark 
= verminderte 
Diese "Diagramme bestätigen die Schätzungen, 


Transportleistung zu vollführen. 
die einigemal in der Fachpresse sichtbar gewesen 
‚sind und denen gemäß nach dem Kriege ungefähr 
drei Schiffe ‚nötig gewesen sind, um dasselbe zu 
Else wer zwei vor dem Kriege leisteten. 


MI 
Tonnage: aa, 
1000.0 Dr 
ge tons ARE: 


Abb. 4. Abgehende beladene Tonnage der Vereinigten 


Staaten (A), Maßstab links; sowie Gesamtausfuhr (T) 
und BDRIEREUSSHRT, (C), Alanatab rechts. Monatsziffern. 


Es sind vor allem Stockungen und langsame 
Abfertigung in den Häfen, wodurch die Trans- 
porteffektivität herabgesetzt worden ist. Die Ver- 


_ . zögerungen haben in vielen Fällen dazu geführt, 


. daß trotz der günstigen Frachtsätze Verluste ent- 


standen sind. Die Einnahmen der Schiffahrt stehen 
in direktem Verhältnis zu der Anzahl Reisen, 
welche die Schiffe im Laufe des Jahres machen. 
Und es ist nur natürlich, daß der Reeder vor allem 
dieser Seite der Sache seine Aufmerksamkeit zu- 


_ wendet. Aber die Einnahmen der Schiffahrt sind 


auch proportional den Frachtsätzen, deren Höhe 
durch Angebot und Nachfrage nach Tonnage. be- 
stimmt wird, und je längere Zeit jedeReise dauert, 
um so weniger Tonnage wird disponibel, Die Ver- 
zögerungen haben daher dazu beigetragen, das 
Frachtenniveau hochzuhalten. 

- Die langsame Abfertigung in den Häfen hat 
mehrere Ursachen gehabt. An vielen Orten hat 
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5; 
tempo ist d er allgemeinen Angabe nach herunte 


| Ansreang nach den Umstellungen, die der H 


Export 
10000 
Lebe 


gegangen, und ine Streiks sind vo 


delsverkehr erfahren hat, mangelhaft oder unz 
reichend gewesen. Se 
Eine andere Ursache für den hohen Beschäfti 


ten her gewesen. 
ah normalen Zeiten findet eine bedeute: 


Polen nach anderen europäischen Ländern statt. 
Kohlenladungen auf längeren Routen, z. B. 
Großbritannien nach La Plata, gehen in der Re 
in Rückfracht gegen umfangreichere Transpo 


von den Vereinigten Staaten her sind a au N 
weite Entfernungen in der Hauptrichtung de 


haben daher eine Tonsege die vielfach grö 
als in normalen Zeiten ist, in ne { 
nommen. 


Selling die Frachtfahrt von den Vera 
Staaten Br im Schiffsverkehr der a 


Landes in Gewichtstonnen an Di s) 


URL 


so gut wie re ee. des 


Grade bestimmend die Kohlenausfuhr für die 
Tonnageverwendung während dieser exzeptionel- 
len Jahre gewesen ist. 

Das Diagramm über die Bewegungen des N 
Frachtenindex (Abb. 1) zeigt einen Aufstieg um 
die Jahreswende 1947/48 herum, worauf ein so 
gut wie ununterbrochener Niedergang der Fracht 
sätze bis Oktober erfolgte, dem letzten Monat, 
für welchen Indexziffern vorliegen. Seitdem ist, ” 
wie erwähnt, eine neue Erholung eingetreten. Es 
handelt sich jedoch in beiden Fällen zunächst um 
eine Saisonbewegung, wenn auch andere Fak- 
toren, u.a. die Folgen des französischen Kohlen- 
streiks 1948, zu dem Aufstieg beigetragen haben. 
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Der -Frachtenindex pflegt in normalen Jahren 
einen Gipfelpunkt während eines der Monate 
November— Januar zu erreichen. Es ist daher 
einem Anziehen der Frachtsätze, das um eine 


Jahreswende herum eintrifft, keine größere Be- 


deutung beizumessen. 


Anfang März 1948 umfaßte die in Staatsbe- 
sitz befindliche amerikanische Handelsflotte 2600 
Schiffe, und von diesen waren 1400 in der Re- 
serveflotte aufgelegt. Der Hauptteil der übrigen 
war von amerikanischen Reedereien gechartert. 
Der seitdem eingetroffene Rückgang der Fracht- 
sätze (vgl. Abb. 1) hatte zur Folge, daß bis An- 
fang November weitere etwa 500 Schiffe in der 
Reserveflotte aufgelegt wurden. Hierdurch ist eine 
bedeutend größere Tonnage aus dem Verkehr 
gezogen worden, als durch Neubauten in ver- 
schiedenen Ländern hinzugekommen ist. Wäh- 
rend ao, die aktive Welttonnage abgenommen 
und das "Transportvolumen zugenommen hat 
(Abb. 3), sind die Frachtsätze infolge der fort- 
gehenden Normalisierung der Aufgaben und Be- 
dingungen der Schiffahrt gefallen. Diese letztere 
ist andauernd im Gange, und eine fortgesetzte 
Auflegung amerikanischer Schiffe würde mit Rück- 
sicht auf die hohen Betriebskosten die natürliche 
Folge bei freier wirtschaftlicher Anpassung sein. 


Die Verbilligung der Frachtsätze hat zur Folge 
gehabt, daß in den meisten Fällen die nationalen 
schiffahrtspolitischen Eingriffe inForm vonFracht- 
satzregelungen und Tonnagerequisitionen für ge- 
wisse Transporte im Laufe des Jahres nachgelas- 


‚sen haben, während andererseits die Unterschiede 


im Lohnniveau und in den sozialen Forderungen 
der verschiedenen Schiffahrtsländer als bedeu- 
tungsvoller ir dem internationalen Wettbewerb 
hervorgetreten sind. 


In dieser Lage erhält die Schiffahrtspolitik, 
welche die Vereinigten Staaten führen, eine zu- 
nehmend größere Bedeutung für die Schiffahrt 
der übrigen Länder. 


Die im Zusammenhang mit der Marshallhilfe 
deklarierte 50—50-Klausel erscheint in dieser 
Situation als ein sehr deprimierender Faktor. 
Wird an ihr festgehalten, so wird nicht nur der 
Sektor des freien Wettbewerbs vermindert, son- 
dern auch das Frachtenniveau innerhalb dieses 
Sektors noch weiter herabgepreßt werden. Für 
diejenigen europäischen Länder, in deren Zah- 
lungsbilanz die Schiffahrtseinnahmen einen wich- 
tigen Posten darstellen, also in erster Linie für 
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Norwegen und Großbritannien, wird die Klausel 
eine starke Reduktion des Wertes der Dollarhilfe 
bedeuten. Aber auch für Länder wie Dänemark 
und Schweden wird diese amerikanische Forde- 
rung sehr fühlbare Konsequenzen nach sich ziehen. 


In diesen Zeiten kann natürlich eine Verschär- 
fung der politischen Lage eine Steigerung der 
Transportaktivität mit sich bringen. Abgesehen 
aber von der Möglichkeit einer solchen Unter- 
brechung der aktuellen Entwicklungstendenzen 
deuten diese darauf hin, daß kritische Zeiten für 
die Schiffahrt bevorstehen. Die Gründe für diese 
Auffassung können in nachstehenden Punkten 
zusammengefaßt werden. 


Die Lage der Schiffahrt bietet auffallende Ähn- 
lichkeiten mit der Lage nach dem Ersten Welt- 
krieg dar, wo einige Jahre nach Kriegsende ein 
starkes Mißverhältnis zwischen Tonnage und 
Transportbedarf hervortrat. 


Auch die jetzt aktive Welttonnage hat ein grö- 
ßeres Transportvermögen als vor dem Kriege 
(Ende der 1930er Jahre), aber sie transportiert 
eine bedeutend geringere Warenmenge. Dies er- 
klärt sich teils aus den Verzögerungen in den 
Häfen und teils aus außergewöhnlichen, viel 
Frachtraum beanspruchenden Transporten, vor 
allem von Kohlen aus den Vereinigten Staaten. 


Die Marshallhilfe wird vermutlich eine Steige- 
tung des intereuropäischen, wenig Tonnage be- 
anspruchenden Handels herbeiführen und dadurch 
zur Abwicklung mehr Tonnage beanspruchender 
interkontinentaler Transporte beitragen können. 


Die Tonnage wird fortgesetzt durch Neubauten 
vermehrt. Die Häfen werden technisch ausgebaut 
und den Forderungen der Nachkriegszeit ange- 
paßt, wodurch die Effektivität der Tonnage bes- 


' ser wird ausgenützt werden können. 


Die Entwicklung geht daher auf im Verhältnis 
zum Transportbedarf zu große Transportkapazität 
hin. Dies wird zu vermehrten Auflegungen und 
einer Preisbildung von Tiefkonjunkturtyp in dem 
freien Sektor des Frachtenmarktes führen. 


Der amerikanische Anteil an der Welttonnage 
ist nach den Kriegen : Sprungweise gestiegen, was 
in beiden Fällen zu gleichartigen schiffahrtspoli- 
tischen Problemen für die ‘Vereinigten Staaten 
geführt hat. Das gegenwärtig wichtigste Problem 
ist, ob weitere amerikanische Auflegungen durch 
Inanspruchnahme von Marshallmitteln und an- 
dere Subventionsmaßnahmen verhindert werden 
sollen, 
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Die verschiedenen Arten von Schiffahrt und die 
‚ verschiedenen Routen werden natürlich durch die 
künftige Entwicklung verschieden stark berührt 
werden. Die Aussichten der Tank- wie auch der 
Passagierschiffahrt werden durch spezielle Fak- 


toren bestimmt, die in diesem Artikel 'niditbei 


handelt worden sind. 


Quelle: Skandinaviska Banken Aktiebolag, Vier- 
teljahresbericht der Statistischen Abteilung. Jahrg. 30, 
Nr. 1. Januar 1949, 


Die Welthandelsflotten 


Vor- und Nachkriegsstand (in Millionen Bruttoregistertonnen) 


‚Sommer 1939 


Sommer 1947 


Die in Kopenhagen erscheinende The Scandi- 
 navian Shipping Gazette vom 11. Februar 1948 
berichtet über den Stand der Neubauten der Han- 
delsschiffe Ende 1947. 


Diesem Bericht zufolge befanden sich Ende 
1947 in verschiedenen Ländern Handelsschiffe 
mit einer Gesamttonnage von 3982 357 BRT in 
Bau. 54,57 Prozent dieser Tonnage befanden sich 
auf britischen und irischen Werften in Bau, wäh- 
rend sich die übrigen 45,43 Prozent auf andere 
Länder verteilten. Die in Bau befindliche Ton- 
nage gliederte sich wie folgt: 


Großbritannien und Irland 2 173 361 BRT 


Frankreich ; 295389 „ 
Schweden . . . , 261605. ,, 
Niederlande 255.199 ,%,, 
Italien 219922 %' 
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Dez .- Land Alter Alter 
Gesamt | Tanker unter Gesamt | Tanker | unter 
10 Jahren | 40 Jahren 
Vereinigtes Königreih . . . : 80 2,9 320/g 17,9 3,0 56% 
Vereinigte Staaten (ohne die großen Seen) : 8,9 2,8 120/0 30,6 7,5 89%/o 
AD A Rn N, RL, D 0,4 38°/0 1,0 —_ »DQ-B, 
Norwegen ii, nr er ne SER 2,1 450/o 3,8 1,6 420/60 
DEUTSCHLaNN N Fa 4,5 0,3 250%, 0,6 — „‚10%0 \ 
Itelienz a EN nee, 3,4 0,4 10°%/o 1,3 0,2 40% 
Niederlandes. "rn ar san N a 3,0 0,5 2 N970/0 2,4 0,4 Sn 
Frankreich ; NEN: 3,0 0,3 280/o 2,3 0,3 43%/o 
‚Griechenland. a. AN, 1,8 u 6°%/0 1,0 0,1 540/o 
Schweden . 1,6 0,2 25%/o 1,8 0,3 52%/0 
Sowjetunion IRRE EHER MIETE DER ITHNG 1,3 0,1 n.b. 242 0,2 220/o 
DIE aa a aa Dee a er se 1,2 0,1 33%/0 1,0 0,1 45/0 
Spanien 5 7 0,9 01 150%/o 11 0,1 14/0 
. Kanada "2 ‘0,1 10%/o 1,9 0,2 55 
Panama SE en N N 0,7 0,5 n.b. 1,7 0,6 350% 
Welttonnage insgesamt. ...". ..» 22.2....685 11,4 250/o 78,7 15,3 60°/o 
n.b. = nicht bekannt. ; Quelle: „United Nations World", January 1949, S. 53. 
Übersicht der Schiffsneubauten Britische Dominien 200 055 BRT 
Ende 1947 davon Kanada 148250 „ 


Australien h AU FLON 
Vereinigte Staaten von KesitenN 133832007 
Dänemark . 134 685 „ 
Spanien 108431 


Von den in Großbritannien und Irland in Bau 
befindlichen Schiffen entfielen 980507 BRT auf 
Dampfschiffe und 1 182 475 BRT auf Motorschiffe. 


Bei allen anderen Ländern entfielen 462 139 BRT 
auf Dampfschiffe und 1346 857 BRT auf en 


schiffe. 


Ende 1947 befanden sich insgesamt 25 Dampf- 


schiffe und 76 Motorschiffe mit einer Tonnage von 
6000 bis 8000 BRT, 19 Dampfschiffe und 61 Motor- 
schiffe mit einer Tonnage von 8000 bis 10 000BRT, 
27 Dampfschiffe und 52 Motorschiffe mit einer 
Tonnage von 10 000 bis 20 000 BRT und 3 Dampf- 
schiffe mit einer Tonnage von 30 000 bis 40 000 
BRT in Bau. 
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Die Sozialpolitik in den Vereinigten Staaten von ı Amerika 
a Von Dr. Gisela Augustin 


Ebenso unterschiedlich ist die Leistungsdauer, 
‘die sich zwischen 2 und 26 Wochen bewegt; in 
‚der Mehrzahl der Staaten liegt sie zwischen 14 

und 26 Wochen. Außerdem ist im allgemeinen 
eine Wartezeit von ein bis zwei Wochen vorge- 
' sehen. Der Anspruch kann in jedem Staat geltend 
gemacht werden, auch wenn die Arbeitslosigkeit 
in einem anderen Staat eingetreten ist. 
Unterstützung wird nicht gewährt, wenn der Ver- 
sicherte seine Beschäftigung freiwillig ohne trif- 
tigen Grund aufgegeben oder sie wegen schlech- 
ter Führung verloren oder ein zumutbares Ar- 
 beitsangebot ausgeschlagen hat, oder wenn er in- 
folge einer auf Grund eines Arbeitsstreites er- 
"folgten Arbeitseinstellung arbeitslos geworden 
ist, Im letzteren Fall gewähren einzelne Gesetze 
"verkürzte Leistungen oder setzen die Leistungs- 
dauer herab. 


Vier. einzelstaatliche Gesetze gestatten nur eine- 


einmalige, ‘die übrigen Staaten dagegen eine 


2 liegt die endgültige - Enischeideng ni ‘den Ver- 
fe rer penprgen selbst. 18 Gesetze übertragen 
_ diese Befugnis einem unabhängigen Berufungs- 


..)  ausschuß | 
' Während der neunjährigen Periode von 1938 
bis 1946 sammelten die staätlichen Verwaltungs- 


„Dollar ein, dazu kamen Zinserträge in Höhe von 
655 Millionen Dollar, während an Leistungen 
' und 3,7? Milliarden Dollar ausgegeben wurden, 
ge d.h. etwa 40 v. H. der Beitragseinnahmen oder 
i 0,9 v.H. der Lohnsummen!. 
Nach den neuesten Veröffentlichungen aus der 
gleichen Quelle wurden im April 1948 rund 
947 000 Unterstützungsempfänger gezählt; insge- 
samt wurden 3,8 Millionen Wochen mit durc- 
schnittlich 18,48 Dollar Unterstützung entschädigt. 


Für entlassene Kriegsteilnehmer ergingen im 
Jahre 1944 Sonderbestimmungen, in denen eine 


längere Leistungsdauer von 52 Wochen und er- 


höhte Leistungen von 20 Dollar wöchentlich vor- 
. gesehen waren. 


1) „Social Security Bulletin“, Juni 1948. 
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SE ni En | (Fortsetzung und Schluß) 


'Ebenso wie bei der Alters- und Hinterbliebe- 
nenversicherung ist allgemein der Kreis der ge- 
. schützten Personen zu klein, und die Leistungen 
sind hinsichtlich ihrer Dauer und Höhe unzuläng- 


lich. Für die Arbeitslosenversicherung gilt ins- 
besondere, daß ihre Regelung für längere Ar- 


beitslosigkeit wenig geeignet ist; am ungünstig- 
sten ist die Lage für die älteren Arbeiter, die 


schwer eine neue Beschäftigung finden. 


B. Offentliche Fürsorge 
Offentliche Fürsorge im Rahmen des Gesetzes 


über soziale Sicherung bedeutet Unterstützung 
für bedürftige alte Personen und Blinde und un- 
versorgte Kinder auf der Grundlage einzelstaat- ; 


licher Gesetzgebung und Verwaltung unter Mit- 


arbeit und finanzieller Beteiligung seitens des | 
Bundes. Bevor der Kongreß das Bundesgesetz 1935 S* 
veröffentlichte, hatten bereits 27 Staaten Renten- 
systeme eingeführt, die völlig aus staatlichen 


Steuern bestritten wurden. 
Im Rahmen der Altersfürsorge können 


über 65 Jahre alte bedürftige Personen Unter- 


stützung erhalten, wobei die Frage der Bedürf- 
tigkeit und andere Voraussetzungen in den ein- 


zelnen Staaten verschieden gehandhabt werden. 


Kein Bürger der Vereinigten Staaten kann davon 
mit der Begründung ausgeschlossen werden, daß 
er die Bürgerschaft noch nicht genügend lange 
besitze. Voraussetzung sind eine wenigstens fünf- 


jährige Wohndauer innerhalb der neun Jahreund 


ein ununterbrochener einjähriger Aufenthalt un- 
mittelbar vor der Antragstellung in dem betref- 
fenden Staat. Daher haben Personen, die inner- 
halb der letzten fünf Jahre einen Staat verlassen 


und sich in einen anderen Staat begeben haben, 


grundsätzlich keinen Anspruch auf Unterstützung. 
Einige Staaten suchen durch Gegenseitigkeitsver- 
träge diese Schwierigkeiten zu beseitigen. 

Der Antrag ist beim Wohlfahrtsamt am Wohnort 
oder in Ermangelung einer örtlichen Behörde bei 
der nächsten staatlichen Abteilung für öffentliche 
Wohlfahrt oder bei der staatlichen Fürsorgever- 
waltung in der Hauptstadt des betreffenden Lan- 
des einzureichen. 
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nanziellen staatlichen Verhältnisse zu berück- 
 sichtigen sind; infolgedessen sind auch die Unter- 
 stützungssätze i in den einzelnen Staaten sehr ver- 
schieden. Jeder Antragsteller ist ausführlich an- 
' zuhören, falls ein Antrag abgelehnt oder ‚eine 
Unterstützung ermäßigt wird. == 


Diejenigen Staaten, die ein von der Bundes- 
‚verwaltung für soziale. Sicherung anerkanntes 
_ Altersfürsorgegesetz. eingeführt haben, erhalten 
% . Bundesbeihilfen, und zwar zahlt der Bund auf 


ee für die Fürsorge bedürftigerbli K 
derPersonen. Der Kreis der Unterstützungs- A 


_ Grund der Reform des Jahres 1946 zwei Drittel 


der ersten 15 Dollar der durchschnittlichen monat- 
‚ lichen Unterstützung zuzüglich 50 v.H. der rest- 
lichen Summe, wobei als Höchstbetrag 45 Dollar 
. angesetzt sind. Außerdem gewährt der Bund die 
\ Hälfte der Verwaltungskosten. 


Der Grad der ‚Bedürftigkeit ist in dem natio- 
j nalen "Rahmengesetz nicht. festgelegt, sondern 
dies ist den einzelnen Staaten überlassen worden. 
Es haben sich‘ dabei drei Typen staatlicher Ge- 
setze entwickelt. ‚Die erste Gruppe setzt eine be- 
5 stimmte. _Einkommenshöhe fest, bis zu deren 
_ Grenze zusätzliche Unterstützung beantragt wer- 
den kann; in Kolorado beispielsweise galten im 
' Jahre 1940 45 Dollar monatlich als Höchstbetrag, 
| während es in Südkarolina 20 Dollar waren. Die 
Staaten dieser Gruppe gestatten in ihrer Mehr- 


. 


zahl ‘monatliche Einnahmen zwischen 30 und 40 


im 


bestimmt die Bedürftigkeit begrifflich allgemein 


als „nicht genügend Mittel, einen vernünftigen 


 Gesundheits- und üblichen Standard für sich auf- 
rechterhalten zu können". Eine kleine dritte 
Gruppe gibt ebenfalls eine Begriffsbestimmung 
E allgemeiner Art, setzt jedoch keinerlei Höchst- 
begrenzungen ‚fest. Massachusetts bestimmt im 
Jahre 1940 gesetzlich, daß die Hilfsquellen ein- 
schließlich Taschengeld usw. mindestens 30 Dollar 
— für Ehepaare 50 Dollar — betragen können. 
Auch der Hausbesitz ist in einigen Staaten 
kein Hinderungsgrund für den Anspruch auf 
öffentliche Unterstützung. Im Gegensatz zu den 
Süd- und Südweststaaten besteht in den nörd- 
_ lichen Staaten, in denen die öffentliche Unter- 
stützung seit Jahren gebräuchlich ist, die Nei- 
gung, die nächsten Verwandten zum Unterhalt 
heranzuziehen, sofern sie zahlungsfähig sind; 
andere Staaten ziehen nach dem Tod des Für- 
sorgeempfängers seinen Besitz ein. 
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‘Dollar. Eine andere Gruppe von Gesetzgebungen 


"November! 1947 erhielten im ne: 1947 


schnitt aller Staaten bei, 36,50 Dollar lag. 


2297995 Personen Altersfürsorgeunterstützung 
im Gesamtbetrage von 83,9 Millionen Dollar. Der 
Durchschnitt war mit 16,96 Dollar am niedrigsten. & 
im Staate Georgia, am höchsten mit fast 65 Dollar 
im Staate Kolorado, während der Gesamtdurch- 


empfänger ist hier Mesa kleiner. Im April 


stützung im durchschnittlichen Betrage von Aid 


Dollar, während zum Beispiel Kalifornien durh- 


schnittlich fast 73 Dollar und Kentucky 17,42 Dollar $ 
monatlich Blindenrente gewährte. Auch hier is 
die bundesstaatliche Beteiligung in gleicher Weis 
wie im Rahmen der Altersfürsorge Pe Se 
kürzlich erhöht worden. 


Offentliche Unterstützung für bedi ü rf E 
unversorgteKinder unter 16 bzw. 18 Jah 
ren bei regelmäßigem Schulbesuch wird gewährt 
wenn das Kind infolge Todes, dauernder Ab- 
wesenheit oder geistiger oder körperlicher Un. nr 
fähigkeit der Eltern nicht durch diese unterhalten 
werden kann und mit ihnen oder bestimmte, 
anderen nahen Verwandten im gleichen Haush | 
lebt. Im übrigen muß das Kind ein Jahr vor der 0 
Geltendmachung des Anspruches in u Ba iS 
fenden Staat gewohnt haben. RN 

Die Begriffsbestimmung wurde in der Gesetz 
reform von 1939 festgelegt, und nur wenn sämt 
liche Voraussetzungen dieser Art erfüllt sind, g 
währt der Bund den Einzelstaaten finanzielle Zu 
schüsse. Seit der Reform vom Jahre 1946 beträgt 
dieser Zuschuß — bis zu einem Höchstbetrag ı vons 
24 Dollar monatlich für das erste Kind und 15 
Dollar für jedes weitere Kind — zwei Drittelder 
ersten 9 Dollar. der durchschnittlichen Zahlung Ss 
und weitere 50 v. H. der restlichen en R 
sowie 50 v. H. der Verwaltungskosten. I 


So wurden im April 1948 444144 Familien und 


1132808 Kinder mit über 29 Millionen Dollar 


oder durchschnittlich 66 Dollar je Familie unter- 
stützt. Kalifornien gewährte den höchsten Durch- 


. schnittsbetrag von über 107 Dollar, während Süd- 


karolina mit rund 26 Dollar im Durchschnitt die 
niedrigste Unterstützung zahlte. 

Der Vollständigkeit halber sei in diesem Zu- 
sammenhang noch auf die allgemeine Für- 
sorge hingewiesen. In dem letzten Berichts- BR, 


1997 


! 


SOZIALE PROBLEME 


monat April 1948 waren es 392000 Unter- 


‚ stützungsempfänger allgemeiner Art, denen im 
Durchschnitt 43,92 Dollar gewährt wurden. 


C. Spezielle Fürsorge 


In den Rahmen der speziellen Fürsorgeeinrich- 
tungen des Bundesgesetzes über die soziale Sicher- 
heit gehörtunteranderemdieBerufsschulung, 
“ die dauernd körperlich behinderte Personen für 


einen Beruf ausbilden oder umschulen will. Neben 


der Arbeitsvermittlung gehören in diesen speziel- 
len Bereich auch die Beschaffung von Ersatzglie- 
dern sowie die ärztliche Nachbehandlung. Die 
erste Maßnahme dieser Art wurde durch das 
Bundesgesetz vom Jahre 1920 eingeführt, und 
heute erhalten bereits sämtliche Staaten Bundes- 
zuschüsse für diese Zwecke, die durch das Gesetz 
über die soziale Sicherheit bedeutend erhöht 
wurden. I 

Zur Erweiterung der bestehenden Einrichtun- 
gen: des öffentlihen Gesundheits- 
wesens sowie für den gesundheitlichen Schutz 
von Mutter und Kind und für Einrichtungen zu- 
gunsten verwahrloster und gebrechlicher Kinder 
— besonders in ländlichen und finanziell notlei- 
denden Bezirken — sind die Bundeszuschüsse 
ebenfalls beachtlich erhöht worden. 

Im Fall der Bedürftigkeit trägt der Staat die 
Kosten für die ärztliche Versorgung, und auch die 
Krankenhäuser sind verpflichtet, innerhalb gewis- 
ser Grenzen bedürftige Patienten kostenlos zu 
behandeln. Der öffentliche Gesundheitsdienst ist 
vornehmlich auf die Verhütung von Krankheiten 
gerichtet. 

Währendin den größeren Städten auf 600 bis 700 
Einwohner ein Arzt entfällt, kommt in fast einem 
Fünftel der Bezirke nur auf etwa 3000 und mehr 
Einwohner ein Arzt; als Durchschnitt in den ge- 
samten Staaten trifft auf etwa 1700 Einwohner 

ein Arzt!. 

In bezug auf Krankenhausbetten sind zwei Drit- 
‚.tel aller Bezirke nur mit 2,1 Betten auf 1000 Ein- 
wohner versorgt. Der öffentliche Gesundheits- 
dienst hält eine Erweiterung um 165 000 Betten 
in allgemeinen Krankenhäusern, 80 000 Betten für 
Tuberkulöse und 190 000 Betten für Geisteskranke 
für unbedingt notwendig!. Der Bund traf ent- 
sprechende gesetzliche Vorschriften und erhöhte 
in den beiden letzten Jahren seine Zuschüsse auch 
für solche Zwecke. 


1) „Building America.“ 
2) „New York Times Magazine” vom 29. Juni 1947 (Dr. 
Howard Rusk). 
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Seit Jahren werden dem Kongreß regelmäßig 
neue Entwürfe zur sozialen Reform vorgelegt, in 
denen stets eine nationale Krankenversicherung 
empfohlen wird; diese sind jedoch bis heute ohne 
Erfolg geblieben. Der Wagner-Murray-Dingell- 
Entwurf sah allgemeine und fachärztliche Hilfe 
für versicherte Arbeitnehmer und ihre Angehöri- 
gen vor, ferner Krankengeldleistungen und auch 
eine 30tägige Krankenhauspflege. Die Mittel soll- 
ten durch Pflichtbeiträge der Unternehmer und 
der Versicherten aufgebracht werden. 

Den „Blaukreuz“-Organisationen sind freiwil- 
lig etwa 25 Millionen Mitglieder beigetreten, die 
Beiträge für Krankenhauspflege leisten, während 
10 Millionen sich den bestehenden Versicherungs- 
einrichtungen für ärztliche Hilfe anschlossen. In 
der Nachkriegszeit hat diese Entwicklung beson- 
ders in Kreisen des Mittelstandes beachtlichen 
Aufschwung. genommen. : 

Nach dreijährigem Studium aller damit zusam- 
menhängenden Probleme hat die New Yorker 
Akademie für Medizin den Bericht ihres Fach- 
ausschusses veröffentlicht, wonach im Ergebnis 
„freiwillige Versorgungspläne sicherer in ihrem 
sofortigen Erfolg und angemessener sind als eine 
Zwangsversicherung, die als erstrebtes Ziel der 
Zukunft vorbehalten bleiben muß"?. 

Im allgemeinen beziehen sich neben der Ein- 
führung einer Krankenversicherung die Empfeh- 
lungen von Fachleuten und sonstigen Interessen- 
ten auf ein umfassendes und nationales Programm 
der Arbeitslosenversicherung sowie insbesondere 
auf die Erfassung der Landwirtschaft und des 
Hauspersonals neben einer Erweiterung der Lei- 
stungen der bestehenden Einrichtungen, 

Trotz der vorhandenen zahlreichen Wider- 
stände gegen solche Pläne schreitet die sozialpoli- 
tische Entwicklung in der Richtung fort, die Siche- 
rung des Individuums sowie der Familie vor wirt- 
schaftlicher Not auszudehnen. Das geht auch aus 
der diesjährigen Neujahrsbotschaft des Präsiden- 
ten Truman an den Kongreß hervor. 

* 


(Abgeschlossen Anfang Januar 1949.) 


Quellenhinweise 

Originalgesetze und Kompilation 1945 und 1947. 
Meriam, Lewis: „Relief and Social Security", Washing- 

ton 1946, 
„Issues in Social Security", Washington 1946. 
Douglas, Paul: „Social Security in the United States’'. 
Veröffentlichungen der Social Security Administration. 
„Social Security Bulletin.” 
„International Labor Review." 
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Eisenbahn-, Luft- und Schiffsgü iteryerkehr a .< 


Be nbalmsürerverkehr in Europa i 


Beförderte Frachten (Monatsdurchschnitt) in 1000 Tonnen 


Land 
Dänemark) . 26 75 
Großbritannien -109 2311 
Niederlande . 67 7 
Tschechoslowakei . .. 
Ungarn . RR: 0,6 .- 
Verein. Staaten (?) . 263 4513 


: Zivilluftfahrt 
Beiörderte Frachten (Monatsdurchschnitt) in 1000 Netto-Tonnenkilometer 


1946 1947 


TE 


1948: 
2. Quartai 


x 


1. Quartal 3. Quartal 


no 


- i 1 { w h 
ne O0 5 437(2) 2134 4.255 5.004 5312 5 480 3 786 I 
ulgarien i 478(?) 568 588 706 656 776 .. Re 
eh ) 393 820 14 727 619 678 667. 
5 \ gr“ 
Deutschland(‘) . « 45608(°) .. 12 529 13 643 14 990 17.653 ah 
Finnland ; 1 270 967 1172 1 263 1 180 1 385 1 339 n h en 
N ) ; : 11 024 5 736 10 932 11 705 13 336 13 344 12 790(’) eg ar 
Behaknnıee (°) 26 900 22 560 22 215 21 789 22 671 22 776 22 293 1%) BER 
Hallen / 4 287 ; 2412 2 495 2 788 3.038 3277) Sarg Ir 
Niederlande 1 242() WR 1124 1110 1450 1 463 1 486(°) ur e 
Norwegen . 440 326 412(1%) 445 402(1) r Be 
Portugal 349 433 472 429 % iR Ta 
Schweiz 1 315 1111 1 407 1 518 1 504 1679 #1 441 i + 
Spanien 2 208(*?) 2.166 2 243 2.363 1 954 1 3271?) IB = 
en selbwakei 5897 - .. 4 785 5385 5 697 5 966 (!?) 2 BR 
. Türkei 285 500 682 608 437 462 (1?) .- ; = 
Ungarn . 1 668 395(*) 790 985 1 490 1 507 1614) “ 
Als en seien hier noch die entsprechenden Zahlen für die Vereinigten Staaten von Amerika genannt: i ei‘ 
137 994 213 490 196722 218987 197 676 217 544 2000, 0 
‘(1) Nur für die Societe Nationale des chemins de fer belges. (9) 1940. 4 ER 
(2) 1939. (10) November— Dezember. UnE N 
(3) Staatseisenbahnen; Jahreszahlen beziehen sich auf das am 1. April beginnende Wirtschaftsjahr. (11) Januar—Februar. e | 4 
(4) Frachtverladungen im Vereinigten Wirtschaftsgebiet. (12) 1942. \ Hs “ 
(5) Gesamtdeutschland laut des Statistischen Handbuces von Deutschland 1946, Teil V. (13) April—Mai. j KepE i 
(6) 1938. (14) April. a % 
(7) Juni. (15) Juli—Dezember. Ma. 
(8) Ausschließlich Nordirlands, Ab 1. Januar 1948 wurde die Zahl der erfaßten Strecken geändert. 20 r 3 


1948 | 
1. Quartal | 2. Quartal | 3. Quartal en. 


320 374 413 in . 
1069 1 390 1 876 2 084 2:119 
255 600 1.050 1177 .. 
45 164 176 201(2) 196 
0,9%) 39 2,9 Se 3,4 
7722 13 416 16 002 18 260 19 190 


(1) Nur internationaler Verkehr einschließlich Post-Tonnenkilometer und Passagier-Tonnenkilometer. Im Jahre 1945 betrug der Anteil 


der Passagier-Tonnenkilometer 82%. 
(2) 1937 nur Inlandsverkehr. 
(3) Durchschnitt der Monate April und Mai. 
(4) Durchschnitt der Monate Oktober—Dezember. 
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Alien ee 
SNOTWOBER u se, 
E Ralsstmal) 0... ne: 


Peru RB en 

SE e a En RE 
DOrUgakU)S Se ee re 
achweden u... a ae 


sadettkalii]: un. 
‚Vereinigtes Königreih. . . 
ereinigte Staaten . . . . 


Mit Fracht und Ballast. 


(9) 1938. 2 
10) Nur für den Hafen Beirut. 
11) 1939. KöRz 


(12) an Januar. bis Oktober: 1947. 


468 324 383 
2380 2192 -- 725801 
vr 1OMASn ee 872 20 
891 868 229 137 222 
TASOTH 3556/4258801 
814° .002-198 249% 
313 466 32.69 2 1247 
4556 3683 427 145 1349 
VE Ne 
753 792 537 311 437 
3010) 257 2836, 272= 
655 435 149 105 246 
Bl 270 
re et 
2160) .. a0. 86 
205, 172-.,.92 792: 194 
2089 1846 -- „599 
439 360 115 49 242 
Nee 
ESEL TAAF ABER 
805 ° .2.. 124. 119 
= were 23 
1563 1536 212 361 816 
748 743 385 386 490 
5868 5116 2412 1114 2828 
4301 4978 3488 6172 3222 


2 _ Welt-Handelsschiffahrt" 


- * Vgl. hierzu auch die Welttonnageübersicht auf Seite 1995 dieser Folge. 


1947 

Eiy 

IORR. 
331. °3747 344 
515 1736 1155 
906 er, 4113 
198: 7 331, 312 
SE 
154 197 225 
665 1909 1078 

.. .349(0) 

A ak 
135.107 
166 350 234 
Be 
See 435 S= 
72352196 5 
112 153 105 
340 1021 690 
179 338 227 

ee... 43302)... 
565... , 666 
cn 4M9Te. 
ee er 


747 1180 937 
485 


48919)502(19) .. 


1. Quartal 
BE 
BUUFFR > 
413 442 
1890 1314 
4533 
442 411 
786  -- 
605°. ih- 
128 127 
2064 1233 
. 225106 
387 257 
Sarah 
496: === 
150% 
162 121 
1125 920 
212: 236 
.. 645 
B0A 
359,2 
1163 773 


1762 3559 2000 3677 2363 
4785 3870 6562 4032 4933 4673 


April des Ele Jahres beginnende 


ni 
eo} 


(2) Die Jahreszahlen beziehen sich auf die jeweils am 30. Juni des angeführten Jahres endenden 12 Monate, 
(8) Häfen vcn Rio de Janeiro und Santos Im Jahre 1943 stellten die Zahlen (V = 
. (4) 1937 bis 1947 mit Fracht und Ballast, ab 1948 uur mit Fracht. 11 Häfen, 
(5) Jahreszahlen, ein Eingang per Reise, Monats- und Quartalszahlen, Gesamtzahl der Eingänge. 
(6) Durchschnitt der Monate Juli bis Dezember. 

(7) Die Jahreszahlen beziehen sich auf die jeweils am 1. 
- (8) Durchschnitt des Monats April ausschließlich Pakistans. 


n 12 Monate. 
(13) Einschließlich Küstenhandel. 
(14) Juli bis Dezember. s 
(15) 1937 bis Dezember 1946. ‚mit Fracht und le 
. 116) Januar bis Juni. 
Quelle: United Nations Bakstich] Bulletin 1948 und ı eh 1/2 1949. 


Empfang (E) und ‚Versand (V) im Außenhandelsverkehr (Monatsdurchschnitt) i in 1000 Netto-Registertonnen 


2. Quartal 
E V 
402 456 
1773 1290 
... 1766 
450 526 
81 -- 
683 ER 
291 . 195 
2554 1630 
67495356) 
+19 
475 286 
3 
496  -- 
164 
132 125 
1243 996 
397 281 
722 2.694 
6544 
3082-3; 
1380 1102 
4217 2933 


6133 


: 4 1948. 5: 
3.Quartal | Oktober 
BL v ke) 


1612 1345 2055 1791 
1825 .. 1928  -. 
485 456 490 502 


285: 353 3292282 
2893 2103 3305 2047 
BB 113 Br 
526 377 481 319 .. 
-: 1009 2.4193 ur 


150 130 205 108 131 
1380 1107 1379 1113 1256 
‚308 299 370. 282 .. 
TORE 2 116222 020 52645 
398 es A022 050383 
1518 1457 1294 1321 1223 
649 598 ae .. .. 


4751 3439 4377 3321 4056 


4817 6736 4790 5793 4359 


486) 37 Prozent der gesamten Tonnage dar. Einschließlich Küstenhandel. 
annähernd die Hälfte der gesamten ausgehenden Tonnage. 


"November 
VerleB ,..0% 


149£ 1989 x. 


1819 -. .. 


ee ee 


311 250,.°251 


1760 1456 .-  -- 


1260 a I 


.. .. .. 


2874 4188 3367 
4397 ° -- .: 


Dezember 
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As Belgien 
" 16. Februar: Die Interalliierte Reparationsagentur 
(TARA) ‚veröffentlicht ihren Bericht für das 
Jahr 1948, aus dem hervorgeht, daß der Agen- 
 turin diesem Zeitraum 157 Werke oder Fabrik- 
 .  teilänlagen aus Westdeutschland zugeteilt 
B.- wurden. 
. Februar: Der Kongreß ‘des Internationalen 
Rates der Europäischen Bewegung wird in 
Brüssel eröffnet. Am 28. Februar wird L&on 
Jouhaux zum Präsidenten des Internationalen 
YR% ‚Rates gewählt. Vorsitzender des Exekutivaus- 
schusses bleibt Duncan Sandys. Der Kongreß 
nimmt in einem Dokument „Prinzipien einer 
europäischen Politik“ eine Reihe von Empfeh- 
lungen an, die deninteressierten Ländern über- 
'sandt werden. Die Hinzuziehung deutscher 
Vertreter zur ersten Eutop Degen; -Versamm- 
' lung wird befürwortet. 


i an 2... Bulgarien 
h ‚ Februar: In Sofia beginnt der Prozeß. gegen 
fünfzehn führende protestantische Geistliche. 


. Die Ereignisse in Rubens " 


badischen Befreiungsministeriums, Koransky 


Einer Verlautbarung des Justizministeriums - 


- vom Vortage zufolge haben sich sämtliche An-. 
- .. geklagte bereits in der Voruntersuchung des 


. Hochverrats schuldig bekannt. — Die Regie- 

rung hatte am 21. Februar einen Protest der 
- Vereinigten Staaten gegen die Verhaftung der 
Geistlichen zurückgewiesen. 


Dänemark 


‚Februar: Ministerpräsident 'Hans Hedtoft er- 
"klärt einem Vertreter der Zeitung Sozialdemo- 
kraten hinsichtlich eines möglichen Beitritts 
- zum Atlantikpakt, die Regierung könne keine 
Entscheidung treffen, bevor sie nicht genaue- 


23 


stens über die damit verbundenen Verpflich- 


tungen und Garantien unterrichtet sei. — Am 
27. Februar billigt der Exekutivausschuß der 
Sozialdemokratischen Partei mit 49 Stimmen 
gegen 1 Stimme die Teilnahme Dänemarks an 
den Besprechungen über den Atlantikpakt. 


Deutschland 
Februar: Die drei Militärgouverneure beschlie- 
Ben, ein einheitliches Zollsystem und eine ein- 
heitliche Kontrolle des Handelsverkehrs an 


16. 
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es habe die as 
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"Professor Kastner, beruft dieHauptverwaltung 
_ für Finanzen zu einer Sondersitzung ein und 


ferenz Gerüchte über eine neue Währungs- 


—_ 


it er ist als re a 
deutschen trizonalen Zollausschusses Sn 


eine a nach der die Entnazifizier 
in Berlin zum 1. Juni 1949 Ag She 

den soll. 5 
Der kommissarische Leiter des wen 


erklärt, der von der Zentralberufungskamm 
Ludwigsburg gegen Dr. Hjalmar Schacht 
kündete Spruch sei rechtskräftig. Danach ist 
Schacht als Hauptschuldiger zu acht Jahre 

Arbeitslager und zum Einzug seines Vermö 
bis auf 10000 DM verurteilt. Nach Überprü: 
durch das Befreiungsministerium will Kora 


lingswesen im Br Wirtschaftsg: 
ernannt. 


kommission in Frankfurt aufgefordert, i 
Tätigkeit in der amerikanischen Besatzun 
zone zum 1. März 2 zu beenden, 


tischer Kräfte für die an der Justiz. De 
Befehl gestattet die Ernennung von Personen, 
die keine juristische Bildung haben, zu > 
tern und Staatsanwälten. 
Der stellvertretende Vorsitzende der deut 
schen Wirtschaftskommission in der Ostzone, 


dementiert anschließend auf einer Pressekon- 


reform in der Sowjetzone. Am 18. Februar 
geben das Sowjetische Nachrichtenbüro (SNB) 
und am 19. Februar der Leiter der Finanzabtei- 
lung der Sowjetischen Militäradministration, 
Sitnin, ähnliche Erklärungen ab. Der Kurs 


2001. FR 


N 


22. Februar: 


© ZEITREGISTER 


Ostmark — Westmark fällt in den Wechsel- 
stuben auf 6:1. 

Im Prozeß gegen zwanzig Angehörige eines 
tschechischen Spionageringes in der amerika- 
nischen Besatzungszone wird Frantisek Klecka 
von einem amerikanischen Sondergericht in 


‚München zu zwanzig Jahren Zwangsarbeit 


verurteilt. 

Volksratspräsident Otto Nuschke warnt anläß- 
lich einer Demonstration des Demokratischen 
Frauenbundes, sich nicht der antisowjetischen 
Hetzkampagne anzuschließen, falls man eine 
baldige Rückkehr der deutschen Kriegsgefan- 
genen aus der Sowjetunion wünsche. 

Der britische Militärgouverneur, General Sir 
Brian Robertson, wiederholt auf einer Presse- 
konferenz den Wunsch der britischen Regie- 
rung, Deutschland unter den Nationen der 
Westunion und möglicherweise als gleichbe- 
rechtigten Partner in ihrem Rat zu sehen. Die 


' westlichen Regierungen würden in Kürze klei- 
..nere Berichtigungen der westdeutschen Grenze 


bekanntgeben. 
Der Berliner Oberbürgermeister, Professor 
Ernst Reuter, wendet sich in einer Erklärung 


‚in Berlin gegen jegliche Remilitarisierungs- 


absichten hinsichtlich Westdeutschlands. 


18. Februar: Die millionste Tonne Güter trifft über 


die Luftbrücke in Berlin ein. 

Politiker Nord- und Südbadens, Hohenzollerns 
und von Rheinland-Pfalz halten bei Bühl Be- 
sprechungen über die Neugestaltung der Län- 
der im südwestdeutschen Raum ab. 


19. Februar: Konferenz der Vorstände aller Ge- 
_ werkschaften der britischen und der amerika- 


nischen Zone unter Teilnahme von Vertretern 
der französischen Zone in Königswinter über 
einen trizonalen Zusammenschluß der Gewerk- 
schaften. — Der Vorsitzende des Allgemeinen 
Gewerkschaftsbundes von Rheinland-Pfalz er- 
klärt am 20. Februar vor der Presse, ein Be- 
schluß zur Verschmelzung der Gewerkschaften 
in den Westzonen sei nicht gefaßt worden. — 
Am 28. Februar konferieren die Militärgouver- 
neure Clay und Robertson mit führenden Ver- 
tretern des Zweizonengewerkschaftsrates. 


20. Februar: Der Leiter der Kampfgruppe gegen 


Unmenschlichkeit, Dr. Rainer Hildebrandt, gibt 


‚auf einer Kundgebung in Berlin bekannt, in 


den Konzentrationslagern der Ostzone seien 
in den vergangenen drei Jahren etwa 130 000 
Menschen umgekommen. Weitere 42 000 seien 
in die Sowjetunion deportiert worden. 


Der bisherige Staatspräsident von 
Baden, Leonhard Wohleb, wird vom Landtag 
mit einer Stimme Mehrheit erneut zum Staats- 
präsidenten gewählt. Das Kabinett hat die 
gleiche Zusammensetzung wie das zurückge- 
tretene; 

In Hamburg findet bis zum 25. Februar eine 
Konferenz der Flüchtlingsabteilung des Welt- 
kirchenrats über deutsche Flüchtlingsfragen 
statt. 
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23, 


24, 


25: 


26. 


28. 


23. 


Der Kommandant des amerikanischen Sektors 
von Berlin, Oberst Howley, spricht sich für die 
Einführung der Westmark als alleiniges Zah- 
'lungsmittel in Westberlin aus. 

In Düsseldorf findet bis zum 23. Februar eine 


Konferenz französischer, belgischer, luxem- 
burgischer und deutscher Gewerkschaftsfunk- 
tionäre statt, auf der beschlossen wird, eine 
Delegiertentagung aller Berg- und Metall- 
arbeiterverbände der am Ruhrstatut  inter- 
essierten Länder nach Luxemburg einzube- 
rufen. 
Februar: Die Verwaltung für Arbeit gibt die 
Zahl der Arbeitslosen im Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet am 15. Februar mit 1 019426 an. 
Februar: In der Plenarsitzung des Parlamen- 
tarischen Rates wird das Wahlgesetz in allen 
drei Lesungen angenommen. 
Februar: Besuch des französischen Arbeits- 
ministers, Daniel Mayer, in Saarbrücken und 
Unterzeichnung eines französisch-saarländi- 
schen Sozialversicherungsabkommens. 
Februar: General Clay erklärt vor Pressever- 
tretern, für den Treuhandschaftsrat für die 
Ruhrstahlindustrie würden Fachleute benötigt. 
Man werde deshalb mindestens ein Viertel der 
deutschen Treuhänder unter maßgebenden 
Männern der früheren Trusts auswählen. 
Der Präsident des Deutschen Volksrates und 
Vorsitzende der CDU in der sowjetischen 
Zone, Otto Nuschke, trifft zu einem Besuch in 
Westdeutschland ein. 
Februar: Auf dem Parteitag der LDP.der so- 
wjetischen Zone in Eisenach werden Professor 
Hermann Kastner und Dr. Hamann zu gleich- 
berechtigten Vorsitzenden der Zonenleitung 
gewählt. N 
Der Stellvertreter des Direktors der Verwal- 
tung für Finanzen, Dr. Edmund Kaufmann, 
wird zum württembergisch-badischen Finanz- 
minister ernannt. 
Der amerikanische Kriegsminister, Kenneth C. 
Royall, gibt bekannt, General Lucius D. Clay 
habe den Wunsch geäußert, von dem Ober- 
befehl über die amerikanischen Besatzungs- 
streitkräfte in Deutschland entbunden zu wer- 
den. 
Der Vorsitzende der SED, Otto Grotewohl, er- 
klärt sich auf einer Kundgebung in Berlin mit 
der Äußerung des Vorsitzenden der französi- 
schen Kommunistischen Partei, Maurice Tho- 
rez, über das Verhalten der Arbeiterschaft im 
Falle eines Einmarsches der Roten Armee soli- 
darisch. 
Finnland 


Februar: Ein Mißtrauensvotum der Bauern- 

partei gegen die Regierung Fagerholm im Par- 

lament ergibt 97 Stimmen für und 97 Stimmen 

gegen den Antrag. Ein daraufhin erfolgter 

Entscheid durch das Los fällt zugunsten der 
Opposition aus. Bei einer dritten Abstimmung 

erhält die Regierung mit 97 gegen 95 Stimmen 

das Vertrauen. 
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0... Frankreich 

Februar: Der britische Schatzkanzler, Sir Staf- 
ford Cripps, hat in Paris vorbereitende Bespre- 
chungen mit Finanzminister Maurice Petsche 
über die Abstimmung der langfristigen Wirt- 
schaftspläne, die die beiden Länder der OEEC 
vorgelegt haben. 


. Februar: Der Rat der OEEC nimmt eine Resolu- 


tion an, die einen Vorschlag des ministeriellen 
Neunerausschusses vom Vortage billigt. Da- 
nach wird ein nichtständiger Ausschuß gebil- 
det, dem außer dem belgischen Ministerpräsi- 
denten Spaak als Vorsitzendem die sieben 
Minister, die im Exekutivausschuß der OEEC 
vertreten sind, angehören. Der Ausschuß soll 
für eine größere Autorität und Handlungs- 
fähigkeit der OEEC sorgen. Eine zweite Re- 
solution des Rates befaßt sich mit dem Jahres- 
plan für 1949/50, eine weitere mit der Stellung 
des Generalsekretariats zur Presse. Die Orga- 
nisation der OEEC soll über das Jahr 1952 hin- 
aus bestehenbleiben. — Am 18. Februar tritt 
der neugebildete Ministerausschuß zu einer 
ersten inoffiziellen Sitzung zusammen. 
Innenminister Jules Moch erklärt einem Ver- 
treter einer amerikanischen Nachrichtenagen- 
tur, die Gefahr einer gewaltsamen Erhebung 
der gaullistischen Sammlungsbewegung (RPF) 
gegen die Regierung nehme ab, da die Anhän- 
gerschaft de Gaulles ständig zurückgehe. 


Februar: Ministerpräsident Queuille hat eine 
Unterredung mit dem früheren Kaiser von An- 
nam, Bao-Dai, über dessen Rückkehr nach 
Indochina. 

Die Sowjetunion ersucht die Regierung um 
Auslieferung dreier Zeugen als Kriegsverbre- 
cher, die im Prozeß Viktor Kravchenkos gegen 
die kommunistische Wochenzeitschrift Les Let- 
tres Francaises gegen die Sowjetunion ausge- 
sagt haben. 

Der Generalsekretär der französischen Kom- 
munistischen Partei, Maurice Thorez, erklärt 
vor dem Zentralkomitee der Partei, die fran- 
zösischen Kommunisten stellten sich im Kriegs- 
falle bei einem Einmarsch der Roten Armee in 
Frankreich auf die Seite der Sowjetunion. — 
Am 24. Februar beschließt der Außenpolitische 
Ausschuß der Nationalversammlung mit 21 ge- 
gen 13 Stimmen, von Thorez eine parlamen- 


'tarische Erklärung über diese Feststellung zu 


verlangen. Die Nationalversammlung nimmt 
einen Antrag, der die Erklärung Thorez' ver- 
urteilt, mit 386 gegen 182 Stimmen an. Bei der 
Debatte in der Versammlung wiederholt 
Thorez seine Erklärung vom 22. Februar und 
sagt, die Errichtung des Hauptquartiers der 
Westeuropäischen Union in Fontainebleau 
komme einer Invasion Frankreichs gleich. 


‚Februar: Nach einem Kommunique des Innen- 


ministeriums sind mehrere Mitglieder der 
Kommunistischen Partei wegen Spionagever- 
dachts verhaftet worden. Am 28. Februar wer- 
den zwei Offiziere festgenommen. 


Europa-Archiv /20. März 1949 


16. 


16: 


19. 


DAR 


22: 


23: 


Griechenland 


Februar: Der stellvertretende Ministerpräsi- 
dent, Alexander N. Diomedes, erklärt vor der 
Presse, dem Kampf gegen die Kommunisten in 
Griechenland müsse der erste Vorrang zu- 
erkannt werden. Trotzdem würden auf wirt- 


schaftlichem Gebiet mit Hilfe des Europäischen 


Wiederaufbauprogramms große Fortschritte 
gemacht. 


Großbritannien 


Februar: Die ständige Organisation der West- 
europäischen Union in London schlägt Straß- 


burg als Sitz des Europarates vor. h 
Februar: Außenminister Bevin erklärt auf 
einer Veranstaltung der Gewerkschaften in 
Bristol, die Demokratie westlicher Prägung sei 
in Osteuropa völlig unterdrückt worden. Die 
Sklavenarbeitslager seien so schlimm wie die- 
jenigen Hitlers. 

Februar: Die Gesamtexporte nach den Ver- 
einigten Staaten stiegen von 61,3 Millionen 


Pfund im Jahre 1947 auf 70,8 Millionen Pfund 


im Jahre 1948, während sich die Importe aus 


den Vereinigten Staaten von 297,1 Millionen 
‚Pfund im Jahre 1947 auf 184,4 Millionen Pfund 
im Jahre 1948 verminderten. Das Defizitinder 
Handelsbilanz mit den Vereinigten Staaten 


wurde von 235,8 Millionen Pfund im Jahre 


1947 auf 113,6 Millionen Pfund im Jahre 1948 | 


herabgedrückt. 
Außenminister Bevin bespricht in London mit 
dem griechischen Außenminister Konstantin 
Tsaldaris Sicherheitsfragen der Mittelmeer- 
länder. Am 22. Februar hat Tsaldaris eine 
Unterredung mit dem amerikanischen Bot- 
schafter in London, Lewis W. Douglas. ' 
Der amerikanische Botschafter 


16. bis 28. Februar 1949 


in London, % a 
Lewis W. Douglas, spricht bei Außenminister - 


Bevin und am 23. Februar bei dem Leiter dr 


Deutschlandabteilung des Außenministeriums, 
Sir Ivone Kirkpatrick, wegen der Empfehlun- 
gen des amerikanischen Außenministeriums 
zur Demontage der westdeutschen Industrien 
auf Grund des Berichtes des Humphrey-Aus- 
schusses vor. j 


Februar: Der König billigt die Ernennung von 


Lord Soulbury zum neuen Generalgouverneur 
von Ceylon. M 
Ein Sprecher des Außenministeriums erklärt, 
Großbritannien habe die Empfehlungen der 
Kommission der Vereinten Nationen für die 
Berliner Währungsfrage zurückgewiesen. 
Februar: In London werden auf Grund des 
polnisch-britischen Handels- und Finanzabkom- 
mens vom 14. Januar 1949 Besprechungen mit 
einer polnischen Delegation, die von Vize- 
finanzminister Drozniak geführt wird, über die 
Entschädigung für in Polen verstaatlichten bri- 
tischen Besitz und die Begleichung der polni- 
schen Vorkriegsschulden an Großbritannien 
aufgenommen. 

Die ECA billigt einen Vorschlag der briti- 
schen Regierung, nach dem zur weiteren topo- 
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an und Geöghauhischen Erforschung 


. britischer Kolonialgebiete Gelder von der ECA 


nister für De Handel-matir 


zur Verfügung. gestellt werden. 
Die ständige Organisation der Westeuropä- 
2 . „ischen Union in London berät über den Ent- 
>... wurf zum Atlantikpakt a das Statut für den 

= Europarat. 

en Februar: Bei den Verhandlungen der Außen- 
 minister-Stellvertreter in London über den 
österreichischen Staatsvertrag faßt der stell- 
. vertretende jugoslawische Außenminister, Ales 
i  Bebler, die jugoslawischen Forderungen in vier 
= - Punkten zusammen: Berichtigung der öster- 
* reichisch-jugoslawischen Grenze zugunsten 
ef Jugoslawiens, Schaffung einer slowenischen 
Autonomie in Kärnten, wesentliche Repara- 
2 tionszahlungen Osterreichs und Garantie der 
jugoslawischen Minderheitenrechte. Am 28. Fe- 
bruar lehnt der österreichische Außenminister, 
.....Karl Gruber, die jugoslawischen Forderungen 


Me bour-Partei halten in Shanklin eine Bespre- 
8 ‚Chung über das Wahlprogramm der Partei für 


das Jahr 1950 ab. 


eine von Staatssekretär Christopher Mayhew 
. am 13. Februar in Lake Success abgegebene 
Erklärung, wonach sich die britische Wirt- 
X schaftslage so weit gefestigt habe, daß man 
bald ohne amerikanische Hilfe auskommen 
kör 


N Februar: Der Vorsitzende der Kokimunisti- 

' schen Partei Großbritanniens, Harry Pollit, er- 

klärt, die britischen Kommunisten ständen im 

ii . ä Falle eines Krieges mit der Sowjetunion an der 
E in ‚Seite Rußlands. 


Irland 


I Be zum Nordatlantikpakt wegen der Tei- 
Jung Irlands unüberwindliche Schwierigkeiten. 


A te Italien 


17. Februar: In Isola Liri, fünfzig Meilen südlich 
von Rom, kommt es zu schweren Zusammen- 
Re . stößen zwischen Polizei und streikenden 

Br 2. Arbeitern. 

23. Februar: Außenminister Graf Carlo Sforza er- 
klärt vor dem Außenpolitischen Ausschuß der 
Kammer, Frankreich und Italien würden in 

....... Kürze einen Vertrag über eine Zollunion zwi- 

schen den beiden Ländern unterzeichnen. 


x 24, Februar: Der Ministerrat billigt einen Gesetzes- : 


vorschlag zur Schaffung eines Obersten Ver- 
teidigungsrates. 


26. Februar: Der Generalsekretär der Kommunisti- 


schen Partei Italiens, Palmiro Toaliatti, erklärt 
sich mit der Feststellung des französischen Kom- 
munisten Thorez, die Arbeiterschaft werde die 
‚Rote Armee im Kriegsfall unterstützen, soli- 
darisch. 


2004 


in ‚einer Stellungnahme vor der Konferenz ab. 
Februar: Führende Persönlichkeiten der La- 


Schatzkanzler Sir Stafford Cripps dementiert 


(Rechtssozialist), überreicht | 
de Gasperi sein Rücktrittsgesuch. 


Niederlande a 
16. Februar: Ministerpräsident Willem Drees er- 
klärt vor der Zweiten Kammer, der Minister 
für die Überseegebiete, Mr. E.M. J. A. Sassen, 
sei wegen Meinungsverschiedenheiten mit 
anderen Kabinettsmitgliedern hinsichtlich der 
internationalen Aspekte der niederländischen 
Indonesienpolitik zurückgetreten. — Am 18, Fe- 
bruar erklärt der amtierende Minister für die 
Überseegebiete, Dr. J. H. van Maarseveen, der 
niederländische Hochkommissar in Indonesien, 
Dr.L. J.M. Beel, habe sich mit der Politik des 
Kabinetts einverstanden erklärt. — Die Zweite 
Kammer spricht der Regierung mit 76 gegen 
15 Stimmen Gr Vertrauen aus. 


. Norwegen 


19. Koh Der Kongreß der norwegischen Ar- 
beiterpartei, dem auch die Ministerpräsidenten 
Schwedens und Norwegens sowie Vertreter 
der finnischen Sozialdemokratischen Partei und 

 derbritischen Arbeiterpartei beiwohnen, nimmt 
mit 329 gegen 35 Stimmen eine Resolution an, 
in der erklärt wird, Norwegen müsse ver- 
suchen, seine Sicherheitsprobleme in Zusam- 
menarbeit mit den westlichen Demokratien zu 
lösen. — Am 24. Februar berichtet Außenmini- 
ster Halvard M. Lange dem Kabinett und dem 
Parlament über seine Besuche in Washington 
und London. Er gibt bekannt, Norwegen werde 
an den vorbereitenden Besprechungen über 
den Atlantikpakt teilnehmen. 


- Polen 
24. Februar: Außenminister Zigmund Modzelewski 
hält in Warschau mit den polnischen Gesandten 
in Kopenhagen, Stockholm, Oslo und Helsinki 
Besprechungen über die Fragen ab, die sich 
aus der Stellung der skandinavischen Länder 
zum Atlantikpakt für Polen ergeben. 


Portugal 


16. Februar: Mehrere prominente Anhänger des 
Führers der Opposition, General Norton 
de Mattos, werden verhaftet. 


Rumänien 


28. Februar: Durch Dekret werden 16 römish- 
katholische Frauen- und Jugendverbände auf- 
gelöst. Ihr Eigentum verfällt dem Staat. 


San Marino 


27. Februar: Die Wahlen ergeben einen Sieg der 
kommunistisch- sozialistischen Parteikoalition. 


Schweden 


16. Februar: Ministerpräsident Tage Erlander er- 
klärt in einer Rede vor einer sozialdemokrati- 
schen Jugendversammlung, er ‚glaube nicht, 
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on Vi eidigungspakt nicht habe 
en. Schweden halte jedoch sein 
Angebot für eine allianzfreie skandinavische 
j Verteidigungsunion aufrecht. — Am 20, Fe- 
 bruar erklärt Erlander einem Vertreter der 
Pariser Zeitung Le Monde, die schwedische 

2 en habe sich nicht SSEHUert, 


Schweiz 


2. sitzende des Europäischen Verteidigungsrates, 


tritt die Bukene nach Paris an. 


RE er “ 

An ER ' Sowjetunion. 

Br ‚26. Februar: Die Regierung beschuldigt die en 
B: = "einigten Staaten und Großbritannien, die Rück- 


R ' führung sowjetischer Staatsbürger aus West- 
er. ‚deutschland und Österreich nach der Sowjet- 
union zu verhindern. — Am 22. Februar bezif- 
 ferte der Stabschef der Sowjetischen Militär- 
4 _ administration in Deutschland, General G. S. 
BR:  Lukjantschenko, die Zahl der in der amerika- 


nischen Besatzungszone Deutschlands zurück- 


'S l gehaltenen ee auf über 100 000. 


N ER, Spanien 

17. Februar Abläben des ersten Präsidenten der 
Spanischen Republik, Niceto Alcala Zamora 
Torres, in Buenos Aires. 


es Le ‚ Tschechoslowakei 


17. FEnan, IM Prag wird bekanntgegeben, zwi- 
schen einem Sonderausschuß des Aktionskomi- 
tees der Nationalen Front und einer Abord- 


Pr— Le Be | Lu 


Afrika 5 
Ägypten 


27. Februar: Im Rahmen einer Kabinettsumbil- 
dung wird Ahmed Mohammed Khashaba 


Pascha an Stelle von Ibrahim Dessouki Abaza - 


Pascha zum Außenminister ernannt. Abaza 
 .... Pascha wird Verkehrsminister. Der bisherige 


Verkehrsminister Riad Seif el-Nasr Bey tritt. 


zurück, 
Elehranisttie Union 


17. Februar: Premierminister Dr. Francis Daniel 
Malan erklärt im Parlament, nach Auflösung 
des Völkerbundes habe keine Verpflichtung 
bestanden, das ehemalige Deutsch-Südwest- 
afrika unter die Treuhandschaft der Vereinten 
Nationen zu stellen. Er schlägt vor, Südwest- 
afrika weiter eine Selbstregierung und eine 
Vertretung im Parlament der Südafrikanischen 
Union zu geben. 

19, Februar: In Durban kommt es erneut zu schwe- 
ren Zusammenstößen zwischen Negern und 
Indern. 
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einen 


‚24 Februar: Fl naischail Montgomery, der Vor- | 


der zu einem. Besuch in der Schweiz weilte, 


28. 


18. 


22. 


28. 


16. 8 


Mir ' | Kae Wichtige nie in der übrigen Welt 


16. 


N r 
20. Februar: ‚Nach der Aufdeckung eines RL 


K inlage gedient habe. 


Februar: ; Ministerpräsident Antonin Ziel 
wendet sich vor dem Zentralen Aktio 
schuß gegen Gerüchte über eine bea ir 
tigte Rücksiedlung Sudetendeutscher nach ; 
en ER: 


Ungarn 


Februar: Erno Gero (Ungarische Arbeit 
teil) wird zum Finanzminister ernannt. 
Nachfolger als Transportminister wird 
staatssekretär Lajos Bebric. 


Februar: Die ungarische Nachrichtenagent 


\E 


veröffentlicht einen Brief des Bau, os 


eig der ee zwischen Staa | 
Kirche zu ergreifen. 


Februar: In Budapest beginnt der Prozeß < 
gen weitere vierzehn Natange lage, des 
dinals a el 


Vatikanstadt 


Am 20. Br hält Papst Pius xIT. eine 

sprache vor 200000 Menschen, die sich 
Protest gegen das Urteil vor der St.-P 
Kirche in Rom versammelt haben. } 


Südrhodesien 


Februar: Südrhodesien, Nordrhodesien 
Njassaland kommen in einer Konferenz 
Victoria Falls überein, eine zentralafrikanisd 
Föderation mit dem Anspruch auf den Stat: 
eines Dominions zu gründen. 
Amerika 

Bolivien 


plotts gegen Staatspräsident Enrique Hertzog 
finden zahlreiche Verhaftungen statt. Die Re- 
gierung beschuldigt Anhänger des im Jahre 
1946 ermordeten Präsidenten Gualberto Vil- 
laroel, die größtenteils im Exil in Peru leben, 
der Verschwörung. Am 21. Februar tritt das et 
Kabinett zurück. 


Brasilien 


‚23. Februar: Das Abgeordnetenhaus nimmt mit: 


151 gegen 10 Stimmen den SALTE-Plan, einen 
Fünfjahresplan, an, in dessen Verlauf 18,8Mil- 


2005 £ 


ER FRE > ie 


> 


ZEITREGISTER 


le 


liarden Cruzeiros für die Steigerung der land- 
wirtschaftlichen und industriellen Produktion 
sowie die Förderung der öffentlichen Gesund- 
heit aufgewendet werden sollen. 


Kanada 
Februar: Das Unterhaus billigt mit 140 gegen 


74 Stimmen eine Resolution, die das britische 


21. 


26. 


16. 


Parlament auffordert, die Bestimmungen über 
die Vereinigung Neufundlands mit Kanada in 
Kraft zu setzen. Am 21. Februar gibt die kom- 
missarische Regierung Neufundlands bekannt, 
sie habe die Bedingungen für die Union mit 
Kanada gebilligt. 


Kostarika 


Februar: In Washington wird ein Freund- 
schaftspakt zwischen Nikaragua und Kostarika 
unterzeichnet, durch den die im Dezember 1943 
begonnenen Streitigkeiten zwischen den bei- 
den Ländern formell beigelegt werden. 


Paraguay 


Februar: Der seit dem 30. Januar 1949 amtie- 
rende provisorische Präsident, General Rai- 
munde Rolon, wird von dem Erziehungsmini- 
ster und Führer der Colorado-Partei, Felipe 
Molas Lopez, gestürzt und verhaftet. 


Vereinigte Staaten 
Februar: Armeeminister Kenneth C. Royall 
dementiert auf einer Pressekonferenz in Wa- 
shington erneut Berichte, wonach er auf einer 
Pressekonferenz in Tokio am 6. Februar von 


‚ einer Räumung Japans durch die Vereinigten 


19: 


Staaten im Kriegsfall gesprochen habe. 
Administrator Paul Grey Hoffman erklärt vor 
dem Außenpolitischen Ausschuß des Senats, 
der Preisrückgang in den Vereinigten Staaten 
berechtige zu keiner Kürzung der 5,58 Milliar- 
den Dollar, die er als Mindestsumme für wei- 
tere fünfzehn Monate des Europäischen Wie- 
deraufbauprogramms beantragt habe. 


„Februar: Außenminister Dean Acheson begut- 


achtet vor dem Aüßenpolitischen Ausschuß 
des Senats den Entwurf zum Atlantikpakt. Der 
Vorsitzende des Ausschusses, 
Connally, erklärt nach der Debatte, die Haupt- 
stärke des Paktes liege in der Erkenntnis der 
europäischen Länder, daß der, Kongreß voll 
und ganz hinter dem Abkommen stehe. 

Das Joint Committee on Foreign Economic 
Cooperation (“watchdog committee") empfiehlt 
in einem Bericht über das Europäische Wieder- 
aufbauprogramm an den Außenpolitischen 
Ausschuß des Senats, daß die Vereinigten 
Staaten die Reparationsansprüche westeuro- 
päischer Länder an Westdeutschland erwerben, 
damit die Vereinigten Staaten allein über die 
Verwendung der zur Demontage vorgesehenen 
Fabriken in Westdeutschland entscheiden 
könnten. 


Februar: Präsident Truman gibt den Rücktritt 


des stellvertretenden Heeresministers und 


2006 


Senator Tom. 


28. 


16. 


18. 


22 


23. 


24, 


DR 


19: 


ehemaligen wirtschaftlichen Beraters des Ge- 


nerals Clay in Deutschland, Generalmajor 
William H. Draper, bekannt. 

Februar: Präsident Truman legt dem Kongreß 
sein neues Sozialversicherungsprogramm Vor. 


Asien 
Burma 


‚ Februar: Die Aufständischen besetzen mehrere 


Städte in Zentralburma und nehmen am 
22. Februar beim Vordringen auf Mandale die 
Städte Mjingjan und Majmjo ein. 


China 


Februar: Ministerpräsident Dr. Sun Fo demen- 
tiert Gerüchte über seinen beabsichtigten Rück- 
tritt und bestätigt den Beschluß des Kabinetts, 
in Kanton zu verbleiben. 


Februar: Die Tsingtao Daily News veröffent- 
licht die Vorschläge, die nach einer Erklärung 
des Professors Wu Yu-hao, des Leiters einer 
nationalchinesischen Friedensdelegation, die 
sich aus Nankinger Professoren “zusammen- 
setzt, den Kommunisten in Peking übergeben 
wurden: sofortige Feuereinstellung, Freilas- 
sung der politischen Gefangenen auf beiden 
Seiten, Verschmelzung der nationalen und 
kommunistischen Armeen zu einer nationalen 
Verteidigungsarmee unter Kürzung ihrer Ge- 
samtstärke um 40 Prozent sowie Bildung einer 
Koalitionsregierung, der sechs Mitglieder der 
Kuomintang, sechs Kommunisten und sechs 
Vertreter anderer Parteien angehören sollen. 


Februar: Der Sitz der nordchinesischen Volks- 
regierung wird von Shihchiachuang nach Be 
king verlegt. 


Februar: Chanh Chih-chung, der national- 
chinesische Kommandant in Nordwest-China, 
erklärt, daß das Handelsabkommen, über das 
augenblicklich mit der Sowjetunion verhan- 
delt werde, den Sowjets keine ausschließlichen 
wirtschaftlichen Rechte in Hsinkian einräumen 
werde. 


Februar: Finanzminister Ksu Kan kündigt” die 
Einführung wirtschaftlicher und finanzieller 
Reformen an. Der freie Markt in Gold und Sil- 
ber soll wiederhergestellt und das Steuer- 
system überprüft werden. 


Februar: Die nationalchinesische Friedensdele- 
gation, die vierzehn Tage lang in Peking mit 
den Kommunisten verhandelte, kehrt zur Be- 
richterstattung nach Schanghai zurück. 


Indien 


Februar: Die Regierung ergreift Maßnahmen 
gegen die Kommunisten und schreitet zu Ver- 
haftungen. Die rote Fahne mit Hammer und 
Sichel wird verboten. — Am 28. Februar er- 
klärt Ministerpräsident Pandit Jawaharlal 
Nehru im Parlament, die Haltung der Kom- 
munistischen Partei Indiens in der letzten Zeit 
grenze an eine Revolte. 
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28. 
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26. 


23: 


16. 


17. 


26. 


16. 


23. 


Februar: Mehr als 10 000 Sikhs protestieren in 


Neu-Delhi gegen die am 19. Februar erfolgte 


Verhaftung ihres Führers, Master Tara Singh. 


Februar: In Neu-Delhi beginnt zwischen dem 
britischen Hohen Kommissar von Indien, dem 
australischen Außenminister, dem indischen 
Ministerpräsidenten und dem Hohen Kommis- 
sar von Ceylon eine Konferenz über die Lage 
in Burma. 

Indonesien 


Februar: Die republikanische Notregierung er- 
klärt, Entscheidungen, die in Besprechungen 
zwischen niederländischen Vertretern und dem 
ehemaligen indonesischen Präsidenten Soe- 
karno und dem früheren Ministerpräsidenten 
Dr. Mohammed Hatta getroffen worden seien, 
würden von ihr als nicht bindend betrachtet. 


Februar: In Batavia und im Haag wird eine 
Erklärung der niederländischen Regierung 
über ihre Indonesienpolitik veröffentlicht. Die 
Souveränität soll nach Möglichkeit noch vor 
dem 1. Juli 1950 auf eine indonesische Regie- 
rung übertragen werden. Für den 12.März 1949 
wird eine Round-Table-Konferenz nach dem 
Haag einberufen. — Am 28. Februar lehnt der 
indonesische Vertreter in der Indonesienkom- 
‚mission der Vereinten Nationen, Mohammed 
Rum, die Einladung der niederländischen Re- 
gierung zu dieser Konferenz ab. 


3 


Iran 
Februar: Die Regierung’ verkündet den Aus- 
nahmezustand, da nach dem Verbot der Tudeh- 
Partei Unruhen entstanden sind. 


Israel 


Februar: Nach endgültigen Ergebnissen haben 
die Parlamentswahlen vom 25. Januar folgende 
Verteilung der 120 Sitze auf die einzelnen 
Parteien ergeben: Mapai (Arbeiterpartei) 48, 
Mapam (Linkssozialisten) 19, Vereinigte reli- 
giöse Partei 16, Cherut (Irgun Zwai Leumi) 14, 
Allgemeine Zionisten 7, Progressionisten 5, 
Kommunisten 4, Sephardim-Partei 4, Jemeni- 


ten, Wizo-Partei und Sterngruppe je 1. Es wur- | 


den rund 440 000 Stimmen abgegeben. 


Februar: Dr. Chaim -Weizmann wird von der 
Verfassunggebenden Versammlung mit 83 ge- 
gen 15 Stimmen zum ersten Präsidenten des 
Staates Israel gewählt. 

Februar: Die bei Faluja eingeschlossenen 
ägyptischen Truppen erhalten auf Grund des 
israelisch-ägyptischen Waffenstillstandsvertra- 
ges vom 24. Februar 1949 freien Abzug. 


Japan 
Februar: Ministerpräsident und Außenmini- 
ster Shigeru Yoshida bildet ein konservatives 


Koalitionskabinett aus Demokratisch-Liberalen 
und Demokraten. 


Siam 
Februar: Die Regierung verhängt wegen der 
Gefahr kommunistischer Unruhen in Verbin- 
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22. 


16. 


17. 


18. 


19, 


16. bis 28. Februar 1949 


dung mit dem Grenzübertritt malaiischer Ban- 
den den Ausnahmezustand. — Am 24. Februar 
wird inBangkok bekanntgegeben, daß ein Plan 
zum Sturz der Regierung des Marschalls Pibul 
Songkram aufgedeckt worden sei. Am 26. Fe- 
bruar kommt es in Bangkok zu Kämpfen zwi- 
schen Marine und Heerestruppen. 


Australien N 
Australischer Bund 


Februar: 
erklärt vor dem Repräsentantenhaus, er sehe 
den geplanten Atlantikpakt als ein Bündnis 
defensiven Charakters an, das den Satzungen 
der Vereinten Nationen entspreche und eine 
Stütze des Weltfriedens darstelle. 


Organisation der Vereinten Nationen 


Februar: Die Sowjetunion, Bjelorußland und 
die Ukraine erklären ihren Austritt. aus der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO). nigra 
Der Sicherheitsrat lehnt die Beratung des Auf- 
nahmegesuches der Nordkoreanischen Volks- 
republik in die Vereinten Nationen ab. 


Februar: Im Sicherheitsrat stellt der sowje-\ 
tische Delegierte Malik den Antrag, den ehe- 
maligen schweizerischen Gesandten in Mos- 
kau, Oberst Hermann Fluekinger, zum Ge- 
neralgouverneur von Triest zu ernennen. Der 
Antrag wird am 21. Februar zurückgestellt. 


Februar: Die Atomenergiekommission nimmt 
in Übereinstimmung mit den Beschlüssen der 
Generalversammlung in Paris nach fast ein- 
jähriger Pause ihre Sitzungen wieder auf. _ 

Februar: Bei den Handelsbesprechungen der 
Wirtschaftskommission der Vereinten Natio- 
nen für Europa in Genf wird im Unterausschuß 


' ein Kompromißbeschluß angenommen, der die 


24. 


29; 


Di: 


Vorbereitung gemeinsamer Ein- und Ausfuhr- 
listen für Ost- und Westeuropa vorsieht. Am 
17. Februar war der Antrag angenommen wor- 
den, die Einfuhrbedarfslisten der OEEC in 
Paris als Grundlage für Einkäufe der West- 
staaten in Osteuropa zu benutzen. 


Februar: Auf der Insel Rhodos wird ein end- 
gültiges Waffenstillstandsabkommen zwischen 
Ägypten und Israel unterzeichnet. 


Februar: Der Internationale Währungsfonds 
wendet sich gegen die von dem südafrikani- 
schen Finanzminister Nicolaas C. Havenga am 
24. Februar im Parlament abgegebene Erklä- 
rung über die letzten südafrikanischen Gold- 
verkäufe. Die Erklärung könne nur darauf ab- 
zielen, die Politik des Fonds zu unterminieren. 


Februar: Die Palästinakommission der Ver- 
einten Nationen hält in Jerusalem eine Be- 
ratung über die Ergebnisse ihrer Verhandlun- 
gen mit Israel und sechs arabischen Staa- 
ten ab. 
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Außenminister Dr. Herbert V. Evatt 
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_ gehen mögen, wir sind uns ei einig, daß ein politischer Wille ee 


Von Dr. Hagen Kogon 


_ 


werden .muß, der allein die föderative Demokratie wirksam machen kann. Und 


europäische öffentliche Meinung wird nicht aüs der Summe der einzelnen nationale 
nungen entstehen. Sie wird ein Element sui generis sein, ein neues Phänomen der G 
schichte, ein dauerndes Erwachen des europäischen Bewußtseins als solchen, die E 

_ _ _ deckung einer gemeinsamen Staatszugehörigkeit. An uns liegt es, SC 
Willen weitsichtig und kraftvoll werden zu lassen. 
en wird, daß unsere Ideen in die Wirklichkeit umgesetzt werden, dann wird sich € 


europäischen Meinung.” 


_ Eine geschichtliche Wende 


Noch vor einem Jahr konnte man überall in 


& Europa und in Amerika, wenn von der Einigung 


unseres Kontinents die Rede war, hören: „Schön 
wäre es.ja, ‚aber —." Heute ist es bereits so weit, 


daß der „ organisierte Wille einer bewußten euro- 
' päischen Meinung" auf der Regierungsebene seine - 


ersten sichtbaren Erfolge verzeichnen kann. 
Tatsächlich, die Vielfalt der Kräfte ist außer- 

‘ordentlich. Sogar die Regierungen sind tätig ge- 

worden: Europäischer Rat, Europäische Versamm- 


‚Jung, Europäische Bewegung, Internationaler Rat, 


Britischer, Französischer, Italienischer, Deutscher 
Rat der Europäischen Bewegung, Exekutivkomi- 
tees an allen Ecken. Europakongresse in Rom, im 
Haag, in Brüssel, demnächst in Westminster. Es 


Rt ‚lohnt sich, in der politischen Strömung, in die wir 


‘über Erwarten schnell geraten sind, Bescheid zu 


wissen, denn am Ende liegen die Ufer des Wohl- 
standes, der Sicherheit, unsere einzige Rettung 
vor neuen Wirren und neuem Chaos. Wir dürfen 
nicht mehr scheitern, ehe wir die Vereinigten 
Staaten von Europa als unser Ziel erreicht haben. 
Jetzt ist die geschichtliche Stunde — nicht 
irgendwann einmal, in zwanzig oder mehr Jahren. 
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Dann wird man Acht ‚ausrichten Founen ohne den organisierten Willen einer bew 


Ziel setzten: 


‚kraten; 


diesen europäische: 
. Aber wenn unsere Bewegung for- 


Wie ist diese europäische Bewegung en 
den? Wie ist ihr Verhältnis zur offiziellen 
gierungspolitik? 

Von 1945 an entstanden sieben große Verb 
in Ela dus Ben die Dun Einigung unse 


die Internationale Liga für wirtschaftliche . 


die Bewegung Vereinigtes Europa unter nal 
ston Churchill; 


größte Organisation mit angeschlossenen Ver- 
bänden in siebzehn europäischen Ländern, Sozia- 
listen, Liberale, Konservative, christliche Demo; 


‘ die Nouvelles Equipes Internationales, ahrist- 
lich-demokratische Parlamentarier unter dem 0% 
Vorsitz des früheren französischen Ministers _ 
Bichet; | Rain: 

der Französische Rat für ein Geeintes Europa Mi 
unter Leitung von Herriot; 


* Aus der Rede Henri Brugmans’ auf dem Haager 7 
Europäischen Kongreß am 7. Mai 1948 (vgl. den vollen 
Wortlaut: Europa-Archiv, Juni-Juli 1948, S. 1442-1443). 
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die Sozialistische Bewegung für die Vereinig- 
ten Staaten von Europa; 


die Europäische Parlamentarische Union unter 
dem alten Vorkämpfer Paneuropas, Coudenhove- 
Kalergi. 

Die meisten dieser sieben Verbände bildeten 
Ende 1947 ein Internationales Koordinationsbüro, 
das für Mai 1948 den Haager Europäischen Kon- 


. greß vorbereitete. Der Kongreß machte konkrete 


Vorschläge, um die Einigung Europas nicht in 
der — sonst notwendigen — westeuropäischen 
Blockpolitik der fünf Mächte des Brüsseler Paktes 
steril werden zu lassen. Vor allem lancierte er die 
Idee eines europäischen Parlaments. 


Unter dem Einfluß der maßgebenden Mitglie- 
der der Verbände griffen die Außenminister von 


' Frankreich und Belgien diesen Gedanken auf, ver- 


„Europäischen Bewegung" 


vollständigten ihn um den Vorschlag eines Euro- 
päischen Ministerrates und eines Ständigen Büros 
dieses Rates. Sie regten ferner an, Straßburg zur 
künftigen Hauptstadt Europas zu machen. 


Die Europäische Bewegung 


' Nun war es an derZeit, auch die SuzEIn N Ver- 
bände der europäischen Bewegung enger zusam- 


menzufassen, denn nun ging es darum, mit aller » 


Kraft der Idee und des Einflusses das weiterzu- 
entwickeln, was erfolgreich begonnen war. 

In der Zeit zwischen Oktober 1948 und Februar 
1949 schlossen sich die genannten Verbände zur 
' zusammen. Abschlie- 
ßende Verhandlungen müssen derzeit nur noch 
mit der Parlamentarischen Union geführt werden. 


Die Europäische Bewegung umfaßt nunmehr alle 


maßgebenden politischen Kräfte unseres Kon- 


tinents, von den Sozialisten bis zu den Konserva- 
tiven. Sie besteht aus den einzelnen großen 


‚Organisationen, aus einem Internationalen Rat 


und einem Internationalen Exekutivkomitee. Der 
Rat und das Exekutivkomitee sind gebildet aus 
Delegierten der Verbände, der nationalen Räte 
der Europäischen Bewegung und aus deren 
Exekutivkomiitees. 


Europäische Politik 
In Brüssel fand vom 25. bis zum 28. Februar 1949 


der erste Kongreß des Internationalen Rates statt. 


Nachdem die Regierungen des Brüsseler Paktes 
am 29. Januar 1949 die Schaffung eines Euro- 
päischen Ministerratess und einer beratenden 
Europäischen Versammlung beschlossen haben, 
geht es nun darum, die Grundlagen für die nächste 
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Stufe der Entwicklung zu schaffen. Diesem Zwek 
dienen die Brüsseler Entschließungen des Inter- 


‚nationalen Rates (siehe den Text auf Seite 2025 
' dieser Folge.) “ 


Aus den politischen Richtlinien sei hier ledig- 
lich hervorgehoben, daß die Europäische Födera- 


tion den Völkern des Ostens grundsätzlich offen- 


stehen soll, daß zuerst Westdeutschland und mög- 
lichst bald ganz Deutschland einen Wesensbe- 
standteil des Europäischen Bundes bilden sollen, 
daß eine gemeinsame europäische Rohstoffver- 
waltung anzustreben ist, das gegenwärtige Ruhr- 


statut daher nicht eine isolierte Maßnahme blei- 


ben darf, sondern daß es zu einem Instrument der 
Schaffung gemeinsamer wirtschaftlicher Institu- 


‚tionen Westeuropas entwickelt werden muß. 


Aus den Empfehlungen für die Europäische 


. Versammlung: daß die Parlamente jedes Landes 


die Mitglieder der Europäischen Versammlung, 
jedoch nicht bloß aus den Abgeordneten der Par- 
lamente, sondern auch aus Vertretern aller leben- 
digen Kräfte bestimmen sollen; daß ihre Zahl 


wenigstens 300 betragen soll; daß für die ost- 


europäischen Völker Plätze symbolisch freizuhal- 
ten sind; daß die Europäische Versammlung das 
Recht zur Erörterung aller Fragen haben muß, die 
ganz Europa angehen; daß die jährliche Sitzung 
wenigstens 45 Tage dauern soll und die Kon- 
tinuität durch eine Anzahl ständiger Ausschüsse 
sowie durch ein Sekretariat zu sichern sei. 

Aus den Empfehlungen für den Obersten Ge- 
richtshof: die Annahme der durch die UNO for- 
mulierten Menschenrechte; die Abgrenzung vom 
Internationalen Gerichtshof im Haag; die Einrich- 
tung einer Kommission des Gerichtshofes zur Vor- 
prüfung von Anträgen sowie die Verfahrensweise. 


Die Politik der Europäischen Bewegung ist es 


also, dafür zu sorgen: 


erstens: daß die Einigung Europas nicht i in einer 
Sackgasse steckenbleibt: 


zweitens: daß alle lebendigen Kräfte Europas 


‘darin vertreten sind; 


drittens: daß Osteuropa nicht vergessen wird. 
Diese Politik unterscheidet sich dadurch von der 


offiziellen Politik der Regierungen, daß sie dieser 


jeweils um einen Schritt, gelegentlich um mehrere 
Schritte gleichzeitig, sehr realistisch, nicht uto- 
pisch, vorausgeht. Es ist die Politik der freien 
Kräfte, die für die öffentliche Meinung und für 
große Teile der Parlamente aller einzelnen Län- 
der maßgebend sind. 
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Das Projekt einer Europäischen Versammlung 


’ 


Entsprechend der heutigen Struktur des euro- 
päischen Staatensystems kommen drei Elemente 
des öffentlichen Lebens als Träger einer europä- 


' ischen Einigungsbewegung in Frage: die Regie- 
rungen, die Parlamente und politische Verbände, 


die einen starken Rückhalt in der Öffentlichkeit 
haben. 


Von allen drei Seiten wurden bereits während 
des Krieges, vor allem aber nach Beendigung der 


Feindseligkeiten Vorstöße für einen europäischen 


Zusammenschluß unternommen. 
Auf seiten der Regierungen war es vor allem 


der britische Premierminister Winston Churchill, 


der bereits im März 1943 eine europäische Staa- 
tenföderation 
Zweige der europäischen Völkerfamilie“ forderte. 
Er regte dazu die Schaffung eines „Europäischen 
Rates“ mit einem obersten Gerichtshof zur Rege- 
lung aller Streitfragen an. Dieser müsse mit ge- 
nügender Gewalt ausgerüstet sein, um seine Be- 
schlüsse zur Durchführung bringen und alle An- 
griffe und Vorbereitungen neuer Kriege verhin- 


dern zu können. Nachdem er Führer der britischen . 


Opposition geworden war, nahm sich Churchill 
des Gedankens der europäischen Einigung mit 
besonderem Eifer an und hielt sich dabei an den 
Kurs seiner ersten Erklärung. Seiner ganzen gei- 
stigen Entwicklung nach konnte er als britischer 
Politiker und Staatsmann, als Geschichtsschreiber 
Marlboroughs und meisterhafter Darsteller der 
Weltkrisen des 20. Jahrhunderts nur in den Re- 
gierungen die legitimen Träger eines europä- 
ischen Zusammenschlusses sehen. Auch als Vor- 
kämpfer der europäischen Einigungsbewegung 


“mußte sein Handeln von dem Gedanken bestimmt 


sein, daß er eines Tages wieder der Staatschef 
Großbritanniens sein konnte und wollte. 

Am 19. September 1946 forderte Churchill in 
seiner berühmt gewordenen Rede in der Universi- 
tät Zürich als erste praktische Maßnahme zur Er- 
richtung der Vereinigten Staaten von Europa die 
Schaffung eines Europäischen Rates. Wenige 


Europa-Archiv / 5. April 1949 


Drei Elemente der europäischen Einigungsbewegung 


„unter Einschluß aller wichtigen. 


vr "FOLGE 


Wochen später erläuterte er die Einzelheiten sei- 
nes Projektes in einem von der amerikanischen 
Zeitschrift Colliers veröffentlichten Artikel. Da- 
nach sollte es die Aufgabe des Rates sein, die 


europäische Wirtschaft zu harmonisieren, ein 


Verteidigungskorps zu bilden, eine einheitliche 
Währung zu schaffen und Europa in die Lage zu 


versetzen, in der Organisation der Vereinten 


Nationen eine wirksamere Rolle zu spielen. 
Churchill hielt sich wie einst Briand an das 
klassische Schema der zwischenstaatlichen Zu- 
sammenarbeit, und es war wohl etwas mehr als 
eine rethorische Geste, wenn er in seiner Begrü- 
Bungsansprache auf dem Haager Kongreß auf den 
„Grand Design“ Heinrichs IV. und seines Mini- 
sters Sully hinwies. (Nach diesem zwischen 1600 
und 1607 ausgearbeiteten Projekt sollte ein stän- 


diger Rat der europäischen Regierungen als X } TR 


oberste Instanz für alle religiösen Konflikte, alle 
Grenzfragen, alle internen Auseinandersetzungen 
und als Führungsorgan für den Abwehrkampf 
gegen den Osten geschaffen werden.) Bo 


Ging der von Churchill verfochtene Gedanke, N. 


Europa durch einen gemeinsamen Rat der Regie- 
rungen zu einigen, weit in die europäische Ge- 
schichte zurück, so konnte der Plan, die Einigung 
durch eine Zusammenarbeit der Parlamente her- 
beizuführen, im Jahre 1948 sein 25jähriges Jubi- 
läum feiern, welches eng mit der Person des Gra- 
fen Coudenhove-Kalergi verbunden ist. Couden- 


hove, der seit der Veröffentlichung seines Buhes 5 3 


über „Pan-Europa“ im Jahre 1923! zu den zähe- 
sten Verfechtern der europäischen Einigung ge- 
hört, hatte im September 1947 eine Konferenz 
nach seinem Wohnsitz in Gstaad (Schweiz) ein- 
berufen, um in der „Europäischen Parlamentari- 
schen Union“ ein parlamentarisches Instrument 
für die Einigung Europas zu schaffen. Zu ihrem 
Präsidenten wurde der Vorsitzende der sozialisti- 


1) Vgl. „Pan-Europa”, Wien 1923; „Pan-Europa, die 
europäische Seele“, Leipzig 1928; „Pan-Europa-ABC“, 
Berlin 1931. 


2011 


ho, päischer Parlamentarier unter dem Vorsitz des 
früheren französischen Justizministers Francois 
de Menthon wurde mit der Ausarbeitung eines 
Verfassungsentwurfes für den europäischen Staa- 
tenbund beauftragt, zu dessen Beratung im Sep- 


zusammentreten sollte. 

Gehört Coudenhove seinen ganzen Auffassun- 
gen nach wesentlich der Zeit zwischen den beiden 
Weltkriegen an, so ist der Gedanke, die europä- 
 ische Einigung durch eine breite Volksbewegung 
zu verwirklichen, in denKreisen der Widerstands- 
bewegungen des Zweiten Weltkrieges entstanden. 
; oweit die geistig maßgebenden Gruppen der 


en fast. gureaweg ein  Zusammenschluß Eu- 


inzelnen wichen freilich, wie noch zu zeigen sein 


= ielt. Es gelang der UEF, föderalistische Gruppen 
aller politischen Richtungen aus allen europä- 


1) Vergleiche dazu etwa den Artikel von Maurice 
er «Actualite de Constantin Frantz» in der Zeit- 
schrift «Federation», dem Organ der Union Europ&eenne 
‚des Fed6ralistes, vom April 1948 oder die Rede Henri 
Brugmans’ auf dem Haager Kongreß, Europa-Archiv, 
'Juni-Juli 1948, S. 1442—1443, 

2) Dem in Montreux gewählten Zentralkomitee ge- 
hörten an: 
Präsident (1947) Genet, Henri (Schweiz); Adler, Ota 
- (Großbritannien); Brugmans, Henri (Niederlande); 
Buchmann, Jean (Belgien); Gerard, Francis (Frankreich); 
Chinst, J. van der (Belgien); Hermes, Wilhelm (Deutsch- 
land); Hopkinson, Henri L. (Großbritannien); Hytte, 
Claude-Marcel (Frankreich); Josephy, F. L. NSrehbrt: 
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Er schen Fraktion in der belgischen Kammer, a A 
: Bohy, gewählt. Coudenhove selbst wurde Gene- 
. ralsekretär der Organisation. Ein Ausschuß euro- 


tember 1948 eine zweite Konferenz in Interlaken 


Resistance. nicht kommunistisch waren, schwebte 


wird, die Vorstellungen weit Sons jDander ab. Alle | 


. dent: Paul van Zeeland), Nouvelles Equipes Inter- 


‘ Villagrazia, 


elleser aller Tan an ihr da- 


bei besonders zustatten ®. 


Die politische Resolution, die auf dem ersten 
Kongreß der UEF in Montreux angenommen. 
wurde, sieht dementsprechend, ohne zunächst auf 
Einzelheiten einzugehen, die Beschränkung der 
Souveränitätsrechte der Staaten zugunsten einer 
„föderativen Autorität" vor, der insbesondere - 
folgende Organe zur Verfügung stehen sollen: 

1. eine Regierung, die nicht den einzelnen föderierten 
Staaten, sondern den Individuen ERS ’ 
sein soll; 3 

2. ein oberstes Gericht, das die Meinungsverschieden- 
heiten zwischen den Staaten ausgleichen soll; 

3, eine gemeinsame Polizeimacht. 


Weitere organisatorische Bin insbe- 
sondere die Art der zu schaffenden europäischen 
Volksvertretung, wurden in dieser ersten Reso- 
lution, die einen sehr theoretischen Charakter 
hat, nicht festgelegt. 


In diesem Zusammenhang genügt es zu berich- 


ten, daß die verschiedenen Verbände im Dezem- 


ber 1947 einen „Koordinierungsausschuß der Be- 
wegungen für die Einheit Europas“ ins Leben 
riefen, dem sich neben der UEF, dem United Europe 
Movement Churchills und der Europäischen Par- 
lamentarischen Union Coudenhoves noch folgende 
Verbände anschlossen: Conseil Francais pour 
l’Europe Unie (Präsident: Edouard Herriot), Ligue 

Ind&pendante de Coop&ration Europ&enne (Präsi- 


nationales (Präsident: Robert Bichet). 


Dieser Koordinierungsausschuß wählte den 
Schwiegersohn Churchills, Duncan Sandys, zum 
Vorsitzenden. Er berief zum 7. Mai 1948 einen 
europäischen Kongreß nach. dem Haag ein, auf 
dem zum ae Vertreter aller Richtungen 


tannien); Kasting, Wilhelm (Deutschland), "Kogon, 
Eugen (Deutschland); Koch, Henri (Luxemburg); Lang, 
Gordon (Großbritannien); Larmeroux, Jean (Frank- 
reich); Lewandowski, Rudolf (Österreich); Milo di 
Antonio (Italien); MacDermont, Niall 
(Großbritannien); Marc, Alexandre (Frankreich); Nord, 
Hans (Niederlande); Olsen, Thomas Hatt (Dänemark); 
Rifflet, Raymond (Belgien); Rossi, Ernesto (Italien); 
Schenck, Ernst von (Schweiz); Schieß, Henri (Schweiz); 
Silone, Ignazio (Italien); Silva, Raymond (Schweiz); 
Usellini, Guglielmo (Italien); Verkade, Willem on, 
derlande); Voisin, Andr& (Frankreich). 

3) Vgl. «L’attitude federaliste» von Denis de Rouge- 
mont in: Rapport du Premier Congr&s Annuel de l’UERF. 
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Die Debatte im politischen na 
In den Debatten der politischen Kommission 


. des Kongresses, die unter dem Vorsitz des ehe- 


lien französischen Ministerpräsidenten Paul 
'Ramadier stand, traten sich nun die verschiede- 
nen Elemente der europäischen Einigungsbewe- 


gung mit ihren gegensätzlichen Auffassungen in 


aller ‚Schärfe gegenüber. Die Frage der Europä- 
 ischen Versammlung wurde zum eigentlichen 
Prüfstein der Meinungen. Die politische Resolu- 
x tion, in der die Einberufung einer Europäischen 
lung. gefordert wurde (vgl. den Wort- 
R laut dieser Resolution: Europa-Archiv, Juni/Juli 
2: 1948, Er 1443—1444), kam erst nach einer beweg- 
EN ten Aussprache zustande. War in dem Entwurf 
der Resolution _ vorgesehen, daß die Mitglieder 
der Europäischen. ‘Versammlung von den einzel- 
"nen: Parlamenten gewählt: werden sollten, so 
schlug der ehemalige französische Ministerpräsi- 
dent Paul Reynaud, unterstützt von einem be- 
 trächtlichen Teil der französischen Delegation, 
VOR, die Mitglieder der Versammlung nach allge- 
Bi meinem Stimmrecht unmittelbar von der Bevölke- 
zung aller Teilnehmerländer wählen zu lassen. 
Auf je ‚eine Million Einwohner sollte ein Abge- 


‚ri 
je 


j  ordneter kommen. Sowohl wegen der praktischen ans 
Schwierigkeiten der Durchführung einer europä- 
ischen Urwahl wie auch aus grundsätzlichen Be- 


denken wurde ‚dieser Vorschlag schließlich abge- 


lehnt. Gleichfalls abgelehnt wurde die Anregung, 


Vertreter der repräsentativen Organisationen, 
insbesondere der Arbeiterorganisationen, in ‘die 
Versammlung aufzunehmen. 


+ Diese Erörterung der Zusammensetzung. der 
Versammlung nahm viel Zeit in Anspruch, so daß 
dann zur Festlegung der eigentlichen Aufgaben 

"nur mehr wenig Raum blieb. Der Verhandlungs- 
bericht der politischen Kommission sagt dazu:. 


„Es ist eine Tendenz in Erscheinung getreten, die 
aus der Versammlung eine verfassunggebende Ver- 
sammlung mit der Aufgabe, die europäischen Institu- 
tionen zu schaffen, machen wollte. Dies hieße sofort 

eine europäische parlamentarische Regierung schaffen, 
die durch ihre Verfassung zentralisiert, ist, ehe noch 
ihre Kompetenzen und ihre Aktionsmittel umschrieben 
' sind. 


(4 
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lat die Aufgabe des Studiums und der 
bereitung der allgemeinen Pläne der Zusammenar 
erhalte. Die Entscheidung wird bei den Regierun 
liegen, die, im Besitze der Autorität, allein in 

-Lage sind, sich zu vereinen.“ 


Die Entshießung des er! Kongresses 


' zeugung gekommen, daß eine solche Organisation, 
in der Zukunft sehr wünschenswert sein mag, in d 
Anfangszeit ganz besonders unzweckmäßig wäre. W: 
gehen von nationalen souveränen Regierungen a au 
' die einen Teil ihrer Souveränität aufgeben sollen, uı 
sie gemeinsam auszuüben. Es ist unmöglich, daß. 
solche Vereinigung ihre Tätigkeit mit der Abset: 
ihrer tragenden Glieder beginnt. a 


Die Sa Mehrheit der Kommission ist zu der U 


. Daher haben wir vorgeschlagen, daß die ) 


Als vierter Punkt der a des politi 


Ausschusses, der unter dem Vorsitz von Pa 


mager tagte, wurde: daher die Forderung I 


Versammlung erhoben, deren Mitglieder von di 
Parlamenten der Teilnehmerstaaten a 


a) zur Bildung einer öffentlichen Meinung in Europ 
- beizutragen und dieser Ausdruck zu verleihen; 


b) sofortige praktische Maßnahmen zu empfehlen, 


IE 


d) die hierfür erforderlichen Pläne auszuarbeiten. her 
’ 


viele Punkte offenließ, so schuf sie doch die 
Grundlage, von der aus das Projekt einer Euro- 
päischen Versammlung an die Regierungen Head 
- getragen werden konnte. Ein Internationaler Aus- 
schuß unter dem Vorsitz von Paul Ramadier wurde 


— 


geeignet ae die notwendige wirtschaftliche 


gen, die sich aus der Schaffung einer derartig 
Union oder Föderation ergeben, und deren 
schaftliche und soziale Auswirkungen zu unter 
suchen; 12 


Y 


Die ersten Ausstrahlungen der Haager 
' Entschließung 


Wenn auch die Haager Entschließung noh 


nun damit beauftragt, die einzelnen Punkte ge- 


nauer auszuarbeiten und insbesondere die künf- 
tigen Aufgaben der Versammlungen zu präzi- 
sieren. 
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PROBLEME DER EUROPÄISCHEN | FRIEDENSORDNUNG. | 


In der a, trugen Delegierte des Haa- 
ger Kongresses die dortigen Beschlüsse den ein- 


zelnen westeuropäischen Regierungen vor. Sie 


wurden überall zuvorkommend, aber mit einem 
sehr verschiedenen Maß an praktischem Ent- 
gegenkommen aufgenommen. 

Die französische und die belgische Regierung 
erklärten, das Haager Projekt werde von ihnen 
günstig aufgenommen. Der Empfang der briti- 


schen Delegation unter Führung Churchills durch 
Attlee und Bevin am 17. Juni fiel dagegen wesent- 


lich kühler aus. 
Bereits am 20. Juli brachte der französische 
Außenminister Bidault eine Resolution zur Schaf- 


fung eines provisorischen europäischen Bundes- 


parlaments vor den Konsultativrat der Mächte 
des Brüsseler Paktes. Sie wurde allerdings abge- 
lehnt (vgl. Europa-Archiv 2/1949, S. 1817). Am 
29. Juli erklärte der belgische Premierminister 


: Spaak vor dem Senat, er sei bereit, mit den ande- 


ren Regierungen‘ über die Schaffung einer Euro- 


‚päischen Versammlung zu verhandeln, sobald er 


die Vorschläge der Bewegungen für die europä- 
ische Einheit in Händen habe. In Großbritannien 
dagegen ergaben sich bald ernsthafte Schwierig- 
keiten. 


‚Der Briefwechsel zwischen Churchill und Attlee 


Churchill hatte Attlee bei seinem Besuch am 
17. Juni mitgeteilt, er werde ihm bald Näheres 
über die geplante Europäische Versammlung 
sagen können. Am 27. Juli leitete er ihm die Ein- 
zelheiten des britischen Entwurfes mit folgendem 
Begleitschreiben zu: 


„Mein lieber Premierminister! Als Sie die Güte hat- 
ten, eine Abordnung von Mitgliedern der britischen 
Delegation zum Haager Kongreß zu empfangen, wurde 
vereinbart, daß Ihnen weitere detaillierte Informa- 
tionen über den Vorschlag zur Einberufung einer Euro- 
päischen Versammlung zugeleitet werden sollten. 

Das Schreiben, welches ich beilege, enthält einen 
vorläufigen Plan, der von einer Gruppe von Mitglie- 
dern Zer britischen Delegation ausgearbeitet wurde. 
Ihr gehören Vertreter aller Parteien an. Die Einzel- 
heiten des Planes werden von einem internationalen 
Studienkomitee unter dem Vorsitz von Herrn Rama- 
dier ausgearbeitet. Weiterhin lege ich ein Memoran- 
dum, welches durch das Infernationale Komitee der 
Bewegungen zur europäischen Zusammenarbeit auf sei- 
ner Sitzung in Paris am 18. Juli 1948 gebilligt. wurde, 
und den Entwurf einer Resolution bei, die jedem Parla- 
ment vorgelegt werden soll. R 

Die Schaffung einer Europäischen Versammlung 
würde einen wichtigen praktischen Schritt in dem Vor- 
marsch auf ein geeintes Europa darstellen. Sie würde 
viel: dazu beitragen, ein Gefühl der Solidarität der 


2014 


europäischen Völker angesichts der neh Ge- 
fahren, die sie bedrängen, Hervorzurufen. Die Füh- 
rung sollte dabei von Großbritannien übernommen 
werden. Die ermutigende Resonanz der Initiative des 
Außenministers nach der Ankündigung des Marshall- 
Plans im Juni 1947 und in letzter Zeit in den Verhand- 
lungen über den Brüsseler Pakt sind ein Beweis für 
den Einfluß der britischen Führung, soweit ein solcher 
noch notwendig ist. 

Ich wäre daher besonders glücklich, wenn Sie dieses 
Memorandum und seine Anlagen in Betracht ziehen 
wollten. Wir würden jede Kritik und alle Vorschläge, 
welche Sie zu machen wünschen, willkommen heißen 
und wären natürlich glücklich, wenn wir die Ange- 
legenheit weiter mit Ihnen erörtern könnten, falls Sie 
dies wünschen.” 


Der britische Premierminister antwortete am 
30. Juli 1948, nachdem am 28. Juli eine Aussprache 
zwischen ihm und Churchill stattgefunden hatte: 


„Mein lieber Churchill! Am 27. Juli schrieben Sie mir 
im Namen einer aus allen Parteien zusammengesetzten 
Gruppe der Mitglieder der britischen Delegation zum 
Haager Kongreß über den Vorschlag zur Einberufung 
einer Europäischen Versammlung. Wie ich Ihnen be- 
reits anläßlich unserer Besprechung am 28. mitteilte, 
sympathisiere ich mit der Grundidee, die hinter der 
Bewegung steht. Ich sehe jedoch nicht, wie die Regie- 
rung im Parlament des Vereinigten Königreichs den 
Resolutionsentwurf unterstützen könnte, welchen das 
Internationale Komitee der Bewegung für europäische 
Einheit zur Vorlage in den Parlamenten der verschie- 
denen Teilnehmerländer vorschlägt. 

Mir scheint, daß, wenn eine Versammlung zusam- 
mengerufen werden soll, dies im Hinblick auf die vitale 
Bedeutung dieser Angelegenheit durch die Regierungen 
geschehen muß und nicht durch unabhängige Organi- 
sationen oder durch Parlamente. Andererseits denke 


‚ich, daß dies für die Regierungen nicht der richtige 


Augenblick ist, um diese bedeutende Initiative zu er- 
greifen, während ihre Hände so voll von drängenden 
und schwierigen Problemen sind. 

Mir schiene es nicht glücklich, wenn den Chancen 
einer späteren Aktion dadurch vorgegriffen würde, 
daß eine solche Resolution eingebracht wird, ehe die 
Regierung sich in der’ Lage fühlt, sie zu unterstützen, 
und ich kann daher nur fühlen, daß es das beste wäre, 
wenn die Resolution in diesem Stadium nicht einge- 
bracht würde. Doch sehe ich natürlich keinen Grund, 
weshalb die unabhängigen Organisationen, die sich 
um die Bewegung bemühen, ihre Arbeit zur Verbrei- 
tung der Idee der Europäischen Union nicht fortsetzen 
sollten." 


Am 21. August 1948 antwortete Churchill: 


„Der Eingang Ihres Schreibens vom 30. Juli hat uns 
durch dessen negativen Charakter naturgemäß ent- 
täuscht. Ich hielt es für angebracht, von der Veröffent- 
lichung abzusehen, bis Sie aus Ihrem wohlverdienten 
Urlaub zurückgekehrt waren, in der Hoffnung, daß die 
Ereignisse in Europa eine günstigere Antwort hervor- 
rufen könnten. Nachdem nun Herr Spaak seine wich- 
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offiziell eine praktische Art des Handelns vorgeschla- 


‚gen hat, wage ich zu hoffen, daß die Regierung Ihrer 
Majestät es möglich finden wird, sich mit der west- 
europäischen Meinung mehr in Einklang zu bringen in 


einer Angelegenheit, die sie selbst so stark geför- 
dert hat." / 


Attlee antwortete noch am gleichen Tage: 


„Ich habe Ihr weiteres Schreiben vom 21. August er- 
halten. Ich ersehe daraus, daß Sie nun eine Veröffent- 
lichung der Korrespondenz wünschen, die zwischen 


uns über den Vorschlag der Einberufung einer Euro- 


päischen Versammlung gelaufen ist. r 
- Presseberichten zufolge beabsichtigt die französische 


Regierung, die Angelegenheit zunächst vor die Mächte 
des Brüsseler Vertrags zu bringen. In diesem Falle 


wird sie vielleicht in Kürze auf die Tagesordnung des 
ständigen Ausschusses des Brüsseler Vertrags kom- 


_ men. Falls Sie der Ansicht sind, daß unter diesen Um- 


 ständen der gegenwärtige Augenblick günstig ist, um 
unsere Korrespondenz zu veröffentlichen, so möchte ich 
Ihnen nicht davon abraten. Ich möchte Ihnen jedoch 
sagen, daß der Außenminister feststellte, er könne sich 


' im Augenblick nicht binden.“ 


Das Memorandum des Internationalen Komitees 


Am 17. August 1948 stellte das Internationale 
Komitee ‚unter dem Vorsitz Ramadiers, das vom 
Haager Kongreß mit der Konkretisierung der Vor- 


. schläge für eine Europäische Versammlung beauf- 


tragt worden war, sein Memorandum den Regie- 
rungen und der Öffentlichkeit zur Verfügung. 


Nach einem kurzen einleitenden Rückblick auf 


die Haager Verhandlungen und einem Hinweis 


' auf die zustimmenden Äußerungen der französi- 


schen und der britischen Regierung wird darin 
das Projekt einer Europäischen Versammlung mit 
folgenden Worten beschrieben: 


Teilnehmerländer 
1. Die Versammlung soll in ihrer endgültigen Form 
die Vertreter aller europäischen Nationen zusammen- 
bringen. Eine gewisse Anzahl von Ländern kann jedoch 


‚aus politischen oder anderen Gründen zur Zeit noch 


nicht in dieser Versammlung vertreten sein. Es er- 
scheint daher notwendig, die Versammlung für den An- 
fang auf die Vertreter derjenigen Nationen zu be- 
schränken, die ihrem Wunsche nach Zusammenarbeit 
‚durch Unterzeichnung des Abkommens über die Or- 
ganisation für europäische wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit Ausdruck verliehen haben!. 


Aufgaben 


2. Bis sich die Nationen entscheiden, gewisse Sou- 
veränitätsrechte einer europäischen Autorität zu über- 


und die französische Regel 
cht nur angenommen, sondern 


einer Europäischen Versammlung 


> 


nen en die nelion keinerlei gesetzgehände DR 
Gewalt oder Exekutivgewalt besitzen. Sie kann jedoch 
eine wichtige Rolle des Beratens und Ratgebens über- 
nehmen. Ihre Aufgaben können in folgender Weise 
definiert werden: n re 


a) dem Einheits- und Friedenswillen der europäishen 
Völker Ausdruck zu verleihen; eg 


b) die praktischen Maßnahmen zu überprüfen, die ce 
eignet sind, in fortschreitendem Maße die politishe 
und wirtschaftliche Integration Europas zu sichern; N re 


c) die Verfassungsfragen, Wirtschaftsfragen und S- 
zialfragen, die durch die Schaffung.-einer Europä- 
ischen Union aufgeworfen werden, zu studieren; 

d) die Methoden zu studieren, die geeignet sind, de 
europäischen Völker zu einem vertieften Verstäind- 
nis der Prinzipien zu führen, welche die Grundlage 
ihrer gemeinsamen Zivilisation bilden, und den 
kulturellen Austausch unter ihnen zu entwickeln; ı 


e) eine Charta der Menschenrechte anzunehmen und 
das Projekt eines europäischen Gerichtshofes durh- 
zuführen, der die nötige Gewalt hat, um die R- 

 „spektierung der Charta zu sichern; ie 

f) den Regierungen der Teilnehmerländer und den "% 

‚ entsprechenden Organen der Zusammenarbeit der 
europäischen Regierungen (Organismes europ&ens 
intergouvernementaux) die Empfehlungen ZUZU- 

‚leiten, die ihnen bei den Aktionen nützlich sin 
können, welche sie zu den hier aufgeführten Punk- 
ten einleiten werden. ; tn 


E 
u 


Finanzierung 


3. Es wird empfohlen, von den Regierungen der Teil- { 
nehmerländer zu erreichen, daß sie sich der Kosten der .. 2 
Versammlung einschließlich der Spesen der Delegierten a 
annehmen. Eh, 

Einberufung Wr 

4. Aus Gründen der Schnelligkeit und der Verwal 
tungstechnischen Vereinfachung ist es wünschenswert, 
daß die fünf Regierungen, die den Brüsseler Pakt unter- 
zeichnet haben, die Verantwortung für die Einberufung 
und Organisation der Versammlung übernehmen. 


Vorbereitende Konferenz 5 


5. Um den fünf Regierungen alle nützlichen Empfeh- 
lungen vorzulegen, soll eine vorbereitende Konferenz ; 
so rasch wie möglich repräsentative Vertretungen der 
fünf Nationen zusammenbringen. Ihre Zusammen- 
setzung wird wie folgt vorgeschlagen: 


Niederlande 11 Br. 
Beneluxländer Belgien . . u! 25 
Luxemburg 3 BE 
Frankreich . U U RZO Ba 
Großbritannien . .. .2:2....%..25 “a 2: 
75 Delegierte { y on 


6. Die Regierungen sollen von den jeweiligen Parla- 
menten die Ernennung der Delegierten entsprechend BL 


ee ee we a Liu u N En 4 


1) Unterzeichnet in Paris am 16. April 1948 (vgl. den 
Wortlaut des Abkommens, Europa-Archiv, Mai 1948, 
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S.1345—1348, und die Zusatzprotokolle, Europa-Arciv, a 
September 1948, S. 1565—1568). \ a 
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oder außerhalb der parlamentarischen Kreise FANBER- 
welt werden. 


7. Die Aufgaben der vorbereitenden Konferenz wer- 
den darin liegen, alle für die Einberufung der Europä- 
ischen Versammlung nützlichen Empfehlungen zu stu- 
dieren und den fünf Regierungen vorzulegen, und zwar 


: 1 deutung 
a = 


N Der Kabineftsbesehluiß vom 18. August 1948 


des britischen nee vom 30. Juli 
8 sofort zu Denn 


anteh Leon Blum nah Pierre Henri | Teitgen, 
Minister ohne Portefeuille Paul Ramadier und 
enri Queuille, als Außenminister Robert Schu- 
Yan und als RL, Paul Reynaud an. Da- 


wurde, hatte daher keinen weiten Weg zurück- 
zulegen, um in das Zentrum der französischen 
‚Politik zu gelangen. 

I ‘ Knapp vierundzwanzig Stunden nach der Ver- 
. öffentlichung des Memorandums, am 18. August 
\ 1948, beschloß der französische Ministerrat be- 
% ; ‚reits, seinen Vorschlägen Folge zu leisten. Noch 
- am gleichen Tage ermächtigte das Kabinett 
Außenminister Schuman, Großbritannien und die 
 Beneluxländer zu der vorbereitenden Konferenz 
einzuladen und der französischen Nationalver- 
sammlung die Ernennung von 25 Delegierten vor- 
zuschlagen. 


2016 


Die Initiative der ARE Regierung 


Nicht nur der Urlaub Altlees dürfte Churchill 


_ den hier aufgeführten Zahlen erreichen. Diese sollen e 
ohne Unterschied aus Angehörigen ‘der Parlamente 


cher orbereitahg Be ‚ihre Arbeiten in 
drei Tagen zu Ende geführt werden. h Pr 


9. Das Internationale Komitee der Bewegungen für 
die Einheit Europas legt einen Entwurf des Statuts und 
einen Entwurf der Geschäftsordnung für die Europä- 
ische Versammlung nieder, deren sich die vorberei- 


tende Konferenz als Diskussionsgrundlage bedienen 


kann. Weiterhin ist dieses Komitee bereit, falls dies 
nützlich erscheint, der vorbereitenden Konferenz die 
Dienste seines Generalsekretariats zur MED au 
stellen. 


” 


n. der Inhalt des Briefwechsels zwischen Chur- 


chill und Attlee zu diesem Zeitpunkt noch nicht . 


veröffentlicht worden war, entstand zunächst der 
Eindruck, als wolle die französische Regierung 
durch diesen raschen Entschluß der britischen Re- 
gierung zuvorkommen. In Wirklichkeit war es 
aber zu diesem Zeitpunkt bereits klar, daß die 


‚britische Regierung diesem Projekt mit äußerster 


Zurückhaltung gegenüberstand. Schon in den ent- 


scheidenden Wochen nach dem Scheitern der Lon- 


doner Konferenz hatte Churchill den damaligen 
französischen Außenminister Bidault veranlassen 
wollen, mit dem Plan eines engeren europäischen 
Zusammenschlusses hervorzutreten. Bidault hatte 
damals aus innenpolitischen Gründen abgelehnt, 


und Bevin hatte in seiner Unterhausrede vom 
:22. Januar 1948 das Projekt der Westunion vor- 


un 


getragen (vgl. Europa-Archiv 1/1949, S. 1756 bis 


1759). Aus dem Vorstoß Bevins war der Brüsseler 


Fünfmächtepakt entstanden. Weiter wollte sich 


die britische Regierung aber zunächst nicht vor- 
wagen. In Frankreich dagegen war nun die innen- 
politische Situation wesentlich günstiger, und so 


schien der Augenblick gekommen, um nun von 


französischer Seite einen neuen Vorstoß zu unter- 
nehmen. 


Daß Churchill in seinem Schreiben an Attlee 


vom 21. August diesem das Zugeständnis einer 
Veröffentlichung des Briefwechsels abnahm, war 


wohl ein genau überlegter Schachzug. Die briti- 


sche Regierung sah sich dadurch wieder einmal in 
die Rolle des nachschleifenden Hemmschuhs der 
europäischen Einigungsbewegung gedrängt. Sie 
mußte sich, und sei es auch nur aus taktischen 
Gründen, nun zu einem gewissen Eingehen auf 
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) dllen oe 
r die Rein. Überlegungen des Augen- 
e- blicks hinaus liegen. die wiederholten Versuche 
Churchills, Frankreich die Initiative in der euro- 
päischen 'Einigungsbewegung zuzuschieben, auch 
durchaus auf der Linie, die er bereits in seiner 


,  Züricher Rede vorgezeichnet hatte: Er sprach dort 


von dem europäischen Zusammenschluß als einer 
weiteren regionalen Gruppierung neben dem 
3 Britischen ‚Commonwealth, Die Zusammenarbeit 
= mit einer solchen um ' Frankreich gescharten 
. Gruppe werde Großbritannien ohne Zweifel 


j: | wesentlich leichter fallen als der Beitritt zu 


einem föderativen Puuepan her Staatssystem. 


Die amerikanische Zustimmung 


Side, Sarke Stütze erfuhr die französische Ini- 
 tiative durch eine Erklärung des Sprechers des 
= amerikanischen "Außenministeriums, Michael Mc- 


_ Dermott, der am 27. August erklärte, die Regie- \ 


rung der Vereinigten Staaten begrüße mit allem 
Nachdruck (strongly) „die fortschreitende engere 
Integration der freien Nationen "Westeuropas“. 
" McDermott fuhr fort: 


f en glauben, daß die Welt von heute Schritte not- 
wendig. macht, die man vor dem Kriege als außerhalb 
des Bereiches. der praktischen Politik stehend ange- 
sehen hätte. Wir begrüßen jeden Schritt, den die Eu- 
ropäer selbst unternehmen, um den Gedanken der 
europäischen Einheit weiterzutreiben oder das Stu- 


"a solche Maßnahmen selbst einzuleiten." 


McDermbott wies in diesem OR MW 
auf die Präambel ‘des Auslandshilfegesetzes der 
Vereinigten Staaten hin (vgl. Europa-Archiv, Juni- 
Juli 1948, S. 1385), welche die Förderung der 
europäischen Zusammenarbeit zu einem erklärten 
Ziel der amerikanischen Politik macht. 


Die Zustimmung Ger Beneluxländer. 


Der niederländische Premierminister Willem 
‚Drees erklärte einer Abordnung der Europabewe- 
‚gungen am 27. August, die niederländische Regie- 
‘rung werde die Haager Entschließungen und das 
Projekt einer Europäischen Versammlung, „so- 
bald sich dies als zweckmäßig erweist", prüfen. 

Dazu seien jedoch ausgedehnte Erörterungen mit 
den anderen Mächten des Brüsseler Paktes not- 
wendig. 

Auch die belgische Regierung verhielt sich zu- 
nächst zurückhaltend, trotzdem Premierminister 
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ir and der französischen Regie, 'Verhand- Rs BR 
lungen über gie Einberufung einer vorbereit nn 


chen BDZUIENBEN: behielt Ein Belgien imme 


' dium praktischer Maßnahmen zu fördern oder um. 


de 


Paris Ver habe, das Problem dem stä 
gen Rat der Mächte des Brüsseler Paktes zu u! 
breiten. 

Es scheint jedoch, daß sich Spaak bei di 
Eingehen auf den französischen Vorschlag ke 
wegs fest gebunden hat. Ohne den Plan als: 


gemeinsam ni Großbritannien den ne 
Bidaults zur Schaffung eines europäischen Bund 


rung für eine Europäische Verein wird ei 
Suchen nach einer Abkürzung (short cut) des Weges 


die. Franzosen hoffen, eine Stabilisierung auf et 
internationaler Front durchzusetzen, wenn sie nicht ein- ! 


Regierung am Ruder zu halten?“ 


Die Hintergründe des französischen Schrittes 


Die Beweggründe, von denen sich die franz 
sische Regierung bei ihrer Initiative.leiten ließ, 


können nur schwer auf einen gemeinsamen Nen- 


ner gebracht werden. Der erste Eindruck manher 
politischer Beobachter, daß der französischen Re- 

gierung aus taktischen Gründen daran gelegen 
sei, allen anderen Regierungen in der Förderung 
der europäischen Einigungsbewegung zuvorzu- 
kommen, läßt sich, mit den oben dargelegten Ein- 
schränkungen, nicht ganz von der Hand weisen. 
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Schon aus innenpolitischen Gründen mußte der 


französischen Regierung daran gelegen sein, auf 
‚außenpolitischem Gebiet wieder etwas die Initia- 
tive zu gewinnen. Das Projekt der Europäischen 
Versammlung, das den führenden Politikern der 
Sozialistischen Partei und der Republikanischen 


. Volksbewegung besonders am Herzen lag, das 


aber auch von de Gaulle nicht abgelehnt werden 
konnte, erschien dafür besonders geeignet. 

Ein weiterer wesentlicher Grund lag vermutlich 
in derErwartung, daßeine Europäische Versamm- 
lung eine günstige Gelegenheit bieten werde, 
Westdeutschland enger mit Westeuropa zu ver- 


I 


PROBLEME DER EUROPÄISCHEN FRIEDENSORDNUNG 


binden. Dadurch könnte demEinbau Westdeutsh- 
lands in ein westeuropäisches Staatensystem 
vorgearbeitet werden, ohne . daß Deutschland 
zunächst dabei weitgehende Befugnisse einge- 
räumt werden müßten. 

Der Pariser Korrespondent des Manchester 
Guardian faßte die französische Haltung am 
22. August 1948 wie folgt zusammen: 

„Der Anreiz zur Föderation ist für die Franzosen 
teilweise intellektuell und idealistisch. Er entspricht 
jedoch auch dem realistischen Wunsch, eine Staaten- 
gruppe zu schaffen, die stark genug ist, Deutschland 


zu absorbieren, Rußland zu widerstehen und ohne 
finanzielle Unterstützung durch Amerika zu existieren.” 


Das Ringen um die britische Haltung 


Die Gründe für die britische Zurückhaltung 


Drei Argumente scheinen in erster Linie die 
Zurückhaltung der britischen Regierung in dieser 


wichtigen Phase der europäischen Einigungs- 


bewegungen bestimmt zu haben: 


1. Rücksichtnahme auf die Verbindung zu den Domi- 


nien; 

2. Unsicherheit über die weitere wirtschaftliche und 
politische Entwicklung auf dem Kontinent, insbe- 
sondere in Frankreich; 

3. die innenpolitische Gegnerschaft gegen Churdhill 
und die Befürchtung, daß dieser durch seine füh- 
rende Rolle in der europäischen Einigungsbewegung 
für sich- und seine Partei ein außenpolitisches 
Forum gewinnen und dadurch die Position der Re- 
gierung beeinträchtigen könne. 


Trotzdem die beiden letzten Argumente im 
‘Vordergrund der öffentlichen Debatte standen, 


‚sind sie doch für die Haltung der britischen Re- 


gierung von wesentlich geringerer Bedeutung ge- 
wesen als die Frage der Stellung Großbritanniens 
zwischen Europa und dem Britischen Common- 
wealth. 

Von den britischen Besorgnissen über die innere 
Entwicklung Frankreichs spricht ein Bericht der 
Neuen Zürcher Zeitung vom 26. Oktober 1948. 
Danach beschäftigte diese Sorge die britischen 
Politiker wesentlich stärker, als nach außenhin 
zugegeben wurde: 


„Sie halten es für äußerst fraglich, um nicht zu sagen 
unwahrscheinlich, daß Frankreich seine Misere einfach 
dadurch lösen werde, daß es sie auf die breiteren 
Schultern eines Staatsverbandes abwälzt.'Die Eng- 
länder haben keine Lust, sich selbst auch noch mit den 
französischen Kommunisten herumzuschlagen. Sie 
haben mit ihren eigenen gerade genug zu. tun und 
sind der Ansicht, daß jeder zunächst im eigenen Hause 


2018 


Ordnung schaffen müsse, ehe er an einen Erweite- 
rungsbau denken kann." 


Bereits bei der Vorbereitung des Brüsseler 


' Fünfmächtepaktes hatte sich Bevin gegen Angriffe 


der konservativen Opposition unter Führung 
Churchills und gegen die Kritik ‘einer starken 
Gruppe von „Rebellen“ aus dem eigenen Lager 
wehren müssen (vgl. Europa-Archiv 1/1949, S. 
1762—1763). Beide Gruppen waren sich trotz aller 
sonstigen scharfen Gegensätze in der energischen 
Befürwortung eines engeren europäischen Zu- 
sammenschlusses einig. Hätten sie sich zu einem 
gemeinsamen Angriff auf 'Bevins Europapolitik 
zusammengefunden, so wäre damit eine Gefähr- 
dung seiner persönlichen Stellung entstanden, der 
er jedoch immer wieder durch geschickte Manö- 
ver auszuweichen wußte, 


Auf einen besonderen Aspekt dieser innen- 
politischen Auseinandersetzung, dessen Bedeu- 
tung jedoch nicht überschätzt werden sollte, wies 
Walter Lippmann in der New York Herald Tri- 
bune vom 4. September 1948 hin. Lippmann warf 
dort die Frage auf, warum die sozialistische briti- 
sche Regierung eifersüchtiger über die Erhaltung 
der britischen Souveränität wache als Winston 
Churchill, der mächtige Verteidiger britischer In- 
stitutionen und des britischen Empire. Lippmann 
meint: 


„Der Grund liegt, glaube ich, darin, daß das sozia- 
listische Experiment in Großbritannien eine so kom- 
plizierte Struktur von Regierungsplänen und Regie- 
rungskontrollen hat entstehen lassen, daß es ohne 
einen immer stärkeren Gebrauch der Souveränitäts- 
rechte der Zenträlregierung nicht mehr aufrechterhal- 
ten und durchgeführt werden kann.“ 
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Re Die sozialistische Regierung müsse vor der Mög- 
lichkeit einer Beschränkung ihrer Souveränitäts- 
rechte zurückschrecken, da sonst das ganze künst- 


liche Kontrollgebäude in sich zusammenfallen 
werde. 


Entscheidend für die britische Haltung war je- 
doch wohl die Rücksicht auf die Stellungnahme 
der Dominien. Attlee wies in seinem Briefwechsel 
_ mit Churchill darauf hin, daß er erst mit den Pre- 
mierministern der Dominien auf der bevorstehen- 
den Commonwealth-Konferenz Rücksprache neh- 
men müsse, ehe die britische Regierung zu dem 
Gedanken eines europäischen Parlaments Stel- 
lung nehmen könne. Die Commonwealth-Konfe- 
renz, die dann vom 11. bis 22. Oktober 1948 in 
London tagte (vgl. unseren Bericht „Besinnung im 
Commonwealth", Europa-Archiv, Dezember 1948, 
‚Ss. 1697—1704), zeigte im ganzen gegenüber der 
Konferenz von 1946 eine Neigung zur Stärkung 


der Zusammenarbeit unter den einzelnen Glied- 


staaten. Wenn auch, insbesondere von seiten der 
angelsächsischen Dominien, der Gedanke einer 
engeren westeuropäischen Zusammenarbeit be- 


grüßt wurde, so brachte man doch von britischer. 


Seite klar zum Ausdruck, daß die Verbindung 
mit dem Commonwealth deshalb nicht gelöst wer- 
den soll. Trotz des starken. Eintretens Churchills 
für eine europäische Einigung betonte Anthony 
Eden auf dem Parteitag der Konservativen am 
6. Oktober 1948: 


„Zuerst Einheit mit dem Britischen Commonwealth, 
Ka Einheit mit Westeuropa und dann zus über 
.den Atlantik." 


Die Vertreter der federalleti-hen Richtung, die 


eine Bundesregierung und ein gemeinsames Parla- 
ment aller Glieder der Britischen Völkergemein- 
schaft befürworteten, haben sich in der britischen 
Reichspolitik nie durchsetzen können. In den letz- 
ten Jahren sind Vorstöße in dieser Richtung nur- 
mehr ganz selten unternommen worden. Der aus 
der Zusammenarbeit der Regierungschefs der Do- 
‘minien entstandene Mechanismus der Common- 
wealthverbindungen hat sich als haltbarer, und 
beweglicher erwiesen als alle Pläne eines konsti- 
tutionellen Zusammenschlusses. 
Einen förmlichen Einspruch gegen die Teil- 
"nahme Großbritanniens an einer Europäischen 
Versammlung konnten die Vertreter der Domi- 
nien jedoch nicht vorbringen, da dies im Gegen- 
satz zu der gerade von ihnen besonders hervor- 
gehobenen außenpolitischen Selbständigkeit der 
Gliedstaaten gestanden hätte. Sie haben aber aus 
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| Kaas) eigenen Vergbngenheit ein sehr lebendiges 


Bewußtsein dafür, wie eine zunächst streng obrig- 
keitliche Verfassung durch die Dynamik eines 
selbstbewußten Parlaments überspielt werden 
kann. Gerade aus dem weiten Abstand, mit dem 
sie die europäische Entwicklung betrachteten, 


mußte ihnen die Einsetzung eines europäischen 


Parlamentes auf lange Sicht für die Handlungs- 
freiheit der britischen Regierung gefährlich er- 


scheinen. Drängten sich diese Überlegungen vor 


allem den Dominien angelsächsischer Herkunft, 
also Australien, Neuseeland und Kanada auf, so 


‚ergaben sich vom Standpunkt der neuen Dominien 


Pakistan, Indien und Ceylon wesentlich andere 


Bedenken: in ihren Augen mußte die engere Ver- ü 
"bindung Großbritanniens mit Frankreih, en 


Niederlanden und Belgien als Kolonialmächten Be 


alten Stils, von denen zwei in erbitterte Kolonial- 


kriege verwickelt sind, zu starkem Mißtrauen An- | 
laß geben. Gerade weil sie trotz aller Differenzen 


mit dem Mutterlande nach wie vor an einer engen 


' Zusammenarbeit mit Großbritannien interessiert. 
sind, mußte es ihnen höchst bedenklich ershei- 
nen, wenn nun immer häufiger von einer Intensi- 
vierung der, kolonialpolitischen Zusammenarbeit 


der europäischen Mächte gesprochen wurde. 
Alle diese Rücksichten drängten Bevin zur Ab- 
lehnung des Projektes einer Europäischen Ver- 


sammlung. Doch mußte er sich gleichzeitig die 


Gefahr vor Augen halten, daß das jahrhunderte- 


alte, gerade auch in Frankreich verbreitete Miß- 
trauen gegen England als traditionellen Gegner 


jeder kontinentalen Einigung neue Nahrung emp- 
fangen werde, wenn er immer nur als Neinsager 


auftrat. Die ungünstigen Rückwirkungen' einer 


solchen Haltung auf die Vereinigten Staaten 
waren leicht vorauszusehen. Da Schuman mit 
Spaak die Erörterung des Projektes der Europä- 
ischen Versammlung auf der nächsten Sitzung des 
Konsultativrates der Mächte des Brüsseler Paktes 
vereinbart hatte, bereitete nun Bevin einen briti- 
schen Gegenvorschlag vor. Dieser sollte zeigen, 
daß die britische Regierung in vernünftigen Gren- 


zen durchaus bereit war, die europäische Einigung 


voranzutreiben. 
Der Aktionsplan von Interlaken 


Hätte sich Bevin einen Modellfall aussuchen 
dürfen, um die von ihm so nachdrücklich betonten 
Gefahren eines europäischen Parlamentes zu 
demonstrieren, so hätte ef sich kaum etwas besse- 
res wünschen können als den Kongreß der Euro- 
päischen Parlamentarischen Union in Interlaken. 
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Das durch den Grafen. 'Coudenhove-Kalergi 
= zum. f. September 1948 einberufene Treffen hatte 
durch die inzwischen erfolgte Vereinbarung der 
französischen und der belgischen Regierung, das 
Projekt der Europäischen Versammlung vor dem 
 Konsultativrat der Mächte des Brüsseler Paktes 
- zu erörtern, viel von seiner Bedeutung verloren. 
Nachdem die Regierungen selbst den Plan aufge- 
griffen hatten, klang der Anspruch des parlamen- 
 tarischen Treffens, ein „Vorparlament der Ver- 


zeugend. Die meisten prominenten Mitglieder der 
gierungskrise am Kommen verhindert, unter 


nen auch Francois de Menthon, der mit der Aus- 


lea stand die Erthöche Labour Party, dem 
Be in er aken durchaus, positiv, gegen- 


Se) 
eh 


! ne SEE ee dieses inoffi- 

 ziellen Gremiums für weniger folgenschwer als 
a as vorsichtiger abgefaßte, dafür aber auch leich- 
ter zu verwirklichende offizielle Projekt. Der kon- 
_ servative britische Abgeordnete Robert Boothby 
wandte sich gegen den Anspruch der Versamm- 
lung, eine Verfassung für Europa auszuarbeiten. 
' Er meinte mit den übrigen Konservativen, der 
' Kongreß solle sich darauf beschränken, ein ver- 
_ fassungberatendes Parlament und einen Rat der 
Ei europäischen Regierungen einzuberufen. 

Der Kongreß nahm einen aus zehn Punkten be- 
stehenden Plan für eine europäische Föderation 
' an, die den westeuropäischen Regierungen zu- 
sammen mit dem Vorschlag für die Einberufung 
einer Europäischen Versammlung  zugeleitet 
wurde. Der Plan enthielt folgende Hauptpunkte: 
1. Bildung einer europäischen Föderation durch die 


sechzehn Marshallplan-Länder und Westdeutschland, 
deralle anderen europäischen Länder beitreten können. 


‚2. Bildung eines europäischen Parlamentes, das aus 
einem Senat (mit der gleichen Anzahl von Senatoren 
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französischen Delegation waren durch eine Re- 


Kr ee . brachte R. W.G. ecke, hen wei- 


er? 


glieder Angehören, nur RR n Ka 
'3. Das Parlament hat ie ı Machtbef gnis, Bd 
für Frieden, Ordnung und die Regierung der Födera- 
tion zu erlassen. (Dazu wurden in einem ausführlichen 
Anhang im einzelnen die Macht- und Kontrollbefug- 


‚nisse auf dem Gebiet der Außenpolitik, der Finanzen 
und der Verteidigung umschrieben.) 


4. Der von beiden Häusern gewählte Bundesrat soll 
das ausführende Organ sein. 

5. Die Gerichtsbarkeit obliegt einem Chan Ge- 
richtshof und allen anderen von dem Parlaanı ‚gebil- a 
deten Gerichten. a 

6. Die Unionsregierung soll die Zölle und Abgaben 
kontrollieren, die so bald wie möglich nach der Bil-: 
dung der Union eingeführt werden sollen. 

7a. Kein Staat soll irgendwelche Land-, See- und 
Luftstreitkräfte ohne Zustimmung des Bundesparla- 
mentes aufstellen oder beibehalten. 

7b. Die Bürger aller Staaten innerhalb der Föde- 
ration haben die gleichen Rechte und Pflichten. 

8. Die Europäische Versammlung soll eine Kommis- 
sion zum Studium aller Fragen bilden, die mit den 


. überseeischen Gebieten der in der. Föderation ver- 


tretenen Staaten zusammenhängen. 
9. Das Parlament kann neue Punkte hinzufügen. 
10. Änderungen der Verfassung bedürfen der Zu- 


stimmung der absoluten Mehrheit beider Häuser des I 


Parlaments. 
Abschließend wandte, A der Kougieh an die 


Regierungen der Marshallplan-Länder in einer 
Entschließung, die betont, daß die wirtschaftliche 


‘und politische Einheit Europas lebenswichtig und. 


die Aufnahme Deutschlands in eine europäische 
Föderation die einzige Lösung e deutschen 
Frage sei. 


Die Gegenvorschläge der britischen Regierung 
In seiner großen Unterhausrede vom 15. Sep- 
tember 1948 (vgl. Europa-Archiv 2/1949, S. 1820) 


berührte Bevin das Problem einer Europäishen 


Versammlung nur im Zusammenhang mit dem in 
Interlaken ausgearbeiteten Aktionsplan. Er 
meinte dazu, diese Vorschläge würden keinen 
Augenblick näherer Prüfung standhalten. ‚Auf die 
Initiative der französischen Regierung ging Bevin 
nicht ein. Ebensowenig erwähnte er in dieser 
Rede, daß die französische und die belgische Re- 
gierung bereits offiziell die Erörterung des Pro- 
jektes auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung 
des Konsultativrates gebracht hatten. Bevin 
meinte: r 
„Großbritannien muß an zwei Stellen zugleich sein. 
Es muß das Zentrum des Commonwealth sein und blei- 
ben, es muß gleichzeitig europäisch sein." 
Und dann sprach er sich einmal mehr für das 
„Prinzip einer ungeschriebenen Verfassung“, die 
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en, aus, Er meinte: 


; ID mag es auf ange Sicht möglich sein, eine Art 
‚ Europäischer Versammlung zu schaffen.” Fi 


I 


$ Man solle jedoch nicht versuchen, das Dach zu 
legen, ehe das Haus gebaut sei. 

An diese Grundgedanken halten sich auch die 
_ Gegenvorschläge, die die britische Regierung für 
die Vorlage 


Diese ‚Vorschläge sind nicht veröffentlicht ‚WOT- 


no 


y“ 


@ sich außer den fünf Unterzeichnern des Brüsseler 
j "Vertrages auch andere europäische | Länder beteili- 
gen könnten. In diesem Ministerrat (European 
Council ) sollten sich praktisch die Beratungen der 
Mächte ‚des Brüsseler Paktes zu einer regionalen 


nen erweitern. Ähnlich der „kleinen Vollver- 


" 


Ä sammlung“ der UNO sollte der Rat, ohne die 


Souveränität der 'Teilnehmerländer einzuschrän- - 


; ken, in gemeinsamer Übereinstimmung, allerdings 
ohne Vetorecht, seine Beschlüsse fassen. Er sollte 
sich nur aus Delegierten, die von den Regierun- 


pi i 


aus 1 
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Der „intergouvernementale Ausschuß” in Paris 
I 


. Der Konsultativrat der Mächte des Brüsseler 
 Paktes. beschloß auf seiner Pariser Tagung. am 
. 26. Oktober 1948 die Bildung eines a: 
Zur Prüfung des Problems einer Europäischen 

‚Union, in dem Frankreich und Großbritannien mit 
' je fünf, Belgien und die Niederlande mit je drei 
und Luxemburg mit zwei Vertretern beteiligt sein 
. sollten. Dieser Ausschuß ‚sollte nun sowohl die 
französisch-belgischen Vorschläge zur Einberu- 
- fung einer Konsultativversammlung wie den bri- 
tischen Vorschlag der Errichtung eines Europä- 
 ischen Rates prüfen. Auch sollte er Anregungen 
und Vorschläge anderer Regierungen und pri- 
vater Körperschaften prüfen können. 


Die Auswahl der Delegierten für diesen Aus- 
schuß zeigte wieder deutlich die gegensätzlichen 
Auffassungen der teilnehmenden Regierungen. 


Um die Zusammensetzung der britischen Dele- 
gation entspann sich eine heftige Debatte zwi- 
schen Premierminister Attlee und Churchill. Chur- 
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im Konsultativrat vorbereitete. 7 


E ‚den, doc läßt sich aus Berichten der Times er- 
ar kennen, daß der britische Plan einen periodisch 
; zusammentretenden Ministerrat vorsah, an dem jr. 


europäischen Organisation der Vereinten Natio- 


Die Entscheidung in London : 


‚nicht in der Absicht der britischen Regierung, eine 


_ unterstützen. Die Verfahrensordnung sollte na« 
dem Vorbild der Vereinten Nationen festgele 
werden. Von Zeit zu Zeit sollten die Delegatio 
führer in vertraulicher Sitzung zusammentret 


stehen, welches das Ideal eines geeinten Europa 
verkörpern und die für Bi 


meinen omilefagen. mit. denen Bevin in s u > 
ner Rede vom 22. J anuar 1948 das Ziel einer „d 5 


Memorandums von 1930 und gehen en 
über die von Churchill während des Krieges un 
auf seiner Züricher Rede angedeutete Organi E% 
tionsform hinaus. 13% 


Regierungen berichten solle und daher auch Sn 
Regierungen verantwortlich sei. Daher liege es 


Vertretung der Parteien in der britischen Delega- 
tion vorzusehen. Alle Vorschläge Churchills oder 
der Konservativen Partei würden jedoch sorg- 
fältig geprüft. Churchill antwortete darauf in J 
einem scharfen Brief vom 11. November 1948, in TE 
welchem er bedauerte, daß das große Ziel der 
europäischen Einigung von der Labour Party 
monopolisiert werde. In den Vereinigten Staaten 
werde man höchst enttäuscht sein über die eng- 
herzige und parteigebundene Auffassung, die aus 
dem Briefe Attlees spreche. Attlee widersprach 
dem Vorwurf der Parteilichkeit in einem Schrei- 
ben vom 12. November 1948. Nach dem britischen 
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PROBLEME DER EUROPÄISCHEN FRIE 
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parlamentarischen System werde die Regierung . 
' von der Mehrheitspartei gebildet. Dies gelte auch, 


wenn die Labour Party am Ruder sei. Sie habe bei 


‚der Förderung der europäischen Einheit die Füh- 


rung übernommen, und man könne ihr nicht vor- 
werfen, daß dies geschehen sei, um eine Monopol- 


- _ stellung zu erringen. 


"Am 18. November 1948 fand daraufhin eine er- 
regte Debatte zwischen Attlee und Churchill im 
Unterhaus statt. Churchill griff vor allem den in 
Aussicht genommenen britischen Delegations- 


führer Hugh Dalton an, dessen ablehnende Hal- 


tung gegenüber dem Haager Kongreß bekannt war 


und der als Vertreter der Idee der Vereinigten 


Sozialistischen Staaten von Europa galt. Außer- 
dem wandte er sich gegen die Teilnahme des Lei- 
ters der britischen Beamtenschaft, Sir Edward E. 
Bridges, den Attlee in die Delegation aufnehmen 
wollte, um durch ihn die administrative Seite 
einer Europäischen Union genau analysieren zu 
lassen. 


Schließlich wurde auch Attlee erbittert und rief - 
Churchill zu, daß er sich offenbar einbilde, eine 


konservative Regierung sei keine Parteiregierung, 
sondern eine nationale Regierung. Churchill führte 
jedoch als Gegenbeispiel die französische Delega- 
tion an, welcher Vertreter mehrerer Parteien an- 
gehören. Attlee entgegnete ihm darauf, was er 
schon im Briefwechsel mit Churchill dargelegt 
hatte, daß nämlich in Frankreich eine Koalitions- 
regierung im Amte sei und auch die französische 
Regierung keine Vertreter der nicht der Regie- 
rung angehörenden Parteien mit einbezogen habe. 
Churchill rief dazu zornig aus: „Die Kommuni- 
sten.“ Und Attlee erwiderte: „Ja, und General de 
Gaulle. Die Kontroverse nahm eine beinahe 
komische Wendung, als der eifrigste Verfechter 
der Europäischen Föderation in der Labour Party, 
der Abgeordnete Mackay, Attlee zu Hilfe eilte 
und sich mit der Bemerkung gegen Churchill 
wandte, es gehe nicht an, die englische Delega- 
tion von London aus zu sabotieren, worauf Chur- 
chill ihm unter großem Gelächter entgegnete: „Sie 
Reumütiger!" 

Die Times gab in ihrem Leitartikel vom 29. No- 
vember 1948 im großen und ganzen der grund- 
sätzlichen Auffassung Attlees recht. Freilich 
meinte sie, es habe etwas Perverses an sich, ge- 


' rade einen Mann wie Dalton mit der Führung 


dieser Delegation zu beauftragen. 


Außer Dalton und Bridges wurden der ehe- 
malige britische Gesandte in Washington, Lord 
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Inverchapel, der ständige Vertreter des Foreign 


Office, Gladwyn Jebb, und der Professor Emlyn 


.C. S, Wale der Universität Cambridge als Mit- 


glieder der Delegation bestellt. 

Die belgische Delegation bestand aus de Schry- 
ver, Buset und Dehousse, die Niederlande waren 
durch J.M. Albarda und Luxemburg durch Fer- 
nand Loesch und Michel Rasquin vertreten. 

Der französischen Delegation dagegen gehörten 
die stärksten Verfechter der französischen Europa- 
politik an: Leon Blum (zeitweilig vertreten durch 
Guy Mollet), Paul Reynaud, Francois de Menthon, 
Edouard Herriot und Corbin. 

Der Ausschuß hielt seine Eröffnungssitzung 
unter dem Vorsitz Herriots am 26. November 


‚1948. Noch ehe die eigentlichen Beratungen be- 


gannen, gab Duncan Sandys als Vorsitzender des 
Exekutivbüros der europäischen Einheitsbewe- 
gungen einen Kompromißvorschlag bekannt. Da- 
nach sollte der britische Gedanke eines europä- 
ischen Ministerrats mit dem französisch-belgischen 
Plan einer europäischen Konsultativversammlung 
verschmolzen werden. Die Konsultativversamm- 
lung sollte sich aus Mitgliedern zusammensetzen, 
die von den Parlamenten der einzelnen Länder zu 
bestimmen sind. Sie würde dementsprechend die 


‚Mehrheiten widerspiegeln, auf die sich die einzel- 


nen Regierungen stützen. Ihre Aufgabe wäre die 


Beratung von Maßnahmen zur Förderung der 
europäischen Einheit auf politischem, wirtschaft- 
lichem und sozialem Gebiet. Hauptaufgabe des 
Ministerrates wäre das Studium der Vorschläge 
der Konsultativversammlung. Außerdem würde 
er als Organ gemeinsamer Entscheidungen der 
Teilnehmerländer wirken. 

Auch die Europäische Parlamentarische Union, 
vertreten durch Graf Coudenhove-Kalergi, legte 
dem Ausschuß ihre Vorschläge— am 9.Dezember 
1948 — vor. Sie konzentrierten sich in drei 
Punkten: 

1. Schaffung einer europäischen regionalen Staaten- 
gruppe durch die europäischen Regierungen, die in der 
Organisation der Vereinten Nationen vertreten sind, 
in Verbindung mit den Regierungen, die in der Organi- 


sation für europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(OEEC) vertreten sind. ! 

2. Schaffung eines Europäischen Rates mit ständigem 
Sekretariat nach dem Vorbild der Panamerikanischen 
Union unter Teilnahme sämtlicher Mitgliedstaaten der 
OEEC. | ! 

3. Einberufung einer europäischen Konsultativver- 
sammlung Anfang 1949. Diese soll von den europä- 
ischen Parlamenten gewählt werden, um Pläne für die 
politische und wirtschaftlihe Einigung Europas zu 
formulieren. 
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Das Projekt einer Europäischen Versammlung 


chen Tage verts auch eine von Duncan 


Sandys geführte Delegation dem Ausschuß nähere 


Erläuterungen zu dem Memorandum des Exeku- 
tivausschusses der europäischen Einigungsbewe- 


. gungen. Danach sollte es der europäischen Ver- 


sammlung freistehen, alle Angelegenheiten zu 
erörtern, die die Völker Europas gemeinsam an- 
gehen. Sie sollte jedoch nicht die Aufgabe haben, 


eine europäische Verfassung auszuarbeiten, Die 


Versammlung sollte keine geheimen Informatio- 
nen über Verteidigungsfragen erhalten, doch 
sollte sie die Probleme, die sich aus einer ge- 
meinsamen europäischen Verteidigungspolitik er- 


geben, erörtern. Von Anfang an sollten neben 
den Unterzeichnern des Brüsseler Fünfmächte- 


paktes auch andere europäische Länder, wie zum 
Beispiel Italien, an den Beratungen teilnehmen. 

Am 17. Dezember 1948 vertagte sich der Pariser 
Ausschuß. Er legte das Ergebnis seiner Beratun- 
gen den beteiligten Regierungen in einem Bericht 
vor. Dieser fußte im wesentlichen auf den von den 
Europaverbänden vorgelegten ' Kompromißvor- 
schlägen. Außerdem wurde ein Memorandum des 
italienischen Außenmiinisters, Graf Sforza, über 
die Teilnahme Italiens berücksichtigt. Die Teil- 
nahme der skandinavischen Länder an dem Pro- 
jekt der Europäischen Union wurde in Betracht 


. gezogen. Hinsichtlich der Teilnahme Deutschlands 


schlug der Ausschuß vor, im. Augenblick noch 
keine festen Entscheidungen zu treffen. 

Die Teilnehmer der Besprechungen äußerten 
sich sehr zuversichtlich über den Fortschritt ihrer 
Arbeit. Auch der britische Delegationsführer Dal- 
ton bemerkte, seiner Ansicht nach sei man schon 
„halb über den Strom” gekommen. 


Britische Bedenken 


Es sollte sich bald herausstellen, daß die opti- 
mistische Zwischenbilanz der Pariser Beratungen 
verfrühte Hoffnungen erweckt hatte. Am 4. Ja- 
nuar 1949 ersuchte die britische Regierung um 
eine Verschiebung des für den 6. Januar anbe- 
raumten zweiten Teils der Beratungen. Als offi- 
zielle Begründung wurde die starke Überlastung 


des britischen Außenministers durch diePalästina- 


frage und die deutsche Frage — Erörterung des 


Ruhrstatuts — angegeben. Außerdem sickerte 


aber durch, daß die Vorschläge, die Dalton aus 
Paris mitgebracht hatte, nicht die Zustimmung 
Bevins fanden. 


Die Neue Zürcher Zeitung schrieb dazu am 6. Ja- 
nuar 1948: 
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„Im Augenblick, in dem sich Anzeichen zu einer 


engeren Zusammenarbeit der am meisten umworbe- 
nen Mitgliedstaaten, nämlich von Indien und Pakistan, 
mit den ihnen benachbarten asiatischen Ländern er- 
kennen lassen — also, wie es die „Times“ gestern aus- 


drückte, eine Monroe-Doktrin in Asien in Aussicht 


steht —, ist es für London doppelt heikel, die Common- 
wealth-Bindungen einer Belastungsprobe auszusetzen. 
Anderseits möchte London seine europäischen Ver- 


bündeten nicht vor den Kopf stoßen, und es möchte 


unter allen Umständen vermeiden, in den Augen West- 


stehen.“ 


Auf dem zweiten Zusammentreffen des inter- 
gouvernementalen Ausschusses, das am 17. Ja- 
nuar 1949 in Paris begann, schlug die britishe 
Delegation vor, Straßburg als künftigen Sitz des 


Europäischen Rates zu bestimmen. Da der Aus- 
schuß jedoch schon am nächsten Tage unverrich- 
teter Dinge auseinanderging und seine Arbeiten 
dort steckenblieben, wo sie bereits Mitte Dezem- 
ber gestanden hatten, wirkte diese entgegen- 
kommende Geste, wie die Neue Zürcher Zeitung 


am 22. Januar’ 1949 schrieb, als „kleiner Trost- 
preis“, .der das Bedauern über die Verwässerung. 


der kontinentalen These versüßen sollte. Zur Vor- 
lage an die für den 27. Januar 1949 anberaumte 
Konferenz des Konsultativrates kam nur ein Zwi- 
schenbericht zustande, der auf eine Zusammen- 
stellung verschiedener Thesen und Lösungsmög- 
lichkeiten hinauslief. Daneben. blieb der von 
Dalton aus London mitgebrachte Entwurf be- 
stehen, den die Franzosen als unannehmbar be- 
zeichnet hatten. 


Das Einlenken Bevins 


Am Tage vor dem Zusammentritt des Konsul- 
tativrates sprach Bevin vor der Londoner Ver- 


einigung der Auslandspresse. Nach einem Rük- 


blick auf die seit seiner Rede vom 22. Januar 1948 
erzielten Fortschritte wandte er sich dagegen, 
daß man Großbritannien vorwerfe, es bewege sich 
in der Frage der europäischen Einheit nur schlep- 
pend vorwärts. Er sei beunruhigt über die vielen 
Diskussionen, die zu nichts geführt hätten. Er 
wolle die Schaffung einer neuen Schwatzbude 
(talking shop) vermeiden. Er fuhr fort: 


mir, daß ich mich nicht in theoretische Weltflucht fort- 
reißen lasse oder auf Dinge einlasse, die die. Völker 
Europas im Glauben wiegen könnten, sie hätten etwas, 
was sie in Wahrheit gar nicht besitzen.‘ 


Die Konferenz des Konsultativrates begann da- 
her nicht unter den günstigsten Vorzeichen. So- 
weit überhaupt Aussicht auf eine Kompromiß- 
lösung bestand, lag sie in dem von Großbritannien 
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„Wenn ich heute vorsichtig bin, so verzeihen, Sie j 


=eutopas als das ewig verneinende Element dazu- 


N 


der Europäischen Versammlung nach nationalen 
- Gruppen und gemäß den Vorschlägen ihrer Re- 
y gierung abstimmen sollten. Außerdem schlug 
' Großbritannien vor, die Tagesordnung der Ver- 
sammlung solle ebenfalls von den Regierungen 
- bestimmt werden. Durch diese Einschränkung der 
Bewegungstreiheit der Versammlung sollte die 
‚Möglichkeit gegeben werden, auch die beteilig- 
ten Vertreter oppositioneller Gruppen, möglicher- 
weise sogar die Kommunisten, zu veranlassen, 
den Regierungskurs einzuhalten. Da auch in 
} Frankreich und den Beneluxländern gewisse Be- 


_ ische Parteipolitik zu machen, war in diesem 
‚ Punkt a 0. der gegensätzlichen Auf- 


en reichenden Opkosihen ee wurde. 
seine Stellung sowohl gegenüber den Konserva- 
” tiven ‚als auch gegenüber seiner eigenen Partei 
3 erschüttert. Wären nun die Verhandlungen über 
x N ‚die Europäische Union auch an seiner starren Ab- 
lehnung gescheitert, so hätte die bunt gewürfelte 
Gruppe seiner Gegner einen starken Rückhalt in 
en enttäuschten öffentlichen Meinung gefunden. 
Als weiteres gewichtiges Moment trat hinzu, 
daß der französische Außenminister Schuman kurz 
_ vorher bei einem Besuch in London angedeutet 
_ hatte, Frankreich werde notfalls auch ohne Lon- 
don in seinen Bemühungen um eine europäische 
Föderation fortfahren. | 
Schließlich war auch die amerikanische Politik 
in den letzten Wochen in ihrer Haltung zum 
 Europaproblem noch entschiedener geworden. 
Außerdem liefen im Zusammenhang mit der wirt- 
schaftlichen Hebung und politischen Förderung 
des britischen Kolonialreiches in Afrika gerade zu 
dieser Zeit intensive britisch-amerikanische Be- 
sprechungen, die die amerikanische Stellung in 
London noch zusätzlich stärkten. 

Alle diese Überlegungen müssen Bevin dazu 
bewogen haben, am zweiten Verhandlungstage 
eine Wendung vorzunehmen, auf die weder die 
britische Offentlichkeit noch die französischen 
Verhandlungspartner und die Vertreter der Bene- 
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luxgruppe ge 


R eingereichten Vorajag > daß die Delegationen 


jevins starre Haltung in der Palästinafrage hatte 


mung zu dem Projek pi 
sammlung, die sich aus nationalen Deleg 


"zusammensetzen sollte. Diese sollten von den Re 
 gierungen und Parlamenten jeweils nach ihrer 


Verfassung zusammengestellt werden. Dies be- 
deutete, daß die Delegationen nicht unter allen 
Umständen von den Regierungen zu ernennen 
wären, obwohl es den Regierungen freigestellt 
blieb, ob sie dieses Vorrecht in Anspruch nehmen 
wollten. Weiterhin räumte Bevin ein, daß jeder 
einzelne Delegierte nach seinem Gewissen und 
seiner Überzeugung, aber nicht nach Instruk- 


tionen seiner Regierung stimmen sollte. Dies be- wi 
‚deutete, daß in der Versammlung künftig neben 


der von den Mehrheitsparteien und Regierungen 
vertretenen Politik auch europäische Querverbin- 
dungen von Parteien und politischen Bewegungen 
möglich sein werden. Auch in der Frage der Fest- 
legung der Tagesordnung gab Bevin etwas nach. 


Sowohl die Versammlung selbst als auch der R 


Ministerrat können Verhandlungsthemen vor- 
schlagen. Das letzte Wort soll allerdings dem 
Ministerrat vorbehalten bleiben. Völlig von der 
Erörterung ausgeschlossen blieben — und hier 
setzte sich die britische Auffassung, durch — alle 
Verteidigungsfragen. \ \ 

Die Auswirkungen dieser Entscheidung auf die 
künftige europäische Entwicklung lassen sich im 
Augenblick noch schwer abschätzen. Formalrecht- 
lich kann noch immer geltend gemacht werden, 
die Souveränität der Mitglieder der Europäischen 
Union bleibe gewahrt. Tatsächlich wird jedoch in 


der Europäischen Versammlung eine Körperschaft 


entstehen, die kaum davon abzuhalten sein wird, 
ihr Eigenleben zu entwickeln und ein neues Zen- 
trum der europäischen Willensbildung zu schaf- 
fen. Die Ausarbeitung der weiteren Einzelheiten 
des Projektes wurde nun dem ständigen Ausschuß 
der Brüsseler Paktmächte, also dem in London 
tagenden Botschafterrat übertragen. Dieser sollte 
sich insbesondere mit der Frage der Zulassung 
weiterer Länder zur Europäischen Union befassen. 


Den Regierungen sollte jedoch auch nach der 
Londoner Entscheidung keine Atempause gegönnt 
werden. Vielmehr trat bereits am 25. Februar 1949 
der erste Kongreß des neugebildeten Internatio- 
nalen Rates der Europäischen Einigungsbewegung 
zusammen (darüber berichten wir an anderer 
Stelle in dieser Folge, vgl. S. 2009-2010), um die 
nächsten Schritte auf dem Wege zur europäischen 


Einigung vorzubereiten. Wilhelm Cornides 
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Schlußfolgerungen und Empfehlungen 


des Brüsseler Kongresses der Europäischen Bewegung 


Angenommen anläßlich der ersten Sitzung des Internationalen Rates der Europäischen Bewegung 
“Eh: RN in Brüssel vom 25. bis 28. Februar 1949 Se 


Grundsätze europäischer Politik 
1. In einer von politischen und wirtschaftlichen Ein- 


heiten von kontinentalen Ausmaßen beherrschten Welt 
können die europäischen Nationen nicht hoffen, auf 


' einer Grundlage politischer oder wirtschaftlicher Un- 
abhängigkeit weiterzubestehen. Europa muß sich eini- 
- gen, nicht nur, um den Frieden und die Freiheit seiner 
Völker zu erhalten und um wieder zu gesunden und 


seinen materiellen Wohlstand zu vermehren, sondern 
um erneut jene Grundsätze zu verteidigen, die jetzt 


‚bedroht sind und erhalten werden müssen und denen 
durch den Einbau in einen neuen Rahmen neues Leben 
verliehen werden muß. EN) 
2.,Freiheitsliebe, Gegnerschaft gegen den Totalitaris- 

mus, gleich welcher Art, bescheidenes und gewissen- 
haftes Suchen nach der Wahrheit und vor allem Ach- 

tung der menschlichen Persönlichkeit und des einzel- 
nen als einzelnen — dies sind wesentliche Kennzeichen 

des echten europäischen Geistes. Ihnen entspringt nicht 
die ungern gewährte Duldung der Verschiedenheit, 
sondern eine freudige Anerkennung ihrer Verdienste. 
Diese moralischen Werte, die das Ergebnis einer zwei- 
tausendjährigen Zivilisation sind und die in dem 
Widerstand gegen den Nazismus und Faschismus er- 
neut bestätigt wurden, müssen die Organisation Eu- 
ropas beseelen. nf ! 

3. Europäische Kultur findet ihren Ausdruck in jener 

demokratischen Tradition, an der alle unsere Nationen 
teilhaben. Wir alle glauben an eine Herrschalt des 
Rechts, das vom Staate unabhängig ist und zur glei- 
chen Zeit die Grundlagen der Staatsautorität bildet 
und ihre Grenzen festlegt. Wir glauben, daß die 
menschliche Persönlichkeit unantastbar ist und daß 
‚die ‘mit ihr verbundenen Grundfreiheiten gegen jede 

. Form des Totalitarismus garantiert werden müssen. 
Wir glauben ferner, daß der einzelne nur in Beziehung 
zu seinen Mitmenschen und als Mitglied organischer 
Gemeinschaften existiert. Solche Gemeinschaften müs- 
sen innerhalb der Grenzen ihrer Zuständigkeit ein be- 
trächtliches Maß an Selbständigkeit genießen, immer 
vorausgesetzt, daß die erforderliche kollektive Dis- 
ziplin aufrechterhalten bleibt. Letztlich glauben wir, 
daß der Begriff der Demokratie die Freiheit der Kritik 
und damit das Recht der Opposition einschließt. 


4. Ein wirtschaftliches und soziales System oder eine 


politische Einrichtung, ist niemals ein 'Selbstzweck; 
es ist nur ein Mittel zur Schaffung günstiger Bedin- 


gungen, unter denen sich die menschliche Persönlich- 
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"keit entwickeln und entfalten kann. Wirtschaftliche 


Ne 


I} 


Macht soll als eine Verantwortung betrachtet werden, “ 


‚die zum Wohle aller ausgeübt. werden soll. Die ange- 
wandten Methoden wie auch die zu schaffenden politir 
schen und wirtschaftlichen Einrichtungen müssen vor 


b£ 


allem vom Gedanken der persönlichen Verantwortung 
getragen sein und die persönliche Initiative auf das 
äußerste ermutigen. 


5, Europa wird zu einer Zeit geboren, da die es 
konstituierenden Nationen eine tiefgreifende soziale 
"Umwandlung durchmachen.. Innerhalb der neuen Or 
‚ganismen müssen die Arbeiter im vollen Maße ihrer 
'technischen und politischen Fähigkeiten in der Füh- 


rung und der Ausübung der Autorität beteiligt sein. 
6. Es geht nicht um die Wahl zwischen Freiheit und 


% 


Autorität noch zwischen einer freien und einer kollek- 


tiven Wirtschaft, sondern um die Schaffung einer Syn- 
these beider, die, ohne zueinander in Widerspruch zu 
stehen, zu konstruktiven Zwecken vereint werden 
können. FREE 
7. Kein Staat soll in die Europäische Union auf- 
genommen werden, der nicht die in der Charta der 
Menschenrechte enthaltenen Grundsätze annimmt oder 
sich nicht zu ihrer Anwendung bereit und zu ihr ver- 


 Pflichtet erklärt. Daher kann jedes europäische System, vi 
das geschaffen werden mag, bedauerlicherweise gegen- 


wärtig nicht mit dem amtlichen Beitritt bestimmter 13 


europäischer Nationen, gleichgültig ob west- oder ost- 


europäischer, rechnen. Die Grenze aber, die die freien Sa 


Staaten von den übrigen europäischen Nationen trennt, 
darf nicht als ständig hingenommen werden. Unser 
Ziel ist die freiheitliche Union aller europäischen 
Völker. 

8. Westdeutschland muß unverzüglih (und das 
übrige Deutschland so bald wie möglich) eingeladen 


werden, einen integrierenden Bestandteil dieser neuen ‘ 
Gemeinschaft zu bilden, in der die Angehörigen aller 0} 
Nationen gleiche Rechte und gleiche Pflichten haben N 


werden. 2 

9. Jede Union muß den besonderen Bindungen Rech- 
nung tragen, die gewisse Nationen mit Ländern in 
Übersee vereinen. Die traditionellen Beziehungen, die 
die Mutterländer mit Gebieten verbinden, die sich 
politischer Selbständigkeit erfreuen, müssen erhalten 
bleiben und zum gemeinsamen Nutzen aller weiter 
ausgebaut werden. Europa muß auch aktiv den gegen- 
wärtig abhängigen Gebieten helfen, in ein Re- 
gierungssystem der politischen Freiheit hineinzuwach- 
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tischen, wirtschaftlichen und sozialen Vorteilen der 


tigen Verfassungsbestimmungen vertreten zu sein. 


10. Europäische Werte können nur insoweit bewahrt 
werden, als sie mittels neuer politischer Einrichtungen 
. neues Leben und neue Substanz erhalten. 


Bei dem Fehlen solcher neuen Einrichtungen werden 
die europäischen Organisationen und Dienste, die be- 
'  zeits ins Leben gerufen wurden oder gerade geschaffen 
werden, bald wirkungslos oder durch die Gewalt der 
Umstände dazu getrieben werden, die Funktionen der 
egierung an sich zu reißen und an ihrer Stelle eine 
unkontrollierte Technokratie zu errichten. 


11. Der Internationale Rat der Europäischen Bewe- 
. gung nimmt mit Befriedigung die Entscheidung der 

Regierungen der fünf Mächte des Brüsseler Paktes zur 
Kenntnis, einen Europäischen Ministerrat und eine 
opäische Konsultativversammlung entsprechend den 
pfehlungen des Haager Kongresses zu schaffen. 
Diese Entscheidung stellt einen wichtigen Schritt auf 
lem Wege zur gemeinsamen Ausübung bestimmter, 
. umschriebener Souveränitätsrechte dar. 


12. Die Europäische Bewegung hat in dem Wunsche, 
ese Einrichtungen so wirksam zu gestalten, wie es 
unter den gegenwärtigen Umständen möglich erscheint, 


E Frage der Versammlung befaßt!. 


13. Angesichts der tiefgreifenden strukturellen Ände- 
ngen in der Weltwirtschaft während der letzten 
Jahre, betont durch die beiden Weltkriege, kann 
uropa keine neue Stabilität finden, ohne eine neue 
 Wirtschaftspolitik anzunehmen. Die Probleme, die aus 
- der Integrierung der europäischen Wirtschaft ent- 
ER stehen, werden auf der demnächst in Westminster 
stattfindenden Konferenz erörtert werden. Wir können 
den dort zu erreichenden Schlußfolgerungen nicht vor- 
‚greifen. Aber eine solche Politik soll auf die har- 
_ monischste und rationellste Erschließung der Hilfs- 
_ quellen Europas mit dem Ziel ausgerichtet sein, den 
Be Lebensstandard der europäischen Bevölkerung ständig 
zu verbessern. Nur so kann Europa sich rehabilitieren, 
zum allgemeinen Wohlstand beisteuern und für seine 
eigene Verteidigung sorgen. Eine solche neue Wirt- 
. schaftspolitik, für die die Zusammenarbeit des OEEC 
' in Paris von großer Hilfe sein kann, umschließt zu- 
' mindest einen Gesamtplan für die Erzeugung der 
-  Grundindustrien Westeuropas und die fortschreitende 
Beseitigung der bestehenden nationalen Schranken 
gegen die Freizügigkeit von Personen, Gütern und 
Kapital. Die Integration der Schwerindustrien West- 
europas ist dringend erforderlich, denn sie ist die not- 
wendige Grundlage für die Gesamtwirtschaft der Union. 
Von diesem Gesichtspunkt aus betrachtet darf das 
Ruhrstatut nicht als ein Ausnahmeregime bestehen- 
bleiben, sondern soll als ein Schritt auf dem Wege 
zur Schaffung gemeinsamer Institutionen für West- 
europa dienen. 


mm 0 000 


1) Diese Empfehlungen erscheinen am Ende dieses 
Dokumentes. 
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sen, das es ihnen erlaubt, in vollem Maße an den poli- 


einen besonderen Text entworfen, der sich mit der. 


‚sche Regierung verfügen, einschließlich Vertreter West- 


‘lung zu verweisen. 


europäischen Gesellschaft teilzuhaben und in europä- Juld 
 ischen Organisationen gemäß den in jedem Lande gül- 


finden, in der Freiheit und Disziplin Hand in Hand 
gehen. Hieraus wird eine neue Lebenskraft erstehen, 
die die Unabhängigkeit Europas und seinen Fortbestand 
als eine wichtige Kraft der Zivilisation in den Ange- a 
legenheiten dieser Welt sichern wird. 
Empfehlungen i ” 
A. Es wird empfohlen, daß die Delegierten zur Euro- 
päischen Versammlung von den verschiedenen natio- 29 
nalen Parlamenten benannt werden, und zwar so, daß 
die lebenswichtigen Kräfte in jedem Land zu ver- 
treten sind. {h 
B. Jedem Parlament wird es jedoch freistehen, nur 
solche Delegierte zu benennen, die sich verpflichten, 
zur Errichtung demokratischer Institutionen in einem 
Vereinten Europa in loyaler Weise beizutragen. ; 
C. Die Zahl der Mitglieder soll mindestens 300 be- 
tragen, um die Länder zu vertreten, die- sich gegen- 
wärtig demokratischer Regierungen erfreuen. Es ist 
höchst wünschenswert, daß jede nationale Vertretung 
sowohl parlamentarische als auch nichtparlamentari- 
sche Elemente umfaßt. Die Parlamentarier sollen so 
bestimmt werden, daß die Parteien, die jedem in Frage 
kommenden Parlament angehören, angemessen ver- 
treten sind. Unter den Nichtparlamentariern soll den 
Förderern der europäischen Zusammenarbeit ein wohl- 
verdienter Platz vorbehalten bleiben. n 
D. Die Europäische Versammlung soll vom Beginn 
ihrer ersten Sitzungsperiode an Vertreter aller euro- 
päischen Länder umschließen, die über eine demokrati- 


deutschlands. 
E. Neben der nationalen Vertretung soll eine andere h 
Form der Vertretung geschaffen werden. Die Ver- J 
sammlung soll Persönlichkeiten wählen, die auf Grund 
ihres repräsentativen europäischen Charakters ausge- 
wählt werden, einschließlich Angehöriger von Ländern, 
die gegenwärtig nicht in der Lage sind, sich auf demo- 
kratische Weise Ausdruck zu verschaffen. Die Europä- 


REIF BEE > 


ische Bewegung soll in dieser Hinsicht Vorschläge 


unterbreiten. ug 

F. Der Charakter der Versammlung als Vertretung 
ganz Europas muß von der ersten Sitzungsperiode an 
unterstrichen werden, und es wird vorgeschlagen, daß“ 
der Raum der Vollversammlung eine bestimmte Anzahl 
von Sitzen umfaßt, die den Vertretern der Länder vor- 
behalten bleiben, die nicht in der Lage sind, sich auf 
demokratische Weise Ausdruck zu verschaffen. Diese 
leeren Sitze würden die Solidarität aller europäischen 
Völker kennzeichnen, 

G. Die Europäische Versammlung muß das Recht be- 
sitzen, alle die europäische Gemeinschaft interessieren- 
den Fragen zu erörtern, und es soll die Aufgabe des 
Ministerrates sein, alle Fragen, die die Organisation 
Europas betreffen, zur Diskussion an die Versamm- 


H. Die Europäische Versammlung soll mindestens 
45 Tage im Jahr tagen, aufgeteilt in zwei oder drei 
Sitzungsperioden. 
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gen, die bereits ihre in erteilt: Haben, an 
“den neuen Institutionen teilzunehmen, den Dank der 
slker ‚Europas aus und fordert alle anderen euro- 
päischen demokratischen Benegen auf, sich ihnen 
Beuzuschlieber:, 


I“ L Letztlich fordert die Europäische Bew uns jeden 


auf, die Wichtigkeit dieser Empfehlungen zu erwägen, 
die, wenn sie schnell durchgeführt werden, dazu ange- 


Vereinigung ‚Europas ern 


_ Europäischer Giifehishof für Menschenrechte 
R Der vom 25. bis 28. Februar 1948 in Brüssel versam- 


_melte Internationale Rat der Europäischen Bewegung ; 


empfiehlt und beschließt 


n IN DER ERWÄGUNG, daß es von besonderer Wichtig- 
keit ist, daß die Menschenrechte in allen europäischen 
Ländern wirksam gesichert werden, 


IN DER ERWAGUNG, daß der gerichtliche Schutz die- 
ser Rechte in den Ländern der Europäischen Zu so- 
fort gewährleistet werden kann: De 


Gerichtshofes für Menschenrechte durch eine Konven- 
tion zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union unter Be hgung. ‚ger folgenden Erwä- 
gungen: we. 7 
a) Die durh den Gerichtshof zu gewährleistenden 
“+ Rechte sollen jene persönlichen, Familien- und so- 
_ zialen Rechte wirtschaftlicher, politischer, religiöser 
oder anderer Art sein, die in der Erklärung der 
{ Vereinten Nationen über die Menschenrechte ent- 
halten sind und deren ei) Schutz notwen- 
dig und möglich ist. 
b) Der Gerichtshof soll Rechtspracinlehe walk be- 
sitzen, um alle Fälle zu entscheiden, die die vor- 
genannten Rechte betreffen und aus Akten der 
Legislative, der Exekutive oder Rechtsprechung er- 
wachsen. Falls der: Gerichtshof entscheidet, daß eine 
Verletzung erfolgt ist, kanm er entweder für die 
Wiedergutmachung Sorge tragen oder verlangen, 
daß die nationalen Behörden entweder Straf- oder 
 Verwaltungsmaßnahmen gegenüber den dafür ver- 
antwortlichen Personen treffen, oder anordnen, daß 
" die rechtsungültige Handlung widerrufen, aufge- 
hoben oder abgeändert wird. 
c) Die Regierungen der Mitgliedstaaten wie auch alle 
- natürlichen oder juristischen Personen, die ent- 
weder Staatsangehörige eines dieser Staaten oder 
in einem von ihnen ansässig sind, werden das Recht 
haben, vor dem Gerichtshof zu erscheinen. Eine 
Eingabe wird von dem Gerichtshof nur dann ange- 
nommen werden, wenn alle nach der nationalen 
Rechtsordnung möglichen Schritte unternommen 
worden sind, vorausgesetzt, daß bei ihrer Ver- 
wirklichung keine ungerechtfertigte Verzögerung 
entsteht. 


5 
m 
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tan sind, weitgehend zu der dringend notwendigen ii 


LER) EMPFIEHLT die Errichtung eines optischen ' 


e) 


Europe) einen jährlichen Bericht vorlegen. Der Kom- 


f) 


2. ER BESCHLIESST die Errichtung einer ständige 


-- Rechtsabteilung, die mit dan Aufgaben be 
traut ist: ? 
a) eine Liste derjenigen Menschenrechte aufzustellen, 


) in Zusammenarbeit mit dem Internationalen Are 


bestehend aus sieben Mitgliedern, die unabhängig. 


der Schlichtung zu regeln. Falls eine Schlichtung 
„nicht erzielt werden kann, kann die Kommissi 


ausgewählt Werden! 
Eine Europäische Kommission für Menshenrene 


von jeder Regierung sind, soll errichtet werden. Die 
Kommission soll mit der Überwachung der Einhal- 
tung der Konvention über den Europäischen Ge- % 

richtshof beauftragt werden. Sie soll den zuständi- - 
gen Organen des Europäischen Rates (Council o x 


mission sollen alle Eingaben zugehen. Sie wird sie 
prüfen und kann Untersuchungen auf dem Gebiete 
der betreffenden Staaten durchführen, die jegliche 
zur wirksamen Durchführung einer solchen Un 
suchung erforderliche Hilfe zur Verfügung stellen 
Falls die Kommission beschließt, daß die Eingabe 
entgegengenommen werden soll und daß Veran 
sung besteht, sie zu behandeln, kann sie den a 
teien angemessene Empfehlungen unterbreiten mit 
dem Ziel, die Fragen möglicherweise auf dem W 


gleichgültig, o 
oder nicht, den Gerichtshof mit der Sache DS 
oder die Parteien ermächtigen, jede Frage I 
jeden Streitfall, der durch eine Eingabe aufge or 

fen wird, dem Gerichtshof zur Br 
unterbreiten. Fi 
Im Falle der Nichtbefolgung einer Eimpfakhiäe der EN 
Kommission oder eines Rechtsspruches des Ge ER 


digen Organe des Europäischen Rates gebracht v 
den. Diese Organe werden die betreffende Partei 
auffordern, Folge zu leisten, und im Falle fortge 
setzter Nichtbefolgung über geeignet erscheinende 
Maßnahmen entscheiden. } 


die von nun an durch den Europäischen Gerichts- 
hof gewährleistet werden sollen, unter Berücksich- 
tigung der im Anhang beigefügten Liste; PR 
die Organisation und das Verfahren des Gerichts- a 
hofes zu studieren; % 
zu diesem Zweck eine Konvention auszuarbeiten, H 
die von den Regierungen der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union unterzeichnet werden soll; Nee 


beitsamt und der Wirtschaftsabteilung der Europä- 
ischen Bewegung die Ausarbeitung einer Gesetz- 


. gebung vorzubereiten, die sich mit den sozialen Tre 


und wirtschaftlichen Rechten befaßt. 


Anhang zu Artikel 2, Absatz a): 


. Sicherheit von Leib und Leben. war: 
. Freiheit vor willkürlicher Verhaftung, a a und 
Verbannung. 
. Freiheit vor Sklaverei und Knectschaft und vor Zwangsarbeit a 
jeder diskriminierenden Art. 
. Freiheit des religiösen Glaubens, seiner Ausübung und Lehre. m; 
. Redefreiheit und allgamelbe Freiheit der Meinungsäußerung. “ ER 
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. Vereins- und Versammlungsfreiheit. , j 

Schutz vor willkürlicher Einmischung in\die Familie, 

‚ Unantastbarkeit des Heims, 

. Gleichheit vor dem Gesetz. 

. Schutz gegen jede Diskriminierung auf Grund der Religion, der 
Rasse, der nationalen Herkunft oder der politischen oder jeder 
anderen Meinung. 

11, Schutz gegen willkürliche Eigentumsberaubung. 

12. Einspruchs- und Beschwerdefreiheit gegen jede Verletzung des 


sSsomuo 


fer 


Teils 1 dieser Konvention, die auf dem, Gebiete eines der 
ihr angehörenden Staaten erfolgt. KR 


IS 


Quelle: Mouvement Europeen, Conclusions et Re- 
commendations adoptees ä la Session Inaugurale du 


Conseil International du Mouvement Europ&en, Bruxel- 


les, 25—28 Fevrier 1949. (Übersetzung des Europa- 
Archivs.) 
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Wortlaut des Sechsmächtekommuniques 
über die Grenzveränderungen im Westen 


London, 28. März 1949 


„Beim Abschluß der Londoner Besprechungen über 
Deutschland wurde am 7. Juni 1948 bekanntgegeben, 
daß Vorschläge für die provisorische Durchführung ge- 
wisser geringfügiger Gebietsberichtigungen an der 
deutschen Westgrenze den Regierungen der Vereinig- 
ten Staaten, Frankreichs, Großbritanniens und der 
Beneluxländer unterbreitet würden. 


Die sechs Regierungen haben im Hinblick auf die 


unvorhergesehenen Verzögerungen, denen der Ab- 


schluß einer endgültigen Friedensregelung mit Deutsch- 


land ausgesetzt worden ist, für nötig gehalten, eine vor- | 


läufige Prüfung des Grenzproblems vorzunehmen und 
geringfügige Berichtigungen durchzuführen, die durch 
administrative Erfordernisse und durch die Verhält- 
nisse, die den Verkehr entlang der Westgrenze Deutsch- 
lands betreffen, gerechtfertigt sind. Das Problem der 
deutschen Grenzen wird zur Zeit der endgültigen Frie- 
densregelung neu überprüft und in seiner Gesamtheit 
endgültig geregelt werden. 


Nach einem eingehenden Studium haben die sechs 
Regierungen die Vorschläge für provisorische Berichti- 
gungen der Grenze angenommen, die ihnen von einem 
Arbeitsausschuß, der in Paris zusammentrat, unter- 
breitet wurden. 


Die sechs Regierungen haben auch die Grenzen des 
Saargebiets geprüft und beschlossen, daß vorbehalt- 
lich einer Bestätigung oder Abänderung durch die Be- 
dingungen der endgültigen Friedensregelung die 
gegenwärtige Grenze mit geringfügigen Abänderun- 
gen beibehalten werden soll. 


Die Gebiete, die durch die Berichtigungen betroffen 
sind, werden der Verwaltung durch die Nachbarländer 
Deutschlands unterstellt werden. Diese Berichtigungen 
können durch die Bedingungen der endgültigen Frie- 
densregelung für Deutschland bestätigt oder abge- 
ändert werden. 


Die Londoner Empfehlungen erteilten dem Arbeits- 
ausschuß Richtlinien für einen äußerst begrenzten Ar- 
beitskreis. Nur solche Vorschläge durften geprüft wer- 
den, die keinen erheblichen Verlust für die deutsche 
Wirtschaft mit sich bringen und angesichts ihres nur 
geringfügigen Umfanges als wünschenswert angesehen 
werden konnten, um örtliche Anomalien zu beseiti- 
gen und die Verkehrsbedingungen zu verbessern. Diese 
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streng begrenzten Richtlinien erlaubten es dem Ar- 
beitsausschuß nicht, gewisse größere Gebietsansprüche 
der westlichen Nachbarn Deutschlands zu untersuchen. 


In diesem Rahmen werden 31 geringfügige Berichti- 
gungen entlang der Grenze zwischen Deutschland 
einerseits und Holland, Belgien, Luxemburg der Saar 
und Frankreich anderseits an einem Zeitpunkt durch- 
geführt werden, der später bekanntgegeben wird. Be- 
troffen wird ein Gesamtgebiet von rund 135 qkm und 
eine Bevölkerung von etwa 13500 Menschen. 


Diese Berichtigungen sind in allgemeinen Zügen fest- 
gesetzt worden. Die genaue Grenzziehung wird von 


%; 


Demarkationskommissionen bestimmt werden. Diese 


Kommissionen werden ihre Beschlüsse fassen, nach- 
dem sie, wenn dies wünschenswert erscheint, die ört- 
lichen Behörden und Personen in dem Gebiet angehört 


‚haben, die imstande sind, Informationen oder Erklä- 


rungen, die für die Erfüllung der Aufgabe der Kom- 


mission nötig sind, zu geben. 


Alle Maßnahmen werden mit Rücksicht auf den 
Schutz der Interessen der Einwohner getroffen wer- 
den, sowohl in bezug auf ihren Personalstatus als 
auch in bezug auf ihr bewegliches und unbewegliches 
Eigentum. Niemand wird gezwungen werden, die 
Staatsangehörigkeit des Landes anzunehmen, dem das 
Gebiet angegliedert wird. Personen, die diese Staats- 
angehörigkeit nicht anzunehmen wünschen, werden 
den Schutz genießen, den die Landesgesetze für Einzel- 
personen und Eigentum vorsehen; sie werden keiner 
Benachteiligung ausgesetzt sein. Sie werden das Recht 
haben, sich in Deutschland niederzulassen und in die- 
sem Fall ihr bewegliches Eigentum mitnehmen können, 
während sie Eigentumsrecht an ihren Immobilien ent- 
weder beibehalten oder ihre Immobilien verkaufen 
können. Es wird ihnen gestattet sein, den Ertrag ge- 
mäß besonderer noch zu erlassender Bestimmungen 
nach Deutschland zu transferieren. Andererseits wer- 
den sie auch das Recht haben, ihren Wohnsitz in dem 
betroffenen Gebiet beizubehalten, wenn sie dieses 
wünschen.‘ 


Quelle: An Hand des englischen Originaltextes über- 


arbeitete Übersetzung. Die Welt, Nr. 37 vom 29. März 
1949, 
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Die Reparationsleistungen 
der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 


} 
a Die Reparationsleistungen der sowjetischen ‚Besatzungszone, insbesondere die Ent- 
‘nahmen aus der laufenden Produktion, sind zu einem politischen Faktor von größter 
Bedeutung geworden. Bekanntlich scheiterte die Londoner Außenministerkonferenz im 
Dezember 1947 vor allem an den russischen Forderungen auf Entnahmen aus der laufenden 
Produktion, die den Anlaß sehr scharfer Auseinandersetzungen bildeten (vgl. Europa- 
, ER Aıchiv, Januar 1948, S:1067— 1086). Die Frage, ob die Wiedergutmachungsleistung 
z Deutschlands nur in der Entnahme industrieller Ausrüstungen bis zu einer gewissen Grenze 
bestehen soll oder ob darüber hinaus auch ein Teil der laufenden Produktion zur deut- 
schen Wiedergutmachung herangezogen werden soll, ist bis heute weder völkerrechtlih 
noch politisch geklärt. Doch hat die Sowjetunion als Besatzungsmacht in ihrer Zone schon 
seit über drei Jahren derartige Entnahmen in größtem Stile durchgeführt und tut das auch v x 
weiterhin. Sie hat allerdings bisher den Umfang der ihr zufließenden Lieferungen und 
- Leistungen in tiefstes Geheimnis gehüllt. Trotzdem oder gerade deshalb erscheint es bei 
der politisch wie wirtschaftlich gleich großen Bedeutung dieser Frage notwendig, wenig- 
stens grundsätzlich und hinsichtlich der Größenordnungen eine Analyse der bisherigen 
Leistungen der sowjetischen Besatzungszone zu versuchen. Co. 


Umfang und Zusammensetzung der Lieferungen aus der laufenden Produktion 
| Es ist völlig unmöglich, die gesamten Leistun- lung für das Jahr 1946 eine Reparationsleistung 
gen der sowjetischen Besatzungszone zahlenmäßig in Höhe von 618 Millionen Reichsmark. Die größ- 
_ genau zu erfassen. Sowohl die Sowjetische Mili-_ ten Reparationslieferungen kamen danach aus 
 täradministration als auch die von ihr eingesetz- folgenden Industriezweigen: - 


ten Steilen der deutschen Wirtschaftsverwaltung Leichtindustrie (das ist die nach sowjeti- 
sind energisch bemüht gewesen, sie vor der deut- schem Vorbild heute auch in der sowje- 
schen Öffentlichkeit ebenso wie vor den westlichen tischen Besatzungszone angewendete Be- 
Besatzungsmächten streng geheimzuhalten. Es Ne a. Ka a oa) 
lassen sich deshalb nur auf Grund der trotzdem Teseindnserie On . 180 
bekanntgewordenen Unterlagen ungefähre Grö- Maschinenindustrie (einschließlich Fahr: 
ßenordnungen abschätzen. Im folgenden sollen zeugbau und Eisen- und Metallwaren- 
zunächst die wichtigsten Zahlenangaben zusam- industrie) . . 35 u 
mengestellt ‘werden, die zugänglich geworden Chemische und NE ach 3 ” 
sind, soweit sie als einigermaßen zuverlässig gel- Elektroindustrie . . . Bi, my 
“ten können. Die von deutschen offiziellen Stellen ‘  Feinmechanische und optische Industrie. 18 „ Ber 
der sowjetischen Besatzungszone gelegentlich ge- Der Anteil der reinen Reparationen an der in- ; 
machten Angaben — sie beziehen sich fast nur dustriellen Nettoproduktion Sachsens (nur ein. 
auf den Anteil derReparationen an der industriel- solcher Vergleich ist sinnvoll, da im Bruttopro- : 
len Gesamtproduktion — differieren unterein- duktionswert zahlreiche Doppelzählungen enthal- _ N 


ander sehr stark und dienen offensichtlich so sehr ten sind) ließ sich danach mit etwa 47°/o errech- 
propagandistischen Zwecken, daß ihr Erkenntnis- nen. Über die Lieferungen an die Rote Armee und 
wert äußerst gering ist. Es wird deshalb auch auf die sonstigen sowjetischen Bedarfsträger liegen 
ihre Wiedergabe hier verzichtet. Zahlen nicht vor; eine Schätzung beziffert.sie mit 

Für das LandSachsen, das wichtigste In- rund 300 Millionen Reichsmark. Der Anteil der 
dustriegebiet der sowjetischen Besatzungszone, gesamten Lieferungen an die Besatzungsmacht im 
ergibt eine ziemlich zuverlässige Gesamtaufstel- Jahre 1946 würde dann etwa bei 70°/o des Netto- 
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. stungen der sächsischen (vor allem der Leipziger) 
_ Druckereiindustrie, die für 1946 einen Wert von 
a ‚etwa 60 Millionen Reichsmark gehabt haben dürf- 
ten. Die großen Leipziger Druckereien waren in 
- -den letzten Jahren fast ausschließlich mit sowjeti- 
schen Aufträgen belegt, doch wurde in den her- 
gestellten Druckerzeugnissen niemals Leipzig als 
Druckort angegeben. e 


er  dustriellen Reparationslieferungen Sachsens mit 
182 Millionen Reichsmark angegeben, lagen also 
m Quartalsdurchschnitt nicht unerheblich niedri- 
ger als im Jahre 1946. Dagegen scheinen in dieser 
eit die Lieferungen an die Rote Armee und an 
jetische Handelsgesellschaften beträchtlich ge- 
gen zu sein; ihr Plansoll betrug im ersten 


lso beträchtlich über dem der Reparationen im 
engeren Sinne. Die Gesamtleistung Sachsens 
2 ‚dürfte also auch 1947 etwa 850 bis 900 Millionen 
Reichsmark erreicht haben und damit ungefähr 

_ gleich groß gewesen sein wie im Jahre 1946, 
Die „sonstigen sowjetischen Bedarfsträger” set- 
sn sich aus einer großen Zahl einzelner Dienst- 
tellen und Handelsgesellschaften zusammen. 
Neben der Roten Armee selbst erscheinen hier: 
das Handelsnetz der Roten Armee; 
die Verwaltung für Außenhandel (Waren, die auf 
; sowjetische Rechnung exportiert werden); 
das Handelsnetz der SMAD; 

..Ketsch (Bauprogramm der Roten Armee); 
Wissenschaft und Technik 

 wicklungs- und Konstruktionsbüros); 
 , Sowjetische Aktiengesellschaften; 

' Rasno-Export, 
 Exportljon, 
 Wojentorg, 
.... Osobtorg, 

maHerti, 

.. .Achu, 

' „Verwaltung für Abrüstung (Bedarf für Demontage- 
arbeiten); 

Intourist (Bowjetisches Reisebüro, mit Hotels und 
Gaststätten); und 
der Uranbergbau. 


Für das Land Sachsen-Anhalt betrugen 
nach einer offiziellen Statistik die bis 30. Novem- 
ber 1946 erteilten Reparationsaufträge 731 Mil- 
lionen Reichsmark, die Lieferungen bis zu diesem 
Zeitpunkt 334 Millionen Reichsmark. Unter den 
Reparationsaufträgen befanden sich u. a.: 


265000 t Zucker, 2 
133 000 hl Rohspiritus.- 


sowjetische Handelsgesellschaften; 


N 
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. Für das erste Halbjahr 1947 werden die in- 


Quartal 1947 rund 120 Millionen Reichsmark, lag 


nen Reichsmark tatsächlich geliefert wurde, aller- 


(die sowjetischen Ent- 


 produktionswertes liegen. Nicht eingeschlossen a e 
‚sind in dieser Aufstellung die beträchtlichen Lei- 


Anhalt eine industrielle Ge von E 
rund 290 Millionen Reichsmark erzielt (ohne 
Brenn- und Treibstoffe undN ahrungs- und Genuß 


mittelindustrie). Diese verteilte sich folgender- 
maßen: E 
Reparationsaufträge . 


88 Mill. RM. = rd. 30%, 
Rote Armee und sonstige a 


russische Aufträge 25 " m oe " 9%, 
indirekte Reparations- und RR 0 a 
Rotarmeeaufträge und Er 5 
Ausfuhr . 106 Se en 36 %,. 
deutscher: Bedaff... .) 2.72 m ne 7250100 


An den Reparationsaufträgen waren vor allem 
beteiligt: Maschinenbau, chemische ‚Industrie, 


. Metallurgie und Gummiindustrie; an den übrigen 


r 
russischen Aufträgen: Leichtindustrie, Holzindu- 
strie, Maschinenbau. A E 

Besonders detailliertes Material ee der Offent- 


lichkeit über die Reparationslieferungen des Lan- 


des Thüringen zugänglich geworden. Danah 


Ä 


‘betrug das Liefersoll der Reparationen für 1946 Bi 


356 Millionen Reichsmark, wovon für 333 Millio- 


Ka ER 


dings, wie es in einem offiziellen Bericht heißt, 
nur dadurch, daß im dritten und vierten Quartal = 
fast die gesamte Produktion Thüringens für Repa- 
rationsleistungen in Anspruch genommen wurde, 
Um die trotzdem eintretenden Minderlieferungen Ä 
auszugleichen, wurden vorhandene Fertigerzeug- 
nisse beschlagnahmt und als Reparationsgüter ab- 
transportiert. „Da es sich in den meisten Fällen 
um Fertigerzeugnisse für die Bevölkerung han- 
delte, mußte der zivile Sektor leer ausgehen.” 
Für das Jahr 1947 wurde ein gesamtes Repara- 
tionsliefersoll von 282 Millionen (einschließlich 
des Überhanges aus dem Vorjahr in Höhe ‚von 
23 Millionen) angekündigt. Der bestätigte Repa- 
rationsplan für das erste Vierteljahr 1947 sah 
eine Quartalssumme von rund 59 Millionen Reichs- vi 
mark vor. Dazu kommen jedoch die Lieferungen 
für die Rote Armee, die für das ganze Jahr 1947 
mit 45,2 Millionen Reichsmark angesetzt waren, 
sowie die — zahlenmäßig nicht festgelegten un 
Lieferungen für die sowjetischen Handelsgesell- 
schaften. In dem Reparationsplan für das erste 
Quartal 1947 erscheinen u. a. folgende Haupt- | 
posten: 


Rollendes Eisenbahnmaterial. . . 
Industrielle Ausrüstungen. . . . 


4,00 Mill. RM 
9,01 BEE ENSANETENN 
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R Stoffe und Trikotwäsche 


R: 3893 t Grütze, . 
-1209t Futtergetreide, 


‚Stück. Kolbenringe, 
lager, 55000 Satz Bohrer, 2000 Manometer, um- 
nur einige wenige Beispiele aus einer außer- 


v RE und Gummierzeughisse DOSE NH 


Standardhäuser und Baumaterial . 2,29 pi 


LAN u 
Ne N Ar BR ge 
Sämereien (200 y. . DSB2S er 
Zucker (25000 t) . 1120074, 


Ri Die Anforderungen der Roten. ‚Armee (für das 

ganze. Jahr 1947) umfassen zunächst die Land- 
wirtschaftserzeugnisse für die Verpflegung der 
Besatzungstruppen. und das Futter für ihre 
‚tiere. Dabei werden u. a. genannt: 


600 t Butter, 
4,1 Mill. Stüc Eier, 
--1.000 t Molkerei- 


42 629t Brotgetreide, 


5500 t Frischgemüse, produkte, 

8656 t Kartoffeln, 4536 t Zucker, 

3.080 t Fleischwaren, 7500t Brot u. Zwieback, 
‚478 t tierische Fette, 500 t Teigwaren. 


(Bei der Bewertung dieser Zahlen ist zu be- 


 rücksichtigen, ‘daß Thüringen von den 5 Ländern 


er sowjetischen Besatzungszone die niedrigste 


landwirtschaftliche: Produktion hat.) 


Von industriellen Erzeugnissen erden von der 


Roten Armee die verschiedensten Kategorien an- 
gefordert. Zu nennen sind u. a. 120000 Paar 
'Lederstiefel, 70 000 Paar Lederschuhe (dies zu 
einem Zeitpunkt, in dem für die deutsche Be- 


‚ völkerung Lederschuhe praktisch unerreichbar 
waren), 30 000 Haarschneidemaschinen, 666 000 
73000 Kugel- und Rollen- 


. ordentlich langen Liste von Einzelposten zu 
nennen. 


Nach einer anderen Quelle betrugen die ge- 


'samten Lieferungen Thüringens für die Besat- 
zungsmacht im Jahre 1947 rund 400 Millionen 
Reichsmark. Der Vergleich mit den oben genann- 
ten Ziffern zeigt, daß diese Gesamtleistung offen- 


bar noch etwas größer war als die des Jahres 


" 1946, während die reinen Reparationen niedriger 


Di 


waren. Dieses Gesamtbild stimmt also gut mit 
dem oben über das Land Sachsen Gesagten überein. 

Schließlich sind Zahlen auch noch über die Treu- 
handbetriebe des Berliner Ostsektorsim 


‚Jahre 1947 bekannt. Der unter sowjetischer Ver- 


_ waltung stehende Ostsektor Berlins ist schon früh- 


zeitig in das sowjetzonale Planungs- und Repara- 
tionssystem einbezogen worden; in der Deutschen 


'Treuhandverwaltung für den sowjetischen Sektor 
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etwa 35 000 ae 
die den größten Teil der wichtigen Ostberlin: 
Industriebetriebe umfassen. Diese Betriebe habe 


1947 insgesamt für über 160 Millionen Mark Lie- 


ferungen an die Besatzungsmacht getätigt. Der 
Anteil der Lieferungen für die Besatzungsmacht 


an den Gesamtlieferungen betrug, wenn man die Be 


nur bedingt vergleichbare Industriegruppe „Nah- 
rung und Genuß” ausschaltet, etwa 55/. Dieser 
Prozentsatz erscheint im Vergleich zu den bis er 
genannten Ziffern niedrig, doch bezieht sich diese 
Anteilsziffer nicht auf die reine Nettoproduktic 
. von der wahrscheinlich auch in Ostberlin minde- 


stens 60 bis 65 %/p an die Sowjetunion gehen: dürf n. ” N 


Die acht in sowjetischen Besitz übergegang 
‚Großbetriebe der Elektro- und Maschinenin 
strie, auf die etwa drei Viertel der iss 2 


- wie z.B. den Ankäufen der sowjetischen Handeld- iR 


gesellschaften, die Wahrscheinlichkeit dafür 


spricht, daß die vorliegende Schätzung eher zu 


niedrig als.zu hoch ist, wird man die obere Grenze 


der genannten Zahlen als der Wirklichkeit am 


nächsten kommend ansehen können. 


Die für das Jahr 1947 gemachten Angaben las- ” Kr 


sen erkennen, daß hinsichtlich der Gesamthöhe 


der Leistungen aus der laufenden Produktion eine 


wesentliche Veränderung gegenüber 1946 offen- 


bar nicht eingetreten ist. Allerdings hat sich die 
Zusammensetzung der Leistungen insofern ver- 
ändert, als sich die Reparationen im engeren 


Sinne verringert haben, während die Anforde- 
rungen anderer sowjetischer Bedarfsträger, vor 


allem die Aufkäufe der sowjetischen Handels- 


gesellschaften, gestiegen sind. Man wird daher 
auch für das Jahr 1947 eine Gesamtleistung in 
der Größenordnung zwischen 2,5 und 3 Milliar- 
den Reichsmark ansetzen können. 
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WIRTSCHAFTSPROBLME DER NACHKRIEGSZEIT 


Für das Jahr 1948 liegen über die Höhe der 
‚Reparationsleistungen keinerlei Zahlenangaben 
vor, da die Maßnahmen zur Geheimhaltung dieser 
Unterlagen ständig verschärft worden sind. Es 
besteht jedoch kein Anlaß zu der Annahme, daß 
die Gesamtleistung der Besatzungszone geringer 


geworden sei. Berichte, die von einer Reihe ein- 


. zelner Industriezweige und Betriebe vorliegen, 
wie auch die nach wie vor äußerst unbefriedi- 
‚gende Versorgungslage der deutschen Bevölke- 
rung machen es wahrscheinlich, daß die gesamten 
Entnahmen aus der laufenden Produktion auch im 
‚Jahre 1948 die gleiche Höhe gehabt haben wie 
-in den Vorjahren. Gewisse Anzeichen deuten so- 
gar darauf hin, daß die absolute Höhe der reinen 
Reparationen im Jahre 1948 gegenüber 1947 zu- 
"nächst angestiegen ist, doch scheinen nach der 
"Währungsreform im Sommer 1948 in einigen In- 
. dustriezweigen die Reparationsforderungen herab- 
gesetzt worden zu sein. Da die industrielle Pro- 
duktion.der Zone 1948 gegenüber dem Vorjahr 
etwas angestiegen ist — im groben Durchschnitt 
vielleicht um 10% —, mag der Anteil der Liefe- 
rungen an die Besatzungsmacht gegenüber den 
Vorjahren etwas abgesunken sein, keineswegs 
aber so erheblich, daß die auf der Wirtschaft und 
der Bevölkerung der sowjetischen Besatzungs- 
zone liegende Last wirklich fühlbar geringer ge- 
worden wäre. 


Man wird daher zusammenfassend annehmen 
können, daß die sowjetische Besatzungsmacht in 
den Jahren 1946 bis 1948 aus der laufenden Pro- 
' duktion ihrer Besatzungszone Waren im Werte 
‘von 8 bis 9 Milliarden Mark entnommen hat, wo- 
bei lediglich die Stopppreise von Ende 1944 zu- 
grunde gelegt sind. (Auf die Problematik dieser 
Verrechnung wird später eingegangen.) Der An- 
teil, den die verschiedenen Formen dieser Ent- 
nahme an der Gesamtsumme hatten, war dabei 
in den einzelnen Jahren untersciedlich; vor 
allem ist offenbar der Anteil der Reparationen im 
engeren Sinne im Jahre 1946 am höchsten ge- 


wesen. Für die Wirkungen: dieser Entnahmen ist 
das aber belanglos. 

Was diese Summen bedeuten, zeigt am besten 
ein Vergleich mit den deutschen Reparationszah- 
lungen nach dem Ersten Weltkrieg. Bekanntlich 
belief sich die Maximalsumme, die Deutschland 


nach dem Dawes-Plan aufzubringen hatte, auf 


21/ Milliarden Reichsmark jährlich. Von der so- 
wjetischen Besatzungszone — mit etwa einem 
Viertel der früheren Bevölkerungszahl des Deut- 
schen Reiches — wurden also in den Jahren 1946 
bis 1948 höhere Leistungen verlangt, als sie in 
den Jahren des Dawes-Planes ganz Deutschland 
aufzubringen hatte, wobei außerdem zu berück- 
sichtigen ist, daß das industrielle Produktions- 
volumen in der sowjetischen Besatzungszone in 
diesen Jahren noch weit unter dem der Vor- 
kriegszeit lag (günstigstenfalls bei 500). 

Was den Anteil der Lieferungen für die Be- 
satzungsmacht an der industriellen Nettoproduk- 
tion der sowjetischen Besatzungszone anbelangt, 
so wird man diesen Anteil auf Grund der oben 
gegebenen Unterlagen für die Jahre 1946 und 
1947 im groben Durchschnitt mit mindestens 65 
bis 70°/o beziffern können, doch mit erheblichen 
Unterschieden in den einzelnen Zweigen, je nach 
dem. Grade der „Reparationsfähigkeit" der Er- 
zeugnisse und des sowjetischen Interesses an 
ihnen. Eine ziemlich zuverlässige Aufstellung gibt 
für das dritte Quartal 1946 folgende Reparations- 
quoten der einzelnen Industriezweige an: 


Maschinenbau . 90% Fahrzeugbau 90 %0 
Feinmechanik und Elektroindustrie .' 80° 
Optik 750/, Bekleidungs- 
Textilindustrie . 84/0 industrie 7500 
0 Zellstoff und 
Ledererzeugung 90/0 Pabier 49% 
Schuhfabriken Eementindistee 50 %/o 
Lederschuhe . 90% R 
| Flußspatgewinnung 70°/o 
sonstige Schuhe. 35% K & 
Holzverarbeitun 70% Sramische WER: 
et , platten . 90°/o 
Kaliförderung 60°/0 Glaserzeugung . 70 °/o 
Hartholzfaser- Keramische 
platten . . 100% Industrie 


80% 


Bedeutung und Verwendung der Reparationslieferungen 


Daß Reparationsentnahmen in dieser Höhe sich 
auf die Wirtschaft des Gebietes außerordentlich 
stark auswirken müssen, liegt auf der Hand. Da 
kein Wirtschaftszweig, der überhaupt reparations- 
fähige Güter erzeugt, von diesen Entnahmen ver- 
schont bleibt, war die Versorgung der Bevölke- 
rung mit Verbrauchsgütern schon vor der Wäh- 
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rungsreform schlechter als im Vereinigten Wirt- | 


schaftsgebiet, und der Unterschied hat sich seit- 
her noch erheblich vergrößert. Da die Besatzungs- 
macht nahezu ausschließlich aus der Zone lebt 
und außerdem noch Reparationen auch anLebens- 
mitteln entnommen werden, z. B. in sehr erheb- 
licher Höhe bei Zucker, liegen die gegenwärtigen 


Europa-Archiv / 5. April 1949 


‚ Rationen des Normalverbrauchers erheblich unter 
' dem physischen Existenzminimum, was sich in 


einer noch immer außerordentlich hohen Sterb- 
lichkeit auswirkt. Bei den Industriewaren konnte 
für 1946 am Beispiel Sachsens und Sachsen-An- 
halts gezeigt werden, daß der Anteil der Ent- 


‘nahmen der Besatzungsmacht an der industriel- 


len Nettoproduktion bei 70 bis 75°0 lag. Es gibt 
aber auch Industriezweige, in denen der Anteil 
der sowjetischen Entnahmen noch wesentlich 
höher ist, vor allem, wenn man berücksichtigt, 
daß auch die Erträge des Exportes mindestens zu 
einem Teile der Sowjetunion zugute kommen. 
Kennzeichnend sind z. B. Zahlen über die Ver- 
teilung der sächsischen Gewebeproduktion im 
ersten Vierteljahr 1948. Danach entfielen von 
einem insgesamt geplanten Produktionswert von 
110 Millionen Reichsmark rund 70 Millionen auf 


die Lieferungen an die Besatzungsmacht, 30 Mil- 


lionen auf den Export und nur 10 Millionen auf 


‚ deutschen Bedarf, also weniger als 10°/o. Es kann 


. infolgedessen auch nicht erstaunen, daß Textilien 


und Schuhe bisher fast ausnahmslos nur solchen 
Bevölkerungsgruppen zugeteilt worden sind, die 
entweder wegen ihrer Stellung in der Produktion 
(Verteilung über den Freien Deutschen Gewerk- 
schaftsbund) oder wegen außergewöhnlicher Be- 
dürftigkeit (Umsiedler) eine bevorzugte Behand- 
lung ‚genießen. 


Weiterhin ist dabei zu berücksichtigen, daß 
die Reparationslieferungen und die sonstigen 
Lieferungen an die Besatzungsmacht unbe- 
dingte Priorität genießen. Kann deshalb 
aus irgendwelchen Gründen ein Industriezweig 
den Produktionsplan nicht erfüllen, so werden 
nicht etwa die Anforderungen sämtlicher Bedarfs- 
träger entsprechend gekürzt, sondern die Minder- 
erzeugung geht ausschließlich auf Kosten des 
deutschen Bedarfs. Wird auch dadurch noch nicht 
die Erfüllung aller Reparationsverpflichtungen 
gewährleistet, so werden Waren in entsprechen- 
dem Werte aus anderen Branchen entnommen. 
So mußten z. B. in Sachsen im Jahre 1947 Defizite 
bei den Reparationslieferungen der Maschinen- 
industrie durch zusätzliche Lieferung von Strümp- 


fen und Trikotagen ausgeglichen werden, so daß 


für den Bedarf der Zivilbevölkerung kaum noch 
etwas übrigblieb. 

Nicht weniger empfindlich sind die Wirkungen 
der Reparationsentnahmen auf die indu- 
striellen Investitionen in der sowjeti- 
schen Besatzungszone. Der Bedarf vor allem an 
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ET, ist Außerordenilih iR denn 
die nach den Demontagen verbliebenen Produk- 
tionsmittel sind großentetls sehr überaltert, ‚und 
durch die Demontagen ist die Zusammensetzung 
der jetzigen Kapazität so unorganisch geworden, 
daß der Wiederaufbau eines Teiles der verlore- 
nen Anlagen eine unbedingte Voraussetzung für 
einen kontinuierlichen Gang der Produktion ist. 
Da nun gerade die Produktionsmittelindustrien 


(z. B. Maschinen- und Apparatebau, Fahrzeugbau) 


von den Demontagen besonders hart betroffen 


wurden, würde dieser Investitionsbedarf selbst e 


dann nicht voll gedeckt werden können, wenn die 


jetzt noch mögliche Produktion voll für die deut- 


sche Wirtschaft zur Verfügung stände. Tatsäch- 
lich wird aber gerade in diesen Branchen der weit- ' 
aus größte Teil der Erzeugung von der Besatzungs- 
macht beansprucht, und die Durchführung von In- 
vestitionsprogrammen, wie z. B. des Zweijahres- 
planes der SED, ist dadurch Außen er- 
schwert. 


Zusammenfassend wird man icio müs- 
sen, daß die Besatzungsmacht bisher der deut- 
schen Wirtschaft und Bevölkerung der sowjeti- 
schen Besatzungszone von der überhaupt repara- 
tionsfähigen Produktion nur denjenigen Teil 
übriggelassen hat, der als das unbedingte Mini- 
mum zur Verhinderung eines echten Zusammen- 
bruches angesehen werden kann. Zusagen einer 
Verringerung der Belastung, besonders bei Ver- 
brauchsgütern wie Textilien und Schuhen, sind. 


von hoher sowjetischer Stelle mehrfach gemacht 


worden, haben sich aber bisher nicht fühlbar 


ausgewirkt; erst im letzten Vierteljahr 1948 kann hi ; 


eine leichte Besserung derVersorgung festgestellt 
werden. Nach kürzlich gemachten Mitteilungen 
des stellvertretenden Vorsitzenden der Deutschen 
Wirtschaftskommission, Fritz Selbmann, sollen. 


dieReparationen in Zukunft hauptsächlich aus der . 
Maschinenindustrie und verwandten Erzeugungs- 


zweigen entnommen werden. Das ist nach dem 


früher Gesagten jedoch solangeunerheblich, alsdie ' 


Aufkäufe von Verbrauchsgütern durch die sowje- 
tischen Handelsgesellschaften fortgesetzt werden. 
Noch im Oktober 1948 wurde jedenfalls aus der 
sächsischen Textilindustrie berichtet, daß die 
sowjetischen Handelsgesellschaften jede erreich- 
bare Menge von Textilien aufzukaufen versuchen. 


Auf die genauere Behandlung der einzelnen 
Warenarten im Rahmen der gesamten Repa- 
rationslieferungen muß aus Raumgründen ver- 
zichtet werden. Doch sei wenigstens darauf hin- - 
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My, von Schrott und von Holz eine besonders schwere 
1 Belastung bedeutet. Der holzverarbeitenden In- 


von 'Treibstoffen wie von der Zementpro- 
= ktion für deutschen Bedarf nur ganz unzu- 


aren sowjetischen Bedarf. Es darf dabei nicht 
an nn daß ein nicht kleiner Teil der 


N Da die Sowjets in ihrer Besatzungszone 
e ee und — trotz ale: Demon- 


- finanziellen Leistungen von einem ziemlich regel- 
losen und dezentralisierten zu einem geregelten 
und zentralisierten Zustand entwickelt. In den 
_ ersten eineinhalb Jahren nach dem Kriege ver- 
fügte die Besatzungsmacht über folgende Finanz- 
quellen: 
- 1. Ausgabe von Besatzungsgeldi; 
2. Übernahme beträchtlicher Geldbestände der deut- 
schen Banken; 
3. finanzielle Kontributionen, mit denen in durch- 
aus nicht einheitlicher Weise die Gemeinden und 


1) Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung 
schätzt die bis Anfang 1946 ausgegebene Menge an 
. " Besatzungsgeld auf etwa 12 Milliarden Mark. 
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En der aaa oe Yan y "h ren Lüc 
‚dnstrisansrüstung der Solrjekunl 
Her) Spezialmaschinenbau, in der” 
Fahrzeugindustrie, in der Elektrotechnik, Fein- N 
mechanik und Optik). Soweit die sowjetische Be- 


hende Mengen zugeteilt wurden, Die minimale - 


x 


werden (z. B 


satzungszone industrielle Verbrauchsgüter liefert, 
z. B. Textilien, kann dadurch die Versorgung der 
Bevölkerung in der Sowjetunion aufgebessert 
werden, ohne daß die Sowjetunion dafür eigene 
Kapazitäten in Anspruch zu nehmen braucht. 


In einem offenbar beträchtlichen, zahlenmäßig 
aber bisher überhaupt nicht erfaßbaren Umfange 


hat die Sowjetunion Reparationsgüter (im weite- 
ren Sinne) auch auf dritte Märkte exportiert. 


Die Reparationslieferungen der sowjetischen Be- : 
satzungszone sind dadurch zu einer wichtigen 


Quelle von Deviseneinnahmen für die sowjetische 


I a N ee 
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Besatzungszone geworden. Die Art der Ver 


. packung ließ vielfach erkennen, daß die Güter für. 


Überseetransport bestimmt waren. In einigen be- 
kanntgewordenen Fällen mußte durch. die Art der 
Ausstattung und Beschriftung ein sowjetischer 
Ursprung der Waren vorgetäuscht werden. 


Auch an die Satellitenstaaten (Jugoslawien vor. 
dem Tito-Konflikt, Bulgarien) hat dieSowjetunion 


. gelegentlich Reparationsgüter aus der sowjeti- 


schen Besatzungszone abgegeben. 


\ 


1 


Die finanziellen Leistungen der sowjetischen Besatzungszone und ihre Verwendung 


epäter die Tan Nerpalnugen der Zonen belegt Pi 


wurden. 


Dabei erscheint auch folgender Emstand N 
achtenswert: Den von der SMA eingesetzten 
deutschen Länderverwaltungen wurden im An- 
fang von der SMÄ Anlaufkredite gewährt, die 
ohne jeden Zweifel aus den beiden erstgenann- 
ten Quellen stammen, d. h. also aus Mitteln, die 
der SMA — als „Kriegsbeute“ oder auf Grund des 


‘von ihr beanspruchten Geldschöpfungsrehtes — 


ohne Gegenwert zuflossen. Die Rückzahlung die- 
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ser Kredite mußte in den folgenden Jahren, be- 


sonders 1946, in Warenform erfolgen. Auch 


diese nicht unbeträchtlichen Lieferungen „zur 


Kredittilgung“ sind deshalb ihrem wirtschaft- 
lichen Charakter nach durchaus als echte Repara- 
tionen anzusehen und müssen bei einer Gesamt- 
aufstellung der Leistungen der sowjetischen Be- 


satzungszone infolgedessen mit berücksichtigt 


werden. 
(Fortsetzung folgt.) 
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. Era ‚IB allen Setenrapkiechen Ländern, die im Einflußbereich der ojetublen: liege: 
00.00. in den Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg weitgehende Verstaatlichungsmaßnat 
durchgeführt. worden, die zusammen mit den Bodenreformen (vgl. Europa-Archiv, 
. 1948, S. 1603—1618) die Wirtschaftsstruktur dieser Länder radikal verändert hab 
folgende a der sich ee auf einen Bericht des ‚Internationalen 


Br 


ae Kealing wurden. Benesch sagte Anfangs 1946, die Tachaep elek 
ihren eigenen Methoden, ihren eigenen Traditionen und den in der Tschecho 
kei herrschenden wirtschaftlichen Gegebenheiten folgen. „Privatbesitz wird nicht 
- schafft werden, ebensowenig wie die Privatinitiative. In Zukunft wird es 
A SR ‚Arten des Besitzes geben: Privatbesitz, Kooperativbesitz und Staatsbesitz." 
N x Ka Pal Wie sehr sich diese Rangordnung der Besitzverhältnisse gewandelt "hat, ı i 
a) daraus, daß Mitte 1948 von etwa 1,5 Millionen in den einzelnen Industriezweige 
Tschechoslowakei Beschäftigten nur 72300 Personen — das sind nur etwa 5% — 

_ privaten Betrieben und Unternehmungen tätig waren. Die von Präsident Benesch ns B= 

deutete Möglichkeit, den zum öffentlichen Gut und Staatseigentum erklärten Besitz. 

nach ‚den ‚Grundsätzen der Privatwirtschaft zu bewirtschaften, erscheint. angel 


verwirklichen. 


« = 


Die ersten Maßnahmen zur Verstaatlichung im Jahre 1945 


=3} 
ah 


"Am 2. Oktober 1945 unterzeichnete der Prä-_ besondere solche Betriebe, die Einrichtun en z 
 sident der Tschechoslowakischen Republik, Dr. Erzeugung von Säuren, Streichhölzern, Düng 
"Eduard Benesch, fünf Verordnungen zur Ver- teln, Mineralölen; synthetischem Gummi und d 
staatlichung bestimmter Zweige der tschecho- 
‚slowakischen Wirtschaft. 


e Die erste Verordnung umreißt die Unterneh- ns i 
+ z mungen, welche verstaatlicht werden Ale und 10. Porzellanfabriken mit mehr als 150 Bedhatti 


führt 14 Kategorien auf: 


ib E Keramiken und Ziegelsteinen mit mehr als 20! Be 
n j2 Bergwerke; e - schäftigten, Zellulosefabriken; Ba 
2. Betriebe der Energiewirtschaft; 11. Betriebe zur Herstellung von Papier, Karten : 


7 


RE A Eisen- und Stahlwerke, Stahlwalzwerke und Metall- "und Holzstoffen mit mehr als 300 Beschäfti 


hütten; i Holzsägewerke mit mehr als 150 Beschäftigten 
4. Gießereien für Grauguß, Stahlguß und Buntmetalle Furnierfabriken; art 

mit mehr als 400 Beschäftigten; 12. Baumwollspinnereien mit mehr als 400 Beschäftig 
5. Walz- und Metallpreßwerke, soweit sie nicht Blei : ten, Baumwollwebereien mit mehr als 500 Besch 


- tigten, Wollwebereien mit mehr als 400 Beschaitlenl 
ten, andere Zweige der Textilindustrie, Konfek 
tisnsbetriebe mit mehr als 500 Beschäftigten; 


oder Zinn verarbeiten; 


6. Unternehmen der Metallwaren-, elektrotechnischen, 

@ i feinmechanischen und optischen Industrie mit mehr = 
als 500 Beschäftigten; 13. Betriebe zur Erzeugung von Leder und Lederwaren- 

‚7. Werke der Rüstungsindustrie; fabriken mit mehr als 400 Beschäftigten; 


8. bestimmte Zweige der chemischen Industrie, ins- 14. Schallplattenfabriken. 
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Die zweite Verordnung führt sechs Katego- 
rien der Ernährungswirtschaft auf, die 'verstaat- 
licht werden sollen: | 


. Zuckerfabriken und Raffinerien; 
2. alkoholerzeugende Betriebe; 


. 3. Bierbrauereien mit einer jährlichen Kapazität von 
mehr als 150 000 Hektolitern; 


4. Mühlen mit einer Kapazität von mehr als 3 Tonnen 
Getreide täglich; 


5. Margarinefabriken mit mehr als 500 Beschäftigten; 


6. Schokolade- und Zuckerwarenfabriken mit ehr 
als 500 Beschäftigten. 


Die dritte Verordnung sieht die Verstaat- 
lichung der Banken vor. 


Die Frage der! Ausdehnung der Verstaatlichung 
auf weitere Zweige der Wirtschaft wurde zum 
_ erstenmal in einer Resolution, über die im 
"Nationalkongreß von Mitgliedern der Arbeits- 
ausschüsse abgestimmt wurde, und von Führern 
der Gewerkschaften, die in Prag beim Zentralen 
. Gewerkschaftsrat am 22. Februar 1948 zusammen- 
BEN, _ gekommen waren, angeschnitten. 4 
Die Verfassunggebende Versammlung der 
Tschechoslowakischen Republik nahm im April 
‚und im Mai 1948 eine Anzahl von Gesetzentwür- 
‚fen an, die sich auf die Nationalisierung von 
Unternehmungen kleiner und mittlerer Größe und 
auf verschiedene Wirtschaftszweige erstreckten, 
welche bei den Nationalisierungsmaßnahmen im 
"Jahre 1945 nicht erfaßt worden waren. 


Betroffene Industrien 


Die Regierung handelte nach den in der Resolu- 
tion des Kongresses formulierten Empfehlungen. 
Um den Vorschlägen volle Wirkung zu verleihen, 
wurden sie zum Hauptgegenstand des Regierungs- 
programmes vom 10.März 1948. Am 28. April 1948 
nahm die Nationalversammlung folgende sechs 
=. Gesetzesvorlagen an: 


1. Gesetz zur Verstaatlichung bestimmter Unterneh- 
mungen und zur Regelung gewisser Fragen bezüg- 
lich Nationaleigentums und nationalisierter Unter- 
nehmungen; 

2. ein ähnliches Gesetz, das sich auf die Nahrungs- 
mittelindustrie bezieht; 

3. Gesetz zur Verstaatlichung und Organisierung des 
Großhandels; 

4. ein Gesetz, das die staatliche Organisation des 
Außenhandels und des internationalen Transportes 
vorsieht; 
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Die vierte Verordnung bestimmt die Ver- 
staatlichung aller- privaten Versicherungsunter- 
nehmen. 


Die fünfte ng enthält Beinen 


gen über die Beteiligung der Arbeiter und Ange- 
stellten an den nationalisierten Betrieben. Sie 
sind berechtigt, an der Schaffung von Kollektiv- 
arbeitsverträgen sowie an der Einrichtung und 
Leitung sozialer Einrichtungen für die Werks- 
angehörigen teilzunehmen. Sie haben an dem 
Nettoertrag des Unternehmens mit mindestens 
10 Prozent teil. Sie sind an der Ausarbeitung der 
Produktions- und kaufmännischen Verwaltungs- 
pläne beteiligt und dürfen diese überwachen. 


Die Erweiterung der Verstaatlichungen im Jahre 1948 


5. ein Gesetz, das die Verstaatlichung von Handels- 
niederlassungen, die 50 Personen und mehr beschäf- 
tigen, vorsieht; 

6. ein Gesetz zur Verstaatlichung der Bauindustrie. 


Nur wenige Tage später, am 5. Mai 1948, wur- 
den folgende weitere Gesetze erlassen; 


1. ein Gesetz zur Verstaatlichung und Organisierung 
von Reisebüros; 


2. ein Gesetz zur Verstaatlichung von Unternehmun- - 


gen des Druckgewerbes; 


3. ein Gesetz zur Verstaatlichung bestimmter Hotels. 


Schließlich wurden am 6. Mai 1948 noch zwei 
weitere Gesetze erlassen: 


1. ein Gesetz, das die Verstaatlichung der natürlichen 


medizinischen Heilquellen und der Bäder sowie die 
Organisation und Verwaltung der Ta 
richtungen vorsieht; 


2. ein Gesetz zur Verstaatlichung bestimmter Einrich- 
tungen zum Anbau von Saatgut und jungen Pflanzen. 


Umfang der Verstaatlichungen 

Im ganzen gesehen verleihen diese Gesetze 
den Bestimmungen der tschechoslowakischen Ver- 
fassung Wirkung, die vorsehen, daß bestimmte 
Zweige der Wirtschaft und alle Unternehmungen 
und Niederlassungen, die 50 und mehr Personen 
beschäftigen, dem Volke gehören sollen. . 

Was die Industrie anbelangt, so dürfen sich 
jetzt nur öffentliche Unternehmungen in den 
24 Zweigen der Verarbeitungsindustrie und in 
den 19 Zweigen der Nahrungsmittelindustrie be- 
tätigen. Diese müssen zu den Industriezweigen 
hinzugerechnet werden, die durch das Dekret des 
Präsidenten der Tschechoslowakischen Republik 
aus dem Jahre 1945 vollständig verstaatlicht 
wurden. 
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' sind ebenfalls vollständig nationalisiert worden; 
die Niederlassungen der Zuckerindustrie, von 
denen einige im Jahre 1945 in Genossenschaften 
übergeführt worden waren, werden künftig alle 
durch den Staat betrieben werden. Auf den an- 
deren Sektoren sind alle Niederlassungen, welche 
seit dem 1. Januar 1946 50 Personen oder mehr 
beschäftigt haben oder in Zukunft beschäftigen 
werden, nationalisiert worden. 


Die Verstaatlichung fand keine Anwendung auf 
"industrielle Unternehmungen, auf Unternehmun- 
gen der Nahrungsmittel- und Bauindustrie, Han- 
delsniederlassungen und Hotels, welche den Ge- 
nossenschaften des Volkes gehören und durch 
diese direkt verwaltet werden. Nichtsdestoweni- 
‘ ger wurden die zuständigen Minister in Überein- 
stimmung mit dem Zentralen Gewerkschaftsrat 
und dem Zentralrat der Genossenschaften ermäch- 
tigt, die Verstaatlichung auch auf solche Unter- 
nehmungen und Niederlassungen bis zum 31. De- 
zember 1948 auszudehnen. ER 


Organisatorische Grundsätze 


Das jeweilige Ministerium ist die verantwort- 
liche Behörde für die Organisation und Ver- 
waltung eines jeden nationalisierten Wirtschafts- 
zweiges (Industrie, Nahrlingsmittel, Binnenhan- 
del, Außenhandel, Bau, Information, Öffentliche 
Gesundheit, Landwirtschaft). Die jedem Ministe- 
rium unterstehenden Unternehmungen und Nie- 
derlassungen werden in eine oder mehrere Unter- 
nehmungen gruppiert, die Nationaleigentum sind; 
' sie berücksichtigen die Ausdehnung und die tech- 
nischen Erfordernisse des in Frage kommenden 
Wirtschaftszweiges. Auf diese Weise wird es nur 
eine Unternehmung für die Bauindustrie und eine 
für die Thermalbäder geben, die Nationaleigen- 
tum sind. Auf den anderen Sektoren wird eine 
Zentralverwaltung oder letztlich eine zentrale 
koordinierende Körperschaft gebildet werden. Wo 
es schon eine volkseigene Unternehmung auf 
' einem Sektor gibt, werden .neu nationalisierte 
Unternehmen einfach mit dieser vereinigt. 


Nach der tschechoslowakischen Verfassung soll 
jede volkseigene Unternehmung den Status einer 


unabhängigen Körperschaft haben. Sie wird mit 


selbständigen sowie vollverantwortlichen ver- 
waltenden und ausführenden Organen versehen; 
sie soll unabhängig von anderen öffentlichen 
Diensten nach wirtschaftlichen Grundsätzen ver- 
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h; Der Außenhandel, der Großhandel, Reisebüros, 
Thermalbadeeinrichtungen und das Druckgewerbe 


A 


EEE ER ER NN 
SEA EST x RT A Sa 
. re Ph \ a 


EEE 


waltet werden. Der Staat wird nicht die Verbind- 


lichkeiten der volkseigenen Unternehmungen 


garantieren, aber die Verwaltung in einem hohen 


Maße überwachen, die Direktoren und Mitglieder 


des Verwaltungsrates ernennen und am Gewinn 


teilhaben. 


Die in diesen Unternehmungen beschäftigten 


‚Arbeiter sollen den Status privater Angestellter 
erhalten. Als die Nationalisierungsmaßnahmen 
ab 1. Januar 1946 für wirksam erklärt wurden, 
wurden die verstaatlichten Unternehmungen und 
Niederlassungen bis zur Übernahme durch die 

reguläre Leitung vorübergehend durch öffentliche 
Kommissare verwaltet. Bei der Übernahme einer 
Unternehmung oder Niederlassung durch den 


Staat wurden die ehemaligen Eigentümer oder 
Leiter, die bisher für ihre Verwaltung verant- 
wortlich gewesen waren, aufgefordert, dem zu- 
ständigen Ministerium einen Bericht über die 


Situation der-Unternehmung oder Niederlassung 


einzureichen; diese Berichte mußten durch Arbeits- 


ausschüsse oder besonders dafür eingesetzte Ver- 


treter unterschrieben sein. 


Verwaltung der nationalisierten Industrie 


Bei den im Jahre 1948 verstaatlichten Wirt- % 


schaftszweigen war die Errichtung einer Neu- 


organisation erforderlich. Die verarbeitende In- 
dustrie, von welcher 60 Prozent im Jahre 1945 
verstaatlicht wurden, ist jedoch schon mit ge- 
schäftsführenden, beaufsichtigenden und koordi- 


nierenden Organen versehen; nach den gegen- 
wärtigen Nationalisierungsgesetzen soll 
Macht einfach auf über 92 Prozent des industriel- 
len Sektors ausgedehnt werden. 


Das System für die Verwaltung dieser In- 


dustrien wurde im Jahre 1946 organisiert. Zu die- 


sem Zweck wurden die Unternehmungen, für die 


das Ministerium für Industrie verantwortlich ist, s 


in elf Gruppen mit einem zentralen Verwaltungs- 
körper aufgeteilt. Die elf Industriezweige sind 
folgende: 


Bergbau; 

Energie; 

Stahl; 

Maschinenbau und Metallhandel; 
chemische Produkte; 
Baumaterial und Töpferwaren; 
Glas; 

Papier und Zellulose; 
Sägemühlen- und Holzindustrie; 
Textilien und Bekleidung; 
Felle, Leder und Gummi. 
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\ Unternehmungen durch Zusammenlegung verklei- 
En .nert, um für jede Einheit die größtmögliche ratio- 
nelle Struktur zu erhalten. Die Zahl der Einheiten 


Ab u 85 im Maschinenbau und Metallhandel. treten. 
en einheitlicher Plan für die Geschäftsführung 
rde durch einen Erlaß vom 15. Januar 1946 fest- 


| dustriezweig ernannt (— und können auch entlas- 
sen werden —), vorausgesetzt, daß der Industrie- 


sledenen öffentlichen Unternehmungen 


Industrie und für die Koordinierung verant- 


volkseigenen Unternehmung werden von dem 


En i } ! 
M glieder des Neal oigkrätest werden durch . nen Stimmen auf sich vereinigen muß. 


IR Die gegenwärtige Verteilung des Industriebesitzes * NR 


“ \ t 


. Zahl der RE Te 


\ih Gesetzliche Form mit mit mit mit | mit mit | mit Me ins- 
der Unternehmung Re) 1-5 6—10 | 11—20 | 21-50 51—100 101-250) 20 gesamt. 
| | Beschäftigten 


.: 4165 306 200 ° 250 469 492 619 828 3329 
286 1377 1185 1370 . 1906 1269 831 186 8410 


112.40 26 25 64 73 34 23 21 3082. 
32 0197 70 60 97 13 3 BEN ETRSLINDNT 
183 324 77 96 115 46 19 ZN 3EBOZ 
438 1992 1185 1433 1038 8 N) 5 6108 


Insgesamt 1144 4162 2742 3273 3658 1862 1504 1045 19390 


Zahl der beschäftigten Personen (in Tausend) 


' Verstaatlicht 


— 1,0 1,6 3,8 16,0 35,7 1026 747,7 907,7 

u Beschlaägnahmt USW. ag} 4,3 9,2 20,9 63,9 89,6. 123,8 { | 80,0 391,7 

‘Staatlih.. . . N == 0,1 0,2 0,9 2,5) 2,5 3,2 9,1 18,5 

Kommunale Verwaltung : _ 0,3 0,6 0,9 1,8 0,8 0,4 1,43 6,2 

Genossenschaften 3 0,8 0,6 1,4 3,7 3,1 2,8 0,8 13,2 

neprivat.. — 5,7 9,3 217 31,1 0,7 1,2 2,6 72,3 
Insgesamt — 12,2 21,5 49,6 119,0 1324 2340 841,6(*) 14096: 


‚ Queile: Statisticky Zpravodaj, No. 7-8, Juli-August 1948, 


(*) Anmerkung der Redaktion: In dieser Zahl ist eine Differenz von 0,7 enthalten. 


ernannt. Die Revalsiönäre Gewerkschaftsbewe- es 
"schwankt zwischen acht in der Papierindustrie bis gung ist in allen zentralen Verwaltungsräten ver- 


Die Direktoren für die einzelnen Unternehmun- 
gen und ihre Stellvertreter werden durch den zen- 
tıalen Verwaltungsrat für den betreffenden In- 


minister seine Zustimmung erteilt. Zwei Drittel 
der Mitglieder des Verwaltungsrates einer jeden 


zentralen Verwaltungsrat des betreffenden Indu- 
striezweiges und. ein Drittel durch die Betriebs- Yi- 
angehörigen ernannt. Die Wahlen der Mitglieder 
durch die Betriebsangehörigen werden in direkter 
geheimer Wahl von der Gewerkschaft der Unter- 
nehmung durchgeführt, welche auc eine einzige 
Liste vorschlägt, die vier Fünftel der abgegebe- 
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ge entsprechend ihrem asian Status u 


Tabelle 22 Verteilung des ‚Industriebesitzes nach Andasirtezweigen 


4 Zahl Br Unternehmungen 


5 Par 'Kommu- 

En Beschlag. | nale |Genossen- 
' nahmt Staatlich ar nchalten 
VE Br waltung 


Soziali- 


\ er RER Bidet 


EN Et _. ? _— 300 
3. er _ 2.18 
Ki 37 NOSB: 3813. 40.071993 1.497 
4 34 13 Sn 26 BB1,.\ RE 
54 an Br 19° 92 45 79,9 
5 4 BAR? 503... 1856. 179,9 
526 Bay _ 22 603° 2098 71,3 
668. 25 7 KB 28 953 97,1 
ES 81 142 14 97 720 1 889 61,9 
u 529 4 E07 2B, 507 1153 56,0 
DEN OO er, 6. bi ri 7324 812 
ION. ‚366 AAN AEG 10 N Ba zo 
ge 499 247 ‘94 25 756 1719%\0 0,000 
EN NL St 5. = 70 119 RR EI 
An, 376 _ _ 6 530 10527 1.....49.6- 
7890. 705 Hm —_ 28 449 1 572 71,4 
WERE N. (474 _ = 28 563 -+1118 49,6 
32 242 _ — 12% 134 420 68,1 
Ar 953 3 1 mV 570 986 42,0 
7 ee 2 24a)" 230 1 243 


862 6108 


Personen (in Tausend) 


19 390 


‚8410 306. 375 
BEHFTERI der beschäftigten 


Rn 1341 
BE: a a 12,7 100,0. 
BE 0,8 8,7 


h h 15,6 
RB 4 AUS N Be 04 0,6 70 90,9 2007 
1040.043733;4 N 0,1 42: 47 60,2 00, 
h 341,2 233,8 0,6 Ba 11 11,6: 427,8 97,3... 91 
Energie... ...2N397° 7.06 0,0 00 ..01 00 40,4 99,9 0,1 
‚Sägemühlen . . 6,2 16,6 5,7 RE Re 33,3 86.7. 188, 


- Bauholz. 14,4 234, 04 — 09 .\ 7,3 46,4 84,3 
; ELTERN 8,8 en a 0,9 33,2 #907, 
SE ER © 5 0,0 0,0 0,2 2,8 82,6. 96,6 
Töpferei® BAD wa 1GB 020,7 N: 0,6 9,8 79,4 87,8 
BAUT NE 1202,97 65,3 1,6 Da HAN 2,2 83,2 97,4 

Palast a za 6,3 a = 0,6 3,0 36,3 91,8 
Brextilien.. 2 .,..71204 - 56,9 _ — 1,0 6,9 194,22 10.096,4 
Bekleidung . . 120 22.1 En _ 0,7 62 41,0 84,8 
Breder se.52... 0 1928,77 - 14,2 ai = 0,5 295 42,9 94,3 
Be AR 09. 16,4 0,4 0,0 04 8,8 26,9 67,5 
" Wasserwerle { 0,0 0,0 0,0 37.7.8200 0,0 3,7 99,6 

Insgesamt 907,7 391,8 18,4 6,2:90432 723 _1409,6 94,9 


Quelle: Statisticky Zpravodaj, No. 7-8, Juli-August 1948. 


ist für solche Unternehmungen verwandt worden, worden sind, und die gegenwärtig eine beson- r 
4 die verstaatlicht werden sollen, aber noch nicht in dere Form der Verwaltung (Nationalverwaltung) E 
eine „verstaatlichte Unternehmung“ eingegliedert haben. H.R. Mr 
I. : £ ' C 
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Verstaatlichung und Wirtschaftslenkung in Rumänien 


Inhalt der wichtigsten Bestimmungen 


Verstaatlichung und Planung 
Die Verfassung der Rumänischen Volksrepublik!, 


die von der Nationalversammlung am 13. April 1948 


angenommen wurde, enthält den Grundsatz der Ver- 
staatlichung und. der staatlichen Planung, zu dessen 


Verwirklichung in der Zwischenzeit verschiedene Ge- 


setze und Verordnungen erlassen worden sind. 
‚Gemäß der rumänischen Verfassung gehört die Pro- 


"duktionsausrüstung entweder dem Staat (der gesamten 


Bevölkerung) oder den kooperativen Organisationen 


oder Privatunternehmern. Alle Bodenschätze, Wälder, 


Wasserwege, Energie, Eisenbahn-, Straßen- und Luft- 

transport, die postalischen Dienste und der Rundfunk 

sind Eigentum des Staates. nf 
Privateigentum und Erbrecht werden anerkannt 


und garantiert. Durch eigene Arbeit erworbenes Eigen- 


tum und Ersparnisse genießen besonderen Schutz. 
Das Gesetz vom 11. Juni 19481 sieht die Verstaat- 


 lichung von industriellen Unternehmen, Banken, Ver- 
 sicherungs- und Verkehrsgesellschaften vor?. Beson- 
- dere Körperschaften werden geschaffen, um die ver- 


staatlichten Industrien zu leiten und zu verwalten. 
Das Gesetz vom 13. Juli 1948 und die Durchführungs- 
bestimmungen vom 17. Juli 1948 geben nähere Einzel- 


' heiten über Organisation, Arbeit und Aufgaben der 
staatlichen Industrieunternehmen. 


Ausmaß der Verstaatlichung 


Die Grundsätze für die Verstaatlichung sind je nah 


den einzelnen Industriezweigen verschieden. So müs- 
sen alle metallurgischen Fabriken verstaatlicht wer- 
den, die mehr als 100 Arbeiter beschäftigen; in an- 
deren Industriezweigen ist der Verbrauch an Kraft 
maßgeblich. In manchen Betrieben wiederum wird die 
Grenze der Verstaatlichung auf Grund einer bestimm- 
ten Mindestproduktion festgesetzt. In 23 Anhängen 
zu dem Gesetz werden 672 Industriebetriebe aufge- 
führt, die einzeln verstaatlicht werden: so beispiels- 
weise 20 Stahl- und Walzwerke, 115 mechanische und 
metallurgische Fabriken, 25 Bergwerke und Stein- 
brüche und 32 Betriebe der Ol- und Erdgasindustrie. 

Außerdem werden private Eisenbahnen, Straßen- 
bahnen, Schiffahrtsgesellschaften, Binnen- und See- 
schiffahrt und Versicherungsgesellschafiten verstaat- 
licht. 

Ausgeschlossen von der Verstaatlichung sind ge- 
mischte, auf Grund von Abmachungen durch einen 
fremden Staat gebildete Gesellschaften sowie Fabriken, 


1) Menitorul Oficial Nr. 87? vom 13. April 1948. 
2) Foreign Commerce Weekly, Vol. XXXII, Nr. 8, 
vom 21. August 1942. 
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die gemäß dem Friedensvertrag oder infolge aus dem 
Kriege herrührenden Verpflichtungen von einer frem- 
den Macht übernommen wurden, die Mitglied der Ver- 
einten Nationen ist (die Sowjetunion ist der einzige 
Staat, der solche Fabriken in Rumänien besitzt). 


Entschädigungen 
Das Gesetz sieht vor, daß den bisherigen Besitzern 
verstaatlichter Betriebe eine Entschädigung in Form 
von Regierungsobligationen gegeben wird. Die Zah- 
lungen werden aus dem neugeschaffenen „Fonds der 
verstaatlichten Industrie” geleistet. 


Industriezentren 

Die durch Verordnung vom 7. Juli 1948 geschaffenen 
Industriezentren werden von dem für den entsprechen- 
den Industriezweig verantwortlichen Ministerium ein- 
gesetzt. Ihre Aufgaben sind Leitung, Entwicklung und 
Beaufsichtigung der Staatsunternehmen in Überein- 
stimmung mit den Richtlinien des entsprechenden Mini- 
steriums. Die Vollmacten der Industriezentren er- 
strecken sich auf alle Gebiete der Staatsunternehmen. 
Jedes Zentrum verfügt daher über acht Spezialabtei- 
lungen: 1. Organisation der Erzeugung, 2. Planung, 
3. Studium technologischer Methoden und technologi- 
sche Kontrolle der Rohmaterialien und Fertigwaren, 
4. Investierung, 5. Belieferung, 6. Verkauf und Ver- 
teilung, 7. Finanzen, 8. Personal. 

Durch Kabinettsbeschluß vom 9. Juli 1948 sind unter 
dem Ministerium für die verarbeitende Industrie 
24 Zentren und unter dem Ministerium für Bergbau 
und Erdölindustrie 7 Zentren geschaffen worden. 


Staatliche Industrieunternehmen 
Die neuen Verordnungen bezeichnen die Staats- 
unternehmen als Produktionseinheiten, die einen un- 
abhängigen rechtlichen Status haben. Jedes Unterneh- 
men gliedert sich im Grunde genommen in die gleichen. 
Abteilungen wie die Industriezentren. Hinzu kommen 
noch eine Abteilung für Verwaltung und eine Einrich- 

tung zur Ausbildung des leitenden Personals. 


Planung 

Eine zentrale Planungsstelle wurde durch Gesetz 
vom 2. Juli 1948 und durch Verordnungen vom 22. Juli 
1948 errichtet. Aufgabe der Planungskommission ist 
die Überwachung der wirtschaftlichen Lage des Landes. 
Sie stellt im Zusammenhang mit dem staatlichen Wirt- 
schaftsplan Gesetzentwürfe auf und hat dafür Sorge 
zu tragen, daß der Wirtschaftsplan und die Entschei- 
dungen der Regierung über die Staatswirtschaft durch- 
geführt werden. H.V. 
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ZEITREGISTER 1. BIS'13. MÄRZ 1949 


7, FOLGE 


Die Ereignisse in Europa 


Albanien 


‚10. März: Die Volksversammlüng hat einer Mel- 


dung der albanischen Telegraphenagentur zu- 
folge die Amtsenthebung von Eamadan Tschi- 
taku als Mitglied des Präsidiums der Volks- 


versammlung beschlossen. BedriSpahiu wurde 


- zum stellvertretenden Vorsitzenden des Prä- 
sidiums der Volksversammlung ernannt. 


; Bulgarien 

"8. März: Im Prozeß gegen die fünfzehn protestan- 
tischen Geistlichen werden die vier Haupt- 
angeklagten, die Pastoren Ziapkov, Ivanov, 
Naumov und Chernev zu lebenslänglicher Haft 
und Einzug ihres Vermögens verurteilt. Die 
restlichen elf erhalten Gefängnisstrafen bis zu 
fünfzehn Jahren und Geldstrafen. — Am 
13. März erklärt die britische Regierung in 
einer Protestnote, die Verurteilung der Geist- 
lichen stelle eine Verletzung des Artikels 2 
des bulgarischen Friedensvertrages, der sich 
mit den Menschenrechten befaßt, dar. 


Dänemark 


4,März: Nach einer Sitzung des parlamentari- 
schen außenpolitischen Ausschusses wird amt- 
lich bekanntgegeben, Außenminister Rasmus- 
sen werde sich nach Washington begeben, um 
durch unmittelbare Besprechungen mit der 
amerikanischen Regierung eine endgültige 
Entscheidung über die Haltung Dänemarks zum 
Atlantikpakt treffen zu können. 


Deutschland 


1. März: In einer Besprechung der Militärgouver- 

neure mit den Länderchefs der Doppelzone 
kritisieren die Gouverneure einige Punkte des 
ersten Lastenausgleichsgesetzes und fordern 
eine möglichst baldige gesetzliche Regelung 
der gesamten Fragen des Lastenausgleichs. Ge- 
neral Robertson schlägt die Bildung eines 
Ausschusses zur Prüfung der Finanzierung des 
sozialen Wohnungsbaus vor. 
Der Vorsitzende der CDU in der sowjetischen 
Zone und Präsident des Deutschen Volksrates, 
Otto Nuschke, trifft im Verlauf seiner Reise 
durch die Westzonen mit dem Präsidenten des 
Parlamentarischen Rates, Dr. Adenauer, zu- 
sanımen. 
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März: Die Militärgouverneure der Westzonen 
überreichen dem Parlamentarischen Rat zwei 
Denkschriften, die die alliierten Abänderungs- 
vorschläge zur bisherigen Fassung des Grund- 
gesetzes und zum Wahlgesetz enthalten. Am 
8. März beginnen zwischen einer Siebener- 
kommission des Parlamentarischen Rates und 
den alliierten Verbindungsstäben Besprechun- 
gen über Fragen der Steuergesetzgebung, der 


Finanzverwaltung 'und der Vorranggesetz- 


gebung. 

Die amerikanische Militärpolizei blockiert das 
Gebäude der sowjetischen Repatriierungskom- 
mission in Frankfurt a. M. Auf Befehl des Mar- 
schalls W.D. Sokolowskij verläßt die Kommis- 
sion am 4. März Frankfurt. — Die sowjetische 
Militäradministration untersagt der amerika- 
nischen Kriegsgräber- Registrierungsgruppe die 
weitere Tätigkeit in der Ostzone. 


‚März: Der britische Ministerpräsident Clement 


Attlee trifft zur Besichtigung von ne der 
Luftbrücke in Berlin ein. 


Das Präsidium des Deutschen Volksrates tritt 


unter dem Vorsitz von Wilhelm Pieck zusam- 
men. Der Vorsitzende des Verfassungsaus- 
schusses, Otto Grotewohl, erstattet den Schluß- 
bericht über den Entwurf der Verfassung für 
die Deutsche Demokratische Republik. 
Generalmajor K.G. McLean vom britischen 
Kriegsministerium wird mit Wirkung vom 
1 April zum Chef des Stabes der Kontrollkom- 
mission für Deutschland und zum stellvertre- 
tenden Militärgouverneur der britischen Zone 
ernannt. 

Eine Untersuchungskommission der amerika- 
nischen Armee erklärt in ihrem Bericht, im 
Malmedy-Prozeß seien im Verlauf der Vor- 
untersuchungen sogenannte Scheinprozesse 
veranstaltet worden. — General Clay bestätigt 
die Gefängnisurteile gegen dreizehn ehemalige 
Direktoren der 1. G. Farbenindustrie, 

März: Konferenz der Kommunistischen Partei 
Deutschlands in Solingen. 

Der Chef der Sowjetischen Militäradministra- 
tion, Marschall Sokolowskij, beschwert sich in 
einem Schreiben an General Clay über die 
Behandlung derRestitutionen der sowjetischen 
Vermögenswerte in der amerikanischen Besat- 
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zungszone durch die amerikanischen Behör- 


1 
u ei 


43, 


.— 13. März: Leipziger Frühjahrsmesse. 
„März: Ministerpräsident Hermann Lüdemann 


den. General Clay weist die Beschuldigungen 
Sokolowskijs am 11. März zurück. 


erklärt in Niebüll, Schleswig-Holstein sei be- 
reit, in einem größeren Lande aufzugehen. Es 


sei in seiner jetzigen Form ein Land der Not 


und des Elends. ' 


). März: General Clay ordnet ein neues System 


von Zollkontrollen an den Grenzen der ameri- 


kanischen Zone mit dem Ausland an. 


11.März: Auf der monatlichen Besprechung des 
Generals Koenig mit den Länderchefs der fran- 


zösischen Zone gibt der General bekannt, es 
sei vorgesehen, 6000 Flüchtlinge in Baden, 8000 


in Württemberg-Hohenzollern und 15000 in 
Rheinland-Pfalz unterzubringen. 
Der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund (FDGB) 


in der sowjetischen Zone gibt bekannt, er habe 
die Einladung, dem Weltgewerkschaftsbund 
beizutreten, angenommen. & 
März: Kongreß der Katholischen Arbeiter- 
bewegung Westdeutschlands in Düsseldorf. 


März: Besprechung westdeutscher Politiker 


. und, Wirtschaftler mit dem ehemaligen deut- 


schen Botschafter in Moskau, Rudolf Nadolny, 
der sich von der sowjetischen Zone aus zu 
einem Besuch nach Westdeutschland begeben 


. ‚hat. Die Besprechung findet in der Wohnung 
des Vorsitzenden der deutschen Bauernver- 
‚ bände, Dr. Andreas Hermes (CDU), in Godes- 


berg statt. 


14. März: Im Münchener Spionageprozeß werden 


weitere acht Angeklagte der Spionage für eine 
fremde Macht für schuldig befunden und zu 
Zwangsarbeit von einem Jahr bis zu achtzehn 
Jahren verurteilt. 


‚März: General Clay erklärt vor Beamten der | 
Militärregierung in München, die bestrafende 


und negative Phase der amerikanischen Be- 
satzungspolitik in Deutschland werde nun- 
mehr durch eine konstruktive Politik ersetzt. 


Y General Clay erklärt aufeiner Pressekonferenz 


im Zusammenhang mit Besprechungen über 
die Bildung eines Südweststaates und der Er- 
klärung des französischen Außenministeriums 


‚über eine Neuaufteilung der amerikanischen. 
und der französischen Besatzungszone, er 
‚stehe einer Reihe von Lösungsmöglichkeiten 


für den Südweststaat wohlwollend gegenüber 
und habe keine Gegenvorschläge zu machen. 
Er gibt weiter bekannt, die Frage des deut- 
schen Schiffbau werde zur Zeit in Washing- 
ton zusammen mit anderen Wirtschaftsfragen 
Westdeutschlands besprochen. 


' Finnland 


: März: Sozialminister Liljeström tritt zurück. Er 


nimmt seine Tätigkeit als Präsident der Metall- 
arbeitergewerkschaft wieder auf. Außenmini- 
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 ster Enck 
 holungsur 


pere in Zentralfinnland zu den Bes 


m 


Ministerpräsident Fagerholm erklärt in 
chuldigun-. 
gen einiger Moskauer Blätter, erwolleFinnland 
mit in den Atlantikpakt hineinziehen, Finnland 


fühle sich voll und ganz an den finnish- 


{ 


sowjetischen Beistandspakt vom 6. April 1948 


gebunden. , 
Frankreich 


. März: Im Rat der Republik beginnt eine außen- 


politische Debatte über den Atlantikpakt, den 


EuropäischenRat und die französische Deutsch- 
landpolitik. Der Bonner Verfassungsentwurf 


2 
$ 


j 


gewährleistet nach Ansicht des Außenmini- 


sters Schuman nicht dieSchaffung einesfödera- 


listischen Deutschlands. Schuman erklärt wei- 
ter, die Alliierten seien hinsichtlich des Be- 


satzungsstatuts übereingekommen, den Deut- 
schen größere Erleichterungen zu gewähren, 
doch solle die Kontrolle über Erziehung, Presse 
und Rundfunk aufrechterhalten werden. Für 


. 
| 


q 
f 


die alliierte Ruhrkontrolle sei keine Zeitbe- 


grenzung vorgesehen. 


.März: Die Nationalversammlung unterbreitet 
der Regierung Vorschläge zurLösung der durh 


\ 
4 


die Mietpreiserhöhung entstandenen Probleme 
und überprüft erneut den Gesetzesvorschlag, 


der die Regierung zu Investitionsausgaben für 
Wiederaufbau, Modernisierung und Ausstat- R 


tung ermächtigt, sowie die Haushaltspläne der 


+4 


einzelnen Ministerien. Anschließend werden 


' die Militärkredite behandelt. Es kommt zu 8 


. März: 


Auseinandersetzungen 
und Volksrepublikanern, bis durch einen Inter- 


essenausgleich in den Fragen der Verteidi- 


gungskosten und des Schulproblems ein Über- 
einkommen erreicht wird. Die Versammlung 
bewilligt zwei weitere Zwölftel der Budget- 


-ausgaben bis zum 31. März und fordert die 


zwischen Sozialisten 


Vorlage eines endgültigen Verteidigungsbud- 


gets zu diesem Tage. 


Der 
OEEC tritt in Paris unter dem Vorsitz von 


Paul Henri Spaak in seiner ersten formellen 


Tagung zu Beratungen über das Aktionspro- 
gramm für das zweite ERP-Jahr zusammen. 
Die Tagung schließt am 8. März mit der Ab- 
fassung eines Achtpunkteprogramms, das der 
Verwirklichung der Grundsätze dienen soll, 


, 
ö 


achtköpfige Konsultativrat der 


die vom Europäischen Wirtschaftsrat in seiner 


Entschließung vom 17. Februar 1949 nieder- 
gelegt wurden. Es enthält Empfehlungen zur 
Stabilisierung der Währungen und der finan- 
ziellen Verhältnisse, zur Koordinierung der 


Investierungsmaßnahmen der Teilnehmerlän- 


der sowie zur Behebung der Dollarknappheit 


durch erhöhten Warenexport und verstärkten 


Fremdenverkehr. 


.März: Die Nationalversammlung lehnt den 


Antrag auf Aufhebung der parlamentarischen 


Immunität des kommunistischen Abgeord- 
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er einen zu tendek Hohen Rat der 
Französischen Union, der die Regierung in 
Fragen der Union beraten soll, mit 272 gegen 
41 Stimmen ab. 


DB. März: Staatspräsident Vincent Auriol und der 
Exkaiser von Annam, Bao-Dai, unterzeichnen 
eine Übereinkunft über die Grundlagen der 
7 _ künftigen Beziehungen zwischen Frankreich 
_ und Vietnam. Vietnam soll im Rahmen der 
Französischen Union eine vollständig. auto- 
'nome Verwaltung erhalten. Es kann eigene 
% ‚diplomatische Vertreter unterhalten. Es wird 
N über eine eigene nationale Armee mit fran- 
27, -zösischen Instruktoren verfügen. Im Kriegs- 
 fallewird der Generalstab unter französischer 


des Frankengebietes. Das Abkommen sieht 
> (die ‚Rückgabe von Hai-phong, Hanoi und Tou- 
H _ rane an Vietnam vor, das die Provinzen Tong- 
king, Annam und Kotschinchina umfaßt. 


10. März: In der Nationalversammlung. beginnt 
‚die Debatte über die Indochinapolitik der Re- 
 gierung. Am 15.März erhält die Regierung 
' nach heftigen Auseinandersetzungen ein drei- 
‚faches Vertrauensvotum: ein Mißtrauens- 
-  antrag der Gaullisten wird mit 350 gegen 228, 
ein unmittelbar darauf eingebrachtes Miß- 
-  trauensvotum der Kommunisten mit 378 gegen 
183 Stimmen abgelehnt, ein kommunistischer 
- Antrag auf eine allgemeine Debatte über die 
Regierungspolitik mit 402 gegen 96 Stimmen 
£ abgewiesen. In der Nacht zum 13. März wird 
_ ein Gesetzentwurf über die Schaffung einer 
EV, parlamentarischen Körperschaft für die ehe- 
' malige Kolonie Kotschinchina in zweiter 
Lesung angenommen. 


des Staates wurden nach Angaben des Finanz- 
ministers Maurice Petsche insgesamt 297 Mil- 
liarden Frank gezeichnet. Davon waren 
'108 Milliarden Barzeichnungen, 145 Milliarden 
PN, Konversionszeichnungen, und 44 Milliarden 
wurden als Schatzscheine an Zahlungsstatt 
Se. vorgelegt. 

12, März: General Henri Honore Giraud stirbt im 
.. Militärhospital in Dijon. 


Bl: -  ./ Griechenland 

9.März: Der Chef des Empire-Generalstabes, 

. Feldmarschall Sir William Slim, trifft im Ver- 
lauf einer Inspektionsreise in Athen ein. 


10. März: Authentischen Berichten aus Athen zu- 
He folge finden größere Truppenzusammenziehun- 
gen auf der bulgarischen Seite der griechisch- 
bulgarischen Grenze statt. 
11.März: Der Minister für öffentliche Ordnung, 
. Constantin Rentis, gibt die Aufdeckung eines 
° -  Komplotts zur Ermordung des Leiters der 
amerikanischen Militärmission, Generalleut- 
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- Leitung stehen. Die Währung gilt als solhe N, März: 


7. März: Die Ständige Organisation des Konsul- 
tativrates der Westunion in London überm 


8.März: Beginn eines dreitägigen Treffens de 


9, März: Das Unterhaus stimmt dem Gesetz über I 
Für die fünfprozentige Wiederaufbauanleihe 10. März: Außenminister Bevin unterbreitet dem 


14. März: Es beginnt eine zweitägige Kon 


11..März: Ministerpräsident de Gasperi Si vor 


ee erklärt der: ee Vertre 
ter, Georgij Zarubin, er stimme den jugosla 
wischen Forderungen grundsätzlih zu. Am 
8. März bestätigen die Vertreter der West 


Minderheitenschutz in Österreich. Der sow 
tische Delegierte lehnt diese Anregungen 
und verlangt, daß der Rat zur Behandlung an 
derer noch umstrittener Fragen übergehe. £ 


Außenminister Bevin konferiert 
dem amerikanischen Botschafter in Lond 
‚Lewis Douglas, über die Deutschlandpoli 
der beiden Länder. 


telt Dänemark, Norwegen, Schweden, It 
und Irland Einladungen zu einer Konferen 
‘zur Gründung des Europarates. — Der Ent 
wurf für das Statut des Europarates wi 

fertiggestellt. F a 
Vertreter von achtzehn internationalen Arbei 
terorganisationen in Bournemouth. Am 9.M: 
beschließt die Konferenz die Einsetzung eine 
Koordinierungsausschusses bis zur Errichtun 
eines neuen internationalen Gewerkschafts 
verbandes. 


‚die Vereinigung Neufundlands mit Kanada zu. 
Kabinett den Entwurf für den Atlantikpakt. 


des Konsultativrates der Westeuropäischen 
Union, an der auch die Verteidigungs- und 
Finanzminister teilnehmen. Das abschließend 


s herausgegebene Kommunique besagt, esseien 


die letzte Entwicklung in Verbindung mit dem . 
Atlantikpakt sowie Verteidigungspläne der 
fünf Mitgliedstaaten erörtert worden. Se 


Erste Aussprache zwischen Außenminister 
Bevin, dem französischen Außenminister Schu- 
man und dem amerikanischen Botschafter n 
London, Douglas, über die deutsche Repara- 
tionsfrage. 
Italien 


der Kammer bekannt, der Ministerrat habe 
sich grundsätzlich über die Teilnahme Italiens 
am Atlantikpakt und an den vorbereitenden 
Besprechungen über den Pakt geeinigt. Ein 
Antrag des Linkssozialisten Nenni, die ganze 
Frage zuerst dem Außenpolitischen Ausschuß 
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der Kammer zuzuweisen, wird mit 311 gegen 
65 Stimmen bei 6 Enthaltungen abgelehnt. 


14. März: Außenhandelsminister Cesare Meza- 
gora tritt zurück. 
An verschiedenen Orten kommt es zu von 
Kommunisten unterstützten Demonstrationen 
gegen die beabsichtigte Teilnahme Italiens am 
Atlantikpakt. 
i Jugoslawien 
7. März: Der Korrespondent der Times berichtet 
aus Belgrad, vor kurzem habe ein Notenaus- 
tausch zwischen Jugoslawien und Ungarn 
stattgefunden, in dem sich die beiden Länder 
gegenseitig der Grenzprovokationen beschul- 
digt hätten. 
Niederlande 


10. März: Im Haag wird eine Ministerkonferenz 
der Beneluxländer über die Verwirklichung 
der Wirtschaftsunion zwischen den drei Staa- 
ten eröffnet. Eine Verlautbarung vom 13. März 


“ besagt, zum 1. Juli 1949 solle eine Vorunion 


und zum 1. Juli 1950 eine vollständige Ver- 
einigung geschaffen werden. 


Norwegen 

4. März: Außenminister Halvard M. Lange gibt 
vor dem Storting bekannt, Norwegen habe 
den sowjetischen Vorschlag vom 5. Februar 
über einen Nichtangriffspakt zwischen Nor- 
wegen und der Sowjetunion abgelehnt und 
werde an den Washingtoner Vorbesprechun- 
gen über den Atlantikpakt teilnehmen. 


Österreich 


14. März: Erwin Scharf, der am 31. Oktober 1948 


wegen kommunistischer Tendenzen aus der 
Sozialistischen Partei ausgeschlossen worden 
war, gibt die Gründung einer Unabhängigen 
Sozialistischen Partei bekannt. 


Polen 

9. März: Das Militärgericht von Lodz verurteilt 
zwei katholische Priester wegen Unterstützung 
einer Untergrundbewegung, die in den letz- 
ten zwei Jahren 55 Sicherheitsbeamte und 
kommunistische Parteifunktionäre ermordgt 
hat, zum Tode. Ein anderer Priester erhält acht 
Jahre Zuchthaus. 


9. März: Der bisherige Abteilungsleiter im Han- 
delsministerium, Tadeusz Gede, wird zum 
Außenhandelsminister ernannt. 


Portugal: 


13. März: Der Oberste Gerichtshof bestätigt offi- 
ziell die Wahl des Marschalls Carmona zum 
Staatspräsidenten für die Amtszeit von 1949 
bis 1956. Carmona wurde nach endgültigen 
Ergebnissen mit 941 863 Stimmen gegen 4789 
Stimmen, die für den Kandidaten der Opposi- 
tion, General Norton de Matos, abgegeben 
wurden, am 11. Februar wiedergewählt. 2046 
ungültige Stimmen wurden abgegeben. 
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2. März: Die Regierung gibt bekannt, Großgrund- 
besitzer würden ihres Landbesitzes enthoben. 
Die Besitztümer dürften die Größe von 50 Hekt- 
ar nicht überschreiten. Die Regierung wolle 
mit diesen Maßnahmen Plänen zur Sabotage 
der landwirtschaftlichen Produktion begegnen. 


Schweden 
2. März: Die Regierung weist eine sowjetische 
Note vom 28. Februar zurück, in der behauptet 
wird, Schweden hindere baltische Sowjetbür- 
ger an der Rückkehr nach der Sowjetunion. 


Sowjetunion 


1. März: Die Preise für Nahrungsmittel, Kleidung 
und andere Verbrauchsgüter werden um zehn 
bis dreißig Prozent gesenkt. 


4. März:.Radio Moskau gibt bekannt, das Präsi- 
dium des Obersten Sowjets der UdSSR habe 
den stellvertretenden Vorsitzenden des Mini- 
sterrates der UdSSR, Wjatscheslaw M. Molo- 
iow, von seinen Pflichten als Außenminister 
und den stellvertretenden Vorsitzenden des 
Ministerrates der UdSSR, Anastasij I. Mikojan, 
von seinen Pflichten als Außenhandelsminister 
entbunden. Neuer Außenminister wird der 
bisherige stellvertretende Außenminister, An- 
drej J. Wyschinskij. Zum Nachfolger Mikojans 
wird der bisherige stellvertretende Außen- 
handelsminister, A. M. Menschikow, ernannt. 
Am 5. März wird die Ernennung von Andrej 
Gromyko zum ersten stellvertretenden Außen- 
minister, bekanntgegeben. Am 9. März gibt 
TASS die Ernennung von Alexander Jefremow 
zum stellvertretenden Vorsitzenden des Mini- 
sterrates der UdSSR bekannt. Sein Nachfolger 
als Minister für die Werkzeugmaschinenindu- 
strie wird Anatolij Kostusow. Am 10. März 
wird amtlich mitgeteilt, der Vorsitzende des 
Ministerrates der Russischen Sozialistischen 
Föderativen Sowjetrepublik (RSFSR), M. J. 
Rodionow, sei durch B. N. Tschernoussow er- 
setzt worden. Am 14. März wird das Mitglied 
des Politbüros Nikolaij A. Wosnessenskij sei- 
ner Ämter als Leiter der staatlichen Planungs- 
kommission und stellvertretender Vorsitzender 
des Ministerrates enthoben und durch Maxim 
Saburow, bisher stellvertretender Minister- 
präsident ohne Portefeuille, ersetzt. Der Präsi- 
dent des Obersten Gerichtshofes, Iwan P. 
Galyakow, wird durch Anatolij Wolin ersetzt. 
Am 14. März beschließt der Oberste Sowjet, 
Piotr S. Popkow als Mitglied des Präsidiums 
des Obersten Sowjets durch Wassilii M. 
Adrianow zu ersetzen. Stellvertretende Vor- 
sitzende des Präsidiums des Obersten Sowjets 
der UdSSR werden an Stelle von Nikifor Na- 
talewitsch und Georgij Sturua Wassilij Koslow 
und Wassiliji Gogua. Neben der Umorganisa- 
tion einer Reihe von Ministerien werden 
folgende Minister in ihren Amtern be- 
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stätigt: Handel: Shaworonkow,; Verkehr: Ksur- 
tschew; Staatsvorräte und Materialreserven: 
Fomin; Forstwirtschaft und Papierindustrie: 
S. M. Orlow; Metallindustrie: T. Sebastian; 
Chemische Industrie: Pervukhin; Marine und 
Flotte: M. V. Nowikow,; Leichtindustrie: Kos- 
sygin; Olproduktion: N. K, Baibarow; Fische- 
reiwesen: A. A. Meschkow; Kohlenproduktion: 
A.F. Zasyadkow; Nahrungsmittel: V. AL Sotow. 


März: Beginn der fünften Tagung des Ober- 
sten Sowjets der Sowjetunion. Der Sitzung 
wohnen bei: Stalin, Molotow, Beria, Malen- 
kow, Mikojan, Woroschilow, Kaganowitsch, 
Schwernik, Bulganin, Kossygin, Suslow, Popow 
und Ponomarenko. Finanzminister Arsenij 
Swerew unterbreitet der Versammlung seinen 


Bericht über den Staatsvoranschlag für das. 


Jahr 1949. Das Budget wird auf der Schluß- 
sitzung des Obersten Sowjets am 14. März 
einstimmig angenommen. Es sieht Einnahmen 
in Höhe von 446,043 Milliarden Rubel und 
Ausgaben von 415,355 Milliarden Rubel vor. 
Im einzelnen werden 152 Milliarden Rubel für 
die Volkswirtschaft, 119 Milliarden für soziale 


Wichtige Ereignisse in der übrigen Welt 


Afrika | 
Ägypten 


.März: In Kairo wird zwischen der Regierung 


und der Sueskanalkompanie ein Abkommen 
unterzeichnet, das der Regierung einen größe- 
ren Anteil an dem Gewinn der Kompanie 
sichert. 


Südafrikanische Union 


„März: Bei den Provinzialwahlen erhalten die 


Nationalisten, die Regierungspartei, 86, die 
United Party General Smuts’ 78, Unabhängige 
und Labour je 3 Sitze. Bei den Provinzialwah- 
len im Jahre 1943 erhielten die Nationalisten 
48, die United Party 97 Sitze. 


Amerika 
Argentinien 


.März: Die Verfassunggebende Versammlung 


nimmt mit 101 gegen 0 Stimmen die neue Ver- 
fassung an, die eine Wiederwahl des Staats- 
präsidenten im Anschluß an seine erste Amts- 
periode ermöglicht. Die 48 Abgeordneten der 
Radikalen Partei verließen am Vortage aus 
Protest die Versammlung. 


Britisch-Westindien 


„März: Der Ausschuß zur Schaffung einer west- 


indischen Föderation eröffnet sein zweites 
Treffen in Trinidad. 


. 


Kanada 


März: Das Unterhaus billigt die Politik der 
Regierung mit 97 gegen 89 Stimmen. Ein Miß- 
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1. bis 15. März 1949 


und kulturelle Maßnahmen und 79 Milliarden ri 
‘für die Streitkräfte bereitgestellt. 


März: Die Regierung fordert Schweden erneut | 


auf, die Verfolgung sowjetischer Staatsbürger 
zu unterlassen, die in die Sowjetunion zurück- 
zukehren wünschen. 


März: Die Westmächte richten einen erneuten 


Protest an die sowjetische Regierung in der 


Frage der deutschen Kriegsgefangenen in der 
Sowjetunion, in dem eine Reihe von Behaup- 
tungen in der sowjetischen Denkschrift vom 
24. Januar 1949 zurückgewiesen werden. 


Ungarn 


„März: Fünf der vierzehn Angeklagten, die im 


Zusammenhang mit dem Prozeß gegen Kardi- 


nal Mindszenty der Devisenschiebung beshul- 


digt werden, ziehen ihre Geständnisse, die sie 


nach ihrer Aussage unter Zwang abgelegt hat- 


ten, zurück. 

März: In Budapest wird mit einer Rede des 
stellvertretenden Ministerpräsidenten, Matyas 
Rakosi, ein eintägiger Kongreß der Volksfront 
eröffnet. 


trauensvotum der Opposition wird mit 125 
gegen 62 Stimmen abgelehnt. 


Kuba 


. März: In Havanna tritt unter Teilnahme von . 


Argentinien, Ekuador, Salvador, Guatemala, 
Haiti, Honduras, Kolumbien, Kostarika, Kuba, 
Mexiko, Panama, Paraguay, Peru und Vene- 


zuela eine interamerikanische Konferenz zu- 


sammen, die sich mit der Frage der euro- 
päischen Kolonien in Amerika befaßt. 


Vereinigte Staaten 


„März: Präsident Truman gibt bekannt, daß 


Verteidigungsminister James V. Forrestal mit 
Wirkung vom 31. März zurücktritt. Zu seinem 
Nachfolger wird der frühere stellvertretende 
Kriegsminister, Louis A. Johnson, ernannt. — 
Das Außenministerium gibt bekannt, daß die 
Abteilung für besetzte Gebiete aufgehoben 


und an deren Stelle eine Abteilung für deut- 


sche und österreichische Angelegenheiten im 
Außenministerium geschaffen worden sei. Lei- 
ter der neuen Abteilung wird Botschafter D. 
Murphy, bisher politischer Berater des Gene- 
rals Clay in Deutschland. Nachfolger Murphys 
wird James W. Riddleberger. Der bisherige 
Leiter der Abteilung für besetzte Gebiete, 
Charles E. Saltzman, soll mit Sonderaufgaben 
betraut werden. — Am gleichen Tage unter- 
breitet Präsident Truman dem Kongreß Vor- 
schläge zur Reorganisation des Außen- und 
des Verteidigungsministeriums. 

Der norwegische Botschafter in Washington, 
Wilhelm Munthe de Morgenstierne, nimmt 
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zum erstenmal an 
den Atlantikpakt teil. Am 11. März: erzielen 
‚die Vertreter der acht an den Verhandlungen 
teilnehmenden Staaten eine endgültige Eini- 
gung über den Paktentwurf. Ka 
.8.März: Valentin A. Gubitschew, sowjetischer 
Beamter bei den Vereinten Nationen, und 
. Judith Coplon, Angestellte des amerikanischen 
 Justizministeriums, werden wegen Spionage- 
. verdachts verhaftet. j 
.März: Der Vorsitzende des Außenpolitischen 
Ausschusses des Repräsentantenhauses, Sol 
' Bloom, erliegt einem Herzschlag. f 
Der Außenpolitische Ausschuß des Senats bil- 
ligt die von der Regierung beantragte Summe 
von 9,98:Milliarden Dollar für das zweite 
RP 
). März: Der dänische Außenminister, Gustav 
 Rasmussen, trifft zu Verhandlungen über den 
Atlantikpakt in Washington ein. — Am 13, 
ärz trifft der isländische Außenminister, 
arni Benedikisson, zur Teilnahme an den 
Besprechungen in Washington ein. 
März: 471 000 Bergarbeiter treten auf Anord- 
nung des Vorsitzenden der Bergarbeiter- 
ewerkschaft, John L. Lewis, aus Protest‘gegen 
ie Bestätigung von Dr. James Boyd als Direk- 
‚tor des amerikanischen Bergwerksbüros in den 
‚Streik. 


N Burma 

1.März: In Rangun wird ein Manifest der neu- 
gegründeten Bolschewistischen Partei ver- 
 . öffentlicht. Als Ziel der Partei wird ihre Ver- 
_ einigung mit den vietnamischen und chinesi- 
schen Kommunisten an der Seite der Sowjet- 
union bezeichnet. 

10. März: Einer offiziellen Erklärung aus Rangun 
zufolge haben die Karen die Stadt Majmjo be- 
setzt. Am 12. März dringen die Aufständischen 
. nach heftigen Kämpfen in die Stadt Mandale 
ein. — Presseberichten zufolge hat die Regie- 
' tung die Kontrolle über Burma, ausgenommen 
in einem Umkreis von 12 Meilen um die 
Hauptstadt Rangun, verloren. i 


„März: Die Regierung gibt bekannt, sie werde 
eine Amnestie erlassen, falls die Rebellen die 
' Waffen zum 31. März niederlegen. 


China. 


„März: Nach einem AP-Bericht aus Nanking 
ist die Mannschaft des Kreuzers Tschungking 
mit ihrem Schiff, das im Mai 1948 von Groß- 
britannien übernommen wurde, zu den Kom- 
munisten übergegangen. 


2.März: Der kommunistische Rundfunk erklärt, 
25 Divisionen mit rund 300 000 Mann, die frü- 
her dem nationalen Befehlshaber in Peking, 
General Fu Tso-yi, unterstanden, seien den 
kommunistischen Streitkräften angegliedert 
worden. 


m. 
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den) Verhandlungen über. 3 Mai 


verhandlungen auf der Grundlage 
berechtigung zugestimmt. 


8.März: Ministerpräsident Dr. Sun Fo tritt zu- 
.. rück. Am 13. März wird der ehemalige Kriegs- 


minister, General Ho-Ying-tschin, zum neuen 


' Ministerpräsidenten ernannt. Das Parlament 


bestätigt ihn mit 209 gegen 30 Stimmen in 
seinem Amt. Am 15.März erklärt Ho Ying- 
tschin, seine Regierung werde für einen ver- 
nünftigen und angemessenen Frieden arbeiten. 


Indien 


6. März: Ministerpräsident Pandit Jawaharlal 


Nehru bestätigt auf einer Pressekonferenz, er 
sei von Präsident Truman zu einem Besuch in 
den Vereinigten Staaten eingeladen worden, 


könne diesen Besuch jedoch wegen dringender. 


Staatsgeschäfte nicht in naher Zukunft ab- 
statten. | 


Re 
8. März: Ministerpräsident Nehru erklärt vor der 


Gesetzgebenden Versammlung, Indien werde 
sich keiner Blockbildung der Großmächte an- 
schließen. Zu den zukünftigen Beziehungen 
zum Commonwealth sagt er, Indien werde in 


den nächsten Monaten eine unabhängige sou- | 


“  veräne Republik werden. Für die portugiesi- 


schen und französischen Besitzungen in Indien 
gebe es nur die Möglichkeit, vollständig im 


der Indischen Union aufzugehen. 
9. März: Es findet ein von den Kommunisten 
unterstützter Streik der Eisenbahn-, Post- und 
Telegraphenarbeiter statt. 


Indonesien 


3. März: UP berichtet aus Batavia von schweren 
Angriffen republikanischer Truppen auf die 
ehemalige Hauptstadt der Indonesischen Re- 

‚publik, Djokjakarta. 

6. März: Der Präsident der Indonesischen Re- 
publik, Dr. Soekarno, lehnt die niederländische 
Einladung zu einer Round-Table-Konferenz 
im Haag mit der Begründung. ab, zuerst müsse 
die republikanische Regierung in Djokjakarta 
wieder eingesetzt werden. — Am 9. März wird 
im Haag bekanntgegeben, die Konferenz sei 
auf unbestimmte Zeit verschoben worden. 


Iran Va 

3. März: In Teheran beginnt ein öffentlicher Pro- 
zeß gegen vierzehn Führer der Tudeh-Partei, 
die der Verschwörung gegen die Regierung 
und separatistischer Absichten beschuldigt 


werden. 
Israel 
1. März: In Ras-en-Nakura beginnen Waffenstill- 
standsbesprechungen mit Libanon. — Am 


4. März beginnen auf der Insel Rhodos unter 
dem Vorsitz von Dr. Ralph J. Bunche Waffen- 
stillstandsverhandlungen zwischen Israel und 
Transjordanien. Am 11. März unterzeichnen 
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Ri et im Nalen‘ der irakischen Regierung 
zu sprechen. 


3. März: David Ben Gurion ‚bildet ein neues Ka- 


einigte Religiöse Partei drei, die Sephardim- 
Partei und die Fortschrittspartei je einen Mi- 
nister. Außenminister bleibt Moshe Sharett 


binettsposten sind noch unbesetzt, da die 
 Mapam-Partei am 3. März beschlossen hat, sich 
nicht an der Regierungskoalition zu beteiligen. 
Am 10. März spricht das Parlament dem Ka- 


haltungen das Vertrauen aus, 


8. März: Ministerpräsident Ben Gurion en dem 
Parlament einen Vierjahresplan für die wirt- 


- Bevölkerung soll in diesem Zeitraum durch 
Einwanderung um 100°/o anwachsen. 


' eine Meldung des transjordanischen Verteidi- 
_ gungsministeriums vom 9. März, wonach es im 
östlichen Negevgebiet 50 Kilometer nördlich 
von Akaba zu einem Zusammenstoß zwischen 

F israelischen und transjordanischen Streit- 
©..." Kräften - gekommen ist. Am 13. März erklärt 

De "Oberstleutnant Moshe Perlman, daß israeli- 

sche Truppen den Küstenstreifen Elath am 
Golf von Akaba besetzt haben. Am 12. März 
‘ordnet das britische Kriegsministerium die 
Entsendung von Verstärkungen nach Akaba 
an, um einer Bedrohung der Stadt durch 
‚israelische, Truppen zu begegnen. Den jüdi- 
schen Einheiten wird mitgeteilt, jedes weitere 


dert. ‚werden. Dr. Bunche bezeichnet am 
14. März den Vormarsch der israelischen Trup- 


.F stillstand. 
” Se Japan 
ee -7.März: Der Finanzberater des Generals Mc- 
Be 2 Arthur, Joseph M. Dodge, erklärt zur Lage in 
5 der japanischen Wirtschaft, diese müsse sich 
jetzt selbst tragen und von ihrer Abhängigkeit 
u von amerikanischen Hilfslieferungen frei- 
machen. 
Pakistan 
7. März: Premierminister Liaguad Ali Khan legt 
der konstituierenden Versammlung eine Re- 
solution für den Rahmen einer Verfassung für 
Pakistan vor, die den Minderheiten Religions- 
freiheit und das Recht für die Entwicklung 
ihrer Kultur verspricht. 


y Siam 
A) 2. März: In Bangkok wird offiziell mitgeteilt, der 
2 Aufstand sei nach vereinten Aktionen der 


Polizei, Marine und Heerestruppen niederge- 
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binett. Die Mapai-Partei stellt sieben, die Ver- 


(bisheriger Name: Moshe Shertok). Drei Ka- _ 


 binett mit 73 gegen 45 Stimmen bei zwei Ent- © 


‚schaftliche Entwicklung ‚des Landes vor. Die 


11. März: Außenminister Moshe Sharett bestätigt u 


'Vorrücken werde mit Waffengewalt verhin- 


pen als ernsten Verstoß gegen den Waffen- 


14. 


— 


> 


14. 


| en bei 


„März: Ein Bericht der Indonesienkommi 


. März: 


u 


einem Flucht 
such. Sie wurden der Teilnahme am Kom 
zum Sturz der Regierung Songkram beschuldi 


Australien 
Australischer Bund 


März: Verteidigungsminister John J. Detm 
gibt bekannt, es seien einleitende Besprech 
gen über einen Pazifikpakt abgehalten w 
den, an denen auch Großbritannien teilgeı 
men habe. Am gleichen Tag hat der briti 
Staatsminister für koloniale Angelegenhe 
Lord Listowel, eine Besprechung mit Premi 
minister Chifley über en Verteidigun 
en 


* 


Organisation der Vereinten Nationen 
ee a 


aus Batavia an den Sicherheitsrat beschu 
die Niederlande, die Resolution des Si - 
heitsrates vom 28. Januar nicht verwirklic 

zu haben. Am 14. März fordert der Deleg 
Pakistans, Oberst Abdur Rhahim Khan, 
Maßnahmen ergriffen werden, die die Nic 
lande zur Einhaltung der Weisungen des. 
Sicherheitsrates zwingen. Der sowjetische I ee 
legierte Jakob Malik beschuldigt die Nieder- 
lande der Ausrottung der indonesischen Ir 
telligenz. 


Der Sicherheitsrat befürwortet 
neun Stimmen gegen die Stimme Ägyptens 
bei Stimmenthaltung Großbritanniens das Ge- 
such Israels um Aufnahme in die 
Nationen. ; 


Der Wirtschafts- und Sozialrat billigt das n 

Programm des Präsidenten Truman für 
Unterstützung der wirtschaftlich zurückgeblie- 
benen Länder. Wirtschaftsexperten der Ver- 
einten Nationen sollen einen Sniepr Aa 


Budget für 1950 9 Millionen Dollar als Hilfe 

für unterentwickelte Länder. Der polnische De- 
legierte Dr. Boguslaw Kozusznik beschuldi 
die WHO, die osteuropäischen Staaten zu u 
gehen, und erklärt, sein Land werde dem B 
spiel der Sowjetunion folgen und aus d 
Organisation austreten, falls sie ihre Politik 
nicht ändere. — Am 7. März billigt der Wirt- 
schafts- und Sozialrat gegen die Stimmen der 
Sowjetunion, Bjelorußlands und Polens einen BL 
amerikanischen Antrag zur Untersuchung der 
'Sklavenarbeit in der ganzen Welt. Er 
Ein Arbeitsausschuß der Wirtschaftskommis- 
sion für Europa, in dem vierzehn Länder ein- 
schließlich Westdeutschlands vertreten sind, 
einigt sich über denPlan füreinneuesStraßen- 
netz in Europa. 


2047 


N 


4. JAHR. 


. Alheinc, Roger: Federalisme Eeuonignel Essai sur 
l’avenir des democraties dans les grandes cites 
industrielles. Paris, Editions Albin Michel; 1946. 
340 S. 


Bayerisches Staatsministerium des Innern. Der Staats- 


sekretär für das Flüchtlingswesen: Dritter Jahres- 
Bericht über die Tätigkeit der Bayerischen Flücht- 
lings-Verwaltung. München, Januar 1949. 14 S. 


Brepohl, Dr, Wilhelm: Der Aufbau des Ruhrvolkes' im 
Zuge der Ost-West-Wanderung. Beiträge zur deut- 
schen Sozialgeschichte des 19. und 20. Jahrhunderts. 
Band 7 der Buchreihe „Soziale Forschung und Praxis‘ 
der Sozialforschungsstelle an der Universität Mün- 
ster, Sitz Dortmund. Recklinghausen, Verlag Balken 
& Co.; 1948. 258 S. 


Brogan, D. W.: The’ Development of Modern France 
(1870—1939). London, Hamish Hamilton; 1945. 744 S. 


" Commonwealth Relations Office: Terms of Union of 


Newfoundland with Canada. Memorandum of Agree- 
ment entered into between Canada and Newfound- 
land, signed at Ottawa on 11th December, 1948. 


London, His Majesty’s Stationery Office; 1949. 19 S.: 


‚ Deklaration des Ministeriums für Auswärtige An- 


gelegenheiten der UdSSR über den Nordatlantik- 
'pakt. Beilage zur „Neuen Zeit" Nr.6 vom 2.Fe- 
bruar 1949. 15 S. , 


Discours du Dr Oliveira Salazar, President du Conseil, 
prononce ä Porto, le 7 janvier, au deuxieme Congres 
de 1'Union Nationale. In: La Documentation Fran- 
gaise, Nouvelle Serie, No.1.474, Paris, 21 fevrier 

- 1949. 15 S. 


' Feldmann, Dr. jur. Horst: Das Verbrechen gegen die 


Menschlichkeit. Deutung und Kritik des KRG Ar- 
tikel II 1c nebst einem Anhang mit Entscheidungs- 
und Quellensammlung. Essen-Kettwig, West-Verlag; 
1948. 147 S. 


Giersch, Dr. Herbert: Der Ausgleich der Kriegslasten 
vom Standpunkt sozialer Gerechtigkeit. Band 8 der 
Buchreihe „Soziale Forschung und Praxis" der So- 
zialforschungsstelle an der Universität Münster, 
Sitz Dortmund. Recklinghausen, Verlag Bitter & @o;; 
1948. 157 S. 


Grottian, Walter: Die Krise der deutschen Und euUro- 
päischen Holzversorgung. Deutsches Institut für 
Wirtschaftsforschung (Institut für Konjunkturfor- 
schung), Sonderhefte, Neue Folge, Heft 1. Berlin, 
Duncker & Humblot; 1948. 50 S. 


Jones, A.E.: Probleme der Jugenderziehung im eng- 
lischen Recht. Köln, Volker-Verlag, 1946. 231 S. 


Madreß-Gesetzesdienst: Die Staatliche Sozialversiche- 
rung der UdSSR. Aus „Das Sowjetische Arbeits- 


2048 


WICHTIGE ZUGÄNGE 1.BIS 15. MÄRZ 1949 


3. 


recht”, herausgegeben vom Unionsinstitut für Rechts- 
wissenschaft des Volkskommissariats für Justiz der 


UdSSR. Übersetzer: Dr. Heinrich Fuchs. Wien, Ma- 


dreß-Gesellschaft. 66 S. 


McCallum, R.B., and Readman, Alison: The British Ge- 
neral Election of 1945. London, Geoffrey Cumberlege, 
Oxford University Press; 1947. 311 S. 


Recommendations on The Highway Transport Aspects 


of the European Recovery Program by the Committee 
on Highway Transport. New York, United States 
Associates 
Inc.; August 1948. 10 S. 


Roosevelt, Präsident: Amerika und Deutschland 1936 
bis 1943. Auszüge aus Reden und Dokumenten, Her- 
ausgegeben im Auftrage der Regierung der Ver- 
einigten Staaten. 106 S. 


Second Report to Congress of the Economic Coopera- 
tion Administration. For the Quarter Ended Sep- 
tember 30, 1948. 153 S. 


Soviet— Italian Communiqu&e. (Communique über die 

: Verhandlungen zwischen der Sowjetunion und Italien 
vom 12. August bis 11. Dezember 1948 über Repara- 
tionen, Handel und Schiffahrt.) In: „Moscow News“ 
vom 14. Dezember 1948. 


Sowjetische Antwortnote vom 11. Februar 1949 auf die 
Note der jugoslawischen Regierung vom 1.Februar 
1949 anläßlich der Wirtschaftskonferenz der Ver- 
treter der UdSSR, Bulgariens, Ungarns, Polens, Ru- 
mäniens und der Tschechoslowakei vom 19. Januar 


1949 und anläßlich der Errichtung eines Rates für die 


gegenseitige Wirtschaftshilfe dieser Länder. In: 


„Tägliche Rundschau‘ vom 13. Februar 1949. 


Sowjetrussische Antwortnote vom 5. Februar 1949 auf 
die Erklärung der norwegischen Regierung vom 
1. Februar 1949 (Inhalt: Vorschlag des Abschlusses 
eines Nichtangriffspaktes zwischen der Sowjetunion 
und Norwegen). In: „Neue Zürcher Zeitung’ vom 
7. Februar 1949. 


Stettinius jun., EdwardR.: Welt in Abwehr. Leih-Pacht. 
Leipzig/München, Paul List Verlag; 1946. 434 S. 


The Newspaper, Its Making and Its Meaning. By mem- 
bers of the staff of The New York Times. New York, 
Charles Scribner's Sons; 1945. 207 S. 


The Story of U.N.R.R. A. Issued by Office of Public 
Information, United Nations Relief and Rehabilita- 
tion Administration, Washington D.C., February 15, 
1948. 47 S. 


Thomson, David: Democracy in France. The Third Re- 
public. Issued under the auspices of the Royal In- 
stitute of International Affairs. London, Oxford 
University Press; 1946. 283 S. 


Europa-Archiv / 5. April 1949 


International Chamber of Commerce 


7.FOLGE 


Be 


Von Dr. Hertha von Dechent 


Der Wandel der Kolonisierungsmethoden 


Es ist eine lange Zeit ins Land gegangen, seit 
unsere Vorväter im naiv-stolzen Bewußtsein ihrer 


Bi: Vorzüglichkeit: auszogen, um die Welt zu er- 
 ©obern und die seltsam gefärbten Halbmenschen - 


‚allerwärts mit den Segnungen des Abendlandes 
zu überschütten. ; 

MurDer) Europäer des Dribehden Imperialismus 

und dessen Blütezeit trug wenig Bedenken, in das 
religiöse, wirtschaftliche und staatliche Leben der 


von ihm erschlossenen Gebiete einzugreifen, von 


der stillschweigenden Voraussetzung ausgehend, 
‚daß die eigene Art, die Welt und die Dinge anzu- 
sehen, die eigene Methode des Staatsaufbaues, 
die eigenen Wertungen und Ideale für die ganze 
. übrige Menschheit verbindlich seien. Gewisse 
 Einschränkungenließ man dabei allerdings gegen- 
über den großen asiatischen Reichen gelten, deren 
kulturelle Höhe zu klar ins Auge sprang. 

Die Kolonialpolitik der frühesten imperialisti- 
schen Mächte — Spanien und Portugal — war 
vorwiegend ausbeuterisch, obgleich die katholi- 

sche Kirche nach Kräften bemüht war, bremsend 
zu wirken -— man denke an Las Casas. Auch das 
Ende des 17. Jahrhunderts fertiggestellte große 
spanische Kolonialgesetzbuch, das sich einzig mit 
der rechtlichen Stellung der Naturvölker befaßte, 
änderte praktisch an den fern vom Mutterland 


geübten Praktiken wenig. Die späteren Imperia- 


listen — Holländer, Franzosen, Engländer — leg- 
ten von vornherein mehr Gewicht auf Erziehung 
und Heranbildung der ihnen anvertrauten Völ- 
ker. Missions- und Regierungsmethoden wandel- 
ten sich langsam, man erlernte eine gewisse Rück- 
sicht auf das Eigenleben der Eingeborenen. Als 
besonders anpassungsfähig erwiesen sich dabei 
die Kirchen. 


\ 
N 


Nicht etwa nur ethische Motive sind an dem 


langsamen Wandel der Kolonialpolitik beteiligt, 
sondern auch die Erkenntnis, daß eine Kolonie 
ohne gesunde und zufriedene Ureinwohner, deren 
Hilfe man ständig benötigt, in ihrem Wert erheb- 
lich herabgemindert wird. So hat man den aus 
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"Die Bürde des weißen Mannes 


Wandlungen im kolonialen Sendungsbewußtsein? 


möglichst in ihren Stammesverbänden zu 


-Dazu ist auch die Zahl der weitgehend Eur 


Mißständen weitgehend gesteuert. Mehr un 2% 
mehr hielt man es für richtig, die Eingeboren« 


zeitweise als Wanderarbeiter zu nutzen. 
Daß man die Uhren nicht zurückstellen, die 

geborenen nicht‘ völlig in ihre alte Ordnung 

rückführen kann, ist heute allen Beteiligten 


sierten und Angepaßten sowie der Mischlin 
groß geworden. Doch hat sich mit gewiss 
durch Nationalcharakter, politische und wirtsch 
liche Notwendigkeiten bestimmten — Abst 
gen in allen noch kolonisierenden europäis 
Staaten die Richtung durchgesetzt, die die 
geborenen langsam und vorsichtig in eine s 
ständige Lebensform hineinwachsen lassen ° 


Wirkungen der Kolonisierung 


Alle solche Bemühungen Sonnen ‚aber die 


und Leistungen der Europäer auch geschätzt und 
anerkannt werden, im ganzen haben sie mehr 
genommen als sie gaben. Die noch nicht zu unse- 
rer Art des Geschichtsbewußtseins erwachten Ein 
geborenen waren durch Mythologie und Brauh- 
tum in ein buntes naturnahes Eigenleben ver- 
sponnen. Die Europäer haben sich in hohem r 
Grade um ihre leibliche Gesundheit bemüht. Sie 
führen Feldzüge gegen Malaria und Schlafkrank- 
heit, Hakenwurm und andere Geißeln der Tro- 
pen. Sie kämpfen für Hygiene und damit gegen 
die Säuglingssterblichkeit. Aber das Leben, für 
das die Todeskandidaten aufgespart werden, bie- 
tet in Kinos und Bierhallen schalen Ersatz für die 
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bunten und spannenden Feste von ehedem. Vor 
allem aber ist den Eingeborenen nicht verborgen 
geblieben, daß auch die begrüßenswerten Taten 
ihrer Herren selten aus Verständnis und Liebe 
geboren sind, sondern bestenfalls aus Pflicht- 
bewußtsein, aber häufiger noch aus Berechnung. 

So hat die Erschließung der inneren Lebens- 
bezirke mit der technischen Erschließung des 
dunklen Erdteils durch Flugzeug und Auto bei 
weitem nicht Schritt gehalten. 


Neue Kolonialpolitik? * 
Bis auf Afrika sind heute auch die weiten Ge- 
biete, die durch die großen Entdeckungsfahrten 
der Neuzeit und durch die überseeische Ausdeh- 


nung des europäischen Staatensystems in den 


Herrschaftsbereich Europas einbezogen wurden, 
zum größten Teil wieder verlorengegangen oder 


‘in der Liquidation begriffen. Indien hat sich be- 


freit, Hinterindien und Indonesien sind im Zuge, 
es zu tun. Im Bewußtsein der meisten Europäer 
hat sich aber trotz dieser gewaltigen Erschütte- 
rungen das alte Überlegenheitsbewußtsein fast 
unverändert erhalten. Wissenschaftler und Kolo- 
nialbeamte sind aus der Kenntnis der tatsächlich 


gegebenen Verhältnisse zu der Einsicht gekom- 


men, daß die Stellung des Europäers in diesem 
letzten großen Kolonialreservat nur mehr die des 
Treuhänders und freundschaftlichen Helfers sein 
kann. Ungeachtet dieses keimenden Verstehens 
halten es die Europäer jedoch in den meisten Fäl- 
len nicht für erforderlich, sich mit der Eigenart 


-der Geschichte der Kolonialvölker zu befassen. 


Vielmehr gedeihen gerade angesichts der Not 
und der Verarmung in Europa unbegründete und 
vielfach maßlose Vorstellungen über die Möglich- 
keit, Afrika als ein Reservoir von Kraft und 
Reichtum auszubeuten. 

Die Ost-West-Spannung gibt nun durch eine 
verhängnisvolle Verkettung von Umständen die- 
sen Illusionen neue Nahrung. Strategische, poli- 
tische und wirtschaftliche Gründe tragen an die 
Regierungen die Versuchung heran, Afrika erneut 
als Kolonialland alten Stils zu betrachten. Die 
auf lange Sicht angeregten Erziehungs- und Er- 
schließungspläne bieten zu wenig Aussicht auf 
rasch greifbare Erfolge. Zudem bieten sie keine 
Sicherheit für die Erhaltung der Loyalität oder 
zumindest doch der Neutralität der Eingebore- 
nen, deren Unabhängigkeitsbestrebungen auf eine 
eifrige Förderung durch die Sowjetunion rech- 
nen können. Für eine rasche Erschließung Afrikas 
ist aber eine großzügige Hilfe der Vereinigten 
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Staaten unentbehrlich. Damit fällt dieser kolonial- 
politisch unerfahrenen und letztlich auch uninter- 
essierten Macht die ausschlaggebende Rolle bei 
der Erschließung des Kontinents zu. 

In der Vergangenheit ließen sich jeweils am 
Kolonialstil der europäischen Mächte die Eigen- 
heiten ihrer Lebensart gleichsam im vergrößerten. 
und vergröberten Maßstab ablesen. In Afrika 
tritt dazu nun als neue und vielleicht bald domi- 
nierende Macht das amerikanische Element hinzu. 
Davon können neben der unentbehrlichen mate- 
riellen Hilfeleistung auch wichtige Impulse zu 
einer großzügigen Planung ausgehen. Es besteht 
aber auch die Gefahr, daß die in langer Kolonial- 
erfahrung mühsam entwickelte vorsichtige Be- 
handlung der Eingeborenen einer überstürzten 
und maßlosen Technisierung weichen muß. 

Die Gefahren einer solchen Entwicklung lassen 
sich heute aus dem größeren Abstand eines be- 
setzten und an der Weltpolitik nicht aktiv betei- 
ligten Landes besonders deutlich erkennen. Es 
darf hier vielleicht, ohne die Parallele zu weit zu 
treiben, daran erinnert werden, wie sehr die Be- 
reitschaft zu einer geistigen Neuorientierung in 
Deutschland unter der zu mechanisch aufgefaßten 
und nicht wirklich in die Tiefe greifenden „Re- 
orientierung“ gelitten hat. Wie ungleich- ver- 
heerender müßten die Folgen einer sich über- 
schlagenden rein äußerlichen Zivilisierung in 
Afrika sein, wo es sich nicht um Europäer mit 
einem in Jahrtausenden ausgeprägten Eigen- 
bewußtsein handelt, sondern Naturvölker von 
einem Tag zum anderen zu technisierten Arbei- 
tern erzogen werden sollen. Diese Aufgabe kann 
nur gemeistert werden, wenn sie im vollen Be- 
wußtsein der darin liegenden ungeheuren mensch- 
lichen Verantwortung angepackt wird. Dies be- 
deutet, daß der Europäer der Zukunft, wenn er 
sich aus der gegenwärtigen Übergangskrise ein 
koloniales Einflußgebiet in Afrika erhalten kann, 
die „Bürde des weißen Mannes”, die in der refor- 
mierten Kolonialpolitik der letzten Jahrzehnte 
leichter zu werden versprach, erneut voll zu tra- 
gen haben wird. Jeder Versuch, nur die Vorteile 
des Herrenmenschen genießen zu wollen, der 
darin liegenden Verantwortung aber auszu- 
weichen, könnte nur die an sich vorhandenen 
Verfallserscheinungen der weißen Hegemonie in 


Afrika beschleunigen. 
* 

Dr. Hertha von Dechent war als Ethnologin am Fro- 
benius-Institut tätig. Zur Zeit arbeitet sie am Institut 
für Geschichte der Naturwissenschaften in Frankfurt 
am Main. 
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Afrika im politischen Weltbild der Gegenwart 


. Von Dr. Heinz Bauer 


Seit der britische Außenminister Bevin in seiner 
Unterhausrede am 22. Januar 1948 auf Afrika ge- 
zeigt hat, wo sich Europa ein weites Betätigungs- 
feld eröffne, ist dieses Thema in der internatio- 
nalen Politik und Publizistik lebendig geblieben, 
ja, seine Aktualität hat sich noch erhöht. Bevins 
Hinweis, daß die Westeuropa-Union ihren Rück- 
halt im Commonwealth und in den Kolonien der 
Mitgliedstaaten finden müsse, wurde wenig spä- 
ter auch von Premierminister Attlee unterstrichen, 
und Ivor Thomas, der damalige Staatssekretär 
im britischen Kolonialministerium, betonte am 
15. Juni 1948 die Notwendigkeit eines Zusammen- 
schlusses der europäischen Kolonien: eine poli- 
tische Union Westeuropas müsse völkerrechtlich 


N ” ” .. . FR . 
eine ebensolche Union der überseeischen Gebiete 


"herbeiführen. Mit Bezug auf Afrika schlug der 
frühere Schatzkanzler Hugh Dalton auf einer 
Konferenz der britisch-afrikanischen Gebiete im 
Oktober 1948 in London die Schaffung einer Afri- 
kanischen Union auf der Grundlage der West- 
lichen Union vor, deren Mitglieder die Staaten 
sein müßten, die in der Westunion zusammen- 
geschlossen seien. Zu Beginn dieses Jahres, in der 
Rede anläßlich der Ablegung seines Amtseides 
am 20. Januar 1949, verkündete dann Präsident 
Truman ein Hilfsprogramm zur Entwicklung wirt- 
schaftlich bisher nicht oder nicht genügend er- 
schlossener Gebiete, wobei mit an erster Stelle 
an den schwarzen Erdteil gedacht ist. Außenmini- 
ster Bevin stimmte ihm zu und appellierte am 
25. Januar 1949 vor der Auslandspresse in London 
an die in Frage kommenden Länder, ihre Hilfs- 
quellen zu einem „Marshall-Plan für die Kolonial- 
gebiete” zusammenzufassen, indes der franzö- 
sische Ministerpräsident Queuille am 6. Februar 
1949 für eine Union der britischen, der französi- 
schen und der belgischen Kolonien eintrat. Das 
sind wesentliche Feststellungen im Hinblick auf 
eine europäisch-afrikanische Kooperation, für die 
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sich noch andere Staatsmänner, wie der britische 
Wirtschaftsminister Sir Stafford Cripps, der: frü- 
here südafrikanische Ministerpräsident Feldmar- 
schall Smuts, der portugiesische Ministerpräsident 
Salazar und der italienische Außenminister Graf 
Siorza ausgesprochen haben. 

Afrika ist für Europa ein Raum von außer- 
ordentlicher wirtschaftlicher und strategischer Be- 
deutung. Dieser Erdteil befindet sich nicht mehr 
am Rande des ideologisch-machtpolitischen Kräfte- 
spieles zwischen östlicher und westlicher Sphäre; 
er rückt immer stärker in das weltpolitische Ge- 


schehen und wird zu einer festen Grundlage der 


gesamten westlichen Welt gestaltet. 


Der britische Militärschriftsteller Capt. Liddell 


Hart schrieb: 


„In jedem Verteidigungsplan des Westens ist Afrika 
von lebenswichtiger Bedeutung. Geographisch und 
strategisch ist dieser Kontinent ein Angelpunkt. Er 


gibt den Streitkräften des Westens die Möglichkeit, 


die Verteidigung aus der Tiefe zu führen, und eine 
hinreichend breite Grundlage für Gegenoffensiven. Er 
stellt auch eine der gewaltigsten Rohstoffquellen der 
Welt dar. Wenn Afrika fest in der Hand der West- 


mächte ist und seine bietenden Möglichkeiten ent- 


wickelt hat, werden die Vereinigten Staaten und deren 
Verbündete über strategische Kraftquellen verfügen, 
die selbst im Falle eines neuen, sich lange hinziehenden 
Weltkrieges das Reservoir Rußlands auf die Dauer 
übertreffen und schließlich mattsetzen können.” 
Wenn Liddell Hart weiter Zweifel äußerte, ob 
dies von den Westmächten voll erfaßt sei, so ist 
die Entwicklung längst darüber hinweggegangen 
und in weiterem Fortschreiten begriffen. Einen 
Überblick über die Maßnahmen, die bereits durch- 
geführt worden sind bzw. anlaufen, wie über die 
gegenwärtige politisch-strategische Situation Afri- 
kas überhaupt mögen die nachstehenden Aus- 
führungen geben. Eine Darstellung der wirtschaft- 
lichen Planungen und der Verkehrserschließung 
der afrikanischen Gebiete wird in einer späteren 
Folge des Europa-Archivs veröffentlicht werden. 
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Afrika statt Indien 


Die Wandlungen, die der Zweite Weltkrieg mit 
sich gebracht hat, waren zu groß, um einfach dort 
- fortzufahren, wo man 1939 stehengeblieben war. 
' Eine kluge Politik kolonialer Reformen strebt da- 
hin, die Kolonialherrschaft Schritt für Schritt in 
eine freundschaftliche Zusammenarbeit umzuge- 
‚stalten und den Kolonialvölkern eigene Macht- 
befugnisse zu übertragen. Die Goldküste hat im 
Juli ‚1946 eine neue Nez ung erhalten, nach der 


W den Rates von ihren eigenen Landsleuten ge- 
m wählte und nicht von der Regierung ernannte 


Die neue Empire-Basis 


\ 


neuen Regierung gehören erstmalig sudanesische 
Minister und Unterstaatssekretäre an, die vom 
Generalgouverneur ernannt worden sind: 
So entwickeln sich die afrikanischen Gebiete 
Großbritanniens planmäßig in Richtung der Selbst- 
verwaltung; sie werden enger zusammengefaßt, 
um den neuen wirtschaftlichen und strategischen 
Aufgaben gerecht zu werden. Als Feldmarschall 
Viscount Monigomery, der ehemalige Chef des 
Empire-Generalstabes, seit April 1948 Vorsitzen- 
der des Ständigen Verteidigungsausschusses der 
Westunion, 1947 eine ausgedehnte Inspektions- 
reise durch Afrika machte, wurde die Bedeutung 


dieses Erdteils in der Empire-Strategie vor aller. 


Öffentlichkeit her- 


vorgehoben. Syste- 


Ye Mehrheit der Sitze; 
ı” die neue Verfassung 
wurde im März 1947 
h eingeführt, Südrho- 
 desien hat Aussicht 
auf die Rechtsstel- 
lung eines Domi- 
 nions; Ende Juni 
1948 beschloß das 
} "Parlament, einen 
Ausschuß zur Klä- 
zung der Vorausset- 
zungen für die Er- 
reichung dieses Sta- 
‚tus einzusetzen. In 
- Nordrhodesien wur- 
den 1942 politische 
een 
es der Eingeborenen ‚geschaffen; 1948 zogen 


Pointe Noire 


Britische Besitzungen in Afrika 
feinschließlich des Anglo ‚Agypt Sudans) 
Französische Besitzungen in Afrika 


Portugies. Besitzungen in Afrika 

EB Spanische Besitzungen in Afrika 

& Britische Stützpunkte 

Französische Stütpunkta 

@® Schwerpunkte der brit. Afrikapolitik 

Brif. nordafrikan-mediterraner Verteidigungsring 

= ==Brit. äquatoriale Verteidigungslinie 

1 Künftige Ostafrikanische Union 

2 Vorgeschlagene Südostafrikanische Union 

® Amerikanische Stützpunkte 
+ $ USA-Verbindung Liberia -Abessinien 


der britische Generalgouverneur, Sir Robert Howe, 
im Juni 1948 eine Reform der sudanesischen Ver- 
 fassung, so die Errichtung eines Exekutivrates und 
die Wahl einer Gesetzgebenden Versammlung, 
nachdem der außenpolitische Ausschuß des ägyp- 
tischen Senats das im Mai ausgearbeitete britisch- 
ägyptische Sudan-Abkommen abgelehnt und die 
ägyptische Regierung keine Stellung dazu genom- 
men hatte. Im Dezember 1948 wurde die erste 
Nationalversammlung in Khartum eröffnet; der 
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Ausbau Britisch- 
Afrikas als weit 
zurückliegender, ge- 
schützter Operations- 
basis zu einem ge- 
' waltigen kontinen- 
talen Waffenarsenal 
gearbeitet. Nach 
Londoner Meldun- 
gen vom August 
1948 wird die Schaf- 
fung einer techni- 
sierten west- und ost- 
afrikanischen Kern- 
truppe vorbereitet, 
die im Gebrauch 
modernster Waffen 
ausgebildet werden 
soll. Zu der neuen 
Entwicklung 
merkte die Neue Zürcher Zeitung vom 1. Okto- 
ber 1948; \ 


E Durban 


imonstown 


„Bis jetzt galt der Dienst in Afrika für die Engländer 
als ein ‚berufliches Nebengeleise‘, der Sold war niedrig 


‚und die Offiziersstellen waren nicht begehrt. Aber nun 


stehen zahlreiche Offiziere und Offiziersanwärter zur 
Verfügung, die auf eine Karriere‘ in Indien verzichten 


mußten. Montgomery hofft mit ihrer Hilfe eine neue 
afrikanische Armee auf die Beine stellen zu können.“ 


Ausbau im Westen 


Die britische Aktivität in Afrika setzt in den 
westlichen Gebieten um den Golf von Guinea an. 
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matisch wird an dem 


be- 


a 


Luftverkehr erschlossen, 


chubplatz nach kn und dem Mitt- 


leren Osten. Die britischen Territorien trugen in 


Verbindung mit den französischen west- und 
äquatorialafrikanischen Kolonien sowie Belgisch- 
Kongo wesentlich zur alliierten Kriegführung bei. 
Eingeborenenregimenter wurden geschaffen, die 


selbst an dem Feldzug gegen die Japaner teilnah- _ 


men; eine hohe Produktion tropischer Rohstoffe 
und Waren ging nach Britannien und an die Fron- 
ten. In Nigeria und Gambia entstanden zahlreiche 
moderne Flugplätze, über die die transatlanti- 


schen Fluglinien der Amerikaner führten. Der Ge- 


samtbereich des westlichen Afrikas wurde dem 
| die Luftverbindungen 
quer durch den Kontinent bis zum Roten Meer 
und zum Persischen Golf durchgeführt. Neben den 
Stützpunkten Bathurst und Freetown ist heute 
Lagos der bedeutendste Luftknotenpunkt an der 
westafrikanischen Küste; sein Hafen wurde für 


die Schiffahrt erweitert. (Vgl. hierzu Rosenberg: 


„Welt-Verkehrsluftfahrt 1947", Europa-Arciv, 
April 1947, S.519—529 und Mai 1947, S.599—603.) 
Brauchbare Straßen führen durch das Innere des 
Erdteils nach dem östlichen und nordöstlichen 
Afrika. 


Die westafrikanischen Gebiete — Gambia, Sierra 


Leone, Goldküste und Nigeria mit, den Mandats- 


teilen West-Togo und West-Kamerun sind die 
am dichtesten besiedelten Kolonien Britisch-Afri- 
kas mit 27 Millionen Menschen und ausschließlich 
„schwarzen Mannes Land“ — wachsen mehr und 
mehr zu einem großen Ganzen mit Nigeria als 


Schwerpunkt zusammen. Dazu werden die Mög- \ 


‚ lichkeiten einer erweiterten britisch-französischen 


Zusammenarbeit in Westafrika geprüft, wo die 
Kolonialgebiete der beiden Mächte eng ineinander- 
greifen und gemeinsame Interessen bestehen. Be- 


sprechungen haben mehrfach stattgefunden, so im 


Mai 1947 in Dakar und Paris und im Februar 1948 
wieder in Paris. Auch mit Belgien wurden ge- 


 meinsame koloniale Probleme diskutiert (Juni 


1948 in London). In die Erörterungen sollen auch 
die portugiesischen Afrikabesitzungen einbezogen 


. werden. Über das allgemeine Problem der kolo- 


nialen Zusammenarbeit schrieb die Times nach 
Abschluß der Pariser Zusammenkunft am 24. Mai 
1947: 

„Die Pariser Besprechungen entwickelten sich in der 
Richtung auf eine Erweiterung der Lehre von dem 
Doppelmandat. Die Initiative muß in der Tat von 


europäischer Seite kommen; aber die Ausführung von 
Plänen, die in ihrer Wirksamkeit auf lokale Zustim- 
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wasserlosen Busch. Fünfunddreißig Quadratmei- 


- Nairobi 


ae und Ei eines Verständnis angewiesen sind, 
verlangt eine Mitarbeit der Afrikaner. Die neue N Ei 
die sich jetzt anbahnt, sollte gebildeten Afrikanern 
uneingeschränkte Gelegenheit dazu bieten, ihrem 
Volke zu dienen.“ & 


Das ostafrikanische Kernstück 


Am stärksten treten die Anstrengungen der. Y 
Briten im östlichen Afrika in Erscheinung, dem E 
Zentrum ihrer afrikanischen Konzentration. Bri- 
tische Militärmissionen sind seit 1947 tätig, um AN 
die ostafrikanische Basis aufzubauen. Bereits im 
April 1948 hatte das Hauptquartier der britischen 
Streitkräfte im Mittleren Osten bekanntgegeben, 
daß nach viermonatiger Arbeit die erste Phase 
des Planes zur Errichtung von Stützpunkten in 
Ostafrika zu Ende geführt worden sei. nn cr 


stina und dem indischen Raum nach Keks übe = 
geführt. In der Nähe von Nairobi, der Hauptstadt 
der Kolonie, ist Mackinnon, früher eine Tankstı 
für die Kenia-Bahn, Hauptkammer für A 
rüstungs- und Kriegsmaterial. Die „Operat 
Igloo" schuf diesen ausgedehnten Stützpunkt im 
h 
len wurden mit großen Bulldozern niedergewalzt, 
Wege und Eisenbahnlinien angelegt, massive G 
bäude für Materialien aller Art aufgeführt, dazu 
Kasernen, Messen usw. Britische Soldaten erstell- ' 
ten unter großen Schwierigkeiten eine hundert 
Kilometer lange Pipeline, die das Gebiet mitden 
wasserreichen Hängen des Kilimandscharo-Berg- 
massivs verbindet und mit Wasser versorgt. Das 
Bahn- und Straßenwesen zwischen Mombassa und 
erfährt weitgehende Verbesserungen. : 
Der Flugplatz Nairobi wurde erweitert; eine = 
starke Luftflotte soll hier und auf anderen Plätzen 
stationiert werden. Mombassa, einer der besten “ 
Häfen an der ostafrikanischen Küste, ist bedeu- 
tende Flottenbasis. Auf einer Konferenz der ost- 
afrikanischen Gouverneure und des Oberkom- 
mandierenden in Ostindien, Ende September 1948 I 
in Nairobi, wurde die Schaffung einer selbständi- HR 
gen ostafrikanischen Flotte beschlossen. 

Kenia, Uganda und Tanganjika werden ver- f 
kehrlich und wirtschaftlich enger verbunden. Die j 
drei ostafrikanischen Länder verwalten ab 1. Ja- 
nuar 1948 einen Teil ihrer wirtschaftlichen Ein- 


richtungen gemeinsam. Mit Wirkung vom 1. Mai 1 


1948 stehen die Eisenbahnen und Häfen in Kenia “ 
und Uganda sowie die Tanganjika-Eisenbahn- und 2 
Hafengesellschaft unter einheitlicher Verwaltung; 
das Bahnwesen umfaßt insgesamt fast 5000 Kilo- 
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| meter. Eine „Hohe Kommission" für Ostafrika 
wurde gebildet, die aus drei Gouverneuren be- 
steht. Die am 6. April 1948 in Nairobi eröffnete 
zentrale Gesetzgebende Versammlung für Kenia, 
Uganda und Tanganjika wird als Vorläuferin 
einer Ostafrikanischen Union angesehen. Im Fe- 
._bruar 1949 verhandelten auch Vertreter Südrhode- 
siens, Nordrhodesiens und des Nyassalandes in 
Victoria Falls über die Schaffung einer Südöst- 
lichen Union mit gemeinsamer Verfassung. Die 
Föderation soll einen Generalgouverneur als 
höchste Regierungsinstanz haben; ein Zwei- 
kammer-Parlament soll eine Regierung tragen, 
die für Verteidigung, Handel, Währung, Einbürge- 
rung von Ausländern, Eisenbahnen und wirt- 
schaftliche Entwicklung zuständig ist. Wenn es 
sich hier zunächst auch nur um Pläne handele, 
wurde im .Colonial Office in London erklärt, so 
könne ihre praktische Durchführung in Zukunft 
von allergrößter Bedeutung sein; Afrikas Schwer- 
gewicht sei angesichts seines Wirtschaftspoten- 
tials und seiner strategischen Lage im Wachsen 
begriffen; später könne man sogar entsprechend 
der Europäischen Union auch die afrikanischen 
"Kolonien Großbritanniens, Frankreichs, Belgiens 
und Portugals zu einer Afrikanischen Union zu- 
sammenfassen. 


Die britische Ostafrika-Politik strahlt im Nord- 
osten bis in den Golf von Aden aus. In dieser Ecke 
stellen die wirtschaftlich wertlosen Somaliländer 
eine strategische Region von nicht zu unter- 
schätzender Bedeutung dar. Die Somalis erstreben 
die Vereinigung aller somalischen Volksstämme 

.in einer einzigen Nation und den Zusammenschluß 
des britischen und des italienischen Somalilandes 
einschließlich der zu Abessinien gehörenden Pro- 
vinz Ogaden zu einem „Groß-Somali”. Inwieweit 
hier Chancen für die Briten bestehen, Treuhänder 
eines größeren Somalilandes zu werden, wird sich 
noch zeigen. Einer Rückkehr Italiens in seine 


frühere Kolonie bzw. einer italienischen Treu- 


händerschaft über das Land steht die Somali-Liga 
ablehnend gegenüber und hat dies auch der Vier- 
mächte-Prüfungskommission bekundet, die im 
Januar und Februar 1948 das Gebiet bereiste und 
seine Verhältnisse untersuchte. 


Südafrikas Stellung 


Die Basis Ostafrika hat doppelte Bedeutung: 
einmal als Eckpfeiler der west-östlichen Verteidi- 
gungslinie Lagos—Khartum—Mombassa, die sich 
notfalls über die Seschellen, Malediven und Cey- 
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lon bis nach Singapur durchführen ließe, dann als 
zentrales Stück der von Süden nach Norden ver- 
laufenden Kap-Nil-Route. Es geht hier um die 
Beherrschung der gesamten ostafrikanischen 
Küste von der Südspitze Afrikas bis zum Kap 
Guardafui, um die Westsicherung des Indischen 
Ozeans. Innerhalb dieses Bereiches besitzt Süd- 
afrika im Rahmen der neuen Empire-Politik außer- 
ordentliches Gewicht, genau wie Australien im 
Ostteil des India-Meeres. Beider strategische In- 
teressen sollen aufeinander abgestimmt werden.. 
Um das Kap der Guten Hoffnung führte im letz- 
ten Krieg, als das Mittelmeer für die alliierte 
Schiffahrt eine Zeitlang ausfiel, der lebenswich- 
tige Ersatzweg nach dem Indischen Ozean, dem 
Persischen Golf und dem Roten Meer. Ebenso wie 
Kanada und Australien war Südafrika „Common- 
wealth-Arsenal”. Die strategische Lage der süd- 
afrikanischen Häfen am Wege zweier Ozeane hat 
sich heute eher noch verstärkt; die Marinebasis 
Simonstown ist neben Durban weiter ausgebaut 
worden. 


Nach dem Regierungswechsel in der Südafrika- 
nischen Union am 26. Mai 1948 wurden in der 
Weltpresse Befürchtungen laut, daß Südafrika 
aus dem Britischen Commonwealth ausscheiden 
und dadurch eine neue Situation für die britische 
Ostafrika-Konzeption entstehen werde; die ge- 
samte Empire-Verteidigung wäre dann gefährdet, 
die die Bildung und den Ausbau starker Stütz- 
punkte in Süd- und Ostafrika zum Ziele habe. In- 
zwischen hat sich erwiesen, daß mit einem Aus- 
brechen der Union aus dem britischen Reichsver- 
band aus den verschiedensten Gründen nicht zu 
rechnen ist. Gewiß wird Dr. Daniel Malan, der 
Ministerpräsident der nationalistischen Regie- 
rung, der Feldmarschall Smuts ablöste, einen un- 
abhängigen Kurs der Kapunion steuern; er dürfte 
sich dabei aber völlig im klaren sein, wieweit er 
gegenüber dem Commonwealth gehen kann, ohne 
die Sicherheit seines Landes zu beeinträchtigen. 
Dr. Malan sprach sich schon gleich nach der Re- 
gierungsübernahme in einer Rundfunkansprache 
für gute Beziehungen zu Großbritannien aus und 
unterstrich in einer außenpolitischen Erklärung 
vor dem Parlament am 1. September 1948 erneut, 
daß er in engen freiwilligen Beziehungen mit dem 
Commonwealth bleiben wolle: 


„Wir wünschen zu jedem Mitgliedstaat des Com- 
monwealth die herzlichsten Beziehungen aufrechtzu- 
erhalten, aber wir tun dies freiwillig und nicht unter 
Zwang." 
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Afrika im politischen Weltbild der Gegenwart 


Südafrika muß schon im Hinblick auf die all- 
gemeine Weltlage seine eigenen Belange mit 
denen der übrigen in Afrika vertretenen Mächte 
und Staaten, also auch Großbritanniens, in Ein- 
klang bringen. Denn alle Angelegenheiten, die 
den afrikanischen Kontinent betreffen, berühren 
. automatisch den Süden. Klare Einsicht in diese 
Tatsache ist es auch, wenn die Regierung in Pre- 
toria den Außenminister-Stellvertretern in Lon- 
don am 15. Juni 1948 zur Frage der ehemaligen 
italienischen Kolönien mitteilte, die Südafrika- 
nische Union habe ein lebhaftes Interesse für das, 
was mit diesen Gebieten schließlich geschehen 
solle; die Zukunft der italienischen Besitzungen 
in Afrika, an deren Befreiung südafrikanische 
Truppen mitgewirkt hätten, sei mit der Sicherheit 
des gesamten afrikanischen Kontinents eng ver- 
knüpft, und die Art und Weise der Entwicklung 
dieser Kolonien müsse auf andere afrikanische 
Gebiete ihre Rückwirkung haben. 


Schließlich bestimmt auch die gemeinsame Geg- 


nerschaft zum Weltkommunismus Südafrikas Ein- 
stellung zum Britischen- Commonwealth und 
dürfte sich als verbindende Kraft erweisen, so sehr 
auch die Auffassungen über die Eingeborenen- 
und Rassenfragen in London und Pretoria aus- 
einandergehen und Malans Politik der „Apar- 
theid“, das heißt strenger Trennung von Schwarz 
‘und Weiß, umstritten sein mag. Ebenso setzte sich 
Malan in seiner bereits angeführten Parlaments- 
rede am 1. September 1948 für die Westeuropä- 
ische Union ein und vertrat den Standpunkt, daß 
die Zeit für die Schaffung einer Panafrikanischen 
Charta reif sei. 


Der Länderkomplex um Ägypten 


Parallel zur britischen äquatorialen Verteidi- 
gungslinie von West nach Ost verläuft der vorge- 
schobene Ring längs der nordafrikanischen Küste: 
Gibraltar—Malta—Tripolis—Fayid. In dem im 
Vordergrund der Weltpolitik stehenden Ostsek- 
tor des Mittelmeeres sind die Briten daran inter- 
essiert, die in Ägypten! aufgegebene Stellung 
durch Sicherung der Nachbarländer auszugleichen. 
Hieraus ergibt sich auch ihre Haltung gegenüber 
den früheren italienischen Kolonien. Sie haben in- 
zwischen die Flugstützpunkte an der libyschen 
Küste ausgebaut und auch dorthin militärische 
Depots aus Ägypten und Palästina verlegt (vgl. 


1) Uber das britisch-ägyptische Verhältnis brachte 
das Europa-Archiv (Februar-März 1947, S. 417—428) 
eine ausführliche Darstellung. 
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auch die Ausführungen im Kapitel „Anglo-ameri- 
kanische Zusammenarbeit" im 2. Teil dieses Bei- 
trages in der nächsten Folge des Europa-Archivs). 


An der Westseite Ägyptens ist Großbritannien 
an der Errichtung eines unabhängigen König- 
reiches Cyrenaika interessiert und beruft sich da- 
bei auf die dem Stamme der Senussi im Krieg 
versprochene Autonomie und die Zusicherung, 
er werde nie wieder unter italienische Oberhoheit 
fallen. Es ist beabsichtigt, den neuzuschaffenden 
Senussi-Staat mit Großbritannien durch einen 
Pakt zu verbinden. Eine entsprechende Andeu- 
tung des Emirs Sayed el Idriss, Ende Juni 1948, 
stieß auf heftigen Widerstand in Kairo, ebenso 
wie sich die ägyptische Regierung gegen die Ab- 
sichten der Briten im Sudan wandte, dem anglo- 
ägyptischen Kondominium Autonomie zu gewäh- 
ren. Ägypten möchte den Sudan seinem eigenen 


Staatsgebiet einverleiben, während sich London 


über eine sudanische Selbstverwaltung dieses 
wichtige Glied seiner neuen Empire-Basis in 


Afrika erhalten will. Der Sudan bildet von Tripo- 
lis und Benghasi aus unter Umgehung Ägyptens 


die Landbrücke zum Roten Meer, an das er auf 
Hunderte von Kilometern grenzt; er stellt das. 
strategische Mittelstück des nordostafrikanischen 
Riegels Libyen— Kenia dar und festigt die Kap- 
Nil-Stellung im Norden. Deshalb erstreckt sich 
auch die Verkehrsplanung im östlichen Afrika bis 
in den Sudan hinein. Gute Autostraßen verbinden 
Kenia mit dem Sudan. Khartum ist ein Zentrum 
des Afrika-Verkehrs; hier werden starke Luft- 
stützpunkte ausgebaut. Über Khartum führen die 
transkontinentalen Fluglinien nach dem Nahen. 
Osten; hier schneiden sich die großen Landver- 
bindungen vom Kap nach Kairo und von den 
Guinealändern nach dem östlichen Afrika. 

Mit Abessinien ist Großbritannien durch den 
Vertrag vom Dezember 1944 verbunden. Seine 
politische Stellung hat sich weiter verstärkt, 
wenngleich der amerikanische Einfluß vorherrscht. 
Eine britische Militärmission unter der Leitung 
von General Cotitam ist im Lande und bildet die 
äthiopische Armee aus; bei der Polizei ist eben- 
falls ein britischer Berater tätig. Die Bedeutung 
des Negusreiches im nordöstlichen Afrika kommt 
auch darin zum Ausdruck, daß es einer mög- 
lichen Union der Länder des Nahen Ostens an- 
gehören soll. 

Die Briten arbeiten im Nordosten Afrikas plan- 
mäßig an einem Länderkomplex, der sich mit der 
Zeit noch stärker als die alte Agypten-Position 

N 
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‚erweisen dürfte, und der als Block zwischen Ost- 
' Mittelmeer und Indischem Ozean neben dem 
. Schutz der nordostafrikanischen Flanke der Siche- 
rung der für Großbritannien lebenswichtigen Ver- 
bindungen beider Meere dient. Darin liegt auch 
die Aufgabe des im Juli 1948 reorganisierten 


die Landstreitkräfte vom Mittelmeergebiet bis 
' Somaliland, Ostafrika und Mauritius unterstehen, 
und dessen Hauptquartier sich in Fayid am Gro- 
Ben Bittersee in der Suezkanalzone befindet, .wo 


Frankreichs imperiale Krise 


Seit 'Kriegsschluß ist auch Frankreich bemüht, 
seinen Überseebesitzungen in ein neues Ver- 
nis zu kommen. Läßt schon die allgemeine 
En den Bersorumlleien Kolonialstand- 


3 en mehr rechtfertigen, so tritt hinzu, daß ak 
französischen Gebiete in Übersee unter besonde- 


\ Die Befreiungsbewegung ging vom äquatoria- 
De len Afrika aus und riß die übrigen Teile der 
"rance d’outre-mer” mit sich. Bevorzugte Bedeu- 
tung gewannen die Gebiete Nord-, West- und 
Zentralafrika. Hier standen den verbündeten 


kriegswichtige Rohstoffe und andere Hilfsmittel 
_ zur Verfügung. Im Tschad-Gebiet wurde eine 
starke Eingeborenenarmee auf die Beine gestellt, 
die später an den entscheidenden Kampfhandlun- 
genim Norden Afrikas gebührenden Anteil nahm. 
' Als Dank für ihre Dienste und Opfer wurde den 
. Völkern des französischen Kolonialreichs größere 
_ politische Selbständigkeit nach dem Krieg ver- 


= Tendenzen traten seitdem verschärft hervor, wo- 
zu noch das Prinzip der Atlantik-Charta vom 


‚Recht aller Völker achten, sich ihre eigene Regie- 
. rungsform selbst zu wählen. Neue Versprechen 
‚bei der Bildung der Französischen Union, Mängel 
der Kolonialverwaltung, Mißmut über die sozia- 
len Zustände und Versagen der wirtschaftlichen 
Wiederaufbaupolitik gaben diesen Bestrebungen 
erhöhten Druck. 


Be 
R 
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„Oberkommandos für den Mittleren Osten", dem 


versuchte dies durch Begründung der 
‚ Francaise“, die dem zweitgrößten Empire der Erde 


nen im Zweiten ee große eine zeitgemäßere Konstruktion geben soll. 


/ fächten wertvolle See- und Luftstützpunkte, dazu 


 sprochen. Nationalistische und autonomistische 


Se AA, August 1941 aufmunterte: Wir werden das. 


trag von 1936 hlert id "Das neue Ober- 
kommando teilt sich wieder in das Kommando 
„Ägypten und Mittelmeer“, das Malta, Griechen- 
land und Zypern einschließt und die Gebiete bis 
zum Sudan umfaßt, sowie das Kommando „Ost- 
afrika”, das die ost- und zentralafrikanischen 
Territorien und Mauritius befehligt. In diesem 
weit ausgedehnten Raum vollzieht sich die große 


Konzentration der britischen Kräfte in Afrika. 


Die Situation Französisch-Afrikas ’ 


Entwicklung zur Französischen Union 


Dem Zwang, seine Beziehungen mit den über- 


seeischen Besitzungen auf einer neuen, der ver- 


änderten Lage und den heutigen Erfordernissen 
angepaßten Grundlage zu regeln, vermochte sih 
Frankreich nach 1945 nicht mehr zu entziehen. Es 
„Union 


Die Grundsätze für den Ausbau der Französi- 
schen Union, die über hundert Millionen Bewoh- 
ner zählt, enthält die am 24. Dezember 1946 in 
Kraft getretene Verfassung der Vierten Republik 
(vgl. Leopold: „Wahlgesetze und Wählerstruk- 
tur in Frankreich“, Europa-Archiv 3/1949, S. 1852 
bis 1864, und 4/1949, S. 1900—1910, insbesondere 


-S. 1862 ff.). Danach bildet das Mutterland mit dem 


überseeischen Frankreich eine Gemeinschaft, die 
auf Gleichheit der Rechte und Pflichten beruht, 
ohne Unterschied der Rasse oder der Religion, mit 
einem gemeinsamen Parlament bei weitgehender- 
Selbständigkeit der einzelnen Teile. Die Bewoh- 
ner der überseeischen Gebiete genießen dieselben 
Rechte wie die Bewohner des Mutterlandes, sind 
in gleicher Weise wie diese französische Bürger 
und wählen ihre Vertreter in die Gesetzgebenden 
Versammlungen. Dem Ausland gegenüber hat die 
Union einheitliche Politik und Diplomatie, einheit- 
liche Armee und gemeinsame strategische Basen. 

Die praktische Anwendung der Grundsätze auf 
die nach Kultur und Entwicklungsstand verschie- 
denen Gebiete wird erst den wirklichen Wert der 
Union zeigen. Bis eine Gemeinschaft gleich- 
berechtigter Teilhaber erreicht sein wird, wie es 
die elastische britische Völkerfamilie darstellt, 
dazu bedarf es seiner Zeit. 
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sind die Afrikabesitzungen, und da stehen die 
nordafrikanischen Länder in ihrer unmittelbaren 
Bedeutung für das Mutterland voran. Hier sieht 
sich Frankreich vor die Aufgabe gestellt, die be- 
stehenden Spannungen auf der Grundlage gegen- 
seitiger Verständigung und vertrauensvollen Zu- 
ee auszugleichen. Das ist um so not- 
 wendiger, als die Festigung der französischen 
Position in diesem Bereich von Wichtigkeit für 
die militärisch-strategische Sicherung Nordafrikas 
in seiner Gesamtheit ist. Im Zusammenhang mit 
' dem Atlantikpakt wurde in Paris das Problem 
Französisch-Nordafrikas als dringlich bezeichnet. 
Gemäß Artikel 6 des Paktes erstreckt sich seine 
Wirksamkeit auch auf die algerischen Departe- 
mente, die staatsrechtlich zum französischen Mut- 
'terland gehören und verwaltungsrechtlich dem 
Innenministerium, nicht dem Kolonialministerium 
unterstehen. Die französischen Absichten gehen 
weiter darauf hinaus, Tunis und Marokko, ferner 
. West- und Zentralafrika in eine regionale nord- 
westafrikanische Sicherheitszone einzubeziehen. 
Bereits jetzt sind Französisch-Nordafrika und 
Französisch-Äquatorialafrika zu einem einheit- 
lichen Militärgebiet zusammengefaßt; die Häfen 
und Flugplätze werden ausgebaut. 

Nach dem Krieg hat Frankreich eine Reihe kon- 
stitutioneller Reformen in seinen nordafrikani- 
schen Territorien vorgenommen. Seine größte Be- 
sitzung, Algerien, erhielt am 27. August 1947 


ein eigenes Statut, das eine Erweiterung der 


Autonomie für die drei algerischen Departements 
darstellt. Auf Grund des Statuts genießen diese 
Departements weitgehende wirtschaftliche und 
finanzielle Selbständigkeit. Wichtigste Neuerung 
ist die „Algerische Versammlung“, die aus zwei 
Kammern besteht. Die eine wird von der europä- 
ischen Bevölkerung, die größtenteils französi- 
schen Ursprungs ist, und einer Anzahl privile- 
gierter Eingeborener gewählt, 
andere ausschließlich die einheimischen Moham- 
medaner vertritt. Ihre Mehrheit hat sich im April 
' 1948 bei den Wahlen zur Zweiten Kammer, der 
Vertretung der Eingeborenen, für die als ge- 
mäßigt geltenden unabhängigen Kandidaten und 
damit für die Zusammenarbeit mit Frankreich 
ausgesprochen. Sie rechnen aber mit weiteren 
politischen und wirtschaftlichen Zugeständnissen. 
General de Gaulle ist für die Errichtung eines 
starken und ungeteilten französischen Regimes, 
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A Wohet der Eenneborenenbeyölkerung 1er in ’ 


während die. 


rein örtlichen ne ‚ein a 


ner bleiben. Wir dürfen nicht in Frag 
stellen, so betonte er in einer grundsätzlichen 
Rede am 19. August 1947, daß Algerien Te 
Domäne ist: en 

„Die Autorität der Republik muß in Algerien unbe 
dingt durchgesetzt werden, und der vom Staat er- 
nannte Generalgouverneur darf nur den französischen 
Behörden verantwortlich sein.‘ 1%, 


In Marokko kam am 5. Juli 1947 eine Verwal 
tungsreform zur Durchführung. Die doppelte ' 
waltung — es bestanden bisher zwei getrennte 
Systeme, ein französisches und ein marokkan 


ho) 


ger — bleibt nach wie vor durch den Genen 
residenten begrenzt, der als Träger der 


med nachdrüdklichst die Zugehörigkeit Marokko: 
zur arabischen Welt betont: ' Ba 


„Marokko ist unzweifelhaft ein arabisches Land. Es ö 
wünscht die Bande zur Arabischen Liga zu verstärken, 
um so mehr, als diese eine Einrichtung geworden ist, 
die eine wichtige Rolle in der Weltpolitik spielt.” 


Auch der eingeborenen Bevölkerung Tunesiens 
wurde eine stärkere Beteiligung an der Regierung. Mi h 
und Verwaltung ihres Landes eingeräumt. Die 
Mitglieder der tunesischen Generalversammlung R 
werden zum erstenmal gewählt. Die Ernennung “ 
eines tunesischen Ministerpräsidenten durch IN \ 
Frankreich, der dem französischen Generalresi- 
denten unmittelbar verantwortlich ist, und von 
fünf Ministern, die wirtschaftliche und soziale Be- 
fugnisse, aber keine politische Machtf'haben, wird 
von den Tunesiern. als unzulänglich betrachtet!. 


1) „The New Statesman and Nation", London, 28. Fe- 
bruar 1948. 
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DIE WELTMAÄCHTE UND IHRE EINFLUSSGEBIETE 


Die starke „Mohammedanische Gewerkschafts- 
föderation“ steht politisch der verbotenen wichtig- 
sten nationalistischen Partei, dem „Destour“, 
nahe, der sofortige Unabhängigkeit will. Die fran- 
zösischen Kolonisten sind gegen weitergehende 
Rechte der eingeborenen Bevölkerung, deren 


_ hauptsächlichste Forderungen folgende Punkte 


umfassen: vollständige Gleichheit der Ämter und 
Verantwortlichkeiten für Tunesier und Franzosen; 


‘ Beschränkung der Aufgaben der französischen 


Verwaltung auf einfache Kontrolle, wie sie auch 
in Frankreich üblich ist; Gemeindewahlen in ganz 
Tunis, allgemeines Wahlrecht nach demokrati- 


schen Grundsätzen und Wahl eines tunesischen 


Vorsitzenden an der Spitze der Gemeinde. Gene- 
ralresident Jean Mons hat die Ziele der französi- 


schen Politik in Tunesien, die einen ausgleichen-. 
den Charakter haben muß, im April 1947 dahin 
zusammengefaßt: 


„Die französische Politik im tunesischen Protektorat 
muß sich in die allgemeine Politik einfügen, welche 
Frankreich in der ganzen Union zu verfolgen gedenkt. 
Das Werk der Franzosen in Tunesien ist unbestreitbar 
groß und wirksam. Seine Aufrechterhaltung und seine 
Kontinuität hängen wie in allen anderen französischen 
UÜberseegebieten ‘von der Festigkeit ab, mit der die 
beiden Hauptprinzipien zur ‘Durchführung gebracht 
werden:-die Anwesenheit Frankreichs und die demo- 
kratische Freiheit." 


In Französisch-West- und Äquatorialafrika 
wurden liberale Grundsätze durch Gesetz der 
Nationalversammlung im August 1947 verwirk- 
licht. „Große Räte“ traten insLeben, in Westafrika 


. mit dem Sitz in Dakar, in Äquatorialafrika in 


Brazzaville. Sie zählen 25 bzw. 35 Mitglieder und 
werden in direkter Wahl auf fünf Jahre gewählt. 
Zu ihren Befugnissen gehören die Verwaltung 


. des Eigentums des Generalgouvernements, der 


Straßenbau, die Festsetzung der Steuersätze und 
die Bestimmung über den Steuereingang. Die Ein- 
geborenenbevölkerung erhält dadurch größere 
Freiheit auf wirtschaftlichem Gebiet, der eine zu- 
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nehmende Mitwirkung am politischen Geschehen 
folgen soll. 

Bei den Reformen auf Madagaskar, der französi- 
schen Kolonie vor der afrikanischen Ostküste, die 
durch den Kanal von Mozambique vom Festland 
getrennt ist — übrigens die viertgrößte Insel der 
Erde —, stehen die Gemeindeverwaltungen der 
Eingeborenen im Vordergrund. Hier wurden nach 
französischen Angaben die Befugnisse der Pro- 
vinzialbehörden durch größere Dezehtralisierung 
erweitert, und diesen Provinzialbehörden wurde 
zudem nahegelegt, sich der wertvollen Hilfe mög- 
lichst zahlreicher Körperschaften zu bedienen, wie 
Gemeindeverwaltungen, Kreisräte und der über- 
lieferten madagassischen Einrichtung der Foko- 
nolona. 

Auc sind Schritte zur Verbesserung der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen der einheimischen 
Bevölkerung, die starken malaiischen Charakter 
hat, unternommen. Bei den Revolten im März 1948 
war der Hauptteil der Bevölkerung nicht beteiligt. 

Von Bedeutung für die Kolonien ist das neue 
Arbeitsrecht der Französischen Union, das ab 
1. Januar 1948 in allen vom französischen Über- 
see-Ministerium abhängigen Gebieten in Kraft 
getreten ist. Der Grundsatz des neuen Gesetzes 
ist die Gleichheit der Arbeitsvergütung bei glei- 
cher Arbeit, gleicher Berufsqualifikation und glei- 
cher Leistung ohne Unterschied der Abstammung, 
des Geschlechts oder des Standes. Wenn auch der 
neue Gesetzestext statt für die einzelnen Terri- 
torien jetzt für die Gesamtheit der überseeischen 
Gebiete gültig ist, bleiben die Einzelheiten seiner 
Durchführung doch den örtlichen Regierungen und 
Parlamenten überlassen. Dieses Gesetz bedeutet 
zweifellos einen Fortschritt. Ebenso sollen die 
sozialen und wirtschaftlichen Angelegenheiten in 
den Kolonialgebieten auf einen gemeinsamen 
Nenner gebracht werden, um der freien Entwick- 
lung der weiten Räume Französisch-Afrikas einen 


soliden Boden zu geben. (Fortsetzung folgt) 
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8. FOLGE 


Die osteuropäische Wirtschaftsrevolution En 
Der Strukturwandel Re 


der Be dietowakischen Wirtschaft nach den Zielen des Fünfjahresplanes 1949 = 19235 | “ 2 


5) 


In Hörlsctzung. unserer Veröffentlichungen über den Wandel der osteuropäischen 

“ Wirtschaft (vgl. Europa-Archiv, Oktober 1948, S.1603—1618 und 1619—1622) bringen wir 

mit dem nachstehenden De eine Übersicht über den tschechoslowakischen Fünf- 
jahresplan. 


Die neue tschechoslowakische Verfassung vom 9.Mai 1948 bestimmt, daß die gesamte hit 
Wirtschaft, insbesondere Erzeugung, Handel und Verkehr, der Lenkung des Staates im ER, 
Rahmen einheitlicher Wirtschaftspläne unterworfen werden soll. 


Der durch Gesetz vom 25. Oktober 1946 beschlossene Zweijahresplan für 1947/1948 
war in erster Linie auf die Wiedererreichung des Vorkriegsstandes abgestellt. Dagegen 
steckt der durch Gesetz vom 27. Oktober 1948 beschlossene Fünfjahresplan, der am 
1. Januar 1949 in Kraft getreten ist, Planziele für die Steigerung der Produktion, die zum 
Teil weit über den Vorkriegsstand hinausgehen. Diese Ziele sind für den westeuropäischen 
Außenhandel von besonderer Wichtigkeit, da die Tschechoslowakei durch den angestreb- 
ten Wandel der Wirtschaftsstruktur bemüht ist, insbesondere den früheren Platz Deutsch- r 
lands auf den ost- und südosteuropäischen Märkten einzunehmen, während sie sich BL, 
andererseits auf dem Gebiete der Verbrauchsgüter von den Weltmärkten zurückzieht. NEE 


Der Fünfjahresplan geht mit einem fünfjährigen Handelsvertrag zwischen der Tschecho- 
slowakei und der Sowjetunion Hand in Hand. Aus dieser Tatsache läßt sich erkennen, ar 
daß sich die tschechoslowakische Wirtschaft in ganz besonderem Maße den Belangen \ fi 

v der Sowjetunion anpassen wird und muß. H.V, RR 


E 


Der Zweijahresplan 1947/48 als Grundlage für den Fünfjahresplan » N 
plant gesteigert werden kann, wenn die gestellten 
Aufgaben nicht in allen Zweigen der nationalen Wirt- 
schaft voll durchgeführt werden. 


Dem Gesetz zum Fünfjahresplan ist eine Denk- 
schrift vorangestellt, die eine vorläufige Bilanz 
der Auswirkungen des Zweijahresplanes zieht. 

Die Regierung faßt die Erfahrungen, die aus 
dem Ablauf des Zweijahresplanes gewonnen wur- 
den, folgendermaßen zusammen!: 


4. Die Erfahrung zeigt, daß die materielle Wohlfahrt 
des Volkes nur einen höheren Stand erreichen kann, 
wenn eine dauerhafte Politik der Planwirtschaft be- 
trieben wird und die fortschreitende Ausmerzung 
„1. In den Hauptzweigen können die Ergebnisse als kapitalistischer Elemente erfolgt.“ 
zufriedenstellend bezeichnet werden. Der Grund, war- 
um der Lebensständard nicht so schnell, wie gehofft, 
verbessert werden konnte, liegt in den ungenügenden 
Ergebnissen von zwei Sektoren, der Landwirtschaft 
und der Bauindustrie, welche durch Kapitalisten und 
Kleinunternehmer geleitet werden. 

2. Nur durch die zufriedenstellende Durchführung 
der der Industrie und dem Verkehrswesen gestellten 
Aufgaben konnten die ungünstigen Auswirkungen des 


Die Denkschrift stellt weiter fest, daß die Er- 
füllung des Zweijahresplanes, der eine Steigerung 
der Produktion gegenüber dem Vorkriegsstand 
um zehn Prozent vorsah, als zufriedenstellend be- 
zeichnet werden kann. 


Inzwischen liegen für verschiedene Industrie- 


Fehlbetrages in der Landwirtschaft und in der Bau- 
industrie verringert werden. 

3. Die vorläufigen Ergebnisse des Zweijahresplanes 
haben gezeigt, daß der Lebensstandard nicht wie ge- 


1) Sbirka zäkon a narizeni, No. 90 vom 2. November 


1948. Närodni shromszdöni Ceskoslovensk6 republiky, 
No. 106, 1948. 
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zweige konkrete Zahlen vor, die einen tatsäch- 


‚lichen Vergleich der Produktion der Planjahre 


1947/1948 mit dem Jahre 1946 und dem Vorkriegs- 
jahre 1937, das als das beste Vorkriegsjahr für die 
Tschechoslowakei bezeichnet werden muß, zu- 
lassen. Diese Zahlen sind in der folgenden Tabelle 
zusammengestellt: 
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Zahlen zur tschechoslowakischen Industrie- 
| produktion 


1937 1946 


Tausend Tonnen 


16668 14136 16216 17746 
18000 19512 22362 23589 
1 836 1116 1 368 13180 
1 680 1 418 1 428 11259 
2 304 1.668 2 280 2425) 
160 . 343,6 447,0 
100% .. 132,4 191,8 
.. x 227,0 260,0 
= 120,0 128,4 
. 126,3. 7 130,9 
8,4 8,9 
— 9,36 14,52 18,00 
3,96 312 444 9,16 
55,68 36,30..7,..99,92 
88,68 59,16 68,16 
27,24 30,24 


Millionen Kilowattstunden 


4116 5 568 6 660 7512 


Millionen Kubikmeter 


135,6 232,8 282,0 312,0 
Millionen Kronen 
N A WSÄNN 1590.) 
Stück 
12 600 3840 9360 16200 
.. uses 193777... 10999 
3 960 3000 RP AR | 
.. .. 5579 


9 098 


en Monthly Bulletin of Statistics, Statistical Office of 
the United Nations, Vol. III, Nos. 1 — 2, ea —_ Dt 1949, 


Ernteergebnisse 


Der Mißernte 1947 folgte 1948 eine mittlere 
, die besser ausgefallen ist, als dies sonst 
. nach Dürrejahren der Fall zu sein pflegt. Im 
Jahre 1947 verlief das Säen ziemlich normal, nur 
'Korn und Gerste blieben in der Anbaufläche um 
‚etwa 10 Prozent zurück. Dagegen waren infolge 
‚der ‘Trockenheit die Ausfälle in den Ernteergeb- 
nissen katastrophal. 

Im Jahre 1947 mußte der Ausfall in Weizen 


 »  liarden Kronen wettgemackht werden; die Kar- 
toffelnot führte zur Einstellung der Spirituosen- 
erzeugung und ebenfalls zu umfangreichen Im- 
porten. Die Zuckerrübenmißernte bewirkte gleich- 
falls eine empfindliche Lücke im Ausfuhrerlös. 
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32,04 


durch Einfuhren im Werte von mehr als 6 Mil- 


gemeinen N Anbauflächen g 


 Fettmangel machte indessen in letzter Stunde 
doch wieder eine Erweiterung des Anbaues von 
Olpflanzen ratsam. Auch Hafer wurde mehr an- 


gebaut, als der Plan vorsah, dagegen blieben 


Gerste, Kartoffeln (um 8'/s Prozent) und Zucker- 


rüben hinter dem reduzierten Plan zurück. 


f) 


Vergleich zu den 


Ernteergebnisse 1947/1948 im 
Planzielen 


; 1947 1948 


tat- tat- 
- Fruchtart Plan | sächl. Plan | sächl. 
\ Ernte Ernte | in % 
1000 Tonnen 1000 Tonnen 


98,3 


Weizen . 1475 854 579 1440 1345 
Roggen . 1278 999 781 1173 1082 92,2 
Gerste 1056 674 63,8 1085 888 81,9 
Hafer (mit 
Gerste gem.) 935 794 84,9 1017 984 96,3 
Kartoffeln . 9144 4678 51,2 8002 6546 81,8 
Zucerrüben 4719 2407 51 4719 4394 93,1 
Quelle: Neue Zürcher Zeitung vom ?. Januar 1949. 


Im Jahre 1948 sind nur Gerste und Kartoffeln 
namhaft hinter dem geplanten Ziel zurückge- 
blieben. 

Sehr empfindlich hat die Dürre des Jahres 1947 
den Viehbestand getroffen, der ohnedies nach 
den Kriegsjahren erholungsbedürftig gewesen 
wäre. Verglichen mit dem Stand am 1. Januar 1947 
ergibt der Stand vom 31. Juli 1948 eine wesent- 
liche Verringerung, und von den allzu hohen Zif- 
fern des Planes für Ende des Jahres 1948 wird 
keine erreicht werden können. Die Planziffern 
sind nun reduziert worden; sie werden mit dem 
gesenkten Niveau in den Fünfjahresplan aufge- 
nommen. 4,2 Millionen Stück Großvieh (davon 
2,2 Millionen Milchkühe), 3:8 Millionen Schweine, 
hiervon 0,45 Millionen Zuchtsäue, sowie 12 Mil- 
lionen Hühner sind das Ziel für 1949. Das Schwer- 
gewicht wird zunächst auf die Schweinezucht ge- 
legt, um vor allem der Fettnot zu begegnen. Auf 
den Staatsgütern und genossenschaftlichen Grund- 


. 


stücken werden Mastanstalten errichtet, und die 


Gewerkschaften sind ermächtigt worden, am Rande 


ihrer Industriesiedlungen Schweinemast zu be- 
treiben, wobei die Abfälle der Haushalte syste- 
matisch erfaßt werden sollen. Es soll auch darauf 
geachtet werden, die größeren Bauern, die bis- 
her Pferde als Zugtiere vorzogen, zur Rindvieh- 
zucht zu bekehren, um für die Volksernährung 
einen besseren Ertrag zu erzielen. 


EBEN. / 20. April 1949 


ie A U Me von a 


a 2 a a a Fan = 7 2.5 


Arena. Zieyer 


In einer Rede vor der zentralen Planungskom- 
mission befaßte sich Ministerpräsident Gottwald 
am 10. Oktober 1947 mit der Vorbereitung des 
Fünfjahresplanes. Er erklärte!: 


„Wir müssen die Struktur der tschechoslowakischen 
Wirtschaft, die im wesentlichen in der österreichish- 


ungarischen Zeit entstand und den Anforderungen 
jener Zeit entsprach, verändern und sie den neuen 

wirtschaftlichen und politischen Bedingungen unserer 
heutigen Zeit anpassen. Das bedeutet, daß wir die 


.  tschechoslowakische Industrie von jenen Zweigen, in 


denen es vor dem Kriege möglich war, auf den Welt- 
märkten auf der Grundlage von Hungerlöhnen zu 
konkurrieren (wie es zum Beispiel in der Handschuh- 
industrie, der Spielzeugindustrie und teilweise auch 
in der Glas- und Textilindustrie der Fall war), auf 


solche Industriezweige umorientieren, für welche be- 


sonders günstige Voraussetzungen bestehen, die es 
‚ermöglichen, daß sich deren Erzeugnisse auf den aus- 
ländischen Märkten bezahlt machen, wie zum Beispiel 
in der Metallindustrie, besonders in der Maschinen- 
industrie, und in der chemischen Industrie. Es ist not- 
wendig, einen Teil der Keramik- und der Glasindu- 
strie ... auf die Produktion technischer Bedarfsgüter 
umzuorientieren. Mit‘ dieser strukturellen Verände- 


. zung verliert allerdings die Textilindustrie ihren ersten 


- fernerhin dadurch, daß wir uns voll mit . 


Platz in unserem Produktionssystem ... 

Wir müssen uns versichern, daß der Aufschwung 
unserer Industrie ständig bleibt. Das werden wir da- 
durch erreichen, daß sich die Entwicklung unserer 
Volkswirtschaft ihrem Auf- und Umbau entsprechend 
in höchstem Maße von den unvermeidlichen Schwan- 
kungen der kapitalistischen Welt unabhängig macht; 


wjetischen Planwirtschaft und der Planwirtschaft- ‘der 
anderen Volksdemokratien verbinden. Auch dieser 
Standpunkt führt uns also. zur gleichen Schlußfolge- 


„rung, zur Notwendigkeit eines geplanten Auf- und Um- 


baues und der damit zusammenhängenden Umorien- 
tierung unseres Außenhandels in bezug auf Warenart 


und Länder, mit denen wir vornehmlich Handel trei-- 


ben wollen. Es wird erforderlich sein, daß wir am Ende 
des Fünfjahresplanes in die Länder, die plan-ökono- 
misch verfahren, mindestens für fünfzehn Milliarden 
Kronen jährlich exportieren... 

Die bemerkenswerte En widing unserer Volks- 
wirtschaft entspringt nicht nur unseren inneren Bedürf- 
nissen, sondern die ganze Welt erwartet auch eine 


solche Entwicklung von uns. Einstweilen ist Deutsch- 


land aus der Konkurrenz auf den internationalen Märk- 
ten, besonders in der Maschinenerzeugung und der 
Chemie, ausgefallen; unser Fünfjahresplan sollte es 
uns ermöglichen, daß wir noch mehr als bisher dessen 


*) Vgl. International Labour Review, Vol.LIX, Nr. 1, 
Januar 1949, S. 63—79. 

1) Vgl. Dokumente der Gegenwart „Für Frieden und 
Wohlstand“: Die 'tschechoslowakischen Wirtschafts- 
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Tabelle zu entnehmen: 


..der 'so-_ 


Platz einnehmen. Eine solche Entwicklung liegt a au 
im Interesse der Bedürfnisse unserer Verbündeten, der TR 
Staaten Mittel- und Osteuropas, die eine Planwir Be 
schaft Br = 


Der Fünfjahresplan sieht im allgemeinen. eine 
Entwicklung der verstaatlichten Industrien? und 
eine Berstärkte Mechanisierung der‘ Landw t 


an a 


50%). in Aussicht, 


Wirtschaftliche Ziele 


Die Einzelziele, die in Übereinstimmung : 
den Voranschlägen des Fünfjahresplanes bis 
erreicht werden sollen, sind aus nachsteh n 


Allgemeine Voranschläge des Fünfjahrespla e: 


Ind 


1948 | 1953 für 1 
(1948 — 


Milliarden Kronen 


Nationaleinkommen 210 310 148 
Produktion: ua 
Industrie 288 454 Ta2e 
Investitionsgüter r ER in 
Verbrauchsgüter AL ne 150 
Land- und Forstwirtschaft 94 108 115% 

- Bauindustrie 200) 46 230 
Arbeitskräfte: Tausend Fi 
Industrie } 113621616 118 
Land- und Forstwirtschaft 2207.0221183 96 

Ständige Arbeiter in der 

Landwirtschaft . 210 245 117 
Verkehrswesen 323 343 106 
Bauindustrie 210 315 150 


1000 Kronen. 


a je Kopf: 


Industlis ST 280 132 
Land- und Forstwirtschaft 43 51 120 
Bauindustrie 95 146 153 
Verkehrswesen EA RR EN 56 130 
Verbrauch je Kopf. . . .. 5 135 


(1) Der Plan für 1948 sieht die Zahl von 29,2 Milliarden Kronen. 
vor; 20 Milliarden Kronen sind eine annähernde Schätzung der 
tatsächlichen Ergebnisse, | 
Quelle: International Labour Review, 

Januar 1949. 


Vol. LIX, No. 1, 


pläne. Berlin, Allgemeiner Deutscher Verlag GmbH. 
1948, S. 117—126. 
2) Vgl. Europa-Archiv 7/1949, S. 2035—2039. 
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WIRTSCHAFTSPROBLEME DER NACHKRIEGSZEIT | A LE 


Investitionspolitik 


‘Die Investitionen für die Fünfjahresperiode sol- 
len 336,2 Milliarden Kronen erreichen. Davon 
sollen 28,6 Milliarden Kronen sozialen Zwecken 
dienen. Diese Investitionen entsprechen etwa 


.250%/o des Volkseinkommens der Tschechoslowakei. 


Anlage der Investitionen 1948 bis 1953 
(Milliarden Kronen) 


RC pro- 
Wirtschaftsgebiet Bau Ba re| 1° | zentualer 
} Zwecke | gesamt Anteil 


Industrie: 0 ..%...7.446 873 131,9 39,2 
Landwirtshaft . . 118 15,0 26,8 8,0 
Bauindustrie . . ..07 3,9 4,6 1,4 
Transportwesen . . 23,1 29,8 52,9 15,7 
‘Handel und Hotel- 
gewerbe . . . . 19 31 5,0 1.9 
Wohnungsbau . . . 39,3 .. 39,3 11,7 


. Sozial-, Gesundheits- 


und Kulturwesen . 14,4 14,2 28,6 8,5 
Offentl. Verwaltung 41,1 6,0 47,1 14,0 


insgesamt 176,9 159,3 336,2 100,0 


Quelle: International Labour Review, Vol. LIX, No. 1, 
Januar 1949. 


Arbeitskräfte 


Der Fünfjahresplan sieht eine Erhöhung der 
Zahl der Arbeitskräfte um 5,6 Prozent und ihre 
wirksamere Verteilung vor. In der Industrie sollen 
254000 Arbeiter mehr beschäftigt werden (über 
zwei Drittel dieser Zahl sollen in der Metallindu- 
strie und im Maschinenbau eingesetzt werden), 
in der Landwirtschaft 35000, in der Forstwirt- 
schaft 11000, im Bauwesen 105000, im Ver- 
kehrswesen 20000 und auf den Gebieten der 
sozialen Wohlfahrt, des Gesundheitswesens, der 
Erziehung und Kultur 42000. Insgesamt sollen 
während des Fünfjahresplanes 482 000 Arbeits- 
kräfte mehr beschäftigt werden. Andererseits ist 
jedoch auf verschiedenen Gebieten eine Verringe- 
rung der Zahl der Arbeitskräfte vorgesehen. So 
beispielsweise in der öffentlichen Verwaltung, im 
Handel und im Bank- und Versicherungswesen. 
Hier sollen 111 000 Arbeitskräfte eingespart wer- 
den. Besonders bemerkenswert ist, daß auch die 
in der Landwirtschaft beschäftigten Personen um 
94 000 vermindert werden sollen. Diese Einspa- 
rungen sind von den 482 000 mehr zu beschäfti- 
genden Arbeitskräften abzusetzen, so daß sich 


eine Nettovermehrung der Arbeitskräfte um ins- 


gesamt 277 000 ergibt. Dieses Ziel ist von beson- 
derer Bedeutung, da die Tschechoslowakei durch 
die Ausweisung der Sudetendeutschen einen nicht 
unbeträchtlichen Teil ihres Potentials an Ar- 
beitskräften verloren hat. 
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Steigerung der Arbeitsleistung 


Eine rein zahlenmäßige Steigerung wird jedoch 
nicht genügen, um die Ziele des Planes zu er- 
reichen. Es wird dazu noch eine Steigerung der 
Arbeitsleistung in einem Ausmaß notwendig sein, 
welches in dem Plan mit 32 Prozent für die ver- 
arbeitende Industrie, mit 53 Prozent für die Bau- 
industrie, mit 20 Prozent für die Landwirtschaft 
und mit 30 Prozent für das Transportwesen VeT- 


‚anschlagt wird. Die Vereinigten Gewerkschafts- 


organisationen und ihre Gliederungen sollen in 
Zusammenarbeit mit den Leitungen der Unter- 
nehmungen und anderen öffentlichen Institutionen 
für eine weitere Steigerung der Arbeitsleistung 
verantwortlich sein. 


Industrie 


Der Umfang der Produktion soll während der 
Fünfjahresperiode um 57 Prozent gesteigert wer- 
den und die Produktion der besten Vorkriegsjahre 
1929 und 1937 um rund 60 Prozent übersteigen. 


Produktionsziele im Jahre 1953 


Gesamtwert 
(Millionen 
Kronen) 


Index 


‘ Industrie (1948—=100) . 


Bergbau 17 769 135 
Energie 14 072 152 
Metall . 46 375 149 
Maschinen 92 270 193 
Chemie a RN 33088 162 
GAS ar N De 4 590 112 
Baumaterial und Töpferei . 12115, = 159 
Papier. u RS Eh 9880 | 141 
:Hlolz N, ur ee 1122920 126 
Textilien und Bekleidung . 77 430 168 
Häute und Gummi . 6 21793 | 143 
Druckereigewerbe, Schall- 

platten, Kinematographie . 5241 136 
Zuckerraffinerie ea (19:0) 117 
Destillation... a ee 5 626 106 
Brauerei und Mälzerei . . . 9 596 168 
Getreidemühlen . . ... 4 730 130 
Nahrungsmittel 61 811 179 
Tabak- und Salzmonopole . 12 853 94 


Quelle: International Labour Review, Vol. LIX, No. 1, 
Januar 1949, 


Die Erzeugung je Kopf soll um rund 80 Prozent ge- 
steigert werden, wobei die Anteile der geplanten 
Steigerung -in den verschiedenen Industriezwei- 
gen beträchtliche Unterschiede aufweisen. 
Gemäß den Voranschlägen des Planes soll der 
Gesamtwert der Maschinenindustrieproduktion 
von 47,8 Milliarden Kronen im Jahre 1948 auf 92,3 
Milliarden Kronen im Jahre 1953 gesteigert wer- 
den; die Produktion schwerer Maschinen soll fast 


. verdreifacht werden. Die Produktion der chemi- 


schen Industrie soll im Jahre 1953 den Wert von 
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Die osteuropäische Wirtschaftsrevolution 


35,1 Milliarden Kronen gegenüber 21,7 Milliar- 
den Kronen im Jahre 1948 und die der Metall- 
industrie 46,4 Milliarden Kronen gegenüber 31,2 
Milliarden Kronen im Jahre 1948 erreichen. Diese 
in tschechischen Kronen ausgedrückten Produk- 
tionssteigerungen beruhen auf sogenannten Plan- 
preisen, das sind die Preise, die am 1. Januar 1948 
in Kraft waren. Es ist daher besonders schwierig, 
echte Vergleiche zu ziehen. Die ‚Festsetzung der 
Planpreise durch die tschechoslowakische Regie- 
rung erfolgte mit der Begründung, es sollten die 
Folgen einer Abwertung der Währung von vorn- 
herein ausgeschaltet werden. 

Der veranschlagte Fortschritt der Produktion in 
den verschiedenen Wirtschaftszweigen ist in der 
‚Tabelle auf Seite 2062 veranschaulicht. 


Landwirtschaft 


Während des Ablaufs des Fünf jahresplanes soll 
die landwirtschaftliche Erzeugung um 37 Prozent 
gegenüber 1948 gesteigert werden. Es soll eine 
wesentliche Umschichtung vom Getreideanbau, 
dessen Erzeugung nur um 11 Prozent gesteigert 
werden soll und damit nicht den Vorkriegsstand 
überschreiten wird, zur Viehhaltung hin erfolgen, 
bei der eine Steigerung um 86 Prozent erreicht 
werden soll. Mit der Erzielung dieses Plansolls 
würde der Vorkriegsstand weit überschritten wer- 
den. Die verschiedenen Getreidesorten sollen im 
Jahre 1953 nur 52 Prozent der gesamten agrari- 


> 


She Erzeugung desLandes gegenüber 65 Prozent. 


im Jahre 1948 ausmachen, während der Anteil 
tierischer Erzeugnisse sich von 35 auf 48 Prozent 
erhöhen soll. Insbesondere soll die gesteigerte 
Erzeugung von Futtermitteln eine Erhöhung des 
Viehbestandes ermöglichen. Eine mögliche Ein- 
fuhr von Futtermitteln wird ebenfalls in Erwä- 
gung gezogen. Darüber hinaus sieht der Plan 
einen gesteigerten Ertrag je Landeinheit als Er- 
gebnis der Mechanisierung, der Auswahl besse- 


ren Saatgutes, besserer Pflanzen sowie erhöhten - 


Gebrauchs von Düngemitteln vor. 
Der Unterschied in der Arbeitsleistung in der 
Industrie und in der Landwirtschaft soll verklei- 


nert werden, um den Unterschied im Lebensstan- 


dard zwischen Stadt und Land zu beseitigen. 
Sehr große Bedeutung wird der Errichtung land- 


wirtschaftlicher Maschinenstationen beigemessen, 


die dem Staate oder Genossenschaften gehören. 
Im Jahre 1946 waren 11800 Traktoren in der 
Landwirtschaft im Gebrauch, das ist ein Traktor 
auf 602 Hektar landwirtschaftlich genutztes Land 
oder auf 470 Hektar Ackerland. Am Ende des Jah- 
res 1948 soll ihre Zahl auf 22000 und am Ende 
der Fünfjahresperiode auf 45 000 erhöht werden, 
gleichbedeutend mit einem Traktor auf 172 Hekt- 
ar landwirtschaftlich genutztes Land oder auf 
125 Hektar Ackerland. ; 

Die Zahlen für die landwirtschaftliche Erzeu- 
gung im Jahre 1953 zeigt die folgende Tabelle: 


Geplante Zunahme der landwirtschaftlichen Erzeugung (verglichen mit der des Jahres 1948) 


®  Aussaatfläche 


1948 1953 ee 
er @l- 
Fruchtart 1936/37 az 
(Planzahlen) EN 
1000 Hektar Gerng 
Weizen . . . 819,6 816,6 795 ER 
Roggen . . . 950,7 698,0 560 — 20 
Gerste YA) 616,3 685° at 
Haren 9417 07747.6 587,9 615 a) 
Mais . . 129,8 123,1 125 A 
Hülsenfrüchte sn | 45,6 92 + 14 
Kartoffeln . . 725,8 604,0 640 a) 
Zuckerrüben . 180,8 186,1 190 12 
Olsaaten . . 439 80,0 77 4 
Gras usw... ur 661: 68 +8 
Futtermittel 3300,0 3514 + 6 
Hopiena. R 8,9 9 a], 
Quelle: 


Ernte 


Prozent der 
Steigerung 
oder Ver- 

—| minderung 

der gesamten 

Ernte 


Zentner je Hektar 1000 Tonnen 


17,6 19,6 1440,8 1558 ER NS, 
16,8 17,8 1172,7 1000 — 15 
17.6 18,5 1084,8 1266 7. 
17,3 18,5 1017,7 1137 +12 
22,5 24,0 277,6 300 SS) 
‚12,2 12,5 59,3 65 +18 
124,4 152,4 8001,8 9755 E22 
253,6 291,6 4719,2 5540 el 
6,0 8,9 48,0 68,6 + 43 
12,3 1759 81,0 119 + 4 
ER Ar 5954,0 12803 ll 
15,0 17,0 6,7 7,6 tl 


Dokumente der Gegenwart: Die tschehhoslowakischen Wirtschaftspläne. Berlin, Allgemeiner Deutscher Verlag 


GmbH., 1948, und: International Labour Review, Vol. LIX, No. 1, Januar 1949. 


Bauindustrie 
Die Arbeiten, die von der Bauindustrie durch- 
zuführen sind, sollen im Jahre 1953 einen Wert 
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von 46 Milliarden Kronen darstellen (130 Prozent 
der Zahl des Jahres 1948). Der Gesamtwert der 
Arbeit, die während der Fünfjahresperiode ge- 
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- Kronen veranschlagt; von diesen sollen 135 Mil- 
 liarden Kronen auf Neubauten entfallen, die sich 
"wie folgt verteilen (in Milliarden Kronen): Indu- 
'strie und Handwerk 44,6; Landwirtschaft 11,8; 
Bauindustrie 0,7; Verkehr 23,1; Handel und Hotel- 
"gewerbe 1,9; neue Wohnungen 39,3; Gesundheits-, 
 Sozial- und Kultureinrichtungen 14,4; öffentliche 
Arbeiten 41,1. 
Verkehr 


Der Plan sieht eine beträchtliche ns 
aller Teile des Transportwesens vor. So soll der 
. Güterverkehr eine Steigerung von 39 Prozent er- 
} fahren, um insgesamt im Jahre 1953 auf der Eisen- 
bahn 17 000 Millionen Tonnenkilometer und auf 
der Straße 441 Millionen Tonnenkilometer zu er- 
reichen. Die Steigerung bei der Binnenschiffahrt 


en 

Soziale Ziele 
Der Plan unterscheidet zwischen „sozialem Ver- 
brauch“ und „Privatverbrauch“, die beide direkt 


- zit der tschechischen Außenhandelsbilanz um 
1,285 Milliarden auf 68 Millionen Kronen zu 
' senken. Nach den Angaben des staatlichen stati- 
 stischen Amtes erreichte 1948 die Einfuhr 37,716 
4 (im Vorjahr 28,635) Milliarden Kronen, die Aus- 
a fuhr 37,648 (28,609) Milliarden Kronen. 


Der tschechische Außenhandel im Jahre 1948 
Millionen Kronen (verglichen mit 1947) 


"Schweiz... . .1784 (2216) 1789 (2925) + 5(+ 710) 


Niederlande 2035 (1663) 2415 (2457) + 380 (+ 794) 
Osterreich 898 (507) 1539 (1007) + 640 (+ 500) 
- Schweden . 1996 (2001) 1486 (2086) — 510(+ 85) 
Groß- 
 britannien . 3816 (3358) 1358 (1840) —2458 (—1517) 
Vereinigte 
Staaten . 1820 (2916) 1168 (1250) — 652 (—1665) 
Italien 896 (1152) 1166 (1246) + 270 (+ 94) 
Frankreich . 931 (1000) 1023 (878) + 92 (— 122) 
Belgien 1157 (1328) 806 (1817) — 351 (+ 489) 
Ägypten . . 1053 (840) 425 (359) — 628 (— 480) 
Quelle: Neue Zürcher Zeitung vom 3. Februar 1949. 


. Besonders bemerkenswert ist dabei der Auf- 
schwung des Handels mit der Sowjetunion und 
den osteuropäischen Staaten. Der Handel mit den 
bisherigen Lieferländern für Rohstoffe, Maschi- 
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en werden soll, wird mit 176,9 Milliarden 


. Verbrauch je Kopf eine  durchschnittliche. ‚Steige- 


ll 70 Prozent und im Lufttransport 120 Prozent 


% Im Laufe des Jahres 1948 gelang es, das Defi- 


die Verbesserung in den. Lebe 
widerspiegeln. Als Ganzes genommen. soll 


rung um 35 Prozent erfahren, vorausgesetzt, daß 
die Ziele, die für die Produk fon gesetzt sind, eT- 


reicht werden. 


Ausgaben für die Sozialversicherung 


Ausgaben f. 
"die Periode | Index der 
von 1949 |Ausgabeni. 
bis 1953 | Jahre 1953 
(Milliarden |(1948=100) 
Kronen) | 


Gebiete 


Familienunterstützung 19,67 dr 
Mutterschaftsfürsorge 5,33 240 
Heiratsunterstützung . 3,00 300 - 
Krankheitsfürsorge in bar . 16,00 138 
‚Freie Heilbehandlung 40,60 221 
Pensionen undInvalidenrenten 85,10 194 
Andere Fürsorge in bar . 3,25 200 
(Ausgaben für Bestattung usw.) 
Bauprogramm für Sozial- 
versicherungseinrichtungen ; 2,20 


Quelle: International Labour Review, 


Vol. LIX, No. dh, 
Januar 1949. t Ne 


Die Ostorientierung des tschechischen Außenhandels 


nen und andere industrielle Erzeugnisse im 


Westen ist dagegen stark zusammengeschrumpft. 


Gleichzeitig ist die Verschuldung der Tschecho- 


‚slowakei in harter Währung gewachsen. 


Der Rückgang im Geschäftsumfang des tschecho- 
slowakisch-schweizerischen Handels ist eine 
Folge der Schweizer Bestrebungen, die Einfuhr 
auf der Höhe der tschechischen Bezüge zu halten. 
Der tschechische Exportüberschuß gegenüber 
Schweden wandelte sich in ein Defizit, als Schwe- 
den unter dem Druck der Dollarknappheit nur 
noch in begrenztem Rahmen Güter aus der 
Tschechoslowakei zuließ. Aus ähnlichen Gründen 
wuchs die Verschuldung gegenüber Großbritan- 
nien, zu der noch die Forderungen aus dem Kom- 
pensationsabkommen für britische Interessen in 
verstaatlichten Industrien kommen. Ganz eindeu- 
tig ist die Zurückhaltung der Vereinigten Staaten 
in der Erteilung von Ein- und Ausfuhrbewilligun- 
gen. Die Tschechoslowakei bezog 1948 von dort 
um rund 11 Milliarden Kronen weniger Waren. 
Trotzdem stieg das Defizit der beiden letzten 
Jahre auf über 23 Milliarden Kronen. 


Ein ganz anderes Bild zeigt demgegenüber der 
Handel mit den Oststaaten für das Jahr 1948: 
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MillionenKronen (verglichen mit 1947) 


Sowjetunion . 5888 (1777) 6006 (1445) + 118. (— 332) 
Polen . 2024 (689) 2643 (478) + 619 (— 211) 
Jugoslawien . 2394 (1355) 2609 (1772) + 215 (+ 417) 
Rumänien . 1471 (245) 1189 (393) —282 (+ 148) 
Ungarn . 1037 (571) 1111 (801) +. 74(+ 230) 
en 594 (892) 776 (632) + 182 (— 260) 


Qu N eu Zürcher use vom 3. Februar 1949. 


Der Anteil dieser sechs Staaten. an der tschechi- 


‚schen Gesamteinfuhr belief sich 1938 auf 35 Pro- 


zent und der ‚Anteil‘ an der Gesamtausfuhr auf 


: etwa 38 Prozent gegenüber etwa jeweils 20 Pro- 
. zent im Jahre 1947. Dabei zeigt — wie die Neue 
Zürcher Zeitung bemerkt — diese Statistik nur 
den unmittelbaren Verkehr mit der Sowjetunion, 
j > ‚nicht: auch die Einfuhr und Ausfuhr für Rechnung 


. der Sowjetunion aus anderen Ländern, wie zum 
_ Beispiel der Sowjetzonen Deutschlands und Öster- 


'  reichs und ‚gewisse 2 a ar aus 
un Südosteuropa. BR 


Als entwicklungsfähig ‚wird db der Han 


= delsverkehr mit Mittel- und Südamerika beurteilt. 


Mit Hilfe ausländischer Kredite und mit Unter- 
stützung der Sowjetunion, die versprochen hat, 
‘Gold und Kredite in harter Währung zur Ver- 
 fügung zu stellen, hofft die Tschechoslowakei die 
Einfuhr von Rohstoffen im laufenden Jahr sicher- 


' stellen zu. können. Eine wichtige Rolle spielt in 


diesem Zusammenhang die weitgehende staat- 
"liche Kontrolle des Außenhandels (vergleiche in 


. diesem Zusammenhang auch unseren Beitrag über n 
_ die staatliche Kontrolle des Außenhandels in der. 


sowjetischen Besatzungszone Deutschlands, Eu- 
ropa-Archiv 4/1949, S. 1917—1922). Die Monopol- 
gesellschaft für ‘den Außenhandel der Schwer- 
"industrie, die KOVO, AG. für den Handel mit 


Maschinenindustrie- und Metallprodukten und 


Rohstoffen, in Prag, welche die Skodaorganisation 
„Omnipol“ als eine ihrer Unterabteilungen über- 
nommen hat, wird 25 Prozent des gesamten 
Außenhandels vermitteln. Wie der Außenhandels- 


minister Gregor ankündigte, soll der Nationali- 


sierung des gesamten Außenhandels bald auch 
die Ausschließung der Agenten der ausländischen 


Lieferanten folgen. 
An der Ausfuhr des Jahres 1948 waren in erster 


"Linie die Maschinenindustrie mit 7137 Millionen 


Kronen und an zweiter Stelle Hüttenerzeugnisse 
mit 6622 Millionen Kronen beteiligt. Darauf folg- 
ten Textilwaren mit 5244 Millionen. Auf die 
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zent aut etwa 14 Prozent gesunken. 


Schon jetzt zeigt sich sehr deutlich, daß ul Bus: 
Sowjetunion, die vor dem Kriege im tschechischen 
Außenhandel nur eine untergeordnete Rolle 
spielte, sowohl in der Einfuhr als auch in der Aus 
fuhr an die erste Stelle gerückt ist, Als der Außen- 
handelsminister Gregor nach seiner Rückkehr aus 
Moskau über den Abschluß des sowjetis 
tschechoslowakischen Handelsvertrages beri 
tete, hob er hervor, daß die Ostorientierung- des 
tschechischen Außenhandels erst dann ihre vollen 


trete. Die Sowjetunion habe das Verdienst 
Fenster zugemacht zu haben, durch das die \ 
schaftskrise aus dem Westen in die Tsch 
slowakei hätte eindringen können, 


Die infolge der Mißernte von 1947 notwe 
gewordene Einfuhr großer Mengen‘ ‘von Lebe 
mitteln und die Notwendigkeit, diese mit In« 
strieerzeugnissen zu bezahlen, hatten 1947 
haben auch noch in der ersten Hälfte 1948 
übliche Bild des tschechischen Außenhandels st: 
gestört. Auch im Jahre 1949 werden die Lebe: 
mittellieferungen noch immer 40 Prozent der r 
sischen Einfuhr in die Tschechoslowakei a 
machen (gegenüber 62 Prozent 1948). Nun 
durch eigene Produktion und Einfuhr aus N 
dollarländern die Einfuhr von Lebensmitteln au! 
der Sowjetunion stark vermindert werden, daı ' 
die Einfuhr von Rohstoffen, die für 1949 a etwa 


Für die ersten Jahre des neuen a 
wird damit gerechnet, daß die Tschechoslowakei “ 
Waren für 9 bis 10 Milliarden Kronen in die So- 
wjetunion ausführen kann. Davon sollen. etwa Se 
70 Prozent aus Erzeugnissen der Leichtindustrie Fo 
bestehen (gegenüber 49 Prozent 1948). Der Anteil 
der Schwerindustrie an der Ausfuhr nach der So- 
wjetunion soll wertmäßig etwas erhöht werden, 
wird aber anteilmäßig von 41 auf 25 BIOL Se 
samteinfuhr zurückgehen. 


Solange aber doch noch mehr als die Hälfte des 
tschechoslowakischen Außenhandels dem Westen 
zugewendet ist, wird sich das angestrebte Ziel 
einer völligen Unabhängigkeit gegenüber dem 
Westen nicht verwirklichen lassen. H.V./H.R. 


2065 


h 
Ä 
\ 


Die Reparationsleistungen 
der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 


(Fortsetzung und Schluß) 


‚Die Höhe der in der ersten Zeit auf dem Wege 
der Einzelkontributionen erfolgten Entnahmen 


‚entzieht sich jeder Erfassung. Doch liegt für das 
' Finanzjahr 1946/47 eine ziemlich zuverlässige Be- 


rechnung vor, die die gesamten finanziellen Lei- 
stungen an die Besatzungsmacht mit 7,503 Mil- 


liarden Reichsmark beziffert; das waren rund 


68°%/o der Gesamtsumme der öffentlichen Aus- 
(gaben in Höhe von 10,715 Milliarden Reichsmark. 


. Etwas größereKlarheit besteht, seitdem die finan- 
ziellen Leistungen an die Besatzungsmacht auf. 


zentral geregeltem Wege erfolgen, d. h. durch 
Abführungen aus den Länderetats 
an die Deutsche Zentrale Finanzverwaltung der 


| sowjetischen Besatzungszone (jetzt: Hauptver- 


waltung Finanzen der Deutschen Wirtschaftskom- 
mission) in Berlin. Bekannt ist die Höhe dieser 
Abführungen für die Finanzjahre 1947/48 und 


'1948/49; sie betrugen: 


' für das Finanzjahr 1947/48 . . . . 5,2 Mrd. RM 
‚für das Finanzjahr 1948/49 (Plansoll). 42 „ u 
Die außerordentliche Höhe dieser Abführungen 
(sie machten im Finanzjahr 1947/48 etwa zwei 
Drittel aller Steuereinnahmen aus) ist nur erklär- 
bar durch das völlig einmalige Finanzsystem der 


sowjetischen Besatzungszone, das in einer ganz 


außergewöhnlichen Weise auf die Erträgnisse 
einer einzelnen Verbrauchssteuer, nämlich der 
Spiritussteuer, aufgebaut ist, die im Finanzjahr 


. 1947/48 mit fast 40°/o an den gesamten Steuer- 


einnahmen der Besatzungszone beteiligt war. 
Voraussetzung dieser hohen Einnahmen war die 
vor der Währungsreform reichlich vorhandene 
freie Kaufkraft, die mangels legal zu erwerbender 
Waren großenteils in den Schnapskonsum floß. 
Seit der Währungsreform hat sich die Lage je- 
doch wesentlich verändert. Es wurden deshalb im 


letzten Vierteljahr 1948 weitere ähnliche Maß- 


nahmen ergriffen, so zZ. B. im Oktober 1948 auf 
Grund eines SMA-Befehls Bereitstellung von 
Rohstoffen zur Herstellung ansehnlicher Mengen 
von Starkbier und Zigaretten, die zu stark über- 
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höhten Preisen verkauft werden. In noch wesent- 
lich größerem Stile begann der freie Verkauf be- 
wirtschafteter Waren zu sehr hohen Preisen im 
November und Dezember 1948 durch die Eröff- 
nung einer großen Zahl von „Freien Läden" und 
„Freien Gaststätten”, die sich im Besitz einer von 
der Deutschen Wirtschaftskommission geschaffe- 
nen Handelsorganisation befinden. Der aus diesen 
Verkäufen erwachsende Gewinn, der nach offi- 
ziellen Angaben in den Zonenhaushalt fließt, kann 
mit etwa 85 bis 90% des Verkaufspreises ver- 
anschlagt werden. Da ein Teil der Kartoffelernte 
der Zone für die Spirituserzeugung und ein Teil 
der sonstigen laufenden Produktion für den Ver- 
kauf zu erhöhten Preisen verwendet wird, ist auf 
diesen Wegen die laufende Produktion der so- 
wjetischen Besatzungszone in einer ziemlich kom- 


plizierten Weise mit der finanziellen Basis des 


gesamten Repärationssystems verbunden. 


Es ist der Öffentlichkeit nicht bekanntgewor- 
den, ob die gesamten an die Zentralfinanzverwal- 
tung abgeführten Beträge bzw. welche Teile von 
ihnen an die Besatzungsmacht gehen. Alle Wahr- 
scheinlichkeit spricht jedoch dafür, daß, wenn 
überhaupt, nur ein sehr kleiner Teil dieser gewal- 
tigen Summen für deutsche Zwecke verwendet 


; wird. Der Haushalt der Deutschen Wirtschafts- 


kommission, der ihr angeschlossenen Hauptver- 
waltungen und der außerhalb stehenden deut- 
schen Zentralverwaltungen (Inneres, Justiz, Ge- 
sundheitswesen, Volksbildung) sieht für das 
Etatjahr 1948/49 ohne die beiden Verkehrsver- 
waltungen Ausgaben in Höhe von 335 Millionen 
Mark vor, von denen durch eigene Einnahmen 
dieser Verwaltungen (Gebühren usw.) rund 93Mil- 
lionen gedeckt werden sollen. Die Reichsbahn 
und das Post- und Fernmeldewesen sollen da- 
gegen nach diesem Etat einen Einnahmeüberschuß 
in Höhe von 655 Millionen Mark erbringen. Das 
bedeutet also, daß nach Deckung aller Ausgaben 
der deutschen zentralen Verwaltungen aus den 
Überschüssen der Verkehrsbetriebe immer noch 
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‚ein Überschuß von über 400 Millionen Mark ver- 
bleiben soll. Da über die Verwendung dieses 
Überschusses keinerlei Nachweis vorgenommen 
wird, ist anzunehmen, daß nicht nur die gesamten 
an die Zentrale Finanzverwaltung gehenden Ab- 
führungen, sondern auch dieser noch verblei- 
bende Überschuß in die Kassen der Besatzungs- 
macht fließen. 

In der Gesamtsumme der Abführungen sind die- 
jenigen Summen eingeschlossen, die von den Län- 
dern für die Bezahlung der Reparationslieferun- 
gen im engeren Sinne aufzuwenden sind. Mit den 
genannten Summen sind aber die tatsächlichen 
finanziellen Leistungen der Zone für die Besat- 
zungsmacht bzw. im Interesse der Besatzungs- 
macht keineswegs erschöpft. 

In den Etats der Länder, Kreise und Gemeinden 
erscheinen darüber hinaus offen oder versteckt 
eine Anzahl von Posten, die den Charakter von 
Besatzungskosten oder indirekten Reparationen 
tragen. Von der Bedeutung der Subventionen an 
Bergbau- und Industriebetriebe wird noch in an- 
derem Zusammenhang die Rede sein. 

Die Verwendung der gewaltigen finan- 
ziellen Mittel, die der Besatzungsmacht auf den 
genannten Wegen zufließen, erfolgte bzw. erfolgt 

- vor allem für die folgenden Zwecke: 

1. Bezahlung der deutschen Sach- und Dienstleistungen 
für die Rote Armee und ihre Untergliederungen. 

2. Bezahlung der sonstigen Kosten der Besatzungs- 
armee. Dabei handelt es sich insbesondere um die 
in den ersten Jahren zum Teil recht erhebliche Be- 
soldung vor allem der Offiziere, denen dadurch die 
Möglichkeit zum Kauf deutscher Waren gegebsr 

“wurde. 

3. Bezahlung der Aufkäufe der sowjetischen Handels- 
gesellschaften, soweit diese die Mittel dafür nicht 
aus eigenen (Schwarzmarkt-) Geschäften gewannen. 

4. Bezahlung derjenigen Ausfuhrgüter, die nicht durch 
Importe kompensiert werden und deren Devisen- 
‘ertrag der Sowjetunion zufließt, an den Produzenten 
in der sowjetischen Besatzungszone in deutschem 
Geld. 

O; Finanzierung der „Sowjetischen Aktiengesellschaf- 
ten“, d. h. der in sowjetischen Besitz übergegange- 
nen Groß- und Riesenbetriebe der Industrie und des 
Bergbaus (etwa 130 Betriebe mit über 300 000 Be- 
schäftigten). 

6. Finanzierung des von der Sowjetischen Aktien- 
gesellschaft „Wismut' betriebenen sowjetischen 
Uranbergbaus im Sächsischen Erzgebirge. Dieser 


verursacht zweifellos sehr hohe Ausgaben, da 
gegenwärtig schätzungsweise mindestens 60.000 bis 
70.000 Personen beschäftigt sind, die zum Teil hohe 
Geldlöhne beziehen, während nach Meinung der 
meisten Sachverständigen der tatsächliche Ertrag 
des Bergbaus verhältnismäßig gering ist. ” 


7. Finanzierung anderer Unternehmungen im sowjeti- 


schen Interesse, z. B. der technischen Konstruktions- 


und Entwicklungsbüros, in denen deutsche Wissen- 


schaftler, Ingenieure und Chemiker mit Forshungs- Ba: 
und Entwicklungsarbeiten für die Sowjetunion ba REN: 


schäftigt werden. 


8. Erwerb deutscher wirtschaftlicher Unternehmungen 
(Industrie-, Handels- und Verkehrsbetriebe) außer- 


halb des Umkreises der Sowjetischen Aktiengesell- Be: 
schaften. So hat z. B. die Derunapht (Deutsch-Russi- 


sche Naphtha-AG.) einen erheblichen Teil des Tank- 


stellennetzes der Zone in ihren Besitz gebracht, nd 


die Derutra (Deutsch-Russische Transport-AG.) ist SR 


zum größten Transportunternehmen der Zone aus- 
gebaut worden. Da derartige sowjetische Ankäufe 


der Öffentlichkeit gegenüber möglichst geheimgehal- ; 


ten werden, ist für diese Kategorien sowjetischen 


Eigentumserwerbs eine zahlenmäßige Feststellung N 


des Umfanges nicht möglich. 


stücken sowie von Gold, Silber und Wertsachen der 


verschiedensten Art, besonders von Edelmetallen. i 


'9. Finanzierung des Ankaufs von Häusern ul Grund- Von We 


Die‘hierfür aufgewendeten Geldsummen sind offen- 4 2 en 


bar sehr beträchtlich gewesen; doch ist der reale 


Wert der Ankäufe kaum feststellbar, da für diese 
oft weit überhöhte Schwarzmarktpreise gezahlt 


wurden. Es erscheint nicht ausgeschlossen, daß min- Ri 


destens ein Teil der auf diese Weise gewonnenen 
Edelmetallmenge zur Beschaffung von Devisen, d. h. 


also zur Verstärkung der weltwirtschaftlichen Zah- 
lungskraft der Sowjetunion verwendet worden ist 


- oder verwendet werden soll. 


Wir kommen zu dem Ergebnis, daß auch außer- : 


halb der Entnahmen aus der laufenden Produk- Ben 


tion die finanziellen Kontributionen der sowjeti- 
schen Besatzungszone an die Besatzungsmacht auf EN 


den genannten Wegen zum Teil in Sachgüter und 
Sachvermögenswerte umgewandelt worden sind. 
Insbesondere die mit solchen Mitteln erworbenen 
wirtschaftlichen Unternehmungen, 


ergebnisse, ferner die an die Sowjetunion gelie- 
ferten Uranmengen bedeuten Werte erheblichen 
Ausmaßes, die zu der Gesamtsumme der deut- 
schen Reparationen an die Sowjetunion, wenn 
man von den Sachwerten ausgeht, unbedingt hin- 
zugerechnet werden müssen. 


Die Verrechnung der Reparationsleistungen 


Auf der Moskauer Konferenz hatte der sowjeti- 


sche Außenminister Molotow eine Abrechnung 
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der deutschen Reparationsleistungen „bis zur letz- 
ten Kopeke“ in Aussicht gestellt. Bisher ist jedoch 
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die Grund- 58 
stücke und Wertgegenstände, die Forschungs- AN 


es sind sa keinerlei Anguben darüber an 
‚worden, nach welchen Grundsätzen die Verrech- 
nung erfolgen soll. Dabei sind vor allem die fol- 
am beiden Fragen wesentlich: 


a daraus, daß bei der einen offen- 
| bar die Absicht besteht, die in den ersten Monaten 
ıch Kriegsende erfolgten industriellen Demon- 
g : nicht anzurechnen, sondern als „Kriegs- 
“zu betrachten, obwohl sie zu einem erheb- 


C ungen der sowjetischen UDO ZNe 


ine "Versuch einer Bewertung gemacht worden 
ein, während bei den BON HSleHteN Bette: 


[ Irücelich zugesagt worden war, die anzu- 
tz :nden Werte von der EN an die Länder: 


gen zurück, die von den Länderregie- 
= rungen selbst vorgenommen wurden. 


"heute Dal ualleken Politik eines starren Preis- 
. stops nach dem Stande von Ende 1944. Durch diese 
Methode sollen ganz offensichtlich die bisherigen 
Sachleistungen der sowjetischen Besatzungszone 
für eine etwaige spätere Verrechnung wertmäßig 
möglichst niedrig gehalten werden. Das von der 
Besatzungsmacht befohlene Preisniveau ist jedoch 


2068 


A welcher Höhe werden die Lieferungen 


kosten aus einer g ir 

angestiegen sind und die meisten Reparations- 

betriebe daher mit diesen Preisen ihre Kosten 
nicht decken können. Preiserhöhungen sind bis- 
her nur selten genehmigt worden; selbst in diesen 

Fällen aber werden die Reparationslieferungen 

nicht nach dem genehmigten höheren Preise, son- 

dern nur nach dem Stopppreis angerechnet, wäh- 
rend die Differenz von den Länderregierungen ge- 
tragen werden muß. 

Für die Deckung der entstehranen 
Verluste bei den Reparationsbetrieben sind 
zwei Wege beschritten worden: 2 
a) Schwarzmarktverkäufe eines Teiles der Braten 

zu überhöhten Preisen — ein Weg, der nicht nur 

von Privatbetrieben, sondern in erheblichem Um- 

fange auch von Volkseigenen Betrieben und sogar 

von Sowjetischen Aktiengesellschaften beschritten 
' worden ist; 

b) Subventionen der Saalichen Hand aus den Länder- 
etats, deren Höhe und Bedeutung in den letzten 
Jahren rasch anstieg. Für das Finanzjahr 1948/49 
beläuft sich die Summe der insgesamt in den Länder- 
etats vorgesehenen Subventionen auf fast 1 Mil- 
liarde Mark. Entsprechend dem hohen Anteil, den 
die Reparationslieferungen an der Gesamtproduk- 
tion haben, dient der überwiegende Teil dieser 

a Summen zur Verbilligung von Gütern, die der Be- 
satzungsmacht zufließen. Es müßten also etwa 65 
bis 70° des gesamten Subventionsbetrages dem 
bisher angerechneten Werte der Beau 
rungen zugeschlagen werden. 

Eine besondere Rolle ‚spielen dabei die et 
tionen für die Sowjetischen Aktiengesellschaften; 
denn nachweislich muß trotz des sowjetischen 
Eigentums mindestens ein Teil der Defizite der 
Sowjetischen Aktiengesellschaften, die entspre- 
chend der Größe dieser Betriebe zum Teil sehr 
hoch sind, aus deutschen Landesmitteln getragen 
werden. Besonders wichtig sind diese Subven- 
tionen an Sowjetische Aktiengesellschaften offen- 
bar im Lande Sachsen-Anhalt. Hier waren die 
sowjetischen Betriebe an den tatsächlich gezahl- 
ten Subventionen beteiligt: | y‘ N 


im Jahre 1946 mit 7,75 Mill. RM = 38,3% 


im ersten Halbjahr 1947 . „ 3474 „ u = 425% 

im Juli/August 19497 °.. „1497 u u =689% 

der insgesamt gezahlten Subventionen. \ 
Diese Zahlen — neuere sind leider nicht be- 


kannt — zeigen deutlich sowohl das rasche An- 


steigen der Höhe der Subventionen überhaupt als 
auch den noch wesentlich rascher steigenden An- 
teil der sowjetischen Betriebe. 

In der Öffentlichkeit besteht bisher eine weit- 


gehende Unklarheit über das Verhältnis zwischen 


\ 
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em und sei i zusätzlich zu en sonst be- 


3 Beides ist in dieser Form, nicht ganz richtig. Ein- 
mal geht nicht die gesamte Produktion der Sowje- 
tischen Aktiengesellschaften an ‚die Besatzungs- 
macht. So wird z. B. ohne Zweifel der über- 
wiegende Teil der im Leunawerk erzeugten Stick- 


‚der ‚sowjetischen "Besatzungszone zugeführt. Die 
Bi deutsche Wirtschaft erhält einen Teil der Buna- 
EN ‚produktion des Werkes Zschopau und der Treib- 
stofferzeugung der fast restlos sowjetisierten gro- 
a Ben Treibstoffwerke der Zone, ferner maschinelle 
kr ‚Anlagen aus dem Magdeburger Krupp- -Gruson- 
Y Werk und. manches andere mehr. Soweit die 
Sowjetischen Aktiengesellschaften . Gründstoffe 
erzeugen, Z. B. Kohle und Energie, werden diese 
ebenfalls auch deutschen Betrieben zur Verfügung 
‚ R gestellt, allerdings ganz überwiegend zur Ver- 
Bl ‚wendung im Interesse der Besatzungsmacht. Die 
Fertigerzeugnisse ‚der Sowjetischen Aktiengesell- 
schaften dagegen ‚gehen allerdings ohne Zweifel 
ganz überwiegend in die Sowjetunion oder auf 
nl ‚sowjetische Rechnung in den Export. Es ist bis 
heute nicht völlig klargestellt, ob und in welchem 
Umfange. diese Lieferungen als Reparationsliefe- 
rungen angerechnet werden. Zum Teil ist es offen- 
‚bar der Fall; denn in dem oben erwähnten Re- 


Be dere Posten Kraftfahrzeuge und Autoersatzteile 
4 der 'Eisenacher BMW-Werke, eines SAG-Betrie- 
bes, desgleichen Kalisalze, Schreib- und Rechen- 
maschinen und verschiedene andere Warengat- 

iR ; tungen, die in _ Thüringen ganz überwiegend in 
Be Sowjetischen Aktiefgesellschaften erzeugt wer- 
den. Ebenso sicher dürfte es aber sein, daß keines- 
wegs die gesamten im sowjetischen Interesse er- 
ni folgenden Lieferungen der Sowjetischen Aktien- 
gesellschaften tatsächlich als Reparationen ver- 

_ wendet werden. Es sprichtz.B. einige Wahrschein- 


g 


Zusammenfassend können wir feststellen, daß 
bei einer Gesamtaufstellung der Sachleistungen 
der sowjetischen Besatzungszone an die Besat- 
zungsmacht folgende Kategorien berücksichtigt 
werden müssen: 
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"kannten Reparationslieferungen hinzuzurechnen. 


stoffdüngemittel ‘der deutschen Landwirtschaft 


Krk Auc in den Fällen, in denen das Esportge hät 


parationsplan für Thüringen erscheinen als beson-_ 


Zusammenfassung der Sachleistungen der sowjetischen Besatzungszone 


stehen auf folgenden Wegen: 


1. Beim Export von Erzeugnissen, die von sowje 
Handelsgesellschaften oder anderen sowjet 
Stellen in der. sowjetischen Besatzungszone 
kauft wurden, besteht eine Differenz zwische: 
an den deutschen Produzenten gezahlten Stop 
und dem Auslandspreis. 


aber über die Verwaltung für Auhouka 
SMA läuft, erhält der deutsche Lieferant 
Regel lediglich den Stopppreis, während 
renz den Sowjets zufließt. 


3. Beim Export von Reparationsgütern wird ae 
schen Reparationskonto ebenfalls nur der Stop 
gutgeschrieben, so daß die Differenz gegenübe 
‚höheren Auslandspreis eine zusätzliche Ge 
ee für die a bedeutet. 


über die sowjetischen Handelsgesellschaften Er 
eingerechnet werden müßten), so läßt sich doch 
mit absoluter Bestimmtheit sagen, daß die Werte Iy \ 
des von der SMA möglichst eng begrenzten Im- 
portes der Zone erheblich niedriger waren als d 


muß. 


1 7 > 


1. die als Reparationen bezeichneten Lieferungen aus 
der laufenden Produktion bzw. aus Lagerbestän- 
den}; Y 

2. die Sachlieferungen und Dienstiarusden an die 
Rote Armee, ihre Untergliederungen und Handels- 
gesellschaften!; 
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WIRTSCHAFTSPROBLEME DER NACHKRIEGSZEIT 


3. die" von den sowjetischen Handelsgesellschaften 
zum Zwecke des Weiterverkaufs bzw. der Liefe- 
rung nach der Sowjetunion aufgekauften Waren!; 

4. derjenige Teil der Produktion der Sowjetischen 
Aktiengesellschaften, der nach der Sowjetunion ge- 
liefert oder auf sowjetische Rechnung exportiert 
wurde, ohne als Reparationslieferung verrechnet 
zu werden; 

5. die in sowjetische Kassen fließenden Differenz- 
gewinne beim Export von Erzeugnissen aus der 
sowjetischen Besatzungszone (nach der Währungs- 
reform zum Teil auch bei Lieferungen in die West- 
zonen); \ 

6. der Wert der demontierten Bergbau-, Industrie- 

und Verkehrsanlagen einschließlich der im Zuge 
der Demontage abtransportierten Vorräte an Roh- 
und Hilfsstoffen, Halb- und Fertigfabrikaten; 


"7. der Wert der als Sowjetische Aktiengesellschaften 


in sowjetischen Besitz übergegangenen Bergbau- 
und Industrieanlagen; 
8. der Wert der auf anderen Wegen in sowjetisches 
Eigentum übernommenen oder von sowjetischen 
' Stellen unter Hingabe deutschen Bargeldes ange- 
kauften wirtschaftlichen Betriebe; 
9. die sonstigen durch Kauf gegen Bargeld in sowje- 
tisches Eigentum übergegangenen Vermögenswerte 
j (Grundstücke, Gebäude, Juwelen, Edelmetalle); 


Kan 10. diejenigen von den Sowjets nach Kriegsende be- 


schlagnahmten bzw. requirierten Vermögenswerte, 
die nach allgemein anerkannten völkerrechtlichen 
Grundsätzen nicht als Kriegsbeute gelten können, 


insbesondere: 

a) Kulturgüter, vor allem Museums- und Bücherei- 
bestände; 

b) beschlagnahmtes Privateigentum (Mobiliar, 
Wertgegenstände); 


c) Viehbestände; 
d) der in den Banken beschlagnahmte Wertpapier- 
‚besitz, soweit dieser für die Sowjets einen 
echten wirtschaftlichen Wert darstellt (Beach- 
tung verdienen in diesem Zusammenhang be- 
sonders die sehr großen Wertpapierbestände in 
den Depots der geschlossenen Berliner Banken, 
über deren Schicksal bisher noch nichts bekannt- 
geworden ist); 
11. der Wert der Patente, Fabrikationsverfahren usw., 
die von der Sowjetunion in der sowjetischen Be- 
‚satzungszone übernommen wurden; 


‚12. der Wert der Forschungsergebnisse, die in den 


sowjetischen Entwicklungs- 
büros der 
wurden; 
13. der Wert der Arbeitsleistungen deutscher Arbeits- 
kräfte im Uranerzbergbau; 
14. der Wert der Arbeitsleistungen deutscher Arbeits- 
kräfte bei anderen Aufgaben, die ganz oder teil- 


und Konstruktions- 
sowjetischen Besatzungszone erzielt 


‚sitz übergegangenen Bergbau- 


weise sowjetischen Zwecken dienen (z,B. Ka- 
sernenbau, Bau militärischer Ehrenmäler, Ausbau 
der mecklenburgischen Häfen, Anlage von Befesti- 
gungen). ei ' 


Diese Aufstellung ist auf die Sachwerte und den 
Wert deutscher Dienstleistungen abgestellt; die 
Geldleistungen der sowjetischen Besatzungszone 
gehören deshalb nicht hinein. Allerdings ist wahr- 
scheinlich ein gewisser Teil dieser Geldleistungen 
auch noch für andere, in der Aufstellung nicht ent- 
haltene Zwecke verwendet worden, z.B. solche 
politischer und kulturpolitischer Natur. 


Es erscheint vorläufig völlig unmöglich, den 
Wert dieser sämtlichen deutschen Sachleistungen 
zahlenmäßig festzulegen, und für einen Teil von 
ihnen wird es wahrscheinlich überhaupt nicht mehr 
möglich sein, weil in der ersten Zeit nach Kriegs- 
ende darüber Aufzeichnungen nicht gemacht wor- 
den sind. Für die unter Punkt 1 bis 3 genannten 
Leistungen konnten wir im vorstehenden für die 
Jahre 1946 bis 1948 wenigstens ungefähre Grö- 
ßBenordnungen in Höhe von 8 bis 9 Milliarden 
Mark festlegen, allerdings noch ohne Berücksich- 
tigung der Differenz zwischen Produktionskosten 
und Stopppreis. Der Wert der in sowjetischen Be- 
und Industrie- 
anlagen wird von Sachverständigen auf 3 bis 
4 Milliarden Mark geschätzt. Der Wert der demon- 


tierten Bergbau-, Industrie- und Verkehrsanlagen 


dürfte noch wesentlich höher liegen, da allein die 
Zahl der ganz oder zum Teil demontierten In- 
dustriebetriebe sicherlich 2500 übersteigt. Der 
Wert der von der Sowjetunion entnommenen 
Kunstwerke — allein die Dresdener Galerie ver- 
lor eine große Zahl von Bildern allerersten Ran- 
ges — und Bibliotheksbestände dürfte mehrere 
100 Millionen Mark ausmachen. 


Es kann danach keinem Zweifel unterliegen, 
daß bei einer den Tatsachen entsprechenden Be- 
wertung — vor allem bei einer den völkerrecht- 


lichen Grundsätzen entsprechenden Begrenzung 


des Begriffes „Kriegsbeute“ — mit den bisherigen 
Leistungen der sowjetischen Besatzungszone der 
überwiegende Teil der sowjetischen Reparations- 
forderung von 10 Milliarden Dollar erfüllt wor- 
den ist. 


—————————— op] 


1) Bei den unter 1 bis 3 genannten Kategorien müßte 
die Verrechnung nach den wirklichen Produktions- 
kosten erfolgen, nicht nach den viel zu niedrigen Stopp- 
preisen. Mindestens aber müßte derjenige Teil der 
tatsächlich gezahlten Subventionen hinzugerechnet 
werden, der dem Anteil der Reparationslieferungen an 
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der gesamten Industrieproduktion der Zone entspricht. 
Auch dann wäre die Bewertung noch zu niedrig, da, 
wie schon gesagt, ein Teil der Differenz zwischen 
Kosten und Stopppreis durch Schwarzmarktverkäufe 
gedeckt wurde. 
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20. APRIL 1949 


Der Wortlaut des Atlantikpaktes 


in englischer und deutscher Sprache * 
Preamble 
The parties to this treaty reaffirm their faith in the 
purposes and principles of the Charter of the United 
Nations and their desire to live in peace with all peop- 
les and all governments. 2 


Präambel 
Die vertragschließenden Staaten bestätigen ihren 
Glauben an die Ziele und Prinzipien der Charta der 
Vereinten Nationen und ihren Wunsch, mit allen Völ- 
kern und mit allen Regierungen in Frieden zu leben. 


DOKUMENTATION 


3. FOLGE. 


They are determined to safequard. the freedom, 
common heritage and civilization of their peoples, 
founded on the principles of democracy, individual 
liberty and the rule of law. 

They seek to promote stability and OL Be in 
the North Atlantic area. 

They are resolved to unite their efforts for Völlechiye 
defense for the preservation of peace and security. 


' They, therefore, agree to this North Atlantic treaty. 


Article 1 

The parties undertake, as set forth in the Charter 
of the United Nations, to settle any international dis- 
putes in which they may be involved by peaceful 
means in süch a manner that international peace and 
security and justice are not endangered, and to re- 
frain in their international relations from the threat 
or use of force in any manner inconsistent Be the 
purposes of the United Nations. - 


Article 2 
The parties will contribute toward the further devel- 


- opment of peaceful and friendly international relations 


= 
a 


by strengthening their free institutions, by bringing 
about a better understanding of the principles upon 


"which these institutions are founded, and by promoting 


conditions of stability and well-being. They will seek 
to eliminate conflict in fheir international economic 
policies and will encourage economic collaboration 
between any or all of them. 


® 


Article 3 
In order more effectively to achieve the objectives 
of this treaty, the parties, separateiy and jointly, by 
means of continuous ‚and effective self-help and 
mutual aid, will maintain and develop their individual 
and collective capacity to resist armed attack. 


Article 4 
The parties will consult together whenever, in the 
opinion of any of them, the territorial integrity, poli- 
tical independence or security of any of the parties 
is threatened. 


m 
Quelle: „The New York Times“ vom 19. März 1949. Über- 
setzung des Europa-Arcivs. 
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Sie sind entschlossen, die Freiheit, das gemeinsame 


Kulturerbe ihrer Völker, gegründet auf die Prinzipien 
der Demokratie, auf die Freiheit des einzelnen und die 
Grundsätze des Rechts, sicherzustellen. 


Sie sind bestrebt, die Stabilität und Wohlfahrt a 


nordatlantischen Gebiet zu fördern. 
Sie sind entschlossen, ihre Bemühungen um eine ge- 


meinsame Verteidigung und um die Erhaltung von 


Frieden und Sicherheit zu vereinigen. | 
Daher sind sie übereingekommen, 
atlantikpakt zu schließen. 


Artikel 1 

Die VertracschlieBenden Staaten ‚verpflichten ‚sich, 
gemäß den Bestimmungen der Charta der Vereinten 
Nationen jeden internationalen Streitfall, an dem sie 
beteiligt sein mögen, durch friedliche Mittel in der 
Weise zu regeln, daß Frieden, Sicherheit und Gerec- 
tigkeit unter den Völkern nicht gefährdet werden, und 
sich in ihren internationalen Beziehungen jeglicher 


diesen Nord- 


Drohung oder Gewaltanwendung zu enthalten, die in 


irgendeiner Weise mit den Zielen der Vereinten Natio- 
nen nicht vereinbar ist. 


Artikel 2 
Durch Stärkung ihrer freien Institutionen, Herbei- 


führung eines besseren Verständnisses für die diesen» 


Institutionen zugrunde liegenden Prinzipien und durch Hi 


Förderung der Voraussetzungen für Stabilität und 
Wohlfahrt werden die vertragschließenden Staaten zu 
einer weiteren Entwicklung friedlicher und freund- 
schaftlicher internationaler Beziehungen beitragen. Sie 
werden bestrebt sein, Konflikte in ihrer internatio- 
nalen Wirtschaftspolitik zu beseitigen, und werden 
die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen einzelnen 
oder allen Vertragsstaaten fördern. 


Artikel 3 
Um die Ziele dieses Vertrages nachhaltiger zu ver- 
wirklichen, werden die vertragschließenden Staaten 
einzeln und gemeinsam durch ständige, wirksame 
Selbsthilfe und gegenseitige Unterstützung die Kraft 
des einzelnen Staates und der Gesamtheit der Staaten, 
einem bewaffneten Angriff Widerstand zu leisten, auf- 
rechterhalten und entwickeln. 
Artikel 4 
Die vertragschließenden Staaten werden in Beratun- 
gen miteinander eintreten, wenn nach der Meinung 
eines von ihnen die Unversehrtheit des Gebietes, die 
politische Unabhängigkeit oder die Sicherheit irgend- 
eines der vertragschließenden Staaten beroht ist. 


Artikel 5 
Die vertragschließenden Staaten sind darüber einig, 
daß ein bewaffneter Angriff gegen einen oder mehrere 
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N 


u Nee \ 


B 


Akticle 5 nn RER 

; The Barkles agree that an armed attack against one 
” ‚or more of them in Europe or North America shall be’ 
considered an attack against them all; and conse- 
 quently they agree that, if such an armed attack occurs, 
each of them, in exercise of the right of individual or 
‚collective self-defense recognized by Article 51 of the 
X harter of the United Nations, will assist the party 
or parties so attacked by taking forthwith, individually 
and in concert with the other parties, such action as 
it deems necessary, including the use of armed force, 
to restore and maintain the security of the North At- 
Iantic ‚area. 


Mykt a such armed attack and all measures taken as 

‚a result thereof shall immediately be reported to the 
Security Council. Such measures shall be terminated 
when the Security Council has taken the measures 
necessary to restore and maintain internätional peace 


Article 6 


or more of the parties is deemed to include an armed 
N attack on the territory of any of the parties in Europe 

or North America, on the Algerian Departments of 
. France, on the occupation forces of any party in Eu- 
5 .Tope, on the islands under the jurisdiction of any party 
"in the North Atlantic area north of the Tropic of Can- 
cer or on the vessels or aircraft in this area of any 
of the Suse 


‚Article 7 

' This treaty does not affect, and shall not be inter- 
_ preted as affecting, in any way the rights and obliga- 
. tions under the Charter of the parties which are mem- 
 bers of the United Nations, or the primary responsibi- 
lity of the Security Council for the maintenance of 
‚ international peace and security. 


Article 8 ; 
Each party declares that none of the international 
engagements now in force between it and any other 
of the parties or any third state is in conflict with the 
provisions of this treaty, and undertakes not to enter 
into any IEETESHONDL engagement in conflict with 
this treaty. 


Article 9 

The parties hereby establish a council, on which 
each of them shall be represented, to consider matters 
concerning the implementation of this treaty. The 
council shall be so organized as to be able to meet 
promptly at any time. The council shall set up such 
subsidiary bodies as may be necessary; in particular, 
. it shall establish immediately a defense committee 
which shall recommend measures for the implementa- 

tion of Articles 3 and 5. 


vo 
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bewaffneten Angriffs jeder von ihnen in Aı sü 


f ‚For the purpose of Article 5 an armed En onone 


dessen kommen Sie überein, daß im 


in Artikel 51 der Charta der Vereinten Nationen aner- 
kannten Rechts zur persönlichen oder gemeinsamen 
Selbstverteidigung den Vertragsstaat oder die Ver- 
tragsstaaten, die. angegriffen werden, unterstützen 
wird, indem jeder von ihnen für sich und im Zusam- 
menwirken mit den anderen Vertragsstaaten diejeni- 
gen Maßnahmen unter Einschluß der Verwendung be- 
waffneter Kräfte ergreift, die er für notwendig erachtet, 
um die Sicherheit des nordatlantischen Gebietes wie- 
derherzustellen und aufrechtzuerhalten. 

Jeder ‚derartige bewaffnete Angriff und alle als dessen 
Ergebnis ergriffenen Maßnahmen sollen dem Sicher- 
heitsrat unverzüglich gemeldet werden. Diese Maß- 
nahmen sind zu beenden, sobald der Sicherheitsrat die 
zur Wiederherstellung und Aufrechterhaltung des Völ- 
kerfriedens und der internationalen Sicherheit not- 
wendigen Maßnahmen getroffen hat: Ver 


Artikel 6 Na rardh 3 
Als ein bewaffneter Angriff auf einen oder mehrere 
der vertragschließenden Staaten im Sinne des Artikels5 _ 
eilt ein bewaffneter Angriff auf das Gebiet irgendeines 
dieser Staaten in Europa oder Nordamerika, auf die 
algerischen Departements Frankreichs, auf die Be- 
satzungen, die irgendein Vertragsstaat in Europa 
unterhält, auf die der Gebietshoheit eines Vertrags- 
staates unterliegenden Inseln im nordatlantischen Ge- 
biet nördlich des Wendekreises des Krebses oder auf 
die Schiffe und Flugzeuge irgendeines Vertragsstaates hi 


innerhalb dieses Gebietes. 


. Artikel 7 Ares 

Dieser Vertrag berührt in keiner Weise die sih aus 
der Charta ergebenden Rechte und Verpflichtungen. der 
Vertragsstaaten, die Mitglieder der Vereinten Natio- 
nen sind, oder die in erster Linie bestehende Verant- 
wortlichkeit des Sicherheitsrates für die Aufrechterhal- 
tung von Frieden und Sicherheit unter den Völkern. Er 
darf auch nicht dahin ausgelegt werden, daß er in 
irgendeiner Weise solche Rechte, Verbindlichkeiten 
und Verantwortlichkeiten berühre. 

„. Artikel 8 

Jeder vertragschließende Staat erklärt hiermit, daß 
keine von den internationalen Verbindlichkeiten, die 
zur Zeit zwischen ihm und einem anderen Vertragsstaat 
oder irgendeinem dritten Staat in Kraft sind, in Wider- 
spruch zu den Bestimmungen dieses Vertrages steht, 
und verpflichtet sich, auch in Zukunuft in keine inter- 
nationale Verbindlichkeit einzutreten, die im Wider- 
spruch zu dem Vertrag steht. 

Artikel 9 ; 

Die vertragschließenden Staaten errichten hiermit 
einen Rat, in dem jeder von ihnen vertreten sein wird, 
zu dem Zwecke der Erörterung von Gegenständen, 
welche die Ausführung dieses Vertrages betreffen. Die 
Organisation des Rates wird so gestaltet werden, daß 
er in der Lage ist, jederzeit unverzüglich zusammen- ® 
zutreten. Soweit notwendig, wird der Rat Hilfsorgane 
ins Leben rufen, insbesondere wird er sofort einen 
Verteidigungsausschuß zur Empfehlung von Maßnah- 
men für die Ausführung der Artikel 3 und 5 errichten. 


{ 
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fthe North Atlantic area to necedk to this treaty. 
. Any state so invited may become a party to the treaty 
er depositing its instrument of accession with the 
government of the United States of. America. The 
government of the United States of America will in- 


instrument of accession. if rar 
7 } ‚7 


INrY; u en 


B.‘ eat 
. "This treaty te 


respective constitutional processes. The instruments 
of ratification shall be deposited as soon as possible 
with the government of the United States of America, 
which will notify all the other signatories of each 
 deposit. "The treaty shall enter into force between the 
RN ' states which have ratified it as soon as the. ratifica- 


 Tatifications of Belgium, Canada, France, Luxembourg, 
the Netherlands, the United Kingdom and the United 
States, have been deposited and shall come into effect 
with respect to other states on the date of the deposit 
pet their ratifications. 


A 

FR - Article 12 
After the treaty has been in force for ten years, or 
n at any time thereafter, the parties shall, if any of them 
‚so requests, consult together for the purpose of review- 
ing the treaty, having regard for the factors then af- 
fecting peace ‚and security in the North Atlantic area, 
including the development of universal as well as 
‚regional arrangements under the Charter of the United 
‚Nations for the A, of international peace 
and ee ' 


“‘ 
vr 

e 
v 


ea) 


Article 13 
After the treaty has ‘been in force for twenty years, 
any party may cease to be a party one year after its 


notice of denunciation has been given to the gov-- 


ernment of the United States of America, which will 
inform the governments of the other parties of the 
deposit of each notice of Fun 


- Article 14 
This en of which the English and French texts 
‚ are equally authentic, shall be deposited in the 
. archives of the government of the United States of 
America. Duly certified copies thereof will be trans- 
mitted by that government to the govarnments of the 
> other ‚signatories. e 


1} 


Ki 


In witness whereof, the undersigned plenipotentiaries 
have signed this treaty. 


Done at Washington, the fourth day of April, 1949. 
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RAR 


anderen a Staat, der in der re 


form each of the parties of the deposit of each ‚such 
e ratified and its provisions car- 


ü ried out by the elle: in accordance with their 


tions of the majority of the signatories, including the 


und a an Abkommen zur 


. Die a Staaten ae 
‚eines einstimmig getroffenen UÜbereinkommer 


Weise Eee Staat kann durch Niederles 
seiner Beitrittserklärung bei der ‚Regierung der-Ve 
einigten Staaten von Amerika ein Partner dieses vi 
nn we Die Iennd der Vereinigten Sta 


Staaten gemäß dem für sie Gellenden verf: ungs 
mäßigen Verfahren ratifiziert und a den 


burgs, der Niederlande, > 
und der Vereinigten Staaten — niedergelegt 
bezug auf andere Staaten tritt er an dem Ta 
Niederlegung ihrer Ratifizierungsurkunden in .Kı 


Artikel 12 \ 

Nach zehnjähriger Gültigkeitsdauer des Ve 
und zu jedem späteren Zeitpunkt werden die ° 
schließenden Staaten auf das Verlangen eine 
ihnen miteinander in eine Beratung über die A 


beriksichtigen, die alsdann von Einfluß. auf ‚Aön 
den und die Sicherheit im nordatlantischen Gebie 
werden, unter Einschluß der Entwicklung all 


ner Kündigung ERDE der Regierung der Verl 
ten Staaten von Amerika, die den Regierungen der 
anderen vertragschließenden Staaten die Neo u BY 
ae Kündigungserklärung mitteilen wird. 


Artikel 14 2 one 

Dieser Vertrag, dessen englischer und dessen fran- 
zösischer Wortlaut in gleicher Weise maßgebend sind, 
wird in den Archiven der Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika niedergelegt werden. Amtlich 
beglaubigte. Abschriften dieser Urkunden werden von 
dieser Regierung den Regierungen der anderen Unter- 
zeichner übermittelt werden. = 


Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten Be- Her 
vollmächtigten diesen Vertrag unterzeichnet. RR 


Gegeben in Washington, am vierten April 1949. 
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BL Die Außenminister der Vereinigten Staaten von 
' Amerika, des Vereinigten Königreichs und Frankreichs 
‘ haben in Washington die gesamten noch ooffenstehen- 
den Fragen über Deutschland besprochen und sind zu 
‚einer völligen Einigung gelangt. 
Kh Der Wortlaut eines Besatzungsstatuts in neuer und 
' einfacherer Form wurde gutgeheißen und wird dem 
deutschen Parlamentarischen Rat in Bonn zugestellt. 
Uber die grundlegenden Fragen der Anwendung alli- 
ierter Machtbefugnisse und Verantwortlichkeiten und 
über den alliierten Dreimächte- Kontrollapparat wurde 
Einigung erzielt. Die Außenminister bestätigten und 
* billigten die Abkommen über die Demontage, über die 
® verbotenen und eingeschränkten Industrien und über 
die Einsetzung einer Internationalen Ruührbehörde, 
worüber kürzlich in London verhandelt worden ist. 
Das Besatzungsstatut wird die Vollmachten festlegen, 
die den Dienststellen der Besatzungsmächte bei der 
"Errichtung einer deutschen Bundesrepublik verbleiben 
sollen, und die Grundzüge für die Durchführung der 
‚ alliierten Überwachung enthalten. Der deutsche Bun- 
desstaat und die teilnehmenden Länder sind lediglich 
‚an die im Besatzungsstatut festgelegten Beschränkun- 
gen gebunden und werden volle gesetzliche, ausfüh- 
rende und richterliche Gewalt gemäß dem Grundgesetz 
‘sowie ihren Verfassungen besitzen. Das Statut be- 
zweckt, dem deutschen Volk die Ausübung einer demo- 
kratischen Selbstregierung zu gestatten. Es sind Be- 
stimmungen getroffen worden, nach denen eine Über- 
_ prüfung des Statuts ein Jahr nach seinem Inkrafttreten 
vorgesehen ist. 
Sobald die deutsche Bundesrepublik errichtet ist, 
wird ein merklicher Wandel in der Organisation ein- 
' treten, die die Aufgaben der Besatzungsmächte durch- 
führt. Die Militärregierung als solche wird aufhören 
zu bestehen, und die alliierten Behörden werden :haupt- 
sächlich überwachende Funktionen übernehmen. Jede 
Abteilung der alliierten Verwaltung in Deutschland 


\ 


In Ausübung der obersten Gewalt, welche die Regie- 
rungen Frankreichs, der Vereinigten Staaten und des 
Vereinigten Königreichs beibehalten, proklamieren wir, 

General Pierre Koenig, Militärgouverneur und 

Oberbefehlshaber der Französischen Zone Deutsch- 

lands, 

General Lucius D. Clay, Militärgouverneur und 

Oberbefehlshaber der Amerikanischen Zone Deutsch- 

lands, und 

General Sir Brian Hubert Robertson, Militär- 

gouverneur und Oberbefehlshaber der Britischen 

Zone Deutschlands, 
hiermit gemeinsam das folgende Besatzungsstatut: 

1. Die Regierungen Frankreichs, der Vereinigten 
Staaten und des Vereinigten Königreichs wünschen und 
beabsichtigen, daß das deutsche Volk während des 
Zeitraumes, in dem die Fortdauer der Besetzung not- 
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Die Beschlisse der Außenminiterkönferenze \ ; 
der drei Westmächte in Washington vom 5. bis 8. April 1949 


Wortlaut des Dreimächte-Kommuniques über Deutschland 


wird einem Hohen Kommissar unterstehen. An der 
Spitze der Besatzungsstreitkräfte bleiben weiterhin 
die militärischen Oberbefehlshaber. 

-Die drei Hohen Kommissare werden zusammen eine 
alliierte Hohe Kommission bilden, die die höchste alli- 
ierte Kontrollbehörde darstellen wird. Um der deut- 
schen Bundesrepublik eine größere Verantwortung in 
innenpolitischen Angelegenheiten zu ermöglichen und 
dieLast der Besatzungskosten zu verringern, wird dasBe- 
satzungsmaterial so gering wie möglich gehalten werden. 

Den deutschen Regierungsbehörden wird es freige- 
stellt, Maßnahmen der Verwaltung und Gesetzgebung 


[4 


zu ergreifen. Derartige Maßnahmen werden rechts- 


wirksam sein, wenn die alliierten Behörden sie nicht 
mißbilligen. Auf bestimmten, fest umrissenen Gebieten 


behalten sich die Alliierten das Recht vor, selbst un- ' 


mittelbare Maßnahmen zu ergreifen oder den deut- 


schen Behörden Anweisungen zum Ergreifen von Maß- 


nahmen zu erteilen. Diese Gebiete werden jedoch be- 
grenzt sein. Abgesehen von Sicherheitsfragen wird 
sich die Einschränkung unmittelbaren Eingreifens 
durch die Alliierten in vielen Fällen seiner Natur nach 
von selbst verstehen. 

Es wurde Einigung darüber erzielt, daß es ein Haupt- 
ziel der drei alliierten Regierungen sei, die möglichst 
enge Einbeziehung des deutschen Volkes unter einem 
demokratischen Bundesstaat in die europäische Ge- 
meinschaft auf einer für beide Seiten vorteilhaften 
Grundlage zu fördern und zu erleichtern. In diesem 


Zusammenhang ist vorgesehen, daß die deutsche Bun- 


desrepublik mit den Vereinigten Staaten ein zweiseiti- 

ges ECA-Sonderabkommen schließen und als vollbe- 

rechtigtes Mitglied an der Organisation für europäische 

wirtschaftliche Zusammenarbeit teilnehmen soll, wo- 

durch sie zu einem verantwortlichen Partner im Euro- 

päischen Wiederaufbauprogramm werden wird. 
Washington, 8. April 1949. 3 


Quelle: „The New York Times“ vom 9. April 1949. Über- 
setzung des’ Europa-Archivs. 


Wortlaut des Besatzungsstatuts 


wendig ist, das mit der Besetzung zu vereinbarende 


größtmögliche Maß an Selbstregierung genießt. Abge- 
sehen von den in diesem Statut enthaltenen Beschrän- 


kungen, besitzen der Bund und die ihm angehörenden h 


Länder volle gesetzgebende, vollziehende und richter- 
liche Gewalt gemäß dem Grundgesetz und ihren Ver- 
fassungen. 

2. Um sicherzustellen, daß die Grundziele der Be- 
setzung erreicht werden, bleiben auf folgenden Gebie- 


ten Befugnisse ausdrücklich vorbehalten, einschließlich 


des Rechts, Auskünfte und Statistiken, welche die Be- 

An Denn benötigen, anzufordern und nachzu- 

prüfen: 

a) Die en: und Entmilitarisierung, einschließ- 
lich der damit zusammenhängenden Gebiete der 
wissenschaftlichen Forschung, die Verbote und Be- 
schränkungen der Industrie und die zivile Luftfahrt; 
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 b) die Kontrollen hinsichtlich N Bihr, die Restitu- 

tionen, die Reparationen, die Dekartellisierung, die 
‚ Entflechtung, die Handelsdiskriminierungen, die 
ausländischen Interessen in Deutschland und die 

Ansprüche gegen Deutschland; 

auswärtige Angelegenheiten, einschließlich inter- 

nationaler Abkommen, die von Deutschland oder 

für Deutschland abgeschlossen werden; 
kriegsversprengte Personen (displaced persons) 
und Zulassung von Flüchtlingen; 

Schutz, Ansehen undSicherheit der alliierten Streit- 

kräfte, Angehörigen, Angestellten und Vertreter, 

deren Vorrechte sowie die Deckung der Kosten der 

Besatzung und ihrer anderen Anforderungen; 

die Beachtung des Grundgesetzes und der Länder- 

verfassungen; \ ’ 

die Kontrolle über den DEDRRndel und Devisen- 

verkehr; 

h) die Kontrolle über innere anlhnen‘ jedoch nur 
in dem Mindestumfang, der erforderlich ist, um die 
Verwendung von Geldmitteln, Lebensmitteln und 
anderen Lieferungen derart sicherzustellen,’ daß die 

‘ Notwendigkeit auswärtiger Hilfe für Deutschland 
auf ein Mindestmaß herabgesetzt wird; 


c 


De 


— 


e 
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' Personen in deutschen Gefängnissen, die vor den 
Gerichten oder Tribunalen der Besatzungsmächte 
oder Besatzungsbehörden angeklagt oder von die- 
sen verurteilt worden sind, über die Vollstreckung 
von Urteilen, die über diese Personen verhängt 
wurden, und über andere sie betreffende Fragen 
der Amnestie, Begnadigung oder Freilassung. 

3. Die Regierungen Frankreichs, der Vereinigten 
Staaten und des Vereinigten Königreichs hoffen und 
erwarten, daß die Besatzungsbehörden keinen Anlaß 
haben werden, auf anderen Gebieten als auf den 


ihnen oben ausdrücklich vorbehaltenen einzugreifen. 
Die Besatzüungsbehörden behalten sich indessen das 


Recht vor, auf Weisung ihrer Regierungen die Aus- 
übung der vollen Gewalt ganz oder teilweise wieder 
zu übernehmen, wenn sie dies als wesentlich ansehen 
für die Sicherheit oder die Aufrechterhaltung der 
demokratischen Regierung in Deutschland oder als 
Folge der internationalen Verpflichtungen ihrer Regie- 
rungen. Bevor sie entsprechende Schritte unternehmen, 
werden sie die zuständigen deutschen Behörden von 
ihrer Entscheidung und deren Gründen förmlich unter- 
richten. 

4. Die Deutsche Bundesregierung und die Länder- 
regierungen haben die Befugnis, nach ordnungsmäßi- 
ger Unterrichtung der Besatzungsbehörden auf den Ge- 
bieten, die den Besatzungsbehörden vorbehalten sind, 
Gesetze zu erlassen und tätig zu werden, es sei denn, 
daß die Besatzungsbehörden ausdrücklich anders be- 
stimmen, oder daß derartige Gesetze oder Maßnahmen 
mit den von den Besatzungsbehörden selbst getroffenen 
Entscheidungen oder Maßnahmen unvereinbar sind. 

5. Jede Änderung des Grundgesetzes bedarf vor 
ihrem Inkrafttreten der ausdrücklichen Zustimmung 


die Kontrolle der Versorgung und Behandlung von 


2 
Bin 
1 


Wortlaut des Besatzungsstatuts 


der Besatzungsbehörden. Länderverfassungen, Ände- 


rungen dieser Verfassungen, jedes andere Gesetz und 
jede Vereinbarung, die zwischen dem Bund und aus- 
wärtigen Regierungen getroffen wird, treten 21 Tage 
nach ihrem amtlichen Eingang bei den Besatzungs- 


behörden in Kraft, sofern sie nicht von diesen vorher, 


einstweilig oder endgültig, abgelehnt worden sind. Die 
Besatzungsbehörden werden ein Gesetz nicht ablehnen, 
es sei denn, daß es nach ihrer Ansicht mit dem Grund- 
gesetz, einer Länderverfassung, den Gesetzen oder 


sonstigen Anordnungen der Besatzungsbehörden selbst, . 


oder mit den Bestimmungen dieses Statuts unverein- 
bar ist, oder daß es eine schwere Bedrohung der 
Grundziele der Besetzung darstellt. 


6. Mit dem alleinigen Vorbehalt der Eiförderu eat 
ihrer Sicherheit garantieren die Besatzungsbehörden, 


daß alle Besatzungsorgane die bürgerlichen Rechte 
jeder Person achten, auf Schutz vor willkürlicher Ver- 
haftung, Durchsuchung oder Festnahme, auf Vertretung 
durch einen Anwalt, auf: Freilassung gegen Kaution, 
sofern die Umstände dies rechtfertigen, auf Verkehr 
mit den Angehörigen und auf ein gerechtes und schnel- 
les Verfahren. , 

7. Die Gesetze, welche die Besatzungsbehörden vor 
Inkrafttreten des Grundgesetzes erlassen haben,, blei- 
ben gültig, wenn sie nicht von den Besatzungsbehör- 


den in Übereinstimmung mit den folgenden Vorschrif- 


ten aufgehoben oder abgeändert werden: 
a) Gesetze, die mit den vorstehenden Bestimmungen 


unvereinbar sind, werden aufgehoben oder so ge- 


handhabt werden, daß sie mit ihnen vereinbar sind; 

b) Gesetze, die auf den vorbehaltenen Befugnissen ge- 
mäß $ 2 beruhen, werden kodifiziert werden; 

c) nicht unter Absätze a) oder b) fallende Gesetze 
werden auf Verlangen der zuständigen deutschen 
Behörden von den Besatzungsbehörden aufgehoben 
werden. 


8. Jede Maßnahme soll als Handlung der Besatzungs- 


behörden im Rahmen der hier vorbehaltenen Befug- 
nisse angesehen und als solche auf Grund dieses Sta- 


tuts wirksam werden, sofern Sie in einer Weise er-. 


griffen oder begründet wird, die in einer Vereinbarung 
zwischen den Besatzungsbehörden vorgesehen ist. Die 
Besatzungsbehörden können nach ihrem Ermessen ihre 
Entscheidungen entweder unmittelbar oder durch Wei- 
sungen an die zuständigen deutschen En zur 
Ausführung bringen. 

9. Nach 12 Monaten und in jedem Fall innerhalb 
von 18 Monaten nach Inkrafttreten dieses Statuts wer- 


‘ den die Besatzungsmächte seine Bestimmungen über- 


prüfen im Lichte der Erfahrungen, die bei seiner An- 
wendung gemacht wurden, und im Hinblick auf eine 
Erweiterung der Zuständigkeit der deutschen Stellen 
auf den Gebieten der Gesetzgebung, der Exekutive 
und der Rechtspflege. 

Dem Parlamentarischen Rat in Bonn mit einer Note 
übermittelt am 10. April 1949, 


Mit dem deutschen Büro für Friedensfragen abgestimmte Über- 
setzung aus dem Englischen. 


Abkommen über Dreimächtekontrolle 


Das dem Parlamentarischen Rat in Zusammenhang 
mit dem Besatzungsstatut übergebene Abkommen über 
die Dreimächtekontrolle hat folgenden Wortlaut: 
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Die Regierungen Großbritanniens, Frankreichs und 
der Vereinigten Staaten kommen überein, vor dem 
Inkrafttreten des Besatzungsstatuts ein Fusionsabkom- 
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der drei Besatzungsmächte ‘werden die notwendigen 
' Vorkehrungen treffen, um einen Dreimächtekontroll- 
 apparat für die westlichen Besatzungszonen Deutsch- 
lands zu errichten, der zur Zeit der Bildung einer vor- 
läufigen deutschen Regierung wirksam werden wird. 
Die folgenden Bestimmungen, auf die sich die Regie- 
rungen Großbritanniens, Frankreichs und der Ver- 
einigten Staaten geeinigt haben, sollen die Grundlage 
# für dieses Abkommen bilden: 


SESSH, Eine alliierte Hohe Kommission, bestehend aus 
einem Hohen Kommissar jeder Besatzungsmacht oder 
BR, seinem Vertreter, soll die oberste alliierte Kontroll- 
= x behörde darstellen. 


2 ‘Art und Ausmaß der von der alliierten Hohen 

Kommission ausgeübten Kontrollen sollen mit dem 

; satzungsstatut und internationalen Abmachungen in 
Einklang stehen. 


j 3. Um es der deutschen Bundesrepublik zu erlauben, 
n inneren Angelegenheiten größere Verantwortung Zu 
übernehmen, und um die Last der Besatzungskosten 
ermindern, soll der Personalbestand so niedrig wie 
öglich gehalten werden. 


ARE: ‚Bei der Ausübung der den Besatzungsbehörden 
aa vorbehaltenen Machtbefugnisse hinsichtlich der Billi- 
gung von Abänderungen der Bundesverfassung müs- 

n die Beschlüsse der alliierten Hohen Kommission 
einstimmig gefaßt werden. 


% B In Fällen, in denen die Ausübung der nach Zif- 
fer 29. des Besatzungsstatuts (Kontrolle über Außen- 
handel und Devisenverkehr) vorbehaltenen Macht- 

_ befugnisse oder die Unmöglichkeit, diese Machtbefug- 
. nisse auszuüben, die Notwendigkeit von Hilfeleistun- 
? gen aus den von der amerikanischen Regierung zur 
Verfügung gestellten Mitteln erhöhen würde, soll ein 
" Abstimmungssystem mit verschiedenem Gewicht der 


‚die Vertreter der Besatzungsbehörden ein Stimmrecht 
‚ kaben, dessen Gewicht zu den Mitteln im Verhältnis 
) steht, die von den betreffenden Regierungen für 
- Deutschland zur Verfügung gestellt werden. Durch 
diese Bestimmung soll jedoch die gegenwärtige bevor- 
.  rechtigte Stimme der Vereinigten Staaten in der JEIA 
a (Export-Import-Agentur) und der JFEA (Devisenkon- 
_ trollamt) nicht an Einfluß herabgemindert werden, so- 
' lange diese Organisationen oder irgendwelche Nach- 
 folgeorganisationen weiterbestehen und irgendwelche 
va dhret gegenwärtigen Funktionen auszuüben haben. 


Keine Aktion, die auf Grund dieser Bestimmungen 
_ getroffen wird, soll irgendwelchen Abkommen zwischen 
‘den Regierungen der Unterzeichnerstaaten oder den 
Grundsätzen der Nichtdiskriminierung zuwiderlaufen. 


6. In allen anderen Fragen soll mit Stimmenmehr- 
heit entschieden werden. 


7. a) Wenn durch einen Mehrheitsbeschluß irgend- 

welche Abkommen zwischen den Regierungen abge- 
ändert oder modifiziert werden, die sich auf irgend- 
welche der in den Ziffern 2a und 2b des Besatzungs- 


jeder Hohe Kommissar, der abweichender Ansicht ist, 
an seine Regierung appellieren. Durch diesen Appell 
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ge in für die drei Zonen abzuschließen. Die Vertreter 


appellieren, wenn er der Auffassung ist, daß e 


Stimmen benutzt werden. Nach diesem System werden 


statuts aufgeführten Gegenstände beziehen, dann kann 


b) Ein Hoher Kommissar kann an sei 


heitsbeschluß im Widerspruch zu irgendeinem Abkom- 
men zwischen den Regierungen steht, das sich auf 


‘einen der in den Ziffern 2a und 2b des Besatzungs- 


statuts angeführten Gegenstände bezieht oder im 
Widerspruch zu den fundamentalen Grundsätzen für 
die Wahrnehmung der auswärtigen Beziehungen 
Deutschlands oder zu Angelegenheiten im "Widerspruch 


"steht, die für die Sicherheit, das Prestige und die Be- 


dürfnisse der Besatzungsstreitkräfte wesentlich sind. 
Durch einen derartigen Appell soll ein Aufschub der 
Aktion für 30 Tage und noch darüber hinaus eintreten, 
wenn nicht zwei der Regierungen zu erkennen geben, 
daß die Gründe einen längeren Aufschub der Aktion 
nicht rechtfertigen. 

c) Wenn sich ein derartiger Appell gegen einen Be- 
schluß der alliierten Hohen Kommission richtet, durch 
den entweder davon Abstand genommen oder be- 
schlossen wird, eine deutsche gesetzgeberische Maß- 
nahme abzulehnen, so soll die betreffende gesetz- 
geberische Maßnahme für die Dauer des Appells VOoI- 
läufig als abgelehnt gelten. 

8. Wenn ein Hoher Kommissar der Ansicht ist, daß 
ein nicht einstimmig gefaßter Beschluß, der irgendein 
anderes im Besatzungsstatut vorbehaltenes Gebiet be- 
rührt, mit der grundlegenden Dreimächtepolitik gegen- 
über Deutschland nicht übereinstimmt oder daß eine 
Länderverfassung oder eine Abänderung einer solchen 
Verfassung das Grundgesetz verletzt, so kann er an 
seine Regierung appellieren. In diesem Fall soll durch 
den Appell die Aktion für einen Zeitraum von nicht 
mehr als 21 Tagen, vom Zeitpunkt der Entscheidung 
an gerechnet, abgeschoben werden, falls nicht ar drei 
Regierungen anders beschließen. l 

9. Alle Vollmachten der Dreimächtekontrollkom- 
mission sollen gleichförmig in Übereinstimmung mit 
der Politik und den ‚Anweisungen der drei Mächte aus 
geübt werden. Zu diesem Zweck soll in jedem ein- 
zelnen Land die alliierte Hohe Kommission durch 
einen „einzigen Länderkommissar vertreten sein, der 
der Kommission allein für alle Dreimächteangelegen- ; 
heiten in diesem Land verantwortlich ist. In jedem 
Lande soll der Länderkommissar Staatsangehöriger 
der alliierten Macht sein, in deren Zone das betref- 
fende Land liegt. Außerhalb seiner eigenen Besat- 
zungszone wird jeder Hohe Kommissar zu jedem der 
Länderkommissare einen Beobachter zum Zwecke der 
Konsultierung und Information entsenden. Keine der 
in diesem Paragraphen enthaltenen Bestimmungen. soll 
als Einschränkung der Funktionen der Körperschaften _ 
ausgelegt werden, die gemäß Abkommen EWESEBER den 
Regierungen gebildet werden. 

10. Soweit wie irgend möglich sollen alle Direk- 
tiven und anderen Kontrollschritte an die Bundes- 
regierung, die Länderregierungen oder gleichzeitig. 


an. alle beide ergehen. 


11. Das Dreizonen-Verschmelzungsabkommen wird 
so lange in Kraft bleiben, bis es durch ein Übereinkom- 
men zwischen den Regierungen abgeändert wird. 


ü u 
Quelle: „Die Welt” vom 12. April 1949 laut dpd-Reuter. 
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Wirtschafsplanung in Großbritannien für- 1949 


Sy Male 2 zu Mit, einem gedanklich und statistisch in alle Einzelheiten gehenden Weißbuch „Wir 
EN: ...... schaftsübersicht für 19491 hat der britische Schatzkanzler Sir Stafford Cripps der 
LZRRS Offentlichkeit am 15. März 1949 einen Rechenschaftsbericht über die Vergangenheit 
_ eine Vorschau auf das laufende Jahr abgegeben. Es ist dies der dritte nach dem Kri 
3 _ veröffentlichte Bericht. Der erste Bericht, der im Jahre 1947 herausgegeben wurde 


Ei N Allgemeine Erfolgsaussichten 


Der jetzt vorliegende Bericht für das J ahr 1949 stellt 
' fest, man könne nicht. ‚erwarten, daß gegenüber dem 
Jahre 1948 gleich große Fortschritte erzielt werden, wie 
es im Jahre 1948 gegenüber 1947 der Fall gewesen 
‚sei. Weder die Produktion noch die Ausfuhr könne im 
Jahre 1949 in dem Maße, das in den letzten zwei Jah- 
‚ren erzielt worden. 1 Sei, weiter entwickelt werden. In 
ukunft werde es sich in erster Linie um technische 
Fortschritte, neue Industrieausrüstungen und neue 
' Methoden handeln, die den Fortschritt entscheiden, 
E nicht aber um einen gesteigerten Einsatz von Arbeits- 
 kräften ‚oder Nachkriegs- -Umstellungsmaßnahmen. 


en er u ‚Bergbau 


Die Kohlenförderung für das Jahr 1949 wird mit 
215 bis 220 Millionen Tonnen veranschlagt, was einer 
Förderungssteigerung von etwa 12 Millionen Tonnen 
‚bei Erreichung des Planzieles gleichkäme. Der Bericht Me 
schätzt, daß etwa 20 Millionen Tonnen Kohle für Aus- 
‚fuhr- und Bunkerzwecke zur Verfügung stehen werden. 
Die Steigerung des 'Kohlenexports, insbesondere _ 
nacı europäischen Ländern, muß erreicht werden, wenn 
En ‚soll, Aunedein Are auch der Verbrauch in Groß- 

* britannien größere Anforderungen an die Kohlenförde- 
rung ‚stellen, vor allem, wenn dem gesteigerten Gas- 
= und Elektrizitätsverbrauch sowie dem erhöhten Bedarf 
‚der Eisen- und Stahlindustrie Rechnung getragen wer- 
den soll. Der Bericht schätzt den Verbrauch an Kohle 
in Großbritannien für 1949 auf eine Menge zwischen 

198 Gr 200 Millionen Tonnen. h 


sch und Stahl 


Trotz des beachtlichen Erfolges, den die Eisen- und 
_ Stahlproduktion in den letzten Jahren mit einer Stei- 
gerung von 12,7 Millionen Tonnen Rohstahl im Jahre 
'1946 auf 14,9 Millionen Tonnen Rohstahl im Jahre 1948 
_ erzielte, wird eine weitere Produktionssteigerung in 
' den nächsten Jahren für den Erfolg der britischen 
. Wirtschaftspolitik vorausgesetzt. Langfristige Pläne für 
. die Stahlindustrie erstreben ein Produktionsziel von 
mindestens 18 Millionen Tonnen Rohstahl für 1953/54. 
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ER zur Zeit seines Erscheinens bereits in vielen Dingen überholt. Der Bericht für 1948 
‚insbesondere auf die: Notwendigkeit einer Steigerung der britischen 


alle Anstrengungen unternehmen, um die eigen 


' Rohmaterialien, insbesondere an Hüttenkoks von ge- 


t I 1 
x 


Für das Jahr 1949 erwartet man eine gewisse S | 
rung gegenüber 1948, wobei aber die Nachfrage größe 
sein wird als das Angebot. Großbritannien wird da 


duktion zu steigern und durch Einfuhren zu ergänze 
Für das Jahr 1949 ist die Inbetriebnahme neue 
Öfen und Stahlöfen vorgesehen, aber der Mang 


nügend hoher Qualität sowie an reichhaltigen Ei 
erzen und Schrott, wird die Produktionssteigeru: 
behindern. Die Steigerung der Stahlerzeugung im Jah 
1948 war zum großen Teil durch die Verwertung b: 
scher Schrottbestände und durch Schrotteinfuhren m 

lich. Durch den zwangsläufigen Rückgang an Sc t 


Eisen- und Stahlindustrie dem Bericht zufolge hs 
sonderem Maße von deutschen Schrotteinfuhren ab- 
hängen. Alle Anstrengungen sollen unternommen wer- 


‚den, um die größtmöglichen Einfuhren aus Deutschl nd A 


‚sicherzustellen. 


Verarbeitende Industrie 


Für die verarbeitende Industrie wird allgemein ein. ur 
erhöhter Verbrauch der wichtigen Rohmaterialien an- 
genommen. Der Bericht betont jedoch den fortgesetzten Mn 
Mangel an Nadelholz. Für die Baumwoll- und W 
industrie wird mit einer Produktionsbegrenzung nicht 


‚aur durch die Rohmateriallage, sondern auch durh m 


einen Mangel an Arbeitskräften auf einigen Gebieten 
dieser Industrien und durch eine mangelnde Nachfrage 
für die Fertigwaren gerechnet. 

Auf dem Gebiete der chemischen Industrie werden 21 
weitere Fortschritte erwartet. (Vgl. Tabelle aufS. 2a 


Textilindustrie 


Besonderen Wert mißt der Bericht einer gestern | 
Erzeugung und Ausfuhr von Textilien bei. Die Baum- 
wollausfuhren des Jahres 1948 konnten nur dadurch 
erzielt werden, daß der Binnenmarkt nicht die Liefe- 
rungen erhielt, die vorgesehen waren. Die Ausfuhr 
von Wollerzeugnissen lag zwar 1948 höher als 1947, 
konnte aber bei weitem nicht die Nachfrage erfüllen. 
——— 00 

1) H. M. Government Stationery Office, London: 
Economic Survey for 1949, Cmd. 7647. 
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Übersicht über den geschätzten Verbrauch 
an Rohmaterialien 


Rohstoff [a9e7 ] 108 ] 947 1948 1949 


Tausend Tonnen 


ANNE er Sem vie le 
Aluminium . . 00... 159 174 210 
FRupfer: me, 0 nasse 350 360 375 
EZB N NER ee 26 26 27 
Ber N ZA 179 190 
ana era N a 222 223 240 
Papier und Pappe. . - - 2200 2116 2780 
Baumwolle RP 90D 433 470 
NUN RE a RR EN N al EL 220 225 
Ele EN EN N A 20 121 120 

Tausend Kubikmeter 

TFT DA 
Nadelschnittholz . . . » 4710 4670 4760 
Bartnolz, > ne 1608 1700 1870 

Arbeitskräfte 


Für das Jahr 1949 wird die Zahl der erwerbstätigen 


_ Bevölkerung etwa gleichbleiben. Damit sind die ur- 
‚sprünglichen Pläne zur Steigerung der Zahl der Ar- 


beitskräfte für Bergbau, Landwirtschaft und Textil- 
industrie in den Hintergrund getreten. Auch in der 
Verteilung der Arbeitskräfte sind für 1949 nur sehr 
geringfügige Veränderungen vorgesehen. Der Bericht 
rechnet jedoch damit, daß im Laufe des Jahres 1949 
eine gewisse Anzahl ausländischer Arbeitskräfte, vor 


allem für den Bergbau, benötigt werden. 


Außenhandel 

Im Außenhandel wird für das erste Halbjahr 1949 
für die Einfuhren die Summe von 960 Millionen Pfund 
Sterling (1948 insgesamt 1768 Millionen Pfund) zum 
Ziel gesetzt, davon 28 v. H. aus dem Dollargebiet und 


21 v. H. aus den Marshallplan-Ländern. Die Ausfuhr 


wird für den gleichen Zeitraum 1949 mit 910 Millionen 
Pfund (1948 insgesamt 1550 Millionen Pfund) veran- 
schlagt, davon 10,5 v. H. nach den Dollarländern und 
93 v. H. nach den Marshallplan-Ländern. Die vorläufi- 
gen Ausfuhrziele der einzelnen Industriezweige für 
das Jahr 1949 ergeben sich aus folgender Tabelle: 


Ausfuhr 
4. Quar- 
tal 1948 


Planziel | Planziel 
Ende 
1949 


‚Industriezweig 


Prozent des Volumens von 1938 
Maschinen: iin cn... 204 206 225 


Fahrzeuge... .s7 ,282 2531 1...1288 
Elektroartikel und Geräte 231 252 265 
Eisen und Stahl . . . .. 134 111 138 
Andere Metallwaren . . . 259 210 226 
Textilien und Bekleidung . 100 134 125 
Chemikalien . ..... ... 187 184 198 

Keramik-, Glas- und Schleif- 
mittelindustrie usw. . . 210 223 254 
Kohle. Mr 36 39 57 
Alle anderen Ausfuhren .. 112 123 122 
insgesamt 147 154 162 


(150) (155) 


Der Umfang der für Ende 1949 geplanten Ausfuhr 
beträgt 155 Prozent des Umfangs von 1938, verglichen 
mit den im vierten Quartal 1948 erzielten 147 Prozent. 
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Die für 1949 erwartete Ausfuhrsteigerung ist wesent- 
lich bescheidener als die 25prozentige Steigerung des 
Jahres 1948. 2 

Drei Faktoren werden voraussichtlich die britischen 
Ausfuhren besonders beeinträchtigen: - 

1. die Schwierigkeiten in der Steigerung der Erzeu- 
gung, insbesondere von Baumwollwaren, Kohle und 
Metallprodukten; _ \ 

2. die Einfuhrbeschränkungen anderer Länder für 
britische Waren; 

3. die Schwierigkeit, Käufer bei den gegenwärtigen 


. Verkaufspreisen zu finden, und die steigende Konkur- 


renz auf den Märkten mit harter Währung. 


Zahlungsbilanz 


Das Defizit der britischen Zahlungsbilanz mit dem 
gesamten Ausland betrug 1947 630 Millionen Pfund 
Sterling (1938 = 70 Millionen Pfund Sterling). Im ersten 
Halbjahr 1948 belief es sich noch auf 150 Millionen. 
Durch einen Uberschuß von 30 Millionen Pfund Ster- 
ling im zweiten Halbjahr verminderte sich das Jahres- 
defizit auf 120 Millionen Pfund Sterling. Diese Ent- 
wicklung war günstiger, als beispielsweise in den 
Schätzungen der britischen Regierung angenommen 
wurde, die dem OEEC im vergangenen Herbst unter- 
breitet worden waren. Grund für diese günstige Ent-_ 
wicklung war zunächst, daß der Wert der britischen 
Ausfuhr höher lag als erwartet. Außerdem lagen in- 
folge der Verknappung bei bestimmten Gütern, wie 
beispielsweise Fleisch und Wolle, die Einfuhren 
wesentlich niedriger als geplant. Ferner lagen die un- 
sichtbaren Einnahmen höher als erwartet. Einen be- 
sonderen Anteil hieran hatten die Schiffahrt und die 
überseeischen britischen Olgesellschaften. Für das 


erste Halbjahr 1949 rechnet die britische Regierung je- 


doch erneut mit einem Fehlbetrag von 15 Millionen 
Pfund Sterling. : 


Schlußfolgerungen \ 


Die. Hauptaufgaben, denen sich Großbritannien in 
den nächsten. Jahren widmen muß, um eine ausge-' 
glichene Zahlungsbilanz zu erreichen, um die Zah- 
lungsfähigkeit gegenüber der westlichen Hemisphäre 
wiederherzustellen und die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse im Lande selbst zu stabilisieren, sind: 

1. gesteigerte Ausfuhr nach Nordamerika und Kanada; 

2. weitere Produktionssteigerung; 

3. Herabsetzung der Kosten; 

4. Bekämpfung der Inflation. 


Der Bericht der britischen Regierung gibt zu, daß es 
noch keineswegs gesichert erscheint, das Dollardefizit 
durch erhöhte Ausfuhren und eine Verlagerung der 
Hilfsquellen zu beseitigen. Aus diesen Gründen wird 
eine größere Produktivität je Kopf in der Industrie für 
erforderlich gehalten. 

Mit diesen Aufgaben steht Großbritannien heute vor 
einer durchgreifenden Strukturwandlung seiner Wirt- 
schaft, die sich von der langfristigen Neuregelung des 
britischen Außenhandels bis zur volleren wirtschaft- 
lichen Entwicklung der britischen Überseegebiete und 
der Steigerung der Inlandproduktion erstrecken wird. 


R Hermann Volle 
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Nein 
Kine 


ATI 


| 
N Bevölkerung (1) in Tausend 


Vereinigtes Königreich 


"Stichtag el 


Frauen 


30. 6. 1939 (1) 47 762 22 962 24 800 
30. 6. 1945 ‚49 150 23 691 25 459 
30. 6. 1946 .ı 49185 . 23 750 25 435 
N. 30.61.1947 49 539 23 965 25 573 
30. 6. 1948 50.033 24.260, 25773 


(1) Die Zahlen stellen eine Schätzung der gesamten Bevölkerung 
dar, einschließlich der Angehörigen der Streitkräfte in Über- 
see und der Angehörigen der Handelssciffahrt auf See. In 

’ den Zahlen für das Jahr 1939 sind diese beiden Gruppen nicht 
eingeschlossen. Ihre Zahl wird auf etwa 250 000 geschätzt. 


£ 


Erzeugung wichtiger -Grundstoife 


Wöchentlicher Durchschnitt in tausend Tonnen 
NE RE SE NEE ER rer 


1938 1944 1945 1946 1947 1948 

Kohle 4353 3688 3506 3646 3787 : 3989 

KoRsur m 510491 492° 1509:0,505° 1855 

Gas(l) . . . .. 6710 7970 8240 9080 9350 9720 

Elektrizität (2) 2031 3196 3106 3437 3548 3878 

Robeisen....2 7...130 130° 137 149 147 178 
Rohstahl \ i 

i undStahlguß . 200 233 227 244 240 286 

“ Schrott (3) 448 539 471 616 375 504 


(1) In Millionen Kubikfuß, 
(2) In Millionen Kilowattstunden. 
(3) Vorräte der Eisen- und Stahlwerke. 


Außenhandel 


Wert des Außenhandels des Vereinigten Königreichs (1) 
in Millionen Pfund Sterling 
Eee gRRREESEEESEEEEEEEEEEER 


1938 1944 1945 1946 1947 1948 
Einfuhr j 
insgesamt . 76,6 1089 92,0 108,4 149,5 173,3 
Ausfuhr 
insgesamt . 392 222 333 762. 94,9 131,9 


* Als Großbritannien werden England, Wales und 
Schottland zusammen bezeichnet; die Bezeichnung Ver- 
einigtes Königreich umfaßt außerdem noch Nordirland. 
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ONALE STATIS 


20. APRIL 1949 


Länderbericht Nr. 1: Großbritannien* 


1938 = 100 
Index der im 
Lande verbliebenen - j BIN: 
Einfuhren . 100 80,0 619° 683 777 } 80,8. 
‘Index der Aus- i RR 
fuhren (2) . 100 31,0 458 99,3 108,7 136,3 


(1) Die Zahlen für 1944/45 umfassen nicht die von Regierungs- ! 
Ki 


b Y 
IR 
BuL. 


RR AR Er 
ye h N f REN 


3. FOLGE. 


Volumen des Außenhandels (3) 


stellen ein- oder ausgeführten Munitionslieferungen. 
(2) Einschließlich der Hilfslieferungen an befreite Länder. Bu. 
(8) Mengenmäßig nach den Preisen von 1938 bewertet und in 
Prozenten des Durchschnitts von 1938 ausgedrückt. 


Ryr 
AN 


Beschäftigung (1) in Tausend 


Erwerbs- Juni Juni Juni Juni Juni ' 
tätige 1939 1945 1946 1947 i 1948 ji 
Insgesamt 19750 21649 20523 20367 20 292. 
Männer 14 656 14 881 14 638 14 628 14 565 
Frauen 5094 6 768 5885 5739 


5727. 


(1) Männer unter 65 und Frauen unter 60 Jahren. Die Zahlen 
umschließen Arbeitgeber, selbständige Erwerbstätige und Be- 
schäftigte, jedoch ausschließlich Hausangestellter. Nicht ganz- 
tägig beschäftigte Frauen (etwa 800 090 im Dezember 1947) 
sind eingeschlossen, wobei jeweils zwei als eine Einheit ge- 
rechnet sind, i 


Arbeitslose in Tausend 


Vereinigtes Königreich 


Stichtag 


Insgesamt | 


18. 7. 1938 1786,5 1380,4 406,1 
10. 7. 1939 1250,6 988,0 262,6 
16. 7. 1945 120,4 81,1 39,3 
15.7.1946 391,9 291,7 100,2 
14.7.1947 — 281,1 212,8 68,3 
12. 7. 1948 (1) 307,8 236,3 71,5 
10. 1. 1949 412,9 308,2 104,7 


(1) Bis 1948 einschließlich beziehen sich die Zahlen nur auf 
Arbeitslose, die nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 
versichert sind. Ab Juli 1948, mit der Einführung des National 
Insurance Act, umfassen die Zahlen alle durch die Arbeits- 
ämter erfaßten Arbeitslosen, ausgenommen Versehrte, die 
nicht im Freien arbeiten können. Durch diese Änderung ergab 
sich eine Erhöhung der Julizahlen um etwa 4000 Männer und 
7000 Frauen. k 


Gold- und Dollarreserven 


in Millionen Pfund Sterling BAR. 
1944 1945 1946 1947 1948 
31.12. 31.120,02 31.42: 31.12,0.:.330x89, N 
A RETTET TIERE EN WERE ART 
584 581 642 505 430 “ 
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nsgeräte, Juwelen usw. 
lien und 
gnisse . 
und Badsdene 
ederwaren und Pelze . 


und Korkerzeugnise & 
ind u 


ie. 
€ ktrizität und Wasser : 


Da einige Zahlen, 


- Aluminiumhäuser 


‚Private Wohnbauten . 
Wohnbauten der Regierung 


durch örtliche Behörden 
durch private Stellen . . 


Eh Bebelfsheime: 
durch örtliche Behörden 
" durch Regierungsstellen 


Quellen: 
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verwandte 


121 


100. 


eser Index bildet einen allgemeinen Maßstab für die brain Veränderungen in der Gesten industriellen Erzeugung. Zum 
lich, der Sonntage) jedes Monats sind Berichtigungen vorgenommen wor- Sy 


usgleich der unterschiedlichen Zahl der Tage (ausschließ 
nur "mit beträchtlicher Verzögerung : zu beschaffen sind, Br eaa die, 


{ auf die sich der Index stützt, 
In zes für die letzten Monate noch späterer Nachprüfung. 


"Wohnbauten der Srtlichen Behörden \ 


Central Statistical Office: 
Digest of Statistics, Nr. 38, February 1949; und Central 


Monthly / 


_ Vorläufiger Index der industriellen 
Durchschnitt 1946 = 100 


109: :1:202 
122 109 
118... 197 
144 9%. I02,. 
159 128 
412.:.2102 
121:,..243 
128 116 
1261-214 
117 104 
131 114 
120 105 
123%.107 
135 104 
105 102 
100 101 
110 97 
109 106 
199. 228) 
126. 708 
103 108: 


Wohnungsbau in Großbritannien RAN: au i ey | 


‚1945 


142 
39 


9376 


119 


122 


124 2.112. “120.2 029 
1a mar. 96. 4a 9. 180 
130. .128.0...115 128 ak 
143.136... 4.132. 1,1482 108 
it. 3 121 11h. 121 
4838 -:400,..1407 MI EM 
118 ao. - 103° ea 
all 100 13 A 
er Eier ee re 
132 W143 0498 197. 7700 : 
1191: 4120).1 108. 429 0.188 
111) EHI 0? 1984 1.136 .. Na 
119. 127° 120, 146 
St | RR 
198: 523°... Mai 1240 DAR 
117°0.128 0.112. 129.2 20 \4 
00%. 1.088. 70 8% 128 2a 
403.106. 100. 1230, 0 
102.° 4109. 97.2108 0 1145 ae 
10a: Droh 72 09.:..110° 1108 
alt 2 88 RT ROT 
148 132.88 1a Ban 
1112 a 428: 129: 114 
122.,2,407 Bo 111 120° 195 n2 


1946 


a N 158 a 
22266 ‚94 028 Era N. 
27.373. u). »,,92.391: Be ae 
TAN 490 2615 Yan 

' j } A BEE ER 

2747 3174 a Ä 

2942 9 469 12369 
82 930 46.092. 18137, N 

303 203 Sr 


120 


Statisticäl Office: Annual Abstract of Statistics, N. 85, 
1937—1947. a His Majesty's SaBeu, Office. 
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Ri 
I 28, März: Im Senat wird ein Antrag der Christ- 
lich-Sozialen, Liberalen und Sozialisten ange- 


N a re 
a NE SRER N ö Nee 


den Kommissionen für auswärtige Angelegen- 
heiten im Senat und in der Kammer den Ent 
 wurf des Atlantikpaktes. 


- Jungen statt mit dem Ziel, das Parlament auf- 


zulösen und Neuwahlen auszuschreiben. Als 


Grund für diese Maßnahme werden neue Un- 
stimmigkeiten zwischen Katholiken und Sozia- 
listen in den Fragen der Finanzierung der 
_ Unterstützung für 200 000 Arbeitslose "und der 
. Rückkehr König Leopolds angesehen. 


‘nommen, der die Regierung bevollmächtigt, 
Maßnahmen gegen die Drohungen der belgi- 
schen Kommunisten, im Kriegsfalle auf seiten 
. der Roten ‚Armee zu ne. zu ergreifen. 


i Dänemark a 
17. März: De -nordische Komitee für wirtschaft- 


liche Zusammenarbeit tagt in Kopenhagen, 
um die Frage einer skandinavischen Zollunion ei 


zu untersuchen. 


2. März: Das Parlament ermächtigt die Regie- 
rung im Folketing mit 119 gegen 23, im Lands- 
fing mit. 64 gegen 8 Stimmen, den Atlantik- 


___  pakt zu unterzeichnen, und verpflichtet sich, 


den Vertrag zu einem späteren Zeitpunkt zu 
. ratifizieren. 


Deutschland 


16.März: Die ‘drei Militärgouverneure unter- 
zeichnen auf ihrer Zusammenkunft in Frank- 
‘furt die Handels- und Zahlungsabkommen 
der Westzonen mit Finnland, Schweden, Nor- 
wegen, Dänemark, Griechenland und der 

- Tschechoslowakei. 
Der Verwaltungsrat des Vereinigten Wiit- 
schaftsgebietes beschließt zur Durchführung 
des Beamtengesetzes der Militärregierung, 
daß Beamte der bizonalen Verwaltung, die 
Mitglieder des Wirtschaftsrates oder der Län- 
derparlamente sind, ihr Mandat sofort nieder- 
zulegen oder aus dem Beamtenverhältnis aus- 

zuscheiden haben. . 
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‚Belgien ER 
17. März: Ministerpräsident -Spaak unterbreitet 


Ehe Ereignisse in Europa 


17. 


. 20. März: In _ Regierungskreisen finden Verhand- 


' mung über die Änderung der Grenzen 


18. 


19 


Der Leiter der Dranuegeab im ameri, 


'Grenzverhältnisse auf dem Wege von 
' handlungen, sondern um eine einseitig. au 


die Gegenvorschläge zum alliierten Memoran- 


März: In Königstein (Taunus) findet eine 1 E 
ferenz der westdeutschen Länderchefs. 


Be eines einheitlichen Wahlrechte 
den Volksrat betonen. Die Militärgouvern 

werden gebeten, dem bereits am 11. Okt ne 
1948 übergebenen Antrag zur Volksab 


Länder Baden, Württemberg-Baden und W 
temberg-Hohenzollern zuzustimmen. 


nischen Außenministerium, George Kenn 
trifft zu einem Deutschlandbesuh in Ha. 


burg ein. | 


Der Ministerpräsident von "Nordrhein Ws 
falen, Karl Arnold, erklärt vor dem Landta: 
zu den geplanten westdeutschen Grenzv 
änderungen, daß es sich bei den Änderu: 
nicht um eine Bereinigung unübersichtl 


erlegte Gebietsabtretung handele. 


März: Vertreter des Parlamentarischen Rate 
überreichen den alliierten Verbindungsstäben 


dum vom 2. März 1949 über das Grundgesetz. 
Am 25.März erklären die alliierten Verbin- 
dungsstäbe dem interfraktionellen Ausschuß, 
daß ihre Gegenvorschläge nicht mit dem alli- ; 
ierten Memorandum vereinbar seien. IR 
März: In Berlin findet die sechste Tagung des 

Deutschen Volksrates statt. Die Vorsitzenden, 
Wilhelm Pieck, Otto Nuschke und Hermann 
Kastner, richten an den ParlamentarischenRat 
in Bonn und an den Zweizonenwirtschaftsrat 


eine Einladung, zu gemeinsamen Beratungen 


"Der Volksrat bestätigt das vom Präsidium be- 


über deutsche Friedensfragen in Braunschweig 
zusammenzukommen. Die Einladung wird von 

den westdeutschen Politikern abgelehnt, — 
schlossene Friedensmanifest, das den Abschluß 
eines Friedensvertrages, die Herstellung der 
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'ZEITREGISTER 


DENE REBEL a Be RER a Drake 


‚tischen Oberbefehlshaber 
General Robertson, darüber, daß keine aus- 


21: 


22. 


29: 


Einheit Deutschlands und die Bildung einer 


‚vorläufigen zentralen Regierung fordert. 


Der Chef der Sowjetischen Militäradministra- 
tion in Deutschland, Marschall Sokolowskij, 
beschwert sich in einem Schreiben an den bri- 
in Deutschland, 


reichenden Maßnahmen zur Rückführung so- 
wjetischer Vermögenswerte aus der britischen 


Zone nach der Sowjetunion getroffen würden. 


20. März: Veröffentlichung der von den Militär- 


gouverneuren Clay und Robertson genehmig- 
ten Liste der 12 deutschen Treuhänder für 
die westdeutsche Eisen- und Stahlindustrie. 
Die Liste umfaßt folgende Namen: Heinrich 
Dinkelbach, Leiter der Treuhandverwaltung 
für Eisen und Stahl; Heinrich Deist, Leiter des 
Kontrollausschusses der Treuhandverwaltung; 
Dr. Freiherr Gotthard von Falkenhausen, Pri- 


 vatbankier in Essen; Dr. Arthur Menge, Rechts- 


anwalt, vor 1933 Oberbürgermeister von Han- 
nover; Alfons Wagner, Hüttenfachmann und 
Professor an der TH München; Willi Geld- 
macher, Gewerkschaftler, Oberbürgermeister 
von Gelsenkirchen; Dr. Fritz Harders, Direk- 
tor des Hüttenwerkes Hörde; Karl Barich, 
Vorsitzender der Wirtschaftsvereinigung 
Eisen- und Stahlindustrie, Direktor des Hüt- 
tenwerkes Geisweis; Dr. Günther Henle, Direk- 
tor der Klöckner-Humboldt-Deutz-AG, Wirt- 


'schaftsvereinigung Eisen- und Stahlindustrie; 


Heinrich Meier, stellvertretender Leiter der 
Treuhandverwaltung, Gewerkschaftler; Dr. 


‘Herbert Monden, stellvertretender Leiter des 


Amtes Stahl und Eisen; Dr. Erich Potthoff, 
Wirtschaftswissenschaftliches Institut der Ge- 
werkschaften. 


In der dritten Verordnung zur Neuordnung des. 


Geldwesens in Berlin erklären die westlichen 
Militärregierungen die Westmark zum einzi- 
gen gesetzlichen Zahlungsmittel in Westberlin. 
Die Ostmark wird außer Kurs gesetzt. 


März: Auf einer Protestkundgebung in Gangelt 
gegen die niederländischen Gebietsforderun- 
gen bittet Ministerpräsident Arnold die nach- 
barlichen Niederlande, den europäischen Wie- 
deraufbau nicht durch einseitige Gebietsforde- 
rungen zu stören. 


März: Der Berliner Oberbürgermeister Ernst 
Reuter begibt sich nach den Vereinigten Staa- 
ten zur Teilnahme an der Bürgermeisterkonfe- 
renz in Washington. 

Der Zentralbankrat der Bank deutscher Län- 
der beschließt die Aufhebung der Kredit- 
restriktionen für die drei Westzonen. 


März: Erste Lesung des Haushaltsplanes des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes für 1949/50. 
Der Etat schließt in den Einnahmen und Aus- 
gaben mit 946 Millionen D-Mark ab, von denen 
486 Millionen D-Mark auf das Notopfer Berlin 
entfallen. Die Verlängerung des Gesetzes über 
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27: 


28. 


29. 


30. 


St. 


das Notopfer für Berlin bis zum 31. Dezember 
wird beschlossen. ie 

Der Badische Landtag lehnt mit 31 gegen 19 
Stimmen der Sozialdemokraten, Demokraten 
und Kommunisten bei einer Enthaltung den 
von der SPD-Fraktion eingebrachten Miß- 
trauensantrag gegen die Regierung Wohleb ab. 


‚März: In London wird ein Kommunique& ver- 


öffentlicht, aus dem hervorgeht, daß sich die 
Vereinigten Staaten, Großbritannien, Frank- 
reich und die Beneluxländer über einige Ver- 
änderungen der deutschen Westgrenze zugun- 
sten der Beneluxländer und Frankreichs ge- 
einigt haben. Danach sollen 31 Berichtigungen 
vorgenommen werden, die ein Gebiet von etwa 
135 Quadratkilometern mit einer Bevölke- 
rung von 13500 Personen umfassen (vgl. Eu- 
ropa-Archiv 7/1949, S. 2028). 


März: Bei den Gemeinderatswahlen im Saar- 
gebiet erhalten die Christliche Volkspartei 
230 041 = 49,7, die Sozialdemokraten 145 076 
— 31,3, die Kommunisten 39 672 = 8,5, die 
Demokraten 30 590 = 6,6, Freie Listen 17 720 
— 3,8 Prozent der Stimmen. 


März: In einem Interview erklärt General 
Clay, daß der westdeutsche Staat gebildet 
werde, wenn die Deutschen es wollen, auch 
dann, wenn die Sowjetunion inzwischen die 
Blockade Berlins aufhebt. 


März: Zwischen der sowjetischen Zone und 
Polen wird in Berlin für das Jahr 1949 ein Han- 
delsabkommen unterzeichnet, das einen gegen- 
seitigen Warenaustausch im Werte von 152 
Millionen Dollar vorsieht. 


März: Die Militärgouverneure Clay und Ro- 
bertson kritisieren in ihrer Besprechung mit 
den Ministerpräsidenten der Doppelzone, daß 
von deutscher Seite noch immer nicht mit 
einem großzügigen Wohnungsbauprogramm 
begonnen worden sei. 

Auf der zweiten Vollversammlung der Deut- 
schen Wirtschaftskommission in der sowjeti- 
schen Zone erklärt der Vorsitzende, Heinrich 
Rau, Ende 1949 werde in einigen Industrie- 
zweigen bereits das für 1950 vorgesehene Ziel 
erreicht sein. 


März: Die drei westlichen Militärgouverneure 

beschließen, die deutschen Behörden der West- 

zonen zur Überprüfung der Frage einer Neu- 

verteilung der Flüchtlinge aufzufordern. 

Die Deutsche Wirtschaftskommission in der 

Ostzone erläßt eine „Verordnung über die Er- 

haltung und Entwicklung der deutschen Wis- 
senschaft und Kultur, die weitere Verbesse- 

rung der Lage der Intelligenz und die Steige- 

rung ihrer Rolle an der Produktion und im 

öffentlichen Leben". ‘ 


Frankreich 


17. März: Der Ministerrat berät über den Atlantik- 


pakt. 
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20. März: Bei “R an hahkahlln wird in zwei 
Wahlgängen am 20. und 27. März über insge- 


22, 


samt 1507 zu vergebende Sitze der Generalräte 
entschieden. Innenminister ‘Jules Moch gibt 
als Wahlergebnisse bekannt: Regierungspar- 
teien 3 667 830 Stimmen = 51,12 Prozent (1081 
Sitze), Kommunisten 1 689 764 Stimmen = 23,4 
Prozent (37 Sitze), RPF 1 821 021 Stimmen = 
25,34 Prozent (389 Sitze). 


März: Die Nationalversammlung lehnt mit 
410 gegen 190 Stimmen den kommunistischen 


Antrag auf eine sofortige Debatte über den 


29: 


Atlantikpakt ab. 
März: In Paris tritt der Eiröpäche Wiirt- 


schaftsrat zusammen, um über die Vorschläge 


des Acht-Minister-Konsultativausschusses vom 
8. März über den Aktionsplan für 1949/50 zu 
beraten. — Der Exekutivausschuß der OEEC 


übermittelt der ECA ein Programm für die ge- 


26. 


meinsame Entwicklung der Stahlindustrie der 
westeuropäischen Länder. 


März: Der französisch-italienische Zollunions- 


‚ vertrag, der auf den Empfehlungen der fran- 


16. 


26. 


16. 


18. 


21% 


zösisch-italienischen Kommission vom 22. Ja- 
nuar 1949 beruht, wird inParis von den Außen- 
ministern Schuman und Graf Sforza unter- 
zeichnet. 


NE Griechenland 

März: Nach einem Bericht des Generalstabes 
wurde der Widerstand der kommunistischen 
Kräfte auf dem Peloponnes von den Regie- 


 rungstruppen gebrochen. 
24, 


März: Premierminister Themistokles Sophoulis 
spricht sich in einer Erklärung für die Entsen- 
dung amerikanischer oder anderer. alliierter 
Truppen aus, um die Nordgrenzen Griechen- 


lands gegen kommunistische Angriffe ver- 


teidigen zu können. 


März: Die Balkankommission der Vereinten 
Nationen berichtet, daß über 22 000 griechische 
Kinder durch Guerillas nach Jugoslawien, Bul- 
garien, Albanien, Rumänien, Ungarn, Polen 
und der Tschechoslowakei verschleppt worden 
seien. 


Großbritannien 


März: Die Regierung veröffentlicht den Eco- 
nomic Survey für das Jahr 1949 (vgl. den Be- 


richt auf den Seiten 2077. und 2078 dieser 


Folge). 

Viscount Addison teilt dem Unterhaus mit, die 
britische Militärmission in Burma werde ab- 
berufen. 

März: Außenminister Bevin unterbreitet dem 
Unterhaus den Atlantikpakt. 


März: Im Unterhäus gibt Innenminister Chuter. 


Ede ein dreimonatiges Verbot aller politischen 
Aufmärsche in London als Folge von Zusam- 
menstößen zwischen Mosley-Faschisten und 
Kommunisten bekannt. 
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25. 


26. 


28. 


29. 


5. \ ” et ’ + ; t x 

16. bis 31. März 1949 
‚März: Auf der Konferenz der stellvertretenden 
Außenminister in London für den österreichi- 
schen Staatsvertrag bestätigt der amerika- 


nische Delegierte Samuel Reber erneut den 
Standpunkt seiner Regierung in folgenden 


Punkten: keine Grenzberichtigungen zugunsten. 


Jugoslawiens, keine österreichischen Repara- 


tionszahlungen, keine Schaffung einer auto- 


nomen slowenischen Verwaltung in Kärnten. 


März: Die Regierungen Großbritanniens und 
Norwegens beschließen die Bildung eines ge- 


meinsamen Wirtschaftsrates zur Förderung 


der wirtschaftlichen un ZUR 
den beiden Ländern. 


März: Die seit dem 18. Februar , INH 


Besprechungen über das Besatzungsstatut für 
Westdeutschland werden in Tongen wieder 
aufgenommen. 

März: Eine Veh Mächle Konferenz zur Aus- 
arbeitung eines Statuts für den Europäischen 
Rat unter Vorsitz von Sir Gladwyn Jebb (Groß- 
britannien) wird in London eröffnet. 


März: Premierminister Attlee gibt vor dem. 


Unterhaus bekannt, für den 21. April 1949 sei 


eine Commonwealthkonferenz nach Londons Ki 


einberufen worden. 


wird erklärt, daß die von der Konferenz ange- 
nommenen Empfehlungen der amerikanischen, 
der britischen und der französischen Bed ung 


. vorgelegt werden. 


31. 


29: 


18. 


23: 


März: Handelsminister Wilson teilt auf eine 
Anfrage im Unterhaus mit, die Ausfuhr strate- 
gischer Güter und Materialien nach den ost- 


europäischen Ländern werde mit dem 8. SD : 


1949 eingestellt. 


Island 


März: Im Parlament beginnt die Debatte über 
den Beitritt Islands zum Atlantikpakt. 


Italien 


März: Die Kammer spricht der Regierung mit 
342 gegen 170 Stimmen bei 19 Stimmenthal- 
tungen das Vertrauen aus. Der Senat ermäch- 
tigt am 27. März die Regierung mit 1838 gegen 
112 Stimmen und 8 Stimmenthaltungen, Ver- 
handlungen über den Beitritt Italiens zum 
Atlantikpakt aufzunehmen. 


Jugoslawien 


März: Wie auf einem in Ljubljana stattfinden- 
den Metallarbeiterkongreß mitgeteilt wird, 
haben Ungarn und die Tschechoslowakei die 
Lieferung von Produktionsmitteln an Jugo- 
slawien völlig eingestellt, ebenso Ungarn seine 
Reparationslieferungen. Die Kominformländer 
erfüllen bereits bestehende Verträge mit gro- 
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„März: Abschluß der am 14. März 1949 benon Du 
nenen Londoner Dreimächteberatungen über RE. 
eine Revision der Industrie- und Reparations- 
politik in Deutschland. In einem Kommunique 


Ber Pünktlichkeit und 20- bis Soprozentigem 

 Preisaufschlag. BIC, 

31. März: 

ordnet die Regierung die Aufhebung des mit 

Bulgarien im Jahre 1946 abgeschlossenen 

. gegenseitigen Eisenbahn-Grenzabkommensmit 
Wirkung vom 30. März 1949 an. 


Niederlande 


„März: Die Regierung protestiert bei dem bri- 
tischen und dem amerikanischen Militärgou- 
. verneur in Deutschland gegen die über die 
 „ Ostzone verhängte Wirtschaftsblockade. 


9. März: Die Regierung bietet ihren westindischen 
"Kolonialgebieten Curagao sun Surinam die 
Autonomie an. 


ärz: In Bennekom findet eine Konferenz von 
' Fachleuten der sozialistischen Parteien Europas 
statt, die sich mit Vorschlägen für die Schaf- 


fung einer europäischen Investitionsbank 


N rungsfonds befassen. 


ie Norwegen 
29. März: Das Parlament stimmt mit 130 gegen 


i eh, 
| Polen 
3: ‚Nach Beratungen zwischen dem Mini- 


ben und dem Weihbischof von Warschau, 
Zygmunt Choromanski, wirdeine Acht-Punkte- 


zwischen Staat und Kirche in Polen veröffent- 


Portugal 
März: Die ‚Regierung. beschließt den Beitritt 


Schweden 


von 100 auf 125 Millionen Kronen erhöhten 
Kredit für Neuanschaffungen für die Landes- 
verteidigung. 


a März: Das Außenministerium weist eine er- 
.  neute sowjetische Protestnote zur Frage der 
Repatriierung baltischer Flüchtlinge zurück. 


; Schweiz 
 21.März: Die Bundesversammlung beginnt 
Bern ihre Frühjahrssession. Das Arbeitspro- 
gramm sieht für die Ständekammer die Be- 
ratungen über die Bundesfinanzreform und das 
Militärversicherungsgesetz und für den Na- 
 tionalrat die Behandlung des Beamtengesetzes 
vor. 
24.März: Der Präsident des Parlamentarischen 
Rates in Bonn, Dr. Konrad Adenauer, spricht 
in Bern vor der Schweizer Gruppe der Inter- 
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Wegen häufiger ne, 


und eines europäischen Währungsstabilisie- 


13 Stimmen für den Beitritt Norwegens zum 


Erklärung über die zukünftigen Beziehungen 


März: Die beiden Kammern genehmigen einen 


in 


21: 


29, 


' Militäradministration 


nach en en der Drccee 
ausgesprochen habe, daß am 8. M 
das deutsche Volk, sondern ledig { 
Wehrmacht bedingungslos kapituliert habe. 


Sowjetunion 


Mar: Radio Moskau meldet den Abschluß 
eines auf zehn Jahre befristeten Wirtschafts- _ 


N 


4 


und Kulturabkommens zwischen der Sowjet- 


regierung und einer nordkoreanischen Delega- 


tion unter Führung des Mn; 


Kim Ir Sen. 


März: Marschall Nikolai Bulganin wird von 
seinem Amt als Minister für die bewaffneten 


Streitkräfte und Oberkommandierender der 


Sowjetarmee abberufen und der stellvertre- 
tende Minister für die bewaffnetenStreitkräfte, 
Marschall Alexander Wassiljewskij, zu seinem 


Nachfolger bestimmt. Bulganin bleibt stellver- 
tretender Vorsitzender des Ministerrates der 


29. März wird Marschall Wassiliji D. Soko- 


‘UdSSR und Mitglied des Politbüros. Am 


lowskij zum ersten stellvertretenden Minister 


für die bewaffneten Streitkräfte ernannt und 


von seinem Amt als Chef der Sowjetischen 
in Deutschland abbe- 


rufen. Sein Nachfolger wird General Nur 
Tschuikow, bisher Chef der Sowjetischen Mi- 


 litäradministration in Thüringen. 


31. 


30. 


25, 


März: Die Regierung richtet an die Veen 


ten Staaten, Großbritannien, Frankreich, Bel- 


gien, die Niederlande, Luxemburg und Kanada 
ein Memorandum zum Atlantikpakt, in dem 
der Vertrag als ein Verstoß gegen die Satzun- 


gen der Vereinten Nationen und gegen diein 


den Jahren 1942 und 1944 abgeschlossenen. 
 sowjetisch-britischen und sowjetisch-französi- 


schen Freundschaftspakte sowie die Abkom- h 
men von Jalta und Potsdam bezeichnet wird. 


Spanien | 


März: In einem spanisch-portugiesischen Kom- 


muniqu&e wird im Hinblick auf den bevor- 


stehenden Beitritt Portugals zum Atlantikpakt 


erklärt, daß der Freundschafts- und Nicht- 


angriffspakt zwischen Spanien und Portugal 
seine Wirksamkeit zur Verteidigung gemein- 
samer Interessen beibehalten habe. 


. 


Feihechoslowkei 


März: Die Nationalversammlung genehmigt 
die Gesetzesvorlage über die Organisation der 


Landesverteidigung. Das Mobilisierungsalter 


wird neu auf 17 bis 60 Jahre festgesetzt, das 
Militärpflichtalter auf 19 Jahre herabgesetzt. 
Für Frauen wird Militärdienst in Verwaltungs- 
und Sanitätseinheiten eingeführt. Die Militär- 
dienstzeit bleibt auf zwei Jahre beschränkt. 
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p nt Rakosi Zum. Präsidenten Mia 
ran | ‘Dobi zum Vizepräsidenten und 
Außenminister Rajk zum Sekretär der Organi- 3 
ten Vizeminister- sation der Volksfront gewählt. Mae ; 


Wichtige Ereignisse in der übrigen Welt 


Alike | = IC e .18.März: In den Hauptstädten der beteiligt: 
A Südafrikanische Union e Staaten wird der Wortlaut des Nordatlan! 
"28, März: Das Parlament stimmt einem Antrag zur 
Bi Billigung eines 'interimistischen Zollunions- 

Ba Bee mit ‚Südrhodesien zu. 


F ZEN ; Net 


.. .nada, Großbritannien, Frankreich, Belgien, 
öffenilicht, Di Rand und Norwegen 


_ Amerika a EN le 3 eines inneren oder von ı außen end & 


AR N Argentinien DR waffneten Angriffs (vgl. den . und 
0716: März: Staatspräsident. Peron legt den Eid auf | 
| ee neue Verung ab. ET 2073 dieser 5 aisehı Kt NER 
ur DELa 19. März: Das Athene veröffentlicht ein 
Kanada a Weißbuch zum Atlantikpakt. : 


Bi: 2. 2. März: Finanzminister Douglas Abbot führt das SD: März: Nach elfmonatigen Verhandlungen. 


' Budget im Unterhaus ein. Ein Uberschuß von schen den Eisenbahnergewerkschaften un deı 
575 Millionen Dollar aus dem laufenden Rech- Eisenbahngesellschaften einigen sich d 
Kin 4 nungsjahr soll eine Senkung der Steuern e- den Parteien auf die Einführung der 4 
Ban möglichen. BOT Fr den-Woche und die Erhöhung des Stunde 
28. März: Das Unterhaus billigt den Beitritt Ka- nes um sieben Cent. 
nadas zum Atlantikpakt mit 149 gegen 2 Der Prozeß gegen die elf führenden amer 
Stimmen. nischen Kommunisten, die der Verschwörun 
_ Verteidigungsminister | Claxton gibt bekannt, zum gewaltsamen Sturz der Regierung 
die im aktiven Dienst stehenden Streitkräfte klagt sind, wird in New York ‚wieder aufge 
hätten mit 48000 Mann die bisher höchste nommen. ai 
. Friedensstärke Erzeihf z | ai 
ae = i et 22. März: Der Aubennoiiische Ausschuß de 
präsentantenhauses billigt die Fortsetzu 


Nie = e Mexiko:  ERP für weitere fünfzehn Monate (4. Ap 
" a März: Das "Innenministerium lehnt einen An- bis 30. Juni 1950), kürzt die vorgeschlag: 


trag der Kommunistischen Partei auf offizielle — Summe von 5,58 Milliarden Dollar jedo 


Registrierung, als ‚politische Partei ab. t 200 Millionen auf 5,38 Milliarden Dollar. 
Fr a \  Senatsdebatte über die Bewilligung der ( 
der für das zweite Jahr des Europäischen W 


E: ; Ei deraufbauprogra beginnt 24. März 
nt am nz. 
29. März: Die vorläufige Regierung unter Präsi- BPESSTATI 
dent Felips Molas Lopez ordnet die Freilas- Armeeminister Kenneth Royall und General 
sung aller politischen Gefangenen an. ; Omar Bradley treten vor der Militärkommi 


sion des Senates für die Annahme des lan 
Vereinigte Staat fristigen Programms für die Verstärkung d. 
: ER Er ei Ed DAMEN ' amerikanischen Armee ein. Das Heer soll vo 
16. März: Die Abstimmung im Senat über dieGe- 698000 auf 837000 Mann, die Luftwaffe von 
‚schäftsordnung dieser Kammer bringt mit 63 59 auf 70 Geschwader erweitert werden. (Das 


. gegen 23 Stimmen den Sieg der Republikaner Budget der Regierung sieht für das Heer 
und Süddemokraten über die Truman-Demo- 677000 Mann und für die Luftwaffe 48 Ge- 
kraten. Damit ist für Senatsentscheidungen an schwader vor.) Das Repräsentantenhaus nimmt 

E' Stelle der von Präsident Truman verlangten mit 395 gegen 3 Stimmen den Gesetzent- 


einfachen Mehrheit weiterhin eine Zweidrittel- wurf an. 
mehrheit aller gewählten Senatoren nötig. 
Die Regierungen von Italien, Portugal, Island 
und Dänemark werden offiziell zur Beteiligung 
am Atlantikpakt eingeladen. 
17. März: Moshe Sharett trifft zu seinem ersten In Washington werden zwischen 42 Nationen 
offiziellen Staatsbesuh als Außenminister Vereinbarungen über den Weltweizenhandel 
Israels in New York ein. getroffen. 456,284 Millionen Bushels sollen 


23. März: Die ECA bildet eine neue Abteliie zur 
Unterstützung der europäischen Länder bei der _ 
Erschließung ihrer Kolonialgebiete. 
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jährlich von Kanada (203,070), den Vereinig- 


ten Staaten (168,070), Australien (80,000), 
Frankreich (3,307) und Uruguay (1,837) an 37 


“ importierende Länder geliefert werden. Groß- 


britannien steht mit 177,068 Millionen Bushels 
jährlich an der Spitze der Importeure. Der 
Höchstpreis wird auf 1,80, der Mindestpreis 
auf 1,50 Dollar je Bushel festgesetzt. 


Der Senat bestätigt mit 50 gegen 11 Stimmen 
Dr. James Boyd als Direktor des Bundes- 
amtes für Bergbau. Die rund 470000 Berg- 
arbeiter, die auf Veranlassung ihres Präsiden- 


‘ten, John L. Lewis, am 14. März 1949 gegen 
die Bestätigung Boyds in den Streik getreten 


24, 


waren, nehmen am 28. März die Arbeit wie- 
der auf. 


Entgegen den Anträgen der Regierung be- 
schließt der Senat, die Entscheidung über Wei- 
terführung oder Aufhebung der Mietzinskon- 
trolle den einzelnen Staaten und Gemeinden 
zu überlassen. 


März: Außenminister Dean Acheson bezeich- 


net sowjetische Anschuldigungen, die Ver-. 


. einigten Staaten wollten Iran in eine amerika- 


29. 


29: 


17: 


19. 


21. 


nische Militärbasis verwandeln, als unwahr. 


März: Eine dreitägige Weltfriedenskonferenz 
findet auf Einladung des amerikanischen Na- 
tional Council of Arts, Sciences and Profes- 
sions in New York statt. Die Delegierten — 
unter ihnen’ auch solche der osteuropäischen 
Länder — gehören zum größten Teil der Kom- 
munistischen Partei an. 


März: Präsident Truman unterzeichnet ein Ge- 
setz, das die amerikanische Regierung ermäch- 
tigt, die Hälfte der für den Sonderfonds der 
Vereinten Nationen vorgesehenen 32 Mil- 
lionen Dollar zur Hilfeleistung für Flüchtlinge 
in Palästina zu verwenden. 


Asien 

Burma 2 
März: Nach offiziellen Berichten aus Rangun 
ziehen sich die Regierungstruppen auf das Ge- 
biet von Rangun zurück. Nach Ablauf des Am- 
nestieangebotes der burmesischen Regierung 


am 17, März, das ohne Beantwortung geblie- . 


ben war, gehen die Regierungstruppen gegen 
die in der Nähe des Reishafens Bassein kon- 
zentrierten Aufständischen vor. 


China 


März: Nach Mitteilung eines Regierungsspre- 
chers bereiten sich kommunistische Einheiten 
in Stärke von etwa 100000 Mann auf die 
Überquerung des Jangtsekiang vor. 


März: Ministerpräsident Ho Ying-tschin bildet 
eine neue Regierung. Außenminister wird der 
chinesische Botschafter in Moskau, Dr. Fu 
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24, 


29 


30. 


24. 


30. 


16. 


Im Parlament wird Klage gegen den früheren 
Ministerpräsidenten Sun Fo eingebracht, der 
10 Millionen Gold-Yuan an Staatsgeldern 
unterschlagen haben soll. 


März: Anläßlich des ersten Zusammentritts 
des neuen Kabinetts gibt der Ministerpräsi- 
dent sein Regierungsprogramm bekannt: Frie- 
densschluß, eine Armeereform, eine politische 
Reform, die die Korruption innerhalb der Ver- 
waltung ausschließen soll und autonome lokale 


‚Regierungen vorsieht, sowie die Erhöhung des 


Lebensstandards der arbeitenden Bevölkerung 
durch Senkung der öffentlichen Ausgaben, 
Stabilisierung der Finanzen und Sozialisierung 
bestimmter Industriezweige. 


März: General Tschang Tschih-tschung, der 
Hauptdelegierte für die Friedenskommission, 


fliegt nach Chikov zu einer Unterredung mit 


Tchiangkaischek. Am 31. März begibt sich 
die nationalchinesische Friedensdelegation 
nach Peking. Führer der kommunistischen De- 
legation ist General Tschou Fu-lai. 


Ministerpräsident Ho Ying-tschin weist die 


Truppen an, die gegenwärtigen Stellungen 


während der Friedensverhandlungen zu halten. 


Indische Union 
März: Der stellvertretende Premierminister 
Sardar V. Patel verkündet die Errichtung. des 
Vereinigten Staates von Rajasthan, der vier- 
zehn Staaten mit einer Bevölkerung von 12Mil- 
lionen und einem Gebiet von 121 000 Quadrat- 
meilen umfaßt. 


Indochina 


März: Aus Nordtongking werden Angriffe 
vietnamesischer Truppen, die von starken, aus 
den Provinzen Kwangsi und Jünnan vordrin- 
genden kommunistischen chinesischen Banden 
unterstützt werden, auf französische Militär- 
posten gemeldet. 


Indonesien 


März: Die niederländische Armee gibt Pläne 
für die Aufstellung einer neuen föderalisti- 


schen Armee in Indonesien bekannt, die die 


niederländischen Expeditionsstreitkräfte ab- 
lösen soll. 


Israel 
März: Die israelischen und die transjordani- 
schen Vertreter bei den Waffenstillstandsver- 
handlungen auf Rhodos einigen sich auf eine 
Demarkationslinie in Jerusalem. 


Der Vermittler der Vereinten Nationen, Dr. 
Bunche, gibt bekannt, nach genauen Unter- 
suchungen sei es im Gegensatz zu Meldungen 
aus Amman zu keinen Zusammenstößen zwi- 
schen jüdischen und arabischen Truppen im 


‚Gebiet von Akaba gekommen. 
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"Ping-tschang, Innenminister wird Li Han-yun. 


. 16. März: Die Fernostkommission in Washington‘ 


ELTNTN 
ä | 


17. März: 


"der Vereinten Nationen in Palästina, Dr. 


. „Bunche, an den Sicherheitsrat hat die syrische_ 


Regierung eineEinladung zu Waffenstillstands- 
verhandlungen mit Israel angenommen. 

Ein Regierungssprecer erklärt, Berichte, wo- 
nach jüdische Truppen die transjordanische 
Grenze nördlich von Akaba überschritten 
haben, entbehrten jeder Grundlage. 


22. März: Die Regierung protestiert beim Sicher- 


heitsrat gegen die Anwesenheit britischer 
Re in Akaba. 


z 


Japan 


beschließt, die Kriegsverbrecherprozesse Sk 
Japaner einzustellen. 


General Douglas MacArthur erklärt, 
daß er auf seinem Posten als Oberbefehlshaber 
der alliierten Streitkräfte in Japan zu bleiben 
gedenke, bis ein japanischer Friedensvertrag 
unterzeichnet sei. 


Libanon . 


29, März: Zwischen Israel und Libanon wird in 
Ras el Nakura ein Waffenstillstandsabkommen 


unterzeichnet. 


Philippinen 


19.März: Präsident Elpidio Quirimo bittet die 


Vereinigten Staaten, die Initiative zur Grün- 
dung eines dem Atlantikpakt ähnlichen Pazi- 
fikpaktes zu ergreifen, um den Kommunismus 
im Fernen Osten zu bekämpfen. 


Siam 


17. März: Die Regierung deckt eine neue Ver- 


schwörung gegen Premierminister _Phibun 
Songgram auf. 


26.März: Der Staatsrat verkündet die Ratifizie- 


rung einer neuen Verfassung, die eine Ver- 
stärkung der königlichen Machtbefugnisse 
vorsieht. 


Syrien 


30. März: DieRegierung Khalid el Azem wird vom 


Chef des Armeestabes, Oberst Hosni Zaim, 
gestürzt. 


Transjordanien 


17. März: Die Regierung beschwert sich bei dem 


Vermittler der Vereinten Nationen, Dr. Bunche, 
daß die israelischen Truppen durch ihre Lan- 
dung bei Ein Geddi 8 Meilen innerhalb der 
Demarkationslinie an der Westküste des Toten 
‚Meers das Feuereinstellungsabkommen vom 
11. März 1949 gefährdeten. — In den von ihr 
militärisch kontrollierten Gebieten Palästinas 
setzt die Regierung Zivilverwalter ein. 
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16. 


' 16. bis 31. März 1949 


2. März: Nah" einer 7 Meldung a Vermiitlers 21. März: Ein Sprecher des britischen Außenmini- 


steriums bestätigt, daß dem Ministerium durch 


den britischen Geschäftsträger in Amman am . 


17. März ein- Ersuchen der transjordanischen 


Regierung übermittelt wurde, wonach die in 


Akaba stationierten britischen Truppen die 


Grenze Transjordaniens bis Gharandal ab- 


patrouillieren sollen, um israelische Grenz- 
überschreitungen zu verhindern. Am 23. März 
weist das britische Außenministerium die An- 
schuldigung des UN-Vermittlers, Dr. Bunche, 


vom 22.März zurück, daß die Anwesenheit Are 
britischer Truppen in Akaba den Waffenstill- an 


stand in Palästina verletze. 


Türkei 
März: Außenminister Nejmedin Sadak erklärt 


vor der Nationalversammlung, daß die Türkei 


wegen ihrer geographischen Lage niemals an 
einen Beitritt zum Atlantikpakt gedacht habe, 


ihn aber als ein Instrument des Friedens und 
der Sicherheit begrüße. Hinsichtlich eines Mit- 
telmeerpaktes seien noch keine konkreten Ab- 


machungen getroffen worden. 


Australien 
Australischer Bund 


19. März: Premierminister Chifley begrüßt den I; 
Atlantikpakt als ein wirksames Abwehmittel 


16. 


22; 


23. 


28. 


gegen den Krieg. Er führt mit dem britischen 
Staatssekretär für koloniale Angelegenheiten, 


Lord Listowel, vor dessen Abreise nach Neu- 
seeland eine weitere Besprechung über den 


Pazifikpakt. 


Organisation der Vereinten Nationen 


März: 
Bericht des Sachverständigenausschusses zur 


Lösung der Berliner Währungsfrage. Die Kom- 


mission hält eine Fortführung ihrer Arbeit für 
zwecklos. 


März: Der Generalsekretär der Vereinten Na- 


tionen, Trygve Lie, gibt die Ernennung des 
amerikanischen Admirals 
zum Plebiszitkommissar für Kaschmir bekannt. 


März: Der Sicherheitsrat nimmt mit acht Stim- 
men bei drei Enthaltungen einen kanadischen 
Vorschlag an, der die Kommission der Ver- 
einten Nationen in Indonesien veranlassen 
soll, zwischen den Niederlanden und den repu- 


blikanischen Führern eine Vorbesprehung 


zur Wiedereinsetzung der indonesischen repu- 
blikanischen Regierung zu vermitteln. 


März: Die Schweiz wird als achtzehntes Mit- 
glied in die Internationale Flüchtlingsorganisa- 
tion (IRO) aufgenommen, 
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Der Sicherheitsrat veröffentlicht den. 


Chester Niemitz 
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Flucht nach Europa? 


Um die deutsche Haltung zum Europaproblem 


Französisch-britische Problemstellung 


„Die Grundlage der Westunion muß die britisch- 
französische Verständigung sein, und der Prüfstein für 


ihren Erfolg wird es sein, ob sie die deutsche Frage 


‘lösen kann.“ 


Mit diesen Worten begann R.H.S. Crossman, 
Mitherausgeber des „New Statesman and Nation“ 


und einer der führenden Parlamentsabgeordneten 


der Labour Party, Mitte Januar 1949 seinen Vor- 
trag über Deutschland in einem Rundgespräch 


der britischen Rundfunkgesellschaft BBC zu den 


Problemen der Westunion. Crossman ging dabei 
von den weitverbreiteten Zweifeln über die Sta- 
-bilität und wirtschaftliche Lebensfähigkeit Frank- 
reichs aus. Besonders in den Vereinigten Staaten 
habe in den letzten Monaten die Auffassung Raum 
gewonnen, man müsse die „Westunion“ so kon- 
struieren, daß sie auch ohne französische Unter- 
stützung verteidigt werden könne. Im Süden ein 
starkes, gerüstetes Spanien, im Norden ein zufrie- 
dengestellter westeuropäischer Staat, mit diesen 
beiden Stützen — so denke man dort in manchen 
Kreisen — könne die „Westunion" auch ein inner- 
lich zerrissenes Frankreich aufrecht erhalten. Cross- 
. man meinte dann, man könne den Amerikanern 
aus dieser Haltung keinen Vorwurf machen, son- 
dern müsse vielmehr anerkennen, daß sie heute 
'im Gegensatz zu der britischen Politik nach dem 
Ersten Weltkrieg bereit seien, sich aktiv in die 
kontinental-europäische Politik einzuschalten. Sie 
seien von dem Extrem des Morgenthau-Planes ins 
Gegenteil verfallen und drängten nun, teils aus 
mangelndem Vertrauen gegenüber Frankreich, 
teils um ‚Dollar zu sparen, auf eine möglichst 
rasche Erholung Westdeutschlands. 

Dies wäre noch nicht so schlimm, wenn diese 
amerikanische Politik durchführbar wäre. Sie sei 
es jedoch nicht. Die Völker, die die deutsche Be- 
setzung mitgemacht haben, würden sich, wenn sie 
zur Wahl zwischen dem Kommunismus und einer 
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_ Wiederkehr der deutschen Gefahr gezwungen wür- 


den, für den Kommunismus entscheiden. Je mehr 
die Vereinigten Staaten. Deutschland gegenüber 


Frankreich favorisierten, desto mehr würden die. 
französischen Kommunisten sich als die eigent- 


lichen Verteidiger Frankreichs und Europas her- 
ausstellen können. 


Das Schicksal der Westunion hänge daher, 


meinte Crossman, von der französisch-britischen 
Verständigung über Deutschland ab. Die britische 


Politik müsse aufhören, aufdie „französische Emp- 


findsamkeit* Rücksicht zu nehmen und die Fran- N 


zosen zu patronisieren, als ob sie unter einer 


„Deutschland-Psychose“ litten. In gewisser Hin- 


sicht verstehe Frankreich Deutschland besser als 
Großbritannien. Bewußt oder unbewußt wollten 
alle Deutschen, ob Nationalisten, Sozialisten oder 
Kommunisten, eine europäische Einheit unter 


deutscher Führung. Dies habe selbst für ein zen- 


tralisiertes Westdeutschland in einem geteilten 
Europa seine Geltung. 43 Millionen Deutsche, 
denen man erlaube, die Ruhr nach eigenem Er- 
messen zu entwickeln, und die man ermutige, sich 


durch Exportförderung von der amerikanischen 


Hilfe unabhängig zu machen, würden innerhalb 
von zehn Jahren die Westunion, falls diese 
aus unabhängigen Nationalstaa- 
tenbestehe, dominieren. 


Ein westdeutscher Staat werde, durch seine in- 
nere Dynamik getrieben, nicht nur die Ostzone, 
sondern auch die jetzt zu Polen und der Sowjet- 
union geschlagenen Ostgebiete zurückgewinnen. 
Um die Einheit des deutschen Volkes wiederher- 
zustellen, werde der westdeutsche Staat schließ- 
lich gezwungen sein, das alte System des Aus- 
spielens von West gegen Ost wieder aufzuneh- 
men. Dies liege nicht an irgendwelchen grundsätz- 
lich schlechten Eigenschaften der Deutschen, Je- 
des wirklich vitale Volk mit einer historischen 
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Vergangenheit wie Deutschland werde das gleihe 
‚tun. Man dürfe daher den Deutschen darauskeinen 
Vorwurf machen, aber die britisch-französische 
' Zusammenarbeit müsse auf dieser Tatsache auf- 
; _ gebaut sein. Die Engländer müßten daher einige 
% ihren) lange chen erkuielle aufgeben. Pr 


stellen nur Überlegungen ans Licht, 
Scheitern der Londoner Außenmini: 
im Dezember 1947 als Unterströmung in der fran- 

. zösischen wie in der ‚britischen Haltung gegen- 8 
über Deutschland feststellbar sind. Jeder Deutsche, 
der sich ernsthaft mit den Problemen der West- 
union befaßt, mußte in den letzten Monaten An- 
zeichen dieser Haltung hier und dort in der Presse 
und den Äußerungen der Staatsmänner heraus- 
spüren und sich damit auseinanderzusetzen.. 

Wie ist nun die deutsche Haltung gegenüber 

a gegenüber Deutschland bedeute jedoch dieser Frage, die vom deutschen Standpunkt aus 

keineswegs, daß die Engländer auch die von den den eigentlichen Kern des Europaproblems dar- 

Franzosen vorgeschlageneLösungfürdasdeutsche stellt? | 

OR oblem annehmen sollten. Die französische Dia- Wer die Mißverständnisse und Mißdeutungen 
te) ose sei gut, die vorgeschlagene Kur jedoch un- verfolgt hat, die aus deutschen Äußerungen zum 

urchführbar und wirkungslos. Es sei sinnlos Problem der Remilitarisierung entstanden sind, . 

\ zu hoffen, daß man Deutschland auf die Dauer wird sich hier besonders vor verallgemeinernden 

| i ‚durch Reparationen schwächen und ihm die ein- Urteilen hüten und die Bedeutung mus Stim- 
‚seitige ‚Internationalisierung seiner Schwerindu- men nicht überschätzen. ! 

- strie aufzwingen könne. Die Amerikaner würden 


 dafür.keine Dollars zahlen, die Deutschen sih um 15. Februar 1949 in der in Freiburg im Breisgau 
cht auf lange mit dem Status eines Kolonial- erscheinenden Zeitschrift „Die Gegenwart“ ver- 
dem sa zufrieden geben. So kommt Crossman zu sffentlichte Artikel „Flucht nach Europa“ (ge- 
zeichnet M. F.) als Ausdruck einer heute in Re 
udn en d Deutschland weitverbreiteten Denk- und Gefühls- 
„Die deutsche Gefahr kann nur beseitig ‚werden, G } / ip 

venn man die 43 Millionen Einwohner Westdeutsch- Atung, besonderer Beashlung WenaDe a 
lands zu Europäern macht und gleichzeitig mit der stellt die Frage in den Vordergrund, ob Europa 
Ruhrindustrie auch die Industrien Luxemburgs, Bel- auf die Dauer auf den Einflußbereich der atlan- 


giens, des Elsaß und Großbritanniens internationali- tischen Mächte, „die atlantische Küstenpromer 
rt. Die Alternativen sind klar. Wenn wir entschlos- nade“, beschränkt bleiben solle. 


könne, und die Sozialisten müßten einsehen, daß 
‚die 0 der SEN EHNAUSIDI diese en 


Trotz dieser Einschränkung erscheint uns der 


‚sen sind, unsere nationale Souveränität zu bewahren FEN 
und aus der Westunion eine Union souveräner Staa- Was soll aber dann aus der europäischen Mitte 
ten. zu machen, dann wird sich die amerikanische Auf- werden? N | 


® 


„Für die Deutächen wird — das ist der augenblick- 
ereidbewicht der Mächte in Europa zu bestimmen und liche Stand der Dinge — in all diesen ‚europäischen 
_ mit der Wiederherstellung des Reiches zu beginnen. Kommissionen und Gremien ein Platz freigehalten, 
k In diesem Falle ist ein dritter Weltkrieg unvermeid- für die Generale, die für Deutschland reden, und sogar 
i für die Vertreter einer deutschen Regierung. Fürs erste 
für. eine britisch-französische Verständigung bietet, ist ist unter Deutschland Westdeutschland verstanden. Der 
0 ‘der rasche Fortschritt in der Entwicklung der Ver- eine Kopf des siamesischen Zwillings, der Deutsch- 
einigten Staaten von Westeuropa, denen die Staaten land heißt, darf also in irgendeiner Zukunft ja oder 
' von Westdeutschland (vereinigt in einer losen Födera- nein in einem europäischen Parlament sagen .. .“ 
tion) angehören. Diese westeuropäische Union würde 

die Deutschen der Ostzone unter russischer Kontrolle Demgegenüber wird aber in der „Gegenwart“ 
' belassen. Dies wäre jedoch vom Standpunkt West- festgestellt: 
europas nicht schlecht. Denn die Voraussetzung für 
den Frieden Europas ist eine Situation, die die Wieder- „Die Geschichte macht keine Sprünge. Sie besteht 
herstellung des Reiches unmöglich macht und sowohl aus dem Tag ebensogut wie aus dem Jahrhundert. 
die Amerikaner daran hindert, ein einiges Deutsh- Deutschland kann daher nicht der Flüchtling aus dem 
land gegen die Russen auszuspielen, wie sie auch die Schicksal werden. Es kann nicht mitmachen in Europa, 
Russen daran hindert, ein einiges Deutschland gegen bevor es wieder da ist ... Es gibt keine Flucht 
die Amerikaner auszuspielen.' Deutschlands und aus Deutschland.“ 


\ 
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San Könnte: es nicht brüßer als Monake Werken 
ein guter Europäer zu sein, genügt es nicht, 

‚Vaterland zu haben. Das internationale Publikum \ 
Monte Carlo ans vom Menah House Hotel an 


schen Be — es wäre müßig, es zu bestreiten — 
nicht zuletzt von der Epidemie des ‚Mitmachens‘. Die 
- Deutschen als ein Volk der Geschlagenen und Zurück- 
gesetzten wollen wieder einmal dabeisein. Europa 
Rt ist daher für die Deutschen vor allem ein Passier- 
schein aus dem deutschen Ghetto heraus. Heine hat 
einmal die Taufe, das Eintrittsbillet der Juden in die 
europäische Kultur genannt. Darum lassen sich nun die 
‚Deutschen europäisch taufen, um einem Pariadasein az 
zu entrinnen. Die im Ausland, die anders handeln Ein europäisches Deutschland : 
‚würden, mögen den ersten Stein werfen... Ein be- 

'siegtes Volk ist eben wie ein Maulwurf, RR sich ins „Wir müssen ihnen beibringen, ‚Europa, Europ 
Freie wühlen will. Uberall sieht man daher über älles' zu singen, oder sie werden niemals Ruhe ar 
Deutschland die Maulwurfshügel verstreut. Sie haben Diese Worte Arthur Koestlers finden s 
. verschiedene Namen, Marshall-Plan, Weltbürgertum, dem soeben ersdiienenen. Buch Karl ©: 
_ Remilitarisierung, Europaprogramm ... Von Europa. Dr 5 REBERS . De 
reden daher viele, denen Europa a gleichgültig über „Ernst Jünger, Weg und Wirkung” als N 
"ist. Sie würden auch bei einer internationalen Roh- über einem Kapitel, das „Patrioten Europa 
 köstler- oder Feueranbetungsbewegung mitmachen,  titelt ist. Sprechen aus dem Aufsatz ah 
wenn diese nur die Deutschen mitschwimmen ließe. „Gegenwart“ Resignation, Ironie und Re er 
IK Vielen wäre es lieber, wenn sie in einer deutschen 
Uniform ‚mitmachen‘ en der europäische Ko- 
 stümzwang ist ihnen lästig . 


sein nationales. Gewand hindurih sieht. Barden 
eine europäische Politik aufbauen zu wollen, wäre 
gefährlich wie auf das große, seltene Menschentum 
.. der: Magen eine Ordnung‘ zwischen den Menschen. 


\ 


ment des seiner Bildungsvormacht bera 
national-liberalen Bürgertums, so ist Paetels . 
Europa bedeutet daher — ineuieinsberemkäise en liegen ’Berielesenı zwar In New York gesihtL 


für viele die Flucht Deutschlands aus der Niederlage. NEN; der deutschen geistigen Situation jedoch 
DI Es’ gibt im Ausland auch genug Menschen, die in der nahe stehenden Buch „die Rückgewinnung 
Europabewegung nur den Versuch sehen, die Sieger konservativen Substanz“ als positive Frucht 
um den Sieg zu prellen. Aber die Europabewegung hat grausigen Lehre der letzten Jahre. Dabei soll 

auch noch ein zweites Gesicht. Sie wird von vielen, all- RR 
zu vielen so verstanden, daß die Deutschen um Deutsch- Werk Ernst Jüngers, insbesondere seine 1 
AR "land geprellt werden sollen. Die einen möchten durch Schriften „Auf den Marmorklippen“, „Gärten 
Europa ganz Deutschland den Weg ins Freie öffnen; Straßen“ ‚und vor allem seine Studie über 
für viele aber ist Europa eine Flucht aus dem geschla- - Frieden, die „gemeinsame europäisch- -deut 
_ genen Deutschland, ein ‚exit permit' aus dem deutschen Lebenslinie“ wieder lebendig machen und 


Elend. . Den Deutschen wird gesagt, sie sollten den a hehe Danken a a 
Sprung Kinder nach Europa machen und sich nicht bei nationalstaatliche Denken der um Ihren eigenen 


dem flüchtigen Zwischenzustand aufhalten, der Deutsch- Weg kämpfenden Völker durch willensmäßig in Ar 
, land heißt. Die deutschen Länder, nicht Deutschland Einmündung in ein gesamteuropäisches Schicksal 
als ein Ganzes, sollen, heißt es, in eine europäische überwinden. Damit ist allerdings vor allem di 


Föderation eintreten. Neben Briten und Franzosen Be 5 Bra M 
„Bewußtmachung der gemeinsamen geistigen B 
würden dann Südbadener und Lippe-Detmoldianer £ > I ge g g g Du; 
wegungsgesetze“ gemeint und erst in zweiter 


sitzen. Die Deutschen hat man vielfach schon zu Ehren- 
mitgliedern Europas gemacht. Sie sind die Leute, die Linie ein sich organisatorisch auswirkendes staats- 


oh 


kein Vaterland mehr haben, an das sie Europa ver- politisches Schema. $ ‘ 
raten könnten. Durch das Ruhrstatut bringen die Deut- Paetel erhofft sich von dem Weg Ernst enger Rene 


schen das Gründungskapital für die europäische Wirt- 
schaftseinheit ein, während es gleichzeitig für die das „verantwortliche, langsam tastende Wieder- 


Franzosen den wirtschaftlichen Anreiz und den Zwang finden der deutschen geistigen Position" auflange 
beseitigt, sich einer europäischen Wirtschaftsgemein- Sicht. Die Friedensschrift Jüngers erscheint ihm 
schaft anzuschließen. Es gibt ein Europa, das uns als „vielleicht um fünfzig Jahre vorweggenommen“. 


ein Deutschlandersatz angeboten wird. Da können wir Y; PER 
mitmachen, wenn wir nicht mehr wir sein wollen. Es Aber': „Irgendwann muß Deutschland wieder 


scheint mitunter, als genüge es, ein schlechter Deut- 
scher zu sein, um ein guter Europäer zu werden ... 1) Vgl. Karl O. Paetel: Ernst Jünger, Weg und Wir- 

Allzuviele Europäer sehen wir über unseren Weg kung. Eine Einführung. Stuttgart, Verlag von Ernst 
laufen, aber der echte, von dem vergeistigten Erbe Klett; 1949, S. 209. 
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Partner werden, d. h. es muß dort wieder 
politische Elemente geben; die Sou- 
veränität des geeinten Reiches muß — mit den 
Begrenzungen, die eine internationale Sicherheits- 
und Völkerbundsordnung allen Nationalstaaten 


auferlegen wird — wiederhergestellt werden.” 


„Zuerst Europa” 


„In Deutschland kann kein Aufstand den Rang einer 
Neuordnung gewinnen, der gegen Deutschland gerich- 
tet ist." 

Dieser auch von Paetel zitierte Satz aus dem 
Buche Ernst Jüngers „Der Arbeiter, Herrschaft 


‚und Gestalt“ weist auf ein zentrales Problem, das 


heute überall auftaucht, wo die politische und 
wirtschaftliche Integration Europas ins Auge ge- 


‘ faßt wird: Darf ein Volk seine eigene Nationali- 


tät „überspringen“? Eine ausführliche Antwort 
gibt darauf der bekannte Westschweizer Publizist 


‘ Denis de Rougemont (vgl. auch Europa-Arciv 


7/1949, S. 2012) in der Aprilnummer der „Frank- 
furter Hefte” in einem OR unter dem Titel 
„Zuerst Europa": 

„Man fragt: Was ist das, die Einheit Europas? Ist 


es etwas Kulturelles? Oder Politisches? Oder Wirt- 


schaftliches? Das sind sehr schöne Themen für Artikel 


und selbst für Doktorarbeiten, aber uns geht es um 
.den Frieden, den man sofort retten muß. Im feierlich- 


sten Ton wiederholt man uns, Europa, das seien Pascal 
und Goethe, Dante und Shakespeare, Paul Valery und 
wer noch. Ja ja, ganz gewiß. Nur leider, das wirkliche 
Europa ist durchaus nicht bloß eine Gesellschaft von 
Geistern ... Auch jene gehören dazu, die niemals 
die Helden irgendwelcher Romane waren, und die 
politisch Ahnungslosen. Mit allen diesen Menschen 
und für sie, selbst gegen sie, müssen wir nun Europa 
bauen. 

Aber die ganz Klugen werden kommen und sagen: 
Alle diese Leute — was gibt es denn Gemeinsames 
unter ihnen, welche Einheit sehen sie in allem dem? 


‚ Nun, das wiederum ist einfach: Alle diese Leute teilen 


das gleiche Schicksal, das Schicksal Europas; das will 


heißen: Wenn man nichts tut, dann werden sie einer 


nach dem andern annektiert, kolonisiert, atomisiert 
werden; und dann — dies ist womöglich noch ein- 
facher — allen diesen Leuten ist gemeinsam der Ekel 
am Krieg und die unendliche Angst vor ihm, und wir 
wollen für sie und mit ihnen den Frieden machen .. 
Niemals aber hat diese Einheitlichkeit unseres 
Schicksals, nicht einmal auf dem Gipfelpunkt des 
Mittelalters, für Europa eine Uniformierung unserer 
Doktrinen und damit also eine Erstarrung mit sich 


hängig zu machen von einer intellektuellen oder poli- 
tischen Vereinheitlichung der Sitten und der Dok- 
trinen, oder vom Sieg einer Ideologie... In Erman- 
gelung einer Ideologie gibt es jedoch eine politische 
Methode, die uns dazu bestimmt erscheint, die euro- 
päische Krise zu überwinden. Es ist die föderalistische 
Methode .. 


Wir wissen, daß unsere Aktion münden muß in eine 
tiefgehende Veränderung der Welt, wie sie ist, denn 
sie zielt auf sie als Ganzes, von Natur aus, ihrem 
eigenen Wesen entsprechend und dem Wesen der 
Hindernisse, die sie auf ihrem Weg zu einem föderier- 
ten Europa und zum Frieden findet... . Be 


Nicht einen Augenblick denken wir daran, die 
Nationen zu zertrümmern, die Unterschiede unter 
ihnen aufzuheben oder zu bestreiten, daß es für 
unsere Länder sehr autonomer Verwaltungen bedarf; 
womit wir aber ein Ende machen wollen, das ist die 
Setzung der Nation selbst als’ Staat.: Es ist die Be- 
schlagnahme ihrer lebendigen Kräfte durch die hirn- 
lose Maschine des Staates, und es ist ‚endlich das 
Dogma und die Praxis der absoluten nationalen Sou- 
veränität.‘ 

Überblickt man diese Entwicklung im ganzen, 
so zeigt sich trotz aller Meinungsverschiedenheiten 
die Gemeinsamkeit verschiedener Begriffe; Persön- 
lichkeit, Staat, Souveränität, Abendland, Europa. 
Wie die Diplomaten alter Schule ihre Berufs- 
sprache hatten, deren Feinheiten dem Außen- 
stehenden nicht zugänglich waren, so zeigt die 
hier angewandte Sprachweise — lange Zitate 
können dies noch deutlicher machen — trotz aller 
gegensätzlicher Auffassungen, daß man sich hier 
in exklusiver Gesellschaft befindet. Noch ist das 
europäische Gespräch ein geistiges Florettfechten 
in kleinen Gruppen, im Gegensatz zu dem schwe- 
ren Geschütz, das zwischen Ost und West in der 
Auseinandersetzung um den Atlantikpakt in die 
Schlacht geführt wurde (vgl. hierzu den Beitrag 
„Die sowjetische Außenpolitik und der Abschluß 
des Atlantikpaktes" auf den Seiten 2093 bis 2100 
dieser Folge). Immerhin bahnt sich hier eine erste 
Begegnung und Aussprache über die deutschen 
Grenzen hinweg an. 


Der Ministerpräsident von Nordrhein-West- 
falen, Arnold, faßte diesen Gedankengang am 
17. April 1949 in einer an Belgien gerichteten 
Dankrede für die Zurückstellung der von Belgien 
geforderten Gebietsabtretungen in einen Satz ZU- 
sammen: 


„Deutschland bleibt unser Heimatland, Europa aber 
soll unser Vaterland werden." Co 


gebracht... 

Deshalb also wäre es verbrecherisch — vor allem 
freilich unmöglich —, die Einheit des Kontinents ab- 
2092 


Europa-Archiv / 5. Mai 1949. 


[4 
>, 
in 


a 8 


D 


a h 


OLITISCHES ARCHIV 


5. MAI 1949 


9. FOLGE 


Die sowjetische Außenpolitik 


und der Abschluß des Atlantikpaktes 


«On se trouve donc en presence de la manoeuvre classique consistant ä lever le poing 
et A tendre la main en m&me temps.» N 


% 


Le Monde vom 1.Februar 1949. 


Die Hauptphasen der Paktverhandlungen 


In Folge 1 und 2 dieses Jahrganges berichteten wir 
ausführlich über die Vorgeschichte des Brüsseler Fünf- 
' mächtepaktes (vgl. Europa-Archiv 1/1949, S. 1755— 1767) 

und die Entstehung des Westblocks (vgl. Europa-Archiv 
2/1949, S. 1810—1822). Unser letzter Bericht schloß mit 
dem Kommuniqu& des Konsultativrates der Brüsseler 
Paktmächte vom 26. Oktober 1948, in dem die „voll- 
kommene Übereinstimmung der Ansichten des Rates 
über den Grundsatz eines Atlantikdefensivpaktes und 
die in diesem Zusammenhang zu unternehmenden 
Schritte” festgestellt wurde. Damit traten die seit Juli 
1948 in Washington zwischen den Vereinigten Staaten 
und Kanada einerseits und den Mächten des Brüsseler 
Paktes andererseits geführten Paktverhandlungen in 
ihr entscheidendes Stadium. 


Am 28. Oktober 1948 veröffentlichte das Organ 
der Kommunistischen .Partei der Sowjetunion, die 
Prawda, ein Interview Stalins, in dem dieser 
erklärte, die Vereinigten Staaten seien an einem Über- 
einkommen und an einer Zusammenarbeit mit der 
Sowjetunion nicht interessiert. Die Politik der gegen- 
wärtigen Führer in den Vereinigten Staaten und Groß- 
britannien sei eine Politik der Aggression und der 
Entfesselung eines neuen Krieges. Die gleichen Be- 
schuldigungen, jedoch ausdrücklich gegen die West- 
europäische Union, den Atlantikpakt und den Mittel- 
meerblock gerichtet, erhob Außenminister Molotow 
in seiner Rede zum 31. Jahrestag der Oktoberrevolu- 
tion, die er am 6. November 1948 in Moskau hielt. 


Am 11.November 1948 erklärte General Franco, 
Spanien sei bereit, an einem Verteidigungspakt des 
Westens teilzunehmen, und am 19. November bezeich- 
nete der portugiesische Ministerpräsident Salazar 
den Atlantikpakt in einer Ausdehnung von, Skandina- 
vien bis zur Iberischen Halbinsel auf der europäischen 
Seite als eine strategische Notwendigkeit. 


Nachdem sich die ständige Organisation des Konsul- 
tativrates der Westeuropäischen Union in London am 
28. November 1948 über den Entwurf des Atlantik- 
paktes geeinigt und denselben nach Washington und 
Ottawa übermittelt hatte, begannen am 10. Dezember 
1948 in Washington die offiziellen Besprechungen zwi- 
schen Vertretern der Vereinigten Staaten, Kanadas 
und der Westeuropäischen Union über gemeinsame 
Sicherheitsprobleme. 
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Marshall veröffentlichte das 


Anfang Januar 1949 gaben. die norwegische, die 
dänische und die italienische Regierung zu verstehen, 


daß sie bereit seien, Vorschläge über einen etwaigen I 
Beitritt zum Atlantikpakt zu erörtern. Eine Woche nach. 


dem Rücktritt des amerikanischen Außenministers 
State Department 
einen Bericht über „Kollektive Sicherheit im nord- 
atlantischen Raum‘, der auf die Schwierigkeiten der 


Nachkriegsbeziehungen zwischen der Sowjetunion und 


dem Westen hinweist. Der Bericht erklärt, die sowjeti- 
schen Obstruktionsmethoden in den Vereinten Natio- 
nen hätten es notwendig gemacht, daß die freien Natio- 
nen nun zu ergänzenden Sicherheitsmaßnahmen grei- 
fen. Am gleichen Tage gab ein Sprecher des amerika- 
nischen Außenministeriums bekannt, künftig würden 
diejenigen Länder bevorzugt mit amerikanischen Waf- 
fen beliefert, die in der Vandenberg-Resolution vom 
11. Juni 1948 (vgl. den Wortlaut in der Dokumenta- 
tion dieser Folge auf Seite 2115) genannt sind. 
Wie stark der‘ Abschluß des Atlantikpaktes mit Be- 
ginn des Jahres 1949 in den Vordergrund der ameri- 


kanischen Außenpolitik rückte, zeigt die Antrittsrede 


Trumans vom 20. Januar 1949, in der er die Fertig- 
stellung des Atlantikpaktes als eines der Hauptziele 
der amerikanischen Politik bezeichnete. Wenige Tage 
später, am 25. Januar 1949, gaben auch der kanadische 
und der britische Außenminister Erklärungen ab, in 
denen der Wunsch nach einem baldigen Abschluß des 
Atlantikpaktes zum Ausdruck kam. Auch die französi- 
sche Regierung schloß sich an. 

Inzwischen machte die politische Konsolidierung 
Westeuropas durch den Beschluß zur Schaffung eines 
Europäischen Rates am 28. Januar 1949 rasche und be- 
deutende Fortschritte. Hierüber berichteten wir aus- 
führlich in unserem Beitrag „Das Projekt einer Euro- 
päischen Versammlung‘ (vgl. Europa-Archiv 7/1949, 
S. 2011—2024). G 

Von irischer Seite wurde am 12. Februar 1949 er- 
klärt, Eire könne nicht am Atlantikpakt teilnehmen, 
solange nicht ganz Irland wieder zu einem Staat ver- 
eint sei. 

Bei der endgültigen Formulierung des Vertrags- 
textes in Washington erwiesen sich die Bestimmungen 
der amerikanischen Verfassung, die das Recht zur 
Kriegserklärung ausschließlich dem Kongreß vorbe- 
halten, als besonderes Hindernis. Der Vorsitzende des 
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Kuamgtich, einen Vertrag zu ‚unterzeichnen, dar Silo 
een die Kriegserklärung der Vereinigten Staaten 


Benminister Tsaldaris hervor, daß die in Wa- 
a verhandelnden ‚sieben Mächte eine direkte 


[6) en zu Beginn des Monats März 1949 fest, daß 
mögliche weitere Teilnehmer am Atlantikpakt 
Norwegen, Dänemark, Island, Italien und Portugal 


/ schinskij den Posten Molotows als Außen- 
ster der Sowjetunion. 


: ‚m 11. März 1949 erreichten die Vertreter der acht 
M chte in Washington ein endgültiges Übereinkom- 


ß an die in den folgenden Tagen debrien Be- 
eo. des amerikanischen Außenministers 
heson mit den Außenministern Dänemarks und 


| am 16. März 1949 offiziell zum Beitritt eingeladen. 


ae in dem die sowjetischen 
"Einwendungen in erster Linie vor dem Forum der 
Vereinten Nationen vorgetragen wurden, wäh- 
rend gleichzeitig schwere kommunistische Streik- 
: bewegungen in Italien und Frankreich das wirk- 
same Anlaufen der Marshall-Hilfe in Frage stell- 
ten; zweitens das Stadium der eigentlichen Pakt- 
.  verhandlungen, in welchem die Grundlinien des 
Vertrages bereits festliegen und es sich nur noch 
. um die Ausarbeitung der einzelnen Bestimmun- 
gen und die Klärung der Mitgliedschaft von Län- 

dern, die nicht dem Fünfmächtepakt angehören, 
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f 


"Außenpolitischen Ausschusses des Senats, Senator Tom 
n onn a 1l y, erklärte in diesem Zusammenhang, für x 


die Alben und Va 


Mächte teilnahmen, besagt lediglich, es seien letz- 


ten Entwicklungen im Zusammenhang mit dem Atlan- 
tikpakt sowie verschiedene Aspekte der gemeinsamen 
Verteidigung der fünf Mächte erörtert worden. 


Am 18. März wurde in den Hauptstädten der acht 


Teilnehmerländer des Paktes der Wortlaut des Ver- 


trages veröffentlicht (vgl. Europa-Archiv 8/ 1949, S. 2071). 


Die amerikanische Regierung legte ihre Haltung zu 
dem Pakt in einer ausführlichen Erklärung des Außen- 
ministeriums dar, die am 19. März veröffentlicht würde: 


„Der; Nordatlantikpakt ist ein kurzgefaßtes und 


schlichtes Schriftstück, Der machtvolle Einfluß auf 


internationale Angelegenheiten, den man von ihm 


erwarten kann, leitet sich von drei Faktoren ab: 


1. der Struktur und der Stärke der Staaten, die 


ihre Absicht, dem Abkommen De, erklärt 
haben; 
2. der hedenkiihen Lage der Wellsicherheik auf 
. die er einen heilenden Einfluß ausüben wird; 
3. der in der Entwicklung begriffenen Einheit der 
nordatlantischen Völkergemeinschaft, die, histo- 


risch seit über einem halben Jahrhundert der zu- 
nehmenden gegenseitigen Abhängigkeit offenbar 
geworden, an dieser Stelle erstmalig formell be- 


stätigt worden ist." 

Wenige Tage nach der Veröffentlichung des Ver- 
tragswortlautes gaben Dänemark, Island, Italien und 
Portugal ihre Bereitschaft zum Beitritt bekannt. Die 


Unterzeichnung erfolgte am 4. April 1949 durch die 


Außenminister aller zwölf Teilnehmerstaaten in Wa- 
shington. { 


Der sowjetische Vorschlag für eine Zusammenkunft Truman-Stalin 


handelt. In diesem Stadium, en welches wir im 
folgenden im einzelnen berichten, scheint die so- 
wjetische Außenpolitik sich auf eine Haltung um- 
gestellt zu haben, die wie eine Rückkehr zu dem 
„revolutionären Isolationismus” der Zeit vor dem 
Eintritt in den Völkerbund anmutete. 


Sehr klar kam dies in der offiziellen Gedenk- 


rede zum 25. Todestage Lenins zum Ausdruck, die 
der Chefredakteur der Prawda, P. N. ‚Pospelow, 
am 21. Januar 1949 an Stelle Molotows in Moskau 


hielt. Er erklärte dort: 


„Der Vormarsch zum Sozialismus ist, wie die Erfah- 
rung der Sowjetunion lehrt, nur durch unversöhn- 
lichen Klassenkampf mit den kapitalistischen Elemen- 
ten möglich. Er ist nur dann möglich, wenn er sich auf 
die marxistisch-leninistische Theorie des Klassen- 
kampfes in der Zeit des Übergangs vom Kapitalismus 
zum Sozialismus und auf die durch die gesamte ge- 
schichtliche Erfahrung der Partei der Bolschewiken be- 
stätigte Lehre Lenins und Stalins von der führenden 
Rolle der Arbeiterklasse und ihrer Partei stützt.“ 


2, 
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Rede auch die, on Stalins auf ge "offenen 
Brief von Henry Wallace: ea 


r . Trotz der Verschiedenheiten er "Wirtschafts- 
"systeme und Ideologien sind das Nebeneinanderleben 
dieser Systeme und die friedliche Behebung der Mei- 
N nungsverschiedenheiten. zwischen der Sowjetunion 
_ und den Vereinigten Staaten nicht nur möglich, son- 
' dern auch im Interesse des allgemeinen Friedens un- 
> Bedingt DIE ERFIg.N - 


E 


_ Dieses Nebeneinander von starrem Dogma und 
 taktischer Beweglichkeit, das ‘der dialektischen 
en ‚der sowjetischen Politik durchaus 
_ entspricht, tritt in den entscheidenden Wochen 
vor dem Abschluß des Atlantikpaktes ganz be- 
‚sonders deutlich in Erscheinung. 


Versöhnliche Rede Tachins und Togliattis 
Seit langer Zeit wurde die Möglichkeit des 


 munismus und Kapitalismus zum ersten Male wie- 
& der durch den kommunistischen Abgeordneten 
‚und Alterspräsidenten Marcel Cachin am 11. Ja- 

‚nuar 1949 anläßlich der Eröffnung der Sitzungs- 
. periode der französischen Nationalversammlung 


Be herausgestellt. ‚Cachin erklärte: | 


„Stalin hat wie« rholt betont, daß er nicht an die 
Kriegsgefahr glaubt. Er ist auch weiterhin der Über- 
zeugung, daß eine wirkliche Spaltung oder ein allge- 
meiner Bruch nicht besteht. Es ist notwendig und es 


genügt, die Idee der Unvermeidbarkeit des Krieges 


e energisch beiseite zu schieben.” 


7 


- Cachin berief: auf die wichtigen wirtschaft- 
= een Beziehungen zwischen der Sowjetunion und 
den Vereinigten Staaten und regte ein Zusammen- 
treffen zwischen Stalin und Truman an. 
_ Der Rede Cachins folgte wenige Tage später 
eine ausführliche Darlegung des neuen kommu- 
nistischen Standpunktes in dem Organ ‚der fran- 
zösischen Kommunistischen Partei, Humanite. Das 
Blait erklärte, der Krieg sei nicht unvermeidbar 
und das friedliche Nebeneinanderbestehen von 
Sozialismus und Kapitalismus sei möglich. Nicht 
der Krieg, sondern Friede sei der beste Alliierte 
des Sozialismus. 


I 


Am 14. Januar äußerte sich der Führer der ita- 


lienischen Kommunisten, Palmiro Togliatti, in 
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- und Frieden sind Dinge, die nicht voneinander gen 


e' friedlichen Nebeneinanderbestehens von Kom-: 


„Wir sind zutiefst davon überzeugt, daß der 
an innerhalb dieser Generation zumindest in 
europäischen Ländern siegen wird. Aber er wird d 
friedliche Methoden gewinnen. Es gibt und hat in 
Sowjetunion niemals einen Führer ‚gegeben, einen 
hänger der Richtung Lenins und Stalins, der die Theo 
rie des revolutionären Krieges vertrat. Sozialismı 


werden können. 


Ost und West sei nicht so aß als daß er 
überwunden werden könne. 


Am 28, “ anuar a sprach Zuge in Re 


Kämpft und sie müßten heute mit noch gröi 
Klugheit, Energie, Wirksamkeit und — falls 
wendig — Kühnheit kämpfen. Die Verei 
‘Staaten und die Sowjetunion könnten du 
zusammenarbeiten, wenn duch der eine Staat den 
Kapitalismus und der andere Staat den y - 
munismus repräsentiere. Eine Zusammena 
sei notwendig, wenn die Arbeit der Verei 
Nationen nicht zusammenbrechen und der Fr 
erhalten werden solle. 


en ae me als. 
Wendepunkt der bisherigen Politik der. w 


Er betonte, er habe lediglich seine herren 
Meinung vertreten und nicht im Auftrage ı 


liatti habe nach ihm ebenfalls die Friedenstro 
pete geblasen, bemerkte Cachin, Togliatti h 


könnten durchaus nebeneinander in der Welt be- 
stehen. Er erklärte in diesem Zusammenhang: { 


„Die Zivilisation bildet ein Ganzes. Sie ist ee Au 
lich. Ihre vier Pfeiler, Shakespeare, Moliere, Ibsen und 
Tolstoj, beweisen zur Genüge, daß die Welt nichts 
anderes als ein einziges Land ist, und wenn Christus, 
der als das Symbol des Westens betrachtet wird, im en) 
Osten geboren wurde, so kommt Karl Marx, das Sym- 
bol des Ostens, aus dem Westen." 
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_ PROBLEME DER EUROPÄISCHEN FRIEDENSORDNUNG. 


Das Stalin-Interview vom 27. Januar 1949 


Eine dramatische Steigerung erfuhren die Auße- 
rungen Cachins und Togliattis durch das telegra- 
phische Interview, das Stalin am 27. Januar 1949 
dem europäischen Generaldirektor der amerika- 
nischen Nachrichtenagentur International News 


Service, Kingsbury Smith, gewährte. (Den Wort- 


laut des Interviews sowie des anschließenden 
Telegrammwechsels zwischen Stalin und Kings- 


.  bury Smith bringen wir in der Dokumentation 


dieser Folge auf der Seite 2116.) Besonders 
auffällig schien bei dem Stalin-Interview und dem 
folgenden Telegrammwechsel zwischen Stalin und 
Kingsbury Smith über die Möglichkeiten eines 
Zusammentreffens zwischen Truman und Stalin, 
daß sich die sowjetische Diplomatie hier nicht der 
üblichen diplomatischen Wege bediente. Dies er- 
klärt sich vielleicht daraus, daß bei einem nor- 
malen diplomatischen Notenwechsel die in die- 


N sem Augenblick entscheidende psychologische 


Wirkung der Äußerungen Stalins auf die Welt- 
Öffentlichkeit ausgeblieben wäre. 

Eine besonders treffende Zusammenfassung der 
Gesichtspunkte des Westens zum Stalin-Interview 
und den versöhnlichen Worten Cachins und Tog- 


‚liattis brachte der Londoner Economist vom 5. Fe- 


bruar 1949: 


„Das Ziel ist ganz klar. — Den Russen kommen die 
Entwicklungen, die durch die Exzesse ihrer Politik 


‚hervorgerufen wurden, nicht gelegen. Sie sind über die 


Aufrüstung ihrer mächtigeren Nachbarn beunruhigt, und 
sie möchten die Vereinigten Staaten von ihrer engen 
Allianz mit Westeuropa lösen. Sie möchten insbeson- 
dere die Entwicklung der westlichen Politik in Deutsch- 


' land aufhalten. Da jedoch alle diese Entwicklun- 


gen — Wiederaufrüstung, atlantische Allianz und Ein- 
beziehung eines sich selbst regierenden Deutschlands 
in den westlichen Einflußkreis — darauf ausgerichtet 
sind, einer abenteuerlichen und expansiven russischen 
Politik Einhalt zu gebieten, zeigt sich nun, daß alle 
diese Maßnahmen ihre Wirkung nicht verfehlt haben 
und daß jede von ihnen sowjetische Befürchtungen 
hervorgerufen hat. All dies beweist, daß die allge- 
meine Auffassung der westlichen Strategie richtig ist 
und daß die Verquickung innerer Konsolidierung und 
äußerer Beständigkeit sich allmählich fühlbar zu 
machen beginnt.” 


Der Economist schreibt weiter: 


„Das Verlangen aber nach Frieden bleibt bestehen. 
Es darf den Sowjets nicht allein überlassen bleiben, 
dieses Verlangen auszusprechen. Es besteht daher im 
Westen überall der Wunsch nach einer Verständigung. 
Das Problem ist die in diesem Stadium zu ergreifende 
geeignete Methode. Den Westmächten sind von den 
Russen -schon so viele allgemeine Friedensaufforde- 
rungen zugegangen; es sind jeweils die konkreten 
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Punkte, an denen die Verhandlungen scheitern. Kon- 


krete Probleme müssen daher die Probe für eine Be- 
urteilung sein, ob sich ein Zusammentreffen der Staats- 
oberhäupter tatsächlich lohnt ... ." 


Als konkrete Probleme nennt der Economist die 
Abrüstungsfrage, das Problem des österreichi- 
schen Staatsvertrages, die Berliner Frage und 
letztlich die Lösung der deutschen Frage. 


Die amerikanische Ablehnung 
Die offizielle amerikanische Antwort auf das 
Stalin-Interview gab Außenminister Dean Ache- 


son auf einer Pressekonferenz am 2. Februar 1949. 


In seinen Ausführungen, deren Ton von einem 
Teil der westlichen Presse als unnötig schroff be- 
zeichnet wurde, ging Acheson von der Feststel- 
lung aus, Stalins Antworten seien „an einen 
amerikanischen Journalisten in Paris, Mr. K. 
Smith“, und nicht an den amerikanischen Bot- 
schafter in Moskau, Bedell Smith, ergangen. Auf 
die einzelnen Punkte des Interviews ging Acheson 
wie folgt ein: 

1. Die Regierung der Vereinigten Staaten sei nicht 
bereit, mit irgendeiner Nation irgendeine Angelegen- 
heit, die für andere Nationen von unmittelbarem Inter- 
esse ist, ohne direkte Beteiligung solcher anderen 
Nationen zu erörtern. 

2. Die Vereinigten Staaten würden zusammen mit 


‚den anderen westlichen Besatzungsmächten jeden Vor- 


schlag zur Lösung des Berliner Problems sorgfältig 
prüfen. Diese Prüfung werde im Einklang mit den Ver- 
pflichtungen der Vereinigten Staaten und ihren Rech- 
ten als Besatzungsmacht erfolgen. 

3. Sobald die Berliner Frage gelöst und die sowje- 
tische Blockade aufgehoben sei, seien die drei West- 
mächte bereit, an einem Treffen tei zunehmen, um die 
deutsche und jede andere Frage zu erörtern: „Wenn 
der Wunsch besteht, diese Probleme zu lösen, so gibt 
es keine Schwierigkeiten.“ 

Zur Frage des Zusammentreffens Truman— 
Stalin teilte Acheson mit: 

„Wir sind davon unterrichtet worden, daß Premier 
Stalin unglücklicherweise aus gesundheitlichen Grün- 
den nicht in der Lage ist, nach Washington zu kommen, 
da er keine Luft- oder Seereise unternehmen kann. Er 
scheint also wirklich nicht vom Fleck zu können (He 
thus seems to be effectively grounded).' 

Acheson fuhr fort, er könne jedoch nicht ein- 
sehen, warum der Präsident der Vereinigten Staa- 
ten zum vierten Male um die halbe Welt reisen 
solle, um Herrn Stalin zu sehen, und diesmal noch 
dazu zum Zwecke der Erörterung einer so unkla- 
ren Angelegenheit, die sich jeder eindeutigen 
Festlegung entziehe. 

Auc Präsident Truman lehnte am folgenden 
Tage in einer Pressekonferenz Verhandlungen mit 
der Sowjetunion außerhalb der Vereinten Natio- 
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nen ab. Ob in dieser auch eine Ableh- 
nung weiterer Außenministerkonferenzen enthal- 
ten war, läßt sich nicht feststellen. 


Die sowjetischen Folgerungen 


Am 7. Februar 1949 untersuchte die Prawda in 
einem Leitartikel die Gründe, welche die ‚amerika- 


‚nische Regierung zur Ablehnung der sowjetischen 


Angebote angeführt hatte. ' 

Nach der Feststellung, daß „die demokratische 
Weltöffentlichkeit in der Antwort Stalins an 
Kingsbury Smith eine neue Gelegenheit erblickt 
habe, die internationale Spannung zu lockern und 


die Meinungsverschiedenheiten zwischen den Ver- 


einigten Staaten und der Sowjetunion auszuschal- 


ten“, und nach der weiteren Feststellung, daß die 
Sowjetregierung sich bereit erklärt habe, „einen 


_ sowjetrussisch-amerikanischen Pakt abzuschlie- 


„wirtschaftlichen Kominform" als 


zugeschnitten. 


ßen und die Berliner Frage zu lösen”, schreibt die 
Zeitung: 

„Die Regierung der Vereinigten Staaten hat Maß- 
nahmen ergriffen, die den von der Sowjetunion be- 
fürworteten diametral entgegengesetzt sind. Dem Frie- 
denspakt stellen die leitenden Kreise der Vereinigten 
Staaten den Nordatlantikpakt gegenüber, der nur den 
Ausdruck einer Aggressions- und internationalen 
Abenteuerpolitik bildet.‘ 


Über die Reaktion auf das Stalin-Interview in 
‚den Vereinigten Staaten schrieb die in Moskau 
erscheinende Wochenschrift Neue Zeit vom 9. Fe- 
bruar 1949: 


f 


Die Gründung des Osteuropäischen Wirtschafts- 
rates 


Waren die Äußerungen Cachins, Togliattis und 
‚das Interview Stalins vor allem an den Westen 
gerichtet, so war wohl die Bekanntgabe der An- 
fang Januar 1949 beschlossenen Bildung eines 
Wirtschaftsrates am 25. Januar 1949 stark auf die 
öffentliche Meinung der osteuropäischen Länder 
(Den Wortlaut des Kommuniques 
über die Gründung des Osteuropäischen Wirt- 
schaftsrates bringen wir in der Dokumentation 
dieser Folge auf den Seiten 2115—2116.) 

Die Hauptargumente für die Bildung dieses 
Gegenstück 
zum Pariser Wirtschaftsrat der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit Europas (OEEC) 
faßte die in Moskau erscheinende Wochenschrift 


Neue Zeit in einem Beitrag vom 2. Februar 1949 


zusammen: 
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„Die Reaktion weiter gesellschaftlicher Kress hat 
mit aller Augenscheinlichkeit gezeigt, wie sehr die 
Menschheit nach einer Gesundung der internationalen 
Situation lechzt, wie sehr sie die Zerstreuung jener 
Atmosphäre der Kriegshysterie, der Unruhe und der 
Ungewißheit wünscht, die von den regierenden Kreisen 
Großbritanniens und der Vereinigten Staaten absicht- 
lich geschaffen wird . 


Die ‚Neuausrichtung‘ der USA-Politik läuft den Ver- 
pflichtungen der USA gegenüber der Sowjetunion und 
gegenüber anderen UNO-Staaten zuwider. Die regie- 


renden Kreise der USA verletzen ihre Nachkriegs- - 


verpflichtungen und -abkommen mit der Sowjetunion. 
Sie entziehen sich einer Lösung des deutschen Pro- 


blems, weil sie es nicht in einem demokratischen Geist 


lösen wollen, wie das die Sowjetunion verlangt und 


- wie das im Potsdamer Abkommen vorgesehen war... 
Die öffentliche Meinung der USA hat aus der Weige- 


rung Trumans, mit der Sowjetunion einen Friedenspakt 
zu schließen, richtige Schlußfolgerungen gezogen. Diese 


Weigerung unterstreicht die tiefe Kluft zwischen den 


Wahlversprechungen des Präsidenten und der von ihm 
in Wirklichkeit betriebenen Politik... 


Das Sowjetvolk weiß, daß unser großer, friedlieben- 
der Staat in dieser Situation noch energischer, noch 
folgerichtiger gegen alle und jegliche Kriegsbrand- 
stifter kämpfen wird." 


Am 9. Februar 1949 wandte sich der Moskauer 
Rundfunk in französischer Sprache besonders an 
die französische Bevölkerung. In der Sendung 
hieß es, der französisch-sowjetische Beistandspakt 
werde verletzt, wenn Frankreich den Atlantik- 
pakt unterzeichne. 


Sowjetische und’kommunistische Aktionen vor Abschluß des Paktes 


‚.. Die Bildung des Rates für gegenseitige Wirt- 
schaftshilfe durchkreuzt die Hoffnungen der Imperia- 
listen, die Waffe des wirtschaftlichen Drucks gegen 
die Kräfte der Demokratie und des Fortschritts an- 
wenden zu können. Für die Länder der Volksdemo- 
kratie, die den Weg der sozialistischen Entwicklung 
betreten haben und die Planwirtschaft anbahnen, wird 
es von gewaltiger Bedeutung sein, sich in ihrer wirt- 
schaftlichen Tätigkeit auf die machtvolle sozialistische 
Industrie und die kollektiv betriebene Landwirtschaft 
der Sowjetunion stützen zu können. Wie in der Presse 
der volksdemokratischen Länder hervorgehoben wird, 
sichert das die Staaten, die dem Rat angehören, gegen 
den Einfluß der äußerst schweren Wirtschaftskrisen, die 
die kapitalistische Welt erschüttern.” 


Politische Ausrichtung der Ostzone auf dem 
Berliner Kongreß der SED 


An die deutsche Öffentlichkeit wandte sich nach 


“eingehender organisatorischer Vorbereitung die 


erste Parteikonferenz der SED vom 25. bis 28. Ja- 
nuar 1949 in Berlin. Sie stand unter der Parole 
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„Kampf um Frieden und gegen Kriegshetzer“. 


‚von der Feststellung aus: 


„Der Kampf der beiden gegensätzlichen Lager, des 
 imperialistischen und des antiimperialistischen, voll- 
zieht sich unter den Verhältnissen der weiteren Ver- 
chärfung der allgemeinen Krise des Kapitalismus, des 
chwächerwerdens der Kräfte des Kapitalismus und 
der Festigung des Sozialismus und der Demokratie.“ 


Im weiteren Verlauf seiner Rede sagte Pieck: 


„Die amerikanischen Imperialisten wollen in Deutsch- 
ıd ihren eigenen, imperialistischen Plan durchführen. 
\ wollen kein einheitliches, selbständiges Deutsch- 
and, das sich durch seine friedliche, demokratische Ar- 
it in die Familie der Völker eingliedert, sondern sie 
en ein gespaltenes Deutschland, in dessen west- 
ichem und südlichem Teil sie ihre koloniale Herr- 
aft errichten können. Auf diese Weise wollen sie 
est- und Süddeutschland in ein militärisches Auf- 
rschgebiet und in eine Waffenschmiede für ihre 


andell werden, das die Aufgabe hat, sein Blut für 
Interessen der amerikanischen Monopolkapitali- 
n zu vergießen.. 
er Westmächte verursachte Zerreißung Deutschlands, 
die Verhinderung der Demokratisierung und Entnazi- 
ierung in den westlichen Besatzungszonen hat es mit 
ich N. daß die KPD i . Westen ihren Kampf 


is hier in der Ostzone, In ihrem Kampfe gegen die 
aktion in Westdeutschland muß die KPD ihre Ent- 


ME  allehen und ihre Vertreter aus dem Vorstand der 


‚Aufgabe, eine große Wendung in unserer gesamten 
Parteiarbeit herbeizuführen, um die Kräfte im deut- 
schen Volk auszulösen, mit denen der große nationale 


gegen die Kriegshetzer ist der heiligste, gerechteste 
' Krieg, den es zu führen gilt, der Krieg gegen den Krieg. 
Bay ihn wollen wir führen mit all unserer Kraft, um einen 
gerechten, dauerhaften Frieden zu erringen.” 


‘an das deutsche Volk vom 28. Januar 1949 heißt 
es dazu: Sn 


gegen Euch steht! Streckt denen, die unserem Volke 
Unterstützung in seinem schweren Kampf um Leben 
und Zukunft erweisen, die Hand zum festen Kampf- 
bund entgegen! Das ganze deutsche Volk muß sich 
dem Lager der Demokratie und des Friedens im Kampfe 


schließen. 


An der Seite der Sowjetunion und der Volksdemo- 
kratien ist der Erfolg unserer gerechten Sache gewiß!" 
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Wilhelm Pieck, der das Hauptreferat ‚hielt, ging | 


. widerung auf die am 14. Januar 1949 vom | 
kanischen Außenministerium veröffentlichte Er 


. Die durch die Spaltungspolitik 


SED zurückzuziehen. Der Parteikonferenz obliegt die 


Kampf zum Siege geführt werden muß. Der Kampf 


cs ‚In dem Manifest der Parteikonferenz der SED 


„Deutsche! Erkennt, wer an Eurer Seite und wer . 


gegen das Lager der Reaktion und des Krieges an-_ 


den N Be im rechne eil 


klärung über die kollektive Sicherheit im atlanti- 


schen Raum darstellt. Das umfangreiche Weißbuch 


des sowjetischen Außenministeriums, das in man- 
cher Hinsicht aufschlußreicher ist als die Ant- 


 worten Stalins an Kingsbury Smith, befaßt sich 


zunächst mit der Westunion des Brüsseler Paktes, 
die als ein Instrument des aggressiven anglo- 
amerikanischen Blocks in Europa bezeichnet wird. 


. Das Weißbuc führt in diesem Zusammenhang er 


unter anderem aus: h 
‚Zum Unterschied von allen Beistandsverträgen, die 


von der Sowjetunion mit anderen europäischen Staa- 
ten, darunter mit England und Frankreich, abgeschlos- 


sen wurden! und dem Ziele dienen, die Möglichkeit 
einer neuen Aggression Deutschlands zu verhüten und 
damit zur Festigung des Friedens in Europa beizu- 
tragen, hat die Militärunion der fünf Weststaaten nicht 
so sehr Deutschland im Auge als die Möglichkeit, die 
von ihnen geschaffene Gruppe von Westmächten gegen 
jene Staaten auszuspielen, die in den Jahren des Zwei- 
ten Weltkrieges ihre N erbundeten waren. 


Der zweite Teil ar owelliche Weißbuches 


behandelt den Nordatlantikpakt, der als ein In- 


strument der anglo-amerikanischen Weltherr- 
schaftspläne bezeichnet wird. Das Weißbuch ver- 
weist in diesem Zusammenhang auf die Fulton- 
Rede Churchills, wo „eine solche Weltherrschaft 
als die hauptsächlichste Nachkriegsaufgabe ‘der 
Vereinigten Staaten und ‚Großbritanniens verkün- 


det wurde“. 
Das Weißbuch spricht Haan von den Bemükdns 


gen der Westmächte, andere Länder, wie bei- 
spielsweise die skandinavischen Staaten, Franco- 


Spanien, Portugal, Italien und die Türkei, in den 


Atlantikpakt einzubeziehen. Die Pläne zur Bil- 


dung einer Mittelmeerunion oder eines Ostmitte- 


 meerpaktes als Hilfsinstrumente der nordatlanti- 
schen Gruppe sowie die Pläne zur Schaffung einer 


Gruppe von Ländern Südostasiens würden be- 
weisen, daß die Ziele des Atlantikpaktes keines- 
'wegs regionaler Natur seien. 

Die sowjetische Erklärung fährt dann fort: 


„Wie es auch bei der Schaffung der Westunion der 
Fall war, schlossen die Inspiratoren Ss Nordatlantik- 


1) Vgl. hierzu unseren Beitrag „Definition des en 
greifers und Beistandsverpflichtungen in den europä- - 


ischen Verträgen der Ne, Europa-Archiv 
6/1949, S. 1977—1984. 


Europa-Archiv /5. Mai 1949 


und die Länder der neuen Demokratie gerichtet ist.‘ 
KBS sei absurd zu glauben, die Sowjetunion sei 


5 lichen Prüfungen in den Jahren des Zweiten Welt- 
 krieges so geschwächt worden, daß sie gezwungen 


sei, ‚von der sozialistischen Position abzugehen, \ 


um die wirtschaftliche rg kapitalisti- 
scher Mächte zu erlangen. Fe 
; Der dritte Teil des len. Weißbuches 


‚im einzelnen auf Artikel 51 und 52 der Charta der 

Vereinten Nationen sowie auf die vom amerika- 

nischen Senat am 11. Juli 1948 angenommene 

Vandenberg- -Resolution ein und kommt zu der 
Feststellung, daß von einem regionalen Charak- 
ter des a ur nicht ale! wer- 

den könne... ,% 

“ In der lung heißt es, die enante 


neue Richtung in der Außenpolitik der Vereinig- 


ten Staaten bestehe darin, daß sie zu dem alten 
sowjetfeindlichen Kurs der Zeit zwischen den bei- 
den Weltkriegen zurückgekehrt sei, — eine Poli- 
tik, die auf der Isolierung der Sowjetunion beruhe 
er und die die Zivilisation Europas beinahe zu einer 
n Uzsttophe geführt. habe. 
‚In einem Tagesbefehl anläßlich des ‚3. Jahres- 
tages der sowjetischen Armee am 22. Februar 


1949 erklärte Marschall Nikolai Bulganin, der rus- 


sische -Minister für die bewaffneten Streitkräfte, 
die Sowjetarmee müsse ständig in Bereitschaft 
' bleiben, weil die Vereinigten Staaten eine aggres- 
sive Politik betrieben. Bulganin sagte: 

„Die herrschenden Kreise in den Vereinigten Staa- 
ten, die bestrebt sind, eine Weltherrschaft durch Ge- 
walt zu errichten, verfolgen eine Aggressionspolitik 
und eine Politik der Entfachung eines neuen Krieges. 
“ Andererseits führt die Sowjetunion erfolgreich den 
Plan zur Entwicklung ihrer nationalen Wirtschaft durch 
und unternimmt alle Anstrengungen für einen dauern- 
den demokratischen Frieden in der ganzen Welt. Unter 
diesen Umständen müssen die Sowjetstreitkräfte un- 
ermüdlich auf hohem Niveau in ständiger Kampfbereit- 
schaft bleiben. Das sowjetische Volk kann versichert 
sein, daß unsere Armee, Luftwaffe und Flotte eine un- 
ermüdliche Wacht über ihr sozialistisches Vaterland 
halten werden.” 

Die Neue Zeit vom 23. Februar schrieb: 

„Das Sowjetvolk läßt sich leiten von der Weisung 
3: w. Stalins: Indem wir den friedlichen sozialistischen 
Aufbau entfalten, dürfen "wir-keinen Augenblick die 
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€ trag: 
aß der Nordatlantikpakt | ja ie ne die VASSR 


# infolge der schweren militärischen und wirtschaft- 


E. befaßt sich mit dem Verhältnis des Atlantikpaktes z 
. zur Organisation der Vereinten Nationen. Er geht 


m 


P Lange den sowjetischen Botschafter Afanassjew 


 gierung ihr Gebiet ausländischen Mächten für 


müssen an die Weisungen des Grobe Lenin En 
daß es notwendig ist, beim Ubergang zu friedlicher 


a zu hüten.“ 


Das Ringen um die Hallıng Norwegens a 


Am 29. Januar 1949 überreichte der sowjetische 
Botschafter in Oslo, Afanassjew, der norwegischen M 
‚Regierung eine Note, in der die Sowjetunion um 
Mitteilung bat, ob die Presseberichte, denen u- 
folge Norwegen dem Atlantikpakt beitreten wo & BL 
den Tatsachen entsprächen und ob die norweg 
sche Regierung beabsichtige, gegenüber der At- 
lantischen Union irgendwelche Verpflichtunge 
zur Errichtung von Luft- oder Flottenstützpunkte 
zu übernehmen (vgl. den Wortlaut der TAS 
"Erklärung dieser Folge auf Seite 2116). 


Am 1. Februar empfing Außenminister Halvard Bi: 
fi Bi 


und überreichte ihm die norwegische, Antw 
Die norwegische Regierung versicherte darin, 
werde nie in einem Abkommen mit anderen Sta 
ten Verpflichtungen zur Einrichtung von St 
punkten für die bewaffneten Streitkräfte fremd 
Mächte übernehmen. ; 
AR 5. Februar 1949 Be der Sowjetbotsch ; 


anne AnschlieBen werde, die a Bi 


aggressive Ziele verfolge. Die norwegische Note 
vom 1. Februar sei ungenügend. Es gehe daraus 
hervor, daß nur irgendwelche provokatorischen 
Gerüchte oder Falschmeldungen aufzutauhen 
brauchten, und schon könne die norwegische Re- Grohe 


militärische Stützpunkte zur Verfügung stellen, A 
„und zwar zu jeder Zeit, die gegenwärtige Frie- 
denszeit einbeschlossen". Die sowjetische Regie- 
rung schlägt daher in dieser Note zur Beseitigung 
aller Zweifel den Abschluß eines sowjetisch- nor- 
wegischen Nichtangriffspaktes vor. Pay 

Noch am gleichen Tage begab sich Außen BER 
ster Lange nach Washington, wo er am 6. Februar i 
1949 eintraf. Bereits am 11. Februar verließ Lange 
Washington wieder nach einer abschließenden 
Besprechung mit dem Außenminister Acheson, 
über die nur ein unverbindliches Kommunique 
ausgegeben wurde. 
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Erst unter dem 3. März 1949 beantwortete die 
norwegische Regierung die sowjetische Note vom 
3. Februar 1949. In der Zwischenzeit war Entschei- 
dendes geschehen. Norwegen war offiziell aufge- 
fordert worden, an den Beratungen über den At- 


lantikpakt teilzunehmen. Auf einer Geheimsitzung 
des Storting am 3. März 1949, an der 129 der 150 


Abgeordneten teilnahmen, wurde mit 118 Stim- 
men beschlossen, die Einladung anzunehmen. Die 
11 anwesenden Kommunisten stimmten dagegen. 

Am 4.März wurde der Text der norwegischen 
Antwortnote an die Sowjetunion veröffentlicht. 
Die norwegische Regierung teilte darin mit, sie 
glaube nicht, daß ein Bedürfnis vorliege, ihre in 
der Charta der Vereinten Nationen übernomme- 
nen Verpflichtungen durch einen besonderen Nicht- 
angriffspakt mit der Sowjetunion zu bekräftigen. 


‚Das norwegische Parlament teile diese Ansicht. 


Mit dieser norwegischen Note erhielt die So- 
wjetunion die Gewißheit, daß ihre Bemühungen, 
Norwegen vom Beitritt zum Atlantikpakt abzu- 
bringen, gescheitert waren. 


 Loyalitätserklärungen kommunistischer Führer 
für die Sowjetunion 

Eine neue Phase der kommunistischen Politik 
wurde. durch die Erklärungen eingeleitet, "die 
Maurice Thorez am 23. Februar 1949 vor dem kom- 
munistischen Parteivorstand Frankreichs machte. 
Er wandte sich dort mit aller Schärfe gegen die 
französische Regierung und nahm für die Sowjet- 
union Stellung, der er für den Kriegsfall die 
Unterstützung der französischen Kommunisten in 


. Aussicht stellte. Thorez erklärte unter anderem: 


„Wir nehmen zu Tatsachen und nicht zu Hypothesen 
Stellung. Die gegenwärtigen Tatsachen sind die fol- 
genden: die aktive Kollaboration der französischen Re- 
gierung mit. der Angriffspolitik der angelsächsischen 
Imperialismen, die Anwesenheit eines fremden General- 
stabes in Fontainebleau, die TJmwandlung unseres 
Landes’ und der überseeischen Gebiete Frankreichs in 
Angriffsbasen gegen die Sowjetunion und die Länder 


der Volksdemokratie. 


Da uns die Frage gestellt wird, antworten wir klipp 
und klar folgendes: Wenn die gemeinsamen Anstren- 
gungen aller freiheits- und friedliebenden Franzosen 
nicht genügen, um unser Land in das Lager der Demo- 
kratie und des Friedens zurückzuführen, wenn in der 
Folge unser Volk wider Willen in einen antisowjeti- 
schen Krieg hineingerissen würde und wenn unter die- 
sen Bedingungen die Sowjetarmee bei der Verteidi- 
gung der Sache der Völker und des Sozialismus in die 
Lage kommen würde, die Angreifer bis auf unseren 
Boden zu verfolgen, könnten dann die Arbeiter, das 
Volk. Frankreichs sich gegenüber der Sowjetarmee 
anders verhalten, als es die Arbeiter Polens, Rumä- 
niens, Jugoslawiens usw. getan haben?" 
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Dieser Erklärung Thorez’ folgte bald eine ähn- 


liche Erklärung des italienischen Kommunisten- 


führers Togliatti, der sich in einem am 26. Februar 
in Rom veröffentlichten Interview der gleichen 
Sprache wie Thorez bediente. 


Der englische Kommunist H. Pollitt erklärte am 
28. Februar, daß die britischen Kommunisten in 
einem imperialistischen Angriffskrieg gegen die So- 
wjetunionmitRußland Seite anSeitestehen würden. 


Im gleichen Sinne gab das Politbüro der SED 
am 1. März eine von Pieck und Grotewohl unter- 
zeichnete scharfe Erklärung heraus: 


„Gegenüber der gesteigerten Kriegshetze und den 
unmittelbaren Kriegsvorbereitungen der westlichen 
Besatzungsmächte gegen die Sowjetunion und der 
drohenden Gefahr eines neuen Krieges begrüßt das 
Politbüro des Parteivorstandes der Sozialistischen Ein- 
heitspartei Deutschlands die Erklärungen der Genossen 
Thorez, Togliatti und Pollitt, die sie im Namen des 
französischen, italienischen und englischen Volkes 
gegen die Aggressoren für den Fall eines Krieges 
gegen die Sowjetunion abgegeben haben. 

Auch das deutsche Volk fühlt sich eng verbunden mit 
allen Völkern, die die Kriegshetze gegen die Sowjet- 
union bekämpfen und keinen neuen Krieg wollen. Das 
deutsche Volk muß sich dabei bewußt sein, daß der 
Krieg gegen die Sowjetunion in erster Reihe auf deut- 
schem Boden ausgefochten und dabei der Rest von 
Deutschland zerstört werden würde, der nach Hitlers 
Krieg übriggeblieben ist. 

Die Sowjetunion ist kein Aggressor, sondern die 
stärkste Friedensmacht der Welt. Das Politbüro der 
SED ruft deshalb das deutsche Volk auf, sich mit aller 
Entschiedenheit gegen die Kriegshetze und die Kriegs- 
vorbereitungen der Westmächte gegen die Sowjetunion 
zur Wehr zu setzen. 


Im. Falle der Aggression muß das deutsche Volk 
gegen die Aggressoren kämpfen und die Sowjetarmee 
in der Herbeiführung des Friedens unterstützen.“ 

Der aggressive Ton, mit dem die kommunisti- 
schen Führer in Frankreich, Italien und Deutsch- 
land ihre bedingungslose Loyalität gegenüber der 
Sowjetunion selbst für den Fall einer bewaffneten 
Auseinandersetzung erklärten, muß, wenn man 
die hier veröffentlichten Äußerungen und das ab- 
schließende Memorandum der Sowjetunion vom 
31. März 1949 (auf S. 2119 dieser Folge) im Zusam- 
menhang betrachtet, nicht unbedingt als Ansage 


‚eines verschärften Anschlages gegen den Westen 


verstanden werden. Vielmehr liegt die Vermu- 
tung nahe, daß es sich bei diesen Attacken um 
ein Geplänkel handelte, das die Westmächte noch 
möglichst lange in Atem halten solle, während 
sich die sowjetische Außenpolitik bereits auf eine 
neue Verhandlungsphase einstellte. 


Wilhelm Cornides und Hermann Volle 
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Afrika im politischen Weltbild der Gegenwart 


Mitverantwortung der Vereinigten Staaten in Afrika 
Von Dr. Heinz Bauer 


(Fortsetzung und Schluß) 


Wenig Interesse bis 1939 


Das politische Interesse der Vereinigten Staa- 
ten an afrikanischen Angelegenheiten war bis 
zum Zweiten Weltkrieg unbedeutend. Als vor 
' 125 Jahren der amerikanische Präsident Monroe 
den Versuch einer Rückwanderung freigekaufter 
und freigelassener Neger nach Westafrika machte, 
lag ihm nichts ferner als der Gedanke eines ameri- 
kanischen Festsetzens im Schwarzen Erdteil, und 
‚Präsident Cleveland gab 1886 seiner Auffassung 
Ausdruck, daß ein formelles Protektorat über 
Liberia der traditionellen amerikanischen Politik 
 zuwiderlaufe. Während die Europäer. von Afrika 
Besitz ergriffen, blieben die Vereinigten Staaten 
passiv und brachten wiederholt ihr Desinteresse- 
ment an afrikanischen Verhältnissen zum Aus- 
druck. 1906 beteiligten sie sich zwar an der inter- 
nationalen Konferenz von Algeciras, wo es um 
Marokko ging, doch unterstrichen sie auch hier, 
daß Amerika kein politisches Interesse an Ma- 
rokko habe. Bei Unterzeichnung der Generalakte 
‚und des Zusatzprotokolls der Konferenz machte 
der amerikanische Vertreter ausdrücklich den 
Vorbehalt, daß die Vereinigten Staaten mit der 
Unterzeichnung und Anwendung der Akte auf die 
amerikanischen Bürger und Interessen keine Ver- 
pflichtung oder Verantwortung für die Maßnah- 
men übernähmen, die in Ausführung der Akte not- 
wendig sein könnten. In der Note, in der Ameri- 
kas Beitritt zum deutsch-französischen Marokko- 
Abkommen von 1911 abgelehnt wird, ist eben- 
falls betont: : 

„Im Einklang mit der traditionellen amerikanischen 
Außenpolitik, die eine Teilnahme der- Vereinigten 
Staaten bei der Regelung politischer Fragen verbietet, 
die in ihrem Umfang gänzlich europäisch sind, muß 
diese Regierung Abstand nehmen von jeder Meinungs- 
äußerung für oder wider solchen Teil oder Teile der 
deutsch-französischen Übereinkunft über Marokko, die 
als politisch gelten können." 

Und Benjamin H. Williams schrieb noch im 
Jahre 1936 in seinem Buch „American Diplomacy”: 
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„Man kann kaum behaupten, daß die Vereinigten. 


Siaaten eine Politik in Afrika haben.“ 
Wohl hatte sich Oberst House 1919 in Versail- 


les, als die Alliierten die deutschen Kolonien auf- 


teilten, mit der „Frage Afrika” befaßt und das 
Interesse der Vereinigten Staaten an diesen Ge- 
bieten vornehmlich als Absatzmärkten für ameri- 
kanische Fertigwaren geltend gemacht, doch setz- 
ten sich Briten und Franzosen darüber hinweg. Die 
Vereinigten Staaten unterzeichneten schließlich 


den Versailler Vertrag nicht und blieben von der 


Teilnahme am Mandatssystem ausgeschlossen. 


Eingreifen im Kriege 
Im Zweiten Weltkrieg vollzog sich die Hin- 


wendung der Vereinigten Staaten nach Afrika. 


Der Krieg sprengte den bisherigen Begriff der 
„Westlichen Hemisphäre“: diese schob sich über 


den Atlantik zu den Küsten der beiden jenseiti- 


gen Anlieger des Ozeans vor. Afrika wurde Glied 
der alliierten Kriegführung. Durch ihr aktives Ein- 
greifen gaben die Amerikaner der Entwicklung 
dieses Raumes mächtigen Antrieb. Sie bauten 
Stützpunkte, schufen die Luftbrücke nach Afrika, 
mobilisierten seine Rohstoff- und Nahrungsmittel- 
reserven. Von West nach Ost rollte der gewal- 
tige Nachschub nach Ägypten und Nahost, und 
von Afrika aus erfolgte schließlich der Stoß gegen 
die Südfront der Achsenmächte. Seit dieser Zeit 
gibt es eine amerikanische Politik in Afrika. Die 
New York Times schrieb damals: 


„Der Krieg hat zum erstenmal Afrika den Vereinig- 
ten Staaten zugänglich gemacht. Wir haben eine Kette 
von Flugplätzen über den ganzen Kontinent gespannt, 
wir haben eine Unsumme von Dollars in Häfen, Stütz- 
punkten und Lagerräumen angelegt. Wir haben heraus- 


" gefunden, daß Amerika dicht bei Afrika liegt. Es ist 


„wahrscheinlich, daß sich in Afrika infolge des Krieges 
mehr Veränderungen vollziehen werden als in irgend- 
einem anderen Teil der Welt." 


Heute erheben die Vereinigten Staaten den An- 
spruch, bei der Aufwärtsentwicklung des afrika- 
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nischen Erdteils mitzuwirken. Sie haben aber auch 
'zu verstehen gegeben, daß Afrika in erster Linie 
das kontinentale Hinterland Europas ist und von 


"ihnen als natürlicher europäischer Ergänzungs- 


ie raum gewertet wird. 


Ft 


| Asıika in der amerikanischen Sicherheitspolitik 


Die Bedeutung des afrikanischen Raumes in 
_ militärischer und strategischer Beziehung hat sich 
im letzten Krieg klar erwiesen. Heute werden an- 
gesichts der veränderten Weltlage und im Hin- 
blick auf den derzeitigen Ost-West-Konflikt seine 


Möglichkeiten für die anglo-amerikanische Ver- 


teidigungspolitik erneut in Rechnung gestellt. Als 
Gegenküste Amerikas im Atlantik hat Afrika 
‚starkes politisches und strategisches Gewicht. Der 
Ozean ist zu einem Binnenmeer geworden, um 
das sich drei Kontinente — Amerika, ‚Afrika, Eu- 


EL ropa — gruppieren. Die Entfernungen schrumpfen 


im Zeitalter der Flugzeuge, Raketen- und Atom- 
waffen. immer stärker zusammen; einzelne Stütz- 
; punkte oder Inseln genügen für die Sicherheit und 
_ Verteidigung einer Hemisphäre nicht mehr. 


Um was es in Afrika geht, sagte vor einiger 


Zeit. William C. Bullitt, der ehemalige Botschafter 
der Vereinigten Staaten in Moskau und Paris: 


„Während des Zweiten Weltkriegs wußten wir, daß 
wir uns in tödlicher Gefahr befinden würden, wenn 
Hitler Europa und Afrika für einen etwaigen Angriff 
auf die westliche Hemisphäre organisieren und wenn 
die Japaner dasselbe mit Asien tun könnten. Heute 
sind in der Person Stalins die Ziele Hitlers und der 
ie _ japanischen Militaristen vereinigt. Wir sehen uns jetzt 


‚der bitteren Möglichkeit gegenüber, daß das Resultat. 


_ unserer Opfer und unserer Siege im Zweiten Welt- 
' krieg die Beherrschung Europas, des Nahen Ostens, 


des Fernen Ostens und Afrikas durch die Sowjetunion 


‚sein kann. Ob es uns angenehm ist oder nicht, das sind 


die Tatsachen unseres he utigen Daseins auf dieser Erde.“ 


Nach einer weiteren Formulierung Bullitts ist 
. es heute einer der konkreten außenpolitischen 
Grundsätze der Vereinigten Staaten, jede Macht, 
die ihnen feindlich werden könnte, daran zu hin- 
dern, die atlantischen Küsten Europas und Afrikas 


en sowie die Wasserzugänge zum Atlantik zu be- 


herrschen (Atlantik-Doktrin). Deshalb spielt auch 
Afrika in der strategischen Planung des Westens 
eine so wesentliche Rolle. 


Von Bedeutung ist zunächst die westafrikani- 


sche Küste. An der Stelle, wo der Südteil des 
durch den Panamerikanischen Verteidigungspakt 
von Rio de Janeiro vom 2. September 1947 (vgl. 
Europa-Archiv, Oktober 1947, S. 957) verbunde- 
nen amerikanischen Doppelkontinents dem 
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Adikige- ned im alliierten en. 
system" (The American Magazine). Die westafri- 
kanische Stellung wird seitdem weiter ausgebaut. 
Monrovia ist amerikanischer Flottenstützpunkt. 
Der neue Hafen, der unter großemKostenaufwand 
erweitert und mit den modernsten Ladevorrich- E 
tungen ausgestattet worden ist, wurde im Juli 
1948 eingeweiht. Neben dem französischen Dakar 
ist er der beste Landeplatz, zudem der einzige 


' Freihafen an der ganzen Westküste Afrikas, der ni 


einen ausgezeichneten Transitverkehr verspricht. 
Das in der Nähe der Hauptstadt gelegene aus- 
gedehnte Roberts Airfield, auf dem Fliegende 
Festungen landen können, wurde mit den neue- 


‚sten Radar- und Fernsteuergeräten versehen; die 


Anlage weiterer Flugplätze ist in Vorbereitung. 
Zur Erschließung des Hinterlandes sind eine 
transliberische Eisenbahn mit Anschluß an Fran- 
zösisch-Guinea sowie eine Autostraße geplant, die 
von den Franzosen bis nach Dakar verlängert 


werden soll. Die diplomatischen Beziehungen er- _ 


fuhren ebenfalls eine Festigung: Anfang Februar 
1949 kamen die Vereinigten Staaten und Liberia 
überein, ihre Gesandtschaften in Monrovia und 
in Washington zu Botschaften zu erheben. 


' Im Herzen Afrikas fördern die Amerikaner die 


Entwicklung Belgisch-Kongos. Die Kolonie liefert 


ihnen wertvolle strategische Rohstoffe, u, a. fast 
die gesamte Uranproduktion. Die belgische Re- 
gierung hat sich, wie am 17. Dezember 1948 amt- ’ 
lich bekanntgegeben wurde, entschlossen, bei 
Kamina (fast halbwegs an der Eisenbahnlinie 
Elisabethville— Fort Francqui gelegen) einen 
starken militärischen Stützpunkt zu errichten. Da- 
zu gehört auch der Bau eines großen Flugplatzes, 
der neben modernen Anlagen für größte Bomber 
und Transporter eine Flugzeugführerschule und 
ein Ausbildungslager für belgische Landtruppen 
umfassen soll. Das ganze Projekt, an dem glei- 
cherweise die amerikanischen und britischen Stra- 
tegen interessiert sind und das in den Rahmen 
ihrer äquatorialen Strategie hineinpaßt, soll „mit 
äußerster Beschleunigung” durchgeführt werden 
(Basler Nachrichien vom 18./19. Dezember 1948). 

In Nordostafrika liegen maßgebliche Interessen 
der Amerikaner am Roten Meer, dessen Sicherung 
schon notwendig ist in Anbetracht ihrer weit- 
gehenden Olinteressen in Saudiarabien, in Ku- 
weit und auf den Bahrein-Inseln. Massaua in Ery- 
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E inisterien: di rasen ist. in ihrer. Hand, 


Be a ne die ng Zwi- 


A 


De 


Anglo- amerikanische Zusammenarbeit \ 


M Das Mittelmeer ist eines der strategisch wich- 


- schen. Ost und West. In dieser Sicht kommt der 
nordafrikanischen Küste für die Aufrechterhal- 
} tung des politischen und militärischen Gleichge- 
 wichts im mediterranen Raum besondere Bedeu- 
4 ins zu. Die Offenhaltung. des Mittelländischen 
Meeres, das Amerikanern wie Briten lebenswich- 
tige Seeroute nach den Olquellen des Nahen 
Ostens und zum Indischen Ozean ist, bleibt für 
beide Teile vordringliches Ziel. Briten und Ameri- 
. kaner haben ein gemeinsames Interesse daran, 
. daß Nordafrika — die Südküste des Mittelmeeres 
Br - in sicheren Händen ist, und sie sind deshalb 
“ in auch genötigt, hier starke strategische Positionen 
zu besitzen, 


Verbindung der USA über die Bermudas nach 
. Casablanca und. weiter ins Mittelmeer, . deren 
. Funktionieren im November 1942 die anglo- 
amerikanische Landung in Nordafrika bewies. 
Auf diesem Weg zum Mittelmeerraum liegen die 
‚portugiesischen Azoren, die in Verbindung mit 
Madeira und den spanischen Kanaren eine stra- 
 tegische Einheit bilden. Zur Sicherung der West- 
Ost-Route über den Ozean sind diese Inseln von 
'hohem strategischem Wert, ebenso wie die afri- 


kanische Nordwestecke, wo Atlantik und Mittel- 


meer zusammenkommen und Spanien nach Afrika 
übergreift. Auch Tanger, Enklave des spanischen 
Marokko-Protektorates, nimmt am atlantischen 
Eingang an der Enge von Gibraltar eine Wäch- 
terstellung ein. Die Tangerzone untersteht einer 
internationalen Verwaltung und erhielt auf der 
Pariser Tanger-Konferenz im August 1945 ein 
revidiertes Statut. 

Seit dem Eintritt der Vereinigten Staaten in 
die Mittelmeerpolitik hat sich immer mehr eine 
anglo-amerikanische Einheitsfront in diesem 

_ Raum entwickelt. Neben den Briten unterhalten 
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_ moderne Flugplätze, werden mit amerikanischem 


5 tigsten Felder in der Auseinandersetzung zwi- 


| die Mittelmeerenge zwischen Sizilien, und N: 
afrika Sn wäre. 


Im Krieg führte eine wichtige transatlantishe 


‚von der nordafrikanischen Küste aus das Mittel 


.begleiten können und daß die neuesten Bomber von 


bezogen. Der britische ne bei a 
erweitert worden, in Benghasi liegen britisch 
Berkanele Fluggeschwader, und Br 


Palästina und dem Suesgebiet. Auch sind N ı - 
richten zu verzeichnen, daß zwischen Tobruk ı Er 
Benghasi gemeinsam von Briten und Amer 
nern ein „Über-Gibraltar“ mit großen Flugfelc 
und Hafenanlagen geschaffen werden soll, 
durch in Verbindung mit anderen Stützpu: 


besonders hervorzuheben. ‘Im Ernstfall könne: 


meer und die vorderasiatischen Länder geschützt 
werden; von den nordafrikanischen Absprung- 


basen aus sind auch die wirtschaftsstrategishen 


Positionen der zentralen Sowjetunion erreichbar. u vr 
Die Allgemeine Zeitung (Windhuk) vom 5.Fe- 
bruar 1948 berichtet: 


„Die Tatsache besteht, daß vom Strande Nordafrikas 
moderne Düsenkampfflugzeuge einen Luftschirm über 
das ganze Gebiet von Sues bis Gibraltar legen können, 
daß schon vorhandene Bomber, wie die Überfestungen, 
Moskau erreichen können, daß besondere Weitflug- 
Kampfflugzeuge die Bomber tief nach Rußland hinein 


Orten wie Tripolis und Benghasi aus das russische 
Industriegebiet jenseits des Urals erreichen können.“ 
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Afrika-Interessen der Sowjetunion 


Moskau und die koloniale Problematik 


Die großen Linien der sowjetrussischen Außen- 
politik ergeben sich aus den marxistisch-leninisti- 
schen Doktrinen. Das Problem der farbigen Völ- 
ker spielt dabei eine wesentliche Rolle. Die So- 
wjetunion bezeichnet sich selbst als eine anti- 
koloniale Weltmacht. Moskau predigt die Auf- 
. lehnung der Kolonialvölker gegen die imperialisti- 

schen Kolonialbesitzer, die die Völker im Zustand 
kolonialer Abhängigkeit halten, um sie für ihre 
Kapitalinteressen auszubeuten. Nach sowjetischer 
These verfolgen die Mächte des Westens eine 
Politik der Ausraubung kolonialer, halbkolonialer 
und abhängiger,Länder, sie hemmen dort bewußt 
die Entwicklung der Produktionskräfte und ver- 
wandeln sie in ihre Agrar- und Rohstoffanhängsel. 
In einer Erklärung des sowjetrussischen Außen- 
ministeriums vom 29. Januar 1949 heißt es: Es 
sei durchaus kein Zufall, daß die Westunion eine 
Koalition der Kolonialmächte darstelle; ihr Ziel 
sei daher auch nicht nur die Durchführung mili- 
tärischer Maßnahmen und Repressalien in den 
eigenen Ländern, sondern auch gegen die zuneh- 
mende Widerstandsbewegung in den Kolonial- 
gebieten der Westmächte. 

Für ihre antikoloniale Agitation benutzen die 
Sowjets auch das Forum der Vereinten Nationen, 
in deren Ausschuß für Treuhandschaftswesen sie 
seit April 1948 vertreten sind, nachdem der Kreml 
diesen zuerst boykottiert und sich geweigert 


.. hatte, einen Vertreter zu entsenden. Im Treu- 


händerrat, in der Vollversammlung sowie in den 
verschiedenen Haupt- und Sonderausschüssen der 
Vereinten Nationen zeichnen sich die Moskauer 
Delegierten durch negative Kritik und Diskrimi- 
nierung der westlichen Kolonialmächte aus: sei 
es, daß sie die Auskünfte der Kolonialmächte an 
die Vereinten Nationen über die nichtautonomen 
Gebiete als ungenügend bezeichnen, sei es, daß 
sie Erhebungen über die Lebensverhältnisse der 
Bevölkerungen in den Kolonialgebieten ohne 
Selbstverwaltung durch Sonderkommissionen an 
Ort und Stelle fordern, sei es, daß sie die Politik 
der Südafrikanischen Union gegenüber ihrem 
Mandatsgebiet Südwestafrika bemängeln und die 
Unterstellung dieses Gebietes unter Treuhänder- 
schaft verlangen. Überhaupt tritt deutlich die 
Tendenz hervor, die Überwachungsbefugnisse, 
die die Vereinten Nationen in Gebieten inter- 
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nationaler Treuhänderschaft besitzen, auf alle 
Kolonien auszudehnen. Außenminister Bevin 
warnte in der Pariser Vollversammlung der Ver- 
einten Nationen am 21. September 1948 vor einer 
Einmischung in die Kolonialverwaltung. In einem 
Memorandum hatte das britische Kolonialamt auch 
darauf hingewiesen, daß es nicht bereit sei, den 
Vereinten Nationen über die politische und ver- 
fassungsrechtliche Entwicklung in seinen Kolo- 
nien zu berichten, und jeden Versuch der Voll- 
versammlung in dieser Richtung als eine unge- 
rechtfertigte Einmischung in Angelegenheiten an- 
sehen müsse, ‘die ausschließlich das Mutterland 
und die betreffenden Kolonialgebiete angingen; 
es sei unmöglich, zwischen die Kolonien und 
Großbritannien eine internationale politische Ver- 
sammlung einzuschalten, die keine direkte Ver- 
antwortung für die Folgen ihrer Beschlüsse trage, 
um so mehr, als diese Beschlüsse von den Dele- 
gationen von Ländern angenommen würden, die 
selbst keine Kolonien verwalteten und daher von 
den Ergebnissen ihrer Abstimmung nicht berührt 
würden. Am 15. Oktober 1948. wurde dann im 
Treuhandschaftsausschuß ein sowjetischer Antrag, 
die Kolonien sämtlicher Mächte einer jährlichen 
Kontrolle zu unterziehen, abgelehnt. 


Unruhen in Afrika 

Seit den beiden Weltkriegen sind im afrikani- 
schen Eingeborenen merkliche Veränderungen 
vor sich gegangen. Die vielen Tausende von 
Negern, die im Krieg in alliierten Diensten stan- 
den und mit anderen Rassen an den verschiede- 
nen Fronten, sogar im Fernen Osten, eingesetzt 
waren, konnten hier mit eigenen Augen den Nie- 
dergang der weißen Herrschaft sehen, aber auch 
die erfolgreiche Emanzipation der Völker des süd- 
östlichen Asiens zu Unabhängigkeit und Selbst- 
regierung. Mit diesen Eindrücken und neuen Ge- 
danken kehrten sie zu ihren Stammesgenossen 
zurück und verstärkten das sich auch hier mehr 
und mehr entwickelnde Selbständigkeitsstreben. 
Ein afrikanisches Bewußtsein beginnt sich zu 
regen, über die kleinen Stammesgrenzen hinweg 
wird der Volksbegriff des „Afrikaners“ lebendig, 
panafrikanische Vorstellungen greifen um sich. 
Hinzu kommt, daß die Ansprüche und Bedürfnisse 
der Eingeborenen steigen. Afrika hat auch seine 
Negeruniversitäten, weitere sind geplant. In zu- 
nehmendem Maße werden eigene Zeitungen ge- 
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Iiediertig und zufrieden waren, sa 


" beitgeber noch die Polizei können sie daran hinder ; 
Der Durbaner Rand ist der Hauptkanal, durch den die A 
Welle des Kommunismus fließt. Von Durban aus ge / 
langen kommunistische Literatur und Propaganda in 
das Land.” EAN 


Es schon a. örtliche kommunistische Organi- 
= 'sationen hatten dabei die Hand im Spiel. Ende 
g Februar 1948 brachen in Akkra an der Goldküste 
Unruhen aus, die sich auf die ganze britische 
_ Kronkolonie « ausdehnten. nu amtliche Darstel- 


ihrem Pariser Korrespondenten, Shukow, beric 
ten, daß die un an B 


N 


dete „Demokratische Vereinigung Afrikas“ & 


Benenie unter kommunistische Einfluß die Zu- ihre zahlreichen Mitglie rer in kleinen P 


| sammenstöße, bei denen es Tote und Verwundete 
gab, entfacht. hatten. Dabei setzte sich der einfluß- 
reichste Sekretär der „United Gold Coast Con- 


 vention”, die von dem Plan gewußt und sich die geboten. Ach Bee er, daß die Demokratie 
‚durch die Unruhen gestiftete Verwirrung zunutze a { : r 
Vereinigung Afrikas den Befreiungskampf 
gemacht hatte, für die Errichtung einer Union 1 N 
‚Neger leite und ihre Angehörigen zegelmuBig) RN 
 westafrikanischer Sowjetrepubliken ein. Ne 
'versammele, um Moskauer RadipsenQungen 
‘ Im ‚östlichen Afrika war es vorher, im Sommer nach 
1947, zu Demonstrationen und Ausschreitungen x j A 
gekommen. Farbige ‘Arbeiter legten die Arbeit Von einheitlichen Aktionen, einem wohl: us- | 
‚nieder. Auf einer Versammlung der „Kenya Afri- gedachten kommunistischen Plan, wie er in Asien 
‚can Union" wurde beschlossen, Abgesandte nah besteht, kann im afrikanischen Raum noch n 
England zu senden, um das dortige Streikrecht die Rede sein. Auch besteht noch kein afrika 
und die Bildung von Gewerkschaften zu studieren. sches Kominform. Aber es flackert hier und. 
Im Herzen Afrikas, in denIndustrie- undMinen- auf, und es ist nicht zu verkennen, daß weitere 
r  distrikten Belgisch-Kongos und in Rhodesien, ist Gefahr droht. Auf diese Möglichkeit hatte au 
‘die rote Propaganda ebenso rührig wie in den der britische Außenminister Bevin in seine 
Häfen und großen Städten mit ihrem bunt zu- Unterhauserklärung über den Terrorausbruch 
Eee, Farbigenproletariat und einer Malaia am 15. September 1948 INgaNieED: ® 


' unzufriedenen halbgebildeten Negerschicht; selbst Ah a“ gr den K Mal: ; 

n er selbst wenn wir en amunismus in a. aia Ken) 
der abseitigeKral bekommt ihr Wirken zu spüren. dran = Andair Werden Inn dnterde 
"Ein Sonderberichterstatter der Sunday Times so kann er morgen in Afrika oder an irgendeiner ande } 
schrieb im Sommer 1948: . ren Stelle neu ausbrechen.” Ba 


ı 


Nordafrika zwischen den Mächten 
Die nordafrikanische Küste ist ein Brennpunkt die italienischen Kommunisten bei den Kammer- na 
der politisch- -diplomatischen Auseinandersetzun- wahlen im April 1948 und taten das möglichste 
gen zwischen den Westmächten und der Sowjet- für ihren Sieg. Wäre Togliatti durchgekommen, so 
union. Auf dem Wege über die früheren italieni- hätte die Sowjetunion im kommunistischen Italien 
schen Kolonien glaubte Moskau, nachdem die eınen aktiven Helfer für ihre mediterranen Pläne 
- Dardanellen verriegelt geblieben waren und der gewonnen; vielleicht wäre auch die Brücke zur 
Nahe Osten "nicht funktioniert hatte, im östlichen gegenüberliegenden A Küste‘ geshlagen 
Mittelmeer Fuß fassen und an der Südküste dieses worden. 
begehrten Raumes, an der „life line“ des Briti- Die bisherige Politik des Kremls in der Frage 
schen Reiches, Stützpunkte beziehen zu können. des italienischen Afrikabesitzes hat mehrere Sta- 
Aus diesem Grund unterstützten die Sowjets auch dien durchlaufen. Zuerst, im September 1945, mel- # 
> h 
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DIE WELTMACHTE UND IHRE EINFLUSSGEBIETE 


Mit 


dete die Sowjetunion ihren eigenen Anspruch auf 
Treuhandschaft über Tripolitanien an, dessen Aus- 
sichtslosigkeit sie schon bald erkannte, Dann be- 
fürworteten die ‘Sowjets eine Treuhandschaft 
Italiens über seine Kolonien, wobei sie dem 
Empfinden des italienischen Volkes in der Kolo- 


"nialfrage entgegenkamen und dessen Sympathien 


für sich zu gewinnen hofften. In einer Note an 
Italien vom 16. Februar 1948 setzte sich die So- 


 wjetunion ausdrücklich dafür ein. Nach der Wahl- 
‘ niederlage der italienischen Kommunisten voll- 


zogen die Sowjets erneut einen Kurswechsel. 
Während der Londoner Beratungen der Beauf- 
tragten der Außenminister der vier Großmächte 
im ‚September 1948 griffen sie einen von ihnen 
bereits 1946 auf der Pariser Außenministerkonfe- 
renz abgelehnten Vorschlag des damaligen ameri- 
kanischen Außenministers, Byrnes, auf, wonach 
sämtliche italienische Kolonien einer internatio- 
nalen Treuhänderschaft unterstellt werden sollen. 
Ein vom Treuhänderrat für jede der italienischen 
Kolonien ernannter Administrator soll diese Treu- 
handschaft übernehmen und bei seiner Arbeit 
durch einen Konsultativrat aus sieben Köpfen 
unterstützt werden, in dem außer je einem Ameri- 


' kaner, Engländer, Franzosen, Italiener und zwei 
Eingeborenen auch ein Russe vertreten sein soll; 


die strategisch wichtigen Punkte dieser Gebiete 
sollen durch die Vereinten Nationen gesondert 


‘ verwaltet werden. Auf diese Weise wäre auch 


den Sowjets in diesem Sektor ein Mitspracherecht 
an den Angelegenheiten des afrikanischen Konti- 


% nents zugefallen. Die Mächte kamen aber zu kei- 


nem Übereinkommen, so daß im Dezember 1948 
die weitere Erörterung über das Statut Italienisch- 
Afrikas bis zur Vollversammlung der Vereinten 


Nationen im April 1949 vertagt wurde. Außen- 


minister Sforza gab seiner Befriedigung über 
diese Entscheidung mit den Worten Ausdruck: 


„Der Aufschub wird eine bessere Abwägung aller 
Seiten der Angelegenheit ermöglichen.“ 


Ägypten gegenüber, ebenfalls neuralgischer 
Punkt im Ost-Mittelmeer, zeigt der Kreml eine 
wohlwollende Haltung. Im anglo-ägyptischen 
Streitfall vor dem Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen unterstützte der Sowjetvertreter die 
Haltung Ägyptens und erklärte, die ägyptische 
Forderung nach sofortiger Zurückziehung sämt- 


licher britischer Truppen vom ägyptischen Staats- 


gebiet sei durchaus gerechtfertigt. 1948 kam 
ein Warenaustauschabkommen zustande, wonach 
russisches Getreide gegen ägyptische Baumwolle 
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geliefert wird. Die Sowjetpropaganda war nach 
Ende des Krieges sehr intensiv, und nach der 
Weltwoche (Zürich) vom 4. Februar 1949 wird 
heute noch der kommunistische Einfluß unter der 
Universitätsjugend als ziemlich beträchtlich ange- x 
nommen. Die extrem-nationalistische Organisa- 
tion der „Muslimischen Brüder”, die für die Er- 
mordung des ägyptischen Ministerpräsidenten 
Nokraschi Pascha am 28. Dezember 1948 und an- 
dere Terrorakte verantwortlich ist, arbeitet. seit 
ihrem Verbot mit der kommunistischen Unter- 
grundbewegung zusammen. Ende Februar 1949 
drückte der ägyptische Ministerpräsident, Abd el 
Hadi Pascha, in einem Presse-Interview den 
Wunsch aus, die Vereinigten Staaten möchten 
Ägypten im Rahmen des Europäischen Wieder- 
aufbauprogramms wirtschaftliche Hilfe zuteil wer- 
den lassen, um der kommunistischen Gefahr im 
Nahen Osten wirksamer begegnen zu können. 

In der Hauptstadt Abessiniens hat der Kreml 
einen vorgerückten Beobachtungsposten; seine 
Botschaft ist auffallend stark besetzt; man spricht 
von einigen hundert Mann. Die Stockholmer Zei- 
tung Aftonbladet bemerkte dazu, die sowjetrussi- 
schen Vertreter befaßten sich mit ganz anderen 
Dingen als mit den wohl geringfügigen Anforde- 
rungen, die der diplomatische Verkehr mit der 
abessinischen Regierung erfordere. Vielleicht be- 
steht die Absicht, Addis Abeba zu einer sowjet- 
russischen Propaganda- und Informationszentrale 
in Afrika zu entwickeln. Moskaus Vertreter haben 
hier bereits eine ständige Ausstellung über das 
Leben in der Sowjetunion geschaffen; ein modern 
eingerichtetes Krankenhaus mit russischen Ärzten 
und russischem Personal steht der Bevölkerung. 
zur freien Behandlung zur Verfügung. 


Abwehrmaßnahmen 
Sowjetrußlands Absichten in Afrika gehen letzt- 
hin darauf aus, die Kolonien der Westmächte in 


‚„Reserven der proletarischen Revolution” zu ver- 


wandeln. ‚Nach der These Lenins und Stalins sind 
die Eingeborenenmassen, die gegen die imperia- 
listische Kolonialherrschaft kämpfen, mächtige 
Hilfstrupps der kommunistischen Weltrevolution. 
Gegenüber diesen Absichten betreiben die euro- j 
päischen Mächte in Afrika mit Hilfe der Vereinig- 
ten Staaten planmäßig die strategisch-militärische 
Sicherung des Schwarzen Erdteils, verbunden mit 
einer großzügigen Aufschließung seiner reichen 
Wirtschaftsquellen. Das ist Afrikas Rolle in der 
weltweiten Auseinandersetzung der beiden gro- 
ßen Sphären. 
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Deutsche Industriereparationen 1948 


Auszüge aus dem Bericht der Interalliierten Reparationsagentur (IARA) für das Jahr 1948* 


' Die Aussichten zu Anfang 1948 

Im Teil IV der Potsdamer Erklärung! vom August 

1946 war deutlich zum Ausdruck gebracht worden, 

welche Bedeutung einer schnellen Durchführung des 

Reparationsprogramms beigemessen wurde: 

9. Der Umfang der aus den westlichen Zonen zu ent- 
nehmenden Ausrüstung, der auf Reparationskonto 
geht, muß spätestens innerhalb sechs Monaten von 
jetzt ab bestimmt sein. 

6. Die Entnahme der industriellen Ausrüstung soll 
so bald wie möglich beginnen und innerhalb von 
zwei Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt der in $ 5 
spezifizierten Bestimmung, abgeschlossen sein." 

Es war damals beabsichtigt, das Reparationspro- 

gramm bis Ende Januar 1948 zu Ende zu. führen. 

Im Verlauf der Jahre 1946 und 1947 trat es immer 
deutlicher zutage, daß es unmöglich sein werde, diese 


. Termine einzuhalten. Im April 1947 beschloß der Rat 
- der Außenminister in Moskau, daß die letzten Zutei- 


lungen deutscher Kriegswerke bis spätestens Juni 1948 
beendet sein sollten. Leider konnten sie sich in ihren 
Besprechungen über die Repärationsfrage nicht auf 
einer gemeinsamen Ebene finden, was sich bei den 
weiteren Verhandlungen über die Zukunft Deutsch- 
lands als eines der Haupthindernisse erwies. Eine der 
Folgen dieser Uneinigkeit unter den Alliierten war 
es, daß — mit Ausnahme von 250 Anlagen — eine Ver- 
zögerung in der Zuweisung des Anteils eintrat, der 
der IARA aus der vorgesehenen Gesamtmenge von 
1600 Industrieanlagen zustand, die auf Grund des von 


. den Besatzungsmächten vereinbarten Industrieniveaus 


zur Verteilung an die IARA und die Sowjetunion ge- 
langen sollten. \ . 
Gegen Ende 1947 besserten sich jedoch die Zukunfts- 
aussichten für die Reparationen etwas. Im Oktober 
dieses’ Jahres ließen die Vertreter der Oberbefehls- 


“ haber der amerikanischen und der britischen Zone 


der Agentur eine Liste zugehen, in der 682 Werke auf- 
geführt waren, die im Rahmen des im Juni 1947 neu 
festgelegten Industrieniveaus? für überzählig erklärt 
worden waren, und sie versicherten der Agentur: 
u... die Liste ist vollständig und wird diesem Schrei- 
ben beigefügt. Diese Liste kann noch abgeändert wer- 
den; im Falle etwaiger Abänderungen wird es sich 


Ä 
t 


jedoch nur um Ausgleichsmaßnahmen von örtlicher 


Bedeutung handeln, und Sie können versichert sein, m 
daß keine weitreichenden Veränderungen vorgenom- 


men werden und daß die Ersatzleistungen in Kapazität 
und Wert den ursprünglichen entsprechen werden. Der 


Gesamtwert der auf der Reparationsliste aufgeführten 


Werke wird durch solche geringfügigen Änderungen 
der Liste nicht berührt werden, und Sie werden dar- 


über so bald wie möglich in Kenntnis gesetzt werden, 


da uns viel daran liegt, daß die Ungewißheit über die 
tatsächlich zu vergebenden Anlagen nicht zu einer 


- Verzögerung bei der Verteilung der Reparationen 
... Wir hoffen, daß den Ungewißheiten, die 
noch über die Frage der Reparationen herrschen, mit 


führt. 


der Veröffentlichung der beigefügten Liste ein Ende 


bereitet wird.“ Gleichzeitig ließ der Oberbefehlshaber 


der französischen Zone der Agentur eine vorläufige 


Liste zugehen, die 176 für Reparationsleistungen aus a 
der französischen Zone vorgesehene Werke enthielt? 


Auf einer Versammlung der IARA im folgenden 
Monat gaben die Vertreter der Oberbefehlshaber der 
französischen und der britischen Zone erneute Ver- 
sicherungen ab, daß sie das Reparationsprogramm mit 
äußerster Geschwindigkeit durchzuführen beabsichtig- 
ten, und forderten die Agentur auf, die Möglichkeiten 
einer entsprechenden Beschleunigung ihres eigenen 
Zuteilungsverfahrens zu untersuchen. Die Agentur 


machte sich sofort an die Arbeit, ihr Verfahren zu 


überprüfen, um die neuen Zuweisungen so schnell wie 
möglich bearbeiten zu können. 


Zuweisungen von Industrieanlagen an die TARA 
im Jahre 1948 


Trotz der von den Oberbefehlshabern der Westzonen 


Ende 1947 abgegebenen Versprechen, daß die indu- 


striellen Anlagen aus Deutschland den Mitgliedregie- 
rungen der IARA schnellstens als Reparationsleistun- 
gen verfügbar gemacht werden sollten, waren der 
Agentur bis Mitte Februar 1948 keine weiteren Zu- 
weisungen zugegangen. Da sich diese anhaltende Ver- 
schleppung allmählich unangenehm auf die Arbeit der 
Agentur auswirkte, nahm die Hauptversammlung am 
18. Februar eine Entschließung an, in der nach einem 
Hinweis auf die Bestimmungen der Potsdamer Erklä- 
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Quelle: Inter Allied Reparation Agency: Report 
of the Secretary General for the Year 1948. Brussels; 
1949. 98 S. Weitere Auszüge aus diesem Bericht ver- 
öffentlicht das Europa-Archiv in der nächsten Folge. 

1) Vgl. Europa-Archiv, -Oktober-November 1946, 
5.218, 
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2) Vgl. „Um den Frieden mit Deutschland", Band 6 
der Dokumente und Berichte des Europa-Archivs, 
S. 105—108: 

3)’Berichtigung zu dieser Liste erhöhten die Ge- 
samtzahl der für Reparationszwecke verfügbaren An- 
lagen in den drei Westzonen auf 870. 
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rung und die geringe Anzahl der bisher zur Zuweisung 
„gelangten Industrieanlagen festgestellt wurde: 


reichenden Menge einen beträchtlichen Beitrag zur 
Wiederherstellung der Volkswirtschaften der Mit- 
.  gliedstaaten leisten, die unter der deutschen Ag- 
-  gression gelitten haben, daß die Erfahrung erwiesen 
hat, daß ‚solche Ausrüstungen sich nach ihrem Abbau 
' in Deutschland schnell wieder als Teil der Produk- 
 tionsanlagen dieser Länder errichten lassen, und daß 
. solche für die Gesundung Europas lebenswichtige 
_ Industrieanlagen innerhalb einer annehmbaren Zeit- 
spanne und ohne Dollarkosten nur durch Entnahme 
überzähliger Industrieausrüstungen in Deutschland 
‚beschafft werden können“, 
und beschloß, 
„den Präsidenten zu beauftragen, die oben angeführ- 
ten Tatsachen den Regierungen der Besatzungs- 
 mächte Deutschlands zur Kenntnis zu bringen und 
lie betreffenden Regierungen zu ersuchen, in aller- 
nächster Zukunft bekanntzugeben, wann die Agen- 
ur (1) mit weiteren Zuweisungen überzähliger deut- 
"scher Industrieausrüstungen zur Verteilung an ihre 
tgliedstaaten rechnen kann und (2) weitere Gegen- 
leistungen von der Sowjetunion im Austausch für die 
3% Industrieausrüstungen erwarten kann, die diese be- 
reits aus den Westzonen Deutschlands erhalten hat.“ 


‚Fast fünf Monate vergingen, nachdem den Be- 
zungsmächten diese Entschließung zur Kenntnis ge- 
ht worden war,.ehe der Agentur im Juli 1948 von 
'Oberbefehlshabern der Westzonen weitere Indu- 
rieanlagen genannt werden, die als Reparations- 
istungen zur Verfügung standen, und dann wurden 
der Agentur nur 147 Werke oder Teilanlagen zur Ver- 
teilung an ihre Mitgliedstaaten zur Verfügung gestellt, 
; während die Oberbefehlshaber der Westzonen im Ok- 
tober 1947 erklärt hatten, daß 858 Werke als Repara- 
t onen verfügbar gemacht werden könnten. 
N $ ie Erwartungen der Agentur auf eine baldige und 
umfangreiche Zuweisung von Industrieausrüstungen 
blieben also unerfüllt, und im September 1948 wies die 
auptversammlung den Präsidenten an, die Besat- 
' zungsmächte noch einmal auf die Lage hinzuweisen. 
In diesem Schreiben brachte der Präsident die Ent- 
 täuschung der Agentur über die anhaltenden Verzöge- 
zungen zum Ausdruck. Überdies befand sich unter den 
durch den Oberbefehlshaber der Westzonen im Juli 
‘verfügbar gemachten Industrieausrüstungen „ein un- 
‚verhältnismäßig hoher Prozentsatz von Maschinen und 
‚Ausrüstungsgegenständen, die von auffallend schlech- 
ter Qualität oder schlecht erhalten waren“, und die 
Mitgliedregierungen ließen sich im Hinblick auf die 
"ihnen im Pariser Abkommen zugestandenen Anteile 
nur ungern dazu bewegen, sich um Zuweisung dieses 
schlechten Materials zu bemühen, ehe sie wußten, was 
. später noch verfügbar gemacht werden könnte: — 
„Diese unglückliche Situation, der erst dann abge- 
holfen werden kann, wenn den Mitgliedregierun- 
a gen der Interalliierten Reparationsagentur genau 
mitgeteilt wird, wie die endgültige Gesamtliste der 
aus Deutschland zu entnehmenden Anlagen aus- 
sieht, ist tatsächlich dadurch entstanden, daß die Be- 
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‚daß diese Industrieausrüstungen, soweit sie bisher 
verfügbar gemacht worden sind, trotz ihrer unzu- 


' Deutschland ausführlich im Zusammenhang mit dem 
Europäischen Wiederaufbauprogramm erörtert. Als der 


ch 
einem Jahr vorge 
Solange eine sol ef 
Hauptzweck vereitelt, um dessentwillen 
regierungen dieser Agentur das Pariser Reparations- 
abkommen abgeschlossen haben.” aa: 
Der Präsident betonte, daß sich das Interesse zwar 
auf die wichtigeren Werke konzentriere, was aber 
keineswegs bedeuten solle, daß die Mitgliedstaaten. 
sich nicht auch für die übrigen interessierten, und er 
gab deutlich zu verstehen, daß die Agentur nur dann ihren 
eigentlichen Zweck erfüllen könne, wenn ihr eine end- 
‚gültige Liste zugewiesen werde. Die Mitgliedstaaten | 
‚legten großen Wert darauf, eine größtmögliche Menge 
von Industrieanlagen zu erhalten. a, 
Die Besatzungsmächte seien jedoch diesem Ersuchen 
um eine endgültige Liste bis zum Ende des Jahres nicht ; 
nachgekommen, und die einzige weitere Zuteilung, die j 
1948 gemacht wurde, bestand aus 10 Anlagen, die im 
November verfügbar gemacht wurden. A 


Das Europäische Wiederaufbauprogramm ' 
und die Reparationen 


j f 
Im Jahre 1948 wurde die Frage der Entnahme von 
Industrieausrüstungen als Reparationsleistung aus 


Außenminister der Vereinigten Staaten den „Marshall- 
Plan" einführte, erklärte der Präsident der Agentur 


R N N = 
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den Abgeordneten der Mitgliedregierungen der IARA: : 


„Deutsche Reparationen können einen wirksamen 4 
Beitrag Europas zu seinem eigenen Wiederaufbau RE 
darstellen, und diese ‚Frage steht in engem Zusam- - 

, menhang mit dem Programm, das voraussichtlich von a 
der am 12. Juli in Paris zusammentretenden Konfe- i 
renz aufgestellt werden wird. } N 

Damit ist nichts Neues gesagt. Schon im Pariser ‘a 
Abkommen über Reparationen, das am 14. Januar. } 
1946 unterzeichnet wurde, war bestimmt worden, daß 
sich die Interalliierte Reparationsagentur in ihrer 1% 
Arbeit danach richten solle, ‚wie dringend jeder An- 
tragsteller den oder die Posten zur Wiederherstel- 
lung, zum Wiederaufbau oder zur Ankurbelung der } 
Volkswirtschaft des betreffenden Landes benötigt. 

Zweifellos liegt auch dem amerikanischen Angebot 
dasselbe Verständnis für die Dringlichkeit der euro- 
päischen Bedürfnisse für den Wiederaufbau zugrunde. 

Die Reparationspolitik steht im Einklang mit dem 
Geist des Marshall-Vorschlages, wenn man den kon-. 3 
Struktiven Charakter in Betracht zieht, den ihr das 
Pariser Abkommen gegeben hat, und sie fällt damit | 
in seinen Bereich. Die Reparationspolitik muß ohne ‘ 
weiteres zu einem wesentlichen Faktor in jedem Plan = 
werden, der-den Wiederaufbau Europas im Rahmen 
einer internationalen wirtschaftlichen Zusammen- 
arbeit zum Ziel hat, wie ihn die bevorstehende Kon- 
ferenz schaffen soll.” 

Im Januar 1948 übersandte das Außenministerium 
dem Kongreß seine Antwort auf eine Anfrage bezüg- 
lich der Demontagen und Reparationen im allgemei- 
nen. Folgende Punkte aus der Antwort des Außen- 
ministeriums sind besonders hervorzuheben: 


x 
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5 Sr von een aus Ber ng 
AR deren Lieferung aus anderen Quellen nicht unter 
F zwei bis drei Jahren möglich gewesen wäre und 
er  durh deren Einsatz Engpässe in der Industrie über- 
AB _ wunden werden konnten, so daß Steigerungen in der 
Ergung gar: Industriezweige | a werden 
konnten... 
„Selbst in) ‚ Fällen, in en die Beschaffung der als 
a gelieferten Ausrüstungen “innerhalb 
einer annehmbaren Zeitspanne auf dem Handels- 
wege ‚hätte durchgefü ührt werden können, wäre dazu 
harte Währung. erforderlich gewesen." ar .k 


| Ferner versicherte das ‚Außenministerium dem Kon- 
 greß: er BEL, er, 

ee revidierte Plan für das Zweizonengebiet 

beläßt diesem eine ausreichende Industriekapazität, 


‚7 


ig ‚möglichen. Im Hinblick auf den Mangel an Brenn- 
 stoffen, Rohmaterialien, Arbeitskräften und anderen - 
. Produktionsfaktoren werden die äußersten Anstren- 
. - gungen seitens der ‚Deutschen erforderlich sein, wenn 
' überhaupt die volle Ausnutzung dieser D bis 
‚1952 erreicht werden soll.“ 


"Eine ausführlichere ‚Darstellung der Ansichten des 
E Außenministeriums gab Mr. Marshall am 4. Februar 
‚in ‚einem Schreiben an Senator Vandenberg, den Vor- 
sitzenden des. Senatsausschusses für Auswärtige An- 
_ gelegenheiten, in dem er betonte, daß zwingende 
- Gründe für das Reparationsprogramm sprächen. Der 
Außenminister wies darauf. hin, daß Einigkeit unter 
den Nationen Westeuropas in ihrer Zielsetzung und in 
ihrem Streben für die Gesundung Europas wesentlih 
‚sei. Gleichzeitig mit seinem Schreiben, in dem er eine 
ausführliche Darlegung seiner Gründe für die Beibe- 
' haltung des Reparationsprogramms gab, übersandte er 
ein Memorandum, in dem er sich ebenso unzweideutig 
ausdrücte: 
er znBine- ung ne wirtschaftlichen Lage 
. Deutschlands zeigt. ‚eindeutig, daß das revidierte In- 
_ dustrieniveau und das darauf fußende Demontage- 
programm Deutschlands „Fähigkeit, zu produzieren 
und zu exportieren, gegenwärtig unberührt lassen. 
Das revidierte Industrieniveau hat sich auch nicht 
als Hindernis in der Planung für einen möglichst 
hohen Beitrag Deutschlands zum allgemeinen Euro- 
päischen . Wiederaufbauprogramm erwiesen. Es be- 
läßt dem Zweizonengebiet eine ausreichende Indu- 
y striekapazität, die als Grundlage für die Schaffung 


eines angemessenen Lebensstandards und für ein 


"Ausfuhrvolumen industrieller Erzeugnisse dienen 
kann, das höher liegt als 1936. 

Demontage und Versendung deutscher Industrie- 
anlagen bedeuten daher die Überweisung industriel- 
ler Kapazität, die in Deutschland brachliegen würde, 
an andere Länder, die diese gut verwenden können, 
da sie in bezug auf den Arbeitsmarkt, die Wohn- 
und Transportverhältnisse und andere Mangelfak- 
toren N günstiger gestellt sind und 


1 
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‚um. die Bezahlung der benötigten Einfuhren zu er- 


- und Deutschlands, wenn man die Verpflichtu 


)  Finanzsysteme und Verwal 
‚organisationen verfügen. : 
Schon jetzt leisten die verlegten deutsee 
strieanlagen ihren Beitrag zum wirtschaftlichen 
deraufbau anderer europäischer Länder, und m 
kann annehmen, daß sich durch sie die Kosten des 
- amerikanischen Beitrags zur Europahilfe verringe: 
Den Empfängernationen stehen zum größten Te 
keine anderen Quellen zur Verfügung, aus denen sie 
ihren Bedarf für die so notwendige Erweite. 
ihrer industriellen Kapazität decken könnten. 


Die Regelung der Reparationspolitik, die sich 
die Reparationsabkommen von Potsdam und Pa} 
gründet und die im Demontageprogramm ihre I 
krete Auswirkung findet, steht vollkommen im 
klang mit den Interessen der Vereinigten Staa 


Deutschlands in Betracht zieht. Zu dieser Regelu 
haben wir uns nach Ansicht der mit uns befreund 
ten europäischen Nationen, besonders Großb 
niens und Frankreichs, fest verpflichtet, und 
eine Regelung, die in den Augen jener Natic 


Den von Deuachland in der Versenyeaheit bega 

nen Handlungen und in bezug auf ihre eigene Z 
kunft ist. Eine Abweichung von dieser: Reg 
, würde sie schwer treffen.“ 


Trotz dieser Versicherungen wollte der Kongreß sid 


noch andere Bestätigungen verschaffen, daß das 
montageprogramm nicht dem Sinn des Europäische 


sammenhang erlegte er dem ECA- Administrator 
Artikel 119 (f) des ECA-Gesetzes bestimmte Bi dı 
gen auf: v 


rationsentnahmen aus den drei Westzonen Deutsch 
-- lands vorgesehen sind, in Deutschland belassen w 
den, wenn damit dem Zweck des Europäischen 
ein, am besten here ist.” 


wurde ein Unterausschuß des Sondern 
(Herter-Ausschuß) gebildet, um die Deutschlandpoliti 
Amerikas zu untersuchen, und der Bericht dieses A ; 
schusses, der im Frühjahr veröffentlicht wurde, enthielt 
eine Empfehlung für sofortige Einstellung der Demon- 

tage in Westdeutschland. h 


Eine offizielle Erklärung über Mr. Hoffmans eigen 
Ansichten erschien während der folgenden Monate 
nicht, aber am 1. September bestätigte Mr. Marshall 
Presseberichte, denen zufolge Verhandlungen über die 
Demontagefrage auf Grund des oben angeführten Ar- 
tikels aus dem Gesetz auf Ersuchen des Administrators 
mit Großbritannien und Frankreich aufgenommen wWOr- 
den waren. Im Anschluß an diese Erklärung teilte ein 
Sprecher der Administration für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit (ECA) der Presse mit, daß Mr. Hoffman nah 
Eingang der Antworten Großbritanniens und Frank- 
reichs den Außenminister auffordern werde, die Zu- 
stimmung der beiden Länder zu einer Kürzung des 
Demontageprogramms zu erlangen. 
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INT ERNATIONALE BERICHTE 


Mr. Hoffman selbst erklärte auf einer Pressekonfe- 
renz in Washington: „Meiner Ansicht nach steht es 
fest, daß einige der Werke, die jetzt als Reparationen 
zur Demontage vorgesehen sind, zum Nutzen des euro- 
päischen Wiederaufbaus (in Deutschland) belassen 
bleiben könnten.” Am 19,September wurde von zu- 
ständiger Seite in Washington erklärt, Mr. Marshall 
habe Mr. Bevin davon in Kenntnis gesetzt, daß die 
letzte Entscheidung bei Mr. Hoffman liegen müsse, und 
er habe hinzugefügt, seiner Ansicht nach werde eine 
Kürzung der Reparationslieferungen wahrscheinlich er- 


forderlich sein. 


Großbritannien und Frankreich blieben bei der Auf- 
fassung, daß der Begriff der Reparationen, so wie er 
in Potsdam beschlossen worden war, beibehalten wer- 
den müsse, wenn man denjenigen Ländern gerecht wer- 
den wolle, denen förmlich versichert worden war, 
Deutschland müsse zum Wiederaufbau ihrer vernichte- 
ten, beschädigten und vom Kriege mitgenommenen 
Industrien herangezogen werden. Britische und fran- 


zösische Sprecher erklärten weiterhin, daß ihre Regie- 
rungen nicht beabsichtigten, sich ihren Reparations- 


verpflichtungen zu entziehen. Nach den Londoner Be- 
sprechungen im Mai über deutsche Probleme erklärte 
Mr. Bevin zum Beispiel im Unterhaus: 

...Ich werde versuchen, den Verpflichtungen 
nachzukommen, die wir in bezug auf die Reparatio- 
nen anderen Regierungen gegenüber eingegangen 
sind. Es hat keinen Sinn, zu Frankreich und den 
anderen sogenannten IARA-Ländern zu sagen: ‚Wir 
machen Schluß mit den Reparationen und werden 
nichts mehr dazu tun, daß die von Hitler angerichte- 
ten Verwüstungen beseitigt werden.‘ Ich muß mir 
immer vor Augen halten, daß es Deutschland war, 
das den Krieg begann, nicht Frankreich oder Belgien 
oder die anderen Länder, die zur Teilnahme aufge- 
fordert wurden. Wenn man versucht, einem gerecht 
zu werden, darf man dabei nicht anderen unrecht 
tun.” 


Am 8.September erklärte ein Sprecher des briti- 
schen Außenamtes, daß Sir Oliver Franks, der briti- 


‚sche Botschafter in Washington, Mr. Marshall gegen- 


über zum Ausdruck gebracht habe, daß seine Regie- 
rung gegen jede Kürzung der Reparationslieferungen 


„von Deutschland sei. Der Botschafter sagte, ein Wie- 


deraufrollen der Frage des Demontageprogramms werde 
nach britischer Ansicht die Angst Europas vor einem 
Aufschwung der deutschen Industrie neu beleben, der 
deutschen Opposition einen Auftrieb geben, den mit 
Deutschlands Nachbarn getroffenen Abkommen zu- 


. widerlaufen und diese um die deutschen Industrie- 


anlagen bringen, die ihnen als Reparationen zustehen 


und von ihnen besser ausgenutzt werden könnten als 


von den Deutschen selbst. In demselben Monat erklär- 
ten Beamte des Quai d’Orsay: 

„Frankreich ist bereit, sich mit der Frage zu be- 
fassen, welche Änderungen in der Liste der zur De- 
montage vorgesehenen Fabriken vorgenommen wer- 
den könnten, damit das europäische Industriepoten- 
tial erhöht wird, aber es möchte eindeutig zum Aus- 
druck bringen, daß es weiterhin an dem Grundsatz 
der Reparationen festhält und sich diese in erster 
Linie angelegen sein lassen wird.“ 
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In einem Dokument, das am 1. März der Presse frei- 
gegeben wurde, gab die Agentur selbst eine Darstel- 
lung über den Beitrag, den die von Deutschland als 
Reparationen gelieferten Industrieanlagen zur wirt- 
schaftlichen Gesundung der Alliierten leisteten, und den 
Wert, der diesem Beitrag von den Mitgliedregierun- 
gen beigemessen wurde. In diesem Dokument waren 
die Erklärungen zusammengefaßt, die von den Mit- 
gliedregierungen zur Begründung ihrer Anträge einge- 
reicht worden waren, ferner enthielt das Dokument 
Erläuterungen über die Industrieanlagen, die jedes 
Land erhalten hatte, sowie über ihre Verwendung und 
über den von ihnen erwarteten Beitrag zum Wieder- 
aufbau der Industrien der Empfangsländer. Es folgen 
hier einige kennzeichnende Auszüge aus diesem Be- 
richt: 


AUSTRALIEN: „Von den zugeteilten Ausrüstun- 
gen im Werte von 5 Millionen Reichsmark ... sind 
ungefähr 500 ‘geliefert worden; 90° hiervon nach 
der Anzahl der Einzelposten stehen bereits im Ge- 
brauch oder kurz davor... .. Der Erwerb dieser Aus- 
rüstungen ist zweifellos von großem Nutzen ge- 
wesen, da dadurch eine Erneuerung. der durch die 
Kriegsproduktion abgenutzten Werkzeugmaschinen 
ermöglicht wurde. Dadurch wird die Produktion wich- 
tiger Waren und Ausrüstungen, an denen in Austra- 
lien Mangel herrscht, wesentlich gefördert werden.” 


BELGIEN: „Das zunehmende Interesse der belgi- 
schen Maschinenbau- und chemischen Industrie am 
Erwerb von Werkanlagen und Ausrüstungsgegen- 
ständen aus Deutschland auf dem Wege der Repara- 
tionsleistung zeigt deutlich, welchen Wert man 
diesen Ausrüstungen beimißt.‘ Der Hauptgrund für 
dieses Interesse liegt darin, daß der Erwerb ähn- 
licher industrieller Ausrüstungen aus dem Ausland 
durch Verzögerung in der Lieferung und durch hohe 
Preise erschwert wird... Es kann ferner behauptet 
werden, daß die Wiedererrichtung der Anlagen aus 
Reparationen und die Eingliederung von Repara- 
tionsausrüstung in die vorhandenen Fabriken dazu 
beigetragen haben, eine Anzahl von Fabriken und 
Werkstätten wieder in Betrieb zu setzen, die wäh- 
rend des Krieges vernichtet oder ausgeplündert wor- 
den waren.“ ; 


FRANKREICH: „Es wurde im Lauf der Unter- 
suchung festgestellt, daß staatliche Industrieunter- 
nehmungen ebenso wie Privatfirmen großes Inter- 
esse für die Industrieausrüstungen zeigten, die aus 
den deutschen Reparationen bezogen werden konn- 
ten... . Dieses Interesse an den Reparationsliefe- 
tungen ist leicht verständlich, wenn man bedenkt, 
welche manchmal jahrelangen Verzögerungen in der 
Lieferung aller wichtigen Maschinentypen oder Aus- 
rüstungsgegenstände durch die Fabriken eintreten. 
Ebenso große Schwierigkeiten ergeben sich bei der 
Beschaffung von Industrieausrüstungen aus dem Aus- 
land „7 


GROSSBRITANNIEN: „Im allgemeinen haben sich 
die bisher gelieferten Industrieanlagen bereits da- 
durch bemerkbar gemacht, daß sich die Lieferungs- 
termine in der Stahlproduktion wesentlich verkürzt 
haben, und man rechnet damit, daß sich diese Ter- 
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_ mine mit den weiteren-Lieferungen an Industrieaus- 
rüstungen, die Großbritannien noch zu erhalten 
hofft, von 4 auf 2!/s Jahre herabsetzen lassen werden. 
... Aus Proben, die mit den bereits aufgestellten 
Maschinen aus den Reparationslieferungen gemacht 
wurden, ergab sich, daß in’ den meisten Fällen 


schwerwiegende Engpässe im Produktionsprozeß 
überwunden worden sind und daß in einigen Fällen 
auch Arbeitskräfte eingespart werden konnten.” 


NORWEGEN: „Die Beschaffung von Ersatz für 
Werkzeugmaschinen war während des Krieges sehr 
schlecht. Es hatte sich daher zur Zeit der deutschen 
Kapitulation ein starker Bedarf herausgebildet. Die- 
ser Bedarf konnte jedoch weder durch Einkäufe im 
Ausland noch aus der norwegischen Produktion ge- 

“ deckt werden. Es herrscht deshalb in. Norwegen 
immer noch ein starker Mangel an Werkzeugmaschi- 
nen. Aus den oben geschilderten Gründen messen 
die norwegischen Behörden den Reparationsliefe- 
rungen an Werkzeugmaschinen aus Deutschland so 
große Bedeutung bei." 


NIEDERLANDE: „Das Wirtschaftsministerium weist 


darauf hin, daß es, falls keine Maschinen aus den 
Reparationslieferungen zur Verfügung gestanden 
"hätten, solche Maschinen nur im Auslande hätte ein- 
kaufen können. In einigen Fällen fehlte es vollkom- 
men an Bezugsquellen, aus denen man die erforder- 
lichen Maschinen hätte beschaffen können, und in 

- allen Fällen waren die Nachkriegspreise so hoch und 
die Liefertermine soviel länger geworden, daß sich 
eine katastrophale Lage für die bestehenden nieder- 
ländischen Industrien ergeben hätte... Für jede der 
gelieferten und aufgestellten Maschinen konnten 
zwei weitere Arbeiter eingestellt werden.” 


TSCHECHOSLOWAKEI: „Die gesamten Industrie- 
ausrüstungen, die geliefert worden sind, sind prak- 
tisch schon wieder aufgestellt und in Gebrauch ge- 
nommen... Die Regierung erklärt, daß die geliefer- 
ten und in Gebrauch genommenen Ausrüstungen 
wesentlich zu der wirtschaftlichen Erholung des Lan- 
des beigetragen haben, da es durch diese Lieferun- 
gen möglich wurde, bestimmte Anlagen auszubessern 
oder zu ersetzen, die unmittelbare Kriegsschäden er- 
litten hatten oder durch die deutsche Besetzung in 
Verlust geraten waren. Außerdem konnten indu- 
strielle Anlagen, die zwar keinen unmittelbaren 
Kriegsschaden erlitten hatten, aber aus verschiede- 
nen Gründen während des Krieges zu stark abge- 
nutzt worden waren, wieder in gebrauchsfähigen Zu- 
stand gebracht werden .. ." 


Trotz der wertvollen Beiträge, die die Reparationen 
in Form von Industrieanlagen aus Deutschland bereits 
für die Volkswirtschaften der Empfangsländer geleistet 
hatten, traten die Angriffe gegen die Fortsetzung der 
Demontage in einem großen Teil der europäischen und 
der amerikanischen Presse gegenüber den zugunsten 
der Demontage vorgebrachten Argumenten immer 
mehr in den Vordergrund. In den Vereinigten Staaten 
insbesondere wurde das Für und Wider der Demon- 
tage zum Gegenstand erhitzter Debatten, die das ganze 
Jahr hindurch fortgesetzt wurden. Diejenigen Zeitun- 
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gen, die für den Grundsatz der Demontage eintraten, in 
hoben die Gefahr hervor, die ein wiederaufsteigendes 
Deutschland darstellen werde, anstatt darauf hinzu- 


weisen, welche Rolle die demontierten Maschinen im 
europäischen Wiederaufbau spielen könnten. Die Kri- 
tiker der Demontage fanden auch beträchtliche Unter- 
stützung im Kongreß und im Unterhaus. 


Im Verlauf des Jahres traten die deutschen politi- 


schen Führer, Gewerkscaftsleiter und Arbeiter bei 


ihren organisierten Protesten mit immer größerer 
Sicherheit auf, und es wurde für die verantwortlichen 
Beamten in der Verwaltung der Westzonen immer 
schwieriger, die Demontagebefehle durchzusetzen. 


Die deutschen Proteste durchliefen die ganze Skala 
von Angriffen in der deutschen Presse über organi- 


"sierte Empörungskundgebungen seitens leitender deut- 


scher Industrieller bis zu Arbeiterstreiks und sogar bis 
zur amtlichen Opposition. Anfang Juni verlangte‘ das 


Parlament des Landes Nordrhein-Westfalen sogar, daß 
die Westmächte der Demontage Einhalt gebieten soll- 


ten, von der der Ministerpräsident des Landes sagte, 
sie „widerspreche dem Geist des Marshall-Planes', 


“und im August traten die Regierungen von Süd-Würt- 


temberg-Baden und von Baden zurück als Protest gegen 


die Demontagebefehle. In demselben Monat teilte kurz j Be 


darauf der Ministerpräsident von Rheinland-Pfalz 
der französischen Militärregierung offiziell mit, er ver- 


weigere die Durchführung eines Demontagebefehls für 


acht Werkanlagen; am 31. August nahmen die Mini- 
sterpräsidenten der elf Länder der Westzonen eine 


“ Entschließung an, in der die Einstellung der gesamten 


Demontage gefordert wurde. 


Die deutschen Propagandisten bedienten sich aller 
möglichen Argumente gegen die Fortsetzung der De- 


montagepolitik. Insbesondere wurde diese so darge- 


stellt, als nehme sie Deutschland wichtige Friedens- 
industrien, als stehe sie im Widerspruch zu der Ziel- 


setzung des Europäischen Wiederaufbauprogramms 


und als hindere sie Deutschland, ein starkes Bollwerk 
gegen den Kommunismus zu werden. Im Oktober fühl- 


ten sich die deutschen Behörden und die deutsche , 


Presse in ihrer Stellung bereits sicher genug, die briti- 
sche Militärregierung anzuschuldigen, daß sie durch 
Beschleunigung der Demontage absichtlich Mr. Hoff- 
mans Politik zu durchkreuzen versuche und dadurch 
Deutschland um seine Rechte bringe. Trotz dieser 


öffentlichen und offiziellen Opposition, die in einigen 


Fällen dazu führte, daß die Angestellten deutscher 
Werke die Demontagetrupps hinderten, ihre Arbeit an 
ihren Fabriken aufzunehmen, setzten die alliierten Be- 


hörden die Durchführung des Demontageprogramms 
[ 


fort. 


Die Opposition nahm somit im Verlauf des Jahres 
einen immer größeren Umfang an, und als von Mr. 
Hoffman ein Beratungsausschuß leitender amerikani- 
scher Industrieller (unter dem Namen Humphrey-Aus- 
schuß bekannt) gebildet wurde, um die Gesamtfrage 
der Reparationen zu untersuchen, wurde die Opposi- 
tion noch stärker. Der Bericht des Humphrey-Ausschus- 
ses wurde erst nach dem 31. Dezember 1948 veröffent- 
licht. - 
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die in ihr vertretenen Regierungen nun endlich durch 
die Besatzungsbehörden beschleunigt werden würde. 
Zwar war eine Verteilung all dieser Werte bis zum 
"Januar 1948, wie sie in der Potsdamer Erklärung! vor- 
gesehen war, nicht mehr möglich, aber man hoffte 


1947 von den Befehlshabern der Westzonen aufge- 
führten Anlagen schnell verfügbar gemacht ‚werden 
würde, um nach dem neuen beschleunigten Verfahren, 
‚das von der Hauptversammlung der Interalliierten Re- 


zu kommen. 


Aber diese Hoffnungen erwiesen sich als weitgehend 
lusorisch. Von vielen Seiten her wurde im Jahre 1948 


'Reparationsagentur vertretenen Regierungen, dar- 
er einige Länder, die zu den ae 


\ 


Vol. Teil IIIB und Teil IV, Europa-Archiv, Okto- 
ber. Dievemiber 1946, S. 217-218. 


Deutsche Auslandsguthaben 
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Im Verlauf dieses Jahres brachte die Agentur gegen- 
über den Regierungen der westlichen Besatzungs- 


2112 


en 1948 glaubte sich die ntetalliierie Repara- i 
3 tionsagentur zu der Annahme berechtigt, daß die Frei- 
gabe deutscher Industrieanlagen für Zuweisungen an 


doch, daß ein beträchtlicher Teil der 858 im Oktober 


parationsagentur gebilligt worden war, zur Verteilung 


w 


Die Tätigkeit der IARA im fahre 1948 


Bar- 
unter der rungen der | feindliche samt- 
a a 
lied- FE 2 2 ) et- . > 
staaten (aus- kommenmit|kommenmit| sungen } ae Si: t 


Schweden Spanien. 


Se aus den Westzonen verfügbar gemacht. 


drei ehemalige Felndsisaten en. & 
reich und Italien) in das Europäische Wiederaufba 
gramm mit einbezogen werden sollten. Die De 


"tage wurde im Kongreß und im Unterhaus angegriffen. 4 


(und verteidigt). Interessierte Kreise in Deutschland 
brachten einen systematischen Feldzug gegen die De- 
montage in Gang. Die Bereitwilligkeit zur Zusammen- 
arbeit seitens der deutschen Beamten ließ nach; In- 
dustrielle, Werkleitungen und Arbeiter gehorchten 
nur widerstrebend den alliierten Anordnungen in be- 


zug auf Demontagearbeiten; Streiks wurden inszeniert 
und durchgeführt. Obgleich die offizielle Stellung der 


Alliierten fest begründet ist, verhinderte und ver- 


zögerte die deutsche Handlungsweise die, en a 


einiger wichtiger Anlagen. 


Die Politik der Reparationsentnahme aus Das | 


land blieb weiterhin einer der Hauptpunkte in den 
Meinungsverschiedenheiten unter den Besatzungsmäch- 


ten; auf dem Gebiet der Reparationen trat die Vier- 4 


mächtekontrolle außer Funktion; die erste Zuweisung 
an die Interalliierte Reparationsagentur für das Jahr 
1948 erfolgte erst im Juli; für das ganze Jahr wurden 
nur 157 Werke oder Teilanlagen als Reparations- 


Gegenliefe- | Erbeutete 


"union bestände 


$ 1938 


mächte wiederholt zum Ausdruck, daß ihr die Freigabe 
un Anlagen zur Verteilung durch die Hauptversamm- 
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er Jahres 1948. die Zuteilung von 158 Werken oder Teil- 


 lionen Reichsmark veranschlagt waren. Damit brachte 
. es die Agentur seit ihrer Gründung im Januar 1946 
 aufeine Gesamtzahl von 354 Werken und Teilanlagen 
5 im Wert von 387 Millionen Reichsmark. - 
Die erste Leistung von Gegenlieferungen, die im 
n- _ Austausch für Lieferungen von Industrieanlagen aus 
R ‚an die Sowjetunion fällig waren, 


. zum 31. Dezember. waren noch keine nn er- 
Hfolgt., ! 

R Über fast ‚die dme deutsche Handelsflotte war 
1946 durch Zuteilungen verfügt worden; 1948 kamen 
“ nur ein seetüchtiges Schiff und zwei erst teilweise 


_parationen zur Verteilung. 
In: bezug auf ‚die endgültige Begleichung von Forde- 


rungen ‚gegenüber neutralen Ländern aus deutschen 


_ Guthaben wurde kein befriedigender Fortschritt erzielt. 
Beer die Schweiz ‚noch en stellten der Agen- 


Er Das lem gab heute bekannt, zwischen 
den Regierungen der Vereinigten Staaten, des Ver- 
7 einigten. Königreichs und Frankreichs als den verant- 
 wortlichen. ‚Besatzungsmächten der Westzonen Deutsch- 
lands sei eine Übereinkunft über die Revision der _ 
. Listen von Industrieanlagen erzielt worden, die als 
Reparationen aus Westdeutschland entfernt ‚werden 
sollen. . 

Die Revision erfolgte, um das Reparations-Demon- 
 tageprogramm mit dem Europäischen Wiederaufbau- 
programm in Einklang zu bringen. Demgemäß werden 

jene Anlagen, die im Falle ihres Verbleibens in 

Deutschland am wirksamsten zur koordinierten wirt- 

schaftlichen Gesundung der am Europäischen Wieder- 

aufbauprogramm teilnehmenden Länder beitragen kön- 
‘ nen, von der Reparations- -Demontageliste abgesetzt 
gr werden. } 

Nach dem N den drei Regierungen erzielten Ab- 
kommen werden bestimmte Ausrüstungen von 159 Be- 
trieben, die früher zum Abtransport als Reparationen 
vorgesehen waren, in Deutschland verbleiben. Der 
Umfang der Ausrüstungen, die ursprünglich zum Ab- 
transport aus diesen Werken vorgesehen waren, v vari- 
jert vom einzelnen Ausrüstungsgegenstand in einem 
Betrieb bis zur Gesamtausrüstung eines arbeitenden 

"Werkes. Der Abtransport von Ausrüstungen, die noch 
nicht vollständig demontiert und abtransportiert sind, 
wird so schnell wie möglich abgeschlossen werden. 

Dieses Abkommen, das hinsichtlich des Abtrans- 
portes jener Betriebe, die ursprünglich in Westdeutsch- 
land ausgewählt wurden, eine endgültige u 
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und die an die in ihr vertretenen Regierungen 


Die Hauptversammlung genehmigte im Verlauf des 


anlagen, die von den Besatzungsbehörden ‚auf 140Mil- 


de im L des Jahres durchgeführt. Eine zweite, 
Zuweisung ‚wurde im Mai 1948 genehmigt, aber bis 


fertiggestellte und bombenbeschädigte Schiffe als Re- 


Die Revision * deutschen Reparationsprogramms 
Wortlaut der Erklärung des amerikanischen Außenministeriums vom 13. April 1949 


der Abkommen von 1946 gerech et 


Verteilung kommen sollten. Die Agentur tat alles, k 4 
in ‚Ihrer N stand, um die a n K 


von 80 Millionen Baseten; die auf rind dieses Ube 
einkommens bereits nr Mur deı ist I A on 


blem gestellt, das sich aus’der Ungewißheit Re 
voraussichtliche Gesamthöhe der Reparationsleis 
gen ergab. Aus den bei der Agentur vorlieger 
Informationen ging hervor, daß gewisse Mitg 
regierungen bereits ihre im Pariser Abkommen 
gelegten prozentualen Anteile überzogen hatten. E 
aufhin wurden Maßnahmen ergriffen, um eine weiter 
‚Verschlechterung der Lage zu verhindern. Man hi: 
es jedoch für wahrscheinlich, daß die I 


en der Bestimmungen des Pariser 
parationsabkommens eine befriedigende Lösung die 
Problems zu finden. 


nen aufzustellen. , 
Eine revidierte Liste der für Reparationen vorge 


agentur in Brüssel von den drei Regierungen übermit 
telt worden. 

Die in Deutschland verbleibende Ausrüstung bein 
det sich in 32 Werken der Stahlindustrie, 88 metall- 
verarbeitenden Betrieben, 32 chemischen Werken und 
7 Werken der Nichteisenmetallindustrie. 

Nur fünf der betroffenen Werke der Stahlindustri ner 
erzeugen Rohstahl. Der Verbleib von Ausrüstung in N 
dieser Industrie wird zu einer nominellen Steigerung Bu 
der Rohstahlerzeugungskapazität Westdeutschlands 
führen, und zwar um 165 000 t jährlich über die gegen- 
wärtige theoretische Kapazität von etwa 13.300 000 # % 
jährlich hinaus. 

Die Begrenzung der Rohstahlerzeugung in den dh N 
Westzonen Deutschlands mit 11 100000 t jährlich (da- 
von 10700000 t jährlich in dem Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet und 400 000 t in der französischen Zone) 
ist nicht geändert worden. Der Unterschied zwischen 
der tatsächlichen Stahlproduktion entsprechend der Be- 
grenzung und der theoretischen Kapazität von etwa 
13 500 000 t jährlich, die in Westdeutschland verbleiben 
soll, wird für eine größere Anpassungsfähigkeit und 
Betriebs-Wirtschaftlichkeit unter den Bedingungen des 
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schwankenden Bedarfs an Fertigstahlerzeugnissen be- 
nötigt. 
Diese gleichen Gründe waren für die Entscheidung 
' maßgebend, die Ausrüstung in den Fertigstahlwerken, 
die den Rest der 32 betroffenen Werke oder Teilwerke 
der Stahlindustrie bilden, zu belassen. Die Fertigstahl- 
kapazität in diesen Werken, die die Herstellung von 
Grobblechen, Feinblechen und Röhren über den bisher 


erlaubten Rahmen hinaus gestattet, wird als notwendig 


betrachtet, wenn Deutschland seine Rohlstahlkapazität 
auf wirksamste Weise ausnutzen und im Rahmen der 
festgelegten Produktionsbeschränkungen den größt- 
‚möglichen Beitrag zur europäischen Wiedergesundung 
‚leisten soll. 
. Die Revision der Liste von Werken wurde auf Vor- 
‚schlag der Regierung der Vereinigten Staaten vorge- 
nommen. Mit dem Vorschlag einer solchen Revision 
. hielten es die Vereinigten Staaten für angebracht, bei 
dem Reparationsplan das Europäische Wiederaufbau- 
programm und die Teilnahme Westdeutschlands an 
diesem Programm in Betracht zu ziehen. Das Repara- 
tionsprogramm beabsichtigte den Abtransport von 
. Industrieausrüstungen nach alliierten Ländern, wo sie 
. "zweckmäßig verwendet werden konnten, sofern diese 
‚ Industrieausrüstungen über das Maß der deutschen 
Friedensbedürfnisse hinausgingen. 


Die Regierung der Vereinigten Staaten glaubte, daß 


. in. Anbetracht der Möglichkeit, die das Europäische 


' Wiederaufbauprogramm zur Deckung der Neuinve- 
stierungsbedürfnisse der alliierten Länder aus neuen 
Industrieausrüstungen in steigendem Maße bot, und 
der Möglichkeit einer nutzvolleren Anwendung der 
deutschen Hilfsquellen im Interesse des gemeinsamen 


 /Wohles der am Europäischen Wiederaufbauprogramm 


teilnehmenden Länder eine erneute Überprüfung des 
Reparationsprogramms angemessen sei. Das Europä- 
ische Wiederaufbauprogramm eröffnete auch neue 
-Möglichkeiten, eines der Ziele des Reparationspro- 
'gramms zu erreichen, nämlich die Wiederaufrichtung 
der Wirtschaften der europäischen Länder, die durch 
den Krieg zerrüttet worden waren. 

Eine vorläufige Überprüfung der Liste der für die 
Demontage vorgesehenen Werke veranlaßte die Re- 
gierung der Vereinigten Staaten, 381 Betriebe für eine 
weitere Untersuchung auszuwählen. Diese Unter- 

suchung wurde durch den vom Administrator für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit, Paul Hoffman, ernannten 
Humphrey-Ausschuß (industrieller Beratungsausschuß) 
vorgenommen. Mr, Hoffman war vom Kongreß mit 


‘der Durchführung einer solchen Untersuchung durch 


Artikel 115 (f) des Gesetzes für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit! beauftragt worden. Dieser Gesetzesartikel 
hat folgenden Wortlaut: 


‚Der Administrator wird den Außenminister er- 
suchen, die Zustimmung der betreffenden Länder zu 
erhalten, daß Industrieausrüstungen, die als Repara- 
tionslieferung von den drei westlichen Zonen 
Deutschlands vorgesehen sind, in Deutschland zu- 
rückbehalten werden, wenn durch diese Zurückhal- 
tung dem Zwecke des Europäischen Wiederaufbau- 
programms am wirksamsten gedient ist.' 


Der Ausschuß stand unter der Leitung, von George 
M. Humphrey, Präsident der M. A. Hanna Company, 
und bestand ferner aus Frederick V. Geien, Präsident 
der Cincinnati Milling Machine Company, John L. 
McCaffrey, Präsident der International‘ Harvester 
Company, Gwilm A. Price, Präsident der Westinghouse 


1) Vgl. Europa-Archiv, Juni-Juli 1948, S. 1385 bis 1394. 
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Electric & Manufacturing Company, und Charles E. 


Wilson, Präsident der General Motors Corporation. 

Der Ausschuß bediente sich nacheinander der Dienste 
von vier führenden Maschinenbaufirmen, um einen 
Lagebericht der chemischen, Nichteisenmetall- und 
Maschinenbauwerke anzufertigen. Er konnte sich auch 
der Hilfe von George Wolf, Präsident der United Sta- 
tes Steel Export Corporation, und einer Gruppe seiner 
Mitarbeiter bedienen, um die Stahlindustrie West- 
deutschlands zu überprüfen und einzelne für die Re- 
paration vorgesehene Anlagen zu untersuchen. 

Nach sorgfältiger Untersuchung der Werke und nach 
Beratung mit britischen und französischen Sachverstän- 
digen unterbreitete der Ausschuß am 12. Januar 1949 
dem Administrator für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
einen Bericht, worin er empfahl, bestimmte Aus- 
rüstungen in 167 von insgesamt 381 Werken, die der 
Ausschuß zu überprüfen aufgefordert worden war, in 
Deutschland zu belassen. Der Bericht des Ausschusses 
wurde von dem Administrator gebilligt, der seiner- 
seits den Außenminister bat, die Zustimmung der bri- 
tischen und der französischen Regierung als Be- 
satzungsmächte in Westdeutschland zur Belassung 
dieser Ausrüstungen in Deutschland einzuholen. Der 
Bericht des Humphrey-Ausschusses wird heute durch 
die Administration für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(ECA) veröffentlicht. 

Die Erörterung zwischen den Regierungen führte zu 
einer Einigung darüber, die Ausrüstung von acht Wer- 
ken und den Teil eines neunten von Deutschland ‘zu 
entfernen, die vom Humphrey-Ausschuß für eine Be- 
lassung in Deutschland empfohlen worden. waren. 

Zusätzlich zu gewissen Ausrüstungen, die nach dem 
gegenwärtigen Übereinkommen in 159 Werken zu be- 


‚lassen sind, beschloß die französische Regierung, noch 


bevor die Empfehlungen des Humphrey-Ausschusses 
formuliert waren, die Ausrüstung in 40 anderen Werken 
oder Teilwerken in der französischen Zone, die in die 


Liste der 381 vom Humphrey-Ausschuß überprüften‘ 


Werke aufgenommen worden waren, zu belassen. 

Der Bericht des Ausschusses wurde von den drei 
Regierungen zusammen mit einem Bericht der Militär- 
gouverneure der Westzonen Deutschlands über eine 
revidierte Liste der Verbote und Beschränkungen, 
denen die deutsche Industrie aus Sicherheitsgründen 
unterliegen soll, erörtert. = 

Als ein Ergebnis dieser Erörterungen wurden von 
den drei Regierungen koordinierte Übereinkünfte in 
diesen Fragen erzielt. Die revidierte Liste der ver- 
botenen und beschränkten Industrien, die den drei 
Militärgouverneuren zur Durchführung ' übergeben 
worden ist, wird in Kürze veröffentlicht werden. 

Der Humphrey-Ausschuß empfahl, daß die folgen- 
den Werke in die Liste der in Deutschland zu be- 


‚lassenden Werke aufgenommen werden. Im Laufe der 


Erörterungen zwischen den Regierungen Frankreichs, 
des Vereinigten Königreichs und der Vereinigten Staa- 
ten wurde jedoch beschlossen, daß diese Werke aus 
Deutschland entfernt werden sollen. 


Bochumer Verein, Gußstahlwerk Bochum; 
Deutsche Edelstahlwerke (Tıegelstahl), Bochum; 
Klöckner-Werke AG., Düsseldorf; 
August-Thyssen-Hütte, Duisburg; 
Niederrheinische AG., Duisburg; 

Hösch-AG., Hohenlimburg; 

IG-Farben-Bunawerk, Ludwigshafen; 
IG-Farben-Stickstoffwerk, Oppau; 
IG-Farben-Chlor- und Sodawerk, Ludwigshafen. 


Die endgültige Entscheidung über die August-Thyssen-Hütte in 
Hamborn geht dahin, lediglich die Erzaufbereitungs- und die 
Krafterzeugungsanlagen zu belassen. Dr 


Quelle: „New York Times“ 


vom 14. April 1949. Uber- 
setzung des Europa-Archivs. N 
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Dokumente zum Atlantikpakt 


Die endenberp-Bescintlon vom 11. Juni 1948 
 (Senatsresolution 239, 80. Kongreß, 2. Sitzungsperiode) 
In Anbetracht dessen, daß der gerechte Friede, die 


Verteidigung der Menschenrechte und die Grundfrei- 
heiten eine internationale Zusammenarbeit durch wirk- 


 samere Einschaltung der Vereinten Nationen erfordern, 


möge beschlossen werden, daß der Senat 
die Politik der Vereinigten Staaten erneut bekräftige, 
die darauf abzielt, internationalen Frieden und Sicher- 
heit durch die Vereinten Nationen zu erreichen, so daß 
die Anwendung bewaffneter Gewalt nicht erfolgen 
soll, es sei denn in gemeinsamem Interesse, und daß 
der Präsident von der Haltung des Senats unterrichtet 
werde, wonach die Regierung der Vereinigten Staaten 
auf verfassungsmäßigem Wege ganz besonders die 


. folgenden Ziele im Rahmen der Charta der Vereinten 


Nationen verfolgen soll: 


1. freiwilliges Übereinkommen zur Abschaffung, des 
Vetos in allen Fragen hinsichtlich der friedlichen Re- 
gelung internationaler Streitigkeiten und der Zulas- 
sung neuer Mitglieder; 

2. fortschreitende Entwicklung ‚regionaler und an- 
derer kollektiver Abmachungen zur individuellen und 
kollektiven Selbstverteidigung gemäß den Zielen, 
Grundsätzen und Bestimmungen der Charta; 


3. Anschluß der Vereinigten Staaten auf verfassungs- 
mäßigem Wege an solche regionale und andere Ab- 
kommen, die auf fortgesetzter und wirksamer Selbst- 
hilfe und gegenseitiger‘ Hilfe beruhen und die die 
nationale Sicherheit der Vereinigten Staaten betreffen; 


4. Mitwirkung zur Erhaltung des Friedens durch Be- 
tonung ihrer Entschlossenheit, das Recht der individuel- 
len oder kollektiven Selbstverteidigung gemäß Arti- 
kel 51 im Falle eines Angriffs, der die nationale Sicher- 
heit der Vereinigten Staaten betrifft, auszuüben; 


5. äußerste Anstrengungen zur Erreichung von Ab- 
kommen, um den Vereinten Nationen bewaffnete Streit- 
kräfte zur Verfügung zu stellen, wie es in der Charta 
vorgesehen ist, und Übereinkunft unter den Mitglied- 
staaten über eine universelle Regelung und Beschrän- 
kung der Rüstungen unter ausreichender und zuver- 
lässiger Garantie gegen Übertretung; 

6. erforderlichenfalls und nach ausreichenden Be- 
mühungen zur Stärkung der Vereinten Nationen zu 
gegebener Zeit eine Überprüfung der Charta durch eine 
“ gemäß Artikel 109 oder durch die Vollversammlung 
der Vereinten Nationen einberufene allgemeine Kon- 
ferenz. 


Angenommen durch den Senat der Vereinigten Staaten am 
11. Juni 1948 mit 64 gegen 4 Stimmen. 


Quelle: The Department of State Bulletin, Vol. XIX, No. 481, 
Publication 3283, vom.19. September 1948, S. 366 
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Das Kommunique über die Gründung 
des Osteuropäischen Wirtschaftsrates 
vom 25. Januar 1949 


„Im Januar dieses Jahres wurden in Moskau Wirt- 


schaftsverhandlungen abgehalten, an denen Vertreter _ 
Sowjetruß- 
”lands und der Tschechoslowakei teilnahmen. 

Die Konferenz hat festgestellt, daß zwischen den er- 


Bulgariens, Ungarns, Polens, Rumäniens, 


wähnten Ländern erfolgreiche Wirtschaftsbeziehungen 
herrschen, die besonders in einem vermehrten Waren- 
austausch zur Geltung kamen. Die Schaffung dieser 
lebhaften Wirtschaftsbeziehungen und die Verfolgung 
einer gemeinsamen Politik der Zusammenarbeit haben 


es diesen volksdemokratischen Ländern und der So- ; 


wjetunion ermöglicht, ihren Wiederaufbau und die 


Entwicklung ihrer nationalen Wirtschaft zu beschleu- 


nigen. 


Die Konferenz hat ferner festgestellt, daß die Regie-. 


rungen der Vereinigten Staaten und Englands sowie 
die Regierungen verschiedener anderer westeuropä- 
ischer Staaten im Grunde genommen einen wirtschaft- 
lichen Boykott gegen die volksdemokratischen Län- 
der und gegen die Sowjetunion verhängt haben, weil 
es diese Länder als unmöglich erachten, sich dem Dik- 
tat des Marshall-Plans zu unterwerfen, und zwar des- 
wegen, weil der Marshall-Plan. gleichzeitig deren 


Souveränitätsrechte sowie deren nationalökonomische 


Interessen verletzen würde. 


In Anbetracht dieser Umstände hat die Konferenz 
über die Frage der Schaffung einer Organisation be- 


raten, welche die weitgehende wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit zwischen den volksdemokratischen Ländern 
und der Sowjetunion zum Ziel hat. 

Zum Zwecke der Verwirklichung dieser weitgehen- 
den wirtschaftlichen Zusammenarbeit hat die Konfe- 
renz die Einsetzung eines Rates für gemeinsame Wirt- 
schaftshilfe als notwendig erachtet. Dieser Rat wird 
sich aus gleichberechtigten Vertretern aller an der 
Konferenz beteiligten Länder zusammensetzen. Der 
Zweck dieses‘ Rates wird im Austausch von wirtschaft- 
lichen Erfahrungen, gegenseitiger Gewährung von tech- 
nischer Hilfe und im Austausch von Rohmaterialien, 
Nahrungsmitteln, Maschinen und Ausrüstungsgegen- 
ständen für Industrie bestehen. 

Die Konferenz ist übereingekommen, die Türen des 
Rates für gemeinsame Wirtschaftshilfe auch für andere 
europäische Staaten offenzuhalten, die sich mit den 
Prinzipien dieses Rates einverstanden erklären und 
an der Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem Gebiet mit 
diesen Ländern teilzunehmen wünschen. 

Der Rat für gemeinsame Wirtschaftshilfe wird nur 
dann Beschlüsse fassen, wenn sich die interessierten 
Länder damit einverstanden erklären können. Der Rat 
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‚gen in den Hauptstädten der teilnehmenden Länder 


. dessen Hauptstadt die Sitzung SRnleh, den Vorsitz 
. führen wird." 


Q uelle: „Neue Zürcher Zeitung‘ vom 26. Januar 1949, 


27. Januar 1949 


Erste Frage: Wird die Regierung der VASSR 
reit sein, die Frage der Veröffentlichung einer ge- 


ng en Äbeichk hat, sich auf einen are gegenein- 
der einzulassen? 

Antwort: Die Sowjetregierung wäre bereit, die 
rage der Veröffentlichung einer en Deklare, 
‘zu erörtern. 


Zweite Frage: Wird die Regferung der VASSR 
bereit sein, gemeinsam mit der Regierung der Ver- 
einigten Staaten von Amerika Maßnahmen durchzu- 
hren, die auf die Verwirklichung dieses Friedens- 
iktes gerichtet sind, wie zum Beispiel eine allmäh- 
liche Abrüstung? 

Antwort: Selbstverständlich Könnte‘ die Redfe- 
Ei rung der UdSSR mit der Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika zusammenarbeiten bei der Durch- 


les Friedenspaktes gerichtet sind und zu einer all- 
mählichen Abrüstung führen. 


Dritte Frage: Wenn die Regierungen der Ver- 
einigten Staaten von Amerika, Großbritannien und 
Frankreich ihre Zustimmung geben, die Gründung des 
. separaten westdeutschen Staates bis zur Einberufung 
:iner Tagung des Außenministerrates zu verschieben, 
. die der Erörterung des deutschen Problems im ganzen 
gewidmet ist, wird die Regierung der UdSSR dann 
‚ bereit sein, die Beschränkungen: aufzuheben, die von 
den Sowjetbehörden bezüglich der Verbindungswege 
zwischen Berlin und den Westzonen Deutschlands ein- 
geführt ‚wurden? 

" Antwort: Falls die Vereinigten Staaten von 
Amerika, Großbritannien und Frankreich die Bedin- 
gungen beobachten, die in der dritten Frage dargelegt 
wurden, sieht die Sowjetregierung keine Hindernisse 
für die Aufhebung der Transportbeschränkungen, aber 
' ‚unter der Bedingung, daß gleichzeitig die Transport- 


Er ‚von den drei Mächten eingeführt wurden. 


reit sein, eine Begegnung mit Präsident Truman an 

irgendeinem für beide annehmbaren Ort zu haben, um 

die Möglichkeiten des Abschlusses eines derartigen 
Friedenspaktes zu erörtern? ', 

Antwort:Ich habe auch schon früher erklärt, daß 

es gegen eine Begegnung keine Einwendungen gibt. 


Quelle: „Neue Welt“ ns yanag „Tägliche Rundschau“), 
4. Jahrg., Heft 3 (Februar 1949), S. 
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wird nach einem Rotationssystem regelmäßige Sitzun- 


' abhalten, wobei der Vertreter desjenigen Landes, in 


mein Wunsch, was ich seinerzeit Präsident Roosevelt 


i; Präsidenten, natürlich soweit dies dem Präsidenten 


führung von Maßnahmen, die auf die Verwirklichung‘ 


Präsidenten.‘ E; 
Quelle: „Neue Welt“, 4. Jaug: Heft 3 (Februar 10, S. 4 } 4 
Die sowjetische Note an Norwegen i 


und Handelsbeschränkungen aufgehoben werden, die 


‚Vierte Frage: Werden Sie, Eure Exzellenz, be- 


Series, Kingsbury‘ Smith, aus Paris folgendes 
gramm an J. W. Stalin: m 
„Eure Exzellenz! Der offizielle Vertreter des Weißen 
Hauses, Charles Ross, erklärte heute, Präsident Tru- 
man würde sich freuen, die Möglichkeit zu haben, sich 
mit Ihnen in Washington zu beraten. Wären Sie, Eure. 
Exzellenz, bereit, zu diesem Zweck nach Washington 
zu kommen? Wenn’ nicht, wo wären Sie bereit‘ Su 
mit dem Präsidenten zu treffen?" aan 


Stalin sandte am 2. Februar 1949 folgende Antwort. \ 
an Kingsbury Smith: k 
„Ihr Telegramm vom 1. Februar habe ich RE Ih 
‚danke Präsident ne für die Einladung nach Wa- 
shington. Eine Reise nach Washington ist schon längst 


in Jalta und Präsident Truman in Potsdam gesagt habe. 
Leider habe ich gegenwärtig nicht die Möglichkeit, 
diesen meinen Wunsch zu verwirklichen, da die Ärzte 
entschieden dagegen sind, daß ich eine längere Reise, 
besonders zur See oder mit dem Flugzeug, mache. 3 
Die Regierung der Sowjetunion würde einen Besuh 
des Präsidenten in der UdSSR begrüßen. Man könnte 
eine Beratung in Moskau, Leningrad oder in Kalinin- 
grad, in Odessa oder in Jalta abhalten, nach Wahl des 
keine Unannehmlichkeiten bereitet. AT RR 
‘Wenn jedoch dieser Vorschlag auf Einwendung stößt, 
könnte man eine Zusammenkunft in Polen oder in der 
Tschechoslowakei veranstalten, nach FEN des 


vom 29. Januar 1949 Lei F 


„Im Zusammenhang mit Presseberichten über die 
Absicht Norwegens, der Atlantikunion beizutreten, hat 
die sowjetische Regierung mich (den Botschafter) be- 
auftragt, folgende Erklärung abzugeben: Be. 
‚Auf Grund zahlreicher Einzelheiten soll in Kürze 
eine sogenannte Atlantikunion geschaffen werden, Ob- 
wohl die Urheber dieser Union erklären, daß die Mi 
Ziele der Atlantikunion der Verteidigung dienen, 
hat die Sowjetunion ausreichende Gründe, um geltend 3 
machen zu können, daß die jetzt in Vorbereitung be- 
findliche Atlantikunion nicht der Stärkung des Welt- 
friedens dienen kann, sondern im ‚Gegenteil eine fi 
Mächtegruppierung darstellt, die aggressive Ziele er- D 
folgt. Dies wird auch durch die Tatsache bestätigt, daß 1 
die Atlantikunion außerhalb des Rahmens und unter 
Umgehung der Vereinten Nationen geschaffen wird. 
Es gibt auch genügend Gründe, um zu behaupten, 
daß die Urheber des Atlantikpaktes beabsichtigen, die... 
Schaffung dieser neuen internationalen Gruppierung & 
zum Zwecke der Errichtung von Luft- und Flottenstütz- 3 
punkten in verschiedenen Teilen der Welt und insbe-. N 
sondere auf dem Gebiete von Staaten zu benutzen, _ 
die den Grenzen der Sowjetunion nahe liegen. Dies i 
bestätigt keineswegs die friedlichen Ziele dieser Gruppe. ’ 
Die sowjetische Regierung lenkt die Aufmerksam- 3 
keit der norwegischen Regierung auf diese Lage und 
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essen der Stärkung des ielers gemein haben. 
In Anbetracht des _ Gesagten bittet die sowjetische 
Regierung die norwegische Regierung, die Haltung der 
norwegischen Regierung über die Frage des Atlantik- 
‚Fpaktes'z zu erklären, wobei die sowjetische Regierung 
_ besonders an den Umstand denkt, daß Norwegen eine 
gemeinsame Grenze mit der Sowjetunion besitzt. 
Die Sowjetunion bittet um Mitteilung, ob die Presse- 
_ berichte, denen zufolge Norwegen dem Atlantikpakt 
beitritt, den Tatsachen entsprechen, und bittet ferner 
um Mitteilung, ‚ob die norwegische Regierung der At- 
lantikunion gegenüber irgendwelche Verpflichtungen 
hinsichtlich der Errichtung von Luft- oder Flottenstütz- 
. punkten auf dem Hoheitsgebiete "Norwegens über- 
> nimmt.’ Er 
Basel e: TAss. zitiert nach „New York Times“ vom 30. Januar 1949, 


Die norwegische Antwortnote an die Sowjetunion 

iz vom 1. Februar 1949 m 

Die Demarche ‚des. Botschafters der Sowjetunion 
‘vom 29. Januar bietet der norwegischen Regierung 
eine willkommene Gelegenheit, der sowjetischen Re- 
gierung. ihren Standpunkt über Norwegens politische 
‚Probleme un und Fragen ‚der Sicherheit mitzuteilen. 
Die norwegische Regierung hatte gehofft, daß die 
Vereinten Nationen sich als genügend stark erweisen 
“würden, um den Frieden und die Sicherheit aller Län- 
der ‘zu sichern. Aber die bisherigen Entwicklungen 
1 "haben diese Hoffnung nicht gerechtfertigt. Die ernste 
Besorgnis des norwegischen Volkes über seine Sicher- 
heit hat der norwegischen Regierung die Notwendig- 
keit klargemakcht, zusätzliche Sicherheit durch regionale 
" Zusammenarbeit auf militärischem Gebiete zu suchen. 
Regionale Abkommen dieser Art sind in der Charta 
Br Vereinten. Nationen vorgesehen und stehen nach 
"Ansicht der ı orwegischen Regierung mit dem Zweck 


B 


 hütung einer Aggression abzielen. 

Die norwegische Regierung hat vor kurzem zusam- 
men mit der schwedischen und der dänischen Regie- 
zung die Möglichkeiten einer Vermehrung der Sicher- 
heit der drei Länder durch eine nordische Verteidi- 

- gungsallianz geprüft. Diese Prüfungen haben gezeigt, 
daß jm- gegenwärtigen Augenblick die notwendige 
Ubereinstimmung der Ansichten über die Bedingungen 
- und Folgen einer solchen Allianz nicht besteht. Unter 
diesen Umständen beabsichtigt die norwegische Re- 

' gierung in Anbetracht der Angrenzung Norwegens an 

. den Atlantik und seines Charakters als einer see- 

fahrenden Nation, die Frage, in welcher Form ‘und 
“ unter welchen Bedingungen Norwegen an einem regio- 
nalen Sicherheitssystem teilnehmen könnte, das die 
- Länder des Atlantik umfaßt, näher zu prüfen, 

‘ Die norwegische Regierung versichert der sowjeti- 

schen Regierung, daß Norwegen niemals an einer 

Politik mit aggressiven Zielen mitarbeiten wird. Es 
wird niemals gestatten, daß norwegisches Hoheitsgebiet 

zur Förderung einer solchen Politik gebraucht wird. 

Die norwegische Regierung wird niemals ein Abkom- 
_ men it anderen Staaten schließen, welches Norwegen 
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„ verpl Pu 
Kräfte fremder Mächte zur zu lee 


‚ditionen unseres Landes in der Arbeit für den Frieden 


gen zu allen friedliebenden Völkern aufrechtzuerhal-. 


z 


Grenze zwischen der UdSSR und Norwegen, und er- 


der Charta in Übereinstimmung, wenn sie auf 2 Ver 


' in die Politik einer bestimmten Staatengruppierung ein- 


Drohung eines Angriffes ausgesetzt ist. 


‘schen Regierung vom 1.Februar auf ihre Erkläru: 


‚nen, eine Aggression zu verhindern. 


lange Norwegen nicht angegriffen wird oder 


Norwegen und die Sowjetunion haben, solange man 
sich erinnern kann, als friedliche Nachbarn gelebt, und. 
die norwegische Regierung ist überzeugt, daß die 
sowjetische Regierung mit den ununterbrochenen Tra- 


und mit unserem Wunsch, freundschaftliche Beziehun- 


ten, vertraut ist." 


Quelle: „The Times” vom 2. Februar 1949, 


Die sowjetische Verbalnote an Norwegen 
vom 5. Februar 1949 3 
„Die Sowjetregierung hat die Antwort der nor 


anläßlich der Haltung Norwegens in der Frage ı 
Atlantikunion zur Kenntnis genommen. Bekanntli: 
ersuchte die Sowjetregierung in dieser Erklärung die 
norwegische Regierung, den Standpunkt der norw 
schen Regierung in der Frage des Atlantikpaktes d: 
zulegen, insbesondere in Anbetracht der gemeinsar 


suchte auch mitzuteilen, ob die norwegische Regieru 
irgendwelche Verpflichtungen gegenüber der Atl 
union in bezug auf die Schaffung von Luftwaffen- c 
Kriegsmarinestützpunkten auf norwegischem Ge 
übernimmt. N 

Aus der Antwort der norwegischen Regierung g 
hervor, daß sie zur Zeit die Frage der Beteiligung 
wegens an der Atlantikunion einer Prüfung unter ziel 
da sie der Ansicht ist, die Organisation der Verein 
Nationen sei nicht stark genug, um den Frieden und 
die Sicherheit aller Länder aufrechtzuerhalten. H bei N 
erklärt die norwegische Regierung, die Atlantik De 
müsse zu den regionalen Abkommen ‚gerechnet 


. Die Sowjetregierung teilt diesen Standpunkt d 
norwegischen Regierung über die Ziele und den Ch 
rakter der Atlantikunion nicht. Da die Atlantikunion 
von einer bestimmten Gruppe von Großmächten ge- 
schaffen wird und nicht dem Zweck dient, alle fried- 
liebenden Staaten zu vereinigen, sondern eine Gruppe 
‘von Staaten anderen Staaten gegenüberstellt, liegt es 
auf der Hand, daß die Atlantikunion eine geschlossene 
Staatengruppierung ist, die sich keineswegs das Ziel 
setzt, den Frieden und die internationale Sicherheit zu 
festigen. Die Eingliederung Norwegens in diese Grup- 
pierung kann nicht der Sicherheit Norwegens dienen, 
sondern kann im Gegenteil dazu führen, daß Norwegen 


bezogen wird, die weitgehende aggressiveZieleverfolg. 

Die Sowjetregierung kann der Erklärung der nor- 
wegischen Regierung nicht zustimmen, daß die Atlan- 
tikunion im Einklang mit den Zielen und den Satzun- 
gen der Organisation der Vereinten Naiionen ge- 
schaffen wird. Bekanntlich greifen die Urheber dieser 
‘Union zu derartigen Argumenten, jedoch läßt sich die 
Tatsache nicht widerlegen, daß die Atlantikunion in RW 
Wirklichkeit außerhalb und über die Organisationdr 
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Vereinten Nationen hinweg geschaffen wird und den 
Interessen der aggressiven Politik gewisser Groß- 
mächte dient. 

Die norwegische Regierung versichert in ihrer Ant- 
wort, Norwegen werde nie einer Politik Vorschub 
leisten, die aggressive Ziele verfolgt, und werde nicht 
zulassen, daß norwegisches Gebiet im Interesse einer 
solchen. Politik ausgenutzt wird. Die Sowjetregierung 
nimmt diese Erklärung der norwegischen Regierung 
zur Kenntnis, obwohl sie diese Erklärung für unge- 
nügend hält. Die Sowjetregierung kann nicht an der 
Tatsache vorbeigehen, daß die norwegische Regierung 


keine klare Antwort auf die Frage der Sowjetregierung 


gegeben hat, ob der Beitritt Norwegens zur Altlantik- 
union die Übernahme von Verpflichtungen hinsicht- 
lich der Schaffung von Luftwaffen- oder Kriegsmarine- 
stützpunkten auf norwegischem Gebiet zur Folge 
haben wird. Es ist übrigens bekannt, daß die Ein- 
beziehung kleiner Staaten in diese Union gerade dem 
Zweck dient, deren Gebiet zur Schaffung solcher mili- 
tärischen Stützpunkte auszunutzen, was in diesem Fall 
für die Sowjetunion besondere Bedeutung hat, da Nor- 
wegen und die UdSSR Staaten sind, die eine gemein- 
same Grenze haben. 

In der Antwort der norwegischen Regierung heißt 
es, Norwegen werde kein Abkommen mit anderen Län- 
dern über die Gewährung von militärischen Stütz- 
punkten auf norwegischem Gebiet abschließen, so- 
lange Norwegen nicht einem Angriff oder der Gefahr 
eines Angriffs ausgesetzt sein wird. Aus einer solchen 
Erklärung gelit hervor, daß nur irgendwelche provo- 
katorischen Gerüchte oder in aller Eile zusammen- 
gebraute Falschmeldungen über die Gefahr eines Über- 
falls auf Norwegen aufzutauchen brauchen, damit die 
norwegische Regierung norwegisches Gebiet für mili- 
tärische Stützpunkte und Streitkräfte ausländischer 
Mächte zu jeder Zeit, die gegenwärtige Friedenszeit 
einbeschlossen, zur Verfügung stelle. 

Die Erklärung der norwegischen Regierung enthält 


‚eine Anspielung darauf, daß die Gefahr eines Überfalls 


von der Sowjetunion ausgehen könnte. Eine solche 
Anspielung entbehrt jeder Grundlage, da die norwegi- 
sche Regierung weder Gründe noch Anlaß hat, an den 
gutnachbarlichen Absichten der Sowjetunion gegen- 
über Norwegen zu zweifeln, die jede Möglichkeit eines 
Überfalls ausschließen. 

Wie der norwegischen Regierung bekannt ist, nahm 
die Sowjetunion stets eine freundschäftliche Haltung 
Norwegen gegenüber ein und hat während des Zwei- 
ten Weltkrieges zur Befreiung Norwegens von den 
faschistischen Landräubern beigetragen. Dabei wurden 
die Truppen der Sowjetunion aus dem norwegischen 


Gebiet freiwillig und sogar früher abberufen, als dies _ 


die norwegische Regierung selbst wollte. 

Wenn aber die norwegische Regierung dennoch an 
den gutnachbarlichen Absichten der UdSSR gegenüber 
Norwegen Zweifel hegt, so schlägt die Sowjetregie- 


‚ Tung zur Beseitigung aller Zweifel hinsichtlich der Ab- 


sichten der UdSSR der norwegischen Regierung vor, 
mit der UdSSR einen Nichtangriffspakt zu unterzeichnen 
und dadurch jeglichen Zweifeln ein Ende zu setzen.“ 


Quellen: „The New York Herald Tribune* vom 8. Februar 
1949 und „Tägliche Rundschau“ vom 8. Februar 1949. 
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Die norwegische Aut wortusle an die Sowjetunion. 
"vom 3. März 1949 


'„Die norwegische Regierung hat die Note der So- 
wjetunion vom 5. Februar sorgfältig erwogen. Die Note | 
der sowjetrussischen Regierung vom 29. Januar gab 
der norwegischen Regierung bereits Gelegenheit, ihre 
Ansichten über das norwegische Sicherheitsproblem 
darzulegen. In Beantwortung der Note vom 29. Januar 
teilte die norwegische Regierung mit, daß sie beschlos- 
sen hatte, die Bedingungen abzuklären, unter denen 
Norwegen an einem regionalen Sicherheitssystem der 
Länder am Atlantik möglicherweise teilnehmen könnte. 

Diese Untersuchung hat zu dem Ergebnis geführt, 
daß die norwegische Regierung — nachdem das Parla- 
ment sich damit einverstanden erklärt hat — jetzt be- 
absichtigt, an den Vorbesprechungen über die Einzel- 
heiten eines Atlantikpaktes teilzunehmen. Zweck die- 
ser Besprechungen ist es, ein Übereinkommen abzu- 
schließen, das auf den Grundsätzen der Solidarität und 
der kollektiven Sicherheit für ein regionales Gebiet, 
das eine natürliche Einheit bildet, aufgebaut sein muß. 
Die norwegische Regierung ist überzeugt, daß dieser 
Pakt keinen aggressiven Zielen dienen wird und daß 
er in Übereinstimmung mit der Satzung der Vereinten 
Nationen aufgebaut sein wird. Norwegen wäre nicht 
in der Lage, dem Pakt unter irgendwelchen anderen 
Voraussetzungen beizutreten. Der endgültige Ent- 
scheid, ob Norwegen den Pakt unterzeichnet, wird von 
der norwegischen Regierung und vom Parlament gefaßt 
werden, wenn er in seiner endgültigen Form vorliegt. 

Die norwegische Regierung hat die letzte Note der 
Sowjetunion mit dem festen Willen, sie zu verstehen, 
geprüft. Sie teilt den Wunsch, daß in den nachbarlichen. 
Beziehungen ‘der beiden Länder Klarheit herrschen 
muß. Sie wünscht daher mit größtem Nachdruck noch- 
mals zu betonen, daß sie weder an einer Politik mit ' 
aggressiven Zielen teilnehmen noch ‚ausländischen 
militärischen Kräften auf norwegischem Gebiet Stütz- 
punkte gewähren wird, solange Norwegen nicht ange- 
griffen ist und solange es nicht Angriffsdrohungen aus- 
gesetzt ist. Die norwegische Regierung wünscht dar- 
über hinaus zu erklären, daß die Zuerkennung von 
Stützpunkten wegen einer Angriffsdrohung in keinem 
Falle erfolgen wird, wenn die Bedrohung nur aus 
Gerüchten abgeleitet werden sollte. Tatsachen allein 
werden die Grundlage für Schritte bilden, die zur Ver- 
teidigung unseres Landes getroffen werden. 

Die Sowjetregierung weist in ihrer Note vom 5. Fe- 
bruar auf die Möglichkeit des Abschlusses eines Nicht- 
angriffspakts mit Norwegen hin, falls die norwegische 
Regierung irgendwelchen Zweifel an der gutnachbar- 
lichen Politik der Sowjetregierung haben sollte. Die 
gutnachbarlichen Beziehungen zwischen Norwegen und 
der Sowjetunion, auf welche die Sowjetregierung in 
ihrer Note vom 5. Februar in richtiger Weise hinweist, 
haben einen tiefen historischen Hintergrund, und Nor- 
wegen wünscht, sie zu bewahren und zu stärken. 

Die norwegische Regierung ist ‚überzeugt, daß der 
Beitritt Norwegens zum Atlantikpakt diesen Wunsch 
nicht beeinträchtigt, der vom ganzen norwegischen 
Volk geteilt wird. Durch den Beitritt zu den Vereinig- 
ten Nationen, die den Mitgliedstaaten die Pflicht auf- 
erlegen, von der Drohung mit oder der Verwendung 
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von Gewalt gegen irgendein Land abzusehen, haben 


die beiden Länder sich außerdem verpflichtet, einander 
nicht anzugreifen. Unter diesen Umständen glaubt die 
norwegische Regierung nicht, daß ein Bedürfnis vor- 
liege, diese Verpflichtung durch einen besonderen 
Nichtangriffspakt zwischen den beiden Ländern zu be- 
kräftigen. Das norwegische Parlament teilt diese An- 
sicht der Regierung." 

Quelle: „Neue Zürcher Zeitung“ vom 5. März 1949. 
Memorandum der Regierung der UdSSR an die Ver- 
einigten Staaten von Amerika, Großbritannien, Frank- 
reich, Belgien, die Niederlande, Luxemburg und 

Kanada vom 31. März 1949 


„Am 18.März veröffentlichte das Außenministerium 
der Vereinigten Staaten den Text des Nordatlantik- 


‘_ vertrages, den die Regierungen der Vereinigten Staa- 


ten von Amerika, Großbritanniens, Frankreichs, Bel- 
giens, der Niederlande, Luxemburgs und Kanadas inner- 
halb der nächsten Tage zu unterzeichnen beabsichtigen. 

Der Text des Nordatlantikvertrages bestätigt voll 
und ganz, was in der beigefügten Erklärung des 
‚Außenministeriums der’ UdSSR vom 29. Januar dieses 
Jahres sowohl über die aggressiven Ziele dieses Ver- 
trages als auch über den Widerspruch gesagt wurde, 
der zwischen dem Nordatlantikvertrag einerseits und 
den Prinzipien und Zielen der Organisation der Ver- 
einten Nationen sowie den von den Regierungen der 
Vereinigten Staaten von Amerika, Großbritanniens 
und Frankreichs auf Grund anderer Verträge und Ab- 
kommen übernommenen Verpflichtungen andererseits 
besteht. Die im Nordatlantikvertrag enthaltenen Er- 
klärungen, er sei für die Verteidigung bestimmt und 
anerkenne die Prinzipien der Organisation der Ver- 
'einten Nationen, dienen Zielen, die weder mit den 
Aufgaben der Selbstverteidigung der Vertragspartner 
noch mit der wirklichen Anerkennung der Ziele und 
Prinzipien der Organisation der Vereinten Nationen 
etwas zu tun haben. 

Partner des Nordatlantikvertrages sind solche Groß- 
mächte wie die Vereinigten Staaten, Großbritannien 
und Frankreich. Der Vertrag richtet sich also weder 
gegen die Vereinigten Staaten von Amerika noch ge- 
gen Großbritannien oder Frankreich. Von den Groß- 
mächten ist nur die Sowjetunion von der Teilnahme 
‘an diesem Vertrag ausgeschlossen, was nur so erklärt 
werden kann, daß dieser Vertrag gegen die Sowjet- 
union gerichtet ist. Daß sich der Nordatlantikvertrag 
gegen die UdSSR sowie gegen die Länder der Volks- 
demokratie richtet, ist auch von offiziellen Vertretern 
der Vereinigten Staaten von Amerika, Großbritan- 
niens und Frankreichs ausdrücklich betont worden. 

Um den Abschluß des Nordatlantikvertrages zu 
rechtfertigen, bezieht man sich darauf, daß die Sowjet- 
union Verteidigungsverträge mit Ländern der Volks- 
demokratie abgeschlossen hat. Diese Bezugnahmen 
sind jedoch absolut unhaltbar. 

Alle Verträge der Sowjetunion über Freundschaft 
und gegenseitige Hilfe mit den Ländern der Volks- 
demokratie tragen zweiseitigen Charakter und rich- 
ten sich ausschließlich gegen die Möglichkeit einer 
Wiederholung der deutschen Aggression, deren Ge- 
fährlichkeit kein einziger ‘friedliebender Staat ver- 
gessen kann. Dabei ist die Möglichkeit, diese Verträge 
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‚Hauptverbündeten der Vereinigten Staaten, 
britanniens und Frankreichs im letzten Kriege, gegen. 


. Dokumente zum Atlantikpakt 


* 
„ee 


so auszulegen, als ob sie in irgendeiner Weise gegen 


‚die Verbündeten der UdSSR im letzten Krieg, gegen 


die Vereinigten Staaten oder Großbritannien oder 
Frankreich gerichtet seien, absolut ausgeschlossen. 
Mehr noch, die UdSSR hat die gleichen Verträge gegen 
eine Wiederholung der deutschen Aggression nicht nur 


mit den Ländern der Volksdemokratie, sondern auh 


mit Großbritannien und Frankreich abgeschlossen. 
Im Gegensatz hierzu ist der Nordatlantikvertrag 


kein zweiseitiger, sondern ein vielseitiger Vertrag, der 


eine geschlossene Staatengruppe schafft und, was be- 
sonders wichtig ist, die Möglichkeit einer Wieder- 


holung der deutschen Aggression völlig ignoriert und 


olglich die Verhinderung einer neuen deutschen Ag- 


| gression gar nicht zum Ziele hat, und insofern es die 


UdSSR allein ist, die von den Großmächten, die der 
Anti-Hitler-Koalition angehörten, an diesem Vertrag 
nicht teilnimmt, muß der Nordatlantikvertrag als ein 
Vertrag angesehen werden, der sich gegen einen der 
Groß- 


die UdSSR richtet. 
Die Teilnehmer am Nordatlantikvertrag führen um- 
fassende militärische Maßnahmen durch, die durch die 


Interessen der Selbstverteidigung dieser Länder in 
werden können. Die 


keiner Weise gerechtfertigt 
Durchführung umfassender militärischer Maßnahmen 


seitens der Vereinigten Staaten im Zusammenwirken 


mit Großbritannien und Frankreich unter den gegen- 
wärtigen Friedensverhältnissen, einschließlich der Ver- 
stärkung aller Arten der Streitkräfte, der Ausarbeitung 
eines Planes für den Einsatz der Atomwaffe, der An- 


häufung von Atombomben, die reine Angriffswaffen sind, . 
des Aufbaues eines Netzes von Luft- und Marinestütz- 


punkten usw., trägt keineswegs defensiven Charakter. 

Die Beibehaltung eines vereinigten anglo-amerika- 
nischen Stabes in Washington, der während des Zwei- 
ten Weltkrieges organisiert worden war, die vor kur- 
zem erfolgte Schaffung eines militärischen Stabes der 


sogenannten Westunion in Fontainebleau (Frankreich) 


sowie die Absicht, das im Nordatlantikvertrag vor- 
gesehene Verteidigungskomitee unverzüglich zu bil- 
den, sind keineswegs Anzeichen friedliebender oder 
defensiver Ziele der Vertragspartner, sondern sie tra- 


gen zusammen mit anderen zahlreichen vorbereitenden 


militärischen Maßnahmen dazu bei, die Unruhe und 
Besorgnis zu verstärken und die Kriegshysterie zu 
schüren, an der alle Arten von Brandstiftern eines 
neuen Krieges so sehr interessiert sind. h 

Der Nordätlantikvertrag ist dazu bestimmt, die 
Staaten einzuschüchtern, die nicht bereit sind, sich dem 
Diktat der anglo-amerikanischen Mächtegruppe, die 
Anspruch auf die Weltherrschaft erhebt, zu fügen, ob- 
wohl die Unhaltbarkeit solcher Ansprüche erneut durch 
den Zweiten Weltkrieg bestätigt wurde, der mit der 
Vernichtung des faschistischen Deutschlands, das eben- 
falls die Weltherrschaft für sich beanspruchthatte, endete. 

Am Nordatlantikvertrag nehmen auch Länder teil, 
deren Regierungen auf Kosten der reicheren Partner 
dieses Vertrages zu profitieren hoffen und verschie- 
dene Pläne zur Erlangung. neuer Kredite und anderer 
materieller Vorteile machen. 

Gleichzeitig kann niemand umhin, die Grundlosig- 
keit der antisowjetischen Motive des 'Nordatlantik- 
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 vertrages zu sehen, da es allgemein bekannt ist, daß 
die Sowjetunion keineswegs die Absicht hat, irgend 
jemanden anzugreifen, und weder die Vereinigten 
A Staaten von Amerika noch Großbritannien, Frankreich 
oder andere Vertragsteilnehmer in irgendeiner Weise 
bedroht. 
Der Abschluß des Nordatlantikvertrages und die 
- Bildung einer neuen Mächtegruppe wird mit der 
Schwäche der Organisation der Vereinten Nationen 
_ begründet. Es ist jedoch völlig offensichtlich, daß der 
Nordatlantikvertrag nicht der Sache der Festigung der 
Organisation der Vereinten Nationen dient, sondern 
im Gegenteil zur Unterminierung der Grundlagen die- 
‘ser internationalen Organisation führt, weil die Bil- 
dung der obenerwähnten Mächtegruppe den Zielen 
‚und Prinzipien der Organisation der Vereinten Na- 
‚tionen nicht nur nicht entspricht, sondern dem Statut 
dieser Organisation widerspricht. 


ch darauf, daß dieser Vertrag angeblich ein regio-. 
es Abkommen darstellt, wie es in Artikel 52 des 
Statuts der UN vorgesehen ist. Aber solche Bezug- 
nahmen sind absolut ee "und unhaltbar. Von 


ee Union Staaten umfaßt, die in beiden 
ee der Erde gelegen sind, und sich die 


N a Es (Italien, Portugal), zur Felipe am 
rdatlantikvertrag herangezogen werden, obwohl 
tikel 52 des Statuts der UN den Abschluß von regio- 


ion der Vereinten Nationen vorsieht, 


ann ebensowenig durch das Recht eines jeden Mit- 
 gliedes der UN auf individuelle oder kollektive Selbst- 
teidigung in Übereinstimmung mit Artikel 51 des 
atuts gerechtfertigt werden. Man braucht nur dar- 
uf hinzuweisen, daß gemäß dem UN-Statut ein solches 
echt nur im Falle eines bewaffneten Angriffs gegen 
'ein Mitglied der Organisation entstehen kann, wäh- 
rend — wie es allgemein bekannt ist — weder den 
Vereinigten Staaten von Amerika noch Großbritan- 
'nien, Frankreich oder anderen Teilnehmern des Paktes 
‚irgendein bewaffneter Angriff droht. 
. Es ist klar, daß die Bezugnahmen auf Artikel 51 
und 52 des UN-Statuts unhaltbar und nur dazu be- 
N ‚stimmt sind, die wahren aggressiven Ziele der mili- 
 tärischen Staatengruppe, die durch den Abschluß des 
NR EN enlätlantikyertrages gebildet wird, zu tarnen. ı 

- Niemand kann bestreiten, daß der Nordatlantikver- 
trag und in erster Linie der Artikel 5 dieses Vertrages 
in direktem Widerspruch zum Statut der Organisa- 
tion der Vereinten Nationen steht. Der Text des 
Artikels 53 des Statuts, in dem von Zwangsmaßnah- 
men im Rahmen regionaler Abkommen die Rede ist, 
besagt direkt, daß „keine Zwangsmaßnahmen kraft 
dieser Regionalabkommen oder von regionalen Or- 
_ ganen ohne Ermächtigung durch den Sicherheitsrat 
ergriffen werden können, mit Ausnahme der eigens 
für die ehemaligen Feindstaaten vorgesehenen Maß- 
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die Vertragsp 


_ Die Teilnehmer des Nordatlantikvertrages Deren. 


en Abkommen nur unter Mitgliedern der Organi- 


ie Schaffung der nordatlantischen Staatengruppe 


vertrages die 


an Als ein en . be 


trachtet, Artikel 5 dieses Vertrages mit dem Statut der 


Vereinten Nationen unvereinbar. Dies zeigt einmal 


mehr, wie unbegründet alle Bezugnahmen des Nord- 


atlantikvertrages auf die Anerkennung der Prinzipien 
und Ziele des Statuts der Organisation der Vereinten 


Nationen sind. 


Auf Grund des oben Gesagten kommt die Sowjet- iR 


regierung zu nachstehenden 


_ Schlußfolgerungen: 
1. Der/ 'Nordatlantikvertrag hat mit den Zielen der 


Selbstverteidigung der am Vertrag teilnehmenden _ 
Staaten, die niemand bedroht und niemand anzugrei- 


fen beabsichtigt, nichts gemein. Im Gegenteil, dieser 


Vertrag hat offensichtlich aggressiven Charakter und 


ist gegen die UdSSR gerichtet, was nicht einmal von 
den offiziellen Vertretern der am Vertrag teilnehmen- 


den Staaten in ihren öffentlichen Erklärungen ver- ; 


heimlicht wird. - A 


5 | j Er 
2. Der Nordatlantikvertrag trägt nicht nur in keiner 


Weise zur Festigung des Friedens und der internatio- 
nalen Sicherheit bei, was für alle Mitglieder der 


' Organisation der Vereinten Nationen eine Pflicht ist, 


sondern steht im direkten Widerspruch zu den Prin- 
zipien und Zielen des UN-Statuts und führt zur Unter-_ 
minierung der Organisation der Vereinten Nationen. 


' 3, Der Nordatlantikvertrag steht im Widerspruch zu 
dem zwischen Großbritannien und der Sowjetunion im 
Jahre 1942 unterzeichneten Vertrag, durch den beide 
Staaten die Verpflichtung übernommen haben, bei der 


Aufrechterhaltung des Friedens und der Interna 


nalen Sicherheit zusammenzuarbeiten und „keine 


Bündnisse abzuschließen und an keinen Koalitionen 


teilzunehmen, die gegen die andere hohe u 
ßende Partei gerichtet sind". 


4. Der Nordatlantikvertrag steht im Widerspruch zı zu 
dem zwischen Frankreich und der Sowjetunion im 
Jahre 1944 unterzeichneten Vertrag, durch den beide 
Staaten die Verpflichtung übernommen haben, bei der 


Aufrechterhaltung des Friedens und der internatio- 


nalen Sicherheit zusammenzuarbeiten und „kein Bünd- 
nis abzuschließen und an keiner Koalition teilzuneh- 
men, die gegen eine der hohen Pe 
Parteien gerichtet ist". 


5. Der Nordatlantikvertrag steht im Widerspruch zu 
den zwischen derSowjetunion, den Vereinigten Staaten 
von Amerika und Großbritannien auf den Konferenzen 


von Jalta und Potsdam sowie auf den anderen Bera- 


tungen von Vertretern dieser Mächte während und 


nach dem Zweiten Weltkriege abgeschlossenen Ab- 
kommen, durch die die Vereinigten Staaten von Ame- 


rika und Großbritannien ebenso wie die Sowjetunion 


die Verpflichtung übernommen haben, bei der Festi- x 
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gung des allgemeinen Friedens und der internationalen Ä 


Sicherheit zusammenzuarbeiten und zur Festigung der 


Organisation der Vereinten Nationen beizutragen.” 


-Quelle: TASS, zitiert nach „Tägliche Rundschau“ vom 2. April 1949. 3 
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Die Ta Valley Authority 


als regionales Planungsexperiment 
Dane. ji _ Von Dr. H. W. Rochrig 


aller ae Eine Kombination e der französischen Vorschläge für. die remationalisien: g d 

‚Ruhrindustrie* mit dem amerikanischen Planungsbeispiel von Tennessee Valley s« 
mir die einzig tragbare Lösung. des Ruhrproblems zugunsten Deutschlands und Gesa } 

art europas zu sein.” Diese Ausführungen R. H. Crossmans in einem Interview für die 
a Welt“ vom 31. Juli 1947 haben durch den inzwischen erfolgten Erlaß des Ruhrs; \ 
nichts an ihrer Aktualität verloren. BR 

Wenn es auch die besonderen Verhältnisse. des Tennessee- Tales nicht gestatten, 
_ dortigen Erfahrungen ohne weiteres nach Europa zu übertragen, so ist doch das Pr ie 
der einheitlichen Erschließung (Unified Development) des Stromtales durch die Tenne 
Valley Authority (TVA) in organisatorischer und betriebswirtschaftlicher Hinsich 
Europa von größter Bedeutung. Dort ist auf einem Territorium, das mit über 100 000 C 
' dratkilometern etwa vier Fünftel der Fläche Englands entspricht, aus einem bedeutu 
' losen, armen und oft überschwemmten Land ein reiches Industriezentrum und eine 
größten amerikanischen Kraftzentralen entstanden. Um den gewaltigen wirtschaftli 
Aufschwung, den dieses Gebiet seit Beginn der Erschließungsarbeiten der TVA i hr 
1933 genommen hat, zu zeigen, sei hier nur darauf hingewiesen, daß der Schiffsverkehr DR 
auf dem Tennessee von 74 Millionen Tonnen-Kilometer im Jahre 1933 auf 332 To en- 
Kilometer im Jahre 1944 gestiegen ist. Der Elektrizitätsverbrauch des Gebietes, der 
1933 weit unter dem Durchschnitt der Vereinigten Staaten lag, stieg bis 1946 auf Gr 
der Elektrifizierungsbauten um nahezu 50 Prozent über den nationalen Durchschnit! 
was in diesen Jahren im Tal des Tennessee, der mit einer Flußlänge von 1050 Kilo: 
nahezu die Länge des Rheins (1320 Kilometer) erreicht, entstanden ist, von den Sta 
und Kraftwerken bis zu den Schulen, Konsumgenossenschaften und Erholungsstätte 
von den 2'/sz Millionen Einwohnern des a unterstützt durch Roosevelts New 
age worden. 

N Wir behandeln in de Beitrag vor al die organisatorische und betrie 
N schaftliche Frage des TVA- Projektes. In späteren Deitragen werden wir noch unter 
ren Gesichtspunkten darauf zurückkommen. NS 


ee 


Unternehmungsform und Verwaltungsaufgaben der TVA 


ET 


= 


2 „A corporation- dothed with the power of go- Authority übertragen wurde, war in der. 
a; vernment but possessed ‘of the flexibility and ini- schichte der Vereinigten Staaten nicht ganz) 
 tiative of a private enterprise“ — eine mit Re-- und hatte ihre Vorläufer. Mi 
$  gierungsgewalt ausgestattete Körperschaft, die So wählte man während des Ersten Weltkrieges ih ir 
© aber die Wendigkeit und Initiative eines privaten die Form der „Corporation“ für eine Reihe si 5 
Ei; Unternehmens besitzt — das war es, was Präsi- als notwendig erweisender neuer staatlicher Ver- 
_ dent Roosevelt bei der Gründung der Tennessee waltungsstellen (War Finance Corporation, Emer 
Valley Authority (TVA) vorschwebte und was gency Fleet Corporation, U. S. Grain Corporation, 
er in seiner Botschaft an den Kongreß vom U.S.Housing Corporation), wozu nach dem Kriege ? 

10. April 1933 zum Ausdruck brachte. noch die Inlands Waterway Corporation undde 
4 Die Form rechtlich selbständiger öffentlicher Federal Intermediate Credit, Banks kamen. Man 
2 Körperschaften, wenn auch mit gewissen Abwei- hatte also bereits eine gewisse Erfahrung mit die- R 
chungen und nicht mit einer so großen Selbstän- ser Form für Regierungsunternehmen gewonnen. 


digkeit und eigenen Verantwortung, wie sie der Die rechtliche Grundlage für das Bestehen und 
die Tätigkeit der TVA bildet das TVA-Gesetz 


vom 18. Mai 1933, das auf Grund der erwähnten 


——_ 000000 —„—„—>|1>1>—7 


* Vgl. dazu Europa-Archiv, Juni 1947, S. 626—628. 
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Botschaft Roosevelts vom April 1933 vom Senat 


und Kongreß gebilligt wurde. Die Präambel des 
‚Gesetzes ist bei der Umschreibung der Aufgaben 


der TVA sehr vorsichtig abgefaßt. Sie führt fol- 
gende Ziele an: 


„die Schiffbarkeit zu verbessern und Vorsorge für 
die Überschwemmungskontrolle des Tennessee River 
zu treffen; 

für die Wiederaufforstung und die richtige Verwen- 


"dung der schlechten Böden im Tennessee Valley Sorge 


I 


‚zu tragen; 


für die landwirtschaftliche und industrielle Entwick- 
lung des Tales zu sorgen; 

‚für die nationale Verteidigung durch die Errichtung 
einer Gesellschaft zur wirtschaftlichen Nutzung des Re- 
gierungseigentums bei und nahe Muscle Shoals! im 
Staate Alabama und für andere Zwecke zu sorgen." 


Als die TVA 1933 ihre Arbeiten aufnahm, waı 
für viele der Begriff „Planung“ noch recht vage. 
Im großen und ganzen schien aber die Zeit reif 


zu sein, wo man sich für etwas ganz Neues, für 


ein solches Experiment, wie dieTVA es darstellte, 
aufgeschlossen zeigte. Die TVA, die sich einer 
planerischen Tätigkeit von solchem Ausmaß 
gegenübersah, konnte auf kein Vorbild oder auf 
eine ähnliche Entwicklung zurückgreifen, um sich 


. daran für ihre Aufgaben zu orientieren. Wenn 


man auch bereits vor 1933 von „regionaler: Pla- 
nung“ gesprochen hatte, so verstand man zu jener 
Zeit doch etwas ganz anderes darunter als bei 


- den jetzt der TVA als Planungsbehörde gestellten 


Aufgaben. Damals handelte es sich hauptsächlich 
um eine Erweiterung des Begriffes Stadtplanung 


. über die Stadtgrenzen und oft über die County- 


oder auch Bundesstaatsgrenzen hinaus, im Zu- 
sammenhang mit der Ausdehnung der Stadt auf 
Grund des natürlichen Anwachsens der Bevölke- 
rung. Diese regionale Planung im engeren Sinne 
zielte wohl darauf ab, sich über künstliche Gren- 
zen nach Möglichkeit hinwegzusetzen, doch be- 
schränkte sie sich auf die Metropole und ihre un- 
mittelbare Nachbargemeinschaft, um. hier eine 


"einheitliche Entwicklung durchzuführen. 


Dagegen sollte die TVA für ein Gebiet von 
über 100000 qkm mit einer Bevölkerung von 


- dere der großen Elektrizitätskonzerne, 


*s = z ; 3 Ri r SR N N er f 
etwa 2!/a Millionen Menschen planen, nicht nur 


in räumlicher, technischer und physikalischer Hin- 
sicht, sondern letzter Sinn und Zweck ihrer Pla- 
nungstätigkeit waren die wirtschaftliche Erschlie- 
ßung des Tales und die Hebung des sozialen 
Standards der verarmten Bevölkerung. Und nicht 
das allein: die hiervon ausgehenden Einflüsse 
und Wirkungen sollten besonders die angrenzen- 
den Gebiete, darüber hinaus aber auch die ganze 
Nation befruchten. 

Aus den von jeher anerkannten Bereichen 
staatlicher Wirtschaftsbetätigung bei der Schiff- 
fahrtsverbesserung und Flutenkontrolle konnte 
die Verfassungsmäßigkeit der Aufgaben der TVA 
am leichtesten nachgewiesen werden. Das Oberste 
Bundesgericht :hatte in Präzedenzfällen bereits 
anerkannt, daß die Regulierung des Handels zwi- 
schen den verschiedenen Staaten? zum Aufgaben- 


‚bereich des Kongresses und der Bundesregierung 


gehöre. Nach einem ebenfalls früher bereits ent- 
schiedenen Fall gehörte hierzu auch die Regulie- 
rung der Schiffahrt. Die eigentlichen Hauptziele 
des Planes, nämlich Stromerzeugung und Strom- 
verbrauch in größtem Maßstab, wurden aus tak- 
tischen Gründen im Gesetz nur angedeutet, um 
dem Widerstand ‚der Privatwirtschaft, insbeson- 
keine 
Handhabe zu bieten. 

Aufgaben und Zwecke der TVA lassen sich nach 
kurzfristigen und langfristigen Planungszielen 
unterscheiden. 

Zu den Nahzielen der TVA gehören vor allem 
die Übernahme und Verwaltung des Wilson- 
Dammes mit zugehörigem Kraftwerk, die Instand- 
haltung der Nitratfabriken von Muscle Shoals: 
und der Bau eines neuen großen Dammes in der 
Cove Creek Area am Clinch River, der später den 
Namen Norris-Damm erhielt. 

Zu den mehr allgemeinen Zwecken der TVA 
zählt der Jahresbericht: 

„die‘ Förderung der nationalen Verteidigung, die 
richtige Verwendüng, Erhaltung und Entwicklung der 


nationalen Schätze des Tennessee-River-Tales und 
verwandter angrenzender Gebiete, die Förderung land- 


1) Diese Flußstrecke bot das größte Schiffahrtshinder- 
nis. Dort wurden bereits 1824 unter Präsident Monroe 
Kanalbauten geplant, die 1838 fertiggestellt wurden, 
äber bald wieder verfielen. Während des Ersten Welt- 
krieges wurde dort eine große Stickstoffanlage mit 
einem Gesamtaufwand von 131,8 Millionen Dollar (ein- 
schließlich Kosten für Dammbau und Kalksteinbruch) 


‚angelegt. Nach dem Kriege wurde verschiedentlich ver- 


sucht, die Privatwirtschaft für die Übernahme der in- 
zwischen veralteten Anlagen zu gewinnen. Als Haupt- 
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interessent trat Henry Ford auf. Seine Vorschläge 
wurden jedoch im Kongreß durch eine Gruppe unter 


Führung des Senators George W. Norris von Nebraska 


bekämpft, die sich energisch für die staatliche Er- 
schließung des Gebietes einsetzte. Ford zog schließlich 
im Jahre 1924 sein Angebot zurück. 

2) Das Stromgebiet des Tennessee berührt neben 
dem Staate Tennessee noch sechs weitere Staaten: Vir- 
ginia, North Carolina, Georgia, Alabama, Mississippi, 
Kentucky. 
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wirtschaftlicher und industrieller Entwicklung und des 
wirtschaftlichen und sozialen Wohlergehens der 
Region." 

Mittel, diese größeren und ferneren Ziele zu 
erreichen, sind Schiffahrtsverbesserung durch 
und. Schleusenbauten, Flutenkontrolle, 
Stromerzeugung — soweit sie mit den beiden 
oben erwähnten Maßnahmen unmittelbar ver- 
bunden ist —, Absatz von Überschußstrom (sur- 


‚plus power), Experimente zur Entwicklung billi- 


gerer und besserer Düngemittel für die Landwirt- 
schaft, Entwicklung richtiger Methoden der Wie- 
deraufforstung sowie Untersuchungen und Samm- 


. lung von Unterlagen für die Ausarbeitung weite- 


rer Entwicklungspläne. Die TVA erhielt so auf 
Grund der beinahe unbesehen in das Gesetz ein- 
gearbeiteten Planungsbefugnisse eine außer- 
ordentliche administrative und wirtschaftspoliti- 
sche Machtfülle. 
Das ursprüngliche TVA-Gesetz war von VOIn- 
herein nur als Rahmenabgrenzung gedacht, wäh- 
rend die Ausfüllung im einzelnen späteren Jahren 
vorbehalten wurde. So bestimmte $ 23 des Ge- 
setzes, daß der Präsident von Zeit zu Zeit weitere 
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Gesetzesvorschläge vorlegen sollte, die er für not- 
wendig hielt, um die allgemeinen Zwecke zu er- 


reichen. 1935 wurde dann in einer Ergänzung 


(amendment) zum TVA-Gesetz, nachdem die An- 
laufschwierigkeiten im Tennessee-Tal überwun- 
den waren und die Stunde für eine wirklich ins 
einzelne gehende Planung gekommen schien, auf 
Vorschlag des Präsidenten der Passus aufge- 
nommen: 

„Die Direktoren der Authority werden hierdurch 
angewiesen, spätestens zum 1. April 1936 dem Kongreß 
ihre Empfehlungen für die einheitliche Entwicklung 
(unified development) des Tennessee-Stromtales vor- 
zulegen.“ 

Der Präsident entzog sich absichtlich eigener 
Planungsarbeit, die er in Übereinstimmung mit 


der oben erwähnten Durchführungsverordnung. 


völlig der Authority selbst überließ. Im März 1936 
wurde dann der „Report“ abgeschlossen und dem 
Kongreß eingereicht. Dieses Werk stellt eigent- 
lich mehr als das Gesetz von 1933 die Quelle dar, 
nach der man sich sowohl über das gesamte ur- 
sprünglich geplante Ausmaß der TVA-Aktion wie 
auch über die Einzelheiten unterrichten kann. 


Umriß der „Unified Development''-Aufgaben 


Zum Terminus „unified development“ mag ein- 
gangs noch erwähnt werden, daß er in dem Gesetz 
von 1933 noch nicht zu finden war und erst seit 
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1935/36 zur Hauptdevise für die Planungsarbeiten 
der Authority wurde. Nunmehr kam auch an zen- 
traler Stelle zum Ausdruck, was bei den Formu- 
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BT, I 


‚sen über a. ‚Gesetz no: im Hintergrunde, ger 


gran um eine inrenile und fast alle 
e Lebensbereiche des Tennessee-Tales berührende 


Die erste Gruppe der der TVA ie Auf- 
gaben hängt unmittelbar miteinander zusammen, 
eine ist von der anderen de facto nicht zu tren- 
‚nen: Schiffahrtsregulierung — Flutenkontrolle — 
Dammbauten. 

Es bedarf wohl kaum einer näheren Erwähnung, 
daß die Staudämme außer der Schiffahrt auch der 
'Flutenkontrolle dienen und man damit dem gro- 
ßen Übel der Überschwemmungen Herr werden 


enkontrolle hohe Dämme ebenfalls weit wirk- 
 samer als ‚niedrige. In der Tat hat man dann auch 
mit dem System der hohen Dämme den Tennessee 
o gebändigt, daß der Wasserfluß wie ein Eisen- 
_ bahnsystem reguliert werden kann. 

Als Nebenaufgaben schließen sich an diese 
ME erste unmittelbar ineinandergreifende Dreier- 
gruppe folgende Tätigkeiten an: 

1. Mit dem Stauseeprojekt war die Nöffrendig- 
keit ‚verknüpft, in ungewöhnlichem Umfang Län- 
r “ dereien. zu erwerben .. oder zu enteignen. Man 
kann ‚dies zwar nicht im eigentlichen Sinne als 
eine Aufgabe der Tennessee Valley Authority 
bezeichnen, in der Praxis war dies aber eine gar 


' 'rigkeiten bereitende Frage, besonders mit Rück- 
‚sicht auf die oft schwierigen Probleme, die sich 
© durch notwendig werdende Umsiedlungen zahl- 
reicher Familien aus den für Reservoirüberflutun- 
ER gen bestimmten Gebieten ergaben. 

2. Die Malariakontrolle ist eine weitere Auf- 
gabe, die auf den ersten Blick als ein unschein- 


‘schon ohnedies durch Krankheiten heimgesuchten 
Bevölkerung nicht durch die Malariabrut an den 
‘endlosen Ufern der Stauseen weiter zu gefähr- 
den — unerläßlich ist. 

Im Zusammenhang mit der Flutenkontrolle, 
aber doch nicht so unmittelbar mit ihr verbunden 
wie Schiffahrtsregulierung und Stromerzeugung, 
stehen zwei weitere Hauptaufgaben der Stromtal- 
verwaltung: die Bekämpfung der Bodenerosion 
und die Wiederaufforstung. 

Wie sehr die einzelnen Aufgaben der TVA mit- 
einander verzahnt sind, wie das Aufgreifen des 
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3 lierungen des an von 1933 und en Debat- eine 


kon nte. Nach Ansicht des „Report“ waren für die 


“ dient. 


gesehen, denen man hiermit gleichzeitig neue Fr 


nicht immer einfach zu lösende und viel Schwie-. 


führt, RE, man, wenn man sich einem ‚weite- 
ren Hauptziel der Authority zuwendet: der 
Düngemittelgewinnung. Der Fluß muß gezügelt 
werden, um die Landwirtschaft vor dem Ruin 
durch Überschwemmungen zu bewahren. Das 
macht den Bau von Dämmen notwendig, deren si 
Kraftwerke elektrische Energie liefern. Diese 
Energie wiederum bietet ein weiteres Mittel, die 
erste Aufgabe zu fördern. Wird nämlich der Kraft- 
strom, wie vorgesehen, zurErzeugung vonDünge- 
mitteln verwendet, so ist damit die Möglichkeit 
gegeben, die Flutenkontrolle vom Lande her wirk- 
sam zu unterstützen, indem man mit Hilfe der. 7 
Düngemittel die verlorengegangene Ackerkrume 
mit der Zeit. wieder aufbaut und damit indirekt 
der Wasserkonservierung bzw. Flutenkontrolle E 


Im Zusammenhang mit den Stauseeplänen ist 
die Idee entstanden, dem an sich an Erholungs- k 
stätten und Kurorten armen Tennessee-Tal eine 
Reihe reizvoller Bäder und Erholungsorte — dies’ 
allerdings erst auf ‚sehr lange Sicht — zu schaffen. 
Hierfür sind in erster Linie durch Waldvernich- > 
tung und Bodenerosion verarmte Gegenden 'VOr- 


werbsmöglichkeiten zu eröffnen strebt. ER 

Weiterhin machen es die Stauseepläne, die sich 
einstweilen über einen Zeitraum von 25 bis 30 
Jahren erstrecken, ‚notwendig, auch auf Auto- 
straßen und Eisenbahnprojekte Einfluß zu neh- 
men, um zu verhindern, daß Eisenbahnen und 
Straßen in solchen Distrikten neu angelegt wer- 
den, in denen Stauseeanlagen vorgesehen sind. 
Man sieht, wie hier die Planung an einer Stelle 
zwangsläufig auf andere Bereiche übergreift, die 
ursprünglich gar nicht so sehr im Blickfeld der 
TVA lagen. Dies gilt zum Beispiel auch für neue 
‚Siedlungen und für das Erziehungswesen: die “ 
TVA sah sich durch die Landenteignungen für die 
Stauseen vor die Notwendigkeit gestellt, in be- R 
trächtlichem Umfang Farmer und ganze Dörfer 
umzusiedeln. Zum Teil wurden durch die Stau- 
seeanlagen Schuldistrikte gestört und aufgelöst, A 
so daß auch auf diesem Gebiet Vorsorge gear 
fen werden mußte, x 

Sämtliche bisher gestreifte Aufgaben dienen ; 
friedlichen Zwecken und stehen zueinander in 
harmonischer Beziehung. Daneben aber ist es der } 
TVA durch das Gesetz noch zur Pflicht gemacht 3 
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. lassen. Da gle he gilt für den Kraftstrom. 
das Tennessee-Tal in der Tat ein nicht unwe 
licher Faktor im Kriegsgeschehen sein konnte, 
sich im Zweiten Weltkrieg erwiesen. In ei 
Rahmenbestimmung schließlich ($ 20) wird 
Regierung der Vereinigten Staaten ermächt 
im Falle eines Krieges oder nationalen Notstan 


De, liefern zu können. en hat 


Höchste Instanz in der TVA ist der Präsident, 
der das aus drei Personen bestehende Direktorium 
‚(Board of Directors) zu ernennen hat. Die Ernen- 
nungen sind ‘vom Senat zu bestätigen. Der Vor- 
Bi ‚sitzende des Direktoriums wird vom Präsidenten 
bestimmt, ohne daß eine Zustimmung des Senates 
notwendig wäre. Die Amtszeit der Direktoren ist 


; N Direktoren, Arthur E. Morgan, Harcourt A. Mor- 
gan, David E. Lilienthal, wurde die Amtszeit auf 
‚neun, sechs und drei Jahre festgelegt, um zu Vver- 
hindern, daß das Anstellungsverhältnis aller drei 
& Direktoren zur gleichen Zeit abläuft. 
# Die Planungsarbeiten werden von sechs ver- 
schiedenen Abteilungen (agricultural division, 
forestry division, industry division, engineering 
planning and -geological division, land planning 
‚division, social and economic division) durchge- 


eil®, ‚der aus den Leitern dieser sechs Abteilungen, 
dem Assistent Coordinator for Planning Divisions, 


en lan gebildet ind, 
Die Tätigkeit der einzelnen Abteilungen soll 
R nun kurz umrissen ‚werden: | 


s Landwirischaft: 
= Diese Abteilung hat die Durchführung von 
E Landvermessungen und Untersuchungen sowie 
die Schulung der Farmer mittels Musterfarmen 
zur Aufgabe, womit die Verbesserung und Hebung 
der landwirtschaftlichen Verhältnisse erreicht und 
_ ein besseres Gleichgewicht zwischen Landwirt- 
5 schaft und Industrie hergestellt werden soll. 

Es besteht eine enge Zusammenarbeit mit den 
‚Stellen der Bundesstaaten und des Bundes in den 
‘bereits ausführlich besprochenen Sparten der 
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= “ondition) ee Sole, um nötigenfalls einen 


Br , der Ay 


'Bodenverbesserung, 


© die Ausprobierung und Ag neuer nd 
wirtschaftlicher 'Arbeitsmethoden, Verbesser gs- 
auf neun Jahre festgesetzt. Für die ersten drei ! 


Waldarbeiten sowie Forstpflege- in Zusam 
führt. An ihrer Spitze steht ein „Planning. Coun- 


. arbeiten 


alle die Eigentumsteile nach Bedarf zu überneh- 
5 die der en oder eu re 


Erosionskontrolle, 
chen mit neuen Sorten von Düngemitteln 
auch sonstigen damit zusammenhängenden 
bieten, wodurch ‚gleichzeitig. der Schiffahrt 


bestrebungen in der Viehzüchtung, die El <t 
zierung der ländlichen Distrikte, die Schal l 
von Absatzmärkten für landwirtschaftliche 
zeugnisse, die Förderung und Bildung ländl e1 
Genossenschaften für die verschiedensten Zwec 
die Stützung von Preisen für Jandwirtschaftlich 1e 
Produkte, Be- und Entwässerungsarbeiten usw A 


Forsiwesen: 


. Hierunter fallen Planung und Uberwachun 


arbeit mit dem United States Forest Service, der 
Civilian Conservation Corps und dem State Fores; 
Service; dazu gehören Untersuchung und Kla ss 
fizierung des Grund und Bodens nach der Drin: 
lichkeit von Bodenverbesserungs- und Vorbe 
gungsarbeiten zwecks Erosionsbekämpfung, u! iR FR 
das Hinwegspülen des Waldbodens in die Fluß- 
läufe und die Verschlammung der Schiffahrts- 
rinne zu verhüten; Anlage und Betrieb von Baum- 
schulen, um Sämlinge zur Bepflanzung erodierter 
Bergabhänge zu ziehen; Schulung der Bevölke- 
rung im Forstwesen (ein großer Teil der Waldun- 
gen, etwa 42 Prozent der 2400 000 ha Waldland : 
des Tales befinden sich in Privatbesitz); Über- 
wachung und technische Leitung der für Wald- 
eingesetzten Civilian Conservation 
Corps; Versuche in der Züchtung neuer und ge- 
eigneter Baum- und Strauchsorten, die einmal 
dem Zweck der Erosionsbekämpfung bessere 
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Dienste leisten, zum anderen aber auch zusätz- 
liche Nahrung sowohl für die Talbevölkerung als 
auch für Vieh liefern. 


Industrie: 
Diese Abteilung befaßt sich mit industriellen 


- Untersuchungen und Studien im Hinblick auf ein 


ausbalanciertes Industrieprogramm. In jedem 
County des Tales wurden Untersuchungen der 
geographischen, topographischen, klimatischen 
und landwirtschaftlichen Verhältnisse durchge- 
führt; ferner wurden Untersuchungen angestellt 
hinsichtlich der. Transportverhältnisse, industriel- 
ler Hilfsquellen, der Entwicklung und Verwen- 
dung von Grundstoffen und Materialien, die im 
Tal gefunden werden, bezüglich der Konstruktion 
elektrischer Geräte und Maschinen, der Entwick- 


lung von Isoliermaterial, transportabler klauser 


und der Keramikindustrie. 

Ferner wurden Untersuchungen über die Wirt- 
'schaftlichkeit des Transportwesens im Tennessee 
Valley (Eisenbahn, Wasserwege, Autobahnen, 
Luftfahrt) eingeleitet, die auch die Sammlung von 
Daten über Marktverhältnisse, den Zugang zu 
Rohmaterialquellen, die Durchführbarkeit von 
Wassertransporten, die Analyse von Frachtraten- 
strukturen einschließen und die Möglichkeit einer 
Koordinierung der bestehenden Transporteinrich- 
tungen ins Auge fassen. 


Technische Planung und geologische Abteilung: 


Die Hauptaufgaben dieser Abteilung stehen in 
Verbindung mit dem Bau von Dämmen und Kraft- 


‘ stromanlagen. Dazu gehören technische Unter- 


suchungen undLandvermessungen, das Planen für 
die Entwicklung von Wasserkräften und das Sam- 
meln grundlegender technischer und geologischer 
Daten. So wurden Untersuchungen über die Wir- 
kungen der Kraftstromentwicklung am Wilson- 
Damm auf die Schiffahrt unterhalb des Dammes 


‚angestellt, um zu ermitteln, ob zur Sicherung 


einer ungestörten Schiffahrt auf dieser Strecke der 
Bau weiterer Dämme "notwendig war. Ferner 
führte dieses Ressort die kartographische Erfas- 
sung des ganzen Tennessee-Tales durch. 


Landesplanung: 

In dieser Abteilung werden auf regionaler 
Basis Pläne für die Verwendung von Ländereien 
ausgearbeitet. Sie berät ebenfalls andere Abtei- 
lungen der Authority in städtebaulichen Fragen. 
Das Landesplanungsprogramm umfaßt unter ande- 
rem Aufzeichnungen und Informationen über 
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Autobahnen, über Transportwesen und Überland- 3 
leitungen und sammelt statistisches Material über 
die Beschäftigungsstruktur der Talbevölkerung. 


Sozialwesen und Wirtschaft: 


Die Aufgabe dieser Abteilung besteht in For- 
schungsarbeiten und Untersuchungen über drin- 
gende und besondere soziale, erzieherische, legis- 
lative, verwaltungsmäßige und damit in Zusam- 
menhang stehende wirtschaftliche Probleme der 
Authority. Zu den besonderen Aufgaben gehören 
beispielsweise Untersuchungen, die die Umsied- 
lung von Familien aus den überschwemmten Re- 
servoirgebieten und damit zusammenhängende 
Fragen betreffen, Untersuchungen hinsichtlich der 
besten Verwältungsform für die neuerbaute Stadt 
Norris, Untersuchungen über die wirklich ver- 
brauchten Güter und über Mengen und Arten von 
Gütern, die für ein bestimmtes Gebiet zur Errei- 
chung und Einhaltung eines gewissen Lebens- 
standards notwendig sind, sowie Forschungs- 


arbeiten auf dem Sektor der industriellen Hy- 


giene, der Malariakontrolle und hinsichtlich ande- 


rer Probleme der Gesundheitspflege, die mit den 
Projekten der TVA in Beziehung stehen. Von die- 


ser Abteilung werden auch Ausbildungs- und 
Schulungseinrichtungen für die Angestellten und 


Arbeiter der TVA unterhalten, die diesen die - 


Möglichkeit geben, ein Gewerbe, ein Handwerk 
oder die Landwirtschaft zu erlernen und ihre All- 
gemeinbildung zu fördern. 


Die Planungstätigkeit der TVA steht in engem 


Zusammenhang mit den täglichen praktischen Ar- e 


beiten, die die Durchführung der geplanten Pro- 
jekte notwendig macht; es ist eine glückliche 
Kombination von Aufgaben, die der TVA über- 
tragen wurden; Planung und technische Durch- 
führung der von ihr aufgestellten Pläne liegen 
bei ihr in einer Hand vereinigt und bilden einen 
„einzigen, ununterbrochenen Prozeß"!. Sie ist 
eine „regional planning agency which has been 
given the coordinate power of putting its own 
objectives and programs into execution“?. 


„Pläne allein sind nicht genug. Pläne, die aufge- 
zeichnet und vergessen werden, tragen, wie gut sie 
auch sein mögen, wenig zum Fortschritt bei. Deshalb 
der Unterschied zwischen Planung und Entwicklung. 
Entwicklung ist als ein doppelter Vorgang aufzufassen, 


1) Lilienthal, Democracy on the March, S. 199. 

2) National Resource Committee, Regional Factors 
in National Planning and Development, Washington 
1935, S. 83. 
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vn Anden sie aus der Entwicklung Sn Pläne 
. hervorgeht.“ 


N Planung im Sinne der TVA geht leisen Endes 
immer um den Menschen. Er muß das, was ge- 
plant wird, selbst wollen und verstehen, 


„Im ganzen Volke das Verständnis für ein gemein- 
sames Ziel zu erwecken — das ist die lebendige Grund- 
lage demokratischer Planung.“ 


Die Finanzierung des TVA-Unternehmens 


Bei der Tennessee Valley Authority handelt es 
sich um eine Körperschaft ohne Aktienkapital, was 
in der Geschichte des Gesellschaftswesens der 


Vereinigten Staaten etwas ganz Neues darstellt. 


Bei ihrer. Gründung wurden lediglich die Muscle- 
. . Shoals-Werte, die Eigentum des War Department 
waren, an die neue Körperschaft übertragen, wo- 
für die Bewertung erst später erfolgte. Es wurde 
der neugegründeten Körperschaft allerdings das 
Recht zugestanden (TVA-Act $ 15), für Bauarbei- 
‚ten Bonds in Höhe von 50 Millionen Dollar aus- 
zugeben. Im übrigen war sie auf Bewilligungen 
und Zuweisungen des Kongresses angewiesen. 
Bei der Errichtung der TVA wurde dann auch 
gleich ein Betrag von 50 Millionen Dollar be- 
‚antragt, der vom Kongreß ohne weiteres geneh- 
migt wurde. Dieser Betrag war in einer Summe 
von 3,3 Milliarden Dollar enthalten, die für die 
Wiederbelebung der Wirtschaft durch Gesetz vom 
16. Juni 1933 bereitgestellt worden war. Die Zu- 
weisung an ‚die TVA erfolgte gleich in einer 
"Summe. 

An dieser Art der Zuweisung Ba sich während 
der nächsten Jahre kaum etwas geändert. Durch- 
schnittlich beliefen sich die weiteren jährlichen 
Bewilligungen bis einschließlich 1940 auf etwa 
rund 40 Millionen Dollar, Unter dem Druck der 
Kriegsereignisse und der Dringlichkeit einer be- 
schleunigten Fertigstellung der geplanten An- 
lagen und der Inangriffnahme neuer Dämme und 
Kraftstromanlagen gingen dann (die Beträge 
sprunghaft in die Höhe, für die sich besonders die 
Advisory Commission to the Council on National 
Defense und das Office of Production Manage- 
ment beim Kongreß einsetzten. 


Zuweisungen des Kongresses an die TVA 
in den Fiskaljahren 1934-1948 
Die Bewilligungen für die einzelnen Jahre von 
1934 bis einschließlich des Fiskaljahres 1948 zeigt 
die nachstehende Tabelle, die mit einem Gesamt 
betrag von 736 223 270 Dollar abschließt: 
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Tennessee Valley NN 
Als Ar E. Morgan im Jahre 1938 vom Prä- 
Senn Roosevelt entlassen wurde, folgte ihm 
Harcourt A. Morgan als Vorsitzender des Board 
of Directors, der 1941 von David E. Lilienthal ab- 
gelöst wurde, der den Posten bis zum Jahre 1947 
innehatte. Der neue Vorsitzende ist Gordon FIVA 


Fiskaljahr 1934 Betrag 50 000.000 Dollar 


Ft 1935 hr 25000000 „ 

2 221936 ne 36000000 

“ 1937 a 39 900000 u 

ir 1938 = 40166270 

" 1939 “ 40000000 ” 

; 1940 " 39003000 

ir 1941 Ä 65000 000 „, 

5 1942 196 800 000  „, 

3 1943 136 100.00027° 

n) 1944 hr OR 

n 1945 F ö O8. ra 
2446. „7 ..9648.000.: ut On 
" 1947 ” 39906 000  „ TS. 
H 1948 " 18700000 „ 

zusammen 736 223 270 Dollar 
Zu diesen „appropriations“ kamen noch — ab- 


‚gesehen von der Berechtigung, Bonds ANSAGE 
— Einnahmen aus Stromverkäufen. 


Einnahmen aus Stromverkäufen 1934—1 947 

Die folgende Aufstellung über Einnahmen aus e 
Stromverkäufen ist aus verschiedenen Quellen 
zusammengestellt und noch von der TVA-Verwal- a | 
tung berichtigt und ergänzt worden: : 


- 


Kilowattstunden a 


2 


Finanzjahr Dollarbetrag H 

BA PR, 
1934 833 669 395 842 000 Kr 5; 
1935 595 209 99 808 000 2 N 
1936 1 196 930 437 451 000 "a 
1937 1 684 311 731 605 000 \ ke 
1938 2 305 876 699 332 000 : a 
1939 5 445.197 1 618 287 000 Ä 
1940 15 210 044 3 629 677 000 ” 
1941 21 052 447 4 974 057 000 2 
1942 25 214 201 5 983 370 000 ; D 
1943 31 514 201 8 336 066 000 JR 
1944 35 199 570 9 110 370 790 . 
1945 38 959 400 10 314 745 600 R 
1946 34 907 830 9 058 796 600: E 
1947 43 810 572 11 587 386 044 5 


Die Verwendung dieses Geldes konnte allerdings 
nicht willkürlich erfolgen, sondern mußte eben- / 
falls im Budget spezifiziert und in derselben Weise 
wie bundesstaatliche Zuweisungen verbucht und 
belegt werden. Diese Einnahmen konnten auch 
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ER bei einer Bank eingezahlt oder investiert 


; "Treasury zu führen. Der Vorteil dieser Ver- 
A fügungsgewalt über die eigenen Einnahmen liegt 
besonders darin, daß die TVA bei plötzlich auf- 
retenden dringenden Fällen, wie sie beispiels- 
weise 1940 durch das Vordringlichwerden von 


Problematisch wurde das Verhältnis der TVA 
u einigen Tennessee-Valley-Staaten auf einem 
ınderen Ba Sie war nämlich als a 


en. 1. Die Frage der steuerlichen Vergütung war 
its bei dem ersten Weltkriegsunternehmen 
scle Shoals“ vom Staate Alabama, in dem der 


i der. Formulierung des Tendessee Valley 
N Act nahm man dann BD auf die An- 


' urde in En 13 des Gesetzes festgelegt, daß der 
N Alabama 5°/o des Bene 2 am Wil- 


disöinittlichen Steuerzahlungen im ganzen 
"Lande, die von Versorgungsbetrieben geleistet 
vurden, beliefen sich auf etwa 121/2°/o. Anderer- 
seits waren diese Zahlungen, wenn sie an Stelle 
‚von Steuern gedacht waren. den örtlichen Be- 
'hörden gegenüber nicht gerecht, da diese infolge 
verschiedener durch die TVA hervorgerufener 
Umgestaltungen — Ankauf von Reservoirlände- 
reien und Kraftstromsystemen — ebenfalls oft 


‚bei dieser Vergünstigung nur die Staaten Ala- 
 kama und Tennessee berücksichtigt, obgleich auch 
' anschließende Staaten, wenn auch nicht in glei- 
chem Umfange, so doch ähnlich wie diese beiden 
benachteiligt waren. 
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N ich -wie im Falle Anderer Rate me Eu 


werden, sondern das Konto war bei der U. Sir 


großen Steuerausfall erlitten. Außerdem wurden . 


auf die Bereitst g von Geldern | 
gierung zu warten braucht, sondern solche Pro- 


jekte im Rahmen ihrer eigenen Finanzkraft sofort 
durchführen oder doch wenigstens in Angriff neh- 


men kann, bis die Formalitäten und die Bewilli- ; 


gung der ganzen Summe durch den Bon 


durchgeführt sind. 
\ 


Der Finanzausgleich mit den Tennessee Valley en 


Die Situation shitzie sich dann zu, als im Jahre i 
1939 das umfangreiche elektrische Eigentum der 


Tennessee Electric Power Company, das sich über 


weite Gebiete erstreckte, von der TVA käuflih 
erworben wurde. Der Steuerausfall für Counties 


und örtliche Behörden wäre für diese geradezu 


katastrophal gewesen. In der Norris- -Sparkman- In 


Ergänzung zum TVA-Gesetz wurde dann im J ahre 
1940 eine neue Regelung der Zahlungen an die 


Staaten und Counties getroffen. Anstatt 5°/o soll- 


ten nunmehr für das Fiskaljahr 1941 10% vom 


Bruttoerlös der Stromverkäufe abgeführt werden; 
allerdings sollte sich dieser Satz alljährlich er- 
mäßigen, bis 1949 wieder der Satz von 5°/o er- 


‚reicht war. Man war dabei davon ausgegangen, 


daß die jährlichen Steigerungen des Stromver- 


kaufs den Ausfall durch das Sinken des Prozent- 
satzes wieder wettmachen würden. Die Hälfte der ? 
sich ergebenden Gesamtsumme wurde unter die 


Staaten im Verhältnis des Buchwertes des Kraft- 


stromeigentums in jedem Staat zum Gesamteigen- 
"tum aufgeschlüsselt, die andere Hälfte im Ver- 
hältnis der Bruttoerlöse aus Stromverkäufen in 
den einzelnen Staaten. Es sei aber bemerkt, daß 


nunmehr die Zahlungen nicht sämtlich an die 
Staaten gingen, sondern zum Teil auch unmittel- 


bar an die Counties, die einen Steuerausfall erlit- 


ten. So wurden im Jahre 1941 618 000 Dollar an 


die Staaten Tennessee, Georgia, Mississippi, Ala- 


bama, Kentucky und No Carolina abgeführt. 


Bei der Betrachtung der ganzen Steuerfrage j 


muß aber berücksichtigt werden, daß den betrof- 
fenen Behörden auch Steuern und Einnahmen aus 


den Geschäften der der TVA angeschlossenen be- 
hördlichen und genossenschaftlichen Stromvertei- 
lungsstellen zuflossen, die die Zahlungen der 
Authority noch überstiegen. Ferner hatten diese 
Stellen zusätzliche Einkünfte aus neuerrichteten 
Industrien und sonstigen Unternehmungen, die 


verst durch das Aufbauprogramm der TVA er 


möglicht wurden. 
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En 


hass en 


Griechenlands veröffentlicht die Regierung ein 
. Kommunique, in dem festgestellt wird, die 
. Grenzzwischenfälle im Grammosgebirge, seien 
von in albanisches Hoheitsgebiet eindringen- 


den DE Banden Br worden. 


 Belgii en 


R io en von “den sechs Westmächten zuge- 
m. N recherien deutschen Grenzgebietes mit einer 
Ri ' Bevölkerung ‚von etwa 5900 Einwohnern. Am 
15. April gibt das Außenministerium bekannt, 
_ Belgien werde die Übernahme eines Teils der 
deutschen Grenzgebiete vorläuig zurück- 
Br); ‚stellen. 
." pr Bulgarien Mi 
j # April: Traitscho Kostoff, LEN vertBet ade Pre- 
 mierminister und Vorsitzender des bulgari- 
schen Komitees für Wirtschafts- und Finanz- 
ragen, "wird von seinem Posten entlassen, 
“nachdem ihn das Zentralkomitee der bulgari- 
schen Kommunistischen Partei auf einer Sit- 


0 richtigkeit gegenüber der Sowjetunion, poli- 
 tischer Verfehlungen und parteiwidrigen Ver- 
Be sshaltens beschuldigt hat. Nach Angaben der 
jugoslawischen Agentur Tanjug befinden sich 
unter den wegen Spionage zugunsten imperia- 
listischer Staaten verhafteten 300 Personen der 


m 


Vizepräsident des Präsidiums der National- 


_ versammlung, Angelow, und weitere hohe 
N Staatsbeamte. Am 15. April wird Georgi Dimi- 
| troff einem Kommunique des Zentralkomitees 
der bulgarischen Kommunistischen Partei zu- 
folge als Ministerpräsident und. Vorsitzender 
des Zentralkomitees der bulgarischen Kom- 
munistischen Partei aus Gesundheitsgründen 
; von seinen Ämtern beurlaubt. Außenminister 
3 Wassilij Kolaroff wird amtierender Minister- 
 präsident. 
Dänemark 


8. April: 20 000 demonstrierende Dänen überrei- 
chen ‚Premierminister Hans Hedtoft eine Reso- 
lution, in der der Schutz der dänischen Minder- 
heit in Schleswig-Holstein in dem zukünftigen 
deutschen Friedensvertrag verlangt wird. 
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Die Ereignisse in Europa 
2 10. April; Als wait auf die Anschuldigungen Kertt, April: In der Ostzone tritt eine Steuerref BERN 


des Steueraufkommens um rund 800 Million 


.April: Ministerpräsident Paul Arnold er 


N Trockenlegung der a und den B N 


zung am 26./27. März 1949 mangelnder Auf- und deutschem Material an. Falls diese 


. April: Der Leiter des ek ehen Verb 


reicht dem Präsidium des Parlamentarisch n 


‚leichtere. 
.April: Die Beuliner Alliierte en. 


\ 


Deutschland 


in Kraft, die eine beträchtliche Entlastung fer 
Arbeitseinkommen und eine Verminder 


Mark zur Folge haben wird. Ne 


bei Eröffnung der Kölner Messe, die Gre! 
veränderungen im Westen dürften nicht en: 
gültig sein. Bei den einseitig geführten Grenz 
en komme es nicht auf Ss Aus- 


niedersächsischen Landtag die Grenzverä: 
rung im Westen als ein Diktat, das die nied: 
sächsische Regierung niemals Ena 


Arnold im Landtag von Nordrhein- Westfale 
konkrete deutsche Gegenvorschläge zu de 


rungen. Er bietet die deutsche Mitarbeit an.d En 


® 
O, 
© 
) 
In! 
Be) 
un 
oO 
=) 
o 
.D& 
Er 
5 
2. 
= 
Q 
3 
2 
{9} 
un 
aoR 
° 
5 
® 
< 
® 
5 
:B 
[e)] 
== 
Ban) 


gischem Gebiet mit deutschen Arbeit Ba 


schläge nicht zusagten, fordert Arnold die REN: 
haltung einer. PO N in den be 128: 
troffenen Gebieten. 4 


dungsstabes in Bonn, Dr. Hans Simons, üb 


Rates ein Schreiben der drei Militärgouver- 
neure. Darin heißt es, die drei Außenminister, 
die gegenwärtig in Washington das deutsche 
Problem studieren, hätten mit Befriedigung 
erfahren, daß der Parlamentarische Rat die Yun 
Vollendung des Grundgesetzes vorwärts- 
treibe; die Entscheidung möge ineinem Geiste 
getroffen werden, der eine Zusammenarbeit 
zwischen den künftigen deutschen Bundes- 
behörden und her Besatzungsmächten er- 


verkündet eine weitreichende Amnestie für 
ehemalige Nationalsozialisten in Westberlin. 
Der Ältestenrat des Parlamentarischen Rates 
lehnt die Einladung des Deutschen Volksrates 
vom 21. März, am 8. April in Braunschweig zu 
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ZEITREGISTER 


10. 


271; 


1 


13. 


Je \ 


gemeinsamen Beratungen über deutsche Frie- 
densfragen zusammenzutreffen, ab. 


. April: Der aus den Vereinigten Staaten zurück- 


gekehrte Oberbürgermeister Ernst Reuter er- 
klärt vor den Berliner Stadtverordneten, nach 
Ansicht amerikanischer Kreise komme eine 
Rückkehr zur Berliner Viermächteverwaltung 
unter Beibehaltung des Vetorechtes der alli- 
ierten Vertreter und der damit verbundenen 
möglichen Sabotage der gemeinsamen Arbeit 
nicht in Betracht. Eine Lösung der Berliner Frage 
sei nur durch die Garantierung der freiheit- 
lichen Selbstverwaltung und einer ungestör- 
ten Verbindung mit dem Westen möglich. 
General Clay bestätigt die von einem Nürn- 
berger Militärgericht im Juli 1948 über Alfred 
Krupp von Bohlen und Halbach und zehn Di- 
rektoren des Kruppkonzerns verhängten Frei- 
heitsstrafen. 


April: Der stellvertretende britische Premier- 
minister, Lordpräsident. Herbert Morrison, 
trifft in Begleitung des Unterstaatssekretärs 
für deutsche Angelegenheiten, Lord Hender- 
son, anläßlich seines Deutschlandbesuches in 
Berlin ein. Am 9. April hat Morrison eine 
Unterredung mit dem Vorsitzenden der SPD, 
Dr. Schumacher, über Fragen des Grundge- 
setzes. 


April: Drei Vertreter der alliierten Verbin- 
dungsstäbe überreichen dem Präsidenten des 
Parlamentarischen Rates, Dr, Konrad Adenauer, 
das alliierte Besatzungsstatut und das Washing- 
toner Abkommen über die Dreimächtekon- 
trolle (vgl. den Wortlaut in der Dokumenta- 
tion, Europa-Archiv 8/1949, S. 2074—2076). Am 
12. April treten die westdeutschen Minister- 


präsidenten und führende Mitglieder des Par-' 


lamentarischen Rates unter dem Vorsitz von 
Dr. Adenauer zusammen und erklären in einer 
Entschließung zum Besatzungsstatut, daß sie 
in dem Dokument einen wesentlichen Fort- 
schritt zur Wiedererlangung der deutschen 
Souveränität erblicken und eine gleichberech- 
tigte Eingliederung Deutschlands in die euro- 
päische Völkerfamilie erhofft werden könne. 
April: Die Vorsitzenden des Präsidiums des 
Deutschen Volksrates in der Ostzone er- 
lassen einen Aufruf, in dem zum Widerstand 
gegen die Zerstückelung Deutschlands und das 
westdeutsche Besatzungsstatut und zur Ent- 
sendung von Delegierten zum dritten Deut- 
schen Volkskongreß in Berlin aufgefordert 
wird. 

April: Auf einer in Frankfurt tagenden Flücht- 
lingskonferenz wird beschlossen, die franzö- 
sische Besatzungszone solle von den ihr zuge- 
dachten 300 000 Flüchtlingen zunächst 120 000 
aus der Doppelzone übernehmen, wobei be- 
sonders Bayern, Schleswig-Holstein und Nie- 
dersachsen berücksichtigt werden sollen. 
April: Vertreter Großbritanniens, Frankreichs 
und der Vereinigten Staaten unterzeichnen in 
Frankfurt ein Abkommen über die Beschrän- 
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14. 


ur) 


15. 


. April: 


. April: 


kung der geplanten Demontagen deutscher 
Werksanlagen und über in Westdeutschland 
ganz oder teilweise verbotene Industrien. 
159 deutsche Fabriken werden nach einer 
gleichzeitig veröffentlichten Liste ganz oder 
teilweise von der früher vereinbarten Demon- 
tageliste abgesetzt. 

April: Konferenz der drei Militärgouverneure 
mit einer Delegation des Parlamentarischen 
Rates. Es wird beschlossen, eine weitere Ta- 
gung am 25. April abzuhalten. 

In Nürnberg wird der Prozeß gegen die „Wil- 
helmstraße“ mit der Urteilsverkündung abge- 
schlossen. 19 der Angeklagten erhalten Frei- 
heitsstrafen von 3 bis 25 Jahren. Zwei der 
Angeklagten werden freigesprochen. 


Frankreich 


April: Im Urteil des Kravchenko- Eee 
werden Claude Morgan, Chefredakteur und 
Herausgeber der Lettres Francaises, zu 105 000 


Franken Geldstrafe und 100 000 Franken Scha- 


denersatz und der Redakteur Andre Wurmser 
Herausgeber der Letires Frangaises, zu 105000 

ken Schadenersatz verurteilt. Die Lettres Fran- 
caises müssen den Gerichtsbeschluß auf der 
ersten Seite veröffentlichen und haben die Ge- 
richtskosten in Höhe von schätzungsweise 
6 Millionen Franken zu tragen. 
Die Nationalversammlung lehnt mit 
358:46 Stimmen bei Stimmenthaltung der 
Kommunisten einen gaullistischen Antrag ab, 
der auf Grund der Ergebnisse der Kantonal- 
wahlen die Auflösung der Nationalversamm- 
lung und allgemeine Neuwahlen fordert. 


. April: Der Außenpolitische Ausschuß der fran- 
'zösischen Nationalversammlung lehnt einen 


von den Kommunisten unterstützten Antrag 
ab, in dem gegen die Einbeziehung West- 
deutschlands in eine Europäische Wirtschafts- 
union protestiert wird. Ein kommunistischer 
Protest gegen die Einstellung der Demontagen 
in Westdeutschland wird ebenfalls zurückge- 
wiesen. 

April: Die Nationalversammlung genehmigt 
250 Millionen Franken als Beitrag Frankreichs 
für den westeuropäischen Generalstab. Die Re- 
gierung erklärt sich mit dieser Herabsetzung 
der von ihr ursprünglich vorgeschlagenen 
Summe von 272 Millionen Franken einver- 
standen. 

April: In Annecy wird eineinternationale Zoll- 
konferenz eröffnet, an der 35 Länder teil- 
nehmen. 

April: Paul Henri Spaak wird erneut zum 
Präsidenten des Rates der OEEC gewählt. 


Griechenland 
Wie der griechische Generalstab be- 
kanntgibt, finden seit dem 1. April im Gram- 
mosgebirge zwischen Regierungstruppen und 
starken Guerillabanden, die aus Albanien auf 
griechischen Boden vorgedrungen sind, schwere 
Kämpfe statt. 
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6. April: Der Sender „Freies Griechenland" meldet 


eine Regierungsumbildung der griechischen 
Aufständischen. Dimitrios Partsalides, Sekre- 
tär der EAM, wird zum Regierungschef er- 
nannt. Das Kommunique kündigt die Bildung 
eines Obersten Kriegsrates unter dem Vorsitz 
des Führers der griechischen Kommunistischen 
' Partei, Zachariades, an. # 

Ein großer Teil der Beamten in Athen und im 
Piräus tritt mit Lohnerhöhungsforderungen 
in den Streik. Ihre Führer werden-inhaftiert 
und von Kriegsgerichten abgeurteilt. Die Re- 
gierung gibt Befehl, alle Streikenden zu ver- 
haften. & 


12. April: Das Kabinett Sophoulis tritt zurück. 


1 


König Paul beauftragt Themistokles Sophoulis 


erneut mit der Bildung eines Kabinetts. Am, 


14, April wird die neue Regierung von König 
Paul vereidigt. Die einzige Veränderung des 
Kabinetts besteht in dem Ausschluß des Mini- 
sters ohne Portefeuille Spyro Markezinis und 
zweier anderer Mitglieder seiner Neuen Partei. 


Großbritannien 
‚April: Großbritannien und die Vereinigten 
Staaten verlängern das Abkommen über die 
Vereinigung ihrer Besatzungszonen in Deutsch- 
‚land um weitere drei Monate. 


2. April: Die Vereinigten Staaten, Kanada, Austra- 


lien und Großbritannien lassen den Regierun- 
gen Bulgariens, Ungarns. und Rumäniens 
Noten überreichen, in denen diese im Zusam- 
menhang mit den Kirchenprozessen der syste- 
matischen Verletzung der Friedensverträge 


. angeklagt und beschuldigt werden, ihren Völ- 


kern die grundlegenden Freiheitsrechte zu ent- 
ziehen. 


4. April: Beginn der Grafschafts- und Gemeinde- 


wahlen. 


5. April: Bei den Verhandlungen über den Staats- 


‘vertrag mit Österreich gelingt es nicht, von 
_ der sowjetischen Delegation Zahlen über die 
Höhe der Olproduktion in Österreich im Jahre 
1947 zu erhalten, auf welchen die sowjetischen 
Forderungen von 60 Prozent der Erzeugung 
basieren. Am 8. April vertagen sich die stell- 
vertretenden Außenminister auf den 25. April. 


6. April: Schatzkanzler Sir Stafford Cripps unter- 


12: 


breitet dem Unterhaus den Budget-Voranschlag 
für 1949/50, welcher in den Einnahmen und 
Ausgaben mit 3,777 750 Milliarden Pfund ab- 


schließt und einen Überschuß von 469,382 Mil- 


lionen Pfund aufweist. 
Die Europäische Bewegung fordert in einem 
Memorandum an den Zehnerrat in London, der 
sich mit der Ausarbeitung eines Statuts für 
den Europäischen Rat befaßt, die Aufnahme 
westdeutscher Vertreter und geflüchteter 
Staatsmänner aus den Ostblockstaaten in das 
geplante Europaparlament. 

April: Die Labour-Partei veröffentlicht ihren 
zweiten Fünfjahresplan. Danach ist die Ver- 
staatlichung von weiteren sechs Industriezwei- 
gen vorgesehen. 

Die Regierung überreicht der sowjetischen Ge- 
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sandtschaft in London eine Antwortnote auf 
den sowjetischen Protest vom 31. März gegen 
den Atlantikpakt, in der betont wird, der 
Atlantikpakt sei lediglich gegen die Aggres- 
sion selbst gerichtet und die Regierung sei 
nicht der Meinung, daß der Atlantikpakt im 
Gegensatz zum britisch-sowjetischen Bündnis 
von 1942 stehe. 
April: Premierminister Attlee gibt im Unter- 
haus bekannt, die Regierung beabsichtige nicht, 
sich von ihrer Verantwortlichkeit in Malaia 
zurückzuziehen. 

Italien 
April: Sozialistische, republikanische und christ- 


lich-demokratische Parteiführer treffen sich in ee AM 


Rom, um über die Gründung einer neuen 
italienischen Gewerkschaft nach dem Vorbild 
der französischen nichtkommunistischen Force 
Ouvriere zu beraten. 


Jugoslawien 


‚April: In Novisad findet ein Spionageprozeß 


gegen sechs Ungarn und einen Serben statt, 


die der Spionage für das Kominform beschul- 


digt und zu Gefängnisstrafen zwischen sieben 
und neun Jahren verurteilt werden. 


. April: In Belgrad findet der dritte Kongreß. der \ Ir 


Jugoslawischen Volksfront unter Vorsitz von 
Marschall Tito statt. 


April: Der jugoslawische Gesandtein Washing- N | 


ton, Kasanowitsch, erklärt der Presse nach 
einer Unterredung mit dem Staatssekretär für 
Wirtschaftsfragen im amerikanischen Außen- 
ministerium, Willard L. Thorp, Jugoslawien 
wünsche seine Handelsbeziehungen mit den 
Vereinigten Staaten und den westeuropäischen 
Ländern zu verstärken. 
April: Zwischen Jugoslawien und 


Niederlande f 


. April: Die Zweite Kammer billigt mit 54: RE NR, 


Stimmen bei 22 Stimmenthaltungen die Berich- 
tigungen der deutsch-niederländischen Grenze. 


. April: Der Verteidigungsausschuß der West- 


europäischen Union tritt im Haag zusammen, 
um die Organisation der westeuropäischen 
Verteidigung im Rahmen des Atlantikpaktes 
zu besprechen. In einem Kommunique erklären 
die Verteidigungsminister, sie hätten die Vor- 
schläge über die Anteile der Waffenproduk- 
tion und der Streitkräfte der einzelnen Län- 
der überprüft und gebilligt. 


Norwegen | 
April: Ein Sprecher des Außenministeriums 
weist die in der Prawda veröffentlichten Mel- 
dungen über Pläne für amerikanische Stütz- 
punkte in Norwegen als unzutreffend zurück. 


Polen 


. April: Etwa 4000 Delegierte kommen zu dem 


in Warschau stattfindenden III. Kongreß der 
Gegenseitigen Bauernhilfe zusammen. 
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Italien ird 
in Belgrad ein Abkommen unterzeichnet, ds 
die Fischereirechte Italiens in der Adria regeltunz se 


UT 
; 


gen die Behauptung des Ministers für öffent- 


PEekierung zur Regelung des Verhältnisses 

zwischen Staat und Kirche vom 20. März 1949 
mit offiziellen Vertretern der Kirche bespro- 
chen worden sei, und stellt fest, der Episkopat 
habe keinerlei Informationen erhalten. 
Der Minister für nationalen Wiederaufbau, 
Michael Kaczorowski, wird auf eigenen Wunsch 
entlassen und durch General Maria Spychalski 
ersetzt. Oberst Edward Ochab, bisher Vorsit- 


 zender des Zentralkomitees der polnischen 


Gewerkschaftsunion, wird zum General beför- 
dert und als Stellvertreter Spychalskis zum 
. ersten Vizeminister für nationale Verteidigung 


eh Portugal 

7 April: Premierminister Salazar erklärt einem 
UP- Korrespondenten, Portugal befürworte den 
Einschluß Spaniens in den Nordatlantikpakt 
_ aus strategischen Gründen, und die Beteili- 
. gung Portugals am Atlantikpakt werde wesent- 
lich von der Teilnahme Spaniens beeinflußt. 


$ Rumänien 
‚4, on: Die Regierung beschwert sich in einer 
u ‚Note an die amerikanische Militärregierung 


den seien. 

April: Nach einer Regierungserklärung sind 
. Traian Savulescu, Vizepremierminister und 
Bi Landwirtschaftsminister, und Stefan Voitec, 
N _ Vizepremierminister und Minister für kul- 
turelle Angelegenheiten, ihrer Ämter ent- 
"hoben und in ihrer Eigenschaft als Vizepre- 
 mierminister von Außenminister Anna Pauker 
und Finanzminister Wasilij Luca ersetzt 
„worden. 
3 Schweiz 

. April: Außenminister Max Petitpierre gibt vor 
dem Parlament in einer Erklärung über die 
Teilnahme der Schweiz an den Sitzungen des 
Europäischen Wirtschaftsrates bekannt, daß 
. die Schweiz beabsichtige, ihren Außenhandel 
weiterhin auf Grund zweiseitiger Abkommen 
 fortzuführen. 

ie % April: Die Regierung hat nach Angabe diplo- 
 matischer Kreise in London zu verstehen ge- 
geben, sie werde die inoffizielle französische 
Einladung, sich an dem in Aussicht genom- 
menen Europäischen Parlament zu beteiligen, 
ablehnen. Sie begründete diesen Schritt mit 
ihrer verfassungsmäßigen Verpflichtung, im 
Krieg und Frieden neutral zu bleiben. 


Afrika 
Südafrikanische Union® 


8. April: Premierminister Dr. Malan wiederholt 
in einer außenpolitischen Erklärung vor dem 
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er Aal. Der olische Episkopat orten ge- 
‚liche Verwaltung, Wladislaw Wobski, daß die 


in Deutschland, daß ihre Rückerstattungs- 
‚ansprüche an Deutschland nicht erfüllt wor- 


13, 


' ges der" Falange erklärt ne o 


‚einer Rundfunkansprache, Spanien 


des Krieges deutschen Truppen den Durch- 
marsch erlaubt hätten. 


8. April: In einem Interview mitdem Iniernaföngi 


News Service erklärt sich General Franco be- 


reit, ein zweiseitiges Militärbündnis mit den 
Vereinigten Staaten zu schließen, um die 
Sicherheit Westeuropas und des Mittelmeer- 
gebietes zu stärken. 


Sowjetunion UERRUN, 

4. April: 
Westmächten eine Note, in der sie die Grenz- 
veränderungen in Westdeutschland als unzu- 
lässig bezeichnet, da sie ohne ihre Einwilli- 
gung vorgenommen worden seien und der alli- 


ierten Erklärung in Anbetracht der Niederlage 


Deutschlands vom 5. Juni 1945 zuwiderliefen. 

12. 
Unterzeichnung eines albanisch-sowjetischen 
Abkommens über sowjetische Material- und 
Ausrüstungslieferungen an Albanien und 
gegenseitigen Warenaustausch durch den al- 
banischen Ministerpräsidenden, Generaloberst 
Enver Hodscha, in "Moskau bekannt. 


April: TASS gibt bekannt, das Präsidium des 


charow als 
zum Minister für Geologie ernannt. 


Ungarn 
8. April: Der Direktor des Komitees der Ungari- 
„schen Volksfront bittet die Regierung um Auf- 


lösung der Kammer und um Ausschreibung 


von Neuwahlen, da die Anzahl der Abaeord- 


neten nach dem Ausscheiden der Mitglieder 


werde. 
schlechter behandelt als Länder, die während 


Die Regierung überreicht den drei‘ 


April: Ein gemeinsames Kommunique gibt die 


Obersten Sowjets der UdSSR habe Pjotr Ba- { 
achfolger von Ilja Malychew 


an NE nNE N Su en 7 En ea nn 


a u EZ fee 2 an a nn 


der ehemaligen Ba nicht 
mehr ausreichend sei. IN 
9. April: Die "Regierung wendet sich in zwei 


Antwortnoten gegen die Anschuldigungen der 
Vereinigten Staaten und Großbritanniens vom 
2. April mit der Feststellung, daß Ungarn seine 
Verpflichtungen, die ihm aus dem Friedensver- 
trag erwachsen seien, stets erfüllt habe, und 
bezeichnet die Noten der Westmäkhte als Ein- 
mischung in die inneren Angelegenheiten Un- 
garns. ' 


Vatikanstadt 


2. April: Fünfzigjähriges Priesterjubiläum Papst 
Pius’ X. 


Wichtige Ereignisse in der übrigen Welt 


Senat seine frühere Versicherung, die Süd- 


afrikanische Union werde im Falle eines Krie- 
ges mit der Sowjetunion auf der Seite der west- 
lichen Nationen stehen. Es sei der Wunsch der 
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‚ "anderen Mäßhten 2 zw Außenbesitzungen in 
Afrika ‚sei von Wichtigkeit. 


Amerika I * 

" Kanada 

MR 1. April: Neufundland geht formell als neue ER 
0 . -vinz.in die kanadische Föderation über. Mr. 
Bradley wird als Vertreter Neufundlands in 
. das Kabinett aufgenommen und zum. Staats- 
 sekretär ernannt. Mr. Mac Kinnon tritt als 
Minister für Bergbau zurück. Sein Nachfolger 
wird der Be a Colin Gib- 


2 ur Son... ' E N 
Kae er ax ostare. | 
3, April: Ein ‚Versuch des Verteidigungsmini-. 


.  sters, Edgar Cardona, die Regierung zu stür- 
zen, schlägt fehl. jr 
Vereinigte Staaten / 

H, April: Winston Churchill 
einer vom Massachusetts Institute of Tech- 
' nology veranstalteten Tagung in Boston über 
. die internationale politische Lage. 
Die Außenminister der Vereinigten Staaten, 
Großbritanniens und Frankreichs führen ein- 
" _ leitende Besprechungen über die Deutschland- 


 ster nach Abschluß der Washingtoner Bespre- 
chungen in einem Kommunique bekannt, daß 
sie ein Abkommen über die zukünftige 


| Deutschlandpolitik der drei Staaten unterzeich- 


net und sich auf ein vereinfachtes Besatzungs- 
B statut für Westdeutschland und den politischen 
" „und wirtschaftlichen Zusammenschluß der drei 
Di Westzonen geeinigt haben. 


spricht anläßlich 


frage. Am 8. April geben die drei Außenmini- 


1949 bis 30. Juni 1950. Das Gesetz wird 
‚gleichen Tage vom ‚Kongreß Se 


10. 


2. April: Die Außenminister der zwölf Atlantik- se 


\ paktmächte treten zu einer ersten Konferenz 
zusammen, um den Paktentwurf zu billigen 
und in einem gemeinsamen Kommunique die 
Protestnote der len vom 31. März 1949 

_ zurückzuweisen. 

Noten‘ an Bulgarien, Ungarn und Rumänien 
siehe unter Großbritannien. 

. April: In einer Erklärung über ihr erstes Ar- 
beitsjahr betont die ECA, daß die Marshall- 
planhilfe für Europa aus der Phase der Not- 

| standshilfe heraus in die Phase des Aufbaus 

i - für die Zukunft trete. Sie solle jetzt auch auf 

die Kolonialgebiete der am Marshallplan be- 

teiligten Länder ausgedehnt werden. 

In Washington wird von den Außenministern 


der Vereinigten Staaten, Kanadas, Großbritan- 


niens, Frankreichs, Belgiens, der Niederlande, 
Luxemburgs, Norwegens, Dänemarks, Islands, 
. Portugals und Italiens der Nordatlantikpakt 
unterzeichnet. 
7. April: Präsident Truman ernennt Stephen T. 
Early, Pressereferent Präsident Roosevelts, 
zum stellvertretenden Verteidigungsminister. 
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12, 


14. 


- Mittelmeerpaktes gesprochen. 
19, 


'präsentantenhaus mit 354:48 Stimmen 


die Gewährung von 5,38 Milliarden Dol 
Am 14. April einigt sich ein gemeinsamer Aus.) 
schuß des Senates und des Repräsentante 
hauses auf die von der Regierung beantrag 
Summe von 5,43 Milliarden Dollar für die 
Fortführung der Hilfe für die Zeit vom 1.April 


chen Fe es ee dem Kong. eine so 
Hilfe unter Berücksichtigung des Grundsa 
der Selbsthilfe und der gegenseitigen H 
wie im Atlantikpakt vorgesehen, empf: 


April: Der Bewilligungsausschuß des R pri 
sentantenhauses billigt das bisher g :öß 
Friedens-Verteidigungsbudget in Höhe 
15 909 116 800 Dollar für das Finanzjahr 
Damit wird die von Be A ge 


Höhe an. 


April: Das Repräsentantenhaus nimmt. 
Gesetzesvorschlag an, der die Regierung zur 
Aufnahme eines außerordentlichen Kredit 5 
von 43 Millionen Dollar ermächtigt, mit dener 
die Kosten der Berliner Luftbrücke bis. zum 
1. Juli gedeckt werden sollen. a 


York wird die en Government Germ = 
Industrial Exhibition '49 unter Beteiligung ‚vo 
500 westdeutschen Ausstellern eröffnet. 


April: David K. Bruce, bisheriger teren! d 
ECA-Mission in Frankreich, wird als Na« 
folger Jefferson Cafferys zum amerikanische 
Botschafter in Frankreich ernannt. 


April: Der türkische Außenminister Necmed- 
din Sadak erklärt vor der Presse in Washing- 


seine Ansichten hinsichtlich eines eventuellen 


April: Außenminister Dean Acheson erklärt‘ 
in einem Brief an den Vorsitzenden des Aus- 
wärtigen Ausschusses des Senats, Senator 
Tom Connally, seiner Ansicht nach werde eine j% 
weitere Unterstützung Nationalchinas durh 
die Vereinigten Staaten nur zu einer Ver- 
längerung des Bürgerkrieges führen, dessen 
Fortsetzung dem chinesischen Volke. verhaßt 
sei. Die amerikanische Regierung beabsichtige 
nicht, der chinesischen Regierung Truppen 
oder irgendeine andere Hilfe zu schiken. 
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Asien 
Burma 


2. April: Sechs Mitglieder des Kabinetts Thakin 


Nu treten zurück, unter ihnen der Außenmini- 
ster und stellvertretende Premierminister: U 


Kyaw Nyein. Generalleutnant Ne Win, Ober- | 


kommandierender der bewaffneten Streit- 
kräfte, wird zum Innen- und Verteidigungs- 
minister und zum stellvertretenden Premier- 
minister, U E Maung, Richter des Obersten 
Gerichtshofes, zum Außenminister und zum 


. Minister für Justizwesen, Gesundheitswesen 


und Landwirtschaft ernannt. Das Kabinett be- 
steht nach den Neuernennungen fast völlig 
aus unabhängigen Mitgliedern. 


4, April: Wie ein offizieller Sprecher mitteilt, 


wurde die Stadt Mandale von burmesischen 
Regierungstruppen zurückerobert. 


5. April: Nach Angaben der Regierung wurde bei 


Insein eine Waffenruhe zwischen den Streit- 
kräften der Karen und Regierungstruppen er- 
zielt. Am 8. April werden die Kämpfe in der 
Nähe von Rangun von den Regierungstruppen 
wieder: aufgenommen, nachdem die vom Prä- 
sidenten der Nationalunion der Karen, Saw 
Ba U Gyi, angebotene Übergabe der bei Insein 
eingeschlossenen Karen nicht erfolgte. \ 


12. April: Premierminister Thakin Nu führt in 


Kalkutta Besprechungen mit dem indischen 
Premierminister Pandit Nehru, bevor dieser 
nach London zur Commonwealth-Konferenz 
- der Premierminister abreist. Wie die New York 
Times vom 13. April meldet, soll Thakin Nu 
Indien um Waffen zur Bekämpfung der Auf- 
stände in Burma und die Länder des Common- 


‘ wealth um finanzielle Unterstützung bei der 


Durchführung der burmesischen Reisexporte 
gebeten haben. Am 13. April trifft Thakin Nu 
in Karatschi mit dem Premierminister von Pa- 
kistan, Liaquat Ali Khan, vor dessen Abreise 
nach London zusammen. 


China 


4. April: Mao Tse-tung unterzeichnet eine Er- 


klärung, daß im Kriegsfalle die gesamte Be- 
völkerung Chinas einmütig an der Seite der 
Sowjetunion kämpfen werde, 


8. April: Der kommunistische Rundfunk verlangt 


bedingungslose Kapitulation der Nanking- 
Regierung und die Eingliederung der Streit- 
kräfte der Nationalregierung in die Reihen 
der kommunistischen Armee. Präsident Li 
Tsung-jen weist das kommunistische Ulti- 
matum zurück. 


9. April: Präsident Li Tsung-jen gibt Mao Tse- 


tung in einem Telegramm seinen Entschluß 
bekannt, mitder chinesischen Kommunistischen 
Partei zusammenzuarbeiten und ein neues 
demokratisches China aufzubauen. Er habe 
die chinesische Friedensdelegation in Peking 
angewiesen, auf der Basis der: kommunisti- 
schen Achtpunktebedingungen die Friedens- 
verhandlungen wieder aufzunehmen. 
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13. 


14. 


13. April: Wie der kommunistische Rundfunk mit- 


RN 


teilt, sind die. offiziellen Friedensverhandlun- 
gen nach bisherigen vorläufigen Informations- 
verhandlungen in Peking eröffnet worden. 


Indien 


April: Premierminister Pandit Nehru erklärt 
in einer Botschaft gelegentlich eines politischen 
Treffens in’ Bihar zu der geplanten Common- 
wealth-Konferenz, die Regierung halte an der 
Resolution der Verfassunggebenden Versamm- 
lung fest, daß Indien eine selbständige, unab- 
hängige Republik werden solle. 


April: Vertreter von Afghanistan, Australien, 
Burma, Ceylon, China, Ägypten, Iran, Nepal, 
Pakistan, Siam und Indien halten in Delhi eine 
Konferenz zur Indonesienfrage unter Vorsitz 
von Premierminister Pandit Nehru ab, auf wel- 
cher eine schnelle und zufriedenstellende Re- 
gelung des indonesischen Problems gemäß der 
Resolution des Sicherheitsrates vom 28. Ja- 
nuar gefordert wird. 


Indochina 


. April: Die vietnamesischen Minister kommen 


anläßlich der Ankunft des Prinzen Bou Loc, 
des Direktors des Kabinetts Bao-Dais, in Sai- 
gon zusammen; um über die Frage der Rück- 
kehr des Kaisers zu beraten. 


Indonesien 


. April: Der amerikanische Außenminister, Dean 


Acheson, empfiehlt dem niederländischen 
Außenminister, Dr. Dirk U. Stikker, dringend, 
eine Verständigungskonferenz mit den indone- 
sischen republikanischen Staatsführern einzu- 
berufen. \ 


April: In Batavia werden die Verhandlungen 
zwischen den Niederländern und den republi- 
kanischen Staatsführern unter der Schirmherr- 
schaft der Indonesien-Kommission der Verein- 
ten Nationen eröffnet. Der Konferenz liegt ein 
Vorschlag der Vereinigten Staaten für eine 
Feuereinstellung und die Wiederherstellung 
der Indonesischen Republik mit der Haupt-, 
stadt Djokjakarta vor. 


Israel 


. April: Auf der Insel Rhodos wird ein Waffen- 


stillstandsabkommen zwischen Israel und 
Transjordanien unterzeichnet, das auch für den 
Irak verbindlich ist. Es wird am folgenden 
Tage von der israelischen Regierung ratifi- 
ziert. — Ministerpräsident David Ben Gurion 
erhält mit 64:15 Stimmen das Vertrauen des 
Parlaments. 


.April: Die Mitglieder des Schlichtungsaus- 


schusses der Vereinten Nationen treffen in 
Tel Aviv ein, wo sie Besprechungen mit 
Ministerpräsident Ben Gurion führen. Am 
11. April gibt die Regierung bekannt, sie habe 
eine Einladung angenommen, gemeinsam mit 
den arabischen Staaten und dem Schlichtungs- 
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 ausschuß an einer Konferenz in Lausanne in 


der Schweiz teilzunehmen. | 

April: Nach verschiedenen vorläufigen Bespre- 
chungen beginnen Waffenstillstandsverhand- 
lungen mit Syrien in der Nähe von Mishmar 
Hayarden im israelisch-syrischen Grenzgebiet 
in Nordgaliläa. Am Tage darauf wird ein 


'Feuereinstellungsabkommen unterzeichnet. 


Japan 


. April: Die Regierung nimmt das Programm für 


eine wirtschaftliche Stabilisierung General 
Douglas MacArthurs vom Dezember 1948 an 
und stimmt einem Budget in Höhe von 704Mil- 
liarden Jen für das laufende Finanzjahr zu. 


Libanon 


. April: Die Besprechungen in Beirut zwischen 


dem Schlichtungsausschuß der Vereinten Na- 
tionen und den Vertretern der arabischen 
Staaten werden beendet, nachdem sich diese, 
Irak ausgenommen, mit der Abhaltung wei- 
terer Besprechungen an einem neutralen Ort 
einverstanden erklärt haben. 


Syrien 


. April: 76 Abgeordnete des Parlaments erklären 


sich zur Unterstützung des neuen Regimes 


„bereit. 


‚April: Oberst Husni Zaim gibt die Auflösung 


der syrischen Kammer und die Errichtung 
einer Kommission bekannt, die einen neuen 
Verfassungsentwurf und ein neues Wahlgesetz 
vorbereiten soll. 


. April: Staatspräsident Shukri el-Kuwatli und 


Ministerpräsident Khaled el-Azem treten offi- 
ziell zurück. Beide befinden sich noch in Haft. 
Am 14. April wird Faydi el-Atassi, ein Führer 
der Volkspartei, mit der Regierungsbildung 
beauftragt, nachdem der syrische Vertreter 
bei den Vereinten Nationen, Faris el-Khouri, 
die Bildung einer Regierung abgelehnt hatte. 


Türkei 


, April: Vor seiner Abreise nach den Vereinig- 


ten Staaten erklärt Außenminister Necmeddin 
Sadak auf einer Pressekonferenz, er beabsich- 
tige nicht, in Amerika über den Abschluß 
irgendeines Paktes zu verhandeln. Er weist 
ferner darauf hin, daß sich an der türkischen 
Politik gegenüber der Sowjetunion nichts ge- 
ändert habe. 


Organisation der Vereinten Nationen 


April: Der australische Außenminister Dr. Evatt 
eröffnet die zweite Sitzungsperiode der drit- 
ten Vollversammlung der Vereinten Nationen 
in Flushing Meadows bei New York. 


‚April: Im Politischen Ausschuß beginnt die 


Debatte über die Treuhänderschaft der ehe- 
maligen italienischen Kolonien. Auf Vorschlag 
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12. 


13. 


7 


des amerikanischen Vertreters John Foster 
Dulles wird beschlossen, italienische Vertre- 
ter an den Debatten über die Kolonialfrage 
teilnehmen zu lassen, die aber kein Stimm- 
recht haben werden. Am 7. April wiederholt 
der französische Delegierte die Ansicht seiner 
Regierung, ‘wonach alle Kolonien, mit Aus- 
nahme von Erythräa, an Italien unter Treu- 
händerschaft der Vereinten Nationen zurück- 
gegeben werden sollten. Großbritannien unter- 
stützt den Plan der Vereinigten Staaten, so daß 
es zunächst zu keiner Einigung kommt. Am 
11. April fordert der italienische Außenmini- 
ster, Graf Sforza, die Rückgabe der ehemaligen 
afrikanischen Kolonien Italiens und erklärt, 
Italien wolle danach streben, die Unabhängig- 
keit der Kolonien zum. frühestmöglichen Zeit- 
punkt vorzubereiten. 


„April: Der Politische Ausschuß beschließt ge- 3 


gen die Stimmen der Sowjetunion und der ost- 
europäischen Länder die Bildung eines Unter- 
suchungs- und Vermittlungsausschusses zur 
friedlichen Lösung internationaler Streitfragen. 


. April: Im Sicherheitsrat legt der sowjetishe 
Delegierte Jakob Malik bei der Abstimmung 7 


über die Aufnahme Südkoreas das dreißigste 
sowjetische Veto ein. 


April: Die Vollversammlung beschließt mit 
41:3 Stimmen bei 12 Stimmenthaltungen, das 
indonesische Problem auf die Tagesordnung zu 
setzen, das jedoch nur in allgemeiner Debatte 
zur Verhandlung kommen soll, da die Frage 
noch dem Sicherheitsrat vorliegt. Ferner wird 
die Behandlung der Kirchenprozesse in Bul- 
garien und Ungarn mit 30 gegen 7 Stimmen 
der slawischen Völker bei 20 Stimmenthaltun- 
gen in die Tagesordnung aufgenommen. 


April: Die Vollversammlung weist die Emp- 
fehlung des Lenkungsausschusses, das Auf- 
nahmegesuch Israels unmittelbar vor die Voll- 
versammlung zu bringen, mit 31:18 Stimmen 
bei 7 Stimmenthaltungen zurück und über- 
weist es dem Politischen Ausschuß. — Der so- 
wjetische Vertreter Andrej Gromyko beschul- 
digt die Atlantikpaktmächte, einen Atomkrieg 
gegen die Sowjetunion zu planen, und erklärt, 
der Atlantikpakt richte sich nur gegen die 
Sowjetunion. Auf die Vorstellungen des ame- 
rikanischen Delegierten Warren Austin, die 
Sowjetunion habe im Sicherheitsrat dreißig- 
mal vom Veto Gebrauch gemacht, erklärt Gro- 
myko, die britische und amerikanische Einstel- 
lung zur Frage des Vetos könne nur im Lichte 
der allgemeinen Politik dieser Länder verstan- 
den werden, die darauf abziele, die Vereinten 
Nationen zu unterminieren und politische und 
militärische Blocks zu bilden. Am 14. April 
billigt die Vollversammlung mit 43:6 Stim- 
men die Empfehlung des Politischen Ausschus- 
ses zur Begrenzung des Vetogebrauchs im 
Sicherheitsrat. Die Empfehlung wird dem Si- 
cherheitsrat zugeleitet. 
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das Stalin-Interview vom 27. Januar 1949.) In: Vital 
i  Speeches ‚of the Day, Vol.XV, No.9, 15. February 

1949. S. 259— 261. 

uario Bibliografico Peruano ‚de 1944, preparado bajo 
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Biblioteca Narionel 1945. in 


Blog) de Gregorio nahen Moya, Tercera Edi. 
cion. Madrid, Instituto de Estudios Politicos; 1947. 
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"Das Abkommen über die Errichtung einer Internatio- 
nalen Ruhrbehörde mit dem Wortlaut der dazuge- 
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h konferenz vom 2.Februar 1949 in Washington über 


_ französischer amtlicher Text mit deutscher Über- 
setzung. Hrg. v.d. Regierung des Landes Nordrhein- 


n Briefwechsel zwischen der American Eeloraiton of 


: und Altersgruppen (systematische Ordnung der Be- 


rufe des Pflanzenbaues und der Tierwirtschaft; Be- 


EN 
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7 f lichte soeben den Bericht einer a die sich seit Februar 1948 mit den Au 
wirkungen der westeuropäischen Zusammenarbeit auf die Politik und Wirtschaft Gro 

britanniens befaßt hat!. Der Gruppe gehörten neben dem Vorsitzenden Dingle Foot 

weiterhin an: F. Are ewalkin, The Hon.F.D,L. ‚Astor, Professor R.G\ ‚Hawtrey, DEN 


Mit den folgenden Ausführungen eg wir die Veröffentlichung von Stimmen über 
die Zukunft der nationalen Eigenstaatlichkeit fort, die wir in Folge 3/1949 mit dem Beitr, | 
von Alan Bullock, Oxford, eröffneten. Auch die Äußerungen von Dr. Eugen Kogon, R. 
Crossman und Denis de Rougemont in unserer Umschau in den Folgen 7/1949 und 9/1949 
beleuchten das gleiche Thema von anderen Gesichtspunkten her. 3 


Der Bericht Professor Hawtreys befaßt sich zu- 


"nächst eingehend mit den Problemen der poli- 
tischen und militärischen Zusammenarbeitin West- 


‚europa, die für den Augenblick eine förmliche 


„Föderation unmöglich machen. Abschließend wird 


dann die Frage aufgeworfen?, ob sich in einigen 
Jahren eine solche Föderation als Endziel der ge- 
genwärtigen ‚Einigungsbewegung verwirklichen 


. lassen werde. 


„Eine Föderation, so heißt es, würde kurzen Prozeß 
mit Gefühlen machen, die tief in der Geschichte ver- 
wurzelt sind. Sie bedingt eine einschneidende Beschrän- 
kung der Souveränität. Souveränität ist ein Fachaus- 


‚druck, der für die öffentliche Meinung nicht viel be- 


deuten mag. Wenn jedoch die Beschränkung der Sou- 
veränität die Unterwerfung der Monarchie unter eine 


_ westeuropäische Bundesexekutive bedeutet oder das 


"Aufgehen der Königlichen Flotte in eine westeuro- 


päische Marine, dann mag es sein, daß ‚der Mann auf 
der Straße‘ den Grund unter seinen Füßen beben fühlt. 

Freilich könnten andererseits die Vertreter des Föde- 
ralismus einwenden, daß eine noch weitere und tiefere 
Geschichtsbetrachtung zu einer Vergangenheit zurück- 
finden könnte, in der sich Nationalstolz und nationaler 
Ehrgeiz noch nicht gefestigt hatten, in der die gesamte 
Christenheit zu Kreuzzügen aufgerufen werden konnte, 
oder sogar noch weiter zurück bis zu der Zeit, in der 
die Lebenskraft des Westreiches im Aufschwung der 
karolingischen Zeit zum Ausdruck kam. Wir dürfen je- 
doch solchen Vorstellungen nicht zu viel Raum geben, 
sondern müssen uns mit den Umständen der Gegen- 


"wart befassen." 


Der Bericht weist dann darauf hin, daß eine 
europäische Föderation Länder mit völlig ver- 
schiedenen politischen Methoden und Traditionen 
EEE Rn, I Er IE 


1) R.G. Hawtrey: Western European Union. Implica- 
tions for the United Kingdom. London and New York, 
Royal Institute of International Affairs; 1949. 

2) a.a. O., Seite 101 ff. 
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Er undprobleme einer europäischen Föderation 


| Eine Untersuchung des an Institute of International Affairs 


- werden können. Eine Verschmelzung der Streitkräfte 


aufs engste zusammenbringen werde. Währen 
Großbritannien ein in Jahrhunderten entwickeltes 
Zweiparteiensystem besitze, das die Bildung ta- : 
biler Regierungsmehrheiten a Be 


nen, wenn seine Aufgaben ahsschlieälich auf Vertei = 
gungsfragen der Union beschränkt würden. Die gemeii w 


nicht auf eine Zollunion oder eine Währuägsunien 
erstrecken. Allein schon die Konsequenzen einer ge- 


meinsamen Verteidigungspolitik sind so weitreichend, 
daß politische Probleme dabei gar nicht vermieden 


würde der Autorität des Bundes folgende Sr } 
BDERHEI CL, ORG 


von Recht und Ordnung; | 
b) die Ermächtigung, Finanzbeiträge festzulegen und 
einzuziehen; ' 
c) die Ermächtigung, die ne Wehrpflicht anzu- 
rn und alu 


militärischen und strategischen Erwägungen; 
e) die Außenpolitik, soweit sie auf militärischer Madıt 
‚ beruht.” 


Zu diesem letzten Punkt heißt es weiter: Be 

„Von der Außenpolitik ist zu sagen, daß im Hinter- = I 
grund immer die Machtfrage gegenwärtig ist. Es gibt “ 
viele internationale Verhandlungen, bei denen an- 
nehmbare Gegenleistungen angeboten werden, ohne 
daß dabei die Machtverhältnisse der beiden Parteien 
in Betracht gezogen werden. Dabei handelt es sich 
jedoch in der Regel nicht um eigentlih politische 
che Die Außenpolitik eines Landes befaßt sich mit 
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UMSCHAU es \ 


seinen freundschaftlichen oder feindlichen Beziehungen 


zu anderen Ländern, mit den Vorteilen, die es von den 
anderen, sei es durch Überredung, sei es durch Druck, 


erreichen kann, und mit Konzessionen, zu denen es 
selbst durch Überredung oder Druck gebracht wird. 
Wenn die Mitglieder einer Föderation ihre Außen- 


politik selbst in der Hand behalten und die Verant- 
 __wortung für die Verteidigung dem Bund überlassen, 


dann werden sie sich von Zeit zu Zeit in Verhand- 
lungen finden, bei denen sie mit Sicherheit auf Unter- 
stützung durch den Bund rechnen müssen, um ihren 
Standpunkt behaupten zu können... 

Solange die Allianzen noch dynastischer Art waren, 


hatte die Außenpolitik in Friedenszeiten nur wenig mit 


der Innenpolitik zu tun. Wenn jedoch die Mächtegrup- 
pierungen von ideologischen Zielen beeinflußt werden, 
wird diese Verbindung sehr enge. So war es während 
der Religionskriege im 16. und 17. Jahrhundert und bei 
der Gruppierung der liberalen und der reaktionären 
Mächte nach 1815. In der Gegenwart ist nicht nur der 
totalitäre Kommunismus die zentrale internationale 


Streitfrage. Auch Regierungen, die von sozialistischen 


oder katholischen Parteien abhängen, drängen auf enge 


‘ Beziehungen mit anderen Ländern ähnlicher politischer 


Färbung. 

Eine westeuropäische Föderation würde daher, selbst 
wenn sie sich auf Verteidigungsfragen beschränkte, 
dem politischen Kräftespiel der Mitgliedstaaten ein 
weites Feld eröffnen. Die Bundesexekutive wäre ein 
machtvolles, demokratisch konstituiertes Instrument ... 


Es besteht die Gefahr, daß die europäische Föderation 


_ nicht nur. durch die Unzugänglichkeit einiger Parteien 


gestört wird, die am politischen Leben des Kontinents 
teilhaben, sondern auch durch Parteispaltungen, die 
sich nach der Volkszugehörigkeit richten. Es ist nicht 
' anzunehmen, daß eine repräsentative Volksvertretung 
‚Westeuropas eine Mehrheit für diejenigen politischen 
Ziele zustande brächte, die von den Verfechtern des 
Föderalismus als Hauptziel der Europa-Union bezeich- 
net werden. In einer auf direktem Wege gewählten 
Versammlung würden die Delegierten Frankreichs, 
Italiens und der traditionellen Neutralen dominieren. 


Diese könnten sich für so umfassende soziale Verbes- 


serungen einsetzen wollen, daß die Gewährung von 
Mitteln für Rüstungen dahinter zurücktreten würde, 
und schließlich könnten sie eine Politik der Neutralität 
gegenüber einem Weltkonflikt vorziehen. Eine Körper- 
schaft, die sich nicht aus direkt gewählten Vertretern, 
‘sondern aus Delegierten der Regierungen zusammen- 
‚setzt, würde nicht so unverantwortlich handeln. Auch 
" sie wäre jedoch nicht unantastbar, und wenn sie ihre 
Entscheidungen als Mehrheitsentscheidungen fällt, be- 
‚steht keine Gewißheit, daß die Regierung, die eine 
energische Politik vertritt, dabei nicht überstimmt 
wird.“ 


Andererseits weist der Bericht aber auch darauf 
hin, daß eine europäische Föderation nicht unbe- 
dingt eine Sicherung gegen die Aufrichtung einer 
Diktatur in einem der Mitgliedstaaten oder eine 
Sicherung gegen eine neue deutsche Aggression 
darstelle: 
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„Die Form für die demokratische Wahl der Euro- 
päischen Versammlung mag verfassungsmäßig festge- 
legt sein. Heutzutage ist es für Diktatoren jedoch nicht 
schwer, die Form zu wahren, solange sie alle Kandi- 
daten der Opposition von der Wahl ausschließen kön- 
nen. Gewiß, die materiellen Hilfskräfte für die Krieg- 
führung eines Diktators, der Reichtum und die Arbeits- 
kräfte seines Landes, wären unter der Kontrolle des 
Bundes. Nimmt man jedoch einmal an, daß die Dik- 
tatur weder durch gutes Zureden noch durch Druck 
beseitigt werden könnte, so ergäbe sich eine ernste 
Gefährdung des Bundes: entweder das Land des Dik- 
tators müßte ausgeschlossen werden, oder die Diktatur 
würde die Politik des Bundes beeinflussen ... Dies 
kann sogar soweit führen, daß der Bund nicht nur durch 
innere Meinungsverschiedenheiten geschwächt wird, 
sondern sogar selbst dadurch zum totalitären Staat 


‘wird, daß sich die Partei des Diktators der Bundes- 


exekutive bemächtigt.” 

In den abschließenden Betrachtungen berührt 
der Bericht nochmals die bekannten Schwierigkei- 
ten, die sich aus der Stellung Großbritanniens im 
Commonwealth ergeben, und spricht sich dann für 
die Bildung eines Europäischen Ministerrates aus, 
wie er durch den Konsultativrat der Mächte des 
Brüsseler Paktes am 29. J anuar 1949 in London be- 
schlossen wurde. 

Der Londoner Economist kommentiert in seiner 
Ausgabe vom 30. April die Ausführungen Haw- 
treys bei aller Anerkennung ihres sachlichen Ge- 
haltes ziemlich kritisch. 

„Wie es heute Mode ist, verschwendet er keine Zeit 
auf Inponderabilien. Die tiefe Hoffnung vieler intelli- 
genter Westeuropäer auf einen engen Zusammenschluß 
wird übergangen, ebenso das in den Niederlanden so 
weit verbreitete Gefühl, daß Großbritannien ver- 
pflichtet ist, mit freiheitlichen Methoden die Organi- 
sation Europas zu entwickeln, an deren diktatorischer. 
Verwirklichung Hitler gescheitert ist. Es wird so dar- 
gestellt, als komme der Gedanke der Westunion ein- 
fach von dem Wunsche, in Europa ein Gegengewicht 
gegen die Macht des sowjetischen Kommunismus zu 
schaffen . . 

Diese vorsichtige Haltung kann und sollte nur durch 
das Argument gerechtfertigt werden, daß die augen- 
blicklichen Schwierigkeiten und Gefahren die. volle 
Energie und Aufmerksamkeit der westeuropäischen 
Staatsmänner beanspruchen. Zu oft verbergen sich je- 
doch dahinter Skepsis und eine Furcht vor Neuerungen, 
die von den Alliierten Großbritanniens rasch entdeckt 
werden und dem Geist der Zusammenarbeit schäd- 
lich sind." 

Gegenüber dieser vorsichtigen Haltung weist 
der Economist auf die weitreichenden und groß- 
zügigen Ideen hin, die auf der Wirtschaftskonfe- 
renz der Europäischen Bewegung in Westminster 
entwickelt wurden und auf die wir an anderer 
Stelle in dieser Folge eingehen (vgl. S. 2155-2158). 


Co. 
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Um die politische Struktur 
der westeuropäischen Zusammenarbeit 


„Die europäische Einigungsbewegung rückt in zwei parallelen, aber sehr verschieden- 
artigen Formationen vor. Es gibt die Hauptarmee, die Berufssoldaten, vertreten durch 
die Regierungen der fünf Brüsseler Mächte und ihren ständigen Ausschuß, der zur Zeit 
damit beschäftigt ist, den Verfassungsentwurf für einen Europäischen Rat und eine Euro- 
päische Versammlung auszuarbeiten. Dann gibt es aber auch die Guerillakämpfer und 
Partisanen, die Heckenschützen und Pfadfinder der Europäischen Bewegung unter der ein- 
drucksvollen Führung von Winston Churchill und Mr. Spaak." 


Die treibenden Kräfte 


Wenn die Londoner Times in ihrem Leitartikel 
zur Brüsseler Konferenz der europäischen Eini- 
gungsbewegung! ‘am 24. Februar 1949 von den 
„Berufssoldaten” und den „Partisanen” der euro- 
päischen Einigungsbewegung schrieb, so ist es 
vielleicht gestattet, die politische Taktik, die heute 
das Vorgehen der europäischen Einigungsbewe- 
gung bestimmt, mit einem weiteren militärischen 
Bild zu bezeichnen: Wie der Vormarsch einer 
regulären, von Partisanen. unterstützten Truppe 
in unübersichtlichem Gelände geht das Vorrücken 
der europäischen Einigungsbewegung in eine 
neue Position jeweils erst nach entsprechender 
Aufklärung und vorbereitendem Geplänkel der 
freiwilligen Organisationen vonstatten. Die von 
der offiziellen Regierungspolitik bezogenen Stel- 
lungen wirken dann oft wie längst überflügelte 
Festungen. In Wirklichkeit haben sie jedoch die 
wichtige Aufgabe der Sicherung ’des bereits Er- 
reichten zu erfüllen, das allzu leicht wieder ver- 
lorenginge, wenn das Tempo des Vorrückens 
allein durch den guten Willen und die Resolu- 
tionen der europäischen „Freischärler“ bestimmt 
würde. 

Mit diesem Vergleich sind auch die Spannun- 
gen angedeutet, die zwischen der offiziellen Re- 
gierungspolitik und dem Vorwärtsdrängen der in- 
offiziellen Europaorganisationen notwendiger- 
weise bestehen müssen. Man kann nach den Er- 


The Times vom 24. Februar 1949. \ 


a 


fahrungen des vergangenen Jahres wohl sagen, 


daß das Beharrungsvermögen und die bürokrati- 


sche Erstarrung der Regierungen sich als ein Hin- 
dernis erweisen würden, dessen Beseitigung auch 
die vereinten Kräfte internationaler Massen- 
bewegungen überstiege, wenn nicht durch die 
Außenpolitik der Vereinigten Staaten ein zwar 
meist indirekter, aber darum nicht weniger wir- 
kungsvoller ständiger Druck in der gleichen Rich- 
tung ausgeübt würde. | 

In unserem Bericht über das Projekt einer Euro- 
päischen Versammlung wurde bereits darauf hin- 


gewiesen, wie stark sich die amerikanische Unter- 


stützung dieses Projektes in einer entscheidenden 
Phase sogar nach außen hin bemerkbar machte 
(vgl. Europa-Archiv 7/1949, S. 2017). Noch viel 
stärker, weil unmittelbarer, kommt das amerika- 
nische Drängen auf einen engeren Zusammen- 
schluß der westeuropäischen Staaten in den Ver- 
handlungen zwischen der Verwaltung für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit (ECA) in Washing- 
ton und dem Europäischen Wirtschaftsrat zum 
Ausdruck. 

Seit der Harvardrede des amerikanischen 
Außenministers Marshall am 5. Juni 1947 zieht 
sich durch die ganze Entwicklung des Europahilfe- 
programms, über die wir hier ausführlich berich- 
tet haben, die zurückhaltende, aber unmißver- 
ständliche amerikanische Mahnung, die europä- 


BEE EEE ER BE NEBEN BEE U EN EBEN re gran 


1) Vgl. dazu auch den Beitrag von Dr. Eugen Kogon 
„Ein neues Stadium der europäischen Einigungsbewe- 
gung“, Europa-Archiv 7/1949, S. 2009—2010, und unse- 
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ren Bericht „Das Projekt einer Europäischen Versamm- 
lung“, Europa-Archiv 7/1949, S. 2011—2024. 
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ee müßten — in den Wien der Har- 


‚darüber kommen, was die gegenwärtige Lage am 
dringendsten erfordert und inwieweit die Länder 
. Europas selbst dazu beitragen können, eine volle 
Auswertung der Mabpahten unserer Regierung 
u erzielen“, 

Neben den wirtschaftlichen Hilfsmaßnahmen 
der Vereinigten Staaten ist dieses starke Interesse 


a Tz 


“3 tration der amerikanischen SHNSRpolk auf die 


‚Mit der. ‚Unterzeichnung des intereuropäischen 
ahlungs- und Verrechnungsabkommens und der 
eiterleitung des ersten Jahresplanes an das Amt 
wirtschaftliche Zusammenarbeit in Washing- 
Be on ging Mitte Oktober 1948 der erste große Ab- 
5 schnitt der Planungsarbeiten des Pariser Europä- 
 ischen Wirtschaftsrates (OEEC) zu Ende (vgl. Eu- 
ropa-Archiv, September 1948, S. 1529-1538, und 
ezember 1948, S. 17091724). Er ist durch die 
loffnung gekennzeichnet, bis zum Jahre 1952 ein 
virtschaftlich selbständiges Europa wiederherzu- 
ellen, eine Hoffnung, die freilich, wie sich bald 
erausstellen sollte, mehr auf politischem Zweck- 
ptimismus als auf echter wirtschaftspolitischer 
Einsicht beruhte. 
Der Europäische Wirtschaftsrat hatte sich zu- 
ächst auf die Aufgabe der Verteilung der ameri- 
kanischen Hilfsmittel einzurichten, die ihm von 
amerikanischer Seite zugeschoben wurde, obwohl 
dagegen insbesondere auf britischer Seite anfäng- 
lich ein starkes Widerstreben bestand. Während 
dieser Anlaufzeit standen daher die administra- 
_ tiven und technischen Probleme im Vordergrund. 
Bei der ersten Zusammenkunft zwischen Ad- 
 ministrator Hoffman und dem Europäischen Wirt- 


man dann vor, die Teilnehmerländer sollten auch 
einen umfassenden Aktionsplan für den europä- 
ischen Wiederaufbau (Master Plan of Action) auf- 
stellen (vgl. Europa-Archiv, September 1948, 
'S. 1538). In der gleichen Sitzung drängte Hoffman 
. auf eine engere Zusammenarbeit der Teilnehmer- 


1) Der volle Wortlaut des Zwischenberichtes über das 


Sondermission der ECA für NUEBIOSTESCH nd in deut- 
- scher Sprache veröffentlicht. 
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vardrede — „untereinander zu einer Einigung 


y schaftsrat am 25. Juli 1948 in Paris schlug Hoff- 


Europäische Wiederaufbauprogramm wurde von der 


Wunsch nach einem engeren Zusanimenschiiß de; Ka 


europäischen Staaten als echter politischer Faktor 
wirksam werden konnte. Erst als der hypnotische 
Bann des unaufhaltsamen Vorrückens der sowjeti- 
schen Einflußsphäre gebrochen war, wurde es 
psychologisch möglich, breiteren Schichten das 
Ringen um ein selbständiges, wirtschaftlich unab- 
hängiges Europa sinnvoll darzustellen. Nun erst 
wurde es überhaupt möglich, die Frage nach der 
Lebensfähigkeit Westeuropas in ihrem ganzen 
Umfang aufzurollen und ‚zu ihrer Lösung auf- 
zurufen. 


Das Problem der Lebensfähigkeit Were 


länder durch regelmäßige Zusammenkünfte be- 
vollmächtigter Minister. Dabei wurde er vor allem 
durch den irischen Außenminister Shean McBride 


_ unterstützt, während der britische Delegierte, Sir 


Stafford Cripps, starke Einwände geltend machte. 
Dieses Problem trat dann jedoch wieder gegen- 
über den verwaltungstechnischen Aufgaben des 
Jahresplanes 1949/50 und der Ausarbeitung des 
von Hoffman gewünschten Ne in 


den Hintergrund. 


Nach langwierigen Verhandlungen stellte sich 
heraus, daß mit einer Koordinierung der natio- 
nalen Vierjahrespläne im Jahre 1948 nicht mehr 
gerechnet werden konnte. Man begnügte sich da- 
her damit, einen „Zwischenbericht über das Euro- 
päische Wiederaufbauprogramm“ ! abzufassen, der 
am 30. Dezember 1948 zusammen mit dem Jahres- 
plan 1949/50 durch den Wirtschaftsrat gebilligt 
wurde. G 


Dieser Zwischenbericht, den der Economist als 
„einen der großen wirtschaftspolitischen Texte 
unserer Generation“ bezeichnet, führte den Wirt- 
schaftsrat aus der Vielfalt der technischen Einzel- 
probleme an die Grundfragen der wirtschaftlichen 
Lebensfähigkeit Westeuropas heran. John H. Wil- 
liams, der Wirtschaftsberater der Federal Reserve 
Bank in New York, der den Generalsekretär des 
Wirtschaftsrates, Marjolin, als amerikanischer Be- 
rater bei der Vorbereitung des Vierjahresplanes 
unterstützte, faßt die Kernpunkte des Zwischen- 
berichtes folgendermaßen zusammen: 


2) John H. Williams: ne after 1952. The Long 
Term Recovery Problem. In: Foreign Affairs, Vol. 27, 
No. 3, April 1949. S. 426 ft. 
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er Ge mtheit auf Überschüsse aus dem innereuro- 
 päischen Handelsverkehr, um damit einen Teil ihres 
Dollardefizits zu decken. Gäbe man sich dieser offen- 
sichtlichen Unmöglichkeit hin, so käme man auf ein 
Dollardefizit von 1,3 Milliarden Dollar, auf einen Über- 
schuß des Sterlinggebietes (außerhalb Europas) von 
700 Millionen Dollar, eine beinahe ausgeglichene Zah- 
lungsbilanz mit der übrigen Welt (200 Millionen Dollar 
Defizit) und damit zu einem Netto-Dollardefizit von 
800 Millionen Dollar. Der Europäische Wirtschaftsrat 
findet diese Schätzung nach sorgfältigster Prüfung viel 
zu optimistisch und kommt zu der Schlußfolgerung, 


daß Westeuropa 1952/53 ein Dollardefizit von 3 Mil- 


. liarden Dollar bei der Deckung der geplanten Einfuh- 

- ren aus der übrigen Welt aufweisen wird, wenn nicht 

drastische Veränderungen in der gegenwärtigen Poli- 

| tik vorgenommen werden. Damit würde im Juni 1952 

noch immer mehr als die Hälfte des Dollardefizits von 
1948/49 (4,875 Milliarden Dollar) stehenbleiben.“ 


ut 


£ Die Bekanntgabe dieser Tatsachen machte so- 

wohl in Europa wie auch in den Vereinigten Staa- 
ten einen nachhaltigen Eindruck. Der Economist 
vom 8. Januar 1949 schrieb dazu: 


2, „Wenn keine weiteren Maßnahmen ergriffen werden, 


dann wird der Schock, den das europäische Wirtschafts- 
system durch Beendigung der Auslandshilfe erhalten 
wird, zu einer wirtschaftlichen und sozialen Zerrüttung 
führen, die ihrerseits die politische Stabilität unter- 
minieren wird. Dies bedeutet natürlich, daß der Mar- 
shall-Plan in der ursprünglichen, verhältnismäßig ein- 
fachen Konzeption nicht innerhalb der veranschlagten 
Zeit gelingen kann.“ 


S 


Das Sechspunkteprogramm Hoffmans 


Ende Januar 1949 nahm der amerikanische Kon- 


 greß die Beratungen über die Fortführung der 
. Auslandshilfe im neuen Fiskaljahr auf. An erster 
Stelle standen hierbei die Beratungen über das 
Europäische Wiederaufbauprogramm auf Grund 
des vom OEEC überreichten Jahresplanes 1949/50 
und des Zwischenberichtes vom 30. Dezember 
1948. Am 8. Februar 1949 erklärte Administrator 
Hoffman auf einer gemeinsamen Sitzung der 
Außenpolitischen Ausschüsse des Senats ind des 
Repräsentantenhauses, jetzt sei die Zeit gekom- 
men, sich ganz besonders für das „Europäische 
Wiederaufbauprogramm einzusetzen. Die europä- 
ischen Teilnehmer müßten nun die größten An- 
strengungen machen, und die Vereinigten Staa- 
ten müßten alles tun, um ihnen dabei behilflich 
zu sein. Hoffman beantragte dann eine Bewilli- 
gung von 5,430 Milliarden Dollar für die Weiter- 
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‚stoffe beruhte, 


- Problem Autzäigen und die augenblickliche Harlola | 
" Politik kennzeichnen —, notwendig sind viel N 


 tivität je Arbeitsstunde, durch Senkung der Preise und 


Mit einem Schlag de so eine Tatandie 
weite. Kreise sichtbar, die seit Jahrzehnten 
wachsendem Unbehagen von weitsichtigen B 
obachtern der europäischen Wirtschaft festgestellt 
worden ist: die wirtschaftliche Stellung Europas 
in der Welt hat sich grundlegend BEande rg De! 


« 


der auf dem ‚Austausch europäischer Industri e 


ist vorbei. Der Zwischenberi 
sagt dazu: Ru, 2 


u Probleme sind nur zum Teil europäische 


Wieisrhaft verbindngeh zu der übrigen Welt und er- j 
geben sich aus Fehlentwicklungen, die nicht allein E e 
ropas Schuld sind und teilweise außerhalb des eur 
ischen Einflußbereichs liegen ERSES a sich 


Kursänderungen in der Politik, in der Einfuhr und. 
fuhr, bei den Investierungen und der Erzeugung 
in der Finanz- und Handelspolitik, durch die die Kom n 
struktion eines gemeinsamen europäischen Wied ra 
bauprogramms ermöglicht" werden kann.” 


Genau genommen ging es nun nicht meh 
ein wirtschaftliches „Wiederaufbauprogran 
sondern um eine grundlegende Neuordnung 
Neuorientierung der europäischen Wirtscha 
Wer sollte sie durchführen? 


legende en an die europäischen. Teil ; 
nehmerländer: } 

1. Sie müssen neue Anstrengungen unternehmen, um 
ihre Währungen zu stabilisieren und der Inflation Ein- 
halt zu gebieten. Das Jahr 1949 sollte das Jahr finan- 
zieller und fiskalischer Stabilisierung in Europa sein. 
Dies erfordert erhöhte und wirksamere Steuern, aus- 
geglichene Staatshaushalte und ausgeglichene Investie- 
rungsprogramme. 

2. Sie müssen ihre Ausfuhr durch erhöhte Produk ui 


durch Verbesserung der Verkaufstechnik steigern. ; 

3, Sie müssen größere Bemühungen unternehmen, 
um sowohl in ihren eigenen Ländern als auch in ihren 
überseeischen Gebieten und in anderen Ländern neue 
Lieferquellen für solche Einfuhren zu erschließen, die mit 
Dollar zu bezahlen Europa nicht in der Lage sein wird. 

4. Sie müssen viel größere Anstrengungen machen 
um den intereuropäischen Handel zu entwickeln. Dieses 
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PROBLEME DER, EUROPÄISCHEN FRIEDENSORDN UNG 


Ziel wird einschneidende Änderungen des herkömm- 
lichen Aufbaus verlangen. Es wird von den europä- 


 ischen Regierungen verlangen, sich über Pläne zur 


Niederreißung von Zollschranken, zur Errichtung von 
Zollunionen und zur Lockerung der Einwanderungs- 
beschränkungen zu einigen, um eine vernünftige Ver- 
teilung der Arbeitskräfte zu erlauben. 


9. Sie müssen über ihre jeweiligen Investierungs- 


pläne und Bündnisse alle Nachrichten austauschen, so 
daß die Investoren, gleich, ob von privater oder Regie- 
rungsseite, in die Lage versetzt werden, ihre Investie- 
rungsentscheidungen angesichts aller Tatsachen zu 
treffen und so die Fehllenkung von Mitteln auf ein 
Mindestmaß zu beschränken. 

6. Sie müssen auch ihre Einfuhren, die nicht unbedingt 
benötigt werden, weiter einschränken. Sie müssen der 
Gefahr einer einschneidenden und plötzlichen Ein- 
schränkung der Einfuhr begegnen, wenn. das Euro- 
päische Wiederaufbauprogramm endet. 


"Die Schaffung eines beratenden Minister- 
ausschusses der OEEC 


Die Durchführung der von Hoffman erhobenen 
Forderungen verlangte nun auf europäischer Seite 


' die Aufstellung eines gemeinsamen Aktionspro- 


gramms der Teilnehmerländer. Die seit Beginn der 
Arbeiten des Europäischen Wirtschaftsrates vor- 
handenen Meinungsverschiedenheiten über Art 
und Umfang der europäischen Wirtschaftsplanung 
traten damit in ein entscheidendes Stadium, und 
die bereits im Juli 1948 durch Administrator Hoff- 
man ‚angeregten Maßnahmen zur Stärkung der 
Autorität des Europäischen Wirtschaftsrates ge- 
wannen damit erneut grundsätzliche Bedeutung. 

Bereits am 16. Oktober 1948 war ein „Neun- 
Minister-Ausschuß“ (Frankreich, Großbritannien, 
‚Irland, die Niederlande, Schweden, Schweiz, Italien 
und die Türkei unter dem Vorsitz des Präsidenten 
des Europäischen Wirtschaftsrates, Paul Henri 


.Spaak) mit dem Studium dieser Probleme durch 


die OEEC beauftragt worden. Die Arbeiten an 
dem langfristigen Programm der OEEC verzöger- 
ten den für Januar 1949 vorgesehenen Bericht des 


Ausschusses. Die von Spaak und Harriman in die- 


sem Zusammenhang zu Anfang des Jahres ge- 
führten Besprechungen mit dem britischen Schatz- 
kanzler, Sir Stafford Cripps, dem französischen 


Außenminister, Robert Schuman, und anderen 
.europäischen Politikern kristallisierten sich zu 


einem Plan, der auf die Schaffung eines mit be- 
trächtlichen Vollmachten ausgestatteten Lenkungs- 
ausschusses hinzielte. Dieser Lenkungsausschuß, 


u UL ou an Be nr N EB u nr LEDER LE Na 


1) Der ehemalige französische Ministerpräsident Paul 
Reynaud bezifferte auf einer Rede vor der Amerika- 
nischen Gruppe der Internationalen Handelskammer 
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der von der Presse als eine Art europäischesKlein- 
kabinett (embryo cabinet) bezeichnet wurde, sollte 
sich aus den Vertretern Großbritanniens, Frank- 
reichs, Italiens und Schwedens zusammensetzen. 
Diese Pläne wurden aber durch den Londoner Be- 
schluß des Konsultativrates der Mächte des Brüs- 
seler Paktes vom 29. Januar 1949 zur Schaffung 
eines Europäischen Rates in gewisser Hinsicht 
überholt (vgl. unseren Bericht über das Projekt 
einer Europäischen Versammlung, Europa-Archiv 
7/1949, S. 2011—2024). 

Als der Neun-Minister-Ausschuß am 15. Februar 
1949 zusammentrat, lagen ihm drei verschiedene 
Vorschläge vor: 


1. ein von Paul Henri Spaak gestützter belgischer 
Vorschlag für die Errichtung eines ministeriellen Fünf- 
mächte-Lenkungsausschusses für die Organisation; 


2. ein britischer Vorschlag, der ebenfalls einen Fünf- 
mächteausschuß befürwortete, aber mit unterschied- 
lichem und näher umschriebenem Aufgabenkreis; 


3. der Vorschlag des irischen Außenministers, auf 
dessen Anregung hin der Neun-Mächte-Ausschuß im ‘ 
Oktober 1948 gebildet wurde. Dieser Vorschlag ging 
darauf hinaus, im Rahmen des bestehenden Exekutiv- 
ausschusses häufigere Ministersitzungen abzuhalten. 


Der ursprüngliche Plan zur Schaffung einer klei- 
nen Lenkungsgruppe konnte sich nicht durc- 
setzen, weil sich die Gegensätze zwischen Groß- 
britannien und Frankreich weiter zugespitzt hat- 
ten. Der Manchester Guardian vom 10. März 1949 
schrieb dazu: 


„Form und Erfolg des Europäischen Wiederaufbau- 
programms hängen in erster Linie von den Handels- 
beziehungen zwischen Großbritannien und Frankreich 
ab. Können diese beiden Länder zusammenarbeiten, so 
können auch die übrigen Hindernisse der europäischen 
Zusammenarbeit überwunden werden. Bis jetzt hat 
ihre Politik jedoch gegenseitig irritierend gewirkt und 
Gegensätze heraufbeschworen. Den Franzosen scheint 
es, daß Großbritannien durch seine Ablehnung nicht 
‚lebensnotwendiger‘ Einfuhren absichtlich ihre Schwie- 
tigkeiten vergrößere. Vor dem Kriege zahlte der Kon- 
tinent einen großen Teil seiner Rohstoffe aus dem Ster- 
linggebiet, indem er mehr an Großbritannien verkaufte, 
als er dort einkauftel, Unsere Politik, unser ‚Defizit‘ 
zu beseitigen, bedeutet für die Franzosen den Verlust 
einer Chance, ihre Einfuhren zu bezahlen. Auf der 
britischen Seite hat insbesondere die Regierung wäh- 
rend der letzten 18 Monate mit Geringschätzung die 
fortdauernde französische Inflation betrachtet und sich 
darüber aufgehalten, daß Frankreich weder seine Ein- 
fuhren beschnitten hat, noch seine Ausfuhren ver- 
stärkt, so wie wir es getan haben... 


in New York am 27. April 1949 die jährlichen Sterling- 
einnahmen des Kontinents in der Vorkriegszeit auf 
den Wert von 500 000 Dollar. 
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Um die politische Struktur der westeuropäischen Zusammenarbeit. 


Ins 


In einem Artikel, der in der gleichen Nummer 


unseres Blattes erscheint, zeigt Bertrand de Jouvenel, 


daß die französische Politik heute in der Tat beträcht- 
liche Fortschritte vorweisen kann. Sie hat den Lebens- 
standard an die erste. Stelle gestellt. Die industrielle 
Produktion scheint heute 15 oder 20 Prozent über dem 
Stand von 1938 zu sein. Die vorjährige Ernte war 
gut, die Ernährung ist völlig ausreichend, und die 
Preise haben endlich begonnen zu fallen. Die fran- 
zösische Wirtschaft funktioniert ziemlich reibungslos. 
Sie funktioniert natürlich nicht so, wie es.den britischen 
Sozialisten richtig erscheint. Dies ist aber eine Sache 
der Franzosen, und die meisten Engländer werden sie 
um die Schließung ihres Ernährungsministeriums be- 
neiden. Diese Politik war natürlich nur möglich, weil 
Frankreich soviel fremde Hilfe angenommen hat, wie 
es bekommen konnte, sowohl von anderen euro- 
päischen Ländern, einschließlich Großbritanniens, wie 
von den Vereinigten Staaten. Es hat noch kaum be- 
gonnen, sich ernsthaft mit dem Problem des Ausgleichs 
seiner Zahlungsbilanz zu befassen. Es ist jedoch heute 
in einer besseren Lage, dieses Problem in Angriff zu 
nehmen. Bertrand de Jouvenel ist der Ansicht, daß 
diese Methode, die interne Erholung an erste Stelle zu 
setzen und das Außenhandelsdefizit hinterher zu besei- 
tigen, die natürlichere ist. Großbritannien konnte die- 
sen Weg nicht beschreiten. Frankreich hängt in seinem 
wirtschaftlichen Wohlergehen nicht so von dem Ver- 
trauen der Welt in den Franken ab, wie wir vom Ver- 
trauen zum Sterling abhängen.” 

Diese Ausführungen zeigen sehr klar den grund- 
sätzlichen Interessengegensatz, um dessen Aus- 
gleich im Ministerausschuß gerungen wurde. 

Auf beiden Seiten standen sich innenpolitische 
und außenpolitische Motive unausgeglichen ge- 
genüber: Während die innenpolitischen Doktrinen 
der Labourregierung auf straff planwirtschaftliche 
Lenkung zielten, widerstrebte der traditionellen 
britischen Außenpolitik die Schaffung eines zen- 
tralen westeuropäischen Lenkungsausschusses. 
Frankreich, das aus außenpolitischen Gründen die 
Schaffung zentraler europäischer Organe begrüßte, 
lehnte sich andererseits gegen die Konsequenzen 
einer Lenkungspolitik auf, die auch in Frankreich 
ein Regime der ‚Austerity’ einleiten wollte. Das 
Ergebnis war ein Kompromiß auf der Grundlage 
des irischen Vorschlages, der zwar den organisa- 
torischen Vorschlägen der. Amerikaner gerecht 
wurde, aber im Grunde an der Konvention.des 
OEEC (vgl. Europa-Archiv Mai 1948, S. 1345-1348, 
und September 1948, S, 1565-1568) in ihrer ur- 
sprünglichen Form festhielt. Während somit letz- 
ten Endes alles beim alten blieb, wurde nur ein 
zusätzliches Beratungsorgan geschaffen, das seine 
Empfehlungen an den Exekutivausschuß weiter- 
leitet, der dann wiederum in Form von Empfeh- 
lungen dem Rat berichtet, der aber auch seiner- 
seits keine für die Regierungen bindenden Ent- 
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scheidungen treffen kann. Auch er kann nur 
empfehlen. 


Auf der Vollversammlung des Europäischen 


Wirtschaftsrates wurde am 17. Februar 1949 der 


dung eines beratenden Ministerausschusses, der 
vom Ministerausschuß gefaßte Entschluß zur Bil- 
die politische Leitung der Organisation überneh- 
men soll, gebilligt. 


Der Beschluß des Wirtschaftsrates über den Bericht 
des Neunerausschusses vom 17. Februar 1949 
„Der Rat hat 


in Verfolg des Berichtes des Ausschusses der neun 


Minister, der mit dem Studium der Modifizierung be- 
auftragt wurde, die in der Struktur der Organisation 
gemacht werden soll, um ihre Arbeiten zu beschleu- 
nigen und ihre Autorität zu stärken, 


in der Erwägung, daß mit der Billigung des Interims- : % 


berichtes über das Europäische Wiederaufbauprogramm 
die Arbeit der Organisation in eine neue Phase getre- 
ten ist, die auf der Seite der Regierungen lebenswich- 
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tige Entscheidungen für die Zukunft Europas und einer? 7225 


schnellere Entwicklung der europäischen Wirtschafts- 
zusammenarbeit erfordert, ' 


in der Erwägung, daß die Vorbereitung solcher Be- 


schlüsse häufigere Erörterungen von Ministern über 
grundlegende Fragen hinsichtlich ihrer 
erfordert, 

in der Erwägung, daß häufige Treffen von Staats- 


männern, die der öffentlichen Meinung in ihrem Land 


verantwortlich sind, die Autorität der Organisation, 
ihre Wirksamkeit und ihren Einfluß vergrößern, 


hiermit beschlossen: 


1. Der Präsident des Rates soll, wenn immer er es. 


für ratsam hält, die Regierung jedes Landes, die Mit- 


glied des Exekutivausschusses ist, auffordern, einen 1 


Minister zu benennen, um mit ihm eine Konsultativ- 


gruppe zu bilden, die bei der Prüfung wichtiger, von 
der Organisation zu treffender Entscheidungen und..bei=. 
dem allgemeinen Fortschritt der Arbeiten mithel- BB 


fen soll. 

2. Der Rat soll in Form von Ministertreffen so oft 
zusammentreten, wie es für die Fortführung der Arbeit 
der Organisation erforderlich ist, mindestens aber 
viermal im Jahre.” 

Der Rat billigte außerdem einen Beschluß, dem- 
zufolge die Informationsabteilung der OEEC ver- 
größert werden soll, um den Mitgliedstaaten um- 
fangreiches Informationsmaterial zur Verfügung 


zu stellen. Dieser Beschluß ging auf häufige Kla- - 
gen der Presse zurück, die sich darüber be- 


schwerte, daß die wichtigen Beschlüsse des Wirt- 
schaftsrates meist hinter verschlossenen Türen 
stattfänden. 


Der Aktionsplan des Wirtschaftsrates 
Auf der gleichen Sitzung wurde eine franzö- 
sische Vorlage über den Aktionsplan des Wirt- 
schaftsrates für 1949/50 angenommen. 
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En nrelnen Grundsätzen des Achtpunktepro- 
ramms dem Exekutivausschuß übergeben. Am 


gleichzeitig auch noch in London im ständigen 
schuß der Mitgliedstaaten des Brüsseler Fünf- 


für den nächsten Abschnitt der westeuropä- 
en Zusammenarbeit betrachtet. 


sultativrates der Mächte des eisseler hakies am 


isterrates und einer beratenden Europäischen 
sammlung beschlossen worden war (vgl. 
Di 7/1949, S. N trat der stän- 


(vgl. dazu 
} Ben eumsome. Europa-Arciv 2/1949, 


en Außenministern im Konsultativrat getroffenen 
tscheidungen in die Form eines Kommuniques, 
las am 7. Februar 1949 veröffentlicht wurde, und 
begann dann die Beratungen über einen Vor- 
 entwurf für das Statut der geplanten Organe. 
ese vertraulichen Vorbesprechungen wurden 
am 7. März 1949 abgeschlossen. Am gleichen Tage 
ergingen Einladungen an die Außenminister von 


Zeittafel 1948 


1.März: Einschränkungen im Verkehr mit Berlin und 
der Ostzone. 


R 20. März: Sokolowskij verläßt den Kontrollrat. 
20. April: Einstellung der Binnenschiffahrt nach Berlin. 


'4.Mai: Einschränkung des Post- und Paketverkehrs 
nach Berlin. 
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2 Mit. ser learn beschäftigte sich die 


ndlungen als vorbereitende Stabsbesprechun- 


) t ion zu beraten. Der Ausschuß kleidete die von: 


Vorschläge über a  hoeah der © 


1949/50 billigte. (Über diesen Aktionsplan berich- Ki | 
ten wir ausführlich in unserem Beitrag „Das E: 


nächste Stadium der westeuropäischen Wirt- 
schaftsplanung auf den Seiten 2155 bis 2158.) 


Italien, Schweden, Norwegen, Dänemark nd in 
land, an einer für den 28. März 1949 nach London 
einberufenen Vorbereitungskonferenz teilzuneh- 
men und der neuen Organisation die endgültige 
Form und die Verfassungsgrundlage zu geben. 


— 


Auf der fünften Sitzung des Konsultativrates, | 


die am 14. und 15.März in London stattfand, 
stellte es sich dann jedoch heraus, daß wegen der 
bevorstehenden Unterzeichnung des Atlantikpak- 
tes die Abhaltung einer Ministerkonferenz am 
28. März 1949 unmöglich wurde. Gleichwohl schlug 


der Konsultativrat vor, daß an diesem Tage die 


Diskussionen durch die Londoner diplomatischen 


Vertreter aller Länder, die im Europarat vertreten 
‚sein werden, beginnen sollten. Die Ministerkonfe- 


renz sollte dann im April stattfinden. 


Die Zehn-Mächte-Besprechungen begannen, wie 


vorgesehen, am 28. März 1949. Neben dem vom 
ständigen Ausschuß festgelegten Verhandlungs- 
programm lagen der Konferenz auch die Schluß- 
folgerungen und Empfehlungen des Brüsseler Kon- 
gresses der Europäischen Bewegung vom 28. Fe- 
bruar 1949 vor (vgl. Europa-Archiv 7/1949, S. 2025. 
bis 2028). 
* 


Über die weiteren Verhandlungen, die zur An- 
nahme der Statuten des Europäischen Rates und. 


der Europäischen Versammlung am 5. Mai 1949 in 


London führten, werden wir in einer späteren 


Folge des Europa-Archivs berichten. 


Wilhelm Cornides und Hermann Volle. 


Die Blockade Berlins im Ost-West-Konflikt 


16. Juni: Der sowjetische und der amerikanische Ver- 
treter verlassen die Sitzung der Alliierten Kom- 
mandantur. 

18. Juni: Währungsreform in Westdeutschland. Einstel- 


lung des gesamten Verkehrs zwischen Berlin und 
den Westzonen. 


23. Juni: Einführung der Ostmark in der sowjetischen 
Zone und Berlin. 
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: Die Westmächte protestieren in Man gegen 

die Blockade Berlins (vgl. Dokumente und Berichte 

des Europa-Archivs, Band 6, S. 119—121). 

1. August: Beginn der Botschafterbesprechungen der 
Westmächte mit Molotow und Stalin in Moskau. 

31. August: Fortsetzung der Besprechungen durch die 
vier Militärgouverneure in Berlin. 

Sn September: Weitere Besprechungen der Westmächte 
mit der Sowjetunion in Moskau scheitern. 

1. September: ’Konstituierung des  Parlamentarischen 
Rates in Bonn,” Er 

18. September: Sperrung der Warenlieferungen aus der 
britisch-amerikanischen Zone in die sowjetische Zone. 

22. September: Auf Grund der Pariser Besprechungen 

fordern die Westmächte die Sowjetregierung er- 

. neut auf, die Blockade Berlins aufzuheben. 

‚27. September: Note der Westmächte an die Sowjet- 

union, die Berliner Frage dem ‚Sicherheitsrat zu 

unterbreiten. 

. Oktober: In einer Antwortnote macht die Sowjet- 

‚union die Westmächte für die Lage in Berlin ver- 

antwortlich. 
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25. Oktober: Der Sicherheitsrat beschließt, in der Ber- 


liner Frage zu vermitteln. 
28, Oktober: Prawda-Interview Stalins. 
30. November: Einsetzung des Ostmagistrats in Berlin. 


21. Dezember: Bildung einer Kommandantur der west- 
lichen Alliierten in Berlin. R 


1949 
27. Januar: Stalin-Interview mit Kingsbury Smith (vgl. 
Europa-Arciv 9/1949, S. 2116). 

4. Februar: Verbot jeglichen Transitverkehrs zwischen 
dem Ausland und der sowjetischen Besatzungszone 
durch die britisch-amerikanische Zone. 

16. März: Der Sicherheitsrat veröffentlicht seinen Sach- 
. verständigenbericht über Berlin. Die Kommission 


hält eine Fortführung ihrer Arbeiten für zwecklos. 


20. März: Erklärung der Westmark zum alleingültigen 
Zahlungsmittel in Westberlin, 


TASS-Erklärung vom 26. April 1949 


In letzter Zeit erschienen in der ausländischen, vor 
allem in der amerikanischen Presse Berichte über eine 
mögliche Aufhebung der Einschränkungen im Ver- 
kehrs- und Nachrichtenwesen sowie im Handel zwi- 
schen Berlin und den Westzonen und zwischen der so- 
wjetischen Besatzungszone und den westlichen Be- 
satzungszonen Deutschlands, die seinerzeit von der 
Sowjetunion, den Vereinigten Staaten von Amerika, 
Großbritannien und Frankreich eingeführt wurden. 

' Darüber hinaus werden in diesen Meldungen Gerüchte 
verbreitet, die nicht den Tatsachen entsprechen. Die 
Nachrichtenagentur TASS hält es für notwendig, diese 
unzutreffenden Gerüchte zu widerlegen und die Tat- 
sachen so darzustellen, wie sie wirklich sind. 

Am 15. Februar wandte sich der Vertreter der Ver- 
einigten Staaten in der Organisation der Vereinten 
Nationen, Jessup, an den Vertreter der UdSSR im 
Sicherheitsrat, Malik, mit der Bitte — da die Regie- 
rung der Vereinigten Staaten an dem Berliner Problem 
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NRaLy Smith in Punkt 3 über die Berliner Frage, in WR: 


_ gen am 10. April stattgefunden. 


Y 
der Anka Stalins an Eu ee King 


ist, nichts über die einheitliche Währung für Berl 
gesagt wird. 


lin könne auf einer Tagung des Außenministerrats bei 
der Prüfung der Deutschlandfrage erörtert werden. 
Jessup bat sodann Malik, ‚un ‚zu erklären, ob 


aufgehoben werden könnten. Er 
Malik erklärte am 21. März in seiner Antwort a ÄN 


kungen an den Verbindungswegen und im Han 
könnten vor Beginn der Arbeit des Außenministerrat 


erörtert werden. 
Nach den der TASS vorliegenden Meldungen Be 
letzte Unterredung Maliks mit Jessup über diese 


(TASS laut „Tägliche Rundschau“ vom 27. April 1949.) 


Erklärung des amerikanischen Außenministeriums vom. 
26. April 1949 


‚Seit der Errichtung der Berliner Blockade durch 
a haben sich die erg der drei 


einbar sind. In Übereinstimmung mit dieser Politik 
haben ‚die Una der Westmächte letzten Soı 


rat der Vereinten Nationen übergeben. 

Alle diese Bemühungen führten zu keinem Bil i 
und die Regierungen der drei Westmächte erklärten 1 
daraufhin unmißverständlich, daß sie angesichts der 
Haltung der Sowjetregierung nicht geneigt seien, die u 
Verhandlungen fortzusetzen. 

Seit dieser Zeit haben die Regierungen der West- 
mächte ständig die Lage auf Anzeichen einer Ände- 
rung in der Stellungnahme der Sowjetregierung ver- 
folgt und waren bestrebt, in dieser Beziehung alle ver- 
nünftigen Möglichkeiten durch Fühlungnahme mit 
hohen Sowjetfunktionären auszunutzen. Be 

In diesem Zusammenhang vermerkte das Auen 
ministerium mit besonderem Interesse, daß Minister- 
präsident Stalin am 30. Januar 1949 in seiner Antwort 
an einen amerikanischen Journalisten die Berliner 
Währungsfrage nicht erwähnte. Da die Währungsfrage 
bis dahin den offiziellen Grund für die Berliner Blockade 
dargestellt hatte, schien dem Außenministerium die 
Weglassung dieser Frage im Interview Stalins auf die 
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Möglichkeit einer Entwicklung hinzudeuten, die ge- 
prüft werden mußte. 

Diesen Erwägungen Rechnung tragend, hat der stell- 
vertretende Delegierte der Vereinigten Staaten im 
Sicherheitsrat, Jessup, am 15. Februar die Gelegenheit 
zu einer Unterredung mit dem Sowjetdelegierten im 
Sicherheitsrat, Malik, ergriffen, um dessen Aufmerk- 


. samkeit auf die Unterlassung der Erwähnung der Ber- 
 liner Währungsfrage im Interview Stalins zu lenken. 


Diese Frage hatte Gegenstand zahlreicher Erörterun- 
gen im Sicherheitsrat und in dem unter der Aufsicht 
des Sicherheitsrates ernannten Sachverständigenaus- 
schuß gebildet. Deshalb stellte Jessup die Frage, ob 
das Stillschweigen Stalins irgendwelche besondere Be- 
deutung habe. 

Einen Monat später, am 15. März, teilte Malik Jessup 


"mit, daß die Unterlassung der Erwähnung der Berliner 


Währungsfrage im Interview Stalins „nicht zufällig‘ 
sei. Die Sowjetregierung sei der Auffassung, die Wäh- 
rungsfrage sei zwar wichtig, doch könne diese Frage 
auf einer Konferenz der Außenminister der vier Groß- 


‚mächte besprochen werden, falls eine solche Konferenz 


zur Prüfung des gesamten deutschen Problems einbe- 


‘ rufen werden könne. 


Jessup stellte die Frage, ob dies bedeute, daß die 
Sowjetregierung die Einberufung einer Außenminister- 
konferenz während der Fortdauer der Berliner Blockade 
ins Auge fasse, oder ob die Antwort bedeute, daß die 
Berliner Blockade aufgehoben werde, um eine Außen- 
ministerkonferenz zu ermöglichen. 

Die Informationen über die Haltung der Sowjet- 
regierung im Lichte dieser zwanglosen Fühlungnahme 


wurden sofort den Regierungen Großbritanniens und - 


Frankreichs zur Kenntnis gebracht. 
Am 21.März ersuchte Malik Jessup um eine neue 


„Unterredung. Der Sowjetdelegierte teilte Jessup mit, 


falls der endgültige Zeitpunkt für eine Außenminister- 
konferenz festgelegt werden könne, könnten die Ein- 
schränkungen im Handel und Verkehr mit Berlin 
gegenseitig aufgehoben werden, wobei die Blockade 
Berlins vor dem Zusammentritt der Konferenz aufge- 


- hoben werden könne. 


Anläßlich der Anwesenheit der Außenminister Groß- 
britanniens und Frankreichs in Washington wurde 


‚. diese neueste Entwicklung in der Haltung der Sowjet- 


union mit den Außenministern besprochen. 
Die drei Westmächte einigten sich über eine gemein- 


. same Stellungnahme. Um jedes Mißverständnis seitens 


der Sowjetregierung hinsichtlich dieser Stellungnahme 
zu vermeiden, hat Jessup am 5. April während seiner 
Unterredung mit Malik eine Erklärung zur Verlesung 
gebracht. Diese Erklärung gab die gemeinsame Hal- 
tung der drei westlichen Großmächte wieder und hielt 
folgende, anläßlich der Unterredungen aufgeworfene 
Punkte fest: 


1. Gleichzeitige und gegenseitige Aufhebung der 
einerseits von der Sowjetunion am 1. März 1948 ver- 
fügten Einschränkungen im Nachrichtenwesen, Verkehr 
und Handel zwischen Berlin und den westlichen Be- 
satzungszonen Deutschlands und andererseits der von 
den drei Westmächten im Nachrichtenwesen, Verkehr 
und Handel mit der Sowjetzone in Deutschland ver- 
fügten Einschränkungen. 
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2. Festlegung des Zeitpunktes für eine Zusammen- 
kunft der Außenminister der vier Großmächte. 

Die Westmächte wollten die Gewißheit haben, daß 
diese zwei Punkte von der Sowjetregierung nicht mit 
anderen Punkten verknüpft würden, wodurch in der 
Vergangenheit ein Abkommen über die Aufhebung 
der Berliner Blockade verhindert worden war. 

In der Erklärung wurde die Auffassung der drei West- 
mächte über die Haltung der Sowjetregierung in der 
Frage der Aufhebung der Berliner Blockade und der 
Einberufung des Außenministerrates zum Ausdruck ge- 
bracht. DasZiel derErklärung bestand in der unmißver- 
ständlichen Feststellung, daß die Stellungnahme der 
Sowjetregierung der in der Mitteilung der Agentur 
TASS zum Ausdruck gebrachten Haltung entspreche. 

Am 10. April ersuchte Malik den amerikanischen 
Delegierten Jessup um eine neue Unterredung und 
wiederholte seine Erklärungen über die Haltung der 
Sowjetregierung. ' Nach diesen Erklärungen blieben 
noch einige Punkte zur Klarstellung offen. 

Nach dieser Unterredung fanden neue Besprechun- 
gen zwischen den drei Regierungen der westlichen Groß- 
mächte statt, die zu einer eingehenderen Festlegung 
der Stellungnahme der Westmächte führten. Diese wird 
Malik von Jessup zur Kenntnis gebracht werden. 

Wenn die gegenwärtige Haltung der Sowjetregie- 
rung mit dem Inhalt des heute früh in der amerikani- 
schen Presse veröffentlichten Kommuniques der Agen- 
tur TASS übereinstimmt, scheint der Weg zur Auf- 
hebung der Berliner Blockade und zur Einberufung 
einer Außenministerkonferenz frei zu sein. Vor einem 
weiteren Meinungsaustausch mit Malik kann keine 
endgültige Schlußfolgerung gezogen werden. 


Quelle: „The New York Times” 
setzung des Europa-Archivs.) 


vom 27. April 1949. (Über- 


Viermächtekommunique& vom 4. Mai 1949 


Die Regierungen Frankreichs, der Sowjetunion, 
Großbritanniens und der Vereinigten Staaten haben 
das folgende Übereinkommen erzielt: 

1. Alle Einschränkungen, die seit dem 1. März 1948 
von der sowjetischen Regierung über Handel, Trans- 
port und Verkehr zwischen Berlin und den westlichen 
Besatzungszonen Deutschlands sowie zwischen der Ost- 
zone und den westlichen Besatzungszonen verhängt 
wurden, werden am 12. Mai 1949 aufgehoben werden. 

2. Sämtliche seit dem 1.März 1948 von den Regie- 
rungen Frankreichs, Großbritanniens und den Ver- 
einigten Staaten oder von einer von ihnen über die 
Verbindungswege, das Transportwesen und den Han- 
delsverkehr zwischen Berlin und der Ostzone und 
zwischen den Westzonen und der Ostzone Deutschlands 
verhängten Beschränkungen werden ebenfalls am 
12.Mai 1949 aufgehoben werden. 

3. Elf Tage nach der Aufhebung der in Paragraph 1 
und 2 genannten Beschränkungen, nämlich am 23. Mai 
1949, wird in Paris eine Zusammenkunft des Außen- 
ministerrates stattfinden, um Deutschland berührende 
Fragen sowie die Probleme zu erörtern, die sich aus 
der Situation in Berlin ergeben, darunter auch die Ber- 
liner Währungsfrage. 


Quelle: „Die Brücke", Nr. 131, vom 6. Mai 1949, 
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Die Standardisierung von Verbrauchsgütern in Deutshland 
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Die Standardisierung von Fertigwaren, besonders von Verbrauchsgütern, ist eines 
der wichtigsten Mittel zur Rationalisierung von Industrie und Handel, deren tatkräftige 
Förderung in der gegenwärtigen Lage Deutschlands mehr denn je geboten ist. Das Jeder- 
mann-Programm, das der Direktor der Verwaltung für Wirtschaft, Professor Dr. Ludwig 
Erhard, Ende August 1948 als Teil des Wirtschaftsprogramms des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietets entwickelt hat und das heute bis zu einem gewissen Grade überholt is, hatu.E 
—- was das Grundsätzliche anbelangt —- weit über das damalige zeitbedingte Ziel hinaus- 
reichende Bedeutung. Darum verdient die damals gewählte Lösung festgehalten zu werden. 

Die folgenden Ausführungen über die Standardisierung hat uns Dr. Robert Nie- 
schlag, ein bekannter Experte für Fragen der Verbrauchsgüterwirtschaft und des Han- 
dels, zur Verfügung gestellt. Uber das Jedermann-Programm selbst berichtet Dr. Frieda 
Grüters, eine Mitarbeiterin des Wirtschaftswissenschaftlichen Instituts der Gewerk- 
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schaften in Köln, die ihre persönliche Auffassung — nicht die offizielle Meinung der Ge- EN 


werkschaften — zu diesem Thema wiedergibt. Co. 


Die wirtschaftspolitischen Voraussetzungen 


Mit der raschen Entfaltung der marktwirtschaft- 
lichen Kräfte in den letzten Monaten, der Steige- 
rung der Produktion und der Ausdehnung des 
Warenangebotes, mit dem etwa Mitte Dezember 
vorigen Jahres eingetretenen Umschwung der 
Preise und der seit dieser Zeit geübten Zurück- 
haltung der Käufer, die etwa bis zum ÖOsterge- 
schäft angehalten zu haben scheint, und schließ- 
lich mit der Deckung des dringendsten Waren- 
bedarfs der Bevölkerung ist die Bedeutung des 
Jedermann-Programms zurückgegangen. Die In- 
dustrie liefert bereits gleichwertige Waren außer- 
halb dieses Programms zu gleichen oder niedrige- 
ren Preisen, die Verbraucher fragen nach Erzeug- 
nissen, die sowohl qualitativ als auch modisch 
höhere Ansprüche befriedigen, da jeder den 
Wunsc hat, für „sein Geld ein Maximum an 
Gegenwerten zu erhalten. Der Handel bittet die 
Industrie. das Jedermann-Zeichen fortzulassen; 
dadurch werde der Absatz dieser Waren erleich- 
tert. Der Verbraucher will gut und preiswert kau- 
fen, dabei aber individuell bedient werden. Die 
Übertragung der Jedermann-Idee, der Bevölke- 
rung gute Waren zu erschwinglichen Preisen zur 
Verfügung zu stellen, auf andere Branchen (Por- 
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zellan, Fahrräder, Nähmaschinen, 
räte, Schreibmaschinen, Landmaschinen) soll unter- 
bleiben, da Produktion und Warenangebot sich 
günstig entwickelt haben und eine Senkung der 
Preise auf einen für breite Schichten tragbaren 
Stand erfolgt ist oder bevorsteht. 


Niemand wird sich über diese Entwicklung mehr 


freuen als die Schöpfer des Jedermann-Programms, 
das als Notlösung, als eine Hilfe gedacht war, so- 
lange die wiedererweckte Marktwirtschaft noch 
nicht voll funktionierte und diese insonderheit 
ihre: soziale Aufgabe, die Massen preiswert zu 
versorgen, noch nicht ausreichend erfüllte. Mit 
anderen Worten: Das Jedermann-Programm sollte 
kein systemwidriger, planwirtschaftlicher Fremd- 
körper innerhalb der werdenden Marktwirtschaft 
sein, sondern dieser den Weg bereiten helfen. Er- 
freulicherweise hat zu keinem Zeitpunkt ernst- 
haft die Gefahr eines Rückfalls in die Bewirtschaf- 
tung bestanden, sondern schon bald war zu er- 
kennen, daß das Programm in dieser Form in ab- 
sehbarer Zeit überholt sein werde. 
Produktionswirtschaftlich und produktionstech- 
nisch ging das Jedermann-Programm von der alten 
Erkenntnis des Gesetzes der Massenproduktion 


2147 


Rundfunkge- 


‚aus. Danach führt die Herstellung genormter, stan- 
 dardisierter Waren im großen bei Einsatz der 


der Rohstoffe und den niedrigsten Fertigungs- 
kosten, was bei Begrenzung der Handelsspannen 
niedrige Verbraucherpreise möglich macht. Dieser 
eg ist keineswegs neu. Es ist im Grunde der 
‚Weg der Marktwirtschaft, mit dessen Hilfe alle 
unsere Waren im Läufe der letzten acht Jahr- 
"zehnte verbilligt, ständig neue Käuferschichten 
‚erschlossen worden sind und die Lebenshaltung 
‚aller Schichten der Bevölkerung durchgreifend 
verbessert worden ist — allerdings ohne daß es 


R weil das unternehmerische Handeln von selbst in 

“ n\ ‚dieser Richtung verlief, und ohne daß die gegebe- 
“ n Möglichkeiten auch nur annähernd ausge- 
chöpft worden wären. Wenn die Wirtschaft nach 


diese Bahn kam, so lag das in erster Linie daran, 
daß es an den erforderlichen Rohstoffmengen 
fehlte, die eine solche Verwendung angezeigt er- 
‚scheinen ließen; vielmehr handelte es sich damals 
vom Standpunkt der Betriebe darum, aus einem 
Beugen. Rohstoffquantum ein Maximum an Be- 


lichen Steuerung der Produktion durch ein büro- 
kratisches Erzeugungsprogramm (nach Art der 
Jedermann-Aktion) war übrigens schon während 
‚des Krieges in vielen Ländern, und zwar überall 
im wesentlichen aus den gleichen Gründen und 
mit den gleichen Zielen, erfolgt und hat sich — 
wie das Beispiel der britischen „Utility-Kleidung‘ 
lehrt — bis weit in die Nachkriegszeit erhalten!. 
Die Erfahrung lehrt uns, daß der Wirtschafts- 
 politiker den Versuch einer umfassenden Stan- 
 dardisierung von Verbrauchsgütern immer erst 
‘dann macht, wenn ernste Gefahren im Verzuge 
' sind oder einem akuten Notstand begegnet wer- 


1) Eine zusammenfassende ausführliche Darstellung 
der damals in den einzelnen Ländern ergriffenen Maß- 
nahmen auf dem Gebiete der Textilien und der Beklei- 
dung hat Robert Nieschlag (Deutsches Institut für 
Wirtschaftsforschung) in „Die Standardisierung im 
& Textilbereich“ (Jentgens Kunstseide und Zellwolle, 
Bi 1942, Nr. 10—12) versucht. 

RD . 2) Vergleiche hierzu die instruktive Studie von Ro- 
bert Nieschlag: „Klein- und Mittelbetriebe in den 
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Ah soll, ‚Sicher ist ‚ab: ‚sich die‘ 


‚modernen Technik zu der günstigsten Ausnutzung 


 zeugung auf wenige erprobte Typen sowie Ver- 


dazu eines offiziellen Programms bedurft hätte, 


der Währungsreform nicht sogleich wieder in 


waltung® ständig mit dieser Autoape beschäftigt, 
weil sie damit ihre Kompetenzen weit übershrei- 
ten würde; aber alseinevonIndustrieund 
Handel gemeinsam durchzufüh- 
rende Maßnahme könnte mit einer sinn- 
vollen und zweckmäßigen Standardisierung ein 
wesentlicher Beitrag, ja sogar der entscheidende 
Schritt zur Rationalisierung von Produktion und 
Vertrieb geleistet werden. Konzentration der Er- 


ringerung der Zahl der Sorten und Ausführungen 
würden eine stärkere Spezialisierung der Betriebe 
möglich machen, als sie heute in Deutschland üb- 
lich ist; sie würden die Serienfertigung fördern 
und günstige Wirkungen auf die Kosten- und Er- 
tragslage ausüben. Amerikanische Sachverstän- 
dige haben in den letzten Jahren immer wieder 
darauf hingewiesen, daß in Deutschland jeder Be- 
trieb — zum Beispiel in der Textilindustrie — 
versuche, „möglichst alles herzustellen‘, sein Pro- 
duktionsprogramm also viel zu breit sei und er 
darum in keinem Artikel wirklich leistungsfähig 
sein könne. Es werde ertragswirtschaftlich Wun- 
der wirken, wenn sich der einzelne Betrieb auf die 
Erzeugung derjenigen Waren beschränken werde, wi 
für die er am besten geeignet sei. Den restlichen 
Teil des bisherigen Produktionsprogramms solle 
man ruhig den Nachbarn überlassen, die darin 
ihre Hauptaufgabe erblicken. Was man also auf . 
der einen Seite verliere, wachse auf der anderen 
zu. Diese Gedanken verlangen deswegen beson- 
dere Beachtung, weil damit auch den zahlreichen 
Klein- und Mittelbetrieben, die in Deutschland 
bestehen und auf deren Beitrag zur Produktions- 
leistung das Land stärker angewiesen ist als je, 
neue Möglichkeiten zu einer erfolgreichen Arbeit 
eröffnet werden?. 

Durch die Standardisierung von Verbrauchs- 
gütern würde der Handel erneut angeregt, ja so- 
gar gezwungen werden, seine Sortimente und da- 
mit seine Lagerhaltung zu beschränken, was zu 
einer Erhöhung der Umschlagshäufigkeit, einer 
Freisetzung von Betriebskapital und einer Sen- 
kung der Kosten führt, die ihrerseits eine Herab- 3 


re 1 a a er nr Ss hr a se Tr A Eee a ae 


a ent Ye 


lg er She Be sa 


u u Da Fe a 


Vereinigten Staaten. Ein Baan! zur Frage der Dezen- 3 
tralisierung der modernen Industrie“ in: Vierteljahrs- 5 
hefte zur Wirtschaftsforschung, Jahrg. 1949, 1. Heft, 
S.52—-64. Diese Untersuchung zeigt, daß bei ausreichen- 
der Spezialisierung auch der kleine und mittlere Be- “ 
trieb in den Genuß der Vorteile der Serienfabrikation 

gelangen und ebenso wirtschaftlich, in vielen Fällen 
sogar wirtschaftlicher als manches Großunternehmen ; 
arbeiten kann. 
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Soriments und Lagerbegrenzung haben, wie das 
Beispiel etwa der Einheitspreisgeschäfte oder be- 
stimmter Gruppen von Versandhäusern lehrt, 
große Erfolge gehabt. Trotzdem hat der Handel 


als Ganzes nicht die Kraft zu einem allgemeinen 


Vorgehen in dieser Richtung aufgebracht, sondern 


immer wieder geglaubt, durch Aufnahme zahl- 


loser von der Industrie angebotener Waren seine 
Absatzaussichten verbessern zu können. Erst 
wenn auch die Industrie sich zu dem gleichen Vor- 
gehen entschließt, sich also er eine kleinere Zahl 
‘erprobter Typen beschränkt und auf die über- 
große Zahl von Sorten und Ausführungen ver- 


zichtet, wird. das Eis auch im Handel gebrochen. 


werden, der teilweise heute schon wieder im Be- 
griffe steht, Sortimente und Lagerhaltung über 


Gebühr auszudehnen. z 


Gegen diese Ideen wird immer wieder der Ein- 
. wand einer öden Uniformierung und Primitivi- 


sierung erhoben. Allmählich begreift man aber, 
daß nicht eine von der Bürokratie verordnete, son- 
dern als Gemeinschaftsaufgabe der Wirtschaft 
verstandene Standardisierung mit der Befriedi- 
gung steigender Qualitätsansprüche in überaus 

' glücklicher Weise verbunden werden kann. Über- 
dies braucht die Konzentration der Erzeugung auf 
bestimmte Typen nur soweit geführt zu werden, 
als die große Serie tatsächlich Vorteile für Pro- 
duktion und Vertrieb bringt; zudem ist ein Wech- 
sel der Typen je nach der Entwicklung des Be- 
darfs zumeist ohne große Schwierigkeiten mög- 


lich. Ferner hat sich erwiesen, daß auch bei Ver- 


wendung standardisierter Erzeugnisse — etwain 


der Wohnungseinrichtung — ein erstaunlich wei- 


ter Bereich für eine individuelle Gestaltung bleibt. 
Greifen wir ein anderes Beispiel heraus: Können 
wir mit einem standardisierten Personenkraft- 


wagen unsere Reisen nicht völlig individuell ge- 


stalten? 

Mit anderen Worten: Auch standardisierte Er- 
zeugnisse beschränken die individuelle Benutzung 
und Verwendung nicht; vielmehr macht die Stan- 
dardisierung durch eine Verbilligung der Erzeug- 
nisse deren Verwendung für breite Schichten erst 
möglich und schafft damit die Voraussetzung für 
eine Gestaltung des Lebens nach eigenen Wün- 
schen. Gerade die Erfahrung industriell fortge- 
schrittener Länder wie der Vereinigten Staaten 


Europa-Archiv / 20. Mai 1949 


SL von Amerika lehrt, Haß’ in die Masse ns 
ruhe . dardh bewußte 


und durchgeführt wird. Erfolgreich ist die Aktion 


fertigung in steigendem Maße der 
Deckung desindividuellen Be 
annimmt. 

Alle diese Ideen sind im Grunde nicht neu; der 


ganz ähnlichen Erwägungen. Ein a 
Erzeugnis von gleichbleibender Qualität und Auf- 


seiner Bedeutung für die en, 
Verbrauchsgüterwirischaft dadurch gebracht, 


in Frage gestellt wäre, böte für den echten Ma 
kenartikel die Aussicht, daß er sich die Stellu 


und die. er vor dem Erscheinen zahlloser Press 0- 
auch die a an wieder ae 
kung erlangen. 


eine durchgreifende Rationalisierung von Ver- 
brauchsgüterindustrie und Handel abzielen, ist d: ? 


Programms von einem Preis- in ein Qualitätspr 
gramm zu betrachten. Im Hinblick auf die Die 


gramm, als Vorbild also für eine Standardisierun 
der Verbrauchsgüter, als Mittel der Ty- 
penauslese und der Rationalisie 
rung in Industrie und Handelste 
hen ihm außerordentliche Wir- 
kungsmöglichkeiten noch bevor. 
Zweifeln kann man allerdings, ob das Verständnis 
der in Frage kommenden Wirtschaftskreise in 
Deutschland schon so groß ist, daß diese Aufgabe 
mit der nötigen Tatkraft in Angriff genommen 


vor allem dann, wenn der Übergang möglichst 
lautlos und unmerklich vollzogen wird; denn die 
Befriedigung der Bedürfnisse des Verbrauchers 
bleibt immer das oberste Gesetz] 
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WIRTSCHAFTSPROBLEME DER NACHKRIEGSZEIT 


Das Jedermann-Programm 1949/50 . 


. Die auseinanderklaffende Preis-Lohn-Schere und 
die noch weiter geöffnete Preis-Renten-Schere 
stehen seit geraumer Zeit im Brennpunkt des wirt- 


 schaftspolitischen Interesses und damit die Auf- 


gabe, das unzureichende Realeinkommen der um- 
fassenden Schicht der unteren Einkommens- 
bezieher zu erhöhen. | 

Das Ziel, eine verbesserte Konsumgüterversor- 
gung durch ein zunehmendes Angebot preiswerter 
Waren des wichtigsten Bedarfs zu erreichen, kann 
auf zweierlei Weise angestrebt werden: einmal, 
indem man den Import billiger lebenswichtiger 
Artikel erhöht, zum anderen, indem man die hei- 
mische - Erzeugung der betreffenden Güter aus- 


‚ dehnt, was allerdings meistens mit einem steigen- 


den Bedarf an ausländischen Rohstoffen verknüpft 


ist. Hierher gehört das Jedermann-Programm. 


Das Jedermann-Programm im allgemeinen 


Das Jedermann-Programm wurde in seinen 
ersten Zügen auf dem zweiten Parteikongreß der 


CDU der britischen Zone in Recklinghausen Ende’ 


August 1948 von Professor Erhard als Teil des 
Wirtschaftsprogramms des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes entwickelt!, 

Für Schuhe und Textilien hat das Jedermann- 
Programm am meisten Bedeutung erlangt. Die 
Einbeziehung von Fahrrädern, Rundfunkgeräten 


‘ und Haushaltsartikeln ist nach Pressemeldungen 


von der Verwaltung für Wirtschaft endgültig be- 
schlossen worden, während der Plan, landwirt- 
schaftliche Maschinen in das Jedermann-Pro- 
gramm aufzunehmen, um die Kosten der land- 
wirtschaftlichen Produktion zu vermindern, wieder 
fallengelassen wurde, nachdem man das Eisen- 


kontingent für diese Maschinen erheblich erhöht 


hat. Die Herstellung von Jedermann-Möbeln steht 
noch zur Diskussion. 

Das Jedermann-Programm ist von der Verwal- 
tung für Wirtschaft in Zusammenarbeit mit Indu- 
strie, Handwerk und Handel auf freiwilliger 
Grundlage entwickelt worden. Auch gewerkschaft- 
liche Vertreter wurden zu den Verhandlungen 


[\ 


hinzugezogen. Bei dem Absatz der Jedermann- 
waren an den Verbraucher sind grundsätzlich alle 
Geschäfte zugelassen. Es bestehen jedoch zum 
Teil Vorschriften über Mindest- und zuweilen 
auch Höchstmengen, die vom Handel abgenom- 
men werden müssen bzw. abgenommen werden 
dürfen. Für alle Jedermannwaren gilt, daß sie 
neben dem Aufdruck, der sie als Jedermannware 
kennzeichnet, von der Fabrik mit den Preisen be- 
zeichnet werden müssen, die vom Handel nicht 
überschritten werden dürfen. 


Das Jedermann-Programm für Schuhe 


Die Straßenschuherzeugung betrug in der Dop- 
pelzone im September 1948 rund 2,5 Millionen 
Paar. Inzwischen ist die Schuherzeugung weiter 
angestiegen, und in Fachkreisen hofft man, im 
März 1949 eine monatliche Produktionsziffer von 
3 Millionen Paar zu erreichen. 

Die Bedeutung dieser Zahlen geht aus folgen- 
den Ziffern hervor: Im Jahre 1937 entfielen auf 
jeden, Deutschen 1,14 Paar Straßenschuhe und 
1 Paar sonstige Schuhe — in einer Zeit, in der 
nicht mit dem angestauten Bedarf unserer Tage 
gerechnet werden mußte. Die entsprechenden 
Zahlen gemäß dem Potsdamer Plan lauten: 1 Paar 
Straßenschuhe und 0,7 Paar sonstige Schuhe. Für 
die Bevölkerung des Vereinigten Wirtschaftsge- 
bietes, die nach der Volks- und Berufszählung 
vom 29. Oktober 1946 (ohne das Saarland und 
ohne Ausländer in Lagern) rund 38,8 Millionen 
betrug, müßten nach dem Potsdamer Plan 38,8 
Millionen Paar- Straßenschuhe im Jahr angeboten 
werden; das entspricht einer Monatsproduktion 
von etwa 3,2 Millionen Paar, abgesehen von den 
0,7 Paar sonstigen Schuhen. 

Für das Jedermann-Programm waren von der 
monatlichen Schuhproduktion zu Beginn 700 000 
Paar vorgesehen. Im Dezember 1948 wurde be- 
schlossen, die Jedermann-Schuhproduktion von 
40°/o der Gesamterzeugung der beteiligten Firmen 
auf 60°/o heraufzusetzen. Die zusätzlichen 20%o 
sind Jedermannschuhe in modischer Ausführung 


1) Auch in der französischen Zone beschäftigt man 
sich mit einem entsprechenden Plan. Scheinen die pro- 
duktionstechnischen Voraussetzungen in der Doppel- 
zone besser erfüllt zu sein — zumal was die Rohstoff- 
zufuhren anbetrifft —, so hat man in der französischen 
Zone den Vorteil, daß dort das Jedermann-Programm 
einen Vorläufer in Gestalt des Herstellungsprogramms 
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für billige Konsumwaren — Textilien und Schuhe — 
besitzt, das sich schon in der Praxis bewährt hat. Vgl. 
hierzu „Jedermann für die französische Zone” in: „Han- 
delsblatt‘, 3. Jg., Nr. 64, vom 2.November 1948, S. 4. 
Die folgenden Ausführungen beschränken sich jedoch 
auf das Jedermann-Programm der Doppelzone. 7 
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in entsprechend höherer Preislage. Weiterhin 
‘ wurde das Programm durch die monatliche Pro- 
duktion von 80000 Paar Grubenstiefeln und die 
Herstellung von Gebirgsstiefeln erweitert. Falls 
die notwendigen Textilstoffe zur Verfügung 
stehen, sollen auch noch Hausschuhe mit Textil- 
oberteil in das Jedermann-Programm aufgenom- 
men werden, 


Am Jedermann-Programm hat sich die gesamte 
Schuhindustrie beteiligt, anfänglich — wie bereits 
hervorgehoben — mit 40°/o und später mit 60/o. 
Es hat hier nicht wie innerhalb der Textil- und 
Bekleidungsindustrie ein Ausschreibungsverfah- 
ren für die Einschaltung in das Jedermann-Pro- 
gramm stattgefunden. 


Die Preissteigerungen für Schuhe waren zum 
erheblichen Teil darauf zurückzuführen, daß die 
Häutepreise in Deutschland so stark anzogen, daß 
sie selbst das ausländische Preisniveau über- 
flügelten. Aus diesem Grunde wurden dem Schuh- 
fabrikanten — allerdings nicht nur für die Jeder- 
mannproduktion, sondern für die gesamte Schuh- 
erzeugung — Devisenbescheinigungen zugeteilt, 

die es ihm ermöglichen, für die Schuhproduktion 
ausschließlich die billigeren ausländischen Häute 
zu verwenden. Um nicht nur von. der Produk- 
tionsseite, sondern auch vom Handel her die ge- 
wünschte Verbilligung zu ermöglichen, sind die 
Handelsspannen, die auf die Einstandspreise des 
Handels berechnet sind, für die modische Aus- 
führung der Jedermannschuhe auf 30%, für die 
übrigen auf 25°/o und für Arbeitsschuhe auf 20 %o 
(bei Grübenstiefeln sind es keine 13/o) festgesetzt 
worden. Auf diese Weise wurde erreicht, daß sich 
die Preise für Jedermannschuhe an der unteren 
Grenze des Preisspiegels bewegen, wie aus der 
nebenstehenden Tabelle! hervorgeht: 


Der Verkauf der Jedermannschuhe ist nicht auf 
bestimmte Geschäfte beschränkt. Zunächst waren 
auch für Jedermannschuhe und -textilien Punkte 
abzugeben, die jedoch für den Handel praktisch 
nur von geringer Bedeutung waren. Am 4. Mai 
1949 wurde durch die Verwaltung für Wirtschaft 
die Bewirtschaftung von Schuhen und Textilien 
aufgehoben. Wenige Tage später entfiel auch der 
Zwang für den Aushang des Preisspiegels. Die 
Preisauszeichnungspflicht bleibt jedoch bestehen. 


1) Diese Tabelle wurde im wesentlichen (bis auf 
einige Ergänzungen) dem Aufsatz von Leonhard Miksch: 
„Für Jedermann“ in: „Wirtschafts-Verwaltung”, 1. Jg., 
Heft 10, Oktober 1948, S. 13 ff., entnommen. 
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Die Preise für Jedermannschuhe *° 


Verbraucher- 


s Schühsrt preis dor des 
53 Jedermann- Pröisspießel 
Echubs reisspiegels 


Herrenstraßenschuh 
in einfacher Ausführung DM DM 
durchgenäht . 24,50 
rahmengenäht . 26,50 
in modischer Ausführg. 24,50— 30,00 
durchgenäht .‘. 27,90 
rahmengenäht . 29,50 
Damenstraßenschuh 
in einfacher Ausführung 
durchgenäht . 22,00 
rahmengenäht . 23,75 
ago-geklebt . 20,50 
in modischer Ausführg. N 21,50—26,00 
durchgenäht . 24,50 
rahmengenäht . 26,50 
ago-geklebt . 23,50 
Burschenstiefel « 
durchgenäht oder holz- 
genagelt . Muh, 23,75 22,50— 27,00 
Burschenhalbschuh 
durchgenäht oder holz- 
genageltzsen van en 21,50 21,50— 26,00 
Kinderstiefel 
durchgenäht oder holz- 
genagelt N 
Größe 31—35 20,00 20,00-—23,00 
u 27—30 18,50 18,50— 20,50 
Kinderhalbschuh 
durchgenäht oder holz- 
genagelt ' 5 
Größe 31—35 17,00 18,50— 20,50 
„ 27-30 15,25 16,50—18,50 
Kleinkinderstiefel 
durchgenäht oder holz- 
genagelt 
Größe 23—26 . : 13,50 12,50—13,50 
ago-geklebt 
Größe 20—22 . . . 9,50 
Arbeitsstiefel 
mit Ledersohle : 27,50 28,50— 35,00 } 
mit Gummihalbsohle 25,75 27,50— 32,50 


Das Jedermann-Programm für Textilien 
und Bekleidung 


Über die gesamte Textilversorgung geben die 
folgenden Zahlen? einen gewissen Überblick: Im 


2) Vgl. hierzu: „Erstnach 11 Jahren" in: „Wirtschafts- 
Zeitung‘, 3. Jg., Nr. 52, vom 20. November 1948, S. 9. 
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Normalpreis 


...der Bevölkerung 14 kg Textilrohstoffe, davon 
kamen auf den privaten Verbrauch, der im vor- 


esse ist, etwa 7,7 kg, während der Rest für wirt- 
& schaftswichtigen Bedarf verwendet wurde. Für 
as Wirtschaftsjahr 1948/49 stehen dagegen für 
den privaten Verbrauch nach den vorliegenden 
Plänen nur etwa 2,38 kg je Kopf zur Verfügung. 
u dem ieufenden ‚Verbrauch ist noch ein Nach- 


ler an Jahrzehnte angestaut hat, hin- 
azurechnen, der auf ungefähr 27 kg je Kopf der 


250 000 


Köperanzüge (Arbeitsanzüge), 


900 000 Hemden mit Kragen, 
250 000 Arbeitshosen, 
125.000 Frauenarbeitskittel, 
100 000 Straßenanzüge, 
50 000 Frauen- und Mädchenmäntel, 
100 000 Kindermäntel 
250 000 Damengarnituren, 


500 000 m Linon, 
500 000 m Schürzenstoff. 


Die Handelsspanne für die Textil- und Beklei- 
687  dungserzeugnisse des Jedermann-Programms be- 
‚trägt insgesamt 35°/o. Ist der Großhandel einge- 
"schaltet, dann entfallen auf ihn 8% und auf den 
. Einzelhandel 27°. Man rechnet damit, daß bei 
der Gewebeherstellung die Preise um etwa 10°/o 
‘ unter dem zweiten Preisspiegel liegen werden, 
und auch bei der Bekleidungsindustrie werden 
B.. Preise erwartet, die sich nicht wesentlich unter 
dem zweiten Preisspiegel bewegen. Die Zahlen 


1) Vgl. hierzu Dr. Curt Becker: „Bekleidungsindustrie 
im Wirtschaftsaufstieg“ in: „Textil-Mitteilungen", 3. Jg., 
Nr. 86 (117), vom 31. Dezember 1948, S. 1. 
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Jahre 1936 entfielen in Deutschland auf den Kopf Bi 


liegenden Zusammenhang von besonderem Inter- 


abe Pen wie folgt: 


Zweiteiliger Schlosseranzug DM 24, 00— 28, 00 
Hemden mit festem Kragen aus 


einfachem Stoff, z. B. bedruckt, 


einfarbig . - ‚ DM 12,00— 15,00 
Arbeitshose, Halbwolle ' DM 22,00— 32,00 
Kittelschürze DM 13,50— 18,00 


Zweiteiliger SuaBenausn. DM 90,00—130,00 
Damenunterwäsche (Garnitur), ge 
wirkt, gestrickt, aus Kunstseide, 


Baumwolle oder Zellwolle, 


Größe 4 .. DM  6,00— 10,50 
Bettwäschestoff, non, 80 c cm Drei 

je Meter . . DM  1,90— 2,35 
Schürzenstoff, ee bear 

bunt, gewebt, 80 cmbreit,jeMeter DM 2,20— 3,20 


Für den Bezug des Handels sind für die Jeder- 
mannwaren Mindest- und zum Teil auch Höchst- 
mengen festgesetzt worden, die aus nachstehen- 
der Aufstellung hervorgehen: 


Mindest- Höchst- 
‚Warenart menge menge 
Wäschestoff . 2000 m — 
Schürzenstoff . -2000 „ — 
Rohnessel Ana 3000 „, — 
Wäschegarnituren der SE 
kerei und Wirkerei . 3000 Stück — 
Herrenanzüge . . . . .». 36°. 45 120,Stuck 
Berufsanzuge... N. ur en SO 20025: 
Arbeitshosen ;. sl... 0). SorEH 20035 
Damenmäntel . . . 2... 187% 120,543 
Kindermanteln. I, = Sr en = 307% 200% 5, 
Oberhemden . „. ..... 60) 2,2200 
Kittelshürzen .. =... 3027 200 


Die Durchführung des Jedermann-Programms 
für Textilien und Bekleidung wird folgender- 
maßen gehandhabt: Beauftragte aus der Industrie 
führen Ausschreibungsverfahren für die Beteili- 
gung am Jedermann-Programm durch. Aus dem 


‚Kreis der sich bewerbenden Firmen werden dann 


durch die Wirtschaftsverbände in Zusammen- 
arbeit mit der Verwaltung für Wirtschaft die für 
das Programm in Betracht kommenden Betriebe 
ausgewählt, die bei der Belieferung mit Rohstoffen 
bevorzugt behandelt werden. Das Ausschreibungs- 
verfahren ist nunmehr abgewickelt, und die in 
Betracht kommenden Firmen sind ausgesucht. Bei 
der Auswahl versuchte man sowohl eine Konzen- 
tration als auch eine breite Streuung der Betriebe 
zu erreichen. Die Höhe der Preise, die Qualität, 
die Möglichkeit, in Vorlage zu treten, waren für 
den Zuschlag entscheidend. In Vorlage treten be- 
deutet, daß die am Jedermann-Programm be- 
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lieferten, wenn diese Sg noch nicht den Quali- 


tätsanforderungen des Jedermann-Programms 


entsprachen. Für diese Vorlage, die sogenannte 


„Sofort-Bekleidung im Jedermann-Programm“, 
war also vom Standpunkt des Betriebes aus ge- 


sehen der Rohstoffnachschub gesichert, aus dem 


dann die eigentlichen Jedermannwaren erzeugt 
werden sollten. Die Vorlage wurde als wesentlich 
betrachtet, weil die Produktion für Textilien vier 
bis sechs Monate in Anspruch nimmt, die preis- 
politischen Auswirkungen des - Programms sich 
aber möglichst schnell zeigen sollten. 


Die Neuordnung des Versicherungswesens 
. in der sowjetisch besetzten Zone Deutschlands’ 


\ 


Die Neuordnung des Versicherungswesens ist in den 
Ländern der Ostzone zunächst nicht einheitlich erfolgt. 
Sie geht jedoch auf eine einheitliche Rechtsgrundlage, 
den Befehl 01 der SMAD vom 23./25. Juli 1945 zurück 
und hat nach einer in den Modalitäten in den einzelnen 
Ländern teilweise voneinander abweichenden Ent- 
wicklung schließlich zu einem einheitlichen organisa- 
torischen Aufbau der fünf Versicherungsanstalten der 
Ostzone geführt. Es soll daher genügen, an dieser 
Stelle die einheitliche Linie aufzuzeichnen, nach der die 
Neuorganisation des Versicherungswesens in der Ost- 
zone vorgenommen worden ist. 


Im Befehl 01 der SMAD vom 23./25. Juli 1945 (Ver- 
ordnungsblatt der Provinz Sachsen-Anhalt Nr. 1,.S; 16) 
wurde angeordnet, daß die bisher zur Geschäftstätig- 
keit zugelassenen privaten Versicherungsunternehmen 
und öffentlich-rechtlichen Versicherungsanstalten ihre 
Tätigkeit einzustellen hätten und nicht erneuern dürf- 
ten. Gleichzeitig wurde den Verwaltungen der Länder 
und Provinzen der Ostzone aufgegeben, regionale Ver- 
sicherungsanstalten zur Wiederaufnahme des Ver- 
sicherungsgeschäftes zu gründen. In Ausführung dieses 
Befehls der Besatzungsmacht ergingen die Verordnung 


“über die Gründung der Provinzial- Versicherungsanstalt 


der Mark Brandenburg vom 28. August 1945, die Ver- 
ordnung über die Gründung der Sach- und Lebensver- 
sicherungsanstalt der Provinz Sachsen vom 15. Septem- 


ie in der Sow) jetzone Deutsch 


Uber eine ee und Te nd "des 
Jedermann-Programms für Textilien und Beklei- 
dung wurde viel gesprochen. Von Professor Erhard 


wurden in diesem Zusammenhang folgende Zah- 
len genannt: 75—80°/o der gesamten für den Be- 


darf der Bevölkerung vorgesehenen Textilproduk- 
tion sollten im Rahmen des Jedermann-Programms 


verwendet werden, bei reiner Stapelware unter 1 


Umständen 100°. Doch ist bisher kein endgül- 
tiges weiteres. ‚Programm aufgestellt worden!. 


1) Ab 1.März 1949 sollten 70 bis 80% der für denn 


privaten Bedarf zur Verfügung stehenden Textilien in 
das Jedermann-Programm einbezogen werden. 


ber 1945, das Gesetz über den Neuaufbau des privaten 
und öffentlich-rechtlichen Versicherungswesens in Thü- 


ringen vom 22. September 1945, die Verordnung über 


die Gründung der Versicherungsanstalt des Bundes- Sr 2 


landes Sachsen vom 11. Oktober 1945 und die Anord- 


ee 


Nah 


a 


Tas 


nung Nr. 22 über die Errichtung der Mecklenburg-Vor- Pr 


pommerschen Sach- und Personenversicherungsanstalt 


sowie der Mecklenburg-Vorpommerschen a N 


sicherungsanstalt vom 11. Oktober 1945. 


Das gesamte Versicherungswesen wurde in der. 
Folgezeit bei den fünf neuerrichteten Landesanstalten 


monopolisiert. Die Tätigkeit aller nicht mehr zuge- 


lassenen Versicherer wurde verboten und teilweise 
unter Strafe gestellt. Die Hauptniederlassungen der in 


den einzelnen Ländern ansässigen Versicherer wurden 


aufgelöst, wie auch die Zweigniederlassungen, Ge- 
schäftsstellen und sonstigen Vertretungen außerhalb 
der Länder ansässiger Versicherer geschlossen wurden. 
Die Versicherungsbestände der bisher zugelassen ge- 
wesenen privaten und öffentlich-rechtlichen Versicherer 


Y u 


wurden mit Ausnahme der Bestände in der Lebensver- 
sicherung auf die neugegründeten Regionalanstalten 


überführt. Der Zeitpunkt der Überführung wurde in 


den einzelnen Ländern verschieden geregelt. Ebenso 


unterscheiden sich die Bestimmungen darüber, von 


welchem Zeitpunkt an die übernehmenden Anstalten. 


in das Risiko aus den übernommenen Verträgen ein- 


EEE RTERETIESLEEN ETF STE AR INTER FÜR BETEN ER RETEENTERETEEENSESE 


* Vgl. hierzu: ‚Materialien zur deutschen Sozialver- 
sicherung“, Europa-Archiv, April 1948, S. 1287—92; Mai 
1948, S. 134044, November 1948, S. 1671—72; „Soziale 
Versicherung und soziale Fürsorge in der Sowjet- 
union“, Europa-Archiv, Mai 1948, S. 1335—39; „Soziale 
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Versicherung in Großbritannien und Frankreich”, Eu- 
ropa-Archiv, November 1948, S. 1661—70; „Die Sozial- 
politik in den Vereinigten Staaten von Amerika”, 
Europa-Archiv 5/1949, S. 1956—60, und 6/1949, S. 
1996— 98. 
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8.Mai 1945, aber vor Überführung der Verträge auf 
neuen Anstalten, ereignet haben, nur nach Maßgabe 
aus are nach der Kapitulation an- 


gungsgemäßem a mit en, eigenen Ver- 


Ichzeitig wurden in allen fünf Ländern der Zone 
itlich Versicherungszwang für Gebäude und indu- 
e Anlagen gegen Feuerschäden, Haftpflichtver- 
j rungszwang für Kraftfahrzeuge (entsprechend dem 
2. sichsgesetz vom 7.November 1939 — Reichsgesetz- 
t I, S. 2223) und Versicherungszwang für landwirt- 
ftliche Betriebe und Berufsgärtnereien gegen 
elschäden eingeführt. Im Lande Sachsen wurde 
erdem die bereits bestehende  Zwangsversicherung 
r Schlachtvieh auf die neue Anstalt übergeführt, wäh- 
die zwangsweise Schlachtviehversicherung in Thü- 
an bei der Thüringischen Landesanstalt für Schlacht- 
ersicherung verblieb. Träger der Pflichtversiche- 
sind wiederum ausschließlich die neuerrichteten 
nalanstalten. 
Die Bestände in der Lebensversicherung blieben von 
Überführung auf die neuen Anstalten ausgeschlos- 
Das hatfe seinen Grund darin, daß die Deckungs- 
lien dieses Versicherungszweiges von den Kriegs- 
erheblich betroffen. worden waren, so daß man 


‘ die See en a 
ey tanden INRRER, ‚von der Nenordnnng des Ver- 


- sicherungsnehmern wurde jedoch die Möglichkeit ge- 
‚geben, sich die alten Rechte aus diesen Verträgen in 
ge wissem Umfang durch den Abschluß von Anschluß- 
rsicherungen bei den neuen Anstalten zu erhalten. 

r Abschluß dieser Anschlußversicherungen erfolgte 
ter Anrechnung der bereits bei den Vorversicherern 

rworbenen Anwartschaften zu den Tarifen der neuen 
nstalten. Die Höchstversicherungssumme für eine 

‚nschlußversicherung auf das Leben einer Person be- 

rug 10000 RM. Die Frist für die Erneuerung alter 

 Lebensversicherungen nach dem Befehl Nr. 247 ist am 

31. Dezember 1947 abgelaufen. 

. Zum „teilweisen Ersatz der Aufwendungen aus der 

Durchführung des Befehls Nr. 247°, also der Erneuerung 

alter Lebensversicherungen, wurde das gesamte in der 

' Zone befindliche Vermögen der aufgelösten privaten 

' Versicherungsunternehmen und öffentlich-rechtlichen 
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eten. Grundsayih. ist nach der Inenrjschen yerainbeiks EN 
lichten Gesetzgebung für alle Länder der Ostzone fest- 
stellen, daß Vergütungen für Schäden aus der Zeit En 
vo dem 9. Mai 1945 nicht geleistet werden, während 
S chadenszahlungen auf Schäden, die sich nach dem 


a en entschädigungslos übe igne RR 
wobei ausdrücklich festgestellt wurde, daß die Anstal- 
ten zufolge dieser Übereignung nicht etwa Rectsnah- 


folger der aufgelösten Versicherungsunternehmen und 
-anstalten geworden sind. Sie haften vielmehr für 
deren Verbindlichkeiten lediglich in dem angegebenen 
Umfang, d. h. für Schadenszahlungen auf Schäden, die 
sich nach dem 8. Mai 1945 und vor der Übernahme auf 
Versicherungsverträge der Vorversicherer 


trägen nach Maßgabe des Befehls Nr. 247. 


Ein Überblick über den Umfang der übernommenen 


Vermögenswerte ist noch nicht möglich, da entspre- 
chende Zahlen noch nicht bekanntgegeben worden sind. 
Es mag jedoch in’ diesem Zusammenhang darauf hin- 
gewiesen werden, daß von den Verstaatlichungsmaß- 
nahmen in der Ostzone allein 54 Versicherer, die ihren 


' Hauptsitz in der Zone hatten, betroffen wurden. Von 


‚diesen 54 Versicherern betrieben 15 die Lebensver- 
sicherung und hatten im letzten Vorkriegsjahr eine 
Gesamtlebensversicherungssumme von 3848659 000 
RM auf sich vereinigt. Im gleichen Jahr betrug die Ge- 


 samtprämieneinnahme aller 54 Versicherer 356 456 000 
. RM.Die einzelnen Unternehmen gliedern sich wie folgt: 


Zahl Versicherungs- Jahres- 
summe prämie 
| RM RM 
Private Sachversicherer . 24 _ 106 517. 000 
Offentlich-rechtliche 2 
Sachversicherer ..... 14 —_. 46 599 000 
PrivateKrankenversicherer 1 36 096 000 


Private Lebensversicherer 11 
Offentlich-rechtliche 


Lebensversicherer ... 4 768760000 ‚33727000 
5A 


3848659000 356456 000 


3079 899 000 133 544 000 


\ 


Bei dieser Aufstellung ist freilich zu berücksichtigen, Ä 


daß ein Teil der früher in der Ostzone ansässigen Ver- 
sicherer seinen Hauptsitz inzwischen nach einer der 
Westzonen verlegt hat. Weiter muß bedacht werden, 
daß die angegebene Jahresprämie nicht nur aus den 
Ländern der Ostzone, sondern auch von Versicherungs- 
nehmern, die ihren Wohnsitz in einer der heutigen 
Westzonen hatten, aufgebracht wurde. Dem steht aller- 
dings die Tatsache gegenüber, daß auch die in den 


. heutigen Westzonen ansässigen Versicherer sowie die 


zahlreichen Versicherungsunternehmen in Berlin am 
Versicherungsgeschäft der heutigen Ostzone sehr stark 
beteiligt waren und am 8.Mai 1945 namhafte Ver- 
mögenswerte in der Ostzone besaßen. Sowohl die Ver- 
sicherungsbestände der westdeutschen und Berliner 
Versicherer in der Ostzone als auch deren in der Ost- 
zone befindliches Vermögen ans es gleichfalls 
der Verstaatlichung. 
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ereignet 
haben, nach Maßgabe des nach dem 8. Mai 1945 ange- 

wachsenen Vermögens dieser Versicherer und für Ver- 
bindlichkeiten aus erneuerten Lebensversicherungsver- 
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R Das nächste Stadium der westeuropäischen Wirtschaftspla 


R| v . v t , 4 ZN, 
Die Aktionspläne des Europäischen Wirtschaftsrates und der Konferenz von Westminster 
Ar " 5 | %% r £ " ; D ia! € w 
AN, Re: Der am 25. März 1949 vom Europäischen Wirtschaftsrat gebilligte Aktionspl: 
1949/50 und das anläßlich der Europäischen Wirtschaftskonferenz in Westminster v 
Mi 19. bis 25. April 1949 von der Europäischen Einigungsbewegung aufgestellte Programm z 
ae I I ‚wirtschaftlichen Integration Europas sehen in den Währungs- und Finanzproplemen, in: 


[ 


Be er 


BT 
NR 


u ? Präambel 
Der Präsident des Rates 
SCHLÄGT nach Beratung mit seiner Konsultativ- 


gruppe 


I. IN DER ERWAGUNG der Resolution des Rates vom 


17. Februar 1949 betreffend den Aktionsplan der Orga- 
nisation für 1949/50, 


IN DER ERKENNTNIS, wie dringlich es ist — nach- 
dem die Analyse des Zwischenberichtes über das Euro- 


.  päische Wiederaufbauprogramm das Ausmaß und die 


Natur des Problems gezeigt hat, dem die Teilnehmer- 


länder gegenüberstehen —, daß sich die OEEC darauf 


konzentriere, die Politik der Teilnehmerländer zum 
Zwecke konstruktiven, nationalen und kollektiven Vor- 
gehens auf wirtschaftlichem und finanziellem Gebiet in 
Einklang zu bringen, u 
IN DER WEITEREN ERKENNTNIS, daß es bei der 
Gestaltung dieser Politik notwendig ist, sich Artikel 11 
der Konvention für europäische wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit vom 16. April 1948 zu vergegenwärtigen, 
um eine gesunde europäische Wirtschaft durch wixt- 
schaftliche Zusammenarbeit zu erzielen und insbeson- 
dere das konstruktive Vorhaben zu fördern, mehr Nah- 


Lieferung von Rohmaterialien zu schaffen, die Aus- 
" fuhren zu steigern und die überseeischen Gebiete im 

Interesse sowohl ihrer eigenen Bevölkerung als auch 
der übrigen Welt zu entwickeln, | 

IN DER ERKENNTNIS, daß die unternommene Aktion 
die Steigerung des Handels der Teilnehmerländer 
untereinander und mit anderen Ländern erleichtern 
und anregen soll, 

VOR, daß die nachstehend im einzelnen aufgeführte 
Aktion ins Werk gesetzt werde und daß der Exekutiv- 
ausschuß zu diesem Zwecke: 
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besondere den Maßnahmen zur Bekämpfung der Inflation, die Hauptschwierigkeit 
‚die Koordinierung der europäischen Wirtschaft. Die Pläne von Westminster für die üb 
eine Zollunion hinausgehende "wirtschaftliche Vereinigung Europas und die Schaffu 
=. an einer einheitlichen europäischen Währung sind kühner und weiter gefaßt als di she 
vom Europäischen Wirtschaftsrat gesteckten langfristigen Ziele. Beide Programme 


; Vorschläge über den Aktionsplan der OEEC für 1949/50 


“ seine innere finanzielle Lage (ohne Verletzung sein 


rungsmittel zu erzeugen, neue Hilfsquellen für die. 


_ aber viele gemeinsame Punkte auf, und die Konferenz von Westminster hat me. rfach 
auf die von der OEEC auf den verschiedenen Gebieten geleisteten Arbeiten hingewiesen. 


a) eine solche Aktion beginne, soweit dies im Rah- 
men des ihm durch den Rat anvertrauten Mandats 
möglich ist, und Are 

b) dem Rat Vorschläge für etwa erforderliche erg: 
zende Beschlüsse unterbreite. Ey 


Grundsatz I: Auf nationaler Ebene muß 194 
ein Jahr der finanziellen und währungsmäßigen Ste 
sierung in Europa sein. 


r E a 
Vorschlag I: Jedes Mitglied soll aufgefo 
werden, spätestens zum 1. Mai 1949 einen Bericht übe 


Budgetgeheimnisses) zu unterbreiten. f 
Der Exekutivausschuß soll diese Berichte erörte 
und zwar jeweils mit dem entsprechenden Mitglied. 
Der Exekutivausschuß soll dem Präsidenten des 
Rates (auf ministerieller Ebene) über alle die Gesich s- 
punkte dieser Berichte Mitteilung machen, die den E 
druck erwecken, daß eines der Mitglieder die ' 
pflichtungen über Finanz- und Währungsstabilisierung, 
an die es gebunden ist, nicht ausführt, wobei den Ve 
pflichtungen, die sich aus der Konvention und der oben 
erwähnten Resolution des Rates ergeben, Rechnung ge- 
tragen werden soll. an. : 
Der Präsident des Rates soll in Beratung mit den 
Vertretern des betroffenen Mitglieds und, falls not- 
wendig, mit der Konsultativgruppe entscheiden, welhde 
weiteren Maßnahmen, wenn überhaupt, von seiten den ne 
Organisation notwendig sind. RN 


Grundsatz II: Eine schnelle Steigerung der 
Ausfuhren ist eine grundlegende Bedingung für dn 

Erfolg des Europäischen Wiederaufbauprogramms. Von Fe: 
gleicher Bedeutung wie die Förderung der Ausfuhren 

ist die Steigerung der unsichtbaren Einkünfte, ins- 
besondere der Einnahmen aus dem Touristenverkehr 
und der Handelsschiffahrt. ; 


Vorschlag II: a) Jedes Land soll so bald wie 
möglich der Organisation einen Bericht über die beson- 
‚ deren Schritte unterbreiten, die es unternimmt, um 
5 den Erfolg seiner Ausfuhrbemühungen, insbesondere 
& mach dem Dollargebiet, zu gewährleisten, wie bei- 
SR spielsweise Maßnahmen zur Steigerung der Produk- 
“ N tivität, zur Lockerung oder Beseitigung von Handels- 


 _materialien, Beschränkung des eigenen Bedarfs. 


b) Der Exekutivausschuß soll sogleich eine vor- 
läufige Überprüfung der Veranschlagung der Ausfuhr- 
erlöse eines jeden Landes, wie sie gegenwärtig in dem 
Zwischenbericht über das Europäische Wiederaufbau- 

' "programm dargestellt sind, vornehmen, um zu ent- 
scheiden, wieweit dieser Voranschlag wahrscheinlich 
erreicht werden kann, um die Gründe — falls es solche 
gibt — festzustellen, warum dieser Voranschlag wahr- 
scheinlich nicht erreicht werden kann, und um die 
Möglichkeiten zu ergründen, den Voranschlag zu über- 
schreiten. ; 


c) Die über die Ausfuhrvoranschläge der Teilnehmer- 
. länder in ihrer Gesamtheit sowohl nach Warengrup- 

pen als auch nach Empfangsländern begonnenen Unter- 
suchungen sollen im Rahmen der Notwendigkeit 
fortgesetzt werden. 


d) Der Exekutivausschuß soll prüfen, ob ein end- 
gültiges System für einen ausgedehnten Austausch 
von Nachrichten über die Technik der Durchführung 
von Exportbemühungen eingerichtet werden soll, und 
alle anderen Maßnahmen prüfen, die seiner Meinung 
nach ergriffen werden sollten, um die Ausfuhren, be- 
sonders nach dem Dollargebiet, zu fördern. 


....0...e) Der Exekutivausschuß soll sogleich dafür Sorge 
0... tragen, daß eine Untersuchung der Produktionskosten 
, und Preise in den Teilnehmerländern im Lichte der 
Schlußfolgerungen des Zwischenberichtes über das 
Europäische Wiederaufbauprogramm — Paragraphen 
191 und 255 und andere — erfolgt, insbesondere um 


“Kosten und Preisen auf die Steigerung der Ausfuhren 
nach dem Dollargebiet und die Verminderung der Ein- 
fuhren dorther haben würde. 


; _ f) DerExekutivausschuß soll die von den Teilnehmer- 
- ländern veranschlagten unsichtbaren Einnahmen, ins- 
> besondere in bezug auf den Fremdenverkehr, die Schiff- 
‚fahrt und die Geldüberweisungen von Auswanderern, 


ar 
Ben, / 


ER _ „untersuchen und prüfen, welche Maßnahmen gemein- 
E 4 sam getroffen werden sollen, um zu gewährleisten, 
HR daß die Teilnehmerländer hieraus den größtmöglichen 
a h Nutzen ziehen. 

% Grundsatz III: Der Gefahr, die der Wirtschaft 


Westeuropas von einer einschneidenden und plötz- 
lichen Herabsetzung der Einfuhren droht, wenn das 
Europäische Wiederaufbauprogramm zu Ende geht, 
muß durch eine ständige Überprüfung der laufenden 
Einfuhrprogramme begegnet werden, insbesondere um 
die Dollareinfuhren zu beschränken, die nicht lebens- 
j } wichtig sind, um den erforderlichen Ausgleich zwischen 
B in Dollar zu zahlenden Einfuhren und vorhandenen 
| Hilfsquellen herzustellen. 


2 Vorschlag III: In Anwendung des Grund- 
satzes III soll die Organisation folgende Richtlinien 
annehmen: 

a) Jedes Land soll seine Einfuhren aus dem Dollar- 
gebiet in dem Ausmaß vermindern, das notwendig ist, 
um bis 1952/53 die Notwendigkeit außerordentlicher 
Hilfe von. außen zu beseitigen, nachdem alle vorhan- 
denen Dollarquellen in Rechnung gestellt worden sind. 
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 schranken, fiskalische Maßnahmen, Zuteilung von Roh- - 


festzustellen, welche Auswirkung die Senkung von 


‚Dollar 


1 £ ar 


Jedes Land wird alle notwendigen Maßnahmen ergrei- _ 


fen, um dieses Ziel zu erreichen. | ER: 

b) In Ausführung dieser Beschränkung sollen alle 
Anstrengungen unternommen werden, um einen an- 
nehmbaren Lebensstandard und ein hohes Niveau 
wirtschaftlicher Aktivität zu gewährleisten. 

c) Die Herabsetzung der Dollareinfuhren soll so weit 
wie möglich besonders die Waren betreffen, die aus 
Nichtdollarquellen zur Verfügung, stehen. 

d) Alle Anstrengungen sollen gemacht werden, um 
den Welthandel auszudehnen und in Zusammenarbeit 
mit anderen Ländern gleicher Ansicht neue Lieferquel- 
len in den Teilnehmerländern, ihren überseeischen Ge- 
bieten und anderen Ländern zu entwickeln.: 

e) In Ausführung dieser Maßnahmen soll daran ge- 
dacht werden, daß die Wiederherstellung des multi- 
lateralen Welthandels auf sich ausdehnender Grund- 
lage ein Endziel der Teilnehmerländer und gleich- 
gesinnter Länder ist und daß daher der Gewährleistung 
der niedrigstmöglichen Preise und der geringstmög- 
lichen Störung der herkömmlichen Handelswege in 
Übereinstimmung mit der Durchführung der aus Arti- 
kel 1 der Konvention für europäische Zusammenarbeit 
vom 16. April 1948 erwachsenden Verpflichtungen 
Wichtigkeit beigemessen werden soll. 


f) Falls für Erzeugnisse, die zur Erhaltung oder Ent- 


wicklung der wirtschaftlichen Aktivität notwendig sind, . 


weiterhin Lieferschwierigkeiten bestehen, wird die 
Organisation untersuchen, wie diese Schwierigkeiten 
entweder durch bestehende internationale Zuteilungs- 
systeme oder durch andere Mittel abgestellt werden 
können. 

g) Alle Teilnehmerländer sollen jedes Jahr auf dem 
Wege zur Beseitigung des Bedarfs an außerordentlicher 
Hilfe von außen Fortschritte machen;, die von jedem 
Land erreichte prozentuale Verminderung braucht je- 
doch nicht die gleiche zu sein. 


'h) Besondere Aufmerksamkeit soll bestimmten Kate- 


gorien von Erzeugnissen in Anbetracht ihrer Wichtig- 
keit für die europäische Wirtschaft (beispielsweise 
Nahrungs- und Futtermittel, Kohle und Erdöl) oder in 
Anbetracht der Gefahr einer anhaltenden Knappheit 


_ dieser Erzeugnisse (beispielsweise Nichteisenmetalle) 


geschenkt werden. & 


i) In Anbetracht der Erwägungen, die in dem Zwi- 
schenbericht über das Europäische Wiederaufbaupro- 
gramm, insbesondere Paragraph 298, zum Ausdruck 
kommen, sollen die Teilnehmerländer nicht auf der 
Annahme planen, daß sie auch weiterhin Gold oder 
im Handelsverkehr untereinander erzielen 
können. 


j) Bei der Prüfung der Länderpläne auf Grund der 
vorgenannten Richtlinien soll der Exekutivausschuß 
alle Einfuhren, die in Dollar bezahlt werden, gleich- 
gültig, ob sie aus ERP-Mitteln finanziert werden oder 
nicht, in Betracht ziehen. 


Grundsatz IV: Gleichzeitig müssen Schritte zur 
Beseitigung der inneren Gleichgewichtsstörungen in 
Europa unternommen werden. Dieser Vorgang muß 
von einem angemessenen intereuropäischen Zahlungs- 
system unterstützt werden, das zu einer gesunden 
Ausdehnung des Handels zwischen den Teilnehmer- 
ländern führt. ri 


Vorschlag IV:.a) Der Exekutivausschuß soll 
die notwendigen Maßnahmen ergreifen, um zu einem 
vollständigen Bericht über das Ausmaß zu gelangen, 
in welchem die durch das Intereuropäische Zahlungs- 
abkommen 1948/49 gegebene Ruhepause benutzt wor- 
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erzrE 


% 


E 


7 


en. ist; um die Gleichgewichtsstörungen im bien. 


Re: europäischen Handel auszugleichen und eine gesunde 


_ Ausdehnung des Handels auf multilateraler Grundlage 
‘unter den Teilnehmerländern zu verwirklichen. 

b) Im Rahmen der Bedingungen, die vom Exekutiv- 
ausschuß zu bestimmen sind, werden die Teilnehmer- 
länder aufgefordert werden, sich sogleich miteinander 
in Verbindung zu setzen, um ihren Warenaustausch 
und die anderen Elemente ihrer Zahlungsbilanzen für 
1949/50 zu prüfen, und den Exekutivausschuß von den 


aus dieser Prüfung hervorgehenden veranschlagten 


Defiziten aus ihren Zahlungen untereinander in Kennt- 
nis zu setzen. 


c) Unter Berücksichtigung der Paragraphen 305 
bis 324 des Zwischenberichtes über das Europäische 


Wiederaufbauprogramm soll der Exekutivausschuß zu 


einem frühen Zeitpunkt die Ergebnisse dieser Bespre-, 
chungen zwischen den Teilnehmerländern prüfen und 


die Maßnahmen untersuchen, die ergriffen werden sol- 


len, um im Jahre 1949/50 weiteren Fortschritt beim 
Ausgleich der Gleichgewichtsstörungen im intereuro- 
päischen Handel, bei der Lockerung oder Beseitigung 
von Handelsschranken und hinsichtlich des Zieles, den 
Handel zwischen den Teilnehmerländern auf multila- 
terale Grundlage zu stellen, zu erreichen. 


Grundsatz V: Investierungs- und Modernisie- 
rungsvorhaben sollen rationell und nach folgenden 
Richtlinien entwickelt werden: 


a) durch Vermeidung der Schaffung einer Produk- 
tionskapazität, die über die europäischen Bedürfnisse 


und Ausfuhrmöglichkeiten hinausgeht und hierdurch. 


vorhandene Hilfsquellen vergeudet; 


b) durch Konzentrierung auf Vorhaben, die mit der 
größten Wahrscheinlichkeit einer Verbesserung der 
europäischen Zahlungsbilanz mit der übrigen Welt 
dienen und insbesondere auf eine schnelle Verminde- 
rung des Dollardefizits hinauslaufen; 

c) durch Lenkung besonderer Aufmerksamkeit auf 
Investierungen in überseeischen Gebieten. 


Grundsatz VI: Ein System soll entworfen 
werden, auf Grund dessen die Teilnehmerländer ihre 


Investierungen koordinieren und die für gemeinsame 


Entscheidungen erforderlichen Nachrichten austauschen 
können. Ä 


Vorschläge V und VI: a) Der Exekutiv- 
ausschuß soll sogleich die nationalen Investierungs- 
programme angesichts der in den Grundsätzen V und VI 
aufgeführten Merkmale untersuchen. 


b) Zur Durchführung dieser Prüfung soll sich der 
Exekutivausschuß die Notwendigkeit vergegenwärti- 
gen, die begrenzten verfügbaren Hilfsquellen voll und 
auf wirtschaftlicher Basis zu benutzen, wobei. den 
Plänen, die zur Einnahme oder Ersparnis von Dollars 
führer können, besondere Aufmerksamkeit zu schen- 
ken ist. z 


c) Der Exekutivausschuß soll eine Liste derjenigen 
Industrien aufstellen, die sich möglicherweise zur Ko- 
ordinierung unter den Teilnehmerländern eignen, wo- 


Das Programm der Konferenz von Westminster für eine europäische Wirtschaftsunion ° 


Vom 19. bis 25. April 1949 fand in Westminster die 
Europäische Wirtschaftskonferenz statt, bei der 21 Na- 
tionen, darunter auch Deutschland, vertreten waren. 
Die Ergebnisse der Arbeiten der Konferenz fanden 
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bei diese Industrien unter voller Berickereihigung: prak- 
tischer Erwägungen ausgewählt werden. 


d) Der Exekutivausschuß soll die landwirtschaftlichen 
Entwicklungspläne der Teilnehmerländer prüfen und 
Vorschläge für ihre Koordinierung unterbreiten, ‚die 
durchführbar und angemessen erscheinen. 


e) Der Exekutivausschuß soll die Maßnahmen unter- 
suchen, die ergriffen werden sollen, damit die lang- 
fristige Angebot- Nachfrage- -Situation für bestimmte 
einzelne Waren, wie sie sich aus den Berichten der 
vertikalen Ausschüsse ergibt, von den betroffenen Re- 


gierungen ausreichend bekanntgemacht wird, um so die 


wirksame Lenkung von Investierungen zu erleichtern. _ 


f) Bei der Veranschlagung der langfristigen Angebot- 
Nachfrage-Situation sollen die betroffenen Ausschüsse 
auf dem Boden der Wirklichkeit arbeiten, wobei sie 
sie sich die Marktmöglichkeiten vergegenwärtigen soll- ol 
ten, von denen man annehmen könnte, daß sie unter 
den Bedingungen eines ausgedehnten mulblargze 
Welthandels bestehen würden. 


g) Die Teilnehmerländer sollen bei der Planung ihrer 
nationalen Investierungsprogramme und der Exekutiv- 
ausschuß bei der Überprüfung der Investierungspro- 
gramme der Entwicklung von Materialien in den über- 


-seeischen Gebieten besondere Aufmerksamkeit schen- = B- 
ken, an denen in der Welt Mangel besteht oder von 


denen erwartet werden kann, daß sie unter den Bedin- 


gungen sich ausdehnender BAU SCHOLI SEE Aktivität in BE 


der Welt knapp werden. 


Grundsatz VII: Es soll ein Anand en 
werden, um das Problem der überschüssigen Bevölke- £ 
rung in gewissen Teilen Europas zu lösen. a 


‚Vorschlag VII: Der Exekutivausschuß soll: 


a) bei der Prüfung aller in Zusammenhang mit dem 
Europäischen Wiederaufbauprogramm stehenden Fra- 
gen — Erzeugung, Ausfuhren, intereuropäischer Han- 
del, Koordinierung der Investierungen — der Frage der 
Arbeitskräfte alle erforderliche Beachtung schenken; . 


b) die Mittel untersuchen, um die in dem Zwischen- 


bericht über den europäischen Wiederaufbau enthal- 
tenen Grundsätze anzuwenden, und dem Rat einen 
ausführlichen Bericht unterbreiten, der praktische und 


genaue Vorschläge in dieser Hinsicht enthält. 


Grundsatz VIII: Der Rat beschließt hiermit, 
in bestimmten Zeitabständen zu überprüfen, welche 
Fortschritte zur Verwirklichung der obengenannten 
Ziele erreicht wurden. Seine Übersicht (survey) wird 
sich auf periodische Berichte gründen, die der Organi- 
sation von den Teilnehmerländern zu unterbreiten sind. 


Vorschlag VIII: Die Teilnehmer sollen der 
Organisation über den Fortschritt, den sie hinsichtlich 
der Erreichung der in ihren Plänen gesteckten Ziele 
gemacht haben, jährliche Berichte unter angemessener 
Berücksichtigung der obigen Vorschläge I bis Vll unter- 
breiten. Sie sollen auch die Vierteljahresberichte vor- 
legen, die sie für die ECA aufstellen, und diese, falls 
notwendig, ergänzen. Der Exekutivausschuß soll diese 
Berichte prüfen. : 


ihren Niederschlag in Empfehlungen für die euro- 
päische Zusammenarbeit in sozialen und wirtschaft- 
lichen Angelegenheiten. Sie stellen einen Kompromiß 
zwischen den Anhängern der gelenkten Wirtschaft und 
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‘ der Europäischen Einigungsbewegung dar. Die Ent- 
' scheidungen der Konferenz spiegeln die Gegensätze 
zwischen Liberalen und Sozialisten und zwischen den 
"kontinentalen und den britischen Vertretern wider. 

Die besonderen Bindungen zwischen Großbritannien 
und den Dominien haben von Beginn der Konferenz 
‚ ein besonders schwieriges Problem gebildet. Man 


nferenz hat gestattet, daß die Nationen vorläufig 


en können. Es ist jedoch vorgesehen, daß die 
teile a Systeme in fortschreitendem Maße auf 


d sich die Internationale Handelsorganisation einem 
solchen Plan nicht widersetzt. 

Den überseeischen Gebieten soll weitgehende Auto- 
no zugestanden und der Lebensstandard in diesen 


ı erdem auch Möglichkeiten für die europäische Aus- 


Die liberalen Thesen kommen besonders in der durch 
Wirtschafts- und Sozialrat vorbereiteten Resolu- 
ın zum Ausdruck, die einen progressiven Abbau aller 
nationalen Handelsschranken vorsieht, um über 
europäische Zollunion hinaus ein geeinigtes euro- 
ches Wirtschaftsgebiet zu schaffen. Europa soll ein 


rhalb der Landesgrenzen möglich ist. Zunächst soll 
IEmenET er geschaffen, dann ein gemein- 


Worten und gleichzeitig sollen die mengenmäßigen 
schränkungen und internationalen Tarife herabge- 
tzt werden, um den innereuropäischen Handel zu 
em. Kal 

Eine vom Organisationsausschuß gefaßte Resolution 
ieht die Schaffung eines Europäischen Wirtschafts- und 


'hmern der europäischen Industrie und Landwirt- 
air und besonderen Fachkräften A 


und des sozialen Fortschrittes ausarbeiten. Besondere 
Aufmerksamkeit soll dieser Rat den Problemen der 
 Monopole, Kartelle, Zölle, Quoten, Kapitalinvestie- 
 zungspolitik, Währungsbestimmungen, Reise- und an- 
deren Beschränkungen der europäischen Wirtschaft 
_ schenken. 

Im Zusammenhang mit dieser Empfehlung wurde 
. darauf hingewiesen, eine Verwirklichung dieses Sy- 


den Deutschen damit die Möglichkeit nehmen, Entschul- 


digungen vorzubringen, nicht alles für den Wieder- 
aufbau der westeuropäischen Wirtschaft tun zu können. 
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Rn y 4 ’ h $ x FR) N ri 
‚den Verfechtern der liberalen Wirtschaft in den Kreisen 


ist schließlich zu einem Kompromiß gekommen. Die 


glichkeiten des afrikanischen Kontinents hin, der _ 


stems werde die Ruhrbehörde überflüssig machen und. 


EEE Bi 
Der Ausschuß 
setzung von drei Orga 
Grundindustrien (Kohle, Eisen und Stahl, E 


kehr) vor. Bei den Organisationen handelt es sih 
erstens um eine europäische Regierungskörperschaft, Sr 


die die allgemeine Politik, insbesondere hinsichtlich der 
_ Investierungen, Erzeugung und Preise, festlegen soll, 


zweitens um eine Konsultativkörperschaft, die sich aus. 


Arbeitgebern, Arbeitnehmern und Vertretern der 
Offentlichkeit zusammensetzt und die erstgenannte 
Körperschaft beraten soll, und drittens um eine oder 


mehrere Organisationen, die sich aus Unternehmern 


. der öffentlichen oder der privaten Industrie zusammen- 
setzen. 


sind auf Grund der Resolution die folgenden: 

a) Entwicklung der Erzeugung, um den vorhandenen 
Bedarf befriedigen zu können; 

b) fortschreitende Steigerung der Produktivität durch 


. Spezialisierung und Standardisierung; 


eg) Senkung der Preise, um den Lebensstandard zu 
heben. 

Diesen Organisationen obliegt die Duranitnde der 
von der europäischen Regierungskörperschaft ge- 
. gebenen Richtlinien. Die Schaffung der Organisationen 

\soll in Einklang mit den Grundsätzen der EIEBanEeT 
Charta erfolgen. 

Der Bericht des Währungs- und Finanzausschusses 
geht von der Erwägung aus, daß es jetzt möglich sei, 
eine Ministerkonferenz einzuberufen, um die gegen- 
seitige Konvertierbarkeit der europäischen Währun- 
gen zu angemessenen Wechselkursen in die Tat umzu- 
setzen. Die Empfehlungen des Ausschusses berufen sich 


ausdrücklich auf das Abkommen von Bretton Woods 


und sehen als Endziel eine Vereinheitlichung des Wäh- 
rungssystems in Europa vor. Die Verantwortung für 
die Durchführung dieses Planes soll einer geeigneten 
europäischen Organisation übertragen werden. 


In einer ‘Resolution des Wirtschafts- und Sozial-. 


ausschusses wird der Frage der verschleppten Personen 
in Europa besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Der 
internationale Exekutivausschuß der Europäischen Be- 


wegung wird aufgefordert, das Problem des ständigen 


Asylrechtes und der Beschäftigungsmöglichkeiten zu 
prüfen, um der Europäischen Konsultativversammlung 
bei ihrer ersten Sitzung ins einzelne gehende Vor- 
schläge zu unterbreiten. Die Verschleppten, die nicht 
mehr in der Lage sind, in ihr Heimatland zurückzukeh- 


ren, sollen künftighin mit den Bürgern der Länder, in 


denen sie sich jetzt befinden, gleichgestellt werden. 
Eine weitere Resolution des Wirtschafts- und Sozial- 


ausschusses befaßt sich eingehend mit der Freizügig- 


keit innerhalb Europas, insbesondere hinsichtlich des 
Reiseverkehrs. Es soll alles getan werden, um den 


Reiseverkehr aus außereuropäischen Ländern nach 


Europa zu steigern, um insbesondere eine ‘Vermehrung 
der unsichtbaren Dollareinnahmen zu erreichen. 

Der Wirtschafts- 
außerdem mit den Fragen der Produktivität, des Lebens- 
standards und des Reallohnes. Es sollen so bald wie 


möglich Vergleichsstudien zu diesem Thema in Angriff 


genommen werden. Hermann Volle » 
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Die Aufgaben der letztgenannten Dr een 


und Sozialausschuß befaßte sich. 


EEE DEE 
> 


ET, 


Kr 


a 


_ Guthaben in Mitgliedländern 


bestand während des. Jahres 1948 darin: 


Fr 


E (a) die jährlichen Wertangaben,; die von den Mitglied- 
Bi - _ regierungen. für Zwecke der Reparationsberech- 
‘ nung eingereicht werden, zu nn und 
BeN! zu prüfen; a 

Be: 

B, Bu) bei sich seitänden! en der Mit- 
& en auf deutsche Auuiand Qual 


\ „ seinen Ausgleich | ‚herbeizuführen; i 


(c) ‚den Mitgliedregierungen ( dabei zu helfen, ee 
" Guthaben innerhalb ihres Hoheitsbereichs zu er- 
fassen und Ins Beschlagnahme aufrechtzuerhalten. 


(a) "Bis zum Ende des Jahres hatten alle Mitglied- 
 regierungen ihre Wertangaben über deutsche Gut- 


1947 von der Hauptversammlung gebilligten Berech- 
nungsvorschriften eingereicht. Diese Wertangaben 
‘ dienten zur Grundlage für die auf Grund des Pariser 
$ Abkommens gestellten Forderungen (charges). 


Nach einer Abänderungsbestimmung der Berech- 
R nungsvorschriften, die am 10. September 1943 von der 
"Hauptversammlung gebilligt wurde, sind die für ‚das 
vierte und fünfte Berechnungsjahr. einzusetzenden Er- 
’ träge in der geltenden Währung auf Grund ger 1948 
. gültigen Preise anzugeben. x 
Bi Gegen Ende 1947 war noch nicht N ob das 
} rollende Material der Deutschen Reichsbahn und andere 
Er _ Transportmittel, soweit sie ‘sich auf dem Gebiet von 
Mitgliedstaaten befanden, als deutsche Auslandsgut- 
haben im Sinne des Artikels 6 (Teil I) des Pariser Ab- 
h®, kommens aufzufassen seien. Besprechungen über die- 
a: sen Punkt wurden noch bis in das Jahr 1948 hinein 
©. fortgesetzt, und am 23. Januar stellte die Hauptver- 
sammlung weitere Erörterungen auf 60 Tage zurück, 
damit inzwischen Verhandlungen außerhalb der Agen- 
tur geführt werden konnten. Das Jahr ging zu Ende, 
ohne daß der Hauptversammlung über den Verlauf 
dieser Verhandlungen Bericht erstattet worden wäre. 
Die Hauptversammlung gab Anweisung, daß bis zu 
einer endgültigen Entscheidung solche Guthaben in 
den Abrechnungen der Agentur nicht angerechnet WET- 
den sollten. 


Die Agentur ließ außerdem im Verlauf des Jahres 

1948 allen Mitgliedern zusammenfassende Berichte 

_ über Veränderungen der Treuhandgesetzgebung seitens 
der Mitgliedregierungen zugehen. 
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ee Deutsche Auslandsguthaben 


BE: Ein Bericht der Interalliierten Reparationsagentur in Brüssel A 


Die Haupttätigkeit der ‚Agentur in dieser Hinsicht 


mehr Mitgliedstaaten erhoben werden könne 
- der Begriff „Hoheitsgebiet“ verschieden ausgele 


. von: "Ansprüchen beigelegt werden müssen, um 
‚doppelte Verrechnung zu Mn 


haben innerhalb ihres Hoheitsbereiches gemäß den 


. gliedregierungen zugeleitet, aber es stellte sich 


“staaten abgeschlossenen Abmachungen dem Genera 


\% 


(b) Überschneidungen in den Ansprüchen v schi 
dener Regierungen ergeben sich hauptsächlich d: 
daß Eigentumsrechte in den Gebieten von zw: 


und weil die Beschlagnahme von Vermögenswer 
die von der einen Regierung als feindliches deu 
Eigentum betrachtet werden, die Interessen nicht - 
licher oder sonstiger Regierungen verletzen kann. 
Außerdem fordert das Pariser Abkommen, daß 
Regierung die in ihrem Hoheitsbereich befin 
Guthaben beschlagnahmen und als Reparatione: 
rechnen soll, und das bedeutet, daß Überschne 


Senn 


Bahlesınz sich überschneidender Treuhandinter: 
niedergelegt werden sollten, und man hoffte, daß 
von allen Mitgliedregierungen angenommen we 


Einzelabkommen wie dem vom 5. Dezember 1947 
men werde. Ein in diesem Sinne abgefaßtes Doku 
wurde der Hauptversammlung vorlegt und den N 


unmöglich heraus, Einstimmigkeit in dieser Hin 
zu erzielen. Daher beschloß die Hauptversammlung . 
'12.März 1948, zu den verschiedenen Vorschlägen 
Texten für Treuhandschaftsabkommen nicht Ste 
zu nehmen, und empfahl, alle sich überschneidenden 
Ansprüche bis zum 24. Januar 1950 durch unmittelbare 
Verhandlungen der betreffenden Regierungen beizı 

legen. In der Entschließung wird außerdem darum 
ersucht, daß der Wortlaut solcher zwischen Mitglied- 5 


sekretär zur Unterrichtung aller Mitgliedregierungen 
mitgeteilt werde. 

Auf Grund dieser Entschließung haben die Ha 
rungen Frankreichs und des Vereinigten Königreichs 
dem. Generalsekretär mitgeteilt, daß sie am 15. Juli j 
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INTERNATIONALE BERICHTE 


TER 


1948 in Brüssel ein Abkommen zur Beilegung sich über- 
 schneidender Treuhandinteressen an feindlichen deut- 
‚ schen Guthaben unterzeichnet hatten. Die belgische 

Regierung erklärte sich bereit, die Verwahrung dieses 

Abkommens zu übernehmen, wie sie es auch im Falle 

des Abkommens vom 5. Dezember 1947 getan hatte. 


(ec) 1946 hatte die Hauptversammlung bestätigt, es 
sei wichtig, daß die Agentur die Mitgliedregierungen 
dabei unterstütze, sich aus allen Quellen Auskünfte 

zu verschaffen, „aus denen das Vorhandensein von 
Guthaben in Mitgliedländern der TARA oder in neu- 
'  tralen Ländern hervorgeht, hinter denen feindliche 
deutsche Interessen getarnt sind" 1, und in diesem Sinne 
. wurde „anerkannt, daß es wünschenswert sei, zwischen 
den verschiedenen IARA-Ländern einen Austausch von 
Informationen über die Identität der Geschäftsunter- 
. nehmen zu unterhalten, in denen deutsche feindliche 


Zusammenhang entsinnen, daß in Artikel 6E, Teil I, 
' des Pariser Abkommens die Forderung gestellt wird, 
daß in die auf dem Reparationskonto jeder Mitglied- 
Rn regierung zu verrechnenden deutschen Feindguthaben 
„auch diejenigen Guthaben einbezogen werden, die, 
obwohl der nominelle Eigentümer kein deutscher Feind 
ist, in Wirklichkeit deutsche Feindguthaben sind“, und 
daß angemessene Vorkehrungen getroffen werden, „um 
alle Übertragungen null und nichtig zu machen, .die 
nach der Besetzung oder dem Kriegseintritt des be- 
_ treffenden Gebiets durchgeführt wurden, um deutsche 
feindliche Interessen zu verschleiern und sie so den 
"Maßnahmen der Treuhänderkontrolle zu entziehen‘. 
 Auf’Grund der obigen Direktiven wurden 1948 auf 
°  Ersuchen von Mitgliedregierungen über hundert Nach- 
 prüfungen in Deutschland unternommen. Durch die 
gute Mitarbeit der Besatzungsbehörden, besonders in 
der amerikanischen und der französischen Zone, gelang 
es der Agentur, verschiedenen Mitgliedregierungen 
Auskünfte über deutsche Interessen in einer Anzahl 
von Gesellschaften in ihren eigenen Gebieten zu ver- 
schaffen, von denen sie vorher keine Kenntnis gehabt 
hatten. ) 
Zu Anfang des Jahres erklärte sich die schwedische 
Regierung bereit, sich auf Gegenseitigkeitsbasis an 
einem Austausch von Informationen mit Mitgliedregie- 
rungen der IARA über in Schweden ausgegebene und 
als deutsches Eigentum in Schweden befindliche Wert- 
papiere zu beteiligen. Zehn Mitgliedstaaten haben 
sich bis jetzt bereit erklärt, in dieser Angelegenheit 
mit Schweden in gegenseitigen Austausch zu treten. 


Guthaben in neutralen Ländern 


r a) Schweiz 

07 4 ‚, Die Schweizer Regierung hat weiterhin eine allge- 
. meine Liquidierung deutscher Guthaben auf ihrem Ge- 
 .. biet mit der Begründung aufgeschoben, daß als Vor- 


1) Deutsches Eigentum an Guthaben im Hoheits- 
gebiet von Mitgliedregierungen ist häufig durch Mittel 

. wie Dachgesellschaften und „Verschleierungen” ver- 
borgen gehalten worden. Eigentum an Guthaben kann 
durch mehrere Stellen gehen, die sich auf zahlreiche 
Länder verteilen. In einem Falle, der mehrere Mit- 
gliedregierungen betrifft, wurden deutsche Interessen 
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Höhe an die Agentur der Wechselkurs zwischen dem 
Schweizer Franken und der Reichsmark festgelegt wer- 
den müsse, damit die ihrer Auslandsguthaben in der 
Schweiz beraubten Deutschen eine vorherbestimmte 
Entschädigung in Reichsmark erhalten könnten. Die 
Schweizer Regierung hat außerdem an ihrer Forderung 
festgehalten, daß sie bei der Festsetzung dieses Wech- 
selkurses hinzugezogen werde. 


Am 16. März 1948 nahm die Hauptversammlung eine 
Entschließung an, in der die Schweizer Regierung auf- 
gefordert wird, dem Washingtoner Abkommen vom 
25.Mai 1946 sofort nachzukommen und die Liquidie- 
rung von Vermögen, soweit es von diesem Abkom- 
men betroffen wird, möglichst ohne jede weitere Ver- 
zögerung durchzuführen und in der Zwischenzeit so- 
gleich einen Vorschuß von mindestens 100 Millionen 
Schweizer Franken zu leisten. 


Es wird berichtet, daß die Schweizer Regierung jetzt 
einen Schiedsspruch über die Auslegung des Washing- 
toner Abkommens herbeiführen will. Die Schweiz steht 
jetzt auf dem Standpunkt, daß nicht nur die Reichs- 
markfrage, sondern auch noch eine Reihe anderer Fra- 
gen zu lösen seien, bevor sie sich bereit erklären 
könne, ihren Verpflichtungen aus dem Abkommen 
nachzukommen. 


b) Schweden 


Im Washingtoner Abkommen vom 18. Juli 1946 er- 
klärte sich die schwedische Regierung bereit, eine 
Summe von 225 Millionen schwedischen Kronen ver- 
fügbar zu machen, von denen 150 Millionen zur Finan- 
zierung der Ausfuhren nach Deutschland verwendet 
werden sollten, um die Ausbreitung von Seuchen und 
Unruhen zu verhindern; eine weitere Summe von 
75 Millionen sollte als schwedischer Beitrag zum alli- 
ierten Wiederaufbau verwendet werden. Im Verlauf 
des Jahres 1947 stellte die schwedische Regierung dem- 
entsprechend den Vereinigten Staaten, Frankreich und 
Großbritannien ‘die obenerwähnte Summe von 150 
Millionen zur Verfügung. 


Am 3.Februar 1948 nahm die Hauptversammlung 


‚eine Entschließung an, in der die schwedische Regie- 


rung aufgefordert wurde, das Washingtoner Abkom- 
men zugunsten der Unterzeichnerstaaten des Pariser 


Abkommens zu erfüllen und die restliche Summe mög- 
lichst ohne jede weitere Verzögerung verfügbar zu 


machen. 


Die schwedische Antwort wurde den Vertretern der 
drei Verhandlungsmächte am 30. April ausgehändigt. 
In ihr heißt es, die Entschließung gehe von einer irr- 
tümlichen Auslegung des Abkommens dem Buchstaben 
sowie dem Sinne nach aus; es wird nochmals darauf 
hingewiesen, daß die Entscheidung über eine Zuwei- 


durch hundert Gesellschaften in über einem Dutzend 
Ländern, darunter auch Deutschland, zurückverfolgt. 
In einem anderen Fall entdeckte man, daß eine Geesell- 
schaft in Deutschland in vier oder fünf IARA-Ländern 
Tochtergesellschaften hatte und unmittelbar oder mit- 
telbar eine Tochtergesellschaft ihrer eigenen Tochter- 
gesellschaften war. 
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bedingung für eine solche Aktion und die sich daraus 
ergebende Auszahlung der Erlöse in der vereinbarten 


“ 


‚sung ‚der 3 5 Millionen etwredlichen Kronen, is den iR 
_ Unterzeichnerstaaten des Pariser Reparationsabkom- 


mens zustehen, allein bei der schwedischen Regierung 
liege, und es wird festgestellt, daß die Verpflichtung 
der schwedischen Regierung, den Standpunkt der Alli- 
ierten in wohlwollende Erwägung zu ziehen, keine Ver- 


pflichtung bedeute, dem von den Verhandlungsmächten 


ausgearbeiteten Verteilungssatz zuzustimmen. 


Die schwedische Regierung stellt ferner fest, daß sie 
ihre Verpflichtung erfüllt habe, die von den Verhand- 
lungsmächten dargelegten Ansichten wohlwollend in 


‚Erwägung zu ziehen, und bedauert abschließend, nicht 


in der Lage zu sein, den Forderungen der Entschlie- 
ßung vom 3. Februar nachzukommen. 


ne 
a 


Am 10. Juni 1948 richtete dieHauptversammlung eine 


neue Entschließung an die Verhandlungsmächte, in der - 


die in _der Februarentschließung dargelegten Grund- 
sätze erneut bestätigt wurden. Die Verhandlungs- 
mächte wurden aufgefordert, die schwedische Re- 
gierung zu ersuchen, sofort zu Abschlagszahlungen 
an die Mitgliedregierungen zu schreiten, wobei ein 
von Schweden am 15. September 1947 vorgeschlagener 


Satz angewendet werden sollte, und zwar in jedem 


Fall bis zu einer bestimmten Höhe, die nicht den Kate- 


‘ gorie-A-Prozentsatz des betreffenden Empfangslandes 


übersteigen darf. Bezüglich der Restsumme sollten die 
Verhandlungsmächte weiterhin mit Schweden im Inter- 
esse derjenigen Ländern verhandeln, die in den schwe- 


. dischen Vorschlägen ganz aus der Berechnung heraus- 


“ oder an deren Stellvertreter ausschließt; 


gelassen waren oder denen von Schweden weniger ge- 
boten wurde, als ihnen (nach dem Kategorie-A-Prozent- 
satz des Pariser Abkommens) zusteht. Schweden be- 


'willigte später eine Summe von 10 Millionen Kronen 


an Jugoslawien; dieses letztere nahm die Zahlung 


unter dem Vorbehalt an, daß es diese Summe als Vor- 


schuß auf die Gesamtzahlung von etwa 15 Millionen 
ansehe, die dem Lande als prozentualer Anteil nach 


dem Pariser Abkommen zustehe. 


Es scheint nicht, als habe die schwedische Regierung 


auf diese Entschließung hin noch sonstige Schritte 
unternommen. 


ec) Spanien 


Ein Übereinkommen über deutsche Auslandsgqut- 
haben in Spanien wurde am 10.Mai 1948 in Madrid 
zwischen der spanischen Regierung und den Verhand- 
lungsmächten abgeschlossen. Dieses Ubereinkommen 
sah die Enteignung allen Eigentums deutscher Staats- 
angehöriger in Spanien sowie in seinen Protektoraten 


und Besitzungen vor; es sah ferner vor, daß über den 


so enteigneten Besitz in einer Weise verfügt werden 
soll, die den Forderungen der spanischen Wirtschaft 
entspricht, aber eine Rückkehr des Eigentums an Perso- 
nen, die nach dem Übereinkommen enteignet wurden, 
schließlich 
sah das Übereinkommen vor, daß die durch diese Ent- 
eignungen erzielten Summen auf ein Konto einzuzah- 
len sind, das beim spanischen Deviseninstitut auf die 
Namen der Vertreter der Verhandlungsmächte zu er- 
öffnen ist. 


\ 
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 Liquidierung von Vermögenswerten des früheren Deut- - 
‚schen Reiches in Spanien aufgebracht worden war. Am 
24. Juni 1948 billigte die Hauptversammlung die Vor- 


2 BR ö 

Deutsche Auslandsguthaben 

. In dem diesem Übereinkommen beigefügten Finanz- 
Konto nach Abzug bestimmter vereinbarter Zahlun- 


gen an die spanische Regierung grundsätzlich im Ver-, 
hältnis der in diesem Protokoll festgelegten Prozent- 


sätze verteilt werden sollte. Diese stimmen mit den 


Prozentsätzen in den Kategorie-A-Titeln der Pariser 


Akte überein. (Gewisse Abänderungen sind jeaoa ZU NE 


lässig.) 


Man rechnet, daß sich der Gesamtwert der offiziellen au 


und inoffiziellen deutschen Guthaben in Spanien, der 


in spanischer Währung aufzubringen ist, auf 5325 bis 
550 Millionen Peseten netto beläuft. Die Liquidierung 
offizieller deutscher Guthaben in Spanien hat außer- 
dem zwei Beträge in ausländischer Währung aufge- 


bracht, deren Zuteilung m man Anfang 1949 vorzunelanen 
hofft. 


Im Juni wurde der Hauptversammlung eine Summe 5 
von 80 Millionen Peseten zur Verteilung unter die 


Mitgliedstaaten zur Verfügung gestellt, die aus der 


schläge des Generalsekretärs über die Verteilung die- 


ser Summe. Es ergeben sich jedoch noch praktische ver 


Schwierigkeiten, bevor einige der Mitgliedregierungen ws 
das Geld verwenden können, und zwar daraus, daß 
ihnen ein Handels- und Finanzverkehr mit Spanien 


fehlt und die spanische Regierung in dem Finanzproto- 
koll gewisse Einschränkungen hinsichtlich der Verwen- 


dung des Geldes gemacht hatte. 


} 


d) Tanger 


Am 7. Dezember teilten Vertreter der Verhandlungs- 
mächte der Agentur mit, daß die Erlöse aus der Liqui- 


dierung deutscher Guthaben in der Internationalen a 
Zone von Tanger zur Verteilung an Mitgliedstaaten. Mi 


bereitständen. Diese Erlöse, die auf ein bei der Staats- 


bank von Marokko eröffnetes Konto eingezahlt wor- x 


den sind, belaufen sich auf 901 339 französische Fran- 
ken und 731 190 spanische Peseten. Man hofft, diese . 


Beträge Anfang 1949 an die Mitgliedreglerung m Mel 


teilen zu können. 


e) Portugal 


Die Verzögerung in der Unterzeichnung eines Ab- R 


kommens über deutsche Auslandsguthaben in Portugal 
mit der portugiesischen Regierung wurde bereits in der 


Hauptversammlung beraten. Die Verhandlungsmäcte 


wurden aufgefordert, alles zu tun, um zu einem baldi- 
gen befriedigenden Abkommen bezüglich dieser Gut- 
haben zu kommen. Weitere Fortschritte sind nicht zu 
verzeichnen. 


Quelle: Inter Allied Reparation Agency: Report of the 
Secretary General for the year 1948. Brussels; 1949. S. 22 bis 
28. (Übersetzung des Europa-Arcdivs.) 


Als Anhang zu diesem Bericht bringt das Europa- 
Archiv auf der folgenden Seite eine Zahlenübersicht 
über den Stand der Reparationskonten — KategorieB— ° 
am 31. Dezember 1948. 
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protokoll war vorgesehen, daß der Saldo auf diesem 


wech 


Be der | 
Kategorie B 


Abkommen | Programme 


RM 
2 615 019,55 


RM 


' 25330 826,23 531 413,18 


9,60 62.087 004,88 4353 974,10 1 


Protokoll über eine: Nolksahattnmung 

. ;; in Württemberg-Baden, 

ER ae 

! w rttemberg und Baden für den "Augenblick aufrecht. 
'zuerhalten und die von den deutschen Ministerpräsi- 

ten ve hlagene Volksabstimmung auf einen 


negert werde. 
‚Übereinkommen wurde ferner darüber erzielt, daß 


mals geprüft werden soll. 
| Abkommen über Kehl 


men mit den französischen Behörden von Straßburg 
unter den gegenwärtigen Bedingungen die Regierungs- 
'gewalt im Hafengebiet von Kehl weiter ausüben, und 
zwar bis zu dem Zeitpunkt, da eine deutsche Bundes- 
regierung gebildet und die Verhandlungen zwischen 


* Vgl. Europa-Archiv 8/1949, S. 2075—2076. 
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_ Industrioausrüstung i in Reichsmark 


nach. dem Boliwert Biikischen Kran. Einseitige hiff 
d sten3l zösischer | schitTo Wert 
Pariser erorsten Sofortplan Boforkplan Euimahenen ; 
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französischen und deutschen Behörden über eine 
meinsame Hafenbehörde in Kehl abgeschlossen sind. 
Auf Vorschlag der französischen Regierung wurde 
die Übereinkunft getroffen, die Stadt Kehl nach und 
nach'in die deutsche Verwaltung zurückzuführen. Den 
Franzosen, die vorübergehend ihren Wohnsitz in Kehl ; 
haben, soll gestattet sein, für einen Zeitraum von vier a 
Jahren, der für die zusätzliche Wohnraumbescaffung 
in Straßburg erforderlich ist, in Kehl zu bleiben. Uns 
 gefähr ein Drittel der französischen Einwohner. wird 
in der Lage sein, Kehl innerhalb von einigen Monaten 
zu verlassen, und der Rest in der Folge nach Maßgabe N 
des zur Verfügung stehenden Wohnraumes. Baer 
Die endgültige Entscheidung über das Hafengebiet 
von Kehl bleibt dem Friedensvertrag vorbehalten. 
Wenn sich die Hafenbehörde günstig entwickelt, sind 
‘ die Vereinigten Staaten und Großbritannien gewillt, 
beim Zeitpunkt des Friedensschlusses die Errichtung 
einer dauernden gemeinsamen Behörde wohlwollend 
in Betracht zu ziehen. 
Quelle: Deutschland. Das britische Weißbuch über die Deutsch- 
land-Besprechungen in Washington, 6./8. April 1949. Ungekürzte 


Übersetzung mit sämtlichen Dokumenten, hrg. von Information 
Services Division CCG (BE); April 1949. S. & 
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Errichtung d durch die Vereinigten Stanten, das Vereinigte ee und Frankreich, 
j } 
= ei bekanntgegeben am 17. Januar 1949 in Berlin 
w r SAN er BE a = x : 
Das Militärische Sicherheitsamt ist nunmehr gebildet Diese neue Organisation, die die auf Viermächt 
‚worden, IRERR basis begonnenen und nunmehr unterbrochenen 
Diese neue "Organisation ist den alliierten Ober-- mühungen fortführt, ist in keiner Weise dazı 
ee ‘der Westzonen unmittelbar unter-- stimmt, die friedliche wirtschaftliche und wissensch 
‚stellt!. Die Bildung des- Amtes wurde durch das Lon- liche Entwicklung Deutschlands unnötig einzuschrän- 
 doner Abkommen zu zn des Jahres 1948 ausdrück- .ken, sondern stellt eine unentbehrliche Sicherung für 


lich festgelegt. alle betroffenen Nationen dar. 2 
- Die Aufgabe des Bles besteht darin, zu verhindern, 
‚daß der allgemeine ‚Aufschwung in Deutschland, der es Die Direktive über die Errichtung 


"in den Stand setzen soll, seine Schäden wiedergutzu- 
machen und sich an der internationalen Zusammen- Teil I: Gr undbestimmungen 
' arbeit zu beteiligen, von seinen friedlichen Zielen b- 1. Gemäß den Bestimmungen des Londoner Abk 
gelenkt und die Gefahr der Wiedergeburt eines deut- ‚mens wird von den Militärgouverneuren ein Militäri 
schen Kriegspotentials heraufbeschworen wird. sches Sicherheitsamt für die westlichen Zonen Deut: 
Der Umfang der Tätigkeit des Militärischen Sicher- lands errichtet werden, um die Aufrechterhaltun 
heitsamtes, das eine gewisse Anzahl der Funktionen Abrüstung und Entmilitarisierung im Interesse 
‘des Kontrollrates übernimmt, ist zweifach: Sicherheit zu gewährleisten. 
Das Amt wird vor allem die auf dem Gebiet der 2. Der Verantwortungsbereich des Amtes wird 
Sicherheit begonnene gesetzgeberische und Verord- auf das gesamte Gebiet der Abrüstung und Entmilita 
nungstätigkeit in Einklang bringen und vervollständi- sierung erstrecken, wobei die Gesetze und Direktiv 
gen. Zu diesem Zweck wird es seine Arbeit auf die zu beachten sind, die bereits auf Viermächtebasis be- Fu 
bereits früher erlassenen Viermächtegesetze und schlossen wurden. Im besonderen wird sich das A 
-direktiven stützen. damit befassen, die Militärgouverneure hinsichtl 
. Es soll weiterhin die ordnungsgemäße Ausführung der Aufrechterhaltung und Durchsetzung der A 
der solchermaßen erlassenen Gesetze und Verordnun- rüstungs- und Entmilitarisierungsbestimmungen zu be- 
- gen durch Inspektionen sicherstellen, die nach be- raten. Es wird die notwendigen Inspektionen ausfüh 
stimmten Richtlinien geleitet werden. Die Inspekteure ren und den Militärgouverneuren Maßnahmen e p 
des Amtes werden ermächtigt werden, Fabrikanlagen fehlen, die für folgende Zwecke notwendig sind: 
A und Industrieeinrichtungen zu inspizieren. Wenn das a) Verhinderung des Wiederauflebens militä rische 
Sicherheitsamt es für ratsam hält, können diese In- oder halbmilitärischer Organisationen und militäri 
spektionen ohne vorherige Benachrichtigung .der Geistes; 
Fabrikleitung erfolgen. , b) Verhinderung der Herstellung oder Einfuhr on 
{ Auf dem Gebiet der Bes analpolitik wird das Sicher- Waffen, Kriegsmaterial und anderem Material ‚oder i 
_ heitsamt das Wiederaufleben militärischer Organisa- Ausrüstungen, die verboten sind oder verboten werden 
tionen und militärischen Geistes verhindern. Auf dem c) Verhinderung des Verstoßes gegen Beschränkı 
Gebiet der Industrie wird das Amt die Durchführung gen hinsichtlich gewisser Industrien durch Deutsche; 
der vorbeugenden und einschränkenden Maßnahmen d) Sicherstellung, daß. militärische Gebäude, Bau- 
bei bestimmten Industriezweigen, die von den Be- werke, Versuchsanstalten und alle Schiffswerften oder 
satzungsmächten aus Sicherheitsgründen geschlossen Fabriken, die Kriegsmaterial herstellen können un { 
werden könnten, überwachen. Auf dem Gebiet der die beibehalten werden dürfen, nur für friedlich: 
wissenschaftlichen Forschung wird verhindert werden, Zwecke benutzt werden; BR 
daß eine auf Kriegsziele gerichtete Tätigkeit betrieben e) Sicherstellung, daß die wissenschaftliche Forschung - 
wird. nicht auf kriegerische Ziele eingestellt wird; 
Die allgemeine Zusammensetzung des Militärischen ‘ f) Sicherstellung, daß im Zusammenhang mit dem 
Sicherheitsamtes entspricht dieser Aufgabenteilung und Aufbau und dem Betrieb der Handelssciffahrt und 
weist außer den leitenden Gremien (der Kommission dem Betrieb ziviler Fluglinien kein Kriegspotential ge- ih 
und dem ständigen Delegiertenausschuß) drei Spezial- schaffen wird. a Pte 


abteilungen auf, die Militarismus, Industrie und wis- 3. Zur Ausführung seiner Aufgaben wird das Amt 
senschaftliche Forschung überwachen. Diesen werden folgende Maßnahmen zu ergreifen haben: N 
Inspektionsgruppen für Untersuchungen im “Außen- a) Überprüfung der bestehenden Viermächte- und 

dienst zugeteilt. Zonengesetze und -direktiven sowie Vorschlag von 


 — 
1) General James P. Hodges, Direktor der. Abteilung Paskiewicz, Chef der französischen Entmilitarisierungs- 

für die Streitkräfte bei der amerikanischen Militär- abteilung in Deutschland, werden den Vorsitz im 

regierung, General V. Westropp, der steNvertretende Sicherheitsamt übernehmen. 

„britische Stabschef in Deutschland, und General Etienne 
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’ 
Empfehlungen, falls sie Zusätze oder Abänderungen 
benötigen, und nötigenfalls Herstellung der Einheit- 
lichkeit innerhalb der drei Zonen; 

b) Empfehlungen über Gesetze und Bestimmungen 
an die Militärgouverneure, deren Erlaß für die Durch- 
führung der Abrüstung oder für das Verbot oder die 
Einschränkung besonderer militärischer, industrieller 
oder wissenschaftlicher Forschungs- und sonstiger 
Tätigkeit nötig sein kann; 


€) Sicherstellung der Erfüllung der Vorschriften durch 


Inspektionen und Gewährleistung, daß die notwendi- 
gen statistischen Unterlagen für das Amt von deutscher 
Seite zur Verfügung gestellt werden, Die Berichte über 
‚die Inspektionen werden den Militärgouverneuren zu- 
sammen mit den Bemerkungen des Amtes vorgelegt 
werden; 
' d) Beratung der Militärgouverneure über Revisionen, 
die von Zeit zu Zeit für die Verbote oder Kapazitäts- 
und Produktionsbeschränkungen der deutschen Indu- 
strie nötig sein können; 

e) Sammlung, Zusammenfassung und laufende Ver- 


 vollständigung aller Unterlagen über Umstände, die 


ein Kriegspotential auf militärischem, industriellem und 
wissenschaftlichem Gebiet wiederherstellen könnten. 


Teil II: Verfassung und Funktion 


4. Das Militärische Sicherheitsamt wird zusammen- 
gesetzt sein aus: a) einer Kommission, b) einem Aus- 
schuß von Stellvertretern, c) einem Sekretariat, d) drei 
Abteilungen: Militarismus, Industrie und wissenschaft- 
liche Forschung, e) Inspektionsgruppen. ‘ 

‚ 9. Sicherheit im Ruhrgebiet: 

Das Amt wird eine entsprechende Organisation und 

Verbindungsstellen für die Zusammenarbeit mit der 


‚Internationalen Ruhrbehörde aufstellen, soweit sie sich 


als notwendig erweisen. 

6. Die Kommission: 

a) Die Kommission wird aus drei Offizieren in Gene- 
rals- oder entsprechendem Rang oder aus ihren Ver- 
tretern bestehen, die von den einzelnen Militärgouver- 
'neuren ernannt werden und diese vertreten. 

b) Die Kommission wird grundsätzlich einmal im 
Monat oder soweit sonst nötig für die ordentlichen 
Sitzungen unter dem abwechselnden Vorsitz eines der 


Mitglieder zusammentreten, um die vom Amt geleistete 


Arbeit zu überprüfen, ihre Empfehlungen an die Mili- 


tärgouverneure vorzubereiten und einzureichen, Ent- 


scheidungen über alle besonderen Inspektionsaufträge 
in den Zonen zu treffen und alle notwendigen Maß- 
nahmen zu ergreifen, um die Arbeit des Amtes und 
der angeschlossenen Dienststellen zu erleichtern. 

‚c) Jedes Mitglied der Kommission kann bei den Sit- 
zungen von seinem Vertreter, einem Hauptsekretär 
oder anderen Sachverständigen, die es für notwendig 
hält, gleichviel, ob sie dem Amt angehören oder nicht, 
unterstützt werden. 

d) Die Kommission wird auf Antrag eines ihrer Mit- 
glieder außerordentliche Sitzungen abhalten. 

e) BeiEntscheidungen der Kommission gilt das Gesetz 
der Mehrheit, falls das Minderheitsmitglied die Frage 
nicht den Militärgouverneuren unterbreitet, was bis zur 
Fällung der Entscheidung aufschiebende Wirkung hat. 

7. Ausschuß der Stellvertreter: 

Die Stellvertreter der Kommission werden am Sitz 
des Amtes zur Führung des Geschäftsbetriebes einen 
ständigen Ausschuß bilden. Im einzelnen werden sie 
die Arbeit der Abteilungen zu koordinieren und einen 
Vorsitzenden bei gemeinsamen Sitzungen von zwei 
oder mehr Abteilungen zu stellen haben (der dieselbe 
Nationalität wie der Vorsitzende der Kommission im 
betreffenden Monat haben soll). 
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8. Sekretariat: SER Elke 
a) Das Sekretariat wird sich aus drei Hauptsekre- 
tären, je einem für jede Nation, zusammensetzen. 

Das Sekretariat vom Dienst wird unter den Haupt- 
sekretären entsprechend der Nationalität des Vor- 
sitzenden der Kommission wechseln. Ein ständiger, dem 
Amt ‚angehörender Stab von Sekretären, Schreibkräf- 
ten, Übersetzern und anderem Personal wird den An- 
sprüchen entsprechend zur Verfügung gestellt, wobei 
jeder Staat einen verhältnismäßigen Änteil des be- 
nötigten Personals beisteuert. 

b) DasSekretariat hat das einwandfreie verwaltungs- 
mäßige Arbeiten des Amtes zu gewährleisten und wird 
für die Aufrechterhaltung der Verbindung zwischen 
den Mitgliedern des Amtes und den auswärtigen 
Dienststellen, für die verwaltungsmäßige Vorbereitung 
aller Sitzungen, für die Durchführung der Obliegen- 
heiten des Sekretariats bei allen Sitzungen der Mit- 
glieder des Amtes, für die Anfertigung von Protokollen 
und Berichten, für die Führung des Schriftwechsels, 
für die Vorbereitung und Ankündigung planmäßiger 
Inspektionen bei den entsprechenden Dienststellen, für 


die Verteilung von Akten und die Anlage von Archi- 


ven verantwortlich sein. 

c) Das Sekretariat wird eine angeschlossene Drei- 
mächte-Informationsabteilung haben, die dafür verant- 
wortlich ist, daß das vom Amt gesammelte Informa- 
tionsmaterial zusammengefaßt und auf dem laufenden 
gehalten wird. 

9. Abteilungen: i 

a) Es wird drei Abteilungen geben: Militarismus, In- 
dustrie und wissenschaftliche Forschung. 

Innerhalb jeder Abteilung wird jede beteiligte Macht 
(Vereinigte Staaten, Vereinigtes Königreich und Frank- 
reich) ihre nationale Vertretung einrichten und auf- 


rechterhalten. Diese Abteilungen werden auf koordi- a! 
nierter Grundlage gemäß der beigefügten Organisa- 


tionsordnung arbeiten. Die nationalen Vertretungen 
brauchen in ihrer inneren Einrichtung nicht überein- 
zustimmen, doch sollten sie sich allgemein in ihren 
Funktionen ünd in ihrer Leistungsfähigkeit' ent- 
sprechen. - \ 

b) Sondersektionen oder Arbeitsgruppen, die ziur Be- 
arbeitung besonderer Fragen für notwendig gelhalten 
werden, können innerhalb der Abteilungen errichtet 
werden. Solche Sektionen oder Arbeitsgruppen können 
ergänzt werden, indem alle drei Mächte Miitgliedier 


stellen, ohne Verpflichtung zur Gleichheit hinsichtlich t 


der Qualifikation oder der Zahl. 

c) Im Rahmen der Grundbestimmungen wird jede 
Abteilung oder jede nationale Vertretung verantwort- 
lich sein, und zwar jede innerhalb ihres eigenen Ar- 
beitsbereiches oder in der Weise, wie es im einzelnen 
durch die Kommission zur Vorbereitung notwendiger 
Regelungen und Empfehlungen zu ihrer Durchführung 
und Kontrolle bestimmt wird; letztere müssen der 
Kommission unterbreitet werden. Empfehlungen der 
nationalen Vertretungen sollen auf Dreimächtebasis 
bearbeitet und geklärt werden, und zwar, soweit mög- 
lich, innerhalb der Abteilungen, bevor sie der Kom- 
mission zugeleitet werden. 

d) Sitzungen der Abteilungen werden am Sitz des 
Amtes stattfinden. Der Vorsitz wird unter den Leitern 
der nationalen Vertretungen wechseln, so daß die 
Staatsangehörigkeit des Abteilungsvorsitzenden der 
des Vorsitzenden der Kommission entspricht. Die Leiter 
der nationalen Vertretungen können von Mitgliedern 
ihrer Vertretung unterstützt‘ werden, die sie für not- 
wendig halten, oder durch Sachverständige, die zeit- 


weilig dieser Vertretung dienstlich zugeteilt sind oder: 


ihr nicht angehören. 
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€) Angelegenheiten, die gemeinsame Belange zweier 
der mehrerer Abteilungen berühren, werden grund- 
sätzlich im Wege gegenseitiger informatorischer Ko- 
ordination erledigt; doch können auch gemeinsame 
Sitzungen der Abteilungen durch den Ausschuß der 
Stellvertreter auf Antrag jeder nationalen Vertretung 


_ anberaumt werden. 


f) Für die Zeitspanne, in der bestehende Organisa- 


' tionen zur Überwachung von Industrie und wissen- 


schaftlicher Forschung in ihrer gegenwärtigen Form 


' weiterbestehen, können gewisse Aufgaben des Amtes 


mit Zustimmung jedes Militärgouverneurs durch Perso- 


‚nal wahrgenommen werden, das entweder ordnungs- 


gemäß zu hauptamtlicher Arbeitsleistung dem Amt 
zugeteilt oder ihm zeitweilig für eine solche Dienst- 
leistung zugewiesen wird. Stellen diese Organisationen 


. jeder der beteiligten Militärregierungen, deren Tätig- 


keit der des Amtes entspricht, ihre Arbeit ein, so wer- 


- den die betreffenden Abteilungen des Amtes erweitert, 
' um die notwendigen Kontrollen zur Verhinderung des 


Wiedererstehens "deutschen militärischen, industriellen 
oder wissenschaftlichen Kriegspotentials zu über- 
nehmen. 

10. Inspektionsgruppen: 

a) Die Abteilungen werden Inspektoren und/oder 
zusammengesetzte Dreimächte-Inspektionsgruppen ein- 
setzen, anweisen und entsenden, die aus Personal ge- 
bildet werden, das dem Amt angehört oder ihm zuge- 
teilt ist, sooft es notwendig ist, um in den drei Zonen 
die Befolgung der Ausführungsbedingungen der von 


ri 


‘den Militärgouverneuren befohlenen Maßnahmen zu 


überprüfen. Die Kommission kann alle besonderen In- 
spektionen anordnen, die sie für notwendig hält. 
b) Die verwaltungsmäßigen Vorbereitungen für diese 


| Inspektionen werden vom Sekretariat getroffen. 


c) Inspektionsgruppen sollen jederzeit freien Zugang 
zur Inspektion ohne vorherige Ankündigung zu den 


-im Paragraphen 2 niedergelegten Zwecken haben, und 


x 


Yin 


@ 


zwar zu jedem Ort, zu jeder Einrichtung 
‚ keit, doch mit der Ausnahme, daß die örtlihe Militär 
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oder Tätig- 


regierung rechtzeitig von derartigen Besuchen unter- 
richtet wird. 

11. Die Gründung des Amtes beruht darauf, daß Ab- 
rüstung und Entmilitarisierung der Verantwortung 
aller drei Mächte unterliegen. Bis das Kontrollsystem 
auf Länderebene geändert ist und solange einseitige 
‚Kontrolle in den einzelnen Ländern beibehalten wird, 
wird der örtliche Angehörige der Kommission (oder der 
entsprechende Beamte) in jedem Land als Beauftragter 
des Militärgouverneurs für Abrüstung und Entmilitari- 


sierung zuständig sein. Zu diesem Zweck wird er seine 


Berichte an die Militärgouverneure über das Amt lei- 


ten und seine Anweisungen auf demselben Wege er- 


halten. Er wird die angeforderten Informationsunter- 
lagen beschaffen und für die fortlaufende Beobachtung 
der Ausführung der vorgeschriebenen Sicherheitsmaß- 


nahmen verantwortlich sein. Er hat bei Besuchen der 


im Paragraphen 10 erwähnten Inspektionsgruppen 
volle Unterstützung zu gewähren. Wird er durch eine 


Dreimächte-Kontrollkommission abgelöst, so geht seine 


Zuständigkeit auf diese Kommission über. Für den Fall, 
daß die Militärregierung nicht mehr entsprechend auf 
Landesebene vertreten sein sollte, wird das Amt Drei- 
mächte-Dienststellen einrichten, die es zur Aufrecht- 
erhaltung der Kontrolle in den Ländern für notwendig 
erachtet. ö i 

12. Ernennung der Mitglieder des Amtes: 

Die Mitglieder des Amtes und die Sachverständigen 
werden durch die betreffenden Militärgouverneure er- 


nannt und bei dem Amt durch das entsprechende Mit- 


glied der Kommission akkreditiert werden. 
13. Geschäftsordnung: 
Die Geschäftsordnung für das Amt wird vom Aus- 
schuß der Stellvertreter aufgestellt werden. er 


Quelle: The Department of State Bulletin, Vol. XX, No. 502, 


February 13, 1949. S. 195—197. (Übersetzung des Europa-Ardivs.) 


Das Abkommen über das neue Industrieniveau 


Westdeutschlands vom 13. April 1949 


Wortlaut des Kommuniques der drei Militärgouverneure 
über die verbotenen und beschränkten Industrien in 
den drei westlichen Besatzungszonen vom 13. April 1949 

„Die drei Militärgouverneure der westlichen Be- 
satzungszonen haben heute den Wortlaut eines Ab- 
kommens über die verbotenen und beschränkten Indu- 
strien zur Veröffentlichung herausgegeben. 

Die im Interesse der Sicherheit als erforderlich be- 
fundenen Verbote und Beschränkungen für die Indu- 


 strie beziehen sich größtenteils auf eine Reihe indu- 


strieller Erzeugungen, die für die deutsche Friedens- 
wirtschaft nicht notwendig sind. Es wird darauf hin- 
gewiesen, daß eine beträchtliche Einschränkung des 
bestehenden Verbotes über den Schiffbau erfolgte, die 
den Wiederaufbau einer Handelsflotte im Rahmen be- 
stimmter Begrenzungen gestatten wird. 

Die Bestimmungen des Abkommens, die Verbote und 
Beschränkungen für die Industrie festlegen, unterliegen 
zur Zeit des Friedensvertrages einer Überprüfung; 
die Beschränkungen können bereits früher überprüft 
werden. 

Außerdem sehen sich die Militärgouverneure in der 
Lage, bekanntzugeben, daß ihre Regierungen der Be- 
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.lassung von 159 Werken und Teilwerken in Deutsch- 


land zugestimmt haben, die jetzt für den deutschen und 
europäischen Wiederaufbau benötigt werden, die je- 
doch ursprünglich zur Demontage als Reparationen 
vorgesehen waren. Die Liste der. Betriebe wird ver- 
öffentlicht werden. 

Nun, da diese beiden Entscheidungen getroffen sind, 
wird beabsichtigt, den Abschluß des Reparationspro- 
gramms zu beschleunigen, so daß es nicht mehr länger 
eine Ungewißheit im deutschen Wirtschaftsleben bildet 
und die noch zu demontierenden Werke baldmöglichst 
in die Arbeit für den europäischen Wiederaufbau ein- 
geschaltet werden können.” 


Quelle: Public Information Office, OMGUS Frankfurt / British 
Information Services, Frankfurt, 489. HQ CCG., 13th April 1949. 
(Übersetzung des Europa-Arcivs.) 


Abkommen über in der amerikanischen, der britischen 
und der französischen Zone Deutschlands verbotene 
und beschränkte Industrien 

Gemäß den Anweisungen, die der amerikanische, der 
britische und der französische Militärgouverneur und 
Oberbefehlshaber von ihren jeweiligen Regierungen 
erhalten haben, um das nachstehend aufgeführte Ab- 
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‚dieses Abkommens als Deutschland bezeichnet) abzu- 
"schließen, verkünden sie hiermit das sofort in Kraft 
tretende Abkommen wie folgt: 


Artikel I 


Die in dem Abkommen niedergelegten Verbote blei- 
n bis zur Friedensregelung in Kraft. 


gen bleiben bis zum 1. Januar 1953 oder bis zur Frie- 
'densregelung, je nachdem, welcher der beiden Zeit- 


. in Kraft. 

Sollte bis zum 30. Juni 1952 noch keine Friedens- 
'egelung getroffen worden sein, so sollen die Militär- 
gouverneure diese Beschränkungen zugleich nach Maß- 
be der dann herrschenden Umstände überprüfen, wo- 
die Sicherheitserfordernisse der alliierten Mächte, 
stand und Wirksamkeit der Maßnahmen zur Aul- 
chterhaltung der Sicherheit und die Erfordernisse des 
ropäischen Wiederaufbaues zu berücksichtigen sind. 
Sollten die Militärgouverneure nicht in der Lage sein, 
nnerhalb von 90 Tagen nach dem 30. Juni 1952 über 
ie Beschränkungen eine Einigung zu erzielen, die — 
lls eine Friedensregelung nicht eher erfolgt — über 
ien 1. Januar 1953 hinaus in Kraft bleiben sollen, so 
soll die Angelegenheit umgehend von den drei Re- 


_ gierungen erwogen werden. 


IR 
Artikel II 


Maßnahmen im Rahmen der Machtbefugnisse der 
tärgouverneure auf Grund der Bestimmungen des 


n werden. 


fi Artikel III \ 

Die Erzeugung und Herstellung folgender Stoffe und 

Kriegsmaterialien soll verboten und alle Betriebs- 

lagen und Ausrüstungen für ihre Erzeugung oder 

erstellung, die nicht schon entfernt oder zerstört sind, 

llen so bald wie möglich aus Deutschland entfernt 
r zerstört werden: 52 

a) die in Tabelle A des Kontrollratsgesetzes Nr. 43 

(Anlage A) aufgeführten Stoffe; ER 

.b) Rohmagnesium; 

c) Beryllium. 


Artikel TV 


. Uber Erzeugung, Einfuhr, Ausfuhr, Beförderung, 
' Lagerung, Benutzung und Besitz radioaktiver Stoffe 
sollen die Militärgouverneure Gesetze erlassen. 


% Artikel V 


Butadien soll verboten werden. 

2. Zur Durchführung der vorgenannten Verbote sol- 
"len Kopolymerisieranlagen, Forschungs- und Prüfungs- 
' anlagen für synthetischen Gummi und Anlagen zur 
 Butadien-Erzeugung in den Werken in Hüls, Ludwigs- 
hafen und Leverkusen entfernt oder vernichtet werden. 


Artikel VI 


1. Die unmittelbare oder mittelbare Erzeugung von 
Benzin, Ol und Schmierölen aus Kohle oder Braunkohle 
durch das Bergius-Hydrierverfahren, die Fischer- 
' Tropsch-Synthese oder entsprechende Verfahren. soll 
verboten werden bis — vorübergehend — auf die Men- 
gen, die für die Erzeugung von Hydrokarbon-Wachsen 
zur Herstellung synthetischer Fettsäuren für die Wasch- 
mittelproduktion unentbehrlich sind 


2166 


"kommen für beschränkte und verbotene ‚Industrien in. aD 
‘den amerikanisch, britisch und französisch besetzten 
Gebieten Deutschlands (im folgenden für die Zwecke 


Die in dem Abkommen niedergelegten Beschränkun- 


unkte früher liegt, und weiterhin nach Vereinbarung 


bkommens sollen auf einstimmigen Beschluß getrof- 


1. Die Erzeugung von synthetischem Gummi und 


op 
stattet werden, ' hland 
Fett- und Olvorräte für die Herstellung 
Waschmitteln nicht ohne Zuhilfenahme 
Fettsäuren ausreichen, keinesfalls jedoch 
31. Dezember 1949 hinaus. 


den 


3. Diejenigen Fischer-Tropsch-Anlagen, die zur Zeit 


nicht mit der Synthese von Hydrokarbon-Wachsen be- 
schäftigt sind, sollen so bald wie möglich aus Deutsch- 
land entfernt oder zerstört werden. Die beiden Fischer- 
Tropsch-Anlagen, die mit der Synthese von Hydro- 


'karbon-Wachsen beschäftigt sind, sollen nach Beendi- 
“gung der Produktion so bald wie möglich aus Deutsch- | 


land entfernt oder zerstört werden. ns 
4. Alle Bergius-Anlagen außer dem Werk in Wesse- 
ling werden so bald wie möglich aus Deutschland ent- 


fernt oder zerstört werden. Das gesamte Werk in n 


Wesseling soll belassen bleiben; es kann für die Rohöl- 
raffinierung, und für die Hydrierung schwerer Rück- 
stände bei der Rohölraffinierung und’für die Synthese 
von Ammoniak und Methanol verwendet werden. 


Artikel VII a: 


Die Herstellung von Elektronenröhren soll sich auf 
eine Liste erlaubter Typen beschränken, die von Sac- 
verständigen aufzustellen und von den Militärgouver- 
neuren bekanntzugeben ist. Sie sollen nicht über 


10 Watt Streuung oder 250 Megahertz Frequenz hin- 
ausgehen mit der Maßgabe, daß die Militärgouver- 


neure Vollmacht haben, auf Veranlassung des Militäri-. 
‘schen Sicherheitsamtes die Herstellung von Typen über 
10 Watt Streuung (aber nicht über 250 Megahertz Fre- 

quenz) durch Lizenz zu genehmigen. 5 


\ 


F 


Artikel VII 


1. Die Kapazität der folgenden Industrien soll wie Fe: 


folgt beschränkt werden: ; 
a) Stahl auf die Kapazität, die nach der Entfernung 


. der Reparationen verbleibt; i I 


b) elektrischer Bogen- und Hochfrequenzofen-Stahl 


auf die Ofenkapazität, die nach der Entfernung der 


Reparationen verbleibt; EMDEN 

c) Rohaluminium auf die Kapazität, die zur Herstel- 
lung von 85 000 t Rohaluminium im Jahre ausreicht; 

d) Schiffbau auf die Kapazität, die nach Entfernung 
der folgenden Werften als Reparationen — zuzüglich 
der vier Werften, die bereits zu Reparationszwecken 
zur Verfügung gestellt worden sind — verbleibt: Ger- 
mania-Werft, Kiel; Deutsche Werke, Kiel; Deutsche 
Werft Reiherstieg, Hamburg; 

c) Kugel- und Rollenlager auf die Kapazität, die nach 


reparationsweiser Entfernung derjenigen Werke und u 


Einrichtungen verbleibt, die nötig sind, um in Deutsch- 
land eine Kapazität zu belassen, die ausreicht, um 
33 Millionen Einheiten im Jahre bei Einschichtarbeit 
herzustellen, oder auf die augenblickliche Kapazität, 
je nachdem, welche von den beiden niedriger ist; 


f) synthetisches Ammoniak auf die Kapazität, die 


nach Entfernung der Reparationen verbleibt; 

g) Clor auf die Kapazität, die nach Entfernung der 
Reparationen verbleibt; 

h) Styrin auf eine Arbeitskapazität von 20000 t 
jährlich. 

2. Um zu verhindern, daß die erlaubte Gesamtkapazi- 
tät der im obigen Absatz 1 beschränkten Industrien 
überschritten wird, soll es keinem Unternehmen ge- 
stattet sein — es sei denn auf Grund einer Lizenz der 
Militärgouverneure auf Veranlassung des Militärischen 
Sicherheitsamtes —, die Produktionskapazität irgend- 
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erung der Beenden Einrich- 
gen, d Bau neuer Einrichtungen. oder zusätz- 
‚liche Verwendung neuer Ausrüstungen bewerkstelligt 
werden soll. Der Bau neuer Werke und Ausrüstungen 
sowie die Ersetzung oder Wiederherstellung solcher, 
die entfernt oder zerstört worden sind, sollen gleich- 


einer Lizenz der Militärgouverneure auf Veranlassung 


Sicherheitsamt wird sicherstellen, daß veraltete oder 


abgenutzte Anlagen oder Ausrüstungen, deren Er- 


Ä: setzung jetzt. genehmigt worden ist, aus Deutschland 
"entfernt oder zerstört werden. 2 U 


Artikel IX ee 


nr 4: Die Stahlerzeugung. soll auf 11,1 Millionen Tonnen 
jährlich begrenzt werden. 


jährlih begrenzt werden. Die Einfuhren von Bauxit 
und Tonerde sollen nicht besonders begrenzt werden; 
' sie sollen aber von den Militärgouverneuren über- 


Anzahl Monatslieferungen hinaus aufgestapelt werden. 
Diese Anzahl ist von a. Militärgouverneuren zu be- 
stimmen. 

3. Die Erzeugung von ‚Styrin soll auf 20 000 t jähr- 
lich begrenzt werden, n 
1% Artikel x 

| a Die Herstellung folgender Erzeugnisse soll ver- 
boten werden: 
Br .a) Werkzeugmaschinen oder andere Fabrikations- 
ausrüstungen, die eigens für die Herstellung von Waf- 


’b) Hilfs- oder Zusatzgeräte; ‘Vorrichtungen, Werk- 
zeuge oder andere Gegenstände, die keinem gewöhn- 
lichen Friedenszweck dienen und eigens dazu bestimmt 
sind, Werkzeugmaschinen oder andere Fabrikations- 
 ausrüstungen für die ‚Herstellung von Waffen, Muni- 
tion oder anderem Kriegsgerät umzuändern oder die- 
. sem Zweck anzupassen, 
. 2. Die Herstellung der im Anhang B- ‚aufgeführten 
Werkzeugmaschinentypen soll verboten werden, es sei 


- gouverneure auf Veranlassung des Militärischen Sicher- 
heitsamtes; diese Lizenz wird in der Regel erteilt wer- 
den, es Sei denn, die Militärgouverneure hätten Grund 
zu der Annahme, daß diese Werkzeuge nicht für die 
Friedensproduktion bestimmt sind. \ 


Artikel XI 

1. Der Bau von Schiffen, deren Größe und Geschwin- 
"digkeit die in der untenstehenden Tabelle enthaltenen 
Grenzen nicht übersteigen, soll in Deutschland gestat- 
tet werden, mit der Maßgabe, daß keine Hochseeschiffe 
. gebaut werden sollen, bevor eine deutsche Küsten- 
. flotte wiederhergestellt ist, die den Anforderungen des 
europäischen und deutschen Wiederaufbaues entspricht. 
' Diese Anforderungen werden von den Militärgouver- 
neuren festgelegt und in Kürze bekanntgegeben werden. 
Frachtschiffe für Trockenladung 12 Knoten 7200 BRT, 
Tanker 12 Knoten 7200 BRT, Fischereifahrzeuge und 
andere Schiffe, die keine Frachtschiffe find, 12 Knoten 

‚650 BRT, Küstenfahrzeuge 12 Knoten 2700 BRT. 
14 2. Ungeachtet der obigen Anordnung soll es Deutsch- 
' land, während dieses Abkommen gilt, gestattet sein, 
aus dem Ausland bis zu 100 000 BRT Tanker mit einer 
Höchstgeschwindigkeit von 14 Knoten und bis 10 700 
BRT, sowie bis zu 300000 BRT Frachtschiffe für Trocken- 
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' falls verboten sein, es sei denn, sie erfolgen auf Grund. 


. anderen Hinsicht die im obigen Absatz 1 aufgefüh ten. 
des Militärischen Sicherheitsamtes. Das ‚Militärische & a Ton Ko 


2. Die Erzeugung von Rohaluminium soll auf 85 000 ti N folgenden. Auen auigesteil 


wacht werden, um zu verhindern, daß sie über eine 


"Begrenzungen der Geschwindigkeit und Tonnage über 
schreiten, um Schiffe mit besonderen Zwecken ode 


fen, Munition oder anderem Kriegsgerät bestimmt sind; 
‘von Schiffen mit höherer Geschwindigkeit als 12 K 


Er Gesetzgebung in Kraft tritt, sollen die in Betracht k 
denn, sie erfolgt auf Grund einer Lizenz der Militär- 


37, 44 und 45 gestattet sind, verboten bleiben. 


4 


3. Zur Unterrichtung der Militärgouverneure sol R 
Sachverständigenkommission von den Regierungen der 
Vereinigten Staaten, Großbritanniens und Frankreichs 
gebildet werden mit dem Auftrag, innerhalb drei 
Monate einen Bericht auszuarbeiten, der Schiffstyp 
aufführt — ausgenommen Schiffe, die in erster Linie 
für den Passagierverkehr bestimmt sind—, die Deutsd 
land brauchen würde, obgleich sie in der einen od 


Begrenzungen überschreiten. Die Kommission soll auch 
diejenigen Eigenarten der Bauart, Konstruktion, 
Antriebes der Maschinen usw. festlegen, die die 


tern würden oder die nicht dem gewöhnlichen Bra 
der Handelsmarine BE BLEI nd deshalb verbo 


Richtlinien vorgehen. 

4. Die Militärgouverneure können auf Veranlass 
des Militärischen Sicherheitsamtes durch Lizenz 
Bau oder die Anschaffung von Schiffen gestatten, 
in gewissen Hinsichten die im Absatz 1 ‚aufgefüh 


Aufgaben zu berücksichtigen. Die Militärgouverneur 
sollen die Sicherheitsanforderungen und die Notwe 
digkeit berücksichtigen, daß die Schiffe in den Handels 
zweigen oder auf den Routen, für die sie bestimmt 
sind, wirtschaftlich eingesetzt werden können. 

5. Ungeachtet einer hierin enthaltenen gegenteili 
Bestimmung sollen die Militärgouverneure bei ih 
Maßnahmen auf Veranlassung des Militärischen Siche 
heitsamtes die Vollmacht haben, unter Lizenz den B: 


ten zu genehmigen, die nachweisbar für Zwecke 
Verhinderung von Schmuggel und ungesetzlich 
Fischerei, Grenzüberwachung, Feuerbekämpfung od 
für Lotsen oder Zivilpolizei wichtig sind. 

6. Die Militärgouverneure sollen die für die Du: } 
führung der vorgenannten Bestimmungen notwendige 
Gesetzgebung veröffentlichen, und sobald eine sol 1e 


menden Bestimmungen der Kontrollratsdirektiven 
Nr. 33, 37, 44 und 45 keine Anwendung mehr finde: 
Bis zur Verkündung solcher Gesetzgebung soll der Ba 
von Schiffen außer denen, die nach den diesbezü 
lichen Bestimmungen der Kontrollratsdirektiven Nr. 


Artikel XI 

Keine Bestimmung dieses Abkommens soll als Be= 

einträchtigung oder Verminderung der Machtbefugnisse Bon.) 
des Militärischen Sicherheitsamtes ausgelegt, werden. 


Anlage A: ’ 
Verzeichnis A zum Kontrollratsgesetz Nr. 43 


Gruppe I M 
a) Alle Waffen einschließlich Atomkampfmittel oda i 
Geräte aller Kaliber und Arten, die tödliche oder zer- 
störende Geschosse, Flüssigkeiten, Gase oder giftige 
Substanzen vorwärtstreiben können, sowie ihre Lafet- 
ten und Bettungen. = 
b) Alle zu den vorgenannten Mitteln gehörenden 
Projektile und ihre Abschuß- oder Antriebsmittel. Bei- 
spiele für Antriebsmittel sind Kartuschen, Spreng- 
ladungen usw. 


2167 


DOKUMENTATION 


c) Alle militärischen Zerstörungsmittel wie Granaten, 
Bomben, Torpedos, Minen, Wasserbomben, geballte 
Ladungen und Sprengladungen mit Selbstantrieb. 

d) Alle militärischen Hieb- und Stichwaffen (im Fran- 
 zösischen: weiße Waffen, im Russischen: kalte Waf- 
fen), wie Bajonette, Degen, Dolche und Lanzen. 


Gruppe II 


= ...a) Alle Fahrzeuge, die eigens für militärische Zwecke 


ausgerüstet oder bestimmt sind, wie Panzer, Panzer- 
spähwagen, Panzerschlepper, gepanzerte Eisenbahn- 
wagen usw. 

b) Panzerungen aller Art für militärische Zwecke. 

c) Eigens für militärische Zwecke bestimmtes Zug- 
geschirr. 

Gruppe III 

a) 1. Entfernungsmeßgeräte aller Art für militärische 
Zwecke; 2. Ziellenkungs- und Berechnungsgeräte für 
die Feuerleitung; 3. Ortungsgeräte aller Art (besonders 
' alle Funkpeil- und Funkmeßgeräte); 4. Geräte zur 
Unterstützung der Einschußbeobachtung oder für die 
Fernsteuerung aller beweglichen Gegenstände. 

b) Alle Signal- und Fernmeldeausrüstungen und An- 
lagen, die eigens für Kriegszwecke eingerichtet sind, 
alle Funkstörgeräte. x 

c) Alle Scheinwerfer mit einem 'Spiegeldurchmesser 
von mehr als 45 Zentimeter. 

d) Optische Geräte aller Art, die eigens für Kriegs- 
_ zwecke hergestellt oder bestimmt sind. 
ee) Vermessungs- und kartographische Ausrüstungen 
und Geräte aller Art, die'eigens für Kriegszwecke ein- 
gerichtet sind; Generalstabskarten und Geräte für ihre 
Benutzung. 

f) Pionierwerkzeuge, -maschinen und -ausrüstungen, 
wie Sondermaterial für den Brückenbau. 

; g) Persönliche militärische Ausrüstungen und Uni- 

formen, sowie militärische Abzeichen und Ehrenzeichen. 

h) Kryptographische Maschinen und Geräte, die zum 
Verschlüsseln benutzt werden. 

'i) Alle Tarn- und Blendgeräte. 

Material der Gruppe III, mit Ausnahme von Elektro- 
‘geräten, wie Funkmeßgeräten, Funkpeilgeräten und 
ähnlichen Ausrüstungen, die für den gewöhnlichen 
. Friedensgebrauch bestimmt und nicht besonders für 
militärische Zwecke eingerichtet sind, ist von den 
' Bestimmungen des Artikels I Absatz 1 des Gesetzes 
ausgenommen. 

Gruppe IV. 

a) Kriegsschiffe aller Klassen. Alle Kriegsschiffe und 
'schwimmenden Einrichtungen, die besonders für die 
Versorgung von Kriegsschiffen eingerichtet sind. Alle 
Schiffe mit Eigenschaften, die über den gewöhnlichen 
Friedensbedarf hinausgehen oder die zur Umwand- 
lung in Kriegsschiffe oder für militärischen Gebrauch 
entworfen oder gebaut sind. 

'b) Spezialmaschinen, Ausrüstungen und Anlagen, 
die in Friedenszeiten gewöhnlich nur auf Kriegsschif- 
fen gebraucht werden. 

c) Tauchboote aller Art, Tauchgeräte aller Art, die 
für Kriegszwecke bestimmt sind. Sonderausrüstungen, 
die zu diesen Schiffen und Geräten gehören. 

d) Alle militärischen Landungsgeräte. 

e) Material, Ausrüstung und Anlagen zur militäri- 
schen Verteidigung von Küsten, Häfen usw. 


Gruppe V 
a) Luftfahrzeuge aller Typen, schwerer oder leichter 
als Luft, mit oder ohne Antriebsmittel, einschließlich 
Drachen, Fesselballone, Segelflugzeuge und Modell- 
flugzeuge, alle Hilfsausrüstungen, einschließlich Flug- 
zeugmotoren und deren Bestandteile, Zubehör und Er- 
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satzteile, die für den Gebrauch in Flugzeugen 


'stimmt sind. a " 
b) Bodenausrüstungen zur Wartung, Prüfung oder. 
Unterstützung des Betriebs von Luftfahrzeugen, wie _ 


Katapulte, Winden, Baken, Material zur schnellen Her- 
richtung von Flugplätzen, wie Landematten; Sonder- 
ausrüstungen zum Gebrauch für Luftaufnahmen. Dabei 
sind von den Bestimmungen des Artikels I Absatz 1 
dieses Gesetzes solche Ausrüstungen und solches Mate- 
rial für Flugplätze und Baken ausgenommen, die eine 
gewöhnliche Friedensverwendung besitzen und nicht 
eigens für den Kriegsgebrauch, wie in Liste B aufge- 
führt, eingerichtet sind. 


Gruppe VI RR 

‚Alle Zeichnungen, Berechnungen, Entwürfe, Modelle 
und Reproduktionen, die in unmittelbarer Beziehung 
zur Entwicklung, Herstellung, Prüfung oder Unter- 
suchung von Kriegsmaterial oder zu Versuchen oder 
zur Forschung im Zusammenhang mit Kriegsmaterial 


stehen. Gruppe VII 

Maschinen und andere Fabrikationsausrüstungen und 
Werkzeuge, die zur Entwicklung, Erzeugung, Prüfung 
und Untersuchung des in diesem Verzeichnis aufge- 
führten Kriegsmaterials gebraucht werden und nicht für 


‚die Friedensproduktion umgewandelt werden können. 


Gruppe VII 

a) Die folgenden Kriegs-Chemikalien: 

Hochbrisante Sprengstoffe mit Ausnahme der in der 
Liste B, Gruppe VIII a) aufgeführten Chemikalien. (An- 
merkung: Unter „hochbrisanten Sprengstoffen” sind 
organische Sprengstoffe zu verstehen, die zur Füllung 
von Granaten, Bomben usw. verwendet werden.) 

Doppelbasige Antriebsmittel (d. h. Nitrozellulose- 
Antriebsmittel, die Nitroglyzerin, 


Einbasige Antriebsmittel für alle Waffen außer Sport- 
waffen. 

Nitroguanidin. 

Kriegskampfgase (einschließlich der flüssigen und 
festen Substanzen, die gewöhnlich unter diesen Begriff 
fallen) mit Ausnahme derjenigen, die unter Gruppe 
VIII B der Liste B aufgeführt sind. 

Raketentreibstoffe: Wasserstoffsuperoxyd in einer 
Konzentration, die mehr als 37 Prozent beträgt. Hydra- 
zinhydrat, Methylnitrat. 

Stark giftige Produkte bakteriologischer oder pflanz- 
licher Herkunft (mit Ausnahme der bakteriologischen 
oder pflanzlichen Produkte, die für therapeutische 
Zwecke benutzt werden). 

b) Alle Spezialmittel für die Einzel- oder gemein- 
schaftliche Verteidigung, die in Friedenszeiten aus- 
schließlich von bewaffneten Streitkräften benutzt wer- 
den, wie Schutzmasken gegen giftige und tödliche Mit- 
tel, die für den Krieg gebraucht werden, derartige Such 


geräte usw. - Gruppe IX ö 


Alle Geräte, Einrichtungen und Materialien, die 
eigens dazu bestimmt sind, Personal im Gebrauch, der 
Anwendung, Herstellung oder Wartung von Kriegs- 
material auszubilden und zu unterrichten. 


Anlage B 
(Die Anlage B zum Abkommen über in Deutschland 


verbotene und beschränkte Industrien zählt die Typen 
von Werkzeugmaschinen auf, deren Herstellung nur 


Diäthylenglykol, 
. Dinitrat oder entsprechende Substanzen enthalten). 


mit Genehmigung des Militärischen Sicherheitsamtes .. 


erlaubt ist.) 


Quelle: Public Information Office, OMGUS Frankfurt / British 
Information Services, Frankfurt, 489. HQ CCG., 13th April 1949. 
‚(Übersetzung des Europa-Archivs.) 
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;CHEHEN DES MONATS a 


r ZEITREGISTER 16. BIS 30. APRIL 1949 10. FOLGE 
= De A ? f 
Ü Die Ereignisse in Europa 
Belgien Rates an. Am 21. April wird dem Parlamentari- 
24. April: Ministerpräsident Paul Henri Spaak schen Rat ein verkürzter Grundgesetzentwurf 
und Justizminister Moreau de Melen begeben der SPD und am 22. April eine zweite Note der - 
sich zu einer Besprechung mit Prinzregent drei Außenminister der Westmächte zum 
Charles und Exkönig Leopold nach Bern, um Grundgesetzentwurf übergeben. Am 25. April 
über die Zukunft der belgischen Monarchie zu schließt die zweite Konferenz der drei Militär- 
verhandeln. gouverneure mit der siebzehnköpfigen Abord- 
27. April: Die Deputiertenkammer billigt mit 170 nung des Parlamentarischen Rates. Dr. Ade- 
gegen 4 Stimmen die Erteilung des Stimm- nauer teilt mit, der baldigen Verabschiedung . 

" rechts an Frauen und mit 106 gegen 57 Stim- des Grundgesetzes durch eine große Mehrheit 
men bei 11 Stimmenthaltungen die Erweite- im Parlamentarischen Rat stehe nichts mehr 
rung des Parlaments von 202 auf 212 Sitze. im Wege. Am 28. April werden die interfrak- 

7 : tionellen Verhandlungen mit Vorbehalten sei- 
R Eutderieh tens der CSU abgeschlossen. Ih 


22. April: Die westlichen Militärregierungen in 
Berlin lehnen die Abhaltung von Wahlen für 
den Deutschen Volkskongreß in den Westsek- 2, 
toren ab. \ 


23. April: Nach einem amtlichen Kommunique 
wird unter der Bezeichnung „Büro des bulga- 
rischen Ministerrates” ein Überkabinett gebil- 
det, dessen Aufgabe die Planung der bulgari- 

‚schen Innen- und Außenpolitik ist. Den sechs 23. April: Die Niederlande, Luxemburg und Bel- 


Mitgliedern des Büros gehören auch der zur gien übernehmen die ihnen im Pariser Proto- a 
Zeit beurlaubte Ministerpräsident Georgi Di- koll vom 26. März UOGRRIANFNSR deutschen 2 
mitroff und der Beuende Ministerpräsident Grenzgebiete. 
. Kolaroff an. Das Politbüro der SED bildet eine „Kommis- 
27. April: Die Regierung protestiert gegen die von sion für außenpolitische Fragen”, der Wilhelm 1 
a en beabsichtigte Über- Pieck, Otto Grotewohl, Walter Ulbricht und % 
prüfung des Prozesses gegen die fünfzehn weitere sieben Mitglieder des Parteivorstan- Ä 


bulgarischen protestantischen Geistlichen und des der SED angehören. 
erklärt, Bulgarien werde sich einem etwaigen 25. April: Der amerikanische Militärgouverneur, 


Beschluß des Politischen Ausschusses nicht General Clay, befürwortet in einer Botschaft an 
fügen. . den Jahreskongreß der Associated Press den 
Deutschland Einschluß Deutschlands in einen Bund west- 


europäischer Länder als den wirkungsvollsten 
Weg zur Eindämmung der kommunistishen 
Expansion. “a 
Der Parlamentarische Rat beim Süddeutshen 
Länderrat nimmt den Gesetzentwurf zur Wie- 


der Eisenbahnlinie Raeren—Kalterherberg vor- dergutmachung nationalsozialistischen Un- Er 4 


läufig zurückzustellen. Am 17. April spricht Iels aan ge) 3 
Ministerpräsident Arnold auf einer Dankes- : 27. April: Ein Vertreter des Weißen Hauses gibt 


16. April: Der belgische Generalkonsul R. L. van 
Ros überreicht Ministerpräsident Arnold ein 
Kommunique, in welchem der Entschluß Bel- 
giens zum Ausdruck gebracht wird, die Ge- 
bietsansprüche auf sechs Landstriche westlich 


kundgebung in Monschau Belgien den Dank bekannt, der amerikanische Militärgouverneur, . 28 | 

des deutschen Volkes für die getroffene Ent- General Lucius D. Clay, werde innerhalb von 

scheidung aus. dreißig Tagen von seinem Posten abgelöst 5 
werden. f 


20. April: Der unter Vorsitz von Dr. Schumacher ER U 
tagende sozialdemokratische Parteiausschuß 28. April: Der bayerische Ministerpräsident, Dr. « 


nimmt in Hannover mit 63 gegen 4 Stimmen Hans Ehard, erklärt auf einer Pressekonferenz 
: bei 8 Enthaltungen eine grundsätzliche Ent- in München zu den Arbeiten des Parlamentari- 
schließung zur Arbeit des Parlamentarischen schen Rates, Bayern halte sich die Möglichkeit 
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2 offen, zusätzlich einen Volke ‚durch- 
zuführen, falls die Abstimmung über das Ver- 
' fassungswerk nicht durch das Volk, sondern 
‚durch die Landtage erfolge. Zu den Forderun- 
' gen des Landesvorsitzenden der Bayernpartei, 
Dr. Joseph Baumgartner, die bayerischen Ver- 
_ treter aus Bonn zurückzuziehen, erklärt Dr. 
Ehard, diese Forderungen seien völlig undis- 
 kutabel. 
. Die drei alliierten Stadtkommandanten von 
' Westberlin einigen sich über ein Besatzungs- 
statut für Berlin, das die Übertragung größerer 
 Vollmachten auf den Magistrat vorsieht. 
April: Die Militärgouverneure Clay und Ro- 
bertson genehmigen mit Vorbehalten das vom 


 Lastenausgleich für das Vereinigte Wirtschafts- 
gebiet. Am 30. April stimmt General Koenig 
der Durchführung des Gesetzes in der franzö- 


Frankreich 


Beil: Die Wahlen für die Vertretung der Berg- 
rbeiter in den Gewerkschaftsräten im Pas de 
ln dem Loiredistrikt und Lothringen brin- 


an cn 1780 meist kommunistische 
aus 69 Ländern teilnehmen, eröffnet. Er endet 
Mi am 25.-April mit der Annahme einer Resolu- 
ei BL: tion, ein ständiges Komitee für die Verteidi- 
% ung des Friedens zu gründen, und mit der 
eröffentlichung eines Manifestes gegen die 
ee 


Griechenland 


17. ei Dar Beamtenstreik, der mit etwa 90 000 


Streikenden fast alle öffentlichen Dienste lahm- 
gelegt hatte, wird auf Grund eines neuen 
Lohn- und Gehaltsabkommens eingestellt. 


1. April: Das Innere Kabinett nimmt ein Gesetz 
an, wonach weiblichen Personen von über 
21 Jahren das, Wahlrecht für Stadtratswahlen 
und das Recht, nach Vollendung des 25. Le- 
je nsschres ein öffentliches Amt zu bekleiden, 
verliehen werden. 


ee Wie die Nachrichtenagentur Tanjug 
meldet, hat die Rundfunkstation der Aufstän- 
' dischen am 21. April bekanntgegeben, die 
provisorische demokratische Regierung Grie- 
 chenlands habe eine Note an die Pariser Welt- 
friedenskonferenz und an die Generalver- 
sammlung der Vereinten Nationen gesandt, in 
der die sofortige Einstellung der Feindselig- 
keiten in Griechenland und die friedliche und 
demokratische Regelung für innergriechische 
Angelegenheiten vorgeschlagen werden, 


Großbritannien 
20. April: Mit einer Begrüßungsansprache des 
; Verteidigungsministers, Lord Albert V. Alexan- 
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der, un 


gung: 
die Wirtschaftakenferenz der Europ. 
‚eröffnet, an der über 200 Vertreter 1 
dern einschließlich Westdeutschlands te 


men. Am 24. April schließt die Konferenz mit 
der Annahme einer Reihe von Empfehlungen | 
(vgl. Europa-Archiv 10/1949, 8.2155 —2158). | 


22. April: In London beginnt die Commonwealth- 
Konferenz der Ministerpräsidenten der briti- 
schen Dominien. Die Konferenz beschließt am 
27. April, daß Indien als freie, unabhängige 
Republik im Verbande des Commonwealth 
verbleibt. Die indische Regierung erklärt sich 
bereit, den König als symbolisches Oberhaupt 
des Commonwealth anzuerkennen. 


25. April: Die Besprechungen der stellvertreten- 


den Außenminister über den Staatsvertrag 
mit Osterreich werden wieder aufgenommen. 
Am 27. April stimmen die Westmächte dem 


sowjetischen Vorschlag zu, die sowjetische 


Forderung auf Zahlung einer Abfindungs- 
summe von 150 Millionen Dollar für die ehe- 
mals deutschen Werte in Österreich von der 


Tagesordnung abzusetzen. Am 29. April lehnt 


der sowjetische Vertreter drei Vorschläge zur 
Erzielung eines Kompromisses über noch strit- 
tige Fragen ab. 


26. April: Eine dreitägige Konferenz RE liberalen 


Parteien von elf Ländern, bei der auch west- 


' deutsche Vertreter als Beobachter vertreten 
sind, wird in London ‚eröffnet. 
Auf einer Kabinettssitzung, an welcher der 
Generalstabschef des Heeres, Feldmarschall 
Sir William Slim, der Stabschef der Luftstreit- 
kräfte, Luftmarschall Lord Tedder, und der Chef 


der Admiralität, Admiral Lord Fraser, teilneh- 


men, werden die Ereignisse in China erörtert. 


— Premierminister Attlee gibt im Unterhaus 


eine Erklärung über den Jangtse-Zwischen- 
fall ab. Er betont, die britischen Schiffsein- 


heiten hätten das Feuer nicht eröffnet, son- ie 


dern lediglich nach dem chinesischen Angriff 
zurückgeschossen. Er erklärt ferner, die Re- 


gierung beabsichtige nicht, ihre Vertreter in | 


den von den Kommunisten besetzten Gebie- 
‘ten abzuberufen. 

27. April: Der Generalrat des britischen Gewerk- 
schaftskongresses (TUC) kommt überein, daß 


die britischen Gewerkschaften die Initiative Se 
zur Errichtung einer neuen demokratischen 
internationalen Gewerkschaftsorganisation er-. 


greifen sollen. 

28. April: Vertreter der drei Westmächte und der 
Beneluxstaaten unterzeichnen in London das 
am 29. Dezember 1948 abgefaßte Abkommen 


über die Bildung einer internationalen Ruhr- 


behörde (Ruhrstatut). 


’ 


Irland 


18. April: Irland löst am 33. Jahrestag der Aus- 
rufung der Irischen Republik die letzte Bin- 
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ge ae re FE un 


DE an und den Commonwealth auf- 
rechterhalten. 
Italien u 


17. Be Der Regierungsplan für die Landreform, 


der die Verteilung von 1 200 000 Hektar Land 


an italienische Bauern ermöglichen soll, wird 


‚gegeben. Güter von über 100 Hektar Land- 
besitz in intensiver Bearbeitung und Güter 


Bearbeitung sollen von einer staatlichen Or- 


' bearbeitungsfähigen Landes an Bauern und 
us: Siedler AnSSnraft werden. 
Be RL Niederlande “ 

; 16, ‚April: Die niederländische Regierung gibt in 


. trennüng deutschen Gebietes in ihren Entschei- 
dungen nicht beeinflussen, Am 19. April trifft 
der Ministerpräsident von Nordrhein - West- 
falen, Karl Arnold, zu inoffiziellen Besprechun- 
gen mit Außenminister Dr. Dirk U. Stikker 
über die niederländischen Grenzforderungen 
"im Haag ein. Am 21. April billigt das Oberhaus 
mit 25 gegen 17 Stimmen bei einer Stimment- 
N haltung und sieben abwesenden Mitgliedern 
die Übernahme der im Pariser Protokoll vom 
er. 26. März „den Niederlanden zugesprochenen 
Be ‚deutschen Grenzgebiete, nachdem Außenmini- 
ster Dr. Dirk U. Stikker mit dem Rücktritt des 
' Kabinetts gedroht hatte, falls das Haus die 
Ve EL nd des Protokolls ablehnen Dun, 


Österreich 


r 
22. Anz Das Zentralkomitee der Sozialistischen 
Partei gibt eine Erklärung ab, in der volle 
‚Souveränität für die österreichische Regierung 
5 an Herabsetzung der Besatzungsstreitkräfte 

' der Alliierten gefordert werden. 


29, April: Bei einem Zusammentreffen des Kon- 
trollrates in Wien lehnt der sowjetische Hoch- 
'kommissar den Vorschlag der Westmächte, 
alle inländischen Verkehrskontrollen in Öster- 
reich aufzuheben, ab und erklärt ein öster- 
reichisch-italienisches Abkommen zur Abschaf- 
fung des Visumzwanges für ungültig. 


in 


a“ 


Polen 
23. April: Der bisherige Industrie- und Handels- 


minister, Hilary Minc, wird zum stellvertre- 


tenden Ministerpräsidenten und zum Vor- 
sitzenden des Wirtschaftsausschusses des Mi- 
nisterrates und der staatlichen Wirtschafts- 
. planungskommission ernannt und bevollmäch- 


tigt, alle Pläne für eine Ausdehnung und Be- 


% 
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‚tern in der Planungskommission werd 


24. April: Ein von Kardinal Sapieha, Erzbi 


in seinem Entwurf von Premierminister Alcide _ 
‚de Gasperi auf einer Pressekonferenz bekannt- 


30. April: Wie Reuter meldet, wurde Pater 


von über 250 Hektar Landbesitz in extensiver 


_ ganisation auf die Möglichkeit des Verkaufs 


18. April: Außenminister Jose Caeiro da 


. einem Memorandum bekannt, sie lasse sich scheuen, um Spaniens Teilnahmga am Atl 


durch die deutschen Proteste gegen die Ab- 


19. April: Die Regierung weist die britische 


‘schen ee beschuldigt wird N 


23. April: Der ee Ministerpräs 


21. April: In Genf wird von dem Außenmini 


22. April: Die Regierung kündigt ihre Wirtschaf 


19. April: In Moskau wird der zehnte Kongreß 


ol Ä sch 


wirtschaft. ERBE, ZU 


‚Stefan Jedrychowski, ehemaliger Auße 
delsminister, und Eugenius Szyr, ehem 
stellvertretender Industrie- und Handels 
ster, ernannt. 


‚ Stefan Wyszynski, Primas von Polen, un de 
polnischen Bischöfen unterschriebener H 
brief fordert die polnischen Katholiken : 
die Angriffe der kommunistisch beeinfluß 
Presse auf die Geistlichkeit nicht zu beacht 


munt Kaczynski, enger Vertrauter des p 
schen Primas, Stefan Wyszinski, und ehe 
.. ger Erziehungsminister der Londoner Exilre 
rung, in Warschau von der Geheimpolizei \ 
haftet. a 

Portugal 


erklärt, Portugal wolle keine Anstrengu 


pakt zu ermöglichen. 
ee Rumänien ee 

die amerikanische Protestnote vom 2. 

1949, worin sie der Verletzung des ru 


rück. 
und Präsident der staatlichen Planungs or 
mission, Georgi Georgiu-Dej, wird durch Miı 
Constantinescu, Minister für Bergbau 


kommissipn, nieder. 


Schweiz 


und Vizepräsidenten des Schweizer Bunde 
rates, Max Petitpierre, eine Konferenz des 
Internationalen Roten Kreuzes eröffnet, in der 
Abgeordnete aus 65 Ländern einschließlich dı 
Sowjetunion und anderer osteuropäischer Staa 
ten eine neue Konvention für den Schutz voı 
Zivilpersonen im Falle eines Atomkrieges : 
arbeiten sollen. 


abkommen mit der amerikanischen, der briti- 


Deutschlands mit Wirkung vom 30. April. 


Sowjetunion 


der sowjetischen Gewerkschaften eröffnet. 
‘Die Regierung gibt mit der Kommunistischen 
Partei ein gemeinsames, Dekret über die ersten 
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26. 


26: 


. April: 


20. 


Afrika ° 


. April: 


19. 


30. 


Maßnahmen innerhalb des Dreijahresplanes für 
die Landwirtschaft heraus. Die Produktion von 
Fleisch, Fett, Leder, Wolle und anderen land- 


wirtschaftlichen Erzeugnissen soll bis 1951 um 


50 Prozent gesteigert werden. 

April: TASS veröffentlicht in einer amtlichen 
Erklärung den Verlauf der Verhandlungen 
über die etwaige Aufhebung der Berliner 
Blockade, die zwischen den UN-Delegierten 
der Vereinigten Staaten und der Sowjetunion, 
Dr. Philip C. Jessup und Jakob A. Malik, in 


' der Zeit vom 15. Februar bis zum 10. April 


stattgefunden haben (vgl. Europa-Archiv 10/ 
1949, S. 2145). 
Triest 

April: Generalmajor Terence S. Airey, briti- 
scher Kommandeur der britisch-amerikanischen 
Streitkräfte in Triest, reist auf Einladung des 
Heeresministers der Vereinigten Staaten zu 
Besprechungen nach Washington. 


Tschechoslowakei 
Wie Evzen Loebl, stellvertretender 
Außenhandelsminister, der tschechoslowaki- 
schen Presse bekanntgibt, hat die Tschecho- 


'slowakei im ersten Viertel des Jahres 1949 


einen Ausgleich ihrer Außenhandelsbilanz er- 
reicht. 
April: 


Ägypten 


. April: In Kairo wird ein Abkommen zwischen 


Ägypten und Transjordanien, das alle zwischen 
den beiden Ländern bestehenden Fragen re- 


..gelt, unterzeichnet. 
Kl 


April: Der syrische Ministerpräsident, Husni 
Zaim, weilt während eines Besuches in Kairo 
bei König Faruk. Am 22. April wird offiziell 
bekanntgegeben, König Faruk habe dem neuen 
syrischen Regime jegliche materielle und mora- 
lische Unterstützung zugesichert. 


Südafrikanische Union 


Verteidigungsminister F. C., Rasmus 
setzt einen Sonderausschuß für die Prüfung 
des südafrikanischen Kriegspotentials ein. 


Amerika 

Argentinien 
April: Der Nationalkongreß der. Olarbeiter- 
gewerkschaft empfiehlt die Verstaatlichung 
aller argentinischen Petroleumgesellschaften. 


Kanada 


April: Das Parlament wird aufgelöst; die Neu- 
wahlen werden auf.den 27. Juni festgesetzt. 
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168 tschechoslowakische und 200 ost-. 
europäische und asiatische Abgeordnete, deren 
Teilnahme am Weltfriedenskongreß in Paris 
durch Verweigerung des französischen Ein- 


16. 


2 


eek 


28, 


21 


26. 


17 


24. 


18. 


reisevisums verhindert wurde, eröffnen in Prag. ER 


einen weiteren Weltfriedenskongreß. 


Ungarn 
April: In Budapest wird ein tschechoslowakisch- 
ungarischer Freundschafts- und Beistandspakt 
für zwanzig Jahre unterzeichnet. 


. April: Drei frühere Mitglieder der Parlaments- 


opposition, Ferenc Mateovits, Mihaly Kishazi 
und Joseph Kroh, werden des Versuches be- 
schuldigt, die Regierung zu stürzen und die 
Monarchie wieder einzuführen, und zu zwei 


bis zwölf Jahren Gefängnis und zum Verlust 


ihrer politischen Rechte verurteilt. 
Wie ein Kommunique des Innenministers be- 


kanntgibt, sind die fünf der Vaterländischen 


Volksfront angehörigen Parteien — Arbeiter- 
partei, Partei der kleinen Landwirte, Nationale 
Bauernpartei, Radikal-Partei und die Liberal- 
Demokratische Partei Pater Baloghs — berech- 
tigt, an den für den 15. Mai ausgeschriebenen 
Parlamentswahlen teilzunehmen und unter 
dem Namen „Unabhängige Ungarische Volks- 
front‘ eine gemeinsame Wahlliste aufzustellen. 
April: Die Regierung lehnt die Einladung zur 
Teilnahme Ungarns an den Beratungen des 
zweiten Politischen Ausschusses der UN-Voll- 
versammlung über den Mindszenty-Prozeß ab 
und erklärt, die Regierung sehe den Beschluß 
des Politischen Ausschusses als eine willkür- 
liche Einmischung in die inneren Angelegen- 
heiten Ungarns an. 


Wichtige Ereignisse in der übrigen Welt 


Kostarika 


. April: Der am 8. Dezember 1948 zum Präsiden- 


ten gewählte Otilio Ulate, der am 8. Mai sein 
Amt antreten sollte, schlägt vor, die derzeitige 
Regierung solle bis zur Abhaltung von Kon- 
greßwahlen im November 1949 im Amt ver- 
bleiben. 
Mexiko 

April: Auf der von Vertretern von 69 Staaten 
besuchten internationalen Radiokonferenz in 
Mexiko-Stadt wird ein Abkommen über die 
Verteilung der Wellenlängen geschlossen, das 
jedoch von den Vereinigten Staaten, der 
Sowjetunion und den osteuropäischen Ländern 
nicht unterzeichnet wurde. 


Paraguay 


. April: Dr. Felipe Molas Lopez wird zum ver- 


fassungsmäßigen Staatspräsidenten gewählt. 


Peru 


April: In Lima wird ein Komplott gegen die 
Regierung aufgedeckt. 


Vereinigte Staaten 


April: Auf Anregung des Heeresministers, 


Kenneth C. Royall, nimmt der Senatsausschuß 
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BAR 


I 


für bewaffnete Streitkräfte Untersuchungen zu 


‚den Urteilen im Malmedy-Prozeß auf. 


Der italienische Außenminister, Graf Sforza, 


1% 


führt in Washington mit Außenminister 
Acheson Besprechungen über die Frage der 
ehemaligen italienischen Kolonien. 

April: Präsident Truman unterzeichnet das 
Verlängerungsgesetz für die Europahilfe in 
Höhe von 5,58 Milliarden Dollar für die Zeit 
von April 1949 bis Juni 1950. — Am 26. April 
teilt Präsident Truman dem Sprecher des Re- 
präsentantenhauses, Sam Rayburn, mit, die 
für die ECA-Ausgaben vom Kongreß vorge- 
sehenen Beträge sollten im Hinblick auf den 
Preisrückgang in den Vereinigten Staaten um 
etwa 157 800 000 Dollar gekürzt werden. 


. April: Außenminister Acheson teilt in einer, 


Pressekonferenz mit, daß ein Programm ausge- 
arbeitet werde, um Korea nach der Zurück- 
ziehung der amerikanischen Truppen mit Waf- 


fen zu versorgen. Wirtschaftliche Hilfe für 


Korea sei unter einem neuen ECA-Abkommen 
vorgesehen. 

Vizeadmiral Alan G. Kirk, bisheriger Bot- 
schafter in Brüssel, wird als Nachfolger von 


. Generalleutnant Walter Bedell Smith zum 


> 


- 


22. 


23. 


24, 


26. April: 


Botschafter der Vereinigten Staaten in Moskau 
ernannt. ku 


. April: Präsident Truman nimmt das Rücktritts- 


gesuch des Armeeministers, KennethC. Royall, 
und am 26. April das Rücktrittsgesuch des Ma- 
rineministers, John L. Sullivan, an. 


April: Präsident Truman unterbreitet in einer 
Botschaft dem Kongreß erneut ein Programm 
für eine erweiterte Gesundheitshilfe, das ärzt- 
liche Hilfe für jedermann ermöglichen soll. Die 
Kosten des Programms werden auf ungefähr 
6 bis 7 Milliarden Dollar geschätzt, die zum 
größten Teil durch eine dreiprozentige, zur 
Hälfte vom Arbeitgeber und zur Hälfte vom 
Arbeitnehmer aufzubringende Lohnsteuer ge- 
deckt werden sollen. 


April: Der Ausschuß des Repräsentantenhauses 
für amerikafeindliche Umtriebe veröffentlicht 
Dokumente, die durch eidesstattliche Aussagen 
des Generals Izyador Rudolf Modelski, von 
Februar 1946 bis August 1948 Militärattache 
der polnischen Gesandtschaft in Washington, 
als offizielle Mitteilungen der polnischen Re- 
gierung in Warschau an ihre Gesandtschaft in 
Washington identifiziert werden und die das 
Bestehen eines kommunistisch kontrollierten 
Spionagenetzes zur Erlangung militärischer 
Geheimnisse beweisen. 

April: Wie das Handelsministerium bekannt- 
gibt, hat die Regierung die Ausfuhrkontrolle 
für mehr als 500 Warensorten aufgehoben. 
Das Außenministerium veröffentlicht 
den Wortlaut eines Elfpunkteübereinkommens 
der Vereinigten Staaten, Großbritanniens und 
Frankreichs über den Zonenzusammenschluß 
in Westdeutschland, das Anfang April von den 


* 
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28. 


28. 


16. 


‚S. 20752076). 


drei Außenministern in Washington ausgear- 
beitet wurde (vgl. Europa - Archiv 8/1949, 


Das Außenministerium veröffentlicht eine Er- 
klärung, die die Stellung der Vereinigten Staa- 
ten zur Frage der Aufhebung der Berliner 


Blockade nach der Veröffentlichung der TASS- 
Erklärung klarstellt (vgl. Europa-Arhiv 10/ 
‚1949, S. 2145). Am 27. April überreicht Dr. 


Jessup Jakob A. Malik eine Note der Regie- 
rung an die Sowjetregierung, in der um die 


schriftliche Niederlegung der sowjetischen Be- 
dingungen für die Aufhebung der Blockade und _ Be 
des Zeitpunktes für die Aufnahme der Ver- 


handlung der Außenminister über die deutsche 
Frage ersucht wird. Bei Überreichung der Note 
der Vereinigten Staaten erhält Dr. Jessup die 
Versicherung Maliks, die einzigen Bedingun- 
gen für die Aufhebung der Berliner Blockade 
seien in der TASS-Erklärung vom 26. April 
niedergelegt. Am 29. April findet eine erneute 
Besprechung zwischen Dr. Jessup und Malik 
unter Anwesenheit von Andrej A. Gromyko 
statt. Im Anschluß daran führt Dr. Jessup Be- 
ratungen mit Sir Alexander Cadogan und Jean 


Chauvel, den UN-Delegierten Großbritanniens 


und Frankreichs. 


April: Außenminister Dean Acheson eröffnet 


die Senatsdebatte über den Atlantikpakt und 


das Waffenhilfeprogramm für die Unterzeih- 


nermächte und bittet den Kongreß, den Atlan- 
tikpakt und das Waffenhilfeprogramm in einer 
Gesamthöhe von 1,450 Milliarden Dollar 
(1,130 Milliarden für die Atlantikpaktmächte 


und 320 Millionen Dollar für Griechenland, die ER 


Türkei und andere Länder) zu billigen. 


April: Außenminister Dean Acheson erklärt 


16. bis 30. April 199 


anläßlich eines Jahresbanketts der Vereinigung _ ge RL 


der amerikanischen Zeitungsverleger, Drei- 


mächtepläne zur Bildung eines westdeutschen f 


Staates schlössen die Möglichkeit eines Über- 
einkommens mit der Sowjetunion zur Lösung 


der gesamtdeutschen Frage nicht aus. Er weist 
darauf hin, die Regierung werde kein Abkom- 


men eingehen, das nicht die Sicherheitsinter- 
essen der europäischen Gemeinschaft oder die 
den 45 Millionen Westdeutschen versprochenen 
Grundsicherheiten gewährleiste. 


Asien 


Burma .“ 


April: Wie der Radiosender der Armee berich- 
tet, haben 2000 chinesische Kommunisten 
Poashan besetzt und damit die Burmastraße 
nach China unterbrochen. 


China 


April: Huang Shao-hsiung, Mitglied der kom- 3 


munistischen Friedensdelegation, gibt die auf 


25 Punkte erweiterten kommunistischen Frie- 
densbedingungen bekannt, in denen wider- 


standslose UÜberquerung des Jangtse und Bil- 


2173 


südlichen Ufers durch die kommunistischen 
Streitkräfte, Entfernung Tschiangkaischeks aus 
dem politischen Leben Chinas, Bestätigung der 
' für die neue Koalitionsregierung vorgesehenen 
Kuomintangvertreter durch die Kommunisten 
und Aufnahme kommunistischer Vertreter in 
“ die‘ Regierungskoalition gefordert werden. Am 
19. April lehnt der amtierende Präsident Li 
. Tsung-jen das kommunistische Ultimatum ab. 
Die Gegenvorschläge der Nationalregierung 
' werden von Mao Tse-tung zurückgewiesen. 

Die kommunistischen Streitkräfte beginnen am 
20. April den Angriff an der Jangtsefront in 
einer Bee von em Ne 


Jangtse von kommunistischer Küstenartillerie 
beschossen. Die britischen Verluste belaufen 


April: Präsident Li Tsung- -jen 'und Minister. 
en präsident Ho Yin-tsin kommen in Hankau mit 
' Generalissimus Tschiangkaischek zu einer Kon- 
ferenz zusammen. 

# Die Featerung verlegt a Sitz von neasen 


Al, 
Streitkräften besetzt. 


April: Wie das britische Außenministerium be- 


ter in China, Sir Ralph C. S. Stevenson, mit 
den Mitgliedern seiner en in Nanking 
zu bleiben. 

' Meldungen aus New York zufölge gibt Mao 
 Tse-tung über den kommunistischen Rund- 
funk eine Proklamation bekannt, derzufolge 
von den Kommunisten Sicherheit, Leben und 
' Eigentum aller ausländischen Staatsbürger in 


die Gesetze und Verordnungen der Volksbe- 


achten. 


S 27. April: Generalissimus Tech lndkniecheh richtet 
‚in seiner Eigenschaft als Generalinspekteur 
. der Kuomintangpartei über die offizielle Cen- 
'tral News Agency eine Erklärung an das 
chinesische Volk, in der er zum bedingungs- 
losen Widerstand gegen den Kommunismus 
‚aufruft und erklärt, in drei Jahren könne der 
Endsieg errungen werden. 
Ein Sprecher des Außenministeriums der Ver- 
einigten Staaten bestätigt, alle Mitglieder des 
' amerikanischen diplomatischen Personals in 
China hätten Weisung erhalten, auf ihrem 
Posten zu verbleiben. 


30. April: Über die kommunistische Radiostation 
veröffentlicht General Li Tao, Sprecher des 
Hauptquartiers der kommunistischen Armee, 
eine Erklärung, in der von den Vereinigten 
Staaten, Großbritannien und Frankreich die 
schnelle Zurückziehung ihrer bewaffneten 
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ung: von Briikenkäpfen an zehn Stellen des 


Nanking wird von kommunistischen 


‚anntgibt, beabsichtigt der britische Botschaf- 


China garantiert werden sollen, solange diese 


 freiungsarmee und der Volksregierung be- 


283. 


25. 


ar, 


a Kol hindinas im eine: or 
schlag für den Anschluß des Landes an V 
nam und die Bildung eines unabhängigen, mi 


Frankreich verbundenen Staates Vietnam unter 


Bao-Dai gemäß dem am 8. März 1949 getroffe- 
nen Abkommen mit Frankreich zu. Am 29. April 
trifft der Exkaiser von Annam, Bao-Dai, aus 


a 
Frankreich kommend in Dalat ein, um die Ra- 


tifizierung des von der Landesversammlung 


beschlossenen Anschlusses Kotschinchinas an u 
Vietnam durch die französische Regierung ab-. 


zuwarten. 
Irak 


April: Der transjordanische Ministerpräsident, 


Tewfik Abul Huda Pascha, trifft in Bagdad zu 
politischen Besprechungen mit dem irakischen an 
DUmeR pe en 'Nuri al-Said, ein. 


Iran 
April: Der sowjetische Botschafter in "Teheran, 


Sadchikow, und der sowjetische Generalkon- AR 


sul in Täbris, en Krasnik, reisen mac 
Moskau ab. 
Hamid Sayah wird von seinem Posten als Bot- 


schafter in Moskau abberufen. Zu seinem Nach- 


folger wird der bisherige Verkehrsminister, 


} Nadir Arasteh, ernannt. 


22. 


30. 


20. 


26. 


30, 


April: Vierzehn Führer der Tudeh-Partei wer- i 


den wegen Verbreitung marxistisch - kommu- 


nistischer Propaganda und wegen Anstiftung 
von Unruhen zu Gefängnisstrafen von 1 bis 10 2 


Jahren verurteilt. 


April: 90 Abgeordnete des Parlaments spre- 
chen der Regierung Mohammed Saed Maraghes 
das Vertrauen aus. s 

; Israel 
An Der israelisch- -transjordanische Sonder- 


ausschuß, der, wie im "Waffenstillstandsabkom- 
men vorgesehen, aus je zwei Vertretern bei- 


der.Länder besteht, tagt in Jerusalem, um 
Fragen zu beraten, die nicht durch den Waffen- 
stillstandsvertrag geklärt wurden. 

April: 
Joseph, legt dem Parlament einen Wirtschafts- 


plan vor, der Rationierung von Lebensmitteln, 


Einführung von Jedermannwaren, Begrenzung. 
der Importgewinne und Einfuhrverbot für 
Luxuswaren vorsieht. Anschließend spricht 


sich Ministerpräsident David Ben Gurion für 


eine Steigerung der Einwanderung und für ein 
umfangreiches 


den Bestimmungen des Waffenstillstandsver- 


trages mit Israel die Verwaltung dieser Ge- | 


biete an Transjordanien. 


4 


Europa-Archiv / 20. Mai 1949 


Der Ernährungsminister, Dr. Bernard 


ON u De für 
‘die nächsten vier Jahre aus. 


April: Die ägyptischen Streitkräfte im Gebiet \ 
von Bethlehem und Hebron übergeben gemäß 


igeru Yoshida an er Stelle. 


_ Arbeitsminister Masa Fumi Sucuki 
R ‚unte: breitet im Unterhaus einen Gesetzesvor- 
schlag zur Revision der Nachkriegs-Arbeits- 
gesetze der die Anzahl und Rechte der 


Bi 

= "Gewerkschaften und das Streikrecht der Ar- 
u: beiter in privaten und regierungseigenen Be- 
S Anenen: neu regeln soll. 2 

B ner Kören x E x ® 

Ye 2». April: Präsident 'Syngman Rhee kehrt ‘von 


einer Inspektionsreise durch die südkoreani- 


E “ schen Provinzen nach Söul zurück und gibt 


bekannt, der kommunistische Terror in diesen 
‚Gebieten sei gebrochen. Er erklärt Presse- 
_ vertretern, ‘die bewaffneten Streitkräfte der 
Regierung sollten verdoppelt und damit die 
"Stärke der Truppen auf 100000 Mann erhöht 
werden. Reservetruppen in Höhe von 200 000 
. Mann seien als Schutz gegen innere Aggres- 
RR ‚sion vorgesehen. Er wolle die Regierung der 
Er a enugten Staaten bitten, 500. amerikanische 
‚Offiziere ZU "Ausbildung der koreanischen 
ruppen zu entsenden. 


br. Pakistan = 


, Et: : Generalgouverneur Khwaja Nazimuddin 
erklärt in Karatschi, es seien gemeinsame Ver- 
-teidigungsmaßnahmen zwischen Indien und 
Pakistan vorgesehen. 
das einzige ls, das ‚die beiden Domi- 
ei nien trenne. 
N 5 Syrien 
16. April: Oberst. Husni Zaim bildet ein Kabinett, 
: in dem er selbst die Posten des Ministerpräsi- 


_ gungsministers übernimmt. 
In Damaskus treffen der irakische Minister- 
Bi,  präsident, Nuri al-Said, der irakische Vertei- 
-  digungsminister, Shakir al-Wadi, der General- 
'sekretär der Arabischen Liga, Azzam Pascha, 
- der libanische Ministerpräsident, Riad es-Solh, 
und der libanische Außenminister, 
Frangie, zu Besprechungen über die Frage einer 
Konföderation zwischen Irak, Syrien, Trans- 
 jordanien und Libanon ein. 
Gl ‚April: Die neugebildete syrische Regierung 
- wird von Irak, der Türkei, Ägypten, Libanon 
und Saudi-Arabien, Frankreich, Großbritan- 
nien und den Vereinigten Staaten anerkannt. 


27. April: Der ehemalige Staatspräsident Shukri 
el-Kuwatli wird aus der Haft entlassen. 


E, 


Organisation der Vereinten Nationen 


19. April: Im Politischen Ausschuß der Vereinten 
Nationen fordert der ägyptische Außenminister, 


Ahmed Mohammed Khashaba Pascha, während 


der Beratungen über das Schicksal der italie- 
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Die Kaschmirfrage sei 


24, 
Vereinten Nationen mit, nach einer Erklär 


23. 


denten, des Innenministers und des ersıdı I 


‚ster Andrej Gromyko die Vereinigten Staate 


‚verhindert. 


‚Teit, der indonesischen republikanischen Regie- 


'Kirchenprozessen in Ungarn und Bulgarien. 


Hamid 25. 


‘die mit Ausländern verheiratet sind, die Aus- 
reise zu gestatten. 
27. 


Nationce ‘unter britischer Verwaing un 
stellt werden, und Libyen solle volle Un 
hängigkeit erlangen. Am 21. April beschul 
der stellvertretende sowjetische Außenmir 


und Großbritannien, die ehemaligen italien “ 


„schen Kolonien aufzuteilen und dort mili = FERNE: 
tische Luft- und Seestützpunkte in der N er 


des Nahen und Mittleren Ostens und 
Kaukasus errichten zu wollen. Der amerik 
nische Vertreter John Foster Dulles stellt fe 
die Sowjetunion habe die Lösung der Kol 
nialfrage durch ihren Anspruch auf die Tre 
handschaft über Tripolitanien vor vier Jah 
April: Die Indonesien-Kommission teilt de 
des niederländischen Vertreters Dr. J. H. 
Royen sei die niederländische Regierung 
rung die Rückkehr in ihre ehemalige Haı je 
stadt Djokjakarta zu gestatten. Voraussetzur 
hierfür seien die Beendigung des Gueri 


render Persönlichkeiten an einer Round-Ta 
Konferenz im Haag. A 


April: Der ‚Politische ‚Ausschuß der ‚voll 


densverträge die heil gegen Kara 
Mindszenty und die bulgarischen Geistlid 
untersuchen sollen und die ganze Frage auf 


altigen ee an die oe 
lung überwiesen. Am 30. April verurteilt 
Vollversammlung in einer Resolution mit A 
gegen 6 Stimmen bei 9 Stimmenthaltung 
die Unterdrückung der Menschenrechte in den 


April: In Montevideo wird durch den Präsi- 
denten Uruguays, Luis Batlle Berres, eine 
regionale Konferenz der Internationalen Ar- 
beitsorganisation (ILO) über die Zusammen- 
arbeit der wirtschaftlich unterentwickelten Na- 
tionen Lateinamerikas in bezug auf das Pro- 
gramm Präsident Trumans eröffnet. ER 
In der Vollversammlung stimmen die Sowjet-. IR 
union und die osteuropäischen Staaten gegen 
eine mit 39 Stimmen angenommene Resolu- 
tion, in der gefordert wird, russischen Frauen, ; 


April: In Lausanne beginnen unter Arssau HR 
der Öffentlichkeit vorbereitende Besprechun- 
gen für eine Friedenskonferenz zwischen Israel ER. 
und den arabischen Staaten. 
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1949, betreffend die Bestätigung der Verordnung der 
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Nr. 3, vom März 1949. 15 S. 
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muniste de !’U.R.S.S. In: La Documentation Fran- 
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Einführung. Stuttgart, Verlag von Ernst Klett; 1949. 
247. x 

Petitpierre, Max, schweizerischer Bundesrat: Rede in 
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Text of the Transjordanian-Israeli Armistice Agree- 


ment Signed April 3, 1949 at Rhodes. In: „The New 
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Frankfurt am Main, Georg Kurt 


N 


f 


Von der Direktive JSC 1067 zur Acheson-Rede vom 29. April 1949 ehe 


Blickt man heute auf die Entwicklung der amerika- 
nischen Besatzungspolitik in Deutschland zurück und 
verfolgt man, wie sie sich seit der Direktive JCS 1067 
des amerikanischen Wehrmachtsgeneralstabes an Ge- 
neral Eisenhower! entwickelt hat, so scheinen 
sich zwei große Entwicklungsphasen herauszuschälen: 


' Der erste Abschnitt umfaßt die Zeit vom Einrücken 
‘der amerikanischen Truppen in Deutschland bis zur 
. Stuttgarter Rede des damaligen Außenministers Byr- 


nes am 6.September 1946, in der die amerikanische 
Politik im Zeichen der weitgehenden Verständnis- 
bereitschaft gegenüber der Sowjetunion stand. Der 
zweite Abschnitt ist durch die Verschärfung der welt- 
politischen Auseinandersetzung zwischen den Ver- 
einigten Staaten und der Sowjetunion gekennzeichnet. 


In ihm liegt zwischen den ergebnislosen Außenminister- - 
'konferenzen von Moskau im März 1947? und von Lon- 
don im Dezember 1947? die Harvard-Rede, mit der 


Außenminister Marshall am 5. Juni 1947 die Initiative 
zum europäischen Hilfsprogramm der Vereinigten Staa- 
ten ergriff. Seinen Abschluß aber bildete die Rede, in 


der der neuernannte amerikanische Außenminister 


Acheson am 29. April 1949 in New York vor der 


Vereinigung der amerikanischen Zeitungsverleger die 
Abkommen der Westmächte über das Besatzungsstatut 


und die Dreimächte-Kontrolle für Westdeutschland 
kommentierte? und über die Aufnahme neuer Bespre- 
chungen mit der Sowjetunion berichtete. Lag der 
Grundton der Stuttgarter Rede von Byrnes in der 
Feststellung, daß die Vereinigten Staaten „nicht den 
Wunsch haben, die Leiden Deutschlands zu vermehren 
oder dem deutschen Volk die Gelegenheit zu verwei- 


Völker Europas eingegliedert wird ... 


‚5. JUNI 1949 


Die Anfänge der amerikanischen Ruhrpolitik 


- gern, sich aus diesen Nöten herauszuarbeiten, solange a 
es menschliche Freiheit achtet und vom Wege des 


Friedens nicht abweicht‘, so betonte Acheson in seiner 4" 
Rede: „Es ist das Endziel der amerikanischen Politil 

daß das deutsche Volk oder ein möglichst großer Te 

davon, einer neuen gemeinsamen Struktur der freien 
Diese kon- 
struktiven Kräfte können ihre Stärke nur aus der 
erneuerten Vitalität der besseren Elemente der deut- 


schen kulturellen Überlieferung gewinnen. Sie können 


ihre größte Wirksamkeit nur durch eine radikale 


Wandlung in den gegenseitigen Beziehungen des deut- on 


schen Volkes und der übrigen europäischen Völker 
erzielen.” 

Blickt man von dieser Äußerung vier Jahre zurück e 
auf' die Anweisung des Wehrmachtsgeneralstabes an 


van 


aa 


General Eisenhower vom April 1945, keine Schritte a 


zu unternehmen, „die zur wirtschaftlichen Wiederauf- ” 
richtung Deutschlands führen könnten, oder geeignet 


sind, die deutsche Wirtschaft zu erhalten oder zu stär- 
ken“, so scheint sich ein gewaltiger Umschwung in der 
amerikanischen Haltung gegenüber Deutschland voll- 
zogen zu haben. i 

Ist dies einem plötzlichen Umschlagen der öffent- 


lichen Meinung in den Vereinigten Staaten zuzuschrei- ir 


ben oder ist es das Ergebnis politischer und wirtschaft- 


licher Erfahrungen der Besatzungspolitik? Zur Beant- 


wortung dieser für die Beurteilung der amerikanischen 
Europapolitik bedeutsamen Frage will, der nachfolgende 
Beitrag einiges Material verfügbar machen, das in den 
während der letzten Monate veröffentlichten amerika- 


nischen Memoirenwerken zugänglich geworden ist. 


RE ee EN NE Een nn are gene verraten 


1) Vgl. den deutschen und englischen Text, Doku- 
mente und Berichte des Europa-Archivs, Band 6: „Um 
den Frieden mit Deutschland", S. 58. 

2) Vgl. unseren ausführlichen Bericht über die Mos- 
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kauer Außenministerkonferenz, Europa-Arciv, Juli 
1947, S. 671—758. 
3) Vgl. Europa-Archiv, Januar 1948, S. 1067—1086. 
4) Vgl. Europa-Archiv, 8/1949, S. 2074—2076. 
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REN KRLOR 


werden i in den aan erschienenen Memoiren- 


ae möglich ist, einen ziemlich Genaue 
blick darüber zu geben. Es steht fest, daß bis 
n Juli 1944 kein ‚Versuch DAIOINNDIER a 


ee zu koordinieren. 


a em Handbuch Richtlinien für die künftige 
rregierung in Deutschland zusammengefaßt, 


en A gust 1944 in einem langen, an Kriegsmini- 
Stimson und Außenminister Hull gerichteten 
randum wandte. Der Präsident führte darin 


1 eichen Umfang wie Holland oder Belgien wieder 
fgebaut werden sollte und die Deutschen ebenso 
auf ihren Vorkriegsstand zu bringen seien wie 
se Völker. Es ist von äußerster Wichtigkeit, daß 
ermann in Deutschland begreift, daß Deutschland 
l eine besiegte Nation ist.” 


K darlher zu unterrichten, seine eigenen 


 nettsausschuß für Deutschland” ein, dem Hull, 
. Stimson, Morgenthau und der persönliche Berater 
 Roosevelts, Harry Hopkins, angehörten. Dieser 
. Ausschuß trat am 5. September 1944 zum ersten- 


1) Quellenangaben: Henry Morgenthau, Ir.: „Ger- 
many is our Problem” (1945); Cordell Hull: „The Me- 
! moirs of Cordell Hull” in New York Herald Tribune 
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Die Anfänge der a echen Ruhrpolitik. 


für die Au unit Deutschlands in London 


S Kriegsministerium hatte im Sommer 1944 


die sich Präsident Roosevelt jedoch am. 


mal in Washington zusammen a 
folgenden Tage von Roosevelt im Weißen Haus. 


empfangen. Er 


Stimson berichtet in el Medien Hull 


und Morgenthau hätten sich für die Umwandlung 
des Ruhr- und des Saargebietes in landwirtschaft- 


‘ liche Gebiete ausgesprochen und Hopkins habe 
diesen Gesichtspunkt bis zu einem gewissen 
Grade unterstützt, indem er das Verbot der Er 
zeugung von Stahl befürwortete. Stimson ver- 
suchte demgegenüber nach seinen eigenen An- 
gaben, dem Präsidenten klarzumachen, daß Eu- 
- ropa ohne die industrielle Produktion des Ruhr- 
gebietes schlecht auskommen könne. Er könne 
nicht zugeben, daß man ein von Natur aus so 
reiches Gebiet einfach in einen Müllhaufen ver- 
wandele. Außerdem wandte sich Stimson schärf- 
stens gegen die von Hull und Morgenthau vorn 
geschlagene Begrenzung des Lebensstandards der 
- deutschen Bevölkerung auf das Existenzminimum. 


Mit solchen wirtschaftlichen Fehlern Me 


man die Quellen, aus nn man später den Frie- 


se den zur erhalten hoffe, SR 25 
nacht den Eindruck, daß Deutechlunn in genau 


\ 


‘ Hull rückt in seinen Memoiren ET wesent- 
lich stärker von den Plänen Morgenthaus ab, als 


man dies nach dem Bericht Stimsons erwarten 


müßte. Danach legte Hull, am 6. September 1944 
sein Memorandum vom 4. September ‚Roosevelt 
mit dem Bemerken vor, es sei von den anderen 
Ausschußmitgliedern zwar nicht genehmigt wor- 
den, könne aber wohl als Diskussionsbasis dienen. 


Stimson legte seine Gesichtspunkte in einem De 


eigenen Memorandum vor, das sich jedoch zum 


Teil mit dem Memorandum Hulls deckte. Mor- 
genthau jedoch präsentierte. wie Hull sagte, „das 


eigenartig drastische Memorandum des Finanz- 


ministeriums”. 


Die nun folgende Diskussion mit dem Be 5 
denten verlief, wie Hull berichtet, ergebnislos. Die 


Verschiedenheit der Ansichten des Außen- und 


. des Kriegsministeriums auf der einen und des 


Finanzministeriums auf der anderen Seite war 
so groß, daß keine Verständigung erzielt wurde. 
In dem „eigenartig drastischen Memorandum“ 


Morgenthaus behandelte Punkt 4 das Rubel 


das wie folgt umschrieben wurde: 


5 m a 21 El en er a re : R — Frye: EP rn — ee Ö — 
vom 7. Februar 1948 bis 21. März 1948; Henry L. Stim- 


son: „On active Service in Peace and War" (1947); 
James F. Byrnes: „Speaking Frankly“ (1947). 
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nn ni 


azu führte: Morgenthau aus: | 


_ „Hier liegt der Kern der deutschen Industriemacht. 
Dieses Gebiet soll "nicht nur aller gegenwärtig be- 
stehenden Industrien 
Be le.neu sondern 
_ auch so geschwächt 
und kontrolliert. wer- 
den, daß es in abseh- | 
barer Zeit nicht mehr | 
zu einem Industriege- | 


. biet werden kann. | i 
Die folgenden Schritte f b 
“werden dies. ermög- | BEN, 


lichen: et 

Ra): N. ‚einer 
N zen Zeit, falls mög- 
lich, nicht später als 
"sechs Monate nach Be- 
'endigung der Feind- 
seligkeiten, sollen alle 
industriellen Werke L 
_ und Ausrüstungen, die 

- nicht durchmilitärishe 
AR Handlungen zerstört 
- worden sind, vollstän- 
_ dig demontiert und 
den alliierten Natio-. 
nen alsRückerstattung | - 
.- ausgeliefert werden. 


INTER- 
OMünsr. 
NATIONALE 


Ne ne vr 

Un) & 
AN Lv 
[eur T 


"macht werden, die von einer von den Vereinten Natio- 
nen zu errichtenden internationalen Sicherheitsorgani- 
sation regiert wird. Bei der Verwaltung des Gebietes 
soll die internationale Organisation von einer Politik 
? ER ea sein, die darauf angelegt ist, das obengenannte 
. Ziel zu erreichen.” 


Stimson gelang es nach seinen eigenen An- 
gaben, in der Besprechung vom 6. September 1944 
Roosevelt von Morgenthaus Plan der völligen 
» Zerstörung des Ruhrgebietes abzubringen. Hier- 
‚auf habe Morgenthau jedoch am 9. September 
dem Präsidenten ein neues Memorandum unter- 

. breitet, in dem er darlegte, die Schließung aller 
Bergwerke im Ruhrgebiet werde England helfen, 
die frühere wirtschaftliche Stellung Deutschlands 

in Europa zu übernehmen und die Depression des 
v2 englischen Bergbaus zu beseitigen. 


N 


BEER ER RE nn le Sn re Na an en ey FE nn 


1) In seinem Ende 1945 erschienenen Buch „Germany 
is our Problem‘ ging Morgenthau noch über die hier 
; PRIGSHEeN Korderungen hinaus und empfahl, man 
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DSTERREICH 


no 


_ Alle Ausrüstung soll De, 3 Ä EN einem dritten 
aus den Bergwerken 2 \ TE: am 
entfernt, die Bergwerke Die Kontrolle des Ruhrgebietes Einwand 
sollen ee Aa nach dem Morgenthau-Plan und nach dem Ruhrstatut : ea 
dent 7 — gen die Morgen 


b) Das Gebiet soll zu einer en Zone ge-_ > politik darzulegen?. Dieses Memorandum 


‘einigten Staaten, appellieren" 


nur den Geist des Opfers, sondern erniedrigt den 


chill gemeins am 7 
zeichneten Mei 


PREUSSEN 


oder Kriegsmin 
Henry Stimson 
von i 


© PosEN go 
PIE "WARSCHAU 
POLEN 


BR 
EGNITZ 
oppEınd 


chivz Mai 
‚S. 366.) E 


D PRAG 
TSCHECHOSLOWAKEI 


gerade dabei 


% . 
zum GEB Teil von Ges Ba Unterstasfes 


zum amerikanischen Hochkommissar für Deuts« 
land ernannt worden ist. Es sollte, wie Stimson 


hastigen Unterzeichner schlecht durchdachter 
Memoranden, an Roosevelt, den weitsichtigen 
und großartig humanitären Präsidenten der V 
. In einem der ent- 
scheidenden Sätze heißt es dort: „Armut in 
einem Teil der Welt führt gewöhnlich Armut in 
anderen Teilen herbei. Erzwungene Verarmung | 
ist sogar noch schlechter, denn sie zerstört nicht 


Sieger... Die vorgeschlagene Behandlung Deutsch- 


solle überhaupt keine Deutschen im Ruhrgebiet belassen. 
2) Vgl. Die Tagebuchaufzeichnung vom 17. Septem- 
ber 1944 in Henry L. Stimson a. a. O,, S. 578, 
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lands würde, falls sie zur Anwendung käme, vor- 


sätzlich viele Millionen ihres Rechtes auf Frei- 
heit von Not und Freiheit von Furcht berauben. 
Andere Völker in der ganzen Welt würden miß- 
trauisch über den Wert unserer geistigen Ideale 
und die Wirksamkeit unserer langfristigen wirt- 


RER ‚schaftlichen und politischen Grundsätze in ihrer 


Anwendung auf die Besiegten.” 

Außenminister Hull, der über das selbstherr- 
liche Vorgehen Morgenthaus tief empört war, 
hielt am 20. September 1944 im Außenministe- 
rium eine Sitzung des Kabinettsausschusses für 
‚Deutschland ab, um die neugeschaffene Situation 
„zu besprechen. Morgenthau gab auf dieser Sitzung 


seine Version der Verhandlungen von Quebec. 


Churchill habe sich anfänglich der von ihm ver- 
tretenen Deutschlandpolitik heftig “widersetzt. 


(Morgenthau behauptete, die Aufforderung des 


Präsidenten, ihn nach Quebec zu begleiten, habe 
ihn völlig überrascht.) Churchill habe brüsk ge- 
fragt, ob man ihn nach Quebec gerufen habe, um 
einen Plan zu diskutieren, der England „an einen 
Leichnam (Deutschland) ketten würde“. 
Morgenthau berichtete dann weiter, er habe sich 


Da daraufhin an den persönlichen Mitarbeiter Chur- 


_ &hills, Lord Cherwell (Professor Lindemann), ge- 
 _wandt; dieser habe Churchill für seinen Plan ge- 


Re; wonnen. Morgenthau behauptete dann, das Me- 


® _.morandum vom 15. September 1944 sei gänzlich 
von Churchill entworfen worden. 


Nun fragte Stimson, der gleichfalls über das 


Vorgehen Morgenthaus höchst aufgebracht war, 


ob die Zustimmung Churchills zu den Plänen Mor- 
genthaus nicht in irgendeinem Zusammenhang 
mit dem von Morgenthau angebotenen Kredit 
von 61/2: Milliarden Dollar gestanden habe. Dies 
.  verneinte Morgenthau. Er gab jedoch zu, die Er- 
‚ langung des Kredits sei das wichtigste nichtmili- 
 tärische Ziel Churchills in Quebec gewesen. 


Kurz darauf suchte Hull den Präsidenten im 
' Weißen Hause auf und beklagte sich bitter über 
„das jeder Vernunft entbehrende Vorgehen Mor- 
genthaus. Er schloß seine Ausführungen mit der 
Bemerkung, die Engländer hätten seiner Auffas- 
sung nach in Quebec den Plänen Morgenthaus 
nur zugestimmt, um sich dessen Hilfe bei den Kre- 
ditverhandlungen zu sichern. Hull gewann aus 
dieser Unterredung den Eindruck, daß Roosevelt 
sich nicht darüber im klaren war, wie stark er 
sich auf Morgenthaus Drängen hin in Quebec fest- 
gelegt hatte. In einem Memorandum, das er am 
29. September 1944 für Hull aufsetzte, schrieb der 
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vor einem völligen Bankrott am ‚Kriegsende zu 


bewahren. Diesen letzten Satz unterstrich er 


eigenhändig zweimal. 


In einer Unterredung, die Hull am 1. Oktober 
1944 mit Roosevelt hatte, gelang es ihm dann, 


noch tiefer in die Gedankengänge des Präsidenten . 


einzudringen. Er verstand diese so, daß Roose- 
velt glaubte, England könne seinen Export, den 
es nach dem Kriege dringend nötig habe, nicht 
entwickeln, wenn Deutsthland als Konkurrent 
bestehen bliebe. Dabei vergaß er nach Ansicht 
Hulls, daß die britische Regierung ungeachtet der 


' von Churchill in Quebec gegebenen Zustimmung 


die letzte war, die eine Umwandlung Deutsch- 
lands in ein Agrarland wünschen konnte. Würde 
doch Englands eigene Existenz geschwächt, so- 
bald die Zertrüämmerung Deutschlands den dann 
unvermeidlichen Zusammenbruch der europä- 
ischen Wirtschaft herbeiführen würde. 

Zu den gleichen Schlußfolgerungen gelangte 


Kriegsminister Stimson, der etwa um die gleiche 


Zeit eine Unterredung mit Roosevelt hatte. Er be- 
richtete Hull, der Präsident sei ehrlich betroffen 
gewesen, als er ihm die abschließenden Sätze des 
Memorandums vom 15. September 1944 vorge- 
lesen habe. Roosevelt habe daraufhin gesagt, er 
habe keine Ahnung, wieso er das Memorandum 
habe unterzeichnen können. Dies müsse offen- 
sichtlich in einer Art Gedankenlosigkeit ge- 
schehen sein. 

Das Hauptaugenmerk der Konferenz galt den 
gewaltigen strategischen und technischen Proble- 
men, die durch die Endphase der Kampfhandlun- 
gen in Europa und den Angriff auf Japan gestellt 
wurden. So ist es vielleicht zu erklären, daß 


Roosevelt die Vorschläge Morgenthaus nicht in 


ihrer für die Zukunft Europas entscheidenden 
Tragweite erfaßte, sondern sie mit dem Vermerk 
„O. K. — F.D.R." zu den Akten gehen ließ. 
Morgenthau aber sorgte für die stärkste Beach- 
tung seines „Sieges" bei den Dienststellen, die 
sich mit den Friedensvorbereitungen zu befassen 
hatten. Bald sickerten Nachrichten darüber auch 
an die Presse durch und hinterließen einen star- 
ken Eindruck in der Öffentlichkeit. In Deutschland 
wurden sie zu einer der wirksamsten Waffen der 
nationalsozialistischen Propaganda. In den Ver- 
einigten Staaten erzeugten sie unrealistische Vor- 
stellungen über die Grundlagen der Nachkriegs- 
politik gegenüber Deutschland, die sich als ein 


Europa-Archiv / 5. Juni 1949 


NH 


' Präsident ea es handle nt bei ar ee: 
ganzen Situation im wesentlichen darum, England N 


RT BER 


TE 


aalung e Ber a ischaflehagen erwei- 
‚sen sollten, Daß ‚Deutschland nun die volle Wucht 
S seiner Niederlage zu spüren bekam, begrüßten in 
| jenen Monaten, in denen die Verhältnisse in den 
Konzentrationslagern zum erstenmal ins Bewußt- 
sein der Weltöffentlichkeit traten, auch die ge- 
mäßigten Gruppen in den Vereinigten Staaten, 
die an sich von der Notwendigkeit einer späte- 
ren Wiederherstellung der deutschen Wirtschafts- 
kraft überzeugt waren. 
Die eigentliche Bedeutung der politischen Ak- 
tivität Morgenthaus liegt daher weniger in den 


y) 


Die in dieser Atmosphäre gefällten Entschei- 
dungen fanden ihren Niederschlag in der Direk- 
tive JCS 1067 des Wehrmachtsgeneralstabes an 
General Eisenhower!, die mit gewissen Abände- 
rungen die Grundlage für die amerikanische Hal- 
tung auf der Dreimächtekonferenz in Potsdam 
_ bildete. Mit dem dort beschlossenen Potsdamer 
Abkommen vom 2. August 1945 (vgl. Europa- 
Archiv, Oktober-November ‚1946, S. 215—220) 
war der Rahmen abgesteckt, in dem nun bis März 
1946 die Verhandlungen des Alliierten Kontroll- 
rates in Berlin über das künftige deutsche Indu- 
strieniveau abliefen. 


In dem „Plan für die Reparationen und das 
Niveau der deutschen Nachkriegswirtschaft” (vgl. 
„Die deutsche Wirtschaft seit Potsdam”, Doku- 
mente und Berichte des Europa-Archivs, Band 1, 
1947, S. 65 ff.), der am 26. März 1946 veröffentlicht 
wurde, waren vor allem die Bestimmungen über 
die Einschränkung der Stahlproduktion von ein- 
schneidender Bedeutung für das Ruhrgebiet. Über 
die Verhandlungen, die zur Festsetzung der Stahl- 
quote führten, berichtet ein Buch von Ratchford 
und Ross, die beide in der Wirtschaftsabteilung 
der amerikanischen Militärregierung tätig waren, 
zum erstenmal in ausführlicher Weise?. 


'Um den amerikanischen Standpunkt zu bestim- 
men, beauftragte General Clay, damals stellver- 
tretender Militärgouverneur, am. 10. August 1945 
einen kleinen Arbeitsausschuß unter dem Vor- 
sitz des Leiters der wirtschaftlichen Nachrichten- 
abteilung der amerikanischen Militärregierung, 


in polnische Verwaltung eine der wirtschaftlihen 


Das Ringen um das künftige deutsche Industrieniveau 


- anschlagten. Dies bedeutet, daß bei Erfüllung der 


Amerikanische Ruhrpolitik. 


radikalen Forderungen eher Planes, die in ähn- 7 ge 
licher Form auch von vielen anderen erhoben 
wurden, als in der Tatsache, daß es ihm als Ver- 
trauten des Präsidenten gelang, seinen Vorstel- 
lungen im Kreise der mit den ersten Friedens- 
vorbereitungen betrauten Fachleute nachhaltig 
Geltung zu verschaffen. Dabei wurde völlig über- Wr 
sehen, daß durch die vorgesehene Übergabe der 
deutschen Gebiete östlich der Oder-Neiße-Linie 


Voraussetzungen entfallen war, auf denen Mor- N 
genthau seinen Plan der a Deutsch- a 
lands aufgebaut hatte. j 


Calvin B. Hoover, damit, innerhalb eines Monats Gr 

zu folgenden Punkten Vorschläge auszuarbeiten°: Kir 

1. allgemeines Niveau des deutschen Lebensstan- y 
dards nach dem Potsdamer Abkommen; i 

2. Hauptkategorien der zur Aufrechterhaltung dieses 
Lebensstandards benötigten Endprodukte; 


. 3. benötigte Einfuhren und Ausfuhren; DR, 


4. allgemeines Produktionsniveau der 


Grundindu- 
strien. I oje! 


Der Bericht Hoovers, der unter schwierigsten 
Umständen und größtem Zeitdruck fertiggestellt _ 
wurde, ging von der Forderung des Potsdamer 
Abkommens aus, daß der mittlere Lebensstan- 
dard in Deutschland den mittleren Lebensstandard. 
der europäischen Länder nicht übersteigen solle. 
Hoover stützte sich dabei auf die Feststellung der Be 7 
amerikanischen Experten bei der Alliierten Re-- 
parationskommission, die den deutschen Lebens-- 
standard in den Jahren 1930-1938 um etwa ein 8 
Drittel höher als den durchschnittlichen Lebens- 
standard der übrigen europäischen Länder ver- 


Potsdamer Entscheidung der deutsche Lebens- 
standard auf etwa 74°%/o des Durchshnitts der 
Jahre 1930-38 eingeschränkt werden müßte. Zu- 
fälligerweise ergab es sich, daß der deutsche 
Lebensstandard im Jahre 1932, am Tiefpunkt der 
Weltwirtschaftskrise, etwa bei 74°/o des durh- 
schnittlichen Lebensstandards der Jahre 1930- 


1938 lag. Nun lag es nahe, die Struktur der 2 
deutschen Industrieproduktion und des deutschen 
Güterverbrauchs von 1932 — unter Berihtigung ” 
der damals durch die Depression entstandenen 0 


N Tee 


i) Vgl. den englischen und deutschen Wortlaut in: 
„Um den Frieden mit Deutschland”, Dokumente und 
Berichte des Europa-Archivs, Band 6, S-38rH. 

2) B. U. Ratchford and Wm. D. Ross: Berlin Repara- 
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tions Assignment. Round One of the German Peace 
Settlement. Chapel Hill, The University of North Caro- 
lina Press; 1948. 

3) Vgl. Ratchford, a.a.O., S. 71. 
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Behonderheftdn — als 
_ dustrieniveau der Nachkriegszeit zu nehmen. 


' Dieser amerikanische Vorschlag wurde dem im 
September vom Kontrollrat eingesetzten „Aus- 


1eidungen fielen im Koordinierungsausschuß 
Kontrollrates, dem alle Fragen, über die sich 


1. ig verschiedenartigen wirtschaftspolitischen 
assungen der vier Besatzungsmächte und dem: 


c erungen erhoben. Bei der Aushandlung der 
(ompromißvorschläge spielte dann oft dieErrech- 

ng des arithmetischen Mittels die ausschlag- 
bende Rolle. 


‚schlaggebende Frage der künftigen deutschen 
? B rioquktien am 31. Dezember 1945 im Ko- 


h _ britische Vertreter, Gesel Roberlson, eine jähr- 
liche Stahlproduktion von 9 Millionen Tonnen, 
der amerikanische Vertreter, General Clay, 7,8 
Millionen Tonnen, der französische Vertreter 
‚7? Millionen Tonnen und der sowjetische Vertreter 
4,6 Millionen Tonnen vor. Das arithmetische Mit- 
tel der Vorschläge der drei Westmächte lag bei 

7,9 Millionen Tonnen. General Clay schlug dem 
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Grundlage für das In- s 


Koordinierungsausschuß zu keiner Entscheidung 


kommen konnte, im Kontrollrat auf eine Jahres- EA 


produktion von 5,8Millionen Tonnen. Die Deutsch- 
land zu belassende _ Produktionskapazität 


' Die britischen Vertreter beharrten während 


‚dieser Verhandlungen energisch auf dem Stand- 
"punkt, daß eine so drastische Herabsetzung der 


für 
Stahl wurde auf 7,5 Millionen Tonnen festgesetzt. 


unter. "Schließlich re man sich, n auch d 2 


Stahlproduktion eine dauernde Verelendung des. ah 


deutschen Volkes nach sich ziehen müsse, Sie 
machten daher mit ausdrücklicher Zustimmung 
der britischen Regierung den Vorbehalt, daß diese 
Ziffern nur als Planziffern betrachtet werden 


könnten. General Clay war es "andererseits, wie 
aus dem Buch von Raichford. hervorgeht, vor 


allem darum zu tun, überhaupt eine Entscheidung 
in der Stahlfrage zustande zu bringen, um die 
Fertigstellung des Industrieplans zu ermöglichen. 


- Auf der Moskauer Außenministerkonferenzschlug 
ein Jahr später die Sowjetunion eine deutsche 
Stahlquote von 10 bis 12 Millionen Tonnen vor 


(vgl. Europa- -Archiv, Juli 1947, S. 685). Man darf 
daher wohl annehmen, daß die in Berlin zunächst 
geforderte Stahlquote von 4,6 Millionen Tonnen 
und das zögernd gegebene Einverständnis zu 
einer Quote von 3,8 Millionen Tonnen von tak- 
tischen Überlegungen bestimmt waren. 


Während der Verhandlungen i im ern für 
das deutsche Industrieniveau“ standen sich die 
Vorschläge der drei westlichen Alliierten sehr 
nahe, während die sowjetischen Vorschläge meist 
weit darunter lagen. Meist kam dann die Eini- 
gung durch ein weitgehendes Entgegenkommen 
der Westmächte zustande. Die Periode, in der 
sich die Westmächte in dieser Weise zur Befrie- 


digung der sowjetischen Wünsche bereit fanden, 


ging jedoch nun auch in Deutschland ihrem Ende 
entgegen. Die Moskauer Außenministerkonferenz 
vom 16. bis 26. Dezember 1945 brachte nur 


wenige Fortschritte in der Vorbereitung der Frie- R 


densverträge gegenüber den ehemaligen Ver- 
bündeten Deutschlands, Italien, Ungarn, Rumä- 
nien, Bulgarien und Finnland, aber neue Kon- 
flikte, an denen sich nun die Auseinandersetzung 


zwischen der Sowjetunion und den Vereinigten DR 


Staaten in allen Erdteilen zuspitzte: die Frage 
der Kontrolle der Atomenergie, Einsetzung der 
Fernostkommission und des Alliierten Rates für 
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NAD: 


er nur wenig Widerhall in der Weltpresse. - 
Schon ‚wenige Wochen später, am 4.Mai 1946, 
‚gab General ‚Clay Anweisung, die weiteren De- 
$ | montagen von | Reparationswerken i in. der amerika- 
“ nischen Zone und deren Lieferung an die Sowjet- 
ZN union vorläufig einzustellen. Damit begann nun 
auch i in Deutschland der offene Konflikt zwischen 


Am "12. Juli 1946 griff der damalige amerika- 
nische Außenminister, Byrnes, auf der Pariser 
- Außenministerkonferenz das sowjetische Vor- 


Schärfe an. Am 6. ‚September 1946 hielt er seine 
Stuttgarter Rede (vgl. Europa-Archiv, Dezember 
1946, '5.260.u! 261 £f.), die allgemein als Einleitung 
eines neuen Abschnitts deramerikanischen Deutsch- 
landpolitik verstanden wurde. Zur Zukunft des 
-  Saar- und Ruhrgebietes äußerte Byrnes: 


er „Die Vereinigten Staaten finden, daß sie Frankreich, 
in welches Deutschland innerhalb von 70 Jahren drei- 


4 


Während. BEN die es ‚über das 
FB künftige, deutsche Industrieniveau in die Länge 


 Viermächteverwaltung für Deutschland in immer 
weitere Ferne rückten, blieb auch das Schicksal 
des Ruhrgebietes. in der Schwebe. In den ersten 
Tagen der Besetzung beschlagnahmte die bri- 
tische Militärregierung die Vermögenswerte der 
Eisen- und Stahlindustrie. Die Eigentumsverhält- 
nisse blieben zunächst ungeklärt. Die Übernahme 
der Ruhrgruben durch die britische Militärregie- 
rung wurde Ende Dezember 1945 bekanntgegeben. 
Zur Weiterführung der Stahlindustrie und des 
Bergbaus schuf die britische Militärregierung zu- 
"nächst zwei getrennte Organe, das Amt der Nord- 
deutschen Eisen- und Stahlkontrolle (North Ger- 
man Iron and Steel Control) und die Norddeutsche 
Kohlenkontrolle (North German Coal Control). 
Die Hauptaufgabe dieser Kontrollorgane waren 
Entkartellisierung und Neuorganisation der Ruhr- 
konzerne, auf die wir in einer anderen Folge 
näher eingehen werden. 


ED 
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gebiet, dessen Wirtschaft un ‚Frankreich Nah 


"Frankreich" wenn ihm das RS, Ba 


iert Fe Kontrollrates en wurde, fand 


der amerikanischen und der sowjetischen Politik. 


gehen in Deutschland mit bis dahin ungewohnter 


"politischen Beherrschung oder politischen Manipu 


"Das aktive Eingreifen der Vereinigten Staaten in die Ruhrpolitik 


. zogen und die Möglichkeiten einer gemeinsamen = 


60 Prozent im zweiten Halbjahr 1945). Das Pro- 


Anspruch a 


wird, seine Reparationsansprüche an Deutschland eı 
ae ändern. 


Vereinigten Staaten keine Eingriffe in unbestri 
deutsches Gebiet oder eine IST. ‚Deutschl 


spricht, unterstützen. Save den Vereinigten Sta 
ten ‚bekannt ist, wünscht die Bevölkerung des R 


letzte Klenen war, ist es Tatsache, daß die N zis. 
ohne alle Hilfsmittel des Ruhrgebietes niemals hätter 
die Welt bedrohen können. Nie wieder dürfen 
Hilfsmittel für es bpıtzt x 


lichen Europas Verwendung finden. Die er, 
Staaten werden für solche Kontrollmaßnahmen 


ganz Deutschland, einschließlich des Rheinlandes 


nahmen durchzusetzen. Sie ne jedoch nicht 
solche Maßnahmen eintreten, die Ruhrgebiet 
Rheinland — unmittelbar oder mittelbar — eit 


tionen seitens- ausländischer Mächte unterwerfen. 


Während diese komplizierten organisatorisc m“ 
Umstellungen nach den en des Pots- 


wurden, nahm die wirtschaftliche Verde 
des von Kriegsschäden schwer heimgesucht 
Ruhrgebietes bedrohliche Formen an. Die übrigen 
europäischen Länder erreichten im vierten Quar- IR, 
tal 1946 bereits wieder etwa 80 Prozent des Pro- 
duktionsniveaus von 1938 (gegenüber etwa 


duktionsniveau der drei westdeutschen Besat- ' 
zungszonen lag dagegen im letzten Quartal 1946 \ h 
bei 31 Prozent und fiel im ersten Quartal 1947 
sogar noch auf 24 Prozent des Standes von 19381. 
Die Kohlenvorräte erreichten in diesen Mona- 
ten den tiefsten Stand der ganzen Nachkriegszeit, Be 
und die Stahlproduktion, die ohnehin noch weit 


1) Vgl. United Nations, Department of Economic 
Affairs; „A Survey of the Economic Situation and 
Prospects of Europe‘, S.3. Der dort angegebene Pro- 
duktionsindex wurde für 15 europäische Länder er- 
rechnet. 
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' Wortlaut auf S. 724). 


Mindestmaß lag, fiel in den Wintermonaten sogar 
gegenüber dem schwachen Aufstieg vom Som- 


‘mer 1946 wieder zurück. Es sah wirklich so aus, 
als sollte sich die von Churchill in Quebec aus- 


gesprochene Befürchtung verwirklichen und Groß- 


 britannien die verheerenden Folgen eines wirt- 


schaftlichen Fäulnisprozesses mitten in Europa 


; zu tragen haben. 


. Diese Entwicklung wurde auch in an Vereinig- 
ten Staaten mit wachsender Besorgnis beobachtet. 
Um die Jahreswende 1946/47 veröffentlichte ein 
Sonderausschuß des amerikanischen Repräsen- 
tantenhauses unter Vorsitz von William M. Col- 
mer einen ausführlichen Bericht über die euro- 
päische Situation, der sich insbesondere auch mit 


der Lage Deutschlands und den Verhältnissen im 


Ruhrgebiet befaßte (vgl. Europa-Archiv, Mai 1947, 


. 8.561 und 562). Der Bericht bezeichnete die Ver- 


besserung der Kohlenverwaltung im Ruhrgebiet 
unter gemeinsamer britisch-amerikanischer Kon- 


 trolle als eines der Hauptziele der soeben be- 
 schlossenen wirtschaftlichen Vereinigung der bri- 

. tischen und der amerikanischen Besatzungszone. 

\ _ Außerdem forderte der Ausschuß eine Revision 


der Direktive JCS 1067, da diese völlig durch 


E er den Morgenthau-Plan beeinflußt sei. 


Auf der Moskauer Außenministerkonferenz, 


über die wir an anderer Stelle ausführlich be- 


richtet haben (vgl. Europa-Archiv, Juli 1947, 


8.722 bis 728, und unseren Bericht zum Drei- 
,  mächteabkommen über deutsche Kohlenlieferun- 
gen, Europa-Archiv, Juli 1947, S. 738 bis 740), 


legte Außenminister Marshall am 10. April in 
einer ausführlichen Erklärung den amerikanischen 
Standpunkt zum Ruhrproblem dar (vgl. den vollen 
Molotow antwortete am 
12. April darauf (vgl. den Wortlaut dieser Erklä- 
rung auf S. 725 bis 727). Dieses Rededuell läßt 


erkennen, daß die amerikanische Ruhrpolitik nun 


nach den politischen und wirtschaftlichen Erfah- 
rungen der beiden ersten Besetzungsjahre zu dem 
Schluß kam, „daß die. endgültige Lösung... . auf 
einer europäischen Basis gefunden werden muß 
und daß sich für solche Zwecke eine Wirtschafts- 
kommission für Europa als zweckmäßig erweisen 
wird ... Mit anderen Worten”, so schloß Mar- 
shall seine Erklärung, „es ist eine europäische 
Lösung notwendig in einem Europa, zu dem auch 
Deutschland gehört." 

ZurFrage der internationalen Kontrolle des Ruhr- 
gebietes äußerte sich Marshall sehr vorsichtig: 
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unter dem durch den Industrieplan festgelegten 


PROBLEME DER EUROPÄISCHEN FRIEDENSORDNUNG A 


„Das Kulrdebikt enthält zwar die grö 


menballung der grundlegenden industriellen Hilfs- 
‘ mittel in Europa, ist aber nicht die einzige Zusammen- 


ballung dieser Art. Ein Gebiet von geringerer, a aber a 


dennoch beträchtlicher Bedeutung ist Oberschlesien. 
Da kein Teil dieses Gebietes jetzt noch deutscher Kon- 
trolle untersteht, erübrigt es sich, es vom Standpunkt 
der Sicherheit aus in die Erwägungen einzubeziehen. 
Die wirtschaftlichen Fragen jedoch, die das Ruhrgebiet 
aufwirft, beziehen sich ebensosehr auf das schlesische 
Industriegebiet und auch auf andere Gebiete.“ 
Molotow lehnte diesen Hinweis auf Oberschle- 


sien scharf ab und forderte die Einrichtung einer 


gesonderten Viermächtekontrolle für das Ruhr: | 


gebiet, worauf Marshall erklärte: 

„Die Vereinigten Staaten wünschen aufrichtig eine 
wirtschaftliche Einheit, die von selbst zu einer Kon- 
trolle des Ruhrgebietes und des übrigen Deutschlands 
durch die vier Mächte führen würde." 

Nach dem Scheitern der Moskauer Außen- 


ministerkonferenz wurde verschiedentlich von 
amerikanischer Seite die Anregung gegeben, für 
das Ruhrgebiet eine Verwaltungsbehörde nach 
Art der ersten Tennessee Valley Authority zu 
schaffen (vgl. den Beitrag „Die Tennessee Valley 
Authority 'als regionales Planungsexperiment”, 
Europa-Archiv, 9/1949, S. 2121— 2128). 

Am 26. Juni 1947 erwähnte Außenminister Mar- 
shall, daß das Außenministerium bereits seit ge- 
raumer Zeit mit der Weltbank über die Gewäh- 
rung eines Kredits an eine internationale Ruhr- 
behörde verhandele. Von diesem Plan eines gro- 
ßen Kredits der Weltbank, der von der Presse 
auf 300 Millionen Dollar beziffert wurde, hörte 
man jedoch bald nichts mehr. Mit der Harvard- 
Rede Marshalls vom 5. Juni 1947 wurden nun die 
Verhandlungen über das europäische Hilis- 
programm der Vereinigten Staaten eingeleitet. 


Die technische Bereinigung der politisch längst: 


überholten Direktiven aus der „Morgenthau- 
Zeit“ ließ nun nicht mehr lange auf sich warten. 
Am 17. Juli 1947 wurde die Direktive JCS 1067 
durch eine neue Anweisung der amerikanischen 


Militärregierung an den amerikanischen Militär- 


gouverneur, General Lucius D. Clay, ersetzt (vgl. 
„Um den Frieden mit Deutschland“, 
und Berichte des Europa-Archivs, Band 6, S. 100 
bis 105), und am 26. August folgte die Veröffent- 
lichung eines revidierten Planes für die amerika- 
nische und britische Besatzungszone. Die deutsche 
Industriekapazität sollte nun etwa auf den Stand 
von 1937 festgesetzt werden. 
Auf die weitere Entwicklung der amerikanischen 
Ruhrpolitik werden wir in einer späteren Folge 
eingehen, Wilhelm Cornides / H.V. 
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Ei | Von Mussolinis Sturz zum Waffenstillstand 


"Mussolinis Weg zum 25. Juli 1943- 


Gegen Ende des Jahres 1942 wurde Italien mit 
I  Montgomerys Durchbruch bei El Alamein (23. Ok- 
 tober) und der alliierten Landung in Französisch- 
_ Nordafrika (8. November) erstmals ernstlich be- = 
- droht. Schon nach wenigen Wochen zeigte sich die Nun entschloß sich auch der König, auf Musso- Bi 
_ gegnerische Überlegenheit in derartiger Stärke, lini in Richtung auf eine baldige Beendigung ds 
_ daß — zunächst unabhängig voneinander — zahl- Krieges einzuwirken. Am 15.Mai teilte er ih € 
reiche italienische Persönlichkeiten die Möglih- in einem handschriftlichen Memorandum mit: 
keiten einer radikalen Lösung der sich ständig „Man müßte sehr ernsthaftan die Möglichkeit dene 
verschlechternden Lage zu prüfen begannen. daß es notwendig sein wird, das Schicksal Italiens vo 
"Mussolini ‚hatte immer wieder die Uneinnehm- dem Deutschlands zu lösen, dessen innerer Zusamm 
barkeit der „Festung Europa“ proklamiert, So ei, a a wie der En 
mußte das rasche Vordringen der Alliierten in 
_ ihrem Vorfeld schwere Rückwirkungen auf die Man müsse daher eng mit Ungarn, Rumänien 
- Moraldes italienischen Volkes haben. Das Deutsch- und Bulgarien zusammenarbeiten, die wenig Men ' 
‚land des Stalingradwinters konnte Waffen und für die Deutschen hättent. N 
Munition für die Verteidigung Tunesiens und spä- Der am 18. April zum Parteisekretär 
Bter; Siziliens nur in unzureichenden Mengen und Carlo Scorza sah klarer als seine Vorgänger di 
‚oft, verspätet liefern. Die Kette von Mißerfolgen sich ständig verschlechternde Volksstimmung. Am 
ließ den Kampfgeist bei Truppe und Führung bis 18. Juni, vier Tage nach dem Ende des Kampfe 
in die höchsten Stellen hinauf stetig sinken. in Afrika, forderte er von Mussolini eine „stren 
- - Daher wurde mit Beginn des Jahres 1943 an gere Kriegsdisziplin“. Wenige Tage später, a am 
Mussolini von seinen engsten Mitarbeitern immer 24, Juni, antwortete Mussolini mit einer von trü- 
häufiger die Idee einer politischen Lösung des gerischem Optimismus getragenen Rede, die trotz 
Konfliktes herangetragen, So berichtete am 20.Ja- des kampflosen Falles von Pantelleria praktisch 
 nuar Außenminister Graf Ciano seinem Schwie- die Möglichkeit einer alliierten Landung auf Sizi- 
‚gervater von den auf eine Loslösung von Deutsch- lien ausschloß. Keine andere Rede Mussolinis hat 
"land zielenden Plänen des rumänischen Minister- sich je so ungünstig auf die Volksstimmung aus- 
präsidenten Mihai Antonescu und fügte hinzu, gewirkt wie diese rasch von den Tatsachen wider- 4 
daß auch Italien zu einem bestimmten Zeitpunkt legten Worte. Be? 
Kontakt mit den Alliierten aufnehmen müsse. Um diese Zeit versuchten besonders Cianos CR 
Darauf entgegnete Mussolini nichts. Erst am fol- Nachfolger in der Leitung des Außenministeriums, 
genden Tag betonte er seine feste Entschlossen- , Bastianini, und Generalstabschef Ambrosio, Mus- 
heit, mit Deutschland bis zum Ende zu marschieren. golini die Unmöglichkeit der Weiterführung des 
Am 6. Februar 1943 wurden Ciano, Grandi, Bot- Krieges klarzumachen. Ähnlich auch Mihai Anto- 
tai, Buffarini-Guidi und fünf andere Minister aus nescu, der bei einem Besuch (1. Juli) Mussolini für 
ihren Ämtern entlassen, weil ihre Ansichten über ein engeres Einvernehmen zwischen Italien und 
die weitere Kriegführung nicht mehr mit DEREN ie area 5 Sons en A ee 


des „Duce" übereinstimmten. Mit neuen, fast un, 1) Faksimile in Tamaro, Achille: „Due anni di storia 
bekannten Männern versuchte Mussolini den alten 19431945", Rom 1948 f, I, p. 15. 


kommen, klar seine Meinung zu ı sagen. } 
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Rumänien mit dem deutlichen Ziel einer politi- 
schen Beendigung des Krieges zu gewinnen trach- 
tete. Doch selbst nach der am 10. Juli erfolgten 
Landung der Alliierten auf Sizilien nahm Musso- 
lini keine klare Stellung. 

Am 15. Juli erhielt Mussolini einen Brief von 


‚Hitler, in dem dieser ihm schwere Vorwürfe 


wegen des ungünstigen Kampfverlaufes in Sizi- 
lien machte?. Am 16. antwortete Mussolini mit 


einem Schreiben, in dem er zwischen den Zeilen 
zu dem Schluß kam, daß Italien am Ende seiner 


Kräfte angelangt sei®. Am selben Tage empfing 
der „Duce“ auf ihren Wunsch acht Mitglieder des 
seit 1939 nicht mehr einberufenen Faschistischen 


_ Großrats. Angeführt von Farinacci erreichten sie 


von Mussolini die Zusage, den Großrat noch in- 
nerhalb der zweiten Julihälfte einzuberufen, um 
allen Mitgliedern Gelegenheit zur Dr ihrer 
Ansichten zu geben. 

Am 19. Juli traf sich Mussolini in Feltre bei Bel- 
luno zum letztenmal mit Hitler auf italienischem 
Boden. Bisher konnte die in Italien weitverbrei- 
tete Behauptung nicht bewiesen werden, daß er 
mit der festen Absicht abgefahren sei, Hitler die 
Unmöglichkeit einer weiteren Beteiligung Italiens 
am Kriege klarzumachen. Infolge verfehlter Or- 
ganisation und Zeitmangels des „Führers“ konnte 
Mussolini diesen zwar um Verstärkung der Hilfe 
an Italien bitten, kam jedoch wieder nicht dazu, 


‚ ausführlich die Lage seines Landes mit allen Kon- 


sequenzen zu schildern. 

Am folgenden Abend (20. Juli) äußerte Musso- 
lini zu Ambrosio, daß er nun Hitler schriftlich ge- 
nau Italiens schwierige Lage darlegen wolle. Ver- 
ärgert entgegnete Ambrosio ihm, daß er das am 
Vortage einfacher hätte tun können, und bot sei- 
nen Rücktritt an, den Mussolini jedoch nicht an- 
nahm. } 

Am nächsten Tage (21. Juli) berichtete Musso- 
lini dem König über die Unterhaltung in Feltre. 
Der Monarch war finster und versteckte seine Be- 
sorgnisse über Italiens Lage nicht. Er sagte: 

„Lieber Mussolini, es sind schwere Zeiten für Sie. 
Doch Sie sollen wissen, daß Sie in mir einen Freund 
haben, einen wirklichen Freund. Und sollten als ab- 
surde Hypothese alle Sie verlassen, so würde ich der 
letzte sein. Ich weiß zu gut, was Italien und die Dyna- 
stie Ihnen verdanken.“ 

So jedenfalls hat Mussolini die Unterredung 
Farinacci und dem Journalisten Amicucci berich- 


2) Wortlaut bei Tamaro, I, p. 188 ff. 
3) Wortlaut bei Tamaro, I, p. 187 £. 
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tet.:Badoglio hat im Oktober 1943 in einer Rede 
behauptet, daß Mussolini in dieser Unterredung 
dem König seine Absicht mitgeteilt habe, sich um 
den 15. September von Deutschland abzusetzen. 
Am selben Vormittag unterbreitete der Partei- 
sekretär Scorza dem „Duce“ den von Grandi aus- 
gearbeiteten „Tagesbefehl“ für die auf den 24. 
festgesetzte Großratssitzung. Mussolini bezeich- 
nete ihn als „feige und unzulässig“. Scorza sprach 
nach Mussolinis eigener Schilderung von all dem 
„Kriminalromanhaften”, das sich ereignen könne. 
Doch Mussolini „maß dem nicht viel Bedeutung 
bei“. Am Nachmittag empfing er Grandi, der je- 
doch in keiner Weise auf die bevorstehende Groß- 
ratssitzung und seinen „Tagesbefehl“ anspielte. 
Am 22. hielt Mussolini erneute Mutmaßungen 
Scorzas über das, was nach der Sitzung vorfallen 
könne, wieder für die üblichen Redereien. Fari- 
nacci behauptet übrigens, den „Duce” bereits am 
27. Juni vor einem „Komplott Grandi-Badoglio- 
Acquarone-Ambrosio” gewarnt zu haben. Jeden- 
falls kann kein Zweifel darüber bestehen, daß 
Mussolini mehr als eine bloße Ahnung von den 
ihm drohenden Gefahren hatte, als die Groß- 


ratssitzung am 24. Juli um 17 Uhr begann. 


Nach fast zehnstündiger, oft erregter Diskussion 
konnte Grandi die Zustimmung von, 19 der 28 
Großratsmitglieder zu dem von ihm ausgearbeite- 
ten „Tagesbefehl“ erreichen. In ihm hieß es, daß 
sofort der Krone, dem Großrat, der Regierung, 
dem Parlament und den Korporationen die gesetz- 
lich festgelegten Aufgaben und Verantwortun- 
gen zurückzugeben seien. Der König solle mit der 
tatsächlichen Befehlsgewalt über die Streitkräfte 
die ihm rechtlich zustehende „oberste Initiative 
der Entscheidung“ wieder übernehmen’, 


Mussolinis Sturz und Verhaftung 


Am Morgen nach der Großratssitzung erschien 
Mussolini zur gewohnten Zeit im Palazzo Venezia, 
versuchte vergeblich, Verbindung mit Grandi zu 
bekommen, und empfing drei seiner Gegner der 
vergangenen Nacht — Bastianini, Albini und Buf- 
farini-Guidi — zu ihren üblichen Morgenberichten. 
Gegen Mittag bat er um eine Audienz beim König, 
die auf 17 Uhr festgesetzt wurde. Um 12 Uhr emp- 
fing er — als seine letzte Amtshandlung — den 
japanischen Botschafter Hidaka. Nach dem vor- 


liegenden Protokoll bat er dabei um japanische 
\ 


4) Sitzungsprotokolle in „Hitler e Mussolini“ (Let- 
tere e documenti), Mailand 1946, p. 165 ff. 
5) Text bei Tamaro, I, p. 63. 
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_ Unterstützung seiner auf den Abschluß “ eines 
deutsch-sowjetischen Friedens 


gerichteten Be- 
mühungen. Denn Italien werde sonst binnen kur- 
zem vor der „absoluten Unmöglichkeit stehen, 
den Krieg fortzusetzen“ $®. 


Um 17 Uhr empfing ihn der König auf der 
Treppe der Villa Savoia. Über die zwanzig Minu- 
ten dauernde Unterhaltung liegen verschiedene 
Berichte vor, darunter der von Mussolini selbst. 
Sie stimmen darin überein, daß die Unterhaltung 
in ruhigen Formen verlief, daß der König das Er- 
gebnis der Großratssitzung trotz der juristisch 
fundierten Einwände Mussolinis zum Vorwand 
für dessen Entlassung nahm und daß Mussolini 
die Entscheidung des Monarchen akzeptierte, ohne 
auch nur mit Worten Widerstand zu leisten. Zum 
Abschied versicherte ihm der König, daß er um 
seine persönliche Sicherheit keine Sorge zu haben 
brauche. 


Am Ausgang der königlichen Villa wurde Mus- 
solini dann von zwei Carabinierihauptleuten auf- 
gefordert, aus Gründen seiner persönlichen Sicher- 
heit nicht in seinem eigenen Wagen, sondern in 
einem geschlossenen Krankenauto Platz zu neh- 
men. Er wurde zunächst in eine Polizeikaserne ge- 
bracht und bald darauf in eine andere. Nachts um 
1 Uhr teilte ihm der neue Ministerpräsident Ba- 
doglio dorthin brieflich mit, daß man genaue In- 
formationen über eine gegen ihn gerichtete Ver- 
schwörung erhalten habe und daß er mitteilen 
möge, wohin er gebracht werden wolle. In seinem 
Antwortbrief. versicherte Mussolini dem neuen 
Regierungschef, daß er ihm nicht nur keinerlei 
Schwierigkeiten bereiten werde, sondern daß er 
auch zu jeglicher Mitarbeit bereit sei. Im übrigen 
bitte er, auf seinen Besitz nach Rocca delle Cami- 
nate gebracht zu werden”. 


Diese Bitte wurde nicht erfüllt, da der zustän- 


dige Präfekt von Forli, wie der damalige Polizei- 


chef Senise behauptet, erklärte, daß er nicht für 
Mussolinis Sicherheit garantieren könne. So wurde 
Mussolini am 27. Juli auf die Insel Ponza im Golf 
von Gaeta, von dort am 7. August auf die Insel 
Maddalena im Norden von Sardinien und endlich 
am 28. August auf den 2112 Meter hohen Gran 
Sasso im Apennin verbracht, wo er am 12. Sep- 
tember von deutschen Fallschirmjägern befreit 
wurde. 

a EEE en UT 


6) Protokoll bei Tamaro, I, p. 72. 
7) Mussolini, Benito: „Il Tempo del Bastone e della 
Coretta”, Mailand 1944, p. 92 ff. 
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‚Die Hintergründe des 25. Juli 


Alle seinerzeitigen Berichte über den 23. Juli 
sprachen von einer Verschwörung zwischen dem 
König und den von Grandi angeführten faschisti- 
schen „Verrätern“. Heute steht fest, daß von einer 
regelrechten Verschwörung keine Rede sein kann, 
wenn auch einige der Großratsmitglieder, beson- 
ders Grandi, aber auch Ciano, Kontakt mit dem 
König hatten. Weder haben sie diesem ihre Ab- 
sichten mitgeteilt, noch hat er sie in seine Pläne 
eingeweiht. Vage Äußerungen, des Herzogs 
D’Acquarone, des Ministers des königlichen Hau- 


. Italiens Weg aus dem Kriege ( 1943 — 1945) - 


ses, brachten allerdings Grandi zu der Überzeu- “ 


gung, daß der Monarch dem „Duce“ nicht mehr 
günstig gesinnt sei und daß er und seine Freunde 
Hoffnung auf die Nachfolge hätten. 

Nur eine kleine Minderheit der Großratsmit- 
glieder, vor allem Grandi und Federzoni, wünschte 
eine völlige Ausschaltung Mussolinis. Die Mehr- 


-heit dagegen wollte im eigenen Interesse die 


Krone aus ihrem Versteck ziehen und ihr einen 


möglichst großen Teil der Verantwortung für die 


kritische Lage zuschieben. Einige hatten die Idee, 


den „Duce“ auf eine Art Altar zu erheben, ihm 


eine im wesentlichen dekorative Stellung zu 
geben. Gemeinsam war ihnen der Wunsch, der 


„persönlichen Diktatur“ Mussolinis ein Ende zu 


bereiten. Doch keiner wollte wirklich ein Ende des 
Faschismus oder hielt das auch nur als Folge sei- 
nes Handelns für möglich. 


Das ganze Manöver sollte nach Grandis Plan 
dem König die Möglichkeit geben, diplomatische 
Verhandlungen einzuleiten und Italien in irgend- 
einer Form aus dem Krieg herauszubringen. Ciano 
und Grandi streckten sogar selbst über den briti- 
schen Gesandten beim Vatikan, Osborne, erste 
vorsichtige Fühler zu den Alliierten aus. Leichter 
Kontakt wurde auch zu den Militärs, insbeson- 
dere zu General Ambrosio, aufgenommen. 


Hier berührten sich, wenn auch ohne entschei- 
dende Folgen, zwei Gruppen, deren Tätigkeit zu 


Mussolinis Sturz führte. In Ambrosios Tagebuh 


findet sich bereits unter dem A. Dezember 1942 die 
Eintragung: 
„Besuch Bonomi — Vorschlag Badoglio — Abdan- 


kung S.M. — Der (Kron-)Prinz — Waffen — Caval- 
lero.“ 


Diese Notizen des damaligen Generalstabschefs 
des Heeres, kaum vier Wochen nach der alliierten 
Landung in Nordafrika, sind das früheste bisher 
bekanntgewordene Anzeichen der zum 25. Juli 
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renden Entwicklung. Nach der ERS zum 
 Generalstabschef der italienischen Wehrmacht 


legungen und Besprechungen weiter aus. 

. Bis in die zweite Julihälfte war Ambrosio dabei 
einmal von der Idee geleitet, nichts ohne den 
önig tun zu können, und zum andern von der 
jerzeugung, ‚daß Mussolini selbst am geeignet- 
Si ten sei, die Lösung von Deutschland vorzuneh- 
en. (Auch Bastianini war, wie er am 17. Juli dem 
\rdinalstaatssekretär Maglione in einem Me- 


ollte dann die Frage der Person des „Duce“ auf- 
erollt und gelöst werden. Doch nach der erwähn- 


ng des Faschismus gewonnen zu haben. Doch 
n am nächsten Tag befahl Ambrosio seinem 


: König, teilte D' Mectlaräie dem General Am- 
5 "brosio mit, daß der Monarch sich entschlossen 
abe, Mussolini „sofort“ durch Badoglio zu er- 
Se zen. Vergeblich verlangte Ambrosio die für 
ei e reibungslose Durchführung des Staatsstreichs 
erforderliche Zeit. Ohne Berücksichtigung der 
roßratssitzung, deren Verlauf und Ergebnis noch 
öllig unklar waren, arbeiteten nun Acquarone, 
 Ambrosio, Castellano, der frühere Polizeichef 
 Senise und der neue Karabinierichef Cerica in 
“ aller Eile einen Plan aus, der die Verhaftung Mus- 
solinis für den 26. Juli nach der üblichen Montags- 
 audienz beim König vorsah. 

. Die Idee einer Verhaftung Mussolinis ging von 
 Castellano aus. Doch der König war zu keiner 
_ eindeutigen Stellungnahme zu veranlassen, Erst 
. eine halbe Stunde vor Mussolinis Eintreffen in der 
' Villa Savoia gab er fast unwillig die Genehmi- 
gung. Es sollte sich dabei jedoch um eine reine 
&% Schutzmaßnahme handeln mit dem Ziel, Mussolini 


8) Wortlaut bei Tamaro, I, p. 70. 
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(1. Februar 1943) dehnte Ambrosio seine Über- 


jorandum mitteilte, dieser Ansicht®.) Erst später 


‘Freiheit als eine zu elärke a a Be Br 


lastung der neuen Regierung erschien. 


Kurz vor dem Umsturz wurde auch Marschall 
Badoglio zu den Verhandlungen zugezogen. Be- 
reits am 16. Juli hatte ihn der König empfangen 
und brüsk gefragt, ob er die Nachfolge Musso- 
linis übernehmen wolle. Badoglio sagte zu, be- 
zeichnete die Unterredung aber selbst als nutzlos, 
da er den König mit seiner Erklärung sichtlich ver- 
ärgerte, daß er eine Regierung aus den führenden 
vorfaschistischen Politikern, wie Orlando und Bo- 
nomi, bilden wolle, für die der König wenig Sym- 
pathien hatte. R 

Die hervorragendsten Vertreter der antifaschi- 
stischen Gruppen, die „Revenants“, wie der König 
sie nannte, haben bei der Vorbereitung des Um- 
sturzes nur insofern eine Rolle gespielt, als ihre 
Unterhaltungen mit dem Monarchen diesen in 
seinen Plänen bestärkten. Alle bisher erwähnten 


‚Gruppen setzten ihre Hoffnungen auf den König: 


die Antifaschisten, obwohl sie sich beiseitegesetzt 
fühlten; der Generalstab, der auf den Befehl zum 
Losschlagen wartete; die faschistische Opposition, 
die von ihm die Rettung des Möglichen erwartete; 
auch Mussolinis treueste Anhänger, wie Scorza 
und Farinacci, die dem König einen Teil der Ver- 
antwortung aufladen und von seinem Prestige 
zehren wollten. 


Schweigend, mürrisch und undurchsichtig hörte 
sich der König Befürchtungen, Hoffnungen und 
Pläne an, ohne selbst seiner engsten Umgebung 
gegenüber Stellung zu nehmen. Dabei war seine 
Entscheidung längst gefallen. Später schrieb er in 


- einem Brief°: 


„Seit dem Januar 1943 festigte sich in mir der Ent- 
schluß, das faschistische Regime zu beenden und den 
Regierungschef Mussolini zu entlassen. Vorbereitung 
und Durchführung dieses Planes, erschwert durch den 
Kriegszustand, mußten unter strengster Geheimhaltung 
geschehen, die auch gegenüber den wenigen gewahrt 


wurde, die mir von der Unzufriedenheit des. Landes 
berichteten.” 


Selbst Mussolini schaute erwartungsvoll auf den 
Monarchen. In der Großratssitzung sprach er von 
den zwei Möglichkeiten, die der König nach dem 
„Mißtrauensvotum“ habe: ihn zu entlassen oder 
ihn in seinem Amte zu bestätigen. Mit dem Ver-, 


GERT EEE FERR WRITER ERHTTUENG BEIEIEREUBERTE NICH BE 132-5 FU rFAUTEO SE nvanem Rem REgram DIE voran en ae LERNEN) NEE EINE RR Er ET le N 


9) Monelli, Paolo: ‚Roma 1943", Rom 1946, p. 13H 
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roßrats. als ee gegenüber den Deut- 


_ schen verwenden und so den Weg für den auch 
Me ihm als notwendig erkannten Austritt aus 
dem Krieg ebnen können. Im anderen Falle da- 


. gegen konnte er diese undankbare, gefährliche 


und ihm persönlich gar nicht liegende Aufgabe 


anderen überlassen. 


Dem König gab der Ausfall der Grofratseitzung 


| . die Möglichkeit, der ohnehin für kaum vierund- 


zwanzig Stunden später festgesetzten Entlassung 
..Mussolinis ein Mäntelchen scheinbarer Legalität 


2 zu geben. Dennoch handelte er nicht voll im Rah- 
_ men seiner verfassungsmäßigen Rechte: der Groß- 


Re rat hatte gesetzlich nur beratende Funktionen 


/ gegenüber dem Regierungschef; die Vollmachten, 
‚die der König Badoglio erteilte, hätte nur das 
Parlament verleihen dürfen; und die Männer, die 


2 nun an die Macht kamen, waren bloß Sachverstän- 


. dige, die nicht den Volkswillen repräsentierten. 


Badoglios Kampf g gegen den Faschismus 


Am 25. Juli nachmittags, unmittelbar nach der 
Verhaftung Mussolinis, empfing der König den 
Marschall Badoglio und betraute ihn mit der Re- 
gierungsbildung. Auf Befehl des Königs mußte 


 Badoglio gegen seinen eigenen Willen und gegen 


‘den der antifaschistischen Politiker ein nur aus 


Fachleuten bestehendes Kabinett bilden. Der 
' König überreichte ihm die von Orlando ausge- 
"arbeiteten beiden Proklamationen, die am Abend 


des 25. Juli über den Rundfunk verlesen wurden 
' und die die Worte enthielten: 


„Der Krieg geht weiter. Italien .... steht zu dem 
gegeb nen Wort, getreu seiner tausendjährigen Tra- 
dition." - = 


Der ke) ae sich in den denkbar 
ruhigsten Formen. Alle faschistischen Präfekten 
(Provinzchefs) blieben auf ihren Posten. Der 


 Parteisekretär Scorza wurde von seinem Kriegs- 


kameraden, dem Carabinierichef Cerica, der 
Milizführer Galbiati von dem Polizeichef Chierici 
überredet, ihre Organisationen anzuweisen, den 
Befehlen des Königs nachzukommen. Zahlreiche 
führende Faschisten erklärten dem König ihre, 
Loyalität. Nur Farinacci und Pavolini suchten Zu- 
flucht in der deutschen Botschaft, während Scorza 
und sein Vorgänger Muti ein deutsches Hilfs- 
angebot ablehnten. 

Als einziger der führenden Faschisten versuchte 
Farinacci, die neue Lage mit einer Gewaltaktion 


Europa-Archiv / 5. Juni 1949 


Be 


die öffentliche Sicherheit aufredhtmera 


des Großrats, der Sondergerichte und der Ka 


gabe erstrebt, „den Faschismus mit einem 
zigen Schlag zu liquidieren“1%. Für den Kö 
dagegen hatte die neue Regierung die Aufg: 


schwierigen Kriegslage zu suchen. Die In: 
politik sollte erst später an die Reihe komr 
WERD eine ‚Regierung aus den Beauftragten 


Doch langsam verstärkte sich der Einfluß 
außerhalb den Regierung stehenden, um den eh 


im Kampf gegen den Faschismus die austa 
der neuen Regierung zu sehen. Der Druck die 
Kreise auf Badoglio führte bald zur Entlass 


ters: von der Auflösung der Faschistischen Part 


Untersuchung der Vermögensverhältnisse eh 
maliger faschistischer Führer, der Auflösung der 
Korporationen, der Abschaffung des „Römischer 


Grußes" im Heer bis zur Umbenennung de Nr 
Kriegsschiffe „Littorio“, „Camicia Nera” und 15 i 
„Squadrista”. N 


„Das Volk vergnügte sich wie im Theater, wenn es 
das Haus des Tyrannen einstürzen sieht und ein Bote 
nach dem anderen ein neues Mißgeschick ankündigt. 


Sperrstunde, als seien sie der richtige Preis für die Ein- Si 
trittskarte. j 


Dann begann die Presse, das talsächliche und er 


angebliche Privatleben Mussolinis und seiner eng- 
sten Mitarbeiter in den intimsten Einzelheiten zu 


10) Cassinelli, G.: „Appunti sul 25 luglio 1943°, Rom 
1944, p. 28. 


11) Monelli, p. 213. 
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schildern, um sie beim Volk herabzusetzen. Zahl- 
reiche führende Faschisten wurden verhaftet. 


. Ciano gelarıg es, kurz vor seiner geplanten Ver- 


haftung in die deutsche Botschaft zu entkommen. 
Der frühere Parteisekretär Muti wurde — angeb- 
lich bei einem Fluchtversuch — erschossen. 

Schon drei Wochen nach Badoglios Regierungs- 
antritt sah sich der König veranlaßt, dem Mar- 
schall in einem Memorandum (vom 16. August) 
nochmals klare Weisungen zu geben: die Regie- 
rung habe ausschließlich technische und verwal- 


 tungsmäßige Aufgaben; die Lösung der inner- 


politischen Probleme müsse einem späteren Zeit- 
punkt vorbehalten bleiben; die Verfolgung von 
Faschisten einzig wegen ihrer Parteizugehörigkeit 


' müsse aufhören!?. Der König sprach in diesem 


Memorandum offen aus, daß die wachsende Un- 
zufriedenheit im Lande den „extremistischen Par- 


 teien”, d.h. vornehmlich den Kommunisten, zugute 


kommen und jede Regierung der Ordnung "und 
die Dynastie selbst in Gefahr bringen werde. 
Nach dem 25. Juli hatte das Volk in friedlichen 
Demonstrationen seiner Freude über die Befreiung 
von Mussolini vor allem aus dem Grunde Aus- 
druck gegeben, weil ihm damit das einzige Hin- 


- dernis für eine rasche Beendigung des Krieges 


beseitigt schien. Doch die Wochen vergingen, 
immer mehr deutsche Truppen strömten ins Land, 
und das Kriegsende schien weiter entfernt denn 
je. Statt dessen verschärfte sich die „Epurierungs- 
politik” der Regierung mit allen ihren Folgen 
trotz der Warnungen des Königs von Tag zu Tag. 
Erst nachdem die antifaschistischen Kreise ihr 
erstes Ziel — die äußerliche Auslöschung des 
Faschismus — erreicht hatten, verstärkten sie mit 
öffentlichen Kundgebungen und Streikdrohungen 
ihren Druck auf die Regierung, um diese zur Be- 
endigung des Krieges zu veranlassen. Das aus 
den sechs antifaschistischen Parteien bestehende 
„Zentralkomitee der antifaschistischen Kräfte” er- 
klärte am 2. September unter dem Vorsitz von 
Bonomi, daß „das deutsch-italienische Bündnis als 
ein Bündnis zweier diktatorischer Regime nicht 
mehr bestehe und daß das wieder freigewordene 
italienische Volk daher das Recht habe, seine Stel- 
lung entsprechend den Interessen und den Idealen 
des ganzen Landes zu überprüfen” 13, Inzwischen 
hatten König und Regierung längst gehandelt. 


Die ersten Friedensfühler 


Mit der Konferenz von Feltre und dem Sturz 
Mussolinis schien. dem König und seiner Um- 
gebung keine Möglichkeit mehr zu bestehen, den 
für Italien nicht länger tragbaren Krieg im Ein- 
vernehmen mit den Deutschen zu beenden. Aber 
über den nun einzuschlagenden Weg bestand 
noch bis zwei Wochen nach dem 25. Juli keinerlei 
Klarheit. Endgültige Entscheidungen fielen erst 
nach der Konferenz vom 6. August in Tarvisio, 
auf der Ribbentrop und Keitel mit dem neuen 
Außenminister Guariglia und dem Generalstabs- 
chef Ambrosio zusammentrafen. 


Auf dieser Konferenz sagte Guariglia, daß die 
von zwei so großen Soldaten wie dem König und 
Badoglio abgegebene Erklärung, der Krieg werde 
treu dem gegebenen Wort weitergeführt werden, 
nicht in Zweifel gezogen werden dürfe. 


„Sonst würde sich das Land in seinen Gefühlen 
und in seiner Ehre tief verletzt fühlen." 


‘Auf die ausdrückliche Frage Ribbentrops erklärte 


er, daß keinerlei Besprechungen mit Engländern 
oder Amerikanern stattgefunden hätten. Guariglia 
erwähnte dann auch die bereits früher von Mus- 
solini vertretene Idee einer politischen Lösung 
der Lage an der Ostfront, d.h. eines Sonderfrie- 
dens mit der Sowjetunion, ohne daß jedoch seine 
deutschen Gesprächspartner darauf eingingen**. 

Guariglias feierliche Erklärungen entsprachen 
nicht den Tatsachen. Bereits am 2. August hatte 
er den Marchese D’Ajeta nach Lissabon entsandt, 
damit er dort dem britischen Gesandten die 
schwierige Lage der italienischen Regierung und 
ihre Absicht, möglichst bald aus dem Kriege aus- 
zutreten, klarmache. Als Beweis des guten Wil- 
lens der Italiener gab D’Ajeta sogar detaillierte 
Auskünfte über Position der Stärke der deutschen 
und italienischen Streitkräfte in Italien. Italien sei 
bereit, in jeder Form, auch mit einer Kriegserklä- 
rung an Deutschland, die alliierte-Sache zu unter- 
stützen. Der britische Gesandte Campbell teilte 
ihm daraufhin mit, daß er nur befugt sei, ihn an- 
zuhören, und daß es im übrigen für Italien nur 
eine Möglichkeit gebe: die Annahme des bedin- 
gungslosen Waffenstillstandes®5, 


(Fortsetzung folgt) 


12) Text bei Cione, Edmondo: „Storia della Repub- 
blica Sociale Italiana“, Caserta 1948, p. 105ff.; Musso- 
lini, p. 111; Tamaro, I, p. 309 ff. 


13) Bonomi, Ivanoe: „Diario di un anno”, Mailand 


1947, p. 86 £. 
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14) Wortlaut des Protokolls in: „Hitler e Musso- 
lini”, p. 190ff, 

15) D’Ajetas Bericht in: „Rivista di Studi politici 
internazionali", 1947, p. 578ff. 


Europa-Archiv / 5. Juni 1949 


yr : A Rare 


r Ne) 
” 
F 


a 
d L 
I ae 
i W 
L 


IRTSCHAFTS-ARCHIV 


5. JUNI 1949 11. FOLGE 


Das Aufforstungsprojekt der Sowjetunion 
für 1950 —1965 


Von Dr. Walter Meder 


In Folge 9/1949 wurde auf S. 2121—2128 das amerikanische Planungsexperiment der 
Tennessee Valley Authority dargestellt. Der folgende Bericht über die geplante Auf- 
forstungsaktion der sowjetischen Regierung zeigt, wie auch dort regionale Kultivierungs- 
projekte von bisher unbekannten Dimensionen ohne Scheu in Angriff genommen werden. 
Nur die alte Welt bleibt weit hinter diesen großzügigen Projekten zurück, vor denen die 
Zweifel und Bedenken vieler politischer und wirtschaftlicher Fachleute gegenüber einem 


erh regionalen Zusammenschluß Europas manches von ihrem Gewicht verlieren. 


Seit dem Herbst 1948 beschäftigt sich die so- 
wjetische Offentlichkeit mit einem Projekt, das im 
Falle seiner Verwirklichung geeignet wäre, die 
sowjetische Landwirtschaft auf völlig neue Grund- 
lagen zu stellen. Es handelt sich um den Plan einer 
umfassenden Aufforstungsaktion in den Steppen- 
gebieten des europäischen Teils der Sowjetunion. 
In diesem Plan, der am 24. Oktober 1948 durch 
eine Verordnung! des Ministerrats der UdSSR 
und des Zentralkomitees der KPdSU (B) bekannt- 
gegeben wurde, sind unter anderem folgende 
Maßnahmen vorgesehen: 


1. Anlage mehrerer langer Waldstreifen quer durch 
die Steppengebiete; 

2. Aufforstungsaktionen der einzelnen Kollektiv- 
wirtschaften und Sowjetwirtschaften in den Steppen- 
gebieten; 

3. Aufforstung größerer Sandgebiete; 

4. umfassende Aktion zur Beschaffung der erforder- 
lichen Pflanzensetzlinge in zahlreichen staatlichen und 
genossenschaftlichen Baumschulen; 

5. Anderung des Systems der Fruchtfolge durch Ein- 
führung einer systematischen Feldgraswirtschaft in den 
Kollektiv- und Sowjetwirtschaften der Steppengebiete; 

6. Erweiterung des Systems der künstlichen Bewässe- 
rung in den Steppengebieten durch Anlage von Be- 
wässerungsteichen und Zisternen. 


Über die wesentlichen Einzelheiten dieses Planes 
ist folgendes zu berichten: 


TE 


1) Der volle Wortlaut der Verordnung ist abgedruckt 
in Nr. 298 der „Prawda” und in Nr. 253 der „Iswestija' 
vom 24. Oktober 1948. 
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Schaffung eines Systems großer staatlicher 
Schutzwaldstreifen 


Um die vernichtende Wirkung der Dürre und 


der trockenen Winde in den fruchtbaren Gebieten 


des Wolgabeckens, des nördlichen Kaukasus und 
der zentralen Schwarzerdegebiete zu überwinden, 
sollen im Laufe der Jahre 1950 bis 1965 folgende 
große staatliche Schutzwaldstreifen angepflanzt 
werden: 


a) ein Waldstreifen von Saratow bis Astrachan zu 


beiden Seiten der Wolga in einer Breite von 100 m 


und in einer Länge von 900 km; } 


b) ein Waldstreifen auf der Linie Pensa—Jekateri- 


nowka—Weschenskaja—Kamensk am Nördlichen Donez, 
bestehend aus 3 Streifen, wobei jeder eine Breite von 
60 m und eine Länge von 600 km hat, während die Ent- 
fernung zwischen den einzelnen Streifen 300 m be- 
tragen soll; 

c) ein Waldstreifen auf der Linie Kamyschin—Stalin- 
grad auf der Wasserscheide der Flüsse Wolga und 
Ilowlja, bestehend aus 3 Einzelstreifen, die 300 m von- 
einander entfernt sind und von denen jeder eine Breite 
von 60 m und eine Länge von 170 km haben soll; 

d) ein Waldstreifen auf der Linie Tschapajewsk— 
Wladimirowka, bestehend aus 4Einzelstreifen mit einer 
Breite von je 60 m und einer Länge von 580 km, wobei 
die einzelnen Streifen 300 m voneinander entfernt sein 
sollen; 

e) ein Waldstreifen auf der Linie Stalingrad—Stepnoi 
(früher Elista)—Tscherkesk, bestehend aus 4 Einzel- 
streifen von 60 m Breite und 570 km Länge bei 300 m 
Abstand voneinander; 

f) ein Waldstreifen auf der Linie Gora Wischnewaja 
(im Uralgebirge)—Tschkalow—Uralsk—Kaspisee zu 
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eine Länge von 1080 km hat, während die Entfernung 
zwischen den einzelnen Streifen 100 bis 200 m beträgt; 

g) ein Waldstreifen auf der Linie Woronesch—Rostow 
zu beiden Seiten des Flusses Don in einer Breite von 
> 60 m und einer Länge von 920 km; 


Rah) ein Waldstreifen zu beiden Seiten des Flusses 
Nördlicher Donez von der Stadt Bjelgorod bis zur Ein- 
Y mündung dieses Flusses in den Don in einer Breite von 
j > 30 m und in einer Länge von 500 km. 


Für die Schaffung der obengenannten Wald- 
reifen ist das Ministerium für Forstwirtschaft 
er UdSSR zuständig, das im Laufe des Jahres 
49 mit den diesbezüglichen Vorarbeiten begin- 
en soll. Zur Durchführung der Anpflanzungs- 
tion sollen vom Ministerium für Forstwirtschaft 
der ‚UdSSR drei örtliche Verwaltungen in Stalin- 
gra d, in Saratow und in Uralsk geschaffen werden. 
E In der Verordnung ist genau angegeben, welche 
Baumarten und welche Strauchsorten in den ein- 
Inen Abschnitten des Aufforstungsgebietes an- 
pflanzt werden sollen. 

Die Einzelheiten der Aufforstungsaktion sollen 
m Ministerium für Forstwirtschaft der UdSSR 
Einvernehmen mit der Moskauer Landwirt- 
naftsakademie im Laufe der Jahre 1949/50 aus- 
arbeitet und dem Ministerrat der UdSSR späte- 
ons zum 1. Januar 1951 zur Bestätigung unter- 


Anpflanzung von Schutzwäldern auf den Äckern 
der Kollektiv- und Sowjetwirtschaften 


Außer der. Aepfähzens der obengenannten 
aldstreifen durch den Staat sollen auch auf den 
Ackern der Kollektiv- und Sowjetwirtschaften der 
Steppengebiete in den Jahren 1949 bis 1965 grö- 
Bere Waldanpflanzungen durchgeführt werden, 
und zwar sollen nach dem Plan insgesamt 
5709000 ha bepflanzt werden, davon: 
1 592 500 ha von den Kollektivwirtschaften aus eige- 
.. nen Mitteln mit Unterstützung des Staates, 1 536 500 ha 


durch das Ministerium für Forstwirtschaft der UdSSR 
und 580000 ha durch die Sowjetwirtschaften der UdSSR. 


Das Ministerium für Landwirtschaft der UdSSR 
‚soll gemeinsam mit dem Ministerium für Sowjet- 
wirtschaften der UdSSR und dem Ministerium für 
Forstwirtschaft der UdSSR im Laufe dreier Mo- 
nate einen einheitlichen Plan für die Aufforstungs- 
. arbeiten der Kollektiv- und Sowjetwirtschaften in 
den Jahren 1949 bis 1965 ausarbeiten. Bei der Aus- 
wahl der Bäume soll besonders auf die Anpflan- 
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beiden Seiten des Uralflusses, bestehend aus 6 Streifen 
(drei auf dem rechten und drei auf dem linken Fluß- 


. ufer), wobei jeder Streifen eine Breite von 60 m und 2a den Bäume En erden Pe aus Ob 


_Kollektiv- 


.bäumen und Beerensträuchern bestehen. 

Bei der Anpflanzung von Schutzwaldstreifen in 
den einzelnen Kollektiv- und Sowjetwirtschaften 
soll insbesondere darauf geachtet werden, daß 
diese Streifen nicht eine zu geringe Breite haben. 
Die Verordnung enthält daher Vorschriften über 
die erforderliche Mindestbreite der einzelnen 
Schutzstreifen. 


Zur Durchführung und Pflege der Banana 


zungen sollen in den einzelnen Kollektiv- und So- 
wjetwirtschaften besondere Arbeitsringe gebildet 


werden. Die Mitglieder dieser Arbeitsringe sind 
im Laufe des Jahres 1949 in besonderen Lehr- 
gängen mit einer Sonderausbildung auf dem Ge- 
biet des Forstwesens auszustatten. Um die Ar- “ 


beitsergebnisse der für die Anpflanzung von Bäu- 
men und Sträuchern zuständigen Arbeitsringe zu 
fördern und die Mitglieder dieser Arbeitsringe zu. 
gesteigerten Leistungen anzuspornen, wird den 
und Sowjetwirtschaften empfohlen, 
Sondervergütungen und besondere Prämien für 
erfolgreiche Baumanpflanzungen auszuzahlen. 
Für die Zukunft gilt der Grundsatz, daß der Plan 
der landwirtschaftlichen Arbeiten in den einzel- 


nen Bezirken, Kollektiv- und Sowjetwirtschaften 


nur dann als erfüllt angesehen wird, wenn zu- 
gleich der Plan der Arbeiten für die Schaffung von 
Schutzanpflanzungen und für die Zucht von Baum-. 
pflanzen erfüllt ist. 


Das Ministerium für Forstwirtschaft der UdSSR 


soll zur Durchführung der Aufforstungsaktion bis 


zum Jahre. 1950 200 neue Forstämter begründen. 

Für die Erhaltung der bestehenden Waldparzel- 
len in den Gebieten der Aufforstungsaktion. wer- 
den durch die Verordnung verschärfte Schutzvor- 
schriften in Kraft gesetzt. 


Aufforstung von Sandflächen 


Um das Vordringen von Sandflächen in den 
Steppengebieten zu verhindern, sollen in den Jah- 
ren 1949 bis 1955 durch das Ministerium für Forst- 
wirtschaft der UdSSR insgesamt 322 000 ha Sand- 
fläche aufgeforstet werden. 


Züchtung des Pflanzenmaterials in den staatlichen 
und genossenschaftlichen Baumschulen 


Um die Aufforstungsaktion sicherzustellen, sol- 
len in der Zeit von 1949 bis 1955 folgende Mengen 
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, im Jahre 1949: in den staatlichen Baumschulen 
des Ministeriums für Forstwirtschaft der UdSSR 1900 
Millionen, in den Baumschulen des Ministeriums für 
? RR Dr der UdSSR 634 Millionen, in den Baum- 
schulen der Kollektivwirtschaften 264 Millionen, in 
3 ya Baumschulen der Sowjetwirtschaften 86 Millionen, 
insgesamt 2866 N 47 


en) ahr e 19 5 0: in den Baumschulen des Mini- 
steriums für Forstwirtschaft der UdSSR 2550 Millionen, 
in den Baumschulen des Ministeriums für Landwirt- 
= schaft der UASSR 1015 Millionen, in den Baumschulen 


\ x N 


Karte der geplanten Aufforstungen 
1949 — 1965 
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Für die Grundflächen, die zur Anlage von Baum- 
schulen benötigt werden, haben die Kollektiv- 


wirtschaften keinerlei staatliche Steuern zu zah- 


len. Das Ministerium für Nahrungsmittelindustrie 
der UdSSR und das Ministerium für Genußmittel- 
industrie der UdSSR sollen den Baumschulen aus 
ihren Beständen die erforderliche Anzahl von 
Obstkernen liefern. Für die Beschaffung des son- 
stigen Saatgutes werden das Ministerium für 
Forstwirtschaft der UdSSR, das Ministerium für 
Landwirtschaft der UdSSR und das Ministerium 
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der Kollektivwirtschaften 377 Millionen und in den 
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Baumschulen der Sowjetwirtschaften 215 Mill 
insgesamt 4161 "Millionen; Zi 


inden Jahren 1951 bis 1955: 


in A Ba 


14 477 en in den Baumschulen des Ministeri 
für Landwirtschaft der UdSSR 8062 Millionen, in 


Millionen, I ye auıe 26 685 Millionen Setzlinge. - 
In der Zeit von 1949 bis 1950 sollen das M 


sterium für Forstwirtschaft der UdSSR und das 
Ministerium für Landwirtschaft der nn ie. 
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für Sowjetwirtschaften der UdSSR verantwortli 
gemacht. Die Pläne über die Beschaffung des Saat- 
gutes für die Baumschulen sollen dem Ministerrat 
der UdSSR in kürzester Frist zur Bestätigung. 
unterbreitet werden. 


_ Einführung einer systematischen Feldgras- 
Wechselwirtschaft 


"Neben der Aufforstungsaktion hat die Verord- Y: : 
nung Maßnahmen zur Verbesserung der Frucht- 
folge in den Kollektiv- und Sowjetwirtschaften in 
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"Aussicht genommen, und zwar sollen der Körner- 
bau und der Anbau von Hackfrüchten durch eine 
stärkere Berücksichtigung der Graskulturen er- 
gänzt werden. Neben der Vergrößerung der Gras- 
kulturen innerhalb des allgemeinen Fruchtwec- 
.sels soll auch eine Erweiterung der ständigen 


 Wiesenflächen im Steppengebiet durchgeführt 


werden. Als weitere Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Bodenkultur und zur Hebung der Land- 
wirtschaft in den Steppengebieten sind eine sorg- 
fältigere Bearbeitung des Bodens, eine erweiterte 
Verwendung von Düngemitteln und eine Ver- 
besserung des Saatgutes in Aussicht genommen. 
"Die Verordnung enthält zahlreiche Einzelvorschrif- 
ten über die Durchführung dieses Planes. 


Ausbau der Bodenbewässerung 
) in den Steppengebieten 


In der Zeit von 1949 bis 1955 sollen in den Kol- 
lektivwirtschaften des Steppengebietes insgesamt 
41 300 neue Teiche und Zisternen geschaffen wer- 
den, davon: 


15000 in der Ukrainischen Sowjetrepublik, 4000 im 
Gebiet von Woronesch, 4000 im Gebiet von Kursk, 4000 
im Gebiet von Orel, 3000 im Gebiet von Tambow, 1000 
im Gebiet von Krasnodar, 1000 im Gebiet von Rostow, 
1000 im Gebiet von Stalingrad, 1200 im Gebiet von 
Saratow, 1000 im Gebiet von Kujbyschew, 1200 im Ge- 
biet von Tschkalow, 500 im Gebiet von Stawropol, 300 
in der autonomen Republik Baschkirien, 400 in der 
autonomen Mordwinenrepublik, 700 in der autonomen 
Tatarenrepublik, 350 in der Krim, 400 im Gebiet von 
Uljanowsk, 500 im Gebiet von Pensa, 1000 im Gebiet 
von Rjasan und 750 im Gebiet von Tula. 


In den Sowjetwirtschaften sollen von 1949 bis 
1955 insgesamt 3928 neue Teiche und Zisternen 
geschaffen werden, davon: 


960 in der Ukrainischen Sowjetrepublik, 90 im Gebiet 
vonWoronesch, 30 im Gebiet von Kursk, 50 im Gebiet von 
Orel, 30 im Gebiet von Tambow, 70 im Gebiet von 
Astrachan, 170 im Gebiet von Krasnodar, 210 im Ge- 


' biet von Rostow, 190 im Gebiet von Stalingrad, 250 im 


Gebiet von Saratow, 100 im Gebiet von Kujbyschew, 
230 im Gebiet von Tschkalow, 25 im Gebiet von Grosny, 
170 im Gebiet von Stawropol, 100 in der autonomen 
Baschkirenrepublik, 10 in der autonomen Mordwinen- 
republik, 70 in der autonomen Tatarenrepublik, 50 in 
der Krim, 50 im Gebiet von Uljanowsk, 30 im Gebiet 
von Pensa, 3 im Gebiet von Rjasan und 40 im Gebiet 
von Tula. 


Ferner ist unter der Leitung des Landwirtschafts- 
ministeriums der UdSSR ein weitverzweigter Aus- 
bau der Bewässerungsanlagen in den Steppen- 
gebieten vorgesehen. Die Ausgaben für diese Ar- 
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beiten werden zum Teil aus Mitteln, die im Staats- 
haushaltsplan der UdSSR vorgesehen sind, und 
zum Teil aus Mitteln der einzelnen Kollektiv- und 
Sowjetwirtschaften beglichen. Nötigenfalls kön- 
nen die einzelnen Kollektivwirtschaften durch das 
Finanzministerium der UdSSR langfristige Kredite 
für den Ausbau ihrer Bewässerungsanlagen erT- 
halten. 


Mechanisierung der Bodenverbesserungsarbeiten 


Da die Durchführung des Aufforstungspro- 
gramms große Mengen zusätzlicher menschlicher 
Arbeitskraft erfordert, die nur zum Teil durch die 
Zwangsarbeitslager oder durch die örtliche Land- 
bevölkerung zur Verfügung gestellt werden kön- 
nen, ist in der Verordnung eine weitreichende 
Mechanisierung der in Aussicht genommenen Ar- 
beiten vorgesehen. Zur Durchführung der Aktion 
sollen in den Jahren 1949 bis 1951 vom Landwirt- 
schaftsministerium der UdSSR 270 und vom Forst- 
wirtschaftsministerium der UdSSR 300, insgesamt 
also 570 neue Forstschutzstationen eingerichtet 
werden. Die Forstschutzstationen haben die Auf- 
gabe, den örtlichen Kollektivwirtschaften bei 
Durchführung ihrer Aufforstungs- und Bodenver- 
besserungsarbeiten in ähnlicher Weise behilflich 
zu sein, wie ihnen die Maschinen- und Traktoren- 
stationen bei der Erledigung der landwirtschaft- 
lichen Arbeiten helfen. Die neuen Forstschutz- 
stationen sollen weitgehend mechanisiert und mit 
zahlreichen Apparaten und Spezialmaschinen aus- 
gestattet werden. 


Dem Ministerium für landwirtschaftlichen Ma- 
schinenbau der UdSSR wird aufgetragen, im Laufe 
kürzester Frist im Einvernehmen mit dem Mini- 
sterium für Landwirtschaft, dem Ministerium für 
Sowjetwirtschaften und dem Ministerium für 
Forstwirtschaft der UdSSR dem Ministerrat der 
UdSSR einen eingehenden Produktionsplan über 
die Herstellung und Beschaffung von Maschinen 
zu unterbreiten, die bei der Durchführung der 
Aufforstungsaktion benötigt werden. 


Schaffung einer Hauptverwaltung für Aufforstung 
beim Ministerrat der UdSSR 


Als Zentralbehörde für die Durchführung und 
Überwachung der Aufforstungsaktion wird eine 
Hauptverwaltung für Aufforstung beim Minister- 
rat der UdSSR gegründet. Diese neue Hauptver- 
waltung hat folgende Aufgaben: 
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-Aufforstungsprojekt der Sowjetunion 


a) Leitung des gesamten Geschäftsbereichs zur Schaf- 
fung staatlicher Waldstreifen, zur Aufforstung der 
Acker in den Kollektiv- und Sowjetwirtschaften und 
zur Aufforstung von Sandflächen, wie sie vom Ministe- 
rium für Forstwirtschaft der UdSSR, vom Ministerium 
für Landwirtschaft der UdSSR, vom Ministerium für 
Sowjetwirtschaften der UdSSR, von den einzelnen Kol- 
lektivwirtschaften und von den einzelnen Sowjetwirt- 
schaften durchgeführt wird; 


b) Überwachung der Durchführung jener Aufgaben, 
die den einzelnen Ministerien und Behörden der UdSSR 
sowie der einzelnen Unionsrepubliken und der sonsti- 
gen Verwaltungsbezirke auf dem Gebiete der Auffor- 
stung übertragen sind; 


c) Ausarbeitung von Plänen über den weiteren Aus- | 


bau der Aufforstungsaktion und über diesbezügliche 


wissenschaftliche Forschungsarbeiten und Unterbrei- 


tung dieser Pläne zur Bestätigung durch den Minister- 
rat der UdSSR, ö 


d) systematische Zusammenfassung und Auswertung 
aller wissenschaftlichen und technischen Erkenntnisse 
und Erfahrungen auf dem Gebiet der Aufforstung; 


e) Aufsicht über die Ausbildung höherer, mittlerer 
und niederer Fachkräfte zur Durchführung der Auf- 
forstungsaktion. 


Die Weisungen der Hauptverwaltung für Auf- 
forstung beim Ministerrat der UdSSR sind in allen 
Fragen, die zum Zuständigkeitsbereich dieser Ver- 
waltung gehören, für alle übrigen Ministerien und 
Behörden verbindlich. Die übrigen Ministerien 
und Behörden sind verpflichtet, der Hauptverwal- 
tung für Aufforstung beim Ministerrat der UASSR 
in allen Fragen, die mit der Aufforstungsaktion in 
Zusammenhang stehen, die erforderlichen Aus- 
künfte zu erteilen und die entsprechenden Unter- 
lagen zugänglich zu machen. 


Die Hauptverwaltung für Aufforstung beim 
Ministerrat der UdSSR wird demnächst eine 
monatliche Fachzeitschrift über Fragen des Auf- 
forstungswesens herausgeben. 


Zusammenfassung 


Wie aus der vorstehenden Übersicht ersichtlich 
ist, geht die neugeplante Aufforstungsaktion weit 
über den Rahmen bisheriger diesbezüglicher Ein- 
zelmaßnahmen hinaus. Wenn auch nur ein Teil 
der im neuen Projekt vorgesehenen Maßnahmen 
verwirklicht werden wird, so dürfte dieses den- 
noch zu einer grundlegenden Veränderung des 
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Klimas in den Steppengebieten der Sowjetunion 
und hiermit zu einer wesentlichen Verbesserung 


der Produktionsbedingungen der, sowjetischen. 


Landwirtschaft führen. 

Die größten Hindernisse, die der in Aussicht ge- 
nommenen Aufforstungsaktion im Wege stehen, 
sind insbesondere der Mangel an ausgebildeten 
Fachkräften, der auch durch die Heranziehung von 
Zwangsarbeitern nicht ganz zu überwindende 
Mangel an einfachen Arbeitskräften, die mit der 
Beschaffung der Pflanzensetzlinge im Zusammen- 
hang stehenden Schwierigkeiten, der Mangel an 
Baumschulen und insbesondere der kulturelle 
Tiefstand derBevölkerung, die einer sachgemäßen 
Pflege der angepflanzten Waldungen vielfach nicht 
das erforderliche Verständnis entgegenbringen 
wird. Der Wortlaut der Verordnung vom 24. Ok- 
tober 1948 deutet jedoch darauf hin, daß sich die 
Autoren dieses Planes der bestehenden Schwierig- 


keiten durchaus bewußt sind und daß sie damit 


rechnen, daß die nunmehr in Angriff genommene 
Aktion zahlreichen Rückschlägen ausgesetzt sein 


wird, bevor das gesteckte Endziel erreicht wer- 


den’kann. Gerade weil man sich in sowjetischen 


Regierungskreisen der Schwierigkeiten dieser Ak- 6 


tion voll und ganz bewußt zu sein scheint, dürfen 
die Durchschlagskraft und die Erfolgsaussicht 
dieses Planes nicht unterschätzt werden. Es wird 
vielleicht nicht möglich sein, das gesteckte Ziel 
bis zum Jahre 1965 zu erreichen, wohl aber wird 
es gelingen, einen wesentlichen Teilabschnitt die- 
ses Planes zu verwirklichen und einer endgültigen 
Vollendung dieses Projekts im Laufe der nächsten 
Jahre näherzukommen. 

Bei dem neuen Aufforstungsprojekt der Sowjet- 


union handelt es: sich um einen Plan auf weite 


Sicht, dessen Erfolge nicht in einigen wenigen 
Jahren in Erscheinung treten können. Für die 
Anpflanzung der Bäume in den neuen Auffor- 
stungsgebieten ist ein längerer Zeitraum vorge- 


sehen, und bis diese Bäume heranwachsen, wird 


naturgemäß eine noch längere Zeitspanne ver- 
gehen. Aber das Projekt als solches, das zahlen- 
mäßig in allen Einzelheiten auskalkuliert ist, kann 


in jedem Falle als eine beachtlihe und kei- 


neswegs aussichtslose Kulturaktion bezeichnet 
werden. 
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Quelle: Das Abkommen über die Errichtung einer Internationalen Ruhrbehörde. Herausgegeben von der 
Regierung des Landes Nordrhein-Westfalen unter Mitwirkung des Deutschen Büros für Friedensfragen in Stutt- 
‚gart. Düsseldorf; 1949, DaN: 


- eu 


i | Wortlaut des Konlnlenae, ausgegeben in Kondon: am 28. Dezember 1948 


1. Vertreter Belgiens, nkreiche urban. der 
Niederlande, des Vereinigten Königreichs und der Ver- 
einigten Staaten von Amerika sind in London zusam- 
- mengetreten’ um über die Errichtung einer Internatio- 
_ nalen Ruhrbehörde ein ausführliches Abkommen zu 
N entwerfen, wie vorgesehen in der Anlage zu dem am 
2. Juni 1948 bei Beendigung der Londoner Sechsmächte- 
 besprechungen über Deutschland ausgegebenen Kom- 
 munique&!. Die Delegierten haben den Entwurf eines 
Abkommens fertiggestellt, der nunmehr ihren Regie- 
rungen zur Genehmigung vorgelegt worden ist. Der 
Wortlaut dieses Entwurfs wird heute veröffentlicht. 


u 


2. Die Konferenz, die durchweg in einer freundschaft- 
lichen Atmosphäre verlief, hat sorgfältig alle Seiten 
. der einschlägigen Fragen geprüft. Von Anfang an 

wurde anerkannt, daß in bezug auf Deutschland eine 
Anzahl von Organisationen im Entstehen und Regelun- 

gen in der Ausarbeitung begriffen sind. Die Ruhr- 
behörde ist eine von ihnen und muß in diesem Zusam- 
— menhang betrachtet werden. Damit Doppelarbeit und 
Überschneidungen der Zuständigkeiten vermieden wer- 
den, erhält jede von ihnen ihre besonderen Aufgaben. 
Alle zusammen sollen einem dreifachen Zwecke die- 
cl nen: die Abrüstung und Entmilitarisierung Deutsch- 
lands zu sichern, den Wiederaufbau der Länder Europas 
einschließlich eines demokratischen Deutschland zu 
unterstützen und die enge Verflechtung ihres Wirt- 
schaftslebens zu fördern, die allein letzten Endes ein 
friedliches und blühendes Europa sichern kann. 


v 


3. Von den Einrichtungen, die Angriffe verhindern 
sollen, ist das Militärische Sicherheitsamt eine der 

wichtigsten. Über die Aufgaben dieses Amtes haben 
sich kürzlich die drei Militärgouverneure grundsätzlich 
geeinigt?. Dazu gehören auch Bestimmungen über die 
Zusammenarbeit mit der Ruhrbehörde. Das Amt wird 
die allgemeine Verantwortung haben für die Auf- 
rechterhaltung der Abrüstung und Entmilitarisierung 
im Interesse der Sicherheit. Hinsichtlich der industriel- 
len Abrüstung wird das Amt sich richten nach den Ver- 
einbarungen über die erforderlichen Verbote und Be- 
schränkungen für die deutsche Industrie, die vor dem 
Abschluß stehen. Es wurde anerkannt, daß jetzt im 
Vereinigten Wirtschaftsgebiet. eine Höchstgrenze von 
10,7 Millionen Tonnen für die Erzeugung von Roh- 

stahl in Kraft ist°. 


*) Die deutsche Übersetzung legt den englischen Wortlaut zu- 
grunde. Jedoch wurde statt der im Deutschen nicht gebräuchlichen 
Bezeichnung Exekutivsekretät der dem französischen Text ent- 
sprechende Ausdruck Generalsekretär gewählt. Manche Worte und 
Wendungen des französischen Textes decken sich nicht genau mit 
denen des englischen; auf die sachlich wichtigeren dieser Ab- 
weichungen wird in Fußnoten hingewiesen. Veröffentlichungen 

- deutscher Übersetzungen in: ‚Die Welt‘ (Hamburg) vom 29. De- 
zember 1948; ‚Der Tagespiegel‘‘ (Berlin) vom 30. Dezember 1948; 
„Die Neue Zeitung‘' (München) vom 31. Dezember 1948. 
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 ... Kommunique und Entwurf eines Abkommens 
über die Errichtung einer Internationalen Ruhrbehörde* 


. nehmung dieser Aufgaben errichtet wird — ausg 


bei der Errichtung der Ruhrbehörde, sicherzustelle 


-behörden weitreichende wirtschaftliche Funktionen in 


‚4. Im Jahre 1946 hat der amerikanische 


‘in Mr. Byrnes’ Vorschlag ins Be gefaßten Ziele Ehe 
Vorkehrungen in dem geeigneten Ausmaß eine Grund- 
lage für langfristige Abrüstungs- und Entmilitarisi 
rungsmaßnahmen abgeben werden, die von 
Militärischen Sicherheitsamt — oder einer andere 
Organisation, die als sein Nachfolger in der Wahı 


arbeitet und ihm angepaßt werden. Diese Maßn 
men sollen allein dem Zweck dienen, ein Wied 
aufleben deutscher Angriffe zu verhindern. 


Rolle als voll verantwortlichkes und unabhängig 
Mitglied zu spielen. Die Teilnahme der westlichen 
Zonen Deutschlands am Europäischen Wiederaufbau 


Wirtschaftliche Zusammenarbeit beweist bereits 
Absicht der Westmächte, Deutschland seinen Platz En N 
Wirtschaftsleben Europas zukommen zu lassend.. 

6. Unter Berücksichtigung dieser verschiedenen Ge 
sichtspunkte war es ein Hauptziel der sechs Mächte 


daß die Hilfsquellen der Ruhr zukünftig nicht für Pe 
Angriffszwecke, sondern allein im Interesse des Frie- Ar 
dens verwendet werden, und Sorge zu tragen für eine d 
engere Koordinierung des Wirtschaftslebens der Län- 
der Europas, die zum allgemeinen Besten zusammen- 
arbeiten, einschließlich eines demokratischen Deutsch. 
land. 

Ze Während des Zeitraums, in dem die Besatzungs- 


Deutschland ausüben, werden notwendigerweise‘ die 
Entscheidungen der Behörde großenteils durch oder 
über die Besatzungsbehörden ausgeführt werden. In 
dem Maße jedoch, wie diese ihre Funktionen abgeben, 
wird die Behörde bei der Ausübung ihrer Funktionen 
mehr und mehr in unmittelbarer Beziehung zur deut- 
schen Regierung stehen. 

8. Eine Hauptaufgabe der Ruhrbehörde ist die Auf- 
teilung der Kohle, des Kokses und des Stahls der 


1) Vgl. Europa-Archiv, Juni-Juli 1948, S. 1437—1439, 
2) Vgl. Europa-Archiv, 10/1949, S. 2163—2165. 


3) vgl. ‚Um den Frieden mit Deutschland‘‘, Band 6 der Doku- 
mente und Berichte des Europa-Arcivs S.105—108, und Europa- 
Archiv 9/1949, S. 2113—2114. 


4) Vgl. Europa-Archiv, Dezember 1946, S. 258—259. 


5) Vgl. Europa-Archiv, Mai 1948, S. 1345—1348; Juni-Juli 1948, 
S. 1385—1394; September 1948, S. 1561—1565. 
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Ruhr zwischen deutschem Verbrauch und Ausfuhr, um 
den Ländern, die zum gemeinsamen wirtschaftlichen 
Besten zusammenarbeiten, angemessenen Zugang zu 
diesen Erzeugnissen zu verschaiien, bei gleichzeitiger 
Berücksichtigung der wesentlichen Bedürfnisse Deutsch- 
lands. Diese Auiteilung muß natürlich übereinstim- 
men mit bestehenden internationalen Abkommen. So 
bleiben bei Kohle und Koks die in Moskau und Berlin 


“festgesetzten gleitenden Skalen in Kraft‘, 


9. Die Funktionen der Ruhrbehörde auf dem oben- 
genannten Gebiet werden in Einklang gebracht werden 


"mit der weiteren und umfassenderen Tätigkeit der 


Organisation für Europäische Wirtschaftliche Zusam- 


_ menarbeit bei der wirtschaftlichen Wiederherstellung 


der am Europäischen Wiederaufbauprogramm beteilig- 
ten Länder. 

10. Die Behörde wird die Befugnisse haben, sicherzu- 
stellen, daß die deutschen Behorden keine künstlichen 
oder diskriminierenden Verkehrs-, Preis- und Handels- 
gepflogenheiten, Kontingente, Zölle und ähnliche Re- 
gierungsmaßnahmen oder geschäftliche Abmachungen 
einführen, durchführen oder zulassen, welche die Be- 


 wegung von Ruhrkohle, -koks und -stahl im inter- 


nationalen Handel störend verandern, ausgenommen 
von der Behörde gebilligte Schutzmaßnahmen. 

11. Weiterhin wird der Behörde die Verantwortung 
dafür übertragen, in Übereinstimmung mit internatio- 
nalen Abkommen die ausländischen Interessen in den 
Kohle-, Koks- und Stahlindustrien der Ruhr zu sichern 
und zu ‘schützen, soweit diese Aufgaben nicht einer 
andern Körperschaft für ganz Deutschland anver- 
traut werden. 

12. Besondere Aufmerksamkeit wurde gewidmet der 
Frage der Übertragung von Beiugnissen zur Aufsicht 
über die Geschäftsführung und Leitung der Ruhrkohle-, 
-koks- und -stahlindustrien an die Ruhrbehörde. Ge- 
genwärtig haben die von den britischen und amerika- 
nischen Besatzungsbehörden eingesetzten Kohle- und 
Stahlkontrollgruppen weitreichende Befugnisse gegen- 
über diesen Industrien, darunter solche bei der Er- 
zeugung, Investition, Weiterentwicklung und bei an- 
dern Angelegenheiten der Geschäftsführung und Lei- 
tung. Bekanntlich sind die französischen Behörden zur 
Teilnahme an der Arbeit dieser Kontrollgruppen ein- 
geladen worden. Man ist übereingekommen, daß im 
geeigneten Zeitpunkt diejenigen dieser Befugnisse 
zur Aufsicht über Geschäftstührung und Leitung, 
welche die sechs Mächte für notwendig zur Erreichung 
ihrer Ziele hinsichtlich der Sicherheit und der Wohl- 
fahrt Europas ansehen, übertragen werden auf die 
Ruhrbehörde oder auf das Militärische Sicherheitsamt 
oder seinen Nachfolger oder auf eine andere inter- 
nationale Körperschaft. Hierbei würde es sich um 
Befugnisse zur Aufsicht über Erzeugung, Investition 
und Weiterentwicklung handeln und nicht um Befug- 


e nisse zu einer ins einzelne gehenden Kontrolle, die 
ungebührlich in die üblichen und normalen Obliegen- 
. heiten der Geschäftsführung eingreifen würde. Über 


die Bedingungen, unter denen diese Befugnisse über- 
tragen werden, und über die Art und Weise, in der 
sie ausgeübt werden, wird sobald wie praktisch mög- 
lich im Lichte der Erfahrung entschieden werden, die 
während eines gewissen Zeitraums unter dem System 
der jetzigen Kontrollgruppen gesammelt wird. Alle 
in diesem Zusammenhang nach Art. 19 an die Behörde 
übertragenen Befugnisse werden, soweit sie wirt- 
schaftlichen im Gegensatz zu vereinbarten Sicherheits- 
zwecken dienen, übertragen zu dem Zwecke, zu jener 
engeren Verbindung der Volkswirtschaften Europas 


6) Vgl. Europa-Arciv, Juli 1947, S. 734—735, 
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beizutragen, welche die sechs Mächte als eines ihrer 
Ziele in der Präambel des Abkommens niedergelegt 
haben. DEN 

Es wurde vereinbart, daß die beizubehaltenden Be- 
fugnisse auch ausreichend sein sollen, um die Wieder- 
entstehung übermäßiger wirtschattlicher Konzentration 
in den Kohle-, Koks- und Stahlindustrien der Ruhr zu 
verhindern und zu verhüten, daß Personen, welche die 
Angritispläne der Nazis gefördert haben, Eigentums- 
rechte in diesen Industrien oder Stellungen in ihrer 
Leitung und Geschäftsführung erwerben. 

Auf der Tagesordnung der Konferenz stand nicht die 
Frage der endgültigen Eigentumsverhältnisse in den 
betreffenden Industrien, und dıese Frage wird durch 
die Erörterungen oder den Abkommensentwurf in 
keiner Weise berührt. 

13. Der Behörde wird das Recht zustehen auf Ein- 
holung der für die Erfüllung ihrer Autgaben erforder- 
lichen ‚Intormationen, einschließlich angemessener Be- 
sichtigungs- und Untersuchungsrechte. » 

14. Die Behörde wird aus einem Rat bestehen, der 
sich aus Vertretern der Mitgliedsregierungen zusam- 
mensetzt, und wird ein ständiges Sekretariat haben. 

15. Sobald eine deutsche Kegierung gebildet ist, 
wird sie Gelegenheit haben, dem Abkommen beizutre- 
ten, während in der Zwischenzeit das Stimmrecht für 
Deutschland von den Besatzungsbehörden ausgeübt 
wird. Wenn eine deutsche Regierung die vollen Ver- 
pflichtungen aus ihrer Mitgliedschaft übernommen hat, 
werden inr die vollen Stimmrechte zustehen, außer in 
Sicherheits- und Verstoßangelegenheiten. 

16. Die Behörde kann, wenn ihre Entscheidungen 
und Weisungen von der deutschen Regierung nicht 
gebührend beachtet werden, den Verstoß der deut- 
schen Regierung feststellen und Empfehlungen für die 
zu treffenden Maßnahmen machen. 

17. Die Behörde wird einen Jahresbericht über ihre 
Tätigkeit vorlegen, worauf in der Regel eine Konfe- 
renz besonders ernannter Vertreter der Mitglieds- 
regierungen zusammentreten wird, um den Bericht 
und die Tätigkeit der Behörde zu prüfen. 

Wenn zwei oder mehr Mitglieder der Ansicht sind, 
daß die Politik der Behörde nicht in Einklang steht 
mit den Zwecken, für die sie errichtet worden ist, so 
können sie eine besondere Prüfung ihrer Tätigkeit 
durch die Mitgliedsregierungen verlangen. Deutsch- 
land kann in Sicherheitsangelegenheiten eine solche 
Prüfung nicht einleiten. 

18. In der Vergangenheit sind die Hilfsquellen der 
Ruhr zu Angriffszwecken verwendet worden. Nach dem 
Entschluß der sechs Regierungen soll durch die oben 
erwähnten Sicherheitsmaßnahmen jede Wiederkehr 
einer solchen Lage verhindert werden. Gleichermaßen 
ist ihnen bewußt, daß die politische und wirtschaft- 
liche Wohlfahrt Europas die volle und wirksame Nut- 
zung der industriellen Erzeugung der Ruhr und die 
Teilnahme eines demokratischen Deutschland an der 
Gemeinschaft der Völker ‘ertordert, diessich alle eines 
angemessenen Wohlstandes erireuen sollen. Die Er- 
richtung der Ruhrbehörde ist eine Neuerung auf dem 
Gebiet der internationalen Wirtschaft. Die Behörde 
wird nicht geschaffen, um den freien Wettbewerb der 
europäischen Industrien auf den Weltmärkten zu be- 
schränken. Sie hat eine konstruktive Funktion zu er- 
füllen bei der Förderung der allgemeinen wirtschaft- 
lichen Wohlfahrt Europas und bei der Wiederherstel- 
lung des internationalen Vertrauens. Wenn sie ver- 
nünftig verwaltet wird, darf die Ruhrbehörde ange- 
sehen werden als ein weiterer Beitrag zu einer engeren 
wirtschaftlichen Verbindung zwischen den Ländern 
Europas. 
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Internationale Ruhrbehörde 


- 


Entwurf eines Abkommens über die Errichtung einer Internationalen Ruhrbehörde 


Da die internationale Sicherheit und die allgemeine 
wirtschaftliche Gesundung erfordern, 

daß die Hilfsquellen der Ruhr zukünftig nicht für 

Angrifiszwecke verwendet werden, sondern im 

Interesse des Friedens, 

daß der Zugang zur Kohle, zum Koks und zum Stahl 

der Ruhr, der früher der ausschließlichen Kontrolle 

durch Deutschland unterstand, zukünftig auf gerech- 
„ter Grundlage den Ländern gewährleistet wird, die 

zum gemeinsamen wirtschaftlichen Besten zusam- 

menarbeiten; 

da es wünschenswert ist im Hinblick auf die poli- 
tische und wirtschaftliche Wohlfahrt der zum gemein- 
samen wirtschaftlichen Besten zusammenarbeitenden 
Länder Europas, einschließlich eines demokratischen 
Deutschland, daß sie in enger wirtschaftlicher Verbin- 
dung miteinander stehen; : 

da es wichtig ist, daß der Handel zwischen den im 
vorhergehenden Absatz erwähnten Ländern durch 
Senkung der Handelsschranken und durch alle andern 
Mittel erleichtert wird; 

haben jetzt deshalb, in Verfolg der vorstehenden 
Zwecke und um eine internationale Kontrolle an der 
Ruhr einzurichten in Übereinstimmung mit der ver- 
einbarten "Grundsatzerklärung, die als Anlage C dem 
in London am 1. Juni 1948, bei Beendigung der Sechs- 
mächtebesprechungen über Deutschland, unterzeich- 
neten Bericht beigefügt war, die Regierungen Belgiens, 
Frankreichs, Luxemburgs, der Niederlande, des Ver- 
einigten Königreichs von Großbritannien und Nord- 
irland und der Vereinigten Staaten von Amerika fol- 
gendes vereinbart: 


Teil I 
Die Behörde 


Artikel 1 
Hierdurch wird eine Internationale Behörde für die 
Ruhr, im folgenden „Behörde‘‘ genannt, eingerichtet; 
ihre Zusammensetzung und ihre Befugnisse und Funk- 
tionen werden wie nachstehend bestimmt. 


Artikel 2 
Die Mitglieder der Behörde sind die Signatarregie- 
rungen und Deutschland. ° 


Artikel 3 


/ 

Die Behörde besteht aus einem Rat, der sich aus 
Vertretern der Signatarregierungen und, nach Maß- 
gabe der Bestimmungen des Art.4, Deutschlands zu- 
sammensetzt. Der Rat wird von einem Sekretariat 
unterstützt, an dessen Spitze ein Generalsekretär steht. 
Die Mitglieder ernennen auch Ersatzvertreter. 


Artikel 4 

a) Sobald eine deutsche Regierung errichtet ist, kann 
sie einen Delegierten bei der Behörde ernennen, 
der berechtigt ist, an den Sitzungen des Rats teil- 
zunehmen. In dem Zeitpunkt, in dem die deutsche 
Regierung gemäß Art. 9c) zur Abgabe der Deutsch- 
land eingeräumten Stimmen berechtigt wird, kann 
sie einen Vertreter und einen Ersatzvertreter er- 
nennen. 

b) Die beteiligten Besatzungsbehörden sind im Rat 
durch einen gemeinsam von ihnen bestimmten An- 
gehörigen ihrer Länder vertreten, bis zu dem Zeit- 
punkt, von dem ab die Deutschland eingeräumten 
Stimmrechte von dem deutschen Vertreter ausge- 
übt werden. 


Europa-Archiv / 5. Juni 1949 


Artikel 5 


Sitz der Behörde ist ein im Lande Nordrhein-West- 
falen gelegener Ort, der vom Rat bestimmt wird. 


Artikel 6 


a) Jedes Mitglied bezahlt die Kosten seiner eigenen 
Vertretung. Die Kosten von Reisen im Dienste der 
Behörde werden jedoch von ihr getragen. 

b) Die Kosten der Behörde werden von den Mit- 
gliedern im Verhältnis der ihnen eingeräumten 
Stimmen bestritten. 

c) Bis zu anderweitiger Entscheidung der Besatzungs- 
mächte werden die Kosten der deutschen Vertre- 
tung und der von Deutschland zu tragende Anteil 
an den Kosten der Behörde in einer Weise bestrit- 
ten, die von den beteiligten Besatzungsbehörden 
bestimmt werden Kann. 


Teil II 
Aufbau und Verfahren 
Artikel 7 


Der Rat hält die ordentlichen und außerordentlichen 
Tagungen ab, die für die Erfüllung seiner Funktionen 
erforderlich sind. N 

Artikel 8 


Den Vorsitz im Rat führen die Vertreter der Sig- 
natarregierungen abwechselnd für die Dauer von je- 
weils sechs Monaten, die Reihenfolge bestimmt der 
Rat. Bis zur Bestimmung der Reihenfolge durch den 
Rat führt der Vertreter der Regierung des Vereinigten 
Königreichs den Vorsitz. 


Artikel 9 


a) Die Stimmrechte der einzelnen Mitglieder der Be- 
hörde im Rat sind: 
Belgien 1 Stimme 
Frankreich 3 Stimmen 
Deutschland 3 Stimmen 
Luxemburg 1 Stimme 
Niederlande 1 Stimme 
Vereinigtes Königreich 3 Stimmen | 
Vereinigte Staaten 3 Stimmen 

b) Acht Ja-Stimmen genügen für jede Entscheidung 
der Behörde, mit den in den Artikeln 13, 14, 17 
und 24 vorgesehenen Ausnahmen. 

c) Die Deutschland eingeräumten Stimmen werden 
von dem gemäß Art. 4 ernannten gemeinsamen Ver- 
treter der beteiligten Besatzungsbehörden „einheit- 
lich abgegeben, bis die beteiligten Besatzungs- 
mächte entscheiden, daß die deutsche Regierung 
durch Beitritt oder auf andere Weise die Deutsch- 
land durch das vorliegende Abkommen auferleg- 
ten Verpflichtungen übernommen hat. Danach wer- 
den diese Stimmen von dem deutschen Vertreter 
abgegeben. 

Artikel 10 


a) Der Generalsekretär wird vom Rat ernannt, fun- 
giert als Leiter des Sekretariats, handelt nach den 
Anweisungen des Rates und nimmt die vom Rat 
bestimmten Pflichten wahr. Er ist berechtigt, ohne 
Stimmrecht an allen Sitzungen des Rates teilzu- 
nehmen, führt das Protokoll über die Sitzungen 
des Rates und legt ein Verzeichnis von dessen Ent- 
scheidungen an. 

b) Der Generalsekretär ernennt seine Mitarbeiter in 
Übereinstimmung mit den gemäß Art.13 erlas- 
senen Anweisungen über das Personal. Bei der 
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„Auswahl seiner Mitarbeiter beachtet er die Not- 
wendigkeit, die strengsten Maßstäbe in bezug auf 
Integrität, Leistungsfähigkeit, Unabhängigkeit und 
fachliche Eignung anzulegen. Der Rat sorgt dafür, 
daß sich die. Stellen nicht übermäßig häufen bei 
Personen ein und derselben Staatsangehörigkeit. 
Die Pflichten des Generalsekretärs und seiner Mit- 
' arbeiter sind ihrem Wesen nach ausschließlich 
"international. Bei der Erfüllung ihrer Pflichten dür- 
fen sie Anweisungen von irgendeiner Regierung 
‚oder irgendeiner andern Behörde als der durch das 
- vorliegende Abkommen errichteten weder einholen 
noch entgegennehmen, Sie haben sich aller Hand- 
lungen zu enthalten, die ihre Stellung als inter- 
nationale Beamte beeinträchtigen könnten. Jedes 
Mitglied der Behörde verpflichtet sich, den inter- 
nationalen Charakter der Aufgaben des Sekre- 
"tariats zu achten, und keines darf den General- 
sekretär und seine Mitarbeiter bei der Erfüllung 
ihrer Pflichten zu beeinflussen versuchen. 


| hi “ Artikel 11 
Der Jahreshaushaltsplan wird vom Generalsekretär 
aufgestellt und dem Rat zur Genehmigung vorgelegt. 


Bat Artikel 12 

Die Behörde führt ihre Geschäfte in englischer, fran- 
j sischer und deutscher Sprache, wobei Englisch und 
Französisch offizielle Sprachen sind. Maßgebliche 
utsche Fassungen von Schriftstücken werden im Be- 
ıfsfall erstellt. 


; Artikel 13 

Unmittelbar nach Inkrafttreten des vorliegenden Ab- 
sommens wird von der Regierung des Vereinigten 

Önigreichs die erste Tagung der Behörde anberaumt 
dem Zweck, Regeln für ihr Verfahren und ihre 
gkeit auszuarbeiten, einen Generälsekretär zu 
i len, ihr Sekretariat zu organisieren und Anweisun- 
n über das Personal festzulegen. Entscheidungen 
ber diese Angelegenheiten und alle späteren Ände- 
ngen dieser Entscheidungen erfordern zwölf Ja-Stim- 
en. Hierauf soll der Aufbau der Behörde so schnell 
ie möglich erfolgen, und die Behörde soll ihre Funk- 
nen zu denZeitpunkten auszuüben beginnen, welche 
e Besatzungsmächte nach Beratung mit den andern 
Signatarregierungen bestimmen,. jedenfalls aber vor 
r Errichtung einer deutschen Regierung. 


Teil III 

Ks: Funktionen 

Er Artikel 14 

a) Die Behörde nimmt eine Aufteilung der Kohle, des 

 Kokses und des Stahls der Ruhr zwischen deutschem 

Verbrauch und Ausfuhr vor. Diese Aufteilung muß 

'1.Ländern, die zum gemeinsamen wirtschaftlichen 
Besten zusammenarbeiten, angemessenen Zu- 
gang zu der Versorgung mit diesen Erzeugnissen 
sichern, unter Berücksichtigung der wesentlichen 
Bedürfnisse Deutschlands; 

‚2.im Einklang stehen mit den Bestimmungen aller 

Abkommen zwischen den Besatzungsmächten 
über die Zuteilung von Kohle, Koks oder Stahl, 
die im Zeitpunkt der Vornahme der Aufteilung 
in Kraft sind; 

3. vereinbar sein mit den in der Konvention für 
Europäische Wirtschaftliche Zusammenarbeit nie- 
dergelegten Zielen und mit allen von.der Orga- 
nisation für Europäische Wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit genehmigten Programmen und getrof- 
fenen Entscheidungen, die den Zeitraum betreffen, 
für den die jeweilige Aufteilung erfolgt. 


Festlegungen der Mindestmengen von K 
und fertigem und halbfertigem Stahl, die au 
Ruhr für die Ausfuhr verfügbar zu machen sind. 
Behörde ist befugt, diese Ausfuhrzuteilungen in 
der Form der Festlegung der verschiedenen Sorten 
und Arten von Kohle, Koks und fertigem und 
halbfertigem Stahl vorzunehmen. Ausnahmsweise 
kann die Behörde eine Zuteilung von Roheisen voI- 
nehmen, wann immer sie mit zwölf Ja-Stimmen 
entscheidet, daß eine solche Zuteilung erforderlich 
ist, um angemessenen Zugang zu der Versorgung 


mit Roheisen zu sichern. Bei der Vornahme von e | 
{ 
y 


Ausfuhrzuteilungen von fertigem und halbferttigeem 
Stahl ist die Behörde gebunden an alle jeweils 
geltenden Abkommen über die Höhe der Stahl- 
'erzeugung in Deutschland, bei denen die beteiligten 
Besatzungsmächte Vertragsparteien sind, und han- 

delt im Rahmen dieser Abkommen. 

c) Bevor die Behörde ihre Funktionen auf Grund dieses 
Artikels auszuüben beginnt, wird sie mit den be- 
teiligten Besatzungsbehörden ein Verfahren ver- 
einbaren, nach dem die Entscheidungen der Be- : 
hörde koordiniert werden mit der Aufstellung der 1 
vorgeschlagenen Programme und Pläne, die der 
Organisation für Europäische Wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit zu unterbreiten sind. Dieses Ver- 
fahren ist jederzeit auf Verlangen eines Mitgliedes 
zu überprüfen, jedenfalls aber am Ende der Kon- 
trollperiode oder zu einem von den Besatzungs- 
mächten etwa vereinbarten früheren Zeitpunkt. N 


‚Artikel 15 
Die Behörde hat das Recht zur Prüfung der von den | 

deutschen Behörden eingeführten oder zugelassenen 
Verkehrs-, Preis- und Handelsgepflogenheiten, Kon- { 
tingente, Zölle und sonstigen Regierungsmaßnahmen | 
und geschäftlichen Abmachungen, welche die Kohle, 
den Koks oder den Stahl der Ruhr. berühren. Wenn die 
Behörde entscheidet, daß derartige Gepflogenheiten, 
Maßnahmen oder Abmachungen künstlich oder dis- 
kriminierend und von solcher Art sind, daß sie 


‘1. den Zugang anderer Länder zur Kohle, zum Koks 


oder zum Stahl der Ruhr behindern, 
2. die Bewegungen von .Ruhrkohle, -koks oder -stahl 

im internationalen Handel störend verändern, oder 
3. auf andere Weise die Erreichung der Zwecke des 

vorliegenden Abkommens beeinträchtigen, # { 
trifft die Behörde die Entscheidung, daß derartige Ge- 
pflogenheiten, Maßnahmen oder Abmachungen in ge- 
eigneter Weise geändert oder eingestellt werden. 

Bei ihren Entscheidungen auf Grund dieses Artikels 
hat die Behörde die Erfordernisse des internationalen 
Friedens und der internationalen Sicherheit, Deutsch- k 
lands Verpflichtungen nach der Konvention für Euro- | 


päische Wirtschaftliche Zusammenarbeit und das Be- 


dürfnis der deutschen Behörden, der wirtschaftlichen 
und finanziellen Stellung Deutschlands im internatio- 
nalen Handel den berechtigten Schutz zu gewähren, 
gebührend zu berücksichtigen. 


al Artikel 16 

a) In Übereinstimmung mit den jeweils geltenden 
internationalen Abkommen über den Schutz aus- 
ländischer Interessen in Deutschland, an denen die 
Signatarregierungen beteiligt sind, hat die Behörde 
während der Kontrollperiode oder bis zu einem von 
den Besatzungsmächten etwa vereinbarten früheren 
Zeitpunkt den beteiligten Besatzungsbehörden ge- 
eignete Maßnahmen zur Kenntnis zu bringen, bzw. 
nach dieser Periode oder diesem Zeitpunkt hat die 
Behörde selbst Geeignetes zu veranlassen 
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sk en Maßnahmen in ne 
einem Bereich ihrer Tätigkeit, 
mit der Maßgabe, daß die Funktionen der Behörde 
auf diesem Gebiet enden, sobald und soweit der 


Unternehmungen. einer andern Stelle übertragen 

_ wird, die durch internationale Vereinbarungen, an 
denen die Signatarregierungen Pe ‚sind, ge- 
‚schaffen oder bestimmt wird. z 


den Besatzungsmächten etwa vereinbarten früheren 
h Zeitpunkt sind die in Absatz a) dieses Artikels 
. erwähnten Funktionen der Behörde, wenn sie nicht 
. vorher eingestellt worden sind, von den Signatar- 
‚tegierungen zu überprüfen; dabei ist das Interesse 
an einer Übertragung dieser Funktionen auf eine 
besondere Stelle oder an einer ung auf 
“ das Aachener Gebiet zu beachten. 


J RENTE Artikel 17 
Während der "Kontrollperiode oder bis zu einem 
von den Besatzungsmächten etwa. vereinbarten frü- 
Re heren Zeitpunkt werden die beteiligten Besatzungs- 
behörden die zur Durchsetzung der Abrüstung 
Deutschlands etwa erforderlichen Befugnisse bei- 


trolle der Lieferungen von Ruhrkohle, -koks und 
-stahl an alle Industrien, die im Interesse der Sicher- 
heit durch Vereinbarung zwischen den Besatzungs- 
mächten oder nach den Bestimmungen aller inter- 
nationalen Vereinbarungen, denen sie etwa bei- 
_ treten, verboten oder beschränkt werden könnten. 
 b) Am Ende der Kontrollperiode oder in einem von 
“ ‚den Besatzungsbehörden etwa vereinbarten frü- 
heren Zeitpunkt sind die in Absatz a) dieses Arti- 
kels erwähnten Befugnisse auf eine internationale 
Körperschaft zu übertragen, die durch die Friedens- 
regelung oder durch internationale Vereinbarungen, 
an denen die Signatarregierungen beteiligt sind, 
für diese Zwecke bestimmt werden kann, und die 
. Behörde hat mit dieser internationalen Körper- 
schaft. in der Weise zusammenzuarbeiten, wie sie 
durch die Friedensregelung oder durch internatio- 
 nale Vereinbarung zu bestimmen ist. Wenn keine 
derartige internationale Körperschaft errichtet wird, 
sind diese Befugnisse der Behörde zu übertragen, zur 
Ausübung durch die in ihr, sitzenden Vertreter der 
 Signatarregierungen. 


. Artikel 18 
a) Am Ende der Kontrollperiode oder in einem von 
‘den Besatzungsmächten etwa vereinbarten frühe- 
ren Zeitpunkt sind diejenigen der bestehenden Be- 
fugnisse der Besatzungsbehörden, die erforderlich 
\G sind, um sicherzustellen, 
EN '1.daß keine Entwicklung oder Wiederherstellung 


von Gestaltungen der Eigentumsverhältnisse in 


den Ruhrkohle-, -koks- oder -stahlindustrien und 
Ir von Handels- und Marktabreden in diesen In- 
2 dustrien zugelassen werden, die eine übermäßige 
Konzentration wirtschaftlicher Macht darstellen 

würden, 
2. daß Personen, von denen festgestellt worden ist 
: ‘oder en etpestäin wird, daß sie die Angriffs- 
X pläne der Nationalsozialistischen Partei gefördert 
r haben, nicht Eigentums- oder Kontrollstellungen 
in den Ruhrkohle-, -koks- und -stahlindustrien 
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Schutz derartiger ausländischer Interessen oder 


b) Am Ende der Kontrollperiode oder in einem von 


behalten, unter Einschluß von Befugnissen zur Kon- 


‘zu übertragen auf die Behörde oder auf das Mi, 


b) 


b) 


'1.daß die allgemeinen Richtlinien und die allgem 


gen “den "Unferabestzen 1% nd 2. Vera 
gemacht werden, 


rische Sicherheitsamt oder seinen Nachfolger oc 
auf eine andere Körperschaft, i 
nationales Abkommen errichtet und damit. se 


und anderer sie in Deutschland zu ER 
Die Behörde hat mit jeder andern Körper 
zusammenzuarbeiten, der solhe Befugnisse 
übertragen werden. 
Wenn praktisch möglich anläßlich der in 
vorgesehenen ersten Konferenz der bes 
Vertreter der Mitglieder, jedenfalls ‚aber vo 
Ende der Kontrollperiode, haben die Sig 
regierungen im Lichte der Erfahrungen der } 
zungsbehörden zu bestimmen: 
1.welche der bestehenden Befugnisse der 
zungsbehörden für diein Absatz a) dieses A; 
vorgesehenen Zwecke beizubehalten sind 
2.ob diese Befugnisse .der Behörde, dem i- 
rischen Sicherheitsamt oder seinem Nachfolg 
oder einer andern durch internationales Abkom- 
men errichteten Körperschaft übertragen. wer le 


geübt werden, wenn sie der Behörde übertr 
werden; und y 
4. falls so Befugnisse auf eine andere Körpe 
übertragen werden, die Art und Weise, in d 
Behörde mit einer derartigen andern K 
schaft zusammenarbeiten wird. 


Artikel 19 


Am Ende der Kontrollperiode oder in einem vo: 
den Besatzungsmächten etwa vereinbarten früheı 
Zeitpunkt werden nur diejenigen der bestehe i 
Befugnisse in bezug auf die Leitung und Geschäf s- 
führung der Ruhrkohle-, -koks- und. -stah ndu- 
strien, die erforderlich sind, um sicherzustellen, 


nen Programme für die Erzeugung, Weit rent- 
wicklung und Investition dieser Industrien in E 
klang stehen mit den in der Präambel des 
liegenden Abkommens niedergelegten Ziele 
2. daß hinreichende Informationen über diese Ri 
linien und Programme verfügbar gemacht wer 
auf die Behörde oder auf das Militärische Si 


tete en cl 
Wenn praktisch möglich anläßlich der ersten 
Art.27 vorgesehenen Konferenz der besond: 
Na der Mitglieder, jedenfalls aber vor Sr 


rungen im Lichte der Erfahrungen der Besatkunge 
behörden zu bestimmen: ; 
1. welche der bestehenden Befugnisse der Besa 
zungsbehörden für die in Absatz a) dieses A 
tikels vorgesehenen Zwecke beizubehalten sind; 
2. welche dieser Befugnisse von der Behörde, von 
‘dem Militärischen Sicherheitsamt oder seinem 
* Nachfolger oder von einer andern, durch inter- 
nationales Abkommen errichteten Körperschaft 
auszuüben sind; 
3. die Art und Weise, in der auf die Behörde über- : 
‘ tragene Befugnisse auszuüben sind; und 
4. die Beziehungen der Behörde zu dem Militäri- 
schen Sicherheitsamt oder seinem Nachfolger 


Do 
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oder zu jeder andern Behörde, auf welche die in 
Absatz a) dieses Artikels erwähnten Befugnisse 
etwa übertragen werden. 


Teil IV 
Informationen und Untersuchungen 


Artikel 20 
Damit die Behörde ihre Funktionen ordnungsgemäß 


-_ ausüben und feststellen kann, ob ihre Entscheidungen 


' ordnungsgemäß ausgeführt werden, hat sie das Recht: 
1. periodische und von ihr für erforderlich gehaltene 
zusätzliche Berichte über Erzeugung, Verteilung und 
Verbrauch von Ruhrkohle, -koks und -stahl einzu- 
holen, unter Einschluß von Vorausschätzungen der 

' Erzeugung, der Verteilung und des Verbrauchs, wie 
sie erforderlich sein können, um der Behörde die 
Ausübung ihrer Funktionen gemäß Art. 14 zu er- 
möglichen, 

. die von ihr für notwendig erachteten Informationen 
einzuholen über die Versorgung mit Kohle, Koks 
und Stahl, die Deutschland aus anderen Quellen als 
der Ruhr zur Verfügung stehen, und über die Aus- 
fuhr Deutschlands von solchen Erzeugnissen aus 
anderen Quellen als der Ruhr und 

. in der Ruhr alle Untersuchungen vorzunehmen, ein- 
schließlich der Vernehmung von Zeugen, die sie für 
erforderlich hält, um die Richtigkeit der auf Grund 
dieses Artikels oder anderer Artikel des vorliegen- 
den Abkommens eingeholten Informationen zu prü- 
fen und festzustellen, in welcher Weise ihre Ent- 
scheidungen ausgeführt werden, wobei vorgesehen 
ist, daß ähnliche Untersuchungen auch in anderen 
Teilen Deutschlands nach einem besonderen gemäß 
Art.13 festzulegenden Verfahren vorgenommen wer- 
den können. 

In Ausübung dieser Rechte kann die Behörde Aus- 
kunft von Einzelpersonen, unter Einschluß der öffent- 
lichen Beamten und Angestellten, und von öffentlichen 
und privaten Organisationen, Unternehmungen. und 

Firmen einziehen sowie Unterlagen und Werksanlagen 

prüfen. 


D 
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\ Teil V 
Ausübung der Funktionen 
Artikel 21 


a) Während der Kontrollperiode oder bis zu einem von 

den Besatzungsmächten etwa vereinbarten früheren 

Zeitpunkt oder vereinbarten früheren Zeitpunkten 

übermittelt die Behörde ihre Entscheidungen auf 

Grund der Artikel 14 und 15 und ihre Empfehlungen 

auf Grund des Artikels 16 an die beteiligten Be- 

satzungsbehörden. 

b) Nach der Kontrollperiode oder nach einem von den 
Besatzungsmächten etwa vereinbarten früheren 
Zeitpunkt oder. vereinbarten früheren Zeitpunkten 
übermittelt die Behörde. ihre Entscheidungen auf 
Grund der Artikel14 und 15 und ihre Weisungen auf 
Grund des Artikels 16 an die deutsche Regierung. 


Artikel 22 
Während der Kontrollperiode oder bis zu einem von 
den Besatzungsmächten etwa vereinbarten früheren 
Zeitpunkt oder vereinbarten früheren Zeitpunkten 
haben die beteiligten Besatzungsbehörden 
1. dafür zu sorgen, daß die Entscheidungen der Be- 
hörde auf Grund des Artikels 14 durchgeführt wer- 
den, außer insoweit, als sie nach Ansicht der be- 
teiligten Besatzungsbehörden einer Änderung be- 


dürfen, die sie in Einklang bringt mit allen jeweils - 


geltenden Vereinbarungen zwischen zwei oder 
mehr Besatzungsmächten über eine finanzielle Unter- 
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‘ stützung Deutschlands?” oder mit, allen jeweils 
geltenden Vereinbarungen zwischen den Besat- 


zungsmächten über die Zuteilung von Kohle, Koks > | 


oder Stahl; \ 

2. dafür zu sorgen, daß die Entscheidungen der Behörde 
auf Grund des Artikels 15 durchgeführt werden; 

3.. die Behörde von den Maßnahmen in Kenntnis zu 
setzen, die auf Grund ihrer Empfehlungen gemäß 
Artikel 16 ergriffen worden sind; 

4. die notwendigen Maßnahmen zu treffen, um der Be- 
hörde die Ausübung der in Artikel 20 vorgesehe- 
nen Rechte zu ermöglichen; und 

3. den Genuß der in Artikel 28 vorgesehenen Vor- 
und Sonderrechte zu gewährleisten. 


Artikel 23 
Nach der Kontrollperiode oder nach einem von den 
Besatzungsmächten etwa vereinbarten früheren Zeit- 
punkt oder vereinbarten früheren Zeitpunkten hat die 
deutsche Regierung 
dafür zu sorgen, daß die Entscheidungen der Be- 
hörde auf Grund der Artikel 14 und 15 und die 
Weisungen auf Grund des Artikels 16 durchgeführt 
werden, und daß alle der Behörde auf Grund der 
Artikel 17, 18 und 19 übertragenen Befugnisse wirk- 
sam ausgeübt werden können; 
2. die notwendigen Maßnahmen zu treffen, um der Be- 
hörde die Ausübung der in Artikel 20 vorgesehe- 
nen Rechte zu ermöglichen; und 
3. den Genuß der in Artikel 28 vorgesehenen Vor- 
und Sonderrechte zu gewährleisten. 


Teil VI 
Verstöße 


Artikel 24 

a) Sollte die deutsche Regierung es unterlassen, eine 
der auf Grund von Art. 23 des vorliegenden Ab- 
kommens erforderlichen Maßnahmen zu treffen, so 
können die in der Behörde sitzenden Vertreter der 

- Signatarregierungen der deutschen Regierung eine 
schriftliche Anzeige zustellen, die der deutschen Re- 
gierung Gelegenheit gibt, innerhalb einer von den 
betreffenden Vertretern für angemessen erachteten 
Frist zu erscheinen und die Gründe vorzubringen, 
weshalb ein Verstoß nicht festgestellt werden sollte. 

b) Wenn die deutsche Regierung keine die Vertreter 
der Signatarregierungen befriedigenden “Gründe 
vorbringt, können diese Vertreter den Verstoß der 
deutschen Regierung feststellen; in diesem Fall 
müssen sie die deutsche Regierung schriftlich von 
ihrer Entscheidung unterrichten. Die betreffenden 
Vertreter haben alsdann Empfehlungen für die zu 
ergreifenden notwendigen und geeigneten Maß- 
nahmen abzugeben. 

c) Sollten die Vertreter der Signatarregierungen ent- 
scheiden, daß die deutsche Regierung Maßnahmen 
trifft oder zuläßt, die bei Fortdauer die ordnungs- 
mäßige Ausübung der Funktionen der Behörde ver- 
eiteln könnten, und daß es ‚zweckmäßig ist, wenn 
diese Maßnahmen eingestellt werden während der 
weiteren Untersuchung durch die Behörde und der 
Formulierung einer Entscheidung oder Weisung, so 
können die betreffenden Vertreter der deutschen 
Regierung eine schriftliche vorläufige Anzeige des 
Inhalts zustellen, daß derartige Maßnahmen mit so- 
fortiger Wirkung und für eine als angemessen er- 
achtete Frist auszusetzen sind, während die Behörde 
weitere Erwägungen anstellt, ; 

m ee ee Fra ap IE RERN EIN A SER RE 


7) Vgl. Europa-Arciv, . Mai 1947, S, 567568; Februar 1948, 
S. 1171—1173. 
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d) Die deutsche Regierung kann innerhalb von 


zu bestimmen sind. Wenn die deutsche Regierung 
es unterläßt, der vorläufigen Anzeige zu entspre- 
chen, nachdem 

1.eine Anhörung stattgefunden hat und die betref- 
fenden Vertreter die deutsche Regierung davon 
unterrichtet haben, daß sie ihre Entscheidung 
aufrechterhalten; 

2. sie ‚verabsäumt hat, zu der Anhörung am fest- 
gesetzten Ort und zu der festgesetzten Zeit zu 
erscheinen; oder 

3. fünfzehn Tage verstrichen sind und kein Antrag 
H auf Zurückziehung der Anzeige gestellt worden ist, 
: können die betreffenden Vertreter ohne weitere 
Förmlichkeit den Verstoß der: deutschen Regierung 
feststellen, und in diesem Fall müssen sie diese Re- 
gierung. schriftlich von ihrer Entscheidung unter- 
richten. Die betreffenden Vertreter haben alsdann 
Empfehlungen für die zu ergreifenden notwendigen 
:Maßnahmen abzugeben. 
Alle Entscheidungen auf Grund dieses Artikels be- 
dürfen der Mehrheit der den Vertretern der Sig- 
.natarregierungen eingeräumten Stimmen. 
‘f) Während der Kontrollperiode werden die in den 
‘ Absätzen b) und d) dieses Artikels vorgesehenen 
Empfehlungen an die Besatzungsbehörden gerichtet. 
g) Nach dem Ende der Kontrollperiode werden die in 
‘ den Absätzen b) und d) dieses Artikels vorgesehe- 
nen Empfehlungen an die Signatarregierungen ge- 
richtet. Die empfohlenen Maßnahmen sind durchzu- 
führen in Einklang mit den einschlägigen Bestim- 
. mungen der Friedensregelung oder aller internatio- 
naler Abkommen, an denen die Signatarmächte be- 
teiligt sind. 


e 


— 


Teil VII 
Allgemeine Vorschriften 
Artikel 25 
Die Behörde kann offizielle und nichtoffizielle Ver- 
bindungen, welche die Ausübung ihrer Funktionen er- 
leichtern, zu den Vereinigten Nationen und ihren 
Unterorganisationen, zu den Spezialorganisationen 
und zu anderen zwischenstaatlichen Körperschaften 
aufnehmen. 
Artikel 26 
Die Befugnisse der Behörde werden nicht ausgeübt 
zum Schutz der Handels- und Wettbewerbsinteressen 
irgendeines Landes oder zur Verhinderung der fried- 
lichen technischen Entwicklung oder der Leistungs- 
steigerung. 

Artikel 27 

a) Ein Jahr nach der Übernahme ihrer Funktionen und 
danach in jährlichen Abständen wird die Behörde 
ihren Mitgliedern einen schriftlichen Bericht über 
alle Seiten ihrer Tätigkeit erstatten. Wenn nicht 
alle Signatarregierungen anders entscheiden, wird 
nach Eingang dieses Jahresberichts eine Konferenz 
besonderer Vertreter der Mitglieder abgehalten mit 
dem Zweck, den Bericht und die Tätigkeit der Be- 
hörde zu prüfen. 

b) Vorbehaltlich der Bestimmungen des Absatzes c) 
dieses Artikels können jederzeit zwei oder mehr 
Mitglieder der Behörde, wenn sie glauben, daß die 
Tätigkeit der Behörde oder die von ihr eingeleite- 
ten Maßnahmen mit den Zwecken des vorliegenden 
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Abkommens unvereinbar sind, eine schriftliche An- 
zeige dieses Inhalts an alle andern Mitglieder der 
Behörde richten, in der sie darlegen, worin nach 
ihrer Ansicht im einzelnen diese Unvereinbarkeit 
besteht. Nach Empfang einer solchen Anzeige haben 
die Mitglieder miteinander Beratungen über die 
Beschwerde aufzunehmen und die Maßnahmen zu 
ergreifen, die nach Lage der Dinge zur Lösung der 
Frage erforderlich sind, einschließlich, in geeigne- 
ten Fällen, einer solchen schiedsrichterlichen oder 
richterlichen Regelung, wie sie die Mitglieder ver- 


einbaren mögen. PERENE 


c) Eine Beschwerdeanzeige über die Tätigkeit der Be- 


'hörde und die von ihr eingeleiteten Maßnahmen in 


Angelegenheiten der Abrüstung, der Entmilitarisie- 
rung oder der Entnazifizierung kann nur einge- 
reicht werden, wenn sie vorgebracht wird von zwei 
Mitgliedern, -unter denen Deutschland sich nicht 
. befindet. TEE 
d) Nichts in diesem Artikel darf dahin ausgelegt wer- 
den, daß es die Bestimmungen der Artikel 13 und 3 


des vorliegenden Abkommens berührt. 1 VE 


Teil VIII 
Vorrechte und Sonderrechte 


Artikel 28 
a) Die Behörde und ihr Vermögen, ihre Einkünfte und 


ihr sonstiges Eigentum genießen in Deutschland die 


gleichen Vorrechte, Sonderrechte und Erleichterun- a 
gen, wie sie das Allgemeine Abkommen über Vor- 
rechte und Sonderrechte der Vereinigten Nationen , 
für die Vereinigten Nationen vorsieht. 

b) Während der Kontrollperiode oder bis zu einem von 
den Besatzungsmächten etwa vereinbarten früheren 
Zeitpunkt genießen in Deutschland die Vertreter 
der Signatarregierungen und ihr Personal und die 


Mitglieder des Personals der Behörde, soweit sie N 


nicht deutsche Staatsangehörige sind, und die An- 
gehörigen dieser Personen die gleichen Vorrechte 
und Sonderrechte wie das offizielle Personal der 


Besatzungsbehörden. Später genießen alle diese 
Personen in Deutschland die gleichen Vorrehte und 
Sonderrechte, wie sie für Personen in vergleih- 


barer Stellung in dem Allgemeinen Abkommen über } 
Vorrechte und Sonderrechte der Vereinigten Na- 
tionen vorgesehen sind. ni 
c) Dem Personal der Behörde angehörende deutsche 
Staatsangehörige sind geschützt gegen gerichtliche 
- Verfahren wegen in dienstlicher Eigenschaft ge- 
taner mündlicher oder schriftlicher Äußerungen 
oder aller in dienstlicher Eigenschaft vorgenomme- 
nen Handlungen, 
Teil IX 
: Begriffsbestimmungen 
Artikel 29 } 
Für die Zwecke des vorliegenden Abkommens gilt: 
1.Unter der Bezeichnung „Ruhr werden die in der 
Anlage zu diesem Abkommen aufgeführten, zum 
Lande Nordrhein-Westfalen gehörenden Gebiete 
in ihrem gegenwärtigen Bestande verstanden; 
2. unter der Bezeichnung „Signatarregierungen” wer- 
den die im letzten Absatz der Präambel genannten 
Regierungen verstanden; 
„unter der Bezeichnung „Besatzungsmächte“ werden 
die Regierung Frankreichs, die Regierung des Ver- 
einigten Königreichs und die Regierung der Ver- 
einigten Staaten verstanden; 
A. unter der Bezeichnung „Besatzungsbehörden" wer- 
den die Vertreter der Besatzungsmächte in Deutsch- 
land verstanden, die im Auftrag ihrer Regierungen 
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tragen; 

'ö.unter der Bezeichnung 
5 . mächte” und „beteiligte Besatzungsbehörden“ wer- 
den diejenigen Besatzungsmächte oder Besatzungs- 


Deutschland beteiligt sind, der die Ruhr einschließt; 
unter der Bezeichnung „Kontrollperiode‘‘ wird der 
‚Zeitraum verstanden, währenddessen die oberste 
Gewalt bei den Besatzungsmächten liegt; 
‚unter der Bezeichnung „deutsche Regierung‘ wird 
jede ‚Bundesregierung, auch eine vorläufige Bun- 
_ desregierung, in Deutschland verstanden, die von 
den Besatzungsmächten gebilligt ist; 
unter ‚der Bezeichnung „Kohle‘ werden Steinkohle, 
' Pechkohle und Braunkohle in allen ihren Arten so- 
wie mechanische Zusammensetzungen aus diesen 
Produkten verstanden; » 
er der Bezeichnung „Koks' werden aus Kohle 
urch Destillation ‚gewonnene feste Brennstoffe in 
len Formen, einschließlich Schwelkoks oder ande- 
r Spezialkokssorten, verstanden; 


ale, warm und kalt fertiggewalzten oder -gezoge- 
nen Eisen- und Stahlerzeugnisse, einschließlich Röh- 
_ ren, mit oder ohne Walzwerk-Spezialbehandlung, 
le fertigen Schmiede- und Gußstücke aus Eisen 
. und Stahl, roh oder bearbeitet, unlegiert oder 


N d Roheisen aller Art; 
l.unter den Bezeichnungen 


und 
halbfertiger Stahl” werden alle in der vorher- 
gehenden Begriffsbestimmung genannten Arten von 
Stahl verstanden, mit Ausnahme von Rohblöcken, 
rolegierungen und Roheisen. 


Teil X 
Schlußbestimmungen 
N Artikel 30 


as vorliegende Abkommen tritt in Kraft, sobald es 
n Namen der Regierung Belgiens, der Regierung 
Fra kreichs, der Regierung Luxemburgs, der Regie- 
g der Niederlande, der Regierung des Vereinigten 
Königreichs von Großbritannien und Nordirland und 

t Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
erzeichnet worden ist. 


Artikel 31 


yald eine deutsche Regierung errichtet worden ist, 
ann sie dem vorliegenden Abkommen beitreten durch 
erzeichnung einer Erklärung, die diejenigen Ver- 
pfl chtungen für die Übernahme der Verantwortlich- 
en der deutschen Regierung gemäß dem Abkommen’ 
und diejenigen sonstigen Bestimmungen enthält, welche 
ie Signatarmächte vereinbaren mögen, 


Artikel 32 


Das vorliegende Abkommen bleibt, vorbehaltlich der 
estimmungen des Artikels 33, in Geltung bis zum 
krafttreten einer Friedensregelung für Deutschland 
‚und danach wie in einer solchen Friedensregelung 
vorgesehen, 


' 


„fertiger , Stahl" 


Artikel 33 


Das vorliegende Abkommen kann auf die Empfeh- 
' lung der Behörde hin durch Vereinbarung aller Signa- 
 „tarregierungen geändert werden. Solange wie das be- 
sondere Verhältnis der Besatzungsmächte zu Deutsch- 
land weiterbesteht, kann das vorliegende Abkommen, 
vorbehaltlich vorheriger Beratung mit den andern 
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de Verantwortung für die Besetzung Deutschlands we 5; 


„beteiligte Bene 


behörden verstanden, die an der Verantwortung, 
für die wirtschaftliche Verwaltung des Teiles von 


‚es soll in das Register des Generalsekretärs der Ver- I 
einigten Nationen aufgenommen werden. Pi 


ihren Regierungen gehörig bevollmächtigten Vertreter F 


legiert, Rohblöcke, Stahlhalbzeug, Ferrolegierungen 


Im Regierungsbezirk Arnsberg: hr P 


i 
aller Signale ö EUER ST, 
| Artikel34 NS 

Maßgebend sind der englische und Französin 
des Yorkögenden Abkommens. 


Artikel 35 
Das Original des vorliegenden Abkommens wird bei‘ 
der Regierung des Vereinigten Königreichs hinterlegt, 
die jeder der Regierungen, in deren Namen es unter- 
zeichnet worden ist, beglaubigte Abschriften zustellt; 


N) 


Geschehen am ...... “4 


Zu Urkund dessen- haben die nfaierBaeten von 


dieses Abkommen an den neben ihren Unterschriften 
angegebenen Tagen Riesen TE fi 5 Br 


\ 
r 


Anlage 


Im Regierungsbezirk Düsseldorf: 
. Landkreis Dinslaken Y% 
. Landkreis Düsseldorf-Mettmaının R% 
. Stadtkreis Esen $ 2 ; En 
Landkreis Geldern i Ba RT, 
Stadtkreis Krefeld 
Landkreis Moers 

Landkreis Rees Pre 

. Stadtkreis Düsseldorf 

. Stadtkreis Duisburg 

10. Stadtkreis Mühlheim a. d. Ruhr x 
11. Stadtkreis Neuß 

12. Stadtkreis Oberhausen : Ley 
13. Stadtkreis Remscheid a 
14. Stadtkreis Solingen Nee ah 
15. Stadtkreis Wuppertal au: 


Sonnoupunpe 


Im Regierungsbezirk Münster: N. 
1. Landkreis Beckum 
2. Landkreis Lüdinghausen ir 
3. Landkreis Recklinghausen a 
' 4. Stadtkreis Bottrop . ans EN: 
5. Stadtkreis Gelsenkirhen » Na 
6. Stadtkreis Gladbek | 
7. Stadtkreis Recklinghausen 


1. Landkreis Ennepe-Ruhrkreis 
2. Landkreis Iserlohn 

3. Landkreis Unna 

4. Stadtkreis Bochum 

5. Stadtkreis Castrop-Rauxel ı 
6. Stadtkreis Dortmund ; 
7. Stadtkreis Hagen i. W. 

8. Stadtkreis Hamm i. W. 

9. Stadtkreis Herne 

10. Stadtkreis Iserlohn 

11. Stadtkreis Lünen ! 
12. Stadtkreis Wanne-Eickel Na 
13. Stadtkreis Wattenscheid 2 A 
14. Stadtkreis Witten. eh 


Que 1 le: Das Abkommen über die Errichtung einer Internation Hut aaa 
nalen Ruhrbehörde mit dem Wortlaut der dazugehörigen amtlihen a 
Verlautbarung. Englischer und französischer amtlicher Text mit 5 
deutscher Übersetzung. Herausgegeben von der Regierung desLu- 
des Nordrhein-Westfalen unter Mitwirkung des Deutschen Büros : 
für Friedensfragen in Stuttgart. 1949, S. 13—41. 
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: Die 3 Be der nern ationalen Verantwortung für 
die zehn Millionen deutschsprachigen Flüchtlinge wurde 
im Frühjahr 1948 von dem Leiter des Evangelischen 
 Hilfswerkes, Eugen. Gerstenmaier, aufgeworfen, 
als er anläßlich eines Besuches in den Vereinigten 
Staaten Präsident Truman verschiedene Bitten zur 
lderung, desLoses der deutschen Flüchtlinge vortrug. 
Im "September 1948 befaßte sich die Weltkirchen- 
onferenz von Amsterdam eingehend mit der deut- 
schen Flüchtlingsfrage. Der Beschluß, der in Amster- 
dam von über 130 Kirchen gefaßt wurde, betont, daß 
sofort etwas geschehen müsse, um dieses vordring- 
liche Problem zu lösen. 

Den Bemühungen des englischen Delegierten auf 
der Amsterdamer Konferenz, ‘Henry Carter,istes 
mit zu verdanken, daß nur wenige Monate später 
"in Hamburg eine internationale onferenz über 
deutsche Flüchtlingsfragen zusammentreten konnte, 
die die „Verschwörung des Schweigens" 


_ Probleme der Gegenwart durchbrach. 
Die Ergebnisse der vom Okumenischen Rat in Genf 
in Zusammenarbeit mit dem Foreign Office in London 
‚veranstalteten Tagung fanden ihren Niederschlag in 
Spezialberichten und Empfehlungen, die das Europa- 
Archiv nachstehend im Erstabdruck veröffentlicht. Die 
A _ Konferenz. ‚schlägt die baldige Bereitstellung von Er- 
' lösen aus dem Marshall-Plan (Sonderkonten) zur 
Schaffung von Lebensmöglichkeiten für Flüchtlinge und 
Vertriebene vor. 
' Die Konferenz stellte Arstmals das Flüchtlingspro- 
.  blem in. Beziehung zu dem deutschen Industrieniveau. 
Die Londoner „Times' vom 26. Februar 1949 kam in 


2 


. Besatzungsmächte früher oder später mit der ‚Revision 
des Industrieniveaus beschäftigen müssen. 


lungen der Hamburger Konferenz mit der amerikani- 
schen und britischen Militärregierung ausführlich er- 
örtert worden. Der leitende Ausschuß der Flüchtlings- 
abteilung des Okumenischen Rates der Kirche hat die 
Bo Alingsabteikung .bevollmächfigt, alle 
Schritte zu unternehmen, die zu praktischen Ergeb- 
nissen führen können. Ein Arbeitsausschuß hat nach 
ER  Fühlungnahme -mit den Vertretern der Besatzungs- 
„behörden, der Verwaltung für europäische wirtschaft- 
" liche Zusammenarbeit (ECA) ins einzelne gehende 
R; ran unterbreitet. Über die mit der ECA geführten 
Besprechungen und deren Ergebnisse werden wir zu 
gegebener Zeit berichten. H.V. 
f 


Berichte und Empfehlungen 
der Hamburger Konferenz 


Entschließung (revidierter deutscher Text) 


Durchdrungen von der umfassenden internationalen 
Bedeutung und Verflochtenheit des deutschen Flücht- 
lingsproblems und der wachsenden Beunruhigung in 
der öffentlichen Meinung der Welt über das Scheitern 

_ aller bisherigen Lösungsversuche, ; 
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 messene und ins Gewicht fallende Dollarhilfe und « 


in der inter- 
"nationalen Offentlichkeit über eines der ernstesten 


diesem Zusammenhang zu dem Schluß, daß sich die _ 


Inzwischen sind die Entschließungen und Empfeh- 


liche Zusammenarbeit dringend ersucht wird, in Übe 
weiteren 


‚ jede mögliche Weise die Ausarbeitung und weitere i 


schaftlichen eigen des Artikels Xu der Potsdamer ] 
schlüsse Rechnung zu tragen, - 

in tiefer Besorgnis über das tragische und unge 
derte Elend, die bitterste Armut und die Auflösung. 
Familie und die soziale und moralische Isolierung 
mehr als zehn Millionen unserer Mitmenschen u 


durchgreifende konstruktive Lösung wirklich gege en 
sind, wenn eine zusammengefaßte deutsche Selbstulle 


unterstützt wird, 
 BESCHLIESST die Banane 
1. daß die Verwaltung für europäische wirtschaftl: 
Zusammenarbeit dringend ersucht wird, eine ang: 


sprechende Counterpart Funds für ein gesondertes 
schaftliches Wiederaufbauprogramm im Rahmen | 
Europäischen Wiederaufbauprogramms und der 
Deutschland geltenden Grundsätze für die Schaff 
von Lebensmöglichkeiten für Flüchtlinge und Vert 
bene zu bestimmen; 

2. daß eine solche Maßnahme der Verwaltung 
europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit in 
Zusatzabkommen zu der zwischen der Regierun 
Vereinigten Staaten von Amerika und den allii rten 
Behörden für Westdeutschland getroffenen Verein- 
barung festgelegt wird und daß dieselbe rückwirk: nr 
Kraft für das bis zum 30. Juni 1949 laufende u 


"Westdeutschland erleichtert wird. Es wird Ba 
gend darum ersucht, daß angesichts der internationalen 
Verantwortung für dieses Problem das vorgeschl: ne 
Zusatzabkommen dieErmächtigung enthalten möge, 
vorgesehene europäische Wiederaufbauhilfe für d 
deutsche Flüchtlingsprogramm als eine Beihilfe zu b - 
handeln, die keine Gegenforderung gegen Deutschla, C 
begründet; 

3. daß die Verwaltung für europäische wirtscha 


einstimmung mit den Grundsätzen der Selbsthilfe und 
der gegenseitigen Zusammenarbeit, die im eur 

päischen Wirtschaftsprogramm enthalten sind, und. 
Anwendung der Bestimmungen von Abschnitt 12 
des Auslandshilfegesetzes der Vereinigten Staaten a 


Förderung eines solchen deutschen Flüchtlingspro 
gramms voranzutreiben und zu unterstützen. ; 

Indem die Konferenz die vom Okumenischen Rat der 
Kirchen in bezug auf dieses Problem ausgegangene 
Initiative dankbar anerkennt, 

__. BESCHLIESST sie weiter, u 

daß die Flüchtlingsabteilung des Okumenishen 
Rates der Kirchen dringend ersucht wird, ihre Arbeit 
auf diesem Gebiet fortzusetzen und zu verstärken, SO- 
wie daß sie ferner aufgefordert wird, die praktischen. 
Vorschläge, die die Konferenz auf den Gebieten der 
Industrie, Landwirtschaft und landwirtschaftlichen Sied- 
lung, Auswanderung und Neuverteilung, Erziehung 
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INTERNATIONALE BERICHTE 


und Berufsausbildung!, Aufgaben der Kirchen! ausge- 
arbeitet hat, weiter zu prüfen und auszubauen und — 
immer unter Berücksichtigung des Grundsatzes deut- 
scher Selbsthilfe und deutscher Leitung hierbei sowie 
der gebieterischen Notwendigkeit, eine enge und tätige 
Mitarbeit des kirchlichen Wiederaufbauausschusses 
und anderer verantwortlicher Stellen zu sichern — un- 
mittelbar alle Schritte zu tun, die zur Gewährleistung 
- der Durchführung dieser Vorschläge und ihrer Ein- 
fügung in ein allgemeines deutsches Hilfsprogramm 
für Flüchtlinge unternommen werden müssen. 


Bericht und Empfehlungen der Arbeitsgruppe Industrie 
A. Die drei westdeutschen Zonen sind nur gemein- 


sam ein Teil Westeuropas und müssen daher als Ein- 


heit behandelt werden. Sie haben 7 Millionen Flücht- 
linge aufgenommen. Deren Verteilung ist jedoch un- 
gleichmäßig erfolgt. Die Gesamtbevölkerung der briti- 
. schen und amerikanischen Zone ist durch den Zustrom 
- um 17°/o gestiegen, die der französischen Zone erreicht 
noch heute nicht den Stand von 1939. Ein Abfließen 
von Flüchtlingen in die französische Zone kann für die 
Gesamtheit erträglichere Verhältnisse herbeiführen. 
Die Voraussetzungen. dafür bestehen bereits. 
Langfristige Planung auf Grund der Daten über die 
Zusammensetzung der vorhandenen Arbeitskräfte, der 
vorhandenen gewerblichen und landwirtschaftlichen 
Kapazität und deren Wiederaufbau- und Aufbaufähig- 
keit ist nötig. Die Frage, welche Zweige der Produk- 
tion erweitert werden können und an welchen Stand- 
orten dies geschehen soll, muß unter Berücksichtigung 
unterentwickelter Gebiete untersucht werden. 
Menschenwürdige Wohnungen nahe den Arbeits- 


‘  plätzen zu bauen ist entscheidend. Industrien, die für 


.den Wiederaufbau Westeuropas bedeutungsvoll sind, 
müssen dabei Vorrang genießen. Langfristige Planun- 
gen bedingen weitläufige Vorbereitungen. An schon 
jetzt erkannten Schwerpunkten kann indessen unver- 
züglich mit der Errichtung von Familienwohnungen 
begonnen werden. 

Die gegenwärtigen Zustände in den Massenlagern 
dürfen nicht länger geduldet werden. Noch leben in 
Westdeutschland mehr als eine halbe Million Men- 
schen, zum Teil von ihren Familien getrennt, in sol- 
chen Unterkünften. Sie bilden moralisch und politisch 
Gefahrenherde. Die Selbsthilfe der Flüchtlinge zur 
Verbesserung ihrer Lage bedarf aller Unterstützung. 

Die soziale und wirtschaftliche Eingliederung der 
Vertriebenen ist eine Voraussetzung für die wirtschaft- 
liche Erholung und die politische Gesundung West- 
deutschlands. Ihr Tempo bestimmt den Beitrag Deutsch- 
lands für die Festigung Westeuropas. Jede Verzöge- 
. rung bei der Heilung der sozialen Krankheitsherde 
Westeuropas steigert die Gefahr wirtschaftlicher Rück- 
schläge und schädlicher politischer Einflüsse. 

Die deutschen Anstrengungen müssen unter diesen 
Gesichtspunkten erfolgen und noch gesteigert werden. 
Zur rechtzeitigen Überwindung des kritischen Punktes 
sind aber ausreichende finanzielle Auslandshilfen nötig. 

Im einzelnen wird empfohlen: 

I. Konzentrierung der Bautätigkeit auf den Woh- 
nungsbau nahe dem Arbeitsplatz im Zusammenwirken 
von Länderregierungen, Kirchen, Industrie und Ge- 
werkschaften. Stärkere Förderung der Produktion der 
Baustoffindustrien und Steuerbegünstigung erscheinen 
„ als geeignete Hilfsmaßnahmen. Großzügige Gemein- 

' schaftsarbeiten ähnlich denen des TVA und des Ruhr- 
siedlungsverbandes und Selbsthilfe aller Art verspre- 
chen am raschesten zum Erfolg zu führen. Die Ver- 


1) Die Berichte und Empfehlungen auf diesen beiden Gebieten 
kommen hier aus Raumgründen nicht mit zum Abdruck. 
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wendung modernster Baumethoden und international 


erprobter Erfahrungen (Sammlung der U-Wohnungs- 
kommission) sind weitere Hilfen. ’ 


II. Bitte an die Länderregierungen, die gegenwärti- 


gen Beschränkungen der Freizügigkeit wesentlich zu 
lockern, da sie einem großen Teil der Flüchtlinge die 
Aufnahme geeigneter Arbeit unmöglich machen. 

III. Gewährung von Steuervorteilen an.nicht erwerbs- 
fähige Wohnungsinhaber, die günstig gelegenen Wohn- 
raum für arbeitsfähige Kräfte freimachen. 

IV. Herausnahme der Kredite an Flüchtlingsbetriebe 
aus der allgemeinen Kreditrestriktion und UÜberbrük- 
kung der gegenwärtigen Finanzierungsschwierigkei- 
ten gesunder Betriebe aus Etatsmitteln. Diese Betriebe 
beschäftigen, besonders in abgelegenen Orten, mehr 
als die Hälfte der Flüchtlinge, vor allem Frauen. 

V, Sicherung der Neugewährung der nötigen Auf- 
baukredite. 

VI. Gemeinsame gesamtdeutsche langfristige Pla- 
nung für die Ansiedlung von Flüchtlingsbetrieben 
durch Länderregierungen, Kirchen, Industrien und 
Gewerkschaften. Entmilitarisierte ehemalige Sonder- 
anlagen der Wehrmact sollten hierbei besonders 
berücksichtigt werden. In jedem Lande sollte zunächst 
ein Ansiedlungsbeispiel solcher Art geschaffen wer- 
den. Die Erfahrungen des englischen Hundertstädte- 
komitees können dabei von Nutzen sein. 

VII. Nach Einsatz aller deutschen Möglichkeiten 
sollten internationale Hilfsmittel gewonnen werden. 

B. Die Regierungen der drei Westmächte und die 
Militärgouverneure der drei Westzonen werden ge- 
beten, die weitere Sprengung solcher Einrichtungen 
ehemaliger Wehrmachtsanlagen einzustellen, deren 
Zerstörung vermeidbare Neuinvestitionen erforderlich 
machen würde. 

Viele dieser Anlagen sind wegen der vorhandenen Ge- 
bäude, Versorgungs- und Verkehrseinrichtungen beson- 
ders geeignet, gewerbliche Flüchtlingsbetriebe undWerk- 
stätten dort zu schaffen. Die geschlossene Anlage solcher 
Siedlungen ermöglicht jede gewünschte Kontrolle. 

Ferner wird finanzielle Hilfe erbeten für die lang- 
fristigen Aufgaben, deren Finanzierung allein aus deut- 
schen Mitteln nicht erfolgen kann. Dies sind in erster 
Linie: Bau von Wohnungen in der Nähe der Arbeits- 
stätten; Errichtung von gewerblichen Betrieben in den 
Wohngemeinden, einzeln oder in geschlossener Ansied- 
lung unter Verwendung früherer militärischer Anlagen. 


Bericht und Empfehlungen der Arbeitsgruppe 
Landwirtschaft 


1. Bericht 


Unter den Flüchtlingen und Vertriebenen aus den 
Gebieten östlich der Oder-Neiße-Linie und aus Süd- 
europa befinden sich ungefähr 800 000 bäuerliche Fami- 
lien, von denen rund 400000 Familien in den West- 
zonen untergebracht sind, darunter ca. 200 000 ehemals 
selbständige Bauern und Landwirte und ebenfalls ca. 
200 000 frühere Landhandwerker und Landarbeiter. 

Um diese Menschen vor der Proletarisierung zu be- 
wahren und der Landwirtschaft zu erhalten, ist es not- 
wendig, ihnen entweder Siedlungsland zu erschließen 
oder Arbeit in der Land- und Forstwirtschaft zu be- 
schaffen. Für ihre Wiederseßhaftmachung auf dem 
Lande bieten sich in erster Linie an die sogenannten 
„auslaufenden Höfe", im Wege einer Bodenreform zu 
gewinnende landwirtschaftliche Nutzfläche ehemaligen 
Großgrundbesitzes, Besitzes der öffentlichen Hand, Nutz- 
barmachung von ‚OÖd- und Moorland, sowie im Wege 
von Patentschaften zur Verfügung gestellter Boden. 

‚Unter den in Deutschland derzeit gegebenen wirt- 
schaftlichen Verhältnissen wird sich jedoch die Not- 
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Vorschläge zur Lösung des deutschen Flüchtlingsproblems 


lage der aus der Landwirtschaft herkommenden Plücht- 


linge niemals vollständig beheben, sondern nur mil- 
dern lassen. Auch hierfür wäre jedoch die Voraus- 
setzung eine stetige vorausschauende Agrarpolitik, die 


‚eine langfristige wirtschaftliche Planung gestattet und 


den bäuerlichen Verhältnissen Rechnung trägt. Unter 
dieser Voraussetzung kommen folgende Maßnahmen 
in Betracht: 7 
1. Ansetzung von Flüchtlingen auf Vollbauernstellen 
; a) Auslaufende Höfe. In den Westzonen wird 
immer häufiger der Tatbestand angetroffen, daß klein- 
und mittelbäuerliche Betriebe, die von alten Leuten 
bewirtschaftet werden, keine Hofnachfolger haben. 
Diese Betriebe stellen die große Landreserve dar, die 
zur Seßhaftmachung von Flüchtlingen ohne Eingriffe 
und ohne Investierungen benutzt werden kann. Die 
Zahl dieser Betriebe in Westdeutschland ist bis auf 
etwa 80000 geschätzt worden (Schätzung des Sozio- 


‘graphischen Instituts). Ohne zusätzlichen Sachaufwand 


kann hier größerer Nutzen geschaffen werden. Es muß 
allerdings dabei auf die vordringliche Berücksichtigung 


‘ der Flüchtlinge hingewiesen werden. 


b) Schaffung von Neubauernstellen. 
Die erforderlichen Ländereien hierfür können aus Od- 
und Wehrmachtsland sowie durch die im Gange be- 
findliche Bodenreform gewonnen werden. Aus diesen 
Landquellen werden im Laufe der nächsten Jahre fast 
700 000 ha zur Verfügung stehen. Von dieser Gesamt- 
fläche würden zwei Drittel an Flüchtlingsbauern ver- 
geben werden können, das verbleibende Drittel müßte 
Einheimischen zufallen, die entweder auf dem enteig- 


neten Boden bereits gearbeitet haben oder aus anderen 


Gründen siedlungsberechtigt sind. Je nach Eignung 
wird die Fläche. in Vollbauernstellen oder Neben- 
erwerbsstellen aufzuteilen sein. Bei ihrer vollständi- 
gen Verwendung für Neubauernstellen im üblichen 
Umfange von durchschnittlich 10 ha könnten auf dem 
an die Flüchtlinge fallenden Anteil von rund 450 000 ha 
etwa 45000 Familien, bei anderer Einteilung, d.h. bei 
Errichtung einer größeren Anzahl Neuerwerbssied- 
lungen, entsprechend mehr Familien untergebracht 
werden. Die Schaffung derartiger Neubauernstellen ist 
mit einem großen Kapitalaufwand verbunden, da für 
diese mit geringen Ausnahmen durchweg neue Ge- 
bäude errichtet werden müssen und außerdem das 
lebende und tote Inventar zu beschaffen ist. Eine über- 
schlägliche Kostenberechnung für die Durchführung 
dieser Siedlungsvorhaben, welche den Aufwand für 
den Landerwerb aus der Bodenreform, die Kosten für 
die Erschließung aus Moor- und Odlandkultivierung 
sowie für Bauten und Einrichtungen erfaßt, ergibt die 
Gesamtsumme von 3,3 Milliarden Mark. Die Form ge- 
nossenschaftlicher Siedlungen sollte von Fall zu Fall 
in Erwägung gezogen werden, weil sich hierdurch er- 
hebliche Kosteneinsparungen und damit Selbsthilfe 
ermöglichen lassen. 


-c) Patenschaften. Es erscheint weiterhin mög- 


lich, Vollbauernschaften im Wege der Patenschaften 


zu beschaffen. Bauernhöfe, die über Landbesitz von 
mehr als 25 ha verfügen, könnten unter der Voraus- 
setzung, daß ihnen eine solche Hilfe auf den Lasten- 
ausgleich oder auf die Steuer angerechnet wird, willig 
gemacht werden, zunächst auf dem Wege der Verpach- 
tung Flüchtlingen Land, Gebäude und betriebswirt- 
schaftliche Mittel zur Verfügung zu stellen. Bewährt 
sich der Flüchtlingsbauer, könnte das Pachtverhältnis 
nach Ablauf einer angemessenen Frist in ein Eigen- 
tumsverhältnis übergeführt werden für den Fall, daß 
die Geldmittel (im Kreditwege) aufgebracht werden 
können, um den Eigentümer abzufinden. Dieses System 
würde an alte Traditionen anknüpfen, die es bisher 
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in der deutschen Wirtschaft schon gegeben hat (Heuer- 
ling und Kötter), Die Kirchengemeinden können bei 
der Werbung für diesen Plan wertvolle Dienste leisten. 


2. Schaffung von Wohnsiedlungen durch Baugemeinden 
Der Bruderrat der Evangelischen Kirchen in Deutsch- 
land hat einen Plan zur Bildung sogenannter Bauge- 
meinden angenommen. Der Gedanke der Baugemeinde 
erstrebt vor allen Dingen die Verwirklichung der 
Selbsthilfe. Baugemeinden sind zunächst vorgesehen 
als ein geeigneter Weg für die Beschaffung von Neu- 
siedlungen oder Stadtrandsiedlungen in Anlehnung an 
schon vorhandene Industrien. Der Gedanke der Bau- 
gemeinde ist jedoch unter bestimmten Voraussetzun- _ 
gen auch geeignet, der Wohnungs- und Erwerbsnot | 


der aus der Landwirtschaft stammenden Flüchtlinge _ 


abzuhelfen. Darüber hinaus stellt die Schaffung von 
Wohnsiedlüngen im Wege der Baugemeinde ein wich- 


‚ tiges Mittel zur Überwindung der Not des in der ent- 


wurzelten Masse isolierten Menschen dar. 


3. Förderung begonnener Siedlungen 


Im Rahmen der evangelischen Kirchen sind bereits 
eine Anzahl Siedlungen besonderer Art (Siedlung 
Heilsburg in Vilbel; Moorsiedlung Neugnadenfeld/Krs. 
Bentheim; Industriesiedlung Espelkamp; volksdeutsche 
Siedlungen in der Nähe von Darmstadt und Stuttgart 
u. a.) begonnen worden (vgl. Anlage). Diese Siedlungen 
bieten eine wertvolle Quelle von Erfahrungen für die 
Entwicklung einer aufbauenden Flüchtlingspolitik. Die 
Errichtung von weiteren Siedlungen in Anlehnung an 


die genannten Beispiele ist möglich, da sich geeignetes ° x 


Gelände hierfür in verschiedenen Teilen Deutschlands 
anbietet.. 
I. Empfehlungen 

In Anerkennung, daß uns das Menschenmögliche zu R 
tun aufgetragen ist, selbst wenn eine Lösung des Flücht- 
lingsproblems nicht abzusehen ist, macht die Arbeits- 
gruppe der Konferenz folgende definitive Vorschläge: 

Die Arbeitsgruppe empfiehlt der Konferenz, alle 
Maßnahmen zu unterstützen, die geeignet sind, Men- 
schen auf dem Lande seßhaft zu machen, und zwar im 


Wege der Schaffung von 1. Vollbauernstellen, 2. Neben- & 


erwerbssiedlungen, 3. Wohnsiedlungen. 

Zu 1. Vollbauernstellen sind zu schaffen: a) 
daß eine möglichst große Zahl der sogenannten „aus- 
laufenden Höfe“ den Flüchtlingen zur Verfügung ge- 
stellt wird, b) durch Landgewinnung auf dem Wege der 
Bodenreform, c) durch das System sogenannter Paten- 
schaften. ; 

Zu 2. Für Nebenerwerbs- und Wohnsiedlungen bietet 
sich in erster Linie das aus der Bodenreform anfallende 
Land an. Hierbei kommt dem sogenannten Wehr- 
machtsgelände eine besondere Bedeutung zu, weil es 
im Falle der Freigabe sofort zur Verfügung stünde. Es 
wird daher gebeten, bei den Militärregierungen sowie 
bei den in Betracht kommenden deutschen Stellen auf 
die Wichtigkeit einer beschleunigten Freigabe der- 
artigen Geländes hinzuwirken. . 

Die Arbeitsgruppe empfiehlt der Konferenz weiter- 
hin, die im Rahmen der evangelischen Kirchen begon- 
nenen Siedlungsvorhaben zu unterstützen. 

Alle diese Maßnahmen zur Seßhaftmachung von 
Flüchtlingen erfordern erhebliche finanzielle Aufwen- 
dungen. Hierfür ist es sowohl notwendig, die zur Zeit 
in Deutschland für die Einräumung von Krediten und 
die Hergabe von Anleihegeldern geltenden Bestim- 
mungen zu lockern, wie zusätzliche Mittel auf andere 
geeignete Weise, sei es aus den „counterpart funds" 
im Rahmen der Marshall-Hilfe, sei es durch besondere 
Anleihen im Auslande flüssig zu machen. Denn selbst 
bei Lockerung der gegenwärtig in Deutschland gelten- 
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den A lnmunen ist die deutsche Finanzwirtschaft 
Finanznot der öffentlichen Hand wie des Mangels an 


Gelder aufzubringen. Ebensowenig kann dies vom 
Bu Lastenausgleich erwartet werden. Die Verwendung von 
 Marshall-Geldern würde Deutschland jedoch in die 
oo ‚versetzen, im Wege der Selbsthilfe die zur Be- 


Be Be = ee Wirtschaft zugute kommen. 

Su Die Kirchen werden gebeten, alsbald für die Frage 
der Finanzierung einen geeigneten Rechtsträger ins 
Leben zu rufen. Dieser Rechtsträger könnte zugleich 
ie Stelle sein, in der das Opfer der Gemeinden ge- 
sammelt und wirksam gemacht werden könnte. 
Außer derDurchführung der eingangs vorgeschlagenen 
ßnahmen zur Wiederseßhaftmachung, die zwangs- 
läufig nur einem Teil der der Land- und Forstwirtschaft 
entstammenden Flüchtlinge zugute kommen kann, wird 
‚ notwendig sein, auch die gegenwärtig bestehenden 
eschränkungen der Freizügigkeit zu lockern; denn es 
st erwünscht, daß alle Landarbeiter, die noch in 
‚Städten oder Lagern untergebracht sind, erfaßt werden 
und daß ihnen die en gegeben wird, eine 


i der enibwitschah stammende eins ersetzen. 

Selbst diese Maßnahme wird jedoch nicht ausrei- 
en, um die von der Siedlung nicht erfaßten Flücht- 
inge landwirtschaftlichker Herkunft im Rahmen des 


gende Teil von ihnen anderen Berufen zuzuführen 


Bas ben werden müssen. Für eine Auswanderung kom- 
' men wohl vor allem volksdeutsche Flüchtlinge aus 
' dem Osten und Südosten in Frage, 


Bericht und Empfehlungen der Arbeitsgruppe 
Auswanderung und Binnenwanderung 


I. Auswanderung 


1. Das Recht zur Auswanderung ist eines der Men- 
schenrechte. Es bedarf zu seiner Auswirkung des Rech- 
tes der Einwanderung. Es sollten daher Sonderverbote, 
die sich gegen deutsche Einwanderer und damit gegen 
e Heimatvertriebenen richten, nicht länger aufrecht- 
halten werden. \ 

2. Es sollten für Heimatvertriebene auch deutscher 
erkunft Erleichterungen für die Auswanderung ge- 
schaffen werden, insbesondere für solche Berufsgrup- 

n, deren endgültige Eingliederung in die deutsche 
Wirtschaft auch in Zukunft nicht möglich sein wird. 
hre Zahl dürfte etwa ein Zehntel der Gesamtzahl der 
Flüchtlinge ausmachen. 

‚3. Die durch die Auswanderung angestrebte wirt- 
schaftliche und soziale Entlastung Deutschlands kann 
. nur verwirklicht werden, wenn die erforderlichen Mit- 
“tel dafür sowohl von der Heimat als auch von den 
' ausländischen nationalen und übernationalen Instan- 
zen und Organisationen bereitgestellt werden. Vor allem 
e werden die Hilfeleistungen der IRO und des Marshall- 

_ Planes für Passage und Existenzgründung benötigt. 
4. Aus sittlich- religiösen und sozial-wirtschaftlichen 
Gründen wird die Auswanderung von Familien im 


voll angesehen. Hierdurch wird auch die Eingewöh- 
nung in die neue Heimat gesichert. 

9. Die Auswanderung einzelner Frauen bedarf einer 
besonders sorgfältigen Überwachung. Zu bevorzugen 
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. angesichts der durch die Währungsreform | verursachten 


‚, oder ihm die Möglichkeit der Auswanderung ge- 


Sinne der Ernährungseinheit als notwendig-und wert- 


N Kapital nicht in der Lage, von sich aus die benötigten 


# 


 stenzvernichtung führen zu einem steigenden Flücht- 


‚ohne Habe über die Zonengrenze zu. Dazu kommt eine 


‚gleich nach den Zufällen des Kriegsendes und der 


s wur sie die Arbetı 
lichen Institutionen. elner 
Mädchen und Frauen a Alters ist nur in be %4 
sonders gesicherten Fällen zu empfehlen und i 
eine besondere Fürsorgeaufgabe der Kirchen anzuseh 

6. Die Kirchen und ihre Gemeinden in Deutschland 
wie in den aufnehmenden Ländern sollten sich die 
Vorbereitung der Auswanderer und Aufnahme der Ein 
wanderer besonders angelegen sein lassen. 

7. Die Bedeutung der Auswanderung liegt in der Er- 
öffnung von Möglichkeiten, die für den einzelnen Hei- 
matvertriebenen den Druck erleichtern, der heute auf a 
ihm lastet. Selbst unter den günstigsten Voraussetzun- 
gen kann durch die Auswanderung nur eine Teillösung 
des Problems der a in Deufsrtlane Be 
erreicht werden. 7 


II. Binnenwanderung 2 
1. Gewissenszwang, Freiheitsberaubung und Exi- 


lingszustrom aus der sowjetischen Besatzungszone. 
Über 1200 solcher Flüchtlinge wandern Tag und Nacht 


wachsende Zahl von Angehörigen schon im Westen 
seßhafter Flüchtlinge, die allein in Niedersahsen 
monatlich etwa 15000 beträgt. Jede verwaltungsmäßige 
Ordnung und Verteilung der Flüchtlinge wird durh 
diesen Zustrom in die Westzonen zu einer Unmöglich- 
keit. Die Gewähr eines umfassenden Asylrechtes über- 
steigt die Kräfte Deutschlands. Die Christenheit in aller 
Welt muß wissen, daß sie diese Menschen in ihrer Not 
nicht verlassen darf. 

2. Die Vertriebenen sind in den Westzonen ganz un- 


fh 
nn 


TERN: 


Fluchtwege verteilt. Dieser Zustand ist im Laufe meh- 
rerer Jahre erstarrt. Er ist mit sittlichen und rechtlichen 
Grundsätzen unvereinbar. Dem größten Teil der Ver- 
triebenen enthält er wesentliche Menschenrechte vor, 
wie das Recht der Freizügigkeit, das Recht, seinen Ar- 
beitsplatz nach eigener Entscheidung und Fähigkeit zu 
bestimmen, ja sogar das Recht, als Familie das christ- 
liche Erziehungsprinzip zu verwirklichen. : 

Die hier erwachsenden Probleme setzen für ihre 
Lösung zunächst voraus, daß alle Länder der West- 
zonen bereit sind, ihren gerechten 'Anteil an der Last 
voll zu tragen. Daher sollten zum mindesten Anord- 
nungen der Besatzungsmächte und der deutschen Län- 
derregierungen, die einer gerechten Verteilung ent- 
gegenstehen, aufgehoben werden sowie Maßnahmen 
unterbleiben, durch welche ihnen Mittel, sei es anGeld, 
seies an Wohnraum, entzogen werden, die für die Ge- 
währung des Existenzminimums an die Heimatver- 
triebenen nicht entbehrt werden können. Die deut- 
schen Westzonen sind zu schwach, um diese Aufgabe 
allein zu lösen. Die europäische Verantwortung und 
das europäische Interesse machen es nötig, die West- 
zonen nicht bei dieser Aufgabe allein zu lassen. Be: 

3. Das Problem ist jedoch mit den innerhalb Vier- 
zonendeutschlands wandernden oder seßhaft geworde- 
nen Flüchtlingen nicht vollständig umrissen. Ange-- 
hörige der in außerdeutschen Ländern Europas befind- 
lichen Reste der dort einst beheimateten deutschen 
Gruppen, die unter ungünstigen Lebensverhältnissen 
leben und die Vereinigung mit ihren Angehörigen und 
Landsleuten in Deutschland wünschen, sollten die Hilfe‘, © 
der alliierten Regierungen empfangen, um diese Wie- 
dervereinigung zu gewährleisten. 

Die Okumene ruft die Christenheit auf, auch diesen 
aufs äußerste bedrängten Menschen in Gebet und tat- 
kräftiger Hilfe beizustehen. 
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Dec ae len ale: 
2. Mai: Die Regierung kündigt i in einem Rote 
Efa. 'niqu& die Wiederaufnahme normaler freund- 

‚schaftlicher Beziehungen zwischen Albanien 

"und Italien und die gegenseitige BER AnUng 
' diplomatischer Vertreter an.- 


11.Mai: In Tirana wird ein Prozeß gegen ehe- 


 munistischen Partei Albaniens eröffnet. Unter 


. sekretär des Zentralkomitees der Kommuni- 
stischen Partei Albaniens, und Pandi Christo, 
ehemaliger Minister ohne Portefeuille, Prä- 
sident der staatlichen Kontrollkommission und 
are des Politbüros. 


Belgien % 
ie Mai: Der Gesetzesvorschlag zur Ratifizierung 


Y kammer mit 139 gegen 22 Stimmen und vom 


. der Kommunisten gebilligt. Er wird zur Unter- 
zeichnung an den Regenten gesandt. 


: Bulgarien 

‚Mai: Die Wahlen zu den lokalen Volksräten 
. finden mit einer Beteiligung von95 bis 100 Pro- 
zent statt. ’ 


“Deutschland 
3.Mai: Präsident Truman gibt bekannt, daß er 
General Lucius D. Clay zum 15. Mai von sei- 
nem Posten als Militärgouverneur der ameri- 
 kanischen Besatzungszone Deutschlands ent- 
bunden hat. Bis zur Ernennung eines Hoch- 
kommissars wird General Clarence R. Hueb- 
ner die Amtsgeschäfte des amtierenden Mili- 
tärgouverneurs und das Kommando über die 


bewaffneten Streitkräfte ' der Vereinigten 
Staaten in Europa übernehmen. Zu seinem 
f Stellvertreter wird General George P. Hays 
ernannt. — Am 4. Mai erklärt General Clay in 
Br; Grafenwöhr vor Pressevertretern, seiner An- 
E. - sicht nach habe sich die Deutschlandpolitik der 
2 amerikanischen Regierung als richtig erwiesen. 
' Dr. Köhler gibt in einer Sitzung des Wirt- 
F schaftsrates bekannt, infolge nn Änderungs- 


Die Ereignisse in Auen 


malige Minister und Funktionäre der Kom- 


den Angeklagten befinden sich Kotschi Xoxe,. 
' ehemaliger Vizepräsident ‘des Ministerrates, 
"Innenminister und ehemaliger Organisations- 


- des Atlantikpaktes wird von der Deputierten- 


Senat am 12.Mai mit 127 gegen 13 Stimmen 


. deraufnahme der Wirtschaftsbeziehung 
‚sowjetischen Besatzungszone wird vor 


.Mai: Der bayerische Ministerrat gibt bek 


mung der sich bis zum Zusammentritt d 


- Der bayerische 


Se 


tungsrates, Dr. Pünder, über Demontage un 
Industriebeschränkungen und schlägt v zZ 
Demontage bestimmte Werke nur stillzı 
um sie der deutschen Wirtschaft für de 
einer etwaigen Produktionsaufnahme i 
men einer gesamteuropäischen Planung zu 
halten. Der kommunistische Antrag au 


4.Mai berichtet der Vorsitzende de v rwal- 


von der Tagesordnung abgesetzt. 


die Landesregierung lehne eine Ausgli 


gemeinschaft ab. Ministerpräsident Ehard 
klärt in einer Konferenz mit dem stellvertr 
tenden Leiter der Militärregierung für Bayern, 


schem Recht vorgebrachten Vorschläge 
Grundgesetz nicht anerkannt würden. 5 


Der Hauptausschuß des 
Rates führt die durch ‚das Frankfurter L 


wendig Gedrienn vierte Lesung des Grun 
gesetzes durch und ernennt zur Wahrn 


Bundesorgane ergebenden Pflichten am 6.1 
einen Überleitungsausschuß. Am 8.Mai v 
abschiedet der ParlamentarischeRat das Grund- 
gesetz mit 53 gegen 12 Stimmen. Mit 49 gegeı 
1 Stimme wird die schwarz-rot-goldene Flaı 
zur Bundesflagge erklärt. Am 10.'Mai wählt 
die Vollversammlung des Parlamentarischen 
Rates mit 33 gegen 29 Stimmen in geheimer 
Wahl Bonn zur Bundeshauptstadt und ver- 
abschiedet mit 36 gegen 29 Stimmen das Wahl-, 
gesetz für die erste Wahl zum Bundestag und = 
die Wahl des ersten Bundespräsidenten. — 

Ministerrat empfiehlt, am 
10. Mai dem Landtag, das in Bonn verabshie- 
dete Grundgesetz in seiner jetzigen Fassung 
abzulehnen, und beantragt, die durch die An- 
nahme des Grundgesetzes in zwei Dritteln der i 
deutschen Länder geschaffene Rechtsverbind- 
lichkeit fürBayern abzulehnen und eine Volks- 
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12. 


14. 
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abstimmung über beide Punkte abzuhalten. — 
Am 12. Mai überreichen die drei Militärgou- 
verneure die Genehmigungsurkunde zum 
Grundgesetz. Diese enthält Vorbehalte, die 
sich auf die Ratifizierung des Grundgesetzes 


: durch die Landtage, die Polizeigewalt, die Be- 


teiligung Berlins, die Ländergrenzen und die 
Durchführung der Bundesgesetze beziehen; 
der Überleitungsausschuß soll vorerst nicht in 
Aktion treten. 


„Mai: Der britische Außenminister, Ernest Be- 


vin, trifft zur Besichtigung der Luftbrücke in 
Berlin ein und führt am 8. Mai eine Bespre- 
chung mit General Clay, General Robertson 
und dem stellvertretenden französischen Mi- 
litärgouverneur, General de Noirel. Am 
9.Mai trifft er in Melle bei Herford in ge- 
trennten Besprechungen mit Dr. Adenauer, 


Dr. Schumacher und Ministerpräsident Arnold 


zusammen. 


Die Präsidenten des Deutschen Volksrates, 


Otto Grotewohl, Professor Hermann Kastner 


und Otto Nuschke, fordern den Parlamen- 


tarischen Rat und den Wirtschaftsrat erneut zu 
einer gemeinsamen Besprechung auf. 


Mai: In den zehn Monaten des Bestehens der 
Luftbrücke haben britische und amerikanische 
Flugzeuge in etwa 200000 Flügen 1,5 Mil- 
lionen Tonnen Güter, darunter 950000 Tonnen 
Kohle und 438 000 Tonnen Lebensmittel, be- 
fördert. 

Der stellvertretende Leiter der ECA- Milsiön 
für Westdeutschland, Norman H. Collisson, er- 
klärt auf einer Besprechung mit westdeutschen 


Industriellen in Hagen, künftig könnten erheb- 


liche Mittel aus dem DM-Gegenwert-Fonds für 
langfristige Kredite ohne Verpflichtung zur 


Rückzahlung und Verzinsung freigegeben 
werden. 
Mai: Die Berliner Blockade und die Gegen- 


blockade der Westmächte werden gleichzeitig 
um 00.01 Uhr aufgehoben. 

Der Haushaltsplan der Länder der sowjeti- 
schen Besatzungszone und der zonalen Ver- 
waltung für das Haushaltsjahr 1949 (1. April 
bis 31. Dezember) sieht Einnahmen in Höhe 
von 11985000 DM und Ausgaben in Höhe 
von 10 810 000 DM vor. Der Voranschlag wird 
von der Vollversammlung der Deutschen Wirt- 
schaftskommission einstimmig beschlossen. Wie 
die Berliner Zeitung Der Kurier dazu meldet, 
erscheint in dem Voranschlag ein Betrag von 
1034000 DM als „Ausgaben der Hauptver- 
waltung Reparationen". 


Mai: Die drei westlichen Stadtkommandanten 
unterzeichnen das Besatzungsstatut für Berlin 
und überreihen die Urkunde dem West- 
berliner Magistrat. 


Mai: Am 15. und 16. Mai finden in der sowje- 
tischen Besatzungszone und im Ostsektor von 
Berlin die Wahlen zum dritten Deutschen 
Volkskongreß statt. 
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„Mai: 


Frankreich 


Mai: General Charles de Gaulle "wendet sich’ 
gegen die von den drei Westmächten in Wa- 
shington eingeschlagene Deutschlandpolitik 
und gegen den Atlantikpakt. 


Der Ministerrat unter dem Vorsitz von 
Ministerpräsident Queuille verhandelt über 
die Indochinapolitik der Regierung und nimmt 


einen Bericht der aus Indochina zurückgekehr- _ 


ten parlamentarischen Untersuchungskommis- 
sion entgegen. Am 13.Mai begibt sich der 
Stabschef der-Armee, General Georges Re- 
vers, nach Indochina, um die militärische Lage 
und die Verwendung der Waffenlieferungen 
einer Prüfung zu unterziehen. Die Kosten für 
die Kriegführung in Indochina werden auf 
60 Milliarden und das Defizit der nationali- 
sierten Eisenbahnen auf 40 Milliarden Franken 
geschätzt. 


Mai: Das Kabinett billigt den Atlantikpakt 
und die Satzung des Europarates und stellt 
die Entscheidung über die Billigung des west- 
deutschen Grundgesetzes wegen Einwendun- 
gen gegen den Überleitungsausschuß, die Ver- 
tretung Berlins, die Beanspruchung der Polizei 
der Länder durch die Bundesregierung und die 
unter bestimmten Voraussetzungen mögliche 
Übernahme der Verwaltungsaufgaben der 
Länder durch die Bundesverwaltung zurück. 


Mai: In Paris beginnen vorbereitende Bespre- 
chungen zur Außenministerkonferenz zwischen 
Dr. Philip Jessup, Sir Ivone Kirkpatrick und 
Alexandre Parodi. Dr. Jessup erklärt, es sei 
nicht die Absicht der Regierung der Vereinig- 
ten Staaten, der Außenministerkonferenz den 


.\ Rückzug der alliierten Besatzungsstreitkräfte 


„Mai: 


auf bestimmte deutsche Häfen, der in der 
New York Times vom 12.Mai als „Kennan- 
Plan" veröffentlicht worden sei, vorzuschlagen. 


Griechenland 


Das Parlament tritt nach fünfmonatiger 
Unterbrechung zusammen und spricht am 
3. Mai mit 224 gegen 47 Stimmen der Koali- 
tionsregierung des Ministerpräsidenten So- 
phoulis das Vertrauen aus. 


. Mai: Der von der „Freien Demokratischen Re- 


gierung Griechenlands” bevollmächtigte Ju- 
stizminister Miltiades Porphyrogenis erklärt 
laut New York Times in Prag, seine Regierung 
sei zu Friedensverhandlungen mit der Athe- 
ner Regierung bereit und begrüße die Ernen- 
nung eines UN-Vermittlers. Die einzige Be- 
dingung seiner Regierung für die Aufnahme 
der Verhandlungen sei, daß jedes Überein- 
kommen die Unabhängigkeit Griechenlands 
wahre und freie Wahlen vorsehe. Er bittet den 
tschechoslowakischen Außenminister, Clemen- 
tis, um Vermittlung bei Dr. Herbert Evatt. 
3 


Europa-Archiv / 5. Juni 1949 


während einer Maifeier im Bois de Boulogne BR 


HL: 
2 


Großbritannien 


„Mai: Christopher Mayhew, Unterstaatssekre- 


tär im Außenministerium, erklärt im Unter- 
haus, die Labourregierung lehne eine Auf- 
nahme Spaniens in die Vereinten Nationen, in 
den Atlantikpakt, in die OEEC und in die zu- 
künftige europäische Föderation ab. Am 
11.Mai erklärt Außenminister Bevin, er be- 
dauere die seinerzeitige Abberufung des bri- 
tischen Botschafters in Spanien ‚auf Grund der 
UN-Beschlüsse. 


‚Mai: In der britischen Hauptstadt treffen die 


Außenminister von Dänemark, Frankreich, Ir- 
land, Italien, Luxemburg, der Niederlande, von 
Norwegen, Schweden .und Großbritannien so- 


wie der belgische Botschafter in London zu-_ 


sammen. Am 5. Mai unterzeichnen sie die Sat- 
zung des Europarates und ein Abkommen über 
die Schaffung eines Ausschusses, der die für 
August in Straßburg geplante erste Sitzung 
des Rates vorbereiten soll. In einem Kommu- 
niqu& werden die Aufnahmegesuche Griechen- 


lands und der Türkei als annehmbar ange- - 


sehen. 

Im Unterhaus EN. eine Gesetzesvorlage (Ire- 
land Bill) eingebracht, in der Großbritannien 
Irland als Republik anerkennt und sein Aus- 
scheiden aus dem Commonwealth am 18. April 
bestätigt, während Nordirland im Common- 
wealth verbleiben und sein Ausscheiden nicht 
ohne die Zustimmung des nordirischen Parla- 
ments möglich sein soll. Am 11. Mai wird das 
Irlandgesetz in zweiter Lesung mit 317 gegen 
12 Stimmen verabschiedet. 


Die Konferenz der stellvertretenden Außen- 
minister für den Staatsvertrag mit Österreich 
beschäftigt sich mit den jugoslawischen An- 
sprüchen auf österreichische Reparationen und 
österreichisches Eigentum in Jugoslawien. Am 
10. Mai werden die Beratungen auf einen Zeit- 
punkt nach den Viermächtebesprechungen 
über Deutschland, »spätestens aber auf den 
25. Juni vertagt. 


.Mai: In London wird er Außenminister 


Bevin und dem italienischen Außenminister 
Graf Carlo Sforza über die Zukunft der ehe- 
maligen italienischen Kolonien ein Kompro- 
miß erzielt, der am 11. Mai den Vereinten Na- 
tionen vorgelegt wird. 


‚Mai: Der Vorsitzende des Exekutivausschus- 


ses der Europäischen Bewegung, Duncan 
Sandys, gibt in einer Pressekonferenz bekannt, 
die Europäische Bewegung werde als eine 
internationale Partei arbeiten, um die zehn 
Mitgliedstaaten des Europarates bei ihrer 
Arbeit für eine geschlossene politische und 
wirtschaftliche Union zu unterstützen. Am 


‚10. Mai nimmt der Exekutivausschuß eine Re- 


solution an, in der die zehn Signatarstaaten 
des Europarates zur Einsetzung eines Sachver- 
ständigenausschusses für die Koordinierung 
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14. 


10. 


13: 


15. 


. Mai: 


‚Mai: 
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fordert werden. 
Das Unterhaus verabschiedet die Gesetzesvor- 


lage über die Verstaatlichung der Eisen- und 


Stahlindustrie, die am 1.Mai 1950 die Über- 


nahme von 107 Gesellschaften im Werte von | 
300 Millionen Pfund Sterling durch die Regie- _ 
rung vorsieht. Ein Ablehnungsantrag der Op- 


position wird mit 333 gegen 203 Stimmen ver- 
worfen. 
Mai: Das Unterhaus ratifiziert mit 333 gegen 


6 Stimmen den Atlantikpakt, zu dem am glei- 


chen Tage ein Weißbuc der Regierung ver- 
öffentlicht wird. 


Mai: 


winne der Konservativen auf Kosten der 
Labour Party. Die Zahl der Mandate der Un- 


abhängigen, der Liberalen und der Kommuni- 


sten geht zurück. 


Irland 
Mai: 
von Ministerpräsident Costello eingebrachte 


1. bis 15. Mai 1949 ' 


der Währüngspolitik der zehn Staaten aufge- 


Der Abschluß der Gemeindewahlen in 
England und Wales ergibt beachtliche Ge- 


Das Parlament nimmt einstimmig eine 


Bi a 


PER 


= 


a" De 
ae 


PAPIER 


Resolution an, in der gegen das Irlandgesetz Ba 


der britischen Regierung protestiert wird. 


% 


Italien 


Wirtschaftsbeziehungen. 


werkschaftsbund eine grundsätzliche Einigung 
mit dem Verband der Industriellen erzielen 


.Mai: Sir Stafford Cripps führt anläßlich eines N N 
Besuches in Rom Besprechungen mit Minister- 
präsident de Gasperi über britisch-italienische 


Mehr als eine Million Industrieetbe en 0 . 
brechen Streiks und Agitationen ab, nachdem : 
der kommunistisch beeinflußte Allgemeine Ge- 


konnte. Noch schwebende Fragen sollen auf 2 N 


dem Verhandlungswege beigelegt werden. 


‚Mai: Die Wahlen für das sardinische Regional- 
parlament zeigen folgendes Ergebnis: Christ- 


lich-Demokratische Partei des Ministerpräsi- 


denten de Gasperi 193 553 Stimmen (34,1%) 


und 22 Sitze, Kommunisten 110 244 Stimmen 
(19,4%) und 13 Sitze, Monarchisten 62.048 
Stimmen (11,6%) und 7Sitze, kleinere Parteien 
18 Sitze. Die ‚Jedermann-Partei erhält kei- 
nen Sitz. 

Mai: Die Regierung spricht für das gesamte 
Staatsgebiet ein Demonstrationsverbot aus. 
Mai: Nach fünftägigen Diskussionen wird 
der Kongreß der Sozialistischen Partei (Links- 
sozialisten) in Florenz mit einer Entschließung 
für Zusammenarbeit mit der Kommunistischen 
Partei beendet. 


Jugoslawien 
Wie die amerikanische Presse meldet, 
hat Marschall Tito dem amerikanischen Jour- 
nalisten Kingsbury Smith ein, Interview ge- 
währt, in dem er die Verteidigung der Un- 
abhängigkeit und der territorialen Integrität 
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den ee Volksrepublik er den 
Wunsch der mazedonischen Bevölkerung, in- 
' nerhalb der jugoslawischen Föderation zu ver- 
bleiben, bejaht und der Befriedigung Jugo- 
‚ slawiens gegenüber einer Verständigung zwi- 49, Mai: Die Rundfunkstation des a 
schen den Vereinigten Staaten und der So- det, die polnische Regierung habe den kat 
x wjetunion Ausdruck verleiht, Sechs weitere ‚lischen Episkopat aufgefordert, die Territor en Mi 
‘ragen, die Marschall Tito nicht zu beantwor- er enrenen neresch entsprechend der 5% 
en wünschte, bleiben unveröffentlicht. neuen polnischen Grenzen festzusetzen. 


Niederlande | t Blımünien! Be 

. 1.Mai: Die Regierung ersucht die britische Re 
im. . ee u den niederländi- gierung um Schließung ihrer Provinzkonsulate 
‘schen Stabschefs für Land-, See- und Luftstreit- in Cluj und ee 
‚kräfte, General Kruls, Vizeadmiral van Holthe h 
"und Generalleutnant Giebel, sowie mit dem Schweden ’ 
 Kriegsminister Dr. Schokking. 5. Mai: Das Außenministerium veröffentlicht den 
Dr. Beel, Hochkommissar und Vertreter der Bericht der israelischen Regierung über die 


iederländischen Krone in Indonesien, tritt Ermordung des Grafen Bernadotte. Das zu- 
rück. ständige israelische Gericht erklärt, es seien ; 


keine direkten Beweise für die Beteiligung 


der Sternbande vorhanden, die Untersuchu 
ee in Höhe von 518 Millionen Gulden, das gen würden aber fortgesetzt. 


‚das vorjährige um 3 Millionen übersteigt. RE 3 NG 

Mai: J.H. van Maarseeven, amtierender Mi- Schweiz 

nister für überseeische Besitzungen, gibt eine 3 Mai: Der indische Ministerpräsident, Pandit 

 Regierungserklärung über das niederländisch- . J. Nehru, trifft zu einem offiziellen Besuch in 
'indonesische Übereinkommen in Batavia vom Zürich ein, in dessen Verlauf die Ratifizie- 

rungsurkunden des indisch- schweizerischen 


Bi ıd 
Regierung nicht an die halten Ba schaltsvertrages ae a) Ri 


Pr. 


Ar v 


sollte. Die vorgesehene Debatte der General- Sowjetunion we 


\ 


6. Mai: Sir Maurice Peterson, britischer Botschaf- 


N t M f 
4 "Mai: In Baarn findet in Anwesenheit von fast a DE we Sn SB Da en 


100 Delegierten aus 17 Ländern eine Inter- 
‚nationale Sozialistenkonferenz statt. Die Kon- 
ferenz empfiehlt die Schaffung eines Euro- 
‚päischen Währungsfonds und befürwortet in 
‘zwei Entschließungen den genossenschaft- 
lichen Ankauf von Futtermitteln und Roh- 
. . .stoffen sowie die Errichtung einer Internatio- 
nalen Investierungsbank. 


10.Mai: Das Finanzministerium verfügt Sue An- 
ordnung des Ministerrates der UdSSR die Be- 
endigung der Zeichnungen für die Vierte. 
Staatsanleihe für den Wiederaufbau und die 
Entwicklung der Volkswirtschaft der UdSSR. 

. Die Anleihe war am3. Mai inHöhe von 20Mil- 
liarden Rubel aufgelegt und bis zum 8, Mai mit 

23 825 770 000 Banel überzeichnet worden. u 


Norwegen 


12,Mai: Das Sekretariat der norwegischen Ge- ız 

 werkschäften beschließt den Austritt Nor- 
 wegens aus dem kommunistisch beherrschten | 
_ Weltgewerkschaftsbund. les: Tschechoslowakei 


13. Mai: Dr. Rudolf Bystricky, Leiter der Wirt- ur 


Spanien 


‚Mai: Bombenattentate auf die Konsulate Boli- 
viens, Brasiliens und Herus in Bare o 


NEE a reich ae schaftsabteilung des Außenministeriums, wird 

.1.Mai: Anläßlich einer Maifeier der Österreichi- zum Botschafter in Großbritannien REN 
schen Volkspartei erklärt Bundeskanzler Fig], PR Mat A 
Osterreich werde sich an die Vereinten Na- . Ungarn 


tionen wenden, wenn die Frage des Staatsver- ı5 
trages nicht den Vorrang vor der geplanten 
Außenministerkonferenz über Deutschland beteiligung von mehr als 90 Prozent statt un 


haben sollte. bringen folgende Stimmenverteilung: für die 
4.Mai: Der bisherige sowjetische Hochkommis- Liste der Volksfront 3 825 322 Stimmen, gege. 
sar für Österreich, General Wladimir Kuras- die Liste der Volksfront 115 469 Stimmen, i un 

sow, wird durch Generalleutnant Wadim T. gültig 57 410 Stimmen. ER 


. Mai: Die Parlamentswahlen finden nach. An- 
gaben von Regierungsbeamten mit einer Wahl 
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Ägypten 


Mai: Die Abgeptänetenkammer stimmt mit 
140 gegen 7 Stimmen dem am 1.Mai vom 
Kabinett gefaßten Beschluß für die Verlänge- 
‚rung des bestehenden ee um 
_ ein weiteres Jahr zu. Sk 


 8.Mai: Die Regierung gibt. zur Unterstützung 

_ arabischer Flüchtlinge aus Palästina eine 
Summe von 1500 000 Pfund für die nächsten 
. zehn Monate frei UNE en 


7 


_ Südafrikanische Union 7 


11. Mai: Premierminister Malan erklärt vor dem 

Parlament, er werde ein Ausscheiden der 
'Südafrikanischen Union aus dem Common- 
wealth nicht befürworten, wenngleich er auch 
glaube, daß Südafrika als Republik im Ver- 
bande des Commonwealth größere Done 
| eeneßen EORDE, \ 


ir Amerika 


N Fa Argentinien 
ri Anläßlich der Eröffnung des ER 
N spricht sich Präsident Juan D. Perön für die 
Verstaatlichung aller noch nicht nationali- 
 sierten Öffentlichen Betriebe aus. 
Am 14. Mai geht als letzte ausländische Eisen- 
„bahn die Buenos Aires Central Line in argen- 
_ tinischen ‚Besitz über. 


Dee. 22 Mn Bolivien 


N 1. a: Nach Zwischenfällen. bei den Parlaments- 
 wahlen. wird am 2. Mai der Ausnahmezustand 


aabinen 1 es am 8. Mai zurück. 


Brestlien 


% wi ee aan 
‚14. Mai: Dr. Felipe Molas Lopez tritt Me Präsi- 
 dentschaft an. 


Peru 


4. Mai: Die Regierung errichtet ein Ministerium 
für Arbeitsfragen und Indianerprobleme. 


Vereinigte Staaten 


® 3 Mai: Das Außenministerium gibt bekannt, die 
spanische Regierung werde Beauftragte nach 
' Washington entsenden, um die Möglichkeit 
einer Anleihe der ' Export-Import- "Bank an 
r N "Spanien zu prüfen. 

F: 4.Mai: Nach einer Besprechung der UN-Dele- 
aa gierten der drei Westmächte und der Sowjet- 
union wird ‘bekanntgegeben, die Berliner 
K Blockade werde am 12.Mai gleichzeitig von 
der Sowjetunion und den Westmächten auf- 


se in der m Welt 


verkündet. Präsident. Enrique Hertzog und Ra a 


perten des Anbenninistenins zur Vorb 
tung der Besprechungen nach Paris. 


- "Als Antwort auf die Vorschläge General Be 


majors Claire ibn Chennaulis, die chinesi 


erklärt Außenminister Dean Achesoß: 
_ Chinapolitik der Vereinigten Staaten bl 
unverändert. = 
Außenminister Acheson gibt bekannt, 7 
slawien bemühe sich- gegenwärtig um 
Anleihe der Internationalen Bank für Wied 


liohen Dollar für den Ankauf von Masch 
und Industrieanlagen. ö 


9. Mai: 65 000 Angestellte der Ford Motor < m- 


mobile Workers um Intervention an un 
desschlichtungsausschuß. 
8.Mai: Präsident Truman bittet den Kiongr 


um eine Milliarde Dollar für Regierungs- un 1 
Hilfszwecke in den US-Besatzungszonen in 


Deutschland und Japan und um Vollmacht, 
Reorganisation der Bundesverwaltung e 
sprechend den Empfehlungen der Kommissi 
für die Organisation der Regierungsexekuti 


12. Mai: In einem Brief an den Kongreß, der ein 
Bericht über die Tätigkeit der Vereinten N 
. nenim Jahre 1948 und die ln der V 


der en mißbrauchte Vetorecht als ge- 


scheitert an. 


Das Repräsentantenhaus billigt einstimmig ein. 
vom Senat am 6. Mai angenommenes Gesetz ER 
zur Reorganisation des Außenministeriums _ 
und Schaffung von zehn Hilfssekretariaten au: 


- Entlastung des Außenministers. ; 


13. Mai: Präsident Truman ernennt Francis Patrick. ; 
Matthews zum Marineminister, Dan A. Kim- 
ball zum Staatssekretär im Marineministe- 
rium und Gordon Gray als Nachfolger Wil- 
liam Drapers zum Staatssekretär im Armee- 


ministerium. 


Asien 
Burma 
11. Mai: In birmanischen Regierungskreisen wird 
die Erklärung Außenminister Bevins vor dem 
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inhaftierten politischen Gefangenen freilassen. 
Eine Round-Table-Konferenz zur endgültigen 


Unterhaus, Großbritannien, Indien, Pakistan 
und Ceylon hätten sich entschlossen, eine 
Organisation zur Regelung aller Fragen zu 
gründen, die eine Hilfe für die birmanische 
Regierung zur Wiederherstellung der Ord- 
nung betreffen, als Ergebnis inoffizieller Be- 
sprechungen während der Commonwealth- 
Konferenz angesehen. 

Ein Regierungskommuniqu&e gibt bekannt, 
eine Regierungsdelegation habe sich nach 
Pakistan begeben, um wegen der Überschrei-- 
tung der birmanischen Grenze durch plündernde 


'Moslem-Rebellenbanden zu intervenieren. 


China 


„Mai: Wie Reuter nach einem Bericht aus Taipö 


(Formosa) meldet, ist Generalissimus Tschiang- 


" kaischek in Taitschou eingetroffen. 


+11. 


10. 


14: 


„Mai: Die Kommandantur der Garnison Schang-, 


hai gibt die Räumung des Hafens Hangtschau 
durch die Regierungstruppen bekannt. Am 
13.Mai melden amerikanische Berichte die 
Einnahme von Hankou durch kommunistische 
Truppen. 

Mai: Wie die offizielle Central News Agency 
bekanntgibt, sind chinesische und sowjetische 
Vertreter in Urumtschi übereingekommen, das 
chinesisch-sowjetische Luftfahrtabkommen für 
die Provinz Sinkiang auf weitere fünf Jahre 
auszudehnen. 

Indien 


‚Mai: Nach offizieller Bekanntgabe wird die 


Verwaltung des Bhopal-Staates mit einer Be- 
völkerung von 800 000 Einwohnern am 1. Juli 
von der indischen Regierung übernommen. 


Indochina 


„Mai: Einer Meldung von Radio Viet Minh zu- 


folge hat das vietnamische Militärgericht des 
Bezirkes Hanoi auf Befehl des Präsidenten 
Ho-Tschi-Minh einen 'Haftbefehl wegen Hoch- 
verrates gegen Bao-Dai und General Xuan 
ausgesprochen. 

Mai: Die Landesversammlung von Südvietnam 
spricht in einer Abstimmung Bao-Dai das Ver- 
trauen aus. 

Mai: Wie Le Monde meldet, haben zwischen 
Bao-Dai und dem französischen Hochkommis- 
sar, Pignon, in Dalat Besprechungen stattge- 
funden, die die Sicherung der inneren und 
äußeren Souveränität der vietnamischen Re- 
gierung zum Ziele hatten. Der Exkaiser beab- 
sichtigt, ein Übereinkommen mit den Natio- 
nalisten herbeizuführen. 


; Indonesien S 


‚Mai: Die UN-Scllichtungskommission für In 


donesien gibt bekannt, die Niederlande und 
die Indonesische Republik hätten ein Waffen- 
stillstandsabkommen für fünf Monate abge- 
schlossen. Die republikanische Regierung wird 
ihre Regierungsgeschäfte in Djokjakarta wie- 
der aufnehmen, während die Niederländer 
alle seit der Polizeiaktion im Dezember 1948 
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Lösung der indonesischen Probleme im Haag 


wird vorgesehen. 
Iran 


‚Mai: Die Verfassunggebende Versammlung _ 4 
ändert die iranische Verfassung dahin ab, daß 


der Schah das Recht zur Auflösung des Parla- 
mentes erhält, vorausgesetzt, daß er sein De- 
kret entsprechend begründet. Das Parlament 
darf jedoch nicht zweimal auf Grund ein und 
derselben Ursache aufgelöst werden. 

Mai: Außenminister Ali Asghar Hekmat gibt 


bekannt, der Iran habe die Sowjetunion for- 


mell um Rückzahlung der seit dem Zweiten 


“ Weltkrieg bestehenden Schulden in Höhe von 


19; 


. Mai: 
Republik bekanntgibt, sind bewaffnete An- 
griffe nordkkoreanischer Truppen, die über 


12 Tonnen Gold, 9 Millionen Dollar und 11Mil- 
lionen Dollar in Riyalwährung aufgefordert. 


- Israel 


‚Mai: Gemäß dem israelisch-transjordanischen 


Waffenstillstandsabkommen beginnt der Ab- 
zug der Streitkräfte der Arabischen Legion 
aus Nordostpalästina. 

Mai: Der zionistische Generalrat beschließt, 
den Welt-Zionistenkongreß noch vor Juni 1950 
in Jerusalem abzuhalten. Die Tagung empfiehlt 
uneingeschränkte Einwanderung nach Israel. 


Japan 


‚Mai: Anläßlich des zweiten Jahrestages des 


Inkrafttretens der demokratischen Verfassung 
kündigt General Douglas MacArthur eine wei- 
tere Lockerung der Besatzungskontrollen an. 


„Mai: Bei den Verhandlungen der Fernost- 


kommission über die Zulassung japanischer 
Delegationen zu internationalen Konferenzen 
begünstigt das amerikanische Außenministe- 
rium eine erweiterte Beteiligung der japani- 
schen Regierung an der Innen- und Außen- 
politik des Landes. — Am 12. Mai veröffent- 


licht das amerikanische Außenministerium 
eine Erklärung des amerikanischen Delegier- 


ten der Fernostkommission, General McCoy, 
die die Einstellung der japanischen Repara- 
tionslieferungen als dringend erforderlich an- 
sieht, um das Defizit der japanischen Wirt- 
schaft zu beheben und deren Wiederaufbau 
zu beschleunigen. Am 13. Mai erlaubt General 
MacArthur die Wiedereröffnung der Börsen- 
märkte in Tokio, Osaka und Nagoja. Die Kon- 


4 


trolle über Devisenkonten soll ebenfalls der 4 


japanischen Regierung übergeben werden. 

Die Kommunistische Partei Japans wendet 
sich in einem Telegramm an das Zentral- 
komitee der Kommunistischen Partei in Mos- 


kau mit der Bitte, die in sowjetischer Kriegs- 


gefangenschaft zurückgehaltenen japanischen 
Soldaten, deren Zahl auf 450000 geschätzt 
wird, zu entlassen. 


Korea 
Wie die Armee der Südkoreanischen 
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den 38. Breitengrad vorgedrungen waren, zu- 
rückgeschlagen worden. 


Transjordanien 


‚Mai: Die Regierung Tewfik Abul Huda Pascha 


tritt zurück. König Abdallah ersucht am 3. Mai 
die Minister, bis zur Bildung einer neuen Re- 
gierung im Amt zu verbleiben. 


Australien 


„Mai: Verteidigungsminister John J. Dedman 


erklärt auf einer Pressekonferenz in Canberra, 
Australien habe den Vereinigten Staaten an- 
geboten, seine Verteidigung mit der der Ver- 
einigten Staaten zu integrieren. 


Organisation der Vereinten Nationen 


.Mai: Der israelische Vertreter Aubrey Eban 
unterbreitet den Bericht der israelischen Re- . 


gierung zur Ermordung des Grafen Bernadotte. 
Am 5.Mai gibt der israelische Vertreter die 
Zusicherung für eine Zusammenarbeit bei der 
Errichtung eines internationalen Regimes für 
Jerusalem und für die Lösung des arabischen 
Flüchtlingsproblems. 

Im Politischen Ausschuß wird die Erörterung 
der Frage der diplomatischen Beziehungen 


mit Spanien aufgenommen. Der brasilianische 


Delegierte bringt einen AntragBrasiliens, Boli- 
viens, Kolumbiens und Perus ein, die Miitglied- 
staaten der Vereinten Nationen von ihrer Ver- 
pflichtung vom 12. Dezember 1946 zum Ab- 
bruch der diplomatischen Beziehungen zu Spa- 
nien zu entbinden. Am 7.Mai wird mit 25 
gegen 16 Stimmen bei 16 Stimmenthaltungen 
der Antrag angenommen und zur endgültigen 
Beschlußfassung an die Vollversammlung 
überwiesen. 

Mai: Frau Eleanor Roosevelt wird als Vor- 
sitzende des Ausschusses für Menschenrechte 
wiedergewählt. 

Die Konferenz der Europäischen Wirtschafts- 


kommission (ECE) wird in Genf unter Vor- 


sitz von Anders Freyhagen (Norwegen) er- 
öffnet. Zur Lage des ost-westeuropäischen 
Handels nehmen der Sonderbotschafter der 
ECA, Averell. Harriman, der Sekretär der 
ECE, Gunnar Myrdal, und der sowjetische 
Delegierte, A. Arutiunian, Stellung. 

Im Politischen Ausschuß fordert Indien in der 
Frage der rassischen Diskriminierung der in- 
dischen Bevölkerung Südafrikas die Interven- 


tion der Vereinten Nationen. Am 14. Maäi - 


nimmt die Vollversammlung mit 47 Stimmen 
gegen 1 Stimme (Südafrika) bei 10 Stimmenthal- 
tungen eine Resolution für die Abhaltung einer 
Konferenz über die Streitfrage zwischen Süd- 
afrika und Indien unter Aufsicht der Verein- 
ten Nationen an. 

Mai: Auf Ersuchen der Sowjetunion tritt der 
Sicherheitsrat zur Erörterung des Problems 
Triest zusammen. Der Vorschlag des sowjeti- 
schen Delegierten Malik, Oberst Flueckinger 
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1. bis 15. Mai 1949 


.. (Schweiz) zum Gouverneur zu ernennen, wird. 


14; 
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14. 


abgelehnt. Der britische Delegierte, Sir Alexan- 
der Cadogan, betont die Ansicht der West-! 
mächte, das Gebiet an Italien zurückzugeben. 


Mai: Die. Vollversammlung stimmt mit 37 
gegen 12 Stimmen bei 9 Stimmenthaltungen. 
für die Aufnahme Israels als 59. Mitgliedstaat 
der Vereinten Nationen. Gegen die Aufnahme 
stimmen die sechs arabischen Staaten sowie 
Abessinien, Afghanistan, Indien, Pakistan, 
Burma und Iran, während sich unter anderen 
Großbritannien, die skandinavischen Staaten, 
Belgien, die Türkei und Griechenland der 
Stimme enthalten. En Jar 
Die Vollversammlung vertagt mit 43 gegen 
6 Stimmen bei 3 Stimmenthaltungen die Er- 
örterung des indonesischen Problems bis zur 
nächsten Sitzungsperiode. 


Der britische UN-Delegierte Clution unter- 


breitet dem Unterausschuß des Politischen 
Ausschusses das Zwischen Außenminister 
Bevin und Graf Sforza geschlossene Überein- 


kommen über die italienischen Kolonien, das 


am 13.Mai vom Politischen Ausschuß mit 34 
gegen 16 Stimmen bei 7 Stimmenthaltungen 


mit geringen Abänderungen der Vollversamm- _ 


lung zur Annahme empfohlen wird. Der Ent- 
wurf sieht vor: Libyen wird in drei Teile ge- 
teilt, denen Unabhängigkeit für das Jahr 1949 
zugesichert wird. Inzwischen wird die Cyre- 


naika unter britische, Fezzan unter französi- 


sche Treuhänderschaft gestellt. Tripolitanien 
erhält bis zur Rückgabe an Italien im Jahre 
1951 eine britische Interimsverwaltung und 
einen Konsultativrat aus Vertretern der Tür- 
kei, Frankreichs, Italiens, Großbritanniens 
und der Vereinigten Staaten. Italienisch-So- 
maliland soll unter italienische Treuhand- 
schaft gestellt, der Ostteil Erythräas an Abes- 


sinien abgetreten werden; über den Westteil 


wird keine Einigung erzielt. Für die Häfen 
Massaua und Asmara ist ein Sonderstatut vor- 
gesehen. 


Mai: Zwischen den Delegationen Israels und 
der arabischen Staaten wird in Lausanne ein 
Abkommen über die Abhaltung von Bespre- 
chungen zur politischen Befriedung Palästinas 
unter der Schirmherrschaft des Schlichtungs- 
ausschusses der Vereinten Nationen unter- 
zeichnet. 


Mai: Nach den Beratungen im Sozialausschuß 
nimmt die Vollversammlung mit 33 gegen 
6 Stimmen der osteuropäischen Staaten bei 
11 Stimmenthaltungen eine Konvention zum 
Schutze ausländischer Pressekorrespondenten 
bei der Sammlung und Weiterleitung von 
Nachrichten an. Die Vollversammlung be- 
schließt, die Unterzeichnung der Konvention 
durch die Mitgliedstaaten bis zur nächsten 
Sitzungsperiode zu verschieben, damit vorher 
die Entscheidung bezüglich der Konvention 
über die Informationsfreiheit getroffen wer- 
den kann. 
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a dem amerikanischen n Zeitungsverleger-Verband 
in New York am 29. April 1949 über deutsche Pro- 
_ bleme. Deutsch in: Amerika-Dienst, U. S. Feature 
Service IV/50; 2. Mai 1949. — Englisch in: „The New 
York Times‘ vom 29. April 1949. 

2 hmadi, A.: Le Chemin de Fer Transiranien, son Röle 
 Politique et Economique. Collection internationale 
des sciences sociales et politiques, Serie de Poli- 
_ tique Economique, Volume III. Paris, Librairie du 


Recueil Sirey — Lucerne, Editions Josef Stocker; 


945. 139 S. sfr 8,50. 


jericht der Landesversicherungsanstalt Hessen über 
die Durchführung des Körperbeschädigten-Leistungs- 
 gesetzes vom 8.4.1947 in den Jahren 1947/48. 22 S. 
und 3 Anlagen. 

Blusztajn, Mendel: Essai sur les Plans Anglo- RR 
 d’Organisation Economique Internationale de 
 Y’Apres-Guerre. Collection internationale des 
sciences sociales et politiques. 
nationale des sciences sociales 


et politiques, 


5 'Librairie du Recueil Sirey — Lucerne, Editions Josef 
Stocker; 1945. 144 S. sfr 8,50. 


Commonwealth Declaration. Statement 
April 27th, 1949, at the end of the Prime Ministers’ 
Conference. In: „The Manchester Guardian Re 
Nr. 18, vom 5. Mai 1949. 


‘omte, Jean: La Suisse, la Mediterranee, le Rhöne. 
Pour une Politique Maritime et Fluviale. Collec- 
tion internationale des sciences sociales et politi- 
 ques, Serie de Politique Economique, Volume IV. 
- Paris, Librairie du Recueil Sirey — Lucerne, Edi- 
tions Josef Stocker; 1947. 192 S., 5 Karten und eine 


Tabelle im Anhang. sfr 12,50. 


mationsdienst, Nr. 762, vom 3 Mai 1949. Hannover, 
Neuer Vorwärts-Verlag Nau & Co. 12 S. 


Dürr, Dr.Karl: Aktie und Aktiengesellschaft. 
_ Bewertung und Besteuerung in der Schweiz. 1. Teil: 
Der Aktienwert. Bern, Verlag Steuerprobleme; 
1949. 175 S. 


"Hoffmann, Dr. h. c. Friedrich: Die Oder-Neiße-Linie. 
Politische Entwicklung und völkerrechtliche Lage. 
Mit Anhang: Diplomatische Dokumente. Der Göt- 
tinger Arbeitskreis. Frankfurt a.M., Verlag Joachim 
Henrih K.G.; Mai 1949, 55 S. 


Hurley, Patrick J.: Causes of America's Failure in 

“ China. Fundamental Principles Surrendered at Yalta. 
In: Vital Speeches of the Day, Vol.XV, No. 12; 
April 1, 1949, S. 371—374. 
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Luy, Marcel: Le Marche Mondial du Sucre et le Bi 


| Office of Military Government for Germany W. S.) ad R ; 


Collection inter- 


h Serie de. Politique Economique, Volume I. Paris, 


issued on. 


Der SPD-Entwurf für das Grundgesetz. Sopade-Infor- 


Ihre 


bleme de l'’Economie ‚Sucriere Suisse. Collection 
"internationale des sciences sociales et politiques, 
Serie de Politigque Economique, Volume II. Paris, 
Librairie du Recueil Sirey — Lucerne, Editions Josef 
Stocker; 1945. 240 S. sfr 12,50. $ 
Memorandum of the Measures Agreed by the United. 
Kingdom, United States and French Foreign Mini- 
'sters on the Programme for Germany (with An- 
nexes), Washington, 6/8th. April, 1949. Presented 
by the Secretary of State for Foreign Affairs to 
' Parliament by Command of His Majesty. London, n 
His Majesty's Stationery Office; 1949. Cmd 7677, 
31S. 6d. 


Control Commission for Germany (British Element): 
Statistical Handbook of Bizonal Recovery Programs 

. for Fiscal Years. 1948/49 — 1949/50 — 1952/53 and 
Summary of Economic Progress, US/UK Occupied 
Areas of Germany. Special Report of the United 
States and United Kingdom Military er Ja 
nuary 1949. 33 S. 

Problemes le l’Afrique Equatoriale Frangäise. Dis- h 
cours prononc& par le Gouverneur General Cornut- 
Gentille devant le Grand-Conseil de VA.E.F., Braz- 
zaville, 20 Avril 1949. In: Information et RS. 
tation, No 237; 30 Avril 1949. S.25—27. 


Procedures of Allied Tripartite Customs Committee in 
Germany. Official Communique. (Released to the 
Press by OMGUS February 16.) In: Department of 
State Bulletin, Vol.XX, No. 106, March 13, 1949. 5.326. 

Public Law 47 — 81st Congress. Chapter 77 — 1stSes- 
sion (S.1209): An Act to amend the Economic Co- 

»operation Act of 1948. Approved April 19, 1949. 6. 

Ratchford, B. U., and Wm. D. Ross: Berlin Reparations 
Assignment. Round One of the German Peace Settle- 
ment. Chapel Hill, The University of North Carolina 
Press; 1947. 259 S. 

Reynaud, Paul: Address to World Commerce Cr \ 
New York, April 27, 1949. In: „The New York Times" 
vom 28. April 1949, 

Text of the Notes recently exchanged between the 
United Kingdom and the Soviet Union on the sub- 
ject of the repatriation of German prisoners-of-war: 
1) Soviet Government's Note to His Majesty’s Govern- 
ment, dated 24th January, 1949; 2) United King- 
dom Note to Soviet Government, dated 3rd January, 
1949; 3) United Kingdom Note to Soviet Government, | 
dated 15th March, 1949. In: Weekly Hansard, House 
of Commons, Parliamentary Debates, No. 121, 25th 
Mar. —31st Mar. 1949. London, His Majesty's Sta- 
tionery Office; 1949. Sp. 113—117, N 


7 


VERTR 


le, 


E17) 


a UF de 2 RD re nee I nz 


a 
N 
\ 
4 


TE 
e 


re 
I 


EIERZ: 
I 


Europa-Archiv / 5. Juni 1949 


+ 


a 


t K£ 


Während einer Biskussion, ie im ergängenen 
Spätherbst zwischen einer Gruppe deutscher Publi- 


Haupikläger- am Internationalen Militärtribunal 
Bin Nürnberg, Robert H. Jackson, in Washington 
‚stattfand, wurde die Mitwirkung der Sowjetunion 
an diesem internationalen Gerichtshof berührt. 
Einer der Teilnehmer warf die Frage auf, wie 
man diese Tatsache angesichts des totalitären 
_ Regimes in der Sowjetunion rechtfertigen könne. 
„Ist nicht selbst die katholische Kirche der An- 
ins so lautete die Gegenfrage —, „daß ein 


einem Unwürdigen gespendet wurde?" 
Diese Replik sollte nicht nur als elegante Pa- 


den. Sie deutet den messerscharfen Grat an, der 
im Leben der einzelnen wie der Völker Rechtlich- 
keit und Chauvinismus, Moralität und Heuchelei 
_ voneinander trennt. Sie ist auch jenen entgegen- 
 zuhalten, die überall dort, wo von deutscher Seite 
‚in internationalen Fragen der Rechtsstandpunkt 
bezogen wird, nur die Greueltaten des vergange- 
nen Regimes oder die Gegenklage „Nationalis- 
mus” als Gegenargument aufführen. 

‘Vor einigen Monaten beleuchtete an, dieser 
Stelle ein deutscher Völkerrechtslehrer den euro- 
„päischen. Hintergrund des deutschen Grenzpro- 
blems unter dem Gesichtspunkt „Völkerrecht und 
internationale Ordnung“ (Dr. E. Menzel, „Deut- 

sche Grenzfragen in völkerrechtlicher Sicht“, Eu- 
ropa-Archiv 4/1949, S. 1889—1899). 

Le Monde Francais, eine französische Zeit- 
schrift, die sich durch ihre sorgfältige und regel- 


Bir. « 


- Europa-Archiv / 20. Juni 1949 


Grenzen und Meguelkeiten des Europa-Statutes 
„Die Natur gerät auf Spezifikationen wie in eine Sackgasse. Sie kann nicht durch 


mag nicht wieder zurück; daher die Hartnäckigkeit der Basprain Aue. 


Grenzen 


 schaftler der deutschen Westzone an den 


Sakrament nicht entwürdigt ist, wenn esauh von 


rade eines brillanten Advokaten gewertet wer- 


Neue Möglichkeiten 


Den Kern des Problems zeigte der Präsident der 
Europäischen Union der Föderalisten, Henry 


ste 


Presse der Ostzone, andern RE die w ei 


ja 
ı 


nalismus ihrer Leser appellieren. 
Es ist wohl 1 unvermeidlich, daß das Auf 


barländer Deutschlands ae be 
aan die Denen von gen. die ı 


Gesichtspunkte heute als Argument für icie, 
rung ihrer nationalen Interessen mit heranz 

Das Gewicht der völkerrechtlichen Argumet 
tion wi aber Madasch Dicht a 


im einzelnen zu berichten haben (vgl. 5.2 
2230), werden dadurch nicht aus der on 
schafft. 


dienen. 


Brugmans, selbst ein niederländischer wider- 
standskämpfer, am 20. Mai 1949 auf dem erste 


> 
%% 
8 


Be 


N 


UMSCHAU 


Kongreß der Deutschen Europa-Union in Ham- 


burg!: 


„Zweifellos könnte die Grenze zwischen Deutsch- 
land und Holland technisch verbessert werden, aber 
wie kann man solche Kindereien ernst nehmen in 
einem Augenblick, in dem Vernichtungskriege das 


Schicksal der Menschheit bedrohen! Entweder ist man 
' Föderalist und hat das Interesse an nationalen Gren- 


zen verloren, oder man fordert Land als Schadenersatz, 
wie es die Russen als Nationalisten mit Königsberg 
taten." 


Gleichzeitig wies Brugmans aber auch darauf 


hin, daß erst die Reaktion deutscher Nationalisten 


die Grenzveränderungen in den Niederlanden 


einigermaßen populär gemacht habe. Nationalis- 
' mus sei die Ketzerei unseres Jahrhunderts, so 


fuhr er fort. Jetzt gehe es darum, die Menschen- 
rechte international zu garantieren. Hierzu 
sei die Gründung eines Europäischen Gerichts- 
hofes erforderlich, wie er in den Empfehlungen 
des Internationalen Rates der Europäischen Be- 
wegung in Brüssel vorgeschlagen wird (vgl. Eu- 


 ropa-Archiv 7/1949, S. 2027). 


In dem Statut des Europarates, das am 5. Mai 


‚1949 von Belgien, Dänemark, Frankreich, Groß- 


britannien, Irland, Italien, Luxemburg, den Nie- 
derlanden, Norwegen und Schweden in einem 
Staatsvertrag beschlossen wurde und dessen 


Wortlaut wir an anderer Stelle in dieser Folge 


veröffentlichen (vgl. S. 2241—2244), ist freilich 


dieser Gedanke eines Europäischen ‚Gerichtshofes 


noch nicht verankert. Auch sonst zeigt das Statut 
an entscheidenden Einzelheiten, wieviel noch zur 
Verwirklichung einer europäischen Rechtsord- 
nung fehlt. Das Erfordernis der Einstimmigkeit 
des Ministerausschusses läßt Erinnerungen an 
das unselige Vetorecht der Organisation der Ver- 
einten Nationen wach werden. Die Begrenzung 


der Verhandlungsthemen der Konsultativver- 


sammlung und die Beschränkung ihrer Kommis- 
sionstätigkeit durch die Kontrollbefugnisse des 
Ministerausschusses zeigen, wie straff die Regie- 
rungen die Zügel dieser ersten europäischen 
Volksvertretung zu führen gedenken. Die Be- 


'schränkung der Zahl der Abgeordneten auf 87 


gibt den Völkern nicht die Möglichkeit, sich parla- 


 mentarisch echt vertreten zu fühlen, geschweige 


denn ihre politische, wirtschaftliche, soziale, kul- 


1) Die gleichen Gedankengänge sind in einer Reso- 
lution enthalten, die das Zentralkomitee der UEF am 
5. Mai 1949 in Paris annahm. Vgl. UEF-Bulletin Nr. 2 
vom 28. Mai 1949. 
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turelle und geistige Vielfalt zum Ausdruck zu 
bringen. Betrachtet man jedoch, welche Fort- 
schritte in dem knappen Jahr gemacht wurden, 
seit der Haager Kongreß in seinen Empfehlungen 
vom 11. Mai 1948 zum erstenmal die Forderung 
nach einer Europäischen Versammlung und 
einem Europäischen Gerichtshof erhob, so er- 
scheint ein nüchterner Optimismus durchaus be- 
rechtigt (vgl. Europa-Archiv, Juni-Juli 1948, Seite 
1443—1446). 


Entscheidend ist nun, ob sich die Europäische 
Bewegung als stark genug erweisen wird, um die 
Entwicklung weiterhin in Fluß zu halten. Zu dieser 
Frage gibt Hannah Arendt in der Juninummer der 
Wandlung (Heidelberg) einen wesentlichen neuen 
Gesichtspunkt. Sie weist darauf hin, daß die Pan- 
Bewegungen — wobei sie allerdings neben dem 
Panslawismus und dem Pangermanismus merk- 
würdigerweise die Paneuropa-Bewegung nicht er- 
wähnt — historisch und ihrer Struktur nach zwi- 
schen den „kleinen und verhältnismäßig harm- 
losen imperialistischen Vereinen“ einerseits und 
den totalitären Bewegungen andererseits ein- 
geordnet werden können. (Vergleiche dazu auch: 
„Politische Grundprobleme einer europäischen 
Föderation”, Europa-Archiv 10/1949, S. 2137 — 
2138). 


„Während die imperialistischen Verbände sich im 
Namen einer Identifizierung mit dem Nationalstaat 
über die Parteien gestellt hatten, griffen die Pan- 
Bewegungen die Parteien als Bestandteil eines all- 
gemeinen Systems an, das den Nationalstaat einschloß; 
sie waren nicht nur ‚überparteilich‘, sondern ‚über- 
staatlich‘ und prätendierten, das Volk direkt zu reprä- 
sentieren. 


Die totalitären Bewegungen, die sich weder wie die 
Parteien auf Klassen noch wie die Pan-Bewegungen 
auf Nationalitäten stützten, sondern unmittelbar Mas- 
sen organisierten, haben die Parteifeindlichkeit der 
Imperialisten und die Staatsfeindlichkeit der Pan-Be- 
wegungen übernommen, aber deren positive Ziele, das 
Imperium oder die Volksgemeinscaft, nur noch zu 
Zwecken der Propaganda benutzt.‘ ? 


Wenn diese Beobachtungen richtig sind, so liegt 
das Hauptproblem für die Europäische Bewegung 
im gegenwärtigen Augenblick darin, eine echte 
Repräsentation zu schaffen, ohne zur „Partei“ im 
Sinne des 19. Jahrhunderts zu werden, und die 
Massen zu organisieren, ohne totalitär zu werden. 


Co. 


2) Hannah Arendt: Parteien und Bewegungen. In: 
„Die Wandlung“ (Heidelberg), Juni 1949. 
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Die Vereinigten Staaten in der europäischen Bildung 


Von Dr. phil. Adolf Bode 


1 


I: europäische Bildung hat zwei hervor- 
ragende Merkmale: sie ist mittelmeerischen 
Ursprungs und äußerst retrospektiv. Ihre Zentren 
sind die Antike und das Christentum, ihre Tempel 
stehen in Jerusalem, Athen und Rom. Dieses klas- 
sische Dreieck ist das tragende Gerüst des abend- 
ländischen Geisteslebens. Die drei Eckpfeiler bil- 
den die Kristallisationspunkte für die übrigen 
Interessengebiete okzidentalen Denkens. In den 
Vorhöfen des Heiligtums pflegen wir die jün- 
geren Blüten des alten Stammes: die italienische 
Renaissance, den spanischen Barock, den franzö- 
sischen Klassizismus, den englischen Rationalis- 
mus und den deutschen Idealismus. Seit der Ro- 


mantik gliedert man unserem Bildungsbereich 


auch die viel älteren Kulturen Asiens an. Das 
Kolonialzeitalter schuf die Voraussetzungen für 


die Afrikanistik. Als jedoch die westliche Hemi- 


sphäre für Europa eine Rolle zu spielen begann, 
. als Amerika am geistigen Horizont des Abend- 
länders auftauchte, waren die Organisation un- 
serer Bildungssysteme und der Ausbau der Cur- 
ricula soweit abgeschlossen und erstarrt, daß 
das Wissen um die Neue Welt nur sehr langsam, 
sehr spät und äußerst spärlich Einlaß fand. Sein 
Platz ist auch heute noch mehr als bescheiden, und 
der geringe ihm gewidmete Raum steht in schlech- 
tem Verhältnis zu der tatsächlichen geistigen und 
materiellen Bedeutung, die Amerika für uns 
hat. — Die europäische Geisteswissenschaft lebt 
in der Vergangenheit, sie scheut die Gegenwart 
und fürchtet die Zukunft. Die Straßen, die sie seit 
zwei Jahrtausenden marschiert, kommen von den 
Gestaden des Mittelmeeres; die Sehnsucht der 
Wanderer geht ständig dorthin zurück. Einige 
Pfade führen zum Orient. Zur Neuen Welt gibt es 
jedoch nur wenige Brücken. Sie werden zudem 
von den Intellektuellen diesseits als Einbahn- 
straßen der Kultur betrachtet, auf denen der Ver- 
kehr selbstverständlih in westlicher Ric- 
tung flutet. 

Kürzlich ist die Entwicklung der abendländi- 
schen Geistesgeschichte wieder einmal verglichen 
worden mit dem Ablauf einer musikalischen Fuge, 
bei der die Einsätze nacheinander von Italien, 
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Spanien, Frankreich, England und Deutschland 
gegeben werden!. Mit dem Abebben des deut- 
schen Einflusses auf das Denken und Fühlen des 
ausgehenden 19. Jahrhunderts scheint es zunächst, 
als ginge die bis dahin klare Linienführung der 


Fuge im Durcheinander der Meinungen, der Denk- ° 


richtungen und Lebenseinstellungen der jüngsten 
Zeit unter. 

Bald nach dem Ersten Weltkrieg jedoch und 
ganz unverkennbar deutlich nach dem Zweiten 
Weltkrieg kommt es zu einem neuen Einsatz, der 
sich mit ungewohntem Schwung entfaltet und des- 
sen Fortissimo alle anderen Tonfiguren übertönt. 
1776 hatte Europa von fernher die Fanfarenklänge 
des neuen Themas zum ersten Male gehört. 1789 
schon wurde es vom eigenen Echo erschüttert. 
1945 stand es ganz in seinem Bann. Die Elemente 
des neuen Themas sind europäischer Herkunft, 
aber die äußerst konsequente Durchführung läßt 


den Abendländer zunächst erschrecken. Aus dem 


schlichten „Life, Liberty, and the Pursuit of Hap- 


piness“ hat sich eine Flutwelle äußersterSäkulari- 


sierung, äußerster Emanzipation, äußerster Ra- 
tionalisierung gebildet, die über Europa, über die 
Welt hinwegbraust. Wir alle — ob wir es wollen 
oder nicht — leben in Amerikanischen 
Jahrhundert. 

Kaum ein Lebensgebiet ist von diesem Einfluß 
unberührt geblieben, von der Politik und Wirt- 
schaft angefangen bis hin zum Lebensstil und 
zur Mode. 

Es gibt heute kein Land der Erde, das nicht 
direkt oder indirekt mit Washington und Wall- 
street in Zusammenhang steht, sei es freundschaft- 
lich oder feindlich. Es gibt keine große Zeitung, 
keine bedeutende Zeitschrift, keine Rundfunk- 
gesellschaft mehr, die nicht einen wesentlichen 
Teil ihres Nachrichtenmaterials aus amerika- 
nischen Quellen, von den universalen Agenturen 
United Press, Associated Press und International 
News Service, bezieht. Die New York Times, die 
Chicago Tribune sind als Weltblätter längst neben 


1) Klaus Dockhorn: Englands und Deutschlands Stel- 
lung in der Geistesgeschichte der Neuzeit. In: „Die 
Sammlung“, 3. Jahrg., 4. Heft fl. 


2219 


7 


[ j h “a 


' die Londoner Times getreten — das einzige euro- 
_ päische Weltblatt, das den Krieg überdauert hat. 
 Reader's Digest wird von 15 Millionen in zehn 
. Sprachen gelesen. Die Schweizer Tat! protestiert: 
„Wir wollen kein literarisches Hollywood!” In- 
‘dessen fühlt sich die Masse angesprochen vom 
 beschwingten Optimismus, von der Sensation, 
von der Unbefangenheit — und liest weiter. Die 
‚Schulen — - seit Jahren ohne Lehrbücher — sehen 


von Madrid bis Moskau, von Kopenhagen bis 
Konstantinopel gelesen. 
Die Besteller Beginnen, die im Ba eh 


ene neue Übersetzungen amerikanischer 
Autoren an. Über die Bretter der europäischen 


oz“ and die Meinungserforschung nach ame- 
rikanischem Vorbild ein. 

Die Wissenschaftler in aller Welt blicken nach 
i Amerika, teils weil es das einzige Land ist, das 
die Mittel für größere und größte Forschungs- 
projekte zur Verfügung stellen kann, teils aber 
auch, weil ihnen die erste Nachkriegsberührung 
ein nicht geringes ehrliches Erstaunen über die 
Fortschritte der Forschung drüben eingeflößt 
hat — und dies gilt nicht nur für die Naturwis- 
'senschaft und Technik, sondern in ständig zu- 
230  nehmendem Maße auch für die Geisteswissenschaf- 
ten. Allein die Vernichtung unersetzlicher Biblio- 
'theken in Mitteleuropa? hat Amerika zum letzten 
kN Hort abendländischer Überlieferung gemacht — 
so paradox dies klingt. — Die Studenten der auf- 
"ah . strebenden Länder besuchen heute Harvard, Prin- 
ceton, Yale, Columbia und die Universitäten von 
‚Chikago und Berkeley. Vor vierzig Jahren zogen 
deren Vorgänger noch nach Oxford, zur Sorbonne, 
. nach Berlin, Göttingen und Heidelberg. Wie sehr 
' die Vereinigten Staaten von Amerika die Blicke 
N: der Welt auf sich ziehen, sieht man deutlich an 
dem Interesse der aufstrebenden Länder. Abes- 
sinien zum Beispiel ist dabei, seine erste Univer- 
sität zu gründen. Der Negus beauftragt einen 
amerikanischen Gelehrten (Professor C. 
F. Powler) mit den Vorarbeiten, so wie er Ameri- 
kaner als Berater für Außenpolitik, für Erziehung 
und Unterricht, für Gesundheitswesen und Bank- 
wesen hat. Noch 1910 hätte sich die abessinische 


n* 


1) Ausgabe W vom 18. September 1948, Zürich. 
2) Siehe den erschütternden Bericht von Georg 
Leyh: „Die Lage der deutschen wissenschaftlichen 
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‚schrieb er ihr, diesem Lande des ann amerika- 


Regierung Wwaßracheihlich ER 
wandt. — Als der britische Historiker Pr 
Arnold Toynbee kürzlich die Türkei besuchte, 


nisches Tempo zul 

In den Industrien aller Sivilisierten Länder u 
sich das Taylor-System, die amerikanische „wis- 
senschaftliche Betriebsführung“, durchgesetzt. Die 
Produktionsmethoden der Ford und Kayser sind 
zum bewunderten Ideal der Betriebsführer in 
Coventry und Wolfsburg, in Rüsselsheim, in 
Osaka und Stalingrad geworden. Selbst die poli- R 
tischen Gegner der Vereinigten Staaten von 
Amerika wenden in ihrem Land weitgehend 
amerikanische Methoden an, und ihre statistischen 
Jahrbücher ziehen mit Vorliebe Vergleihe mit 
der amerikanischen Entwicklung. 4 

Amerika bestimmt heute Sitte, Mode, Lebens- 
stil der Masse wie kein zweites Land. Die 
Nachkriegsdamenmode ist zwar noch von der 
Haute Couture entworfen, aber ihr Name ist 
schon amerikanisch, und ihren Siegeszug hat sie 
von New York aus mit der Amerikanerin ange- 
treten. Nach dem Kriege sind zum ersten Male 
Modelle der Modestadt San Franzisko zu Vor- 
führungen an der Seine erschienen. Paris, das 
generationenlang den Geschmack der Frau ge- 


4 


“bildet und diktiert hat, schaut hinüber zur Neuen 


Welt: das ist der New Look! — Europas Jugend 
tanzt amerikanisch, und im Extrem des Jitterbug 
zeigt sich der lange Weg, den die westliche Welt 
seit den Tagen des wohldisziplinierten, fein ab- Fu 
gemessenen Menuetts zurückgelegt hat. — Das 
„Streben nach Glück“ (Pursuit of Happiness) wird | 
mehr und mehr zur Richtschnur derer, die begin- 7 
nen, den Kategorischen Imperativ zu vergessen. 

Noch läßt sich das volle Ausmaß des amerika- 
nischen Einflusses nicht überschauen, noch seine 
Tiefenwirkung nicht ermessen, kennen wir dh 
kaum sein wahres Wesen. Wir nehmen nur die 
Wandlungen wahr, wir spüren die Gewalt der 
Welle und den Schwung, mit dem sie alles über- 
flutet, den Elan, mit dem sie Altes überrennt, 
Traditionelles ignoriert und Neues plant und 
errichtet. 

Ist sich der Europäer der Tatsache bewußt, daß 
zum ersten Male in seiner neuzeitlichen Bil- 
dungsgeschichte die stärksten Impulse von außer- 
halb Europas kommen? Ist der denkende Europäer 
bereit, sich sachlich mit diesem Einfluß zu be- 
schäftigen und auseinanderzusetzen? In der Ver- 
gangenheit ist die abendländische Kultur in der 
Beschäftigung und Auseinandersetzung mit den 
Anregungen von außerhalb gewachsen und selbst- S 
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Bibliotheken nach dem Kriege“, Europa-Archiv, Okto- 
ber-November 1946, S. 234 bis 240. Sehe 


J 
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. nug, um aus einer es mit Kuscika 
und dem Amerikanismus zu lernen? Ist sie über- 


a Bildung. der Gegenwart ein? 


‚sich die Europäer in zwei Hauptlager: die einen 
; ‚schauen mit.  Kultursnobbismus herab auf die 
Junge Nation jenseits des Atlantik, und die an- 
‚deren sehen in ihr das Ideal eines fortschritt- 


R; ner als kulturlos und kulturfeindlich, und die an- 
N deren preisen das „Land der unbegrenzten Mög- 
E lichkeiten“. So schwankt das europäische Urteil 
' über die Vereinigten Staaten von Amerika zwi- 
‚schen diesen beiden Extremen. Das eine ist so 
wenig auf exakte Sachkenntnis gegründet wie 


Das ist nicht nur in Deutschland so, sondern auch 
in Frankreich und Großbritannien. 


“ Diese Unsicherheit in der Haltung gegenüber 
Amerika ist auch nicht erst in jüngster Zeit ent- 
standen. Sie hat bestanden, seit man in Europa 
von Amerika gewußt hat. 

George Washington wurde zu seinen Leb- 
zeiten in Deutschland als Freiheitsheld gefeiert, 
-Franklin und Lafayette wurden bei ihrem 
Aufenthalt hier umjubelt. Herder nannte Frank- 
lin gar den „Weisen von Washington". Selbst 
Klopstock ließ sich von der allgemeinen Begeiste- 
rung für den 'amerikanischen Freiheitskampf hin- 


Welt zeitweilig als Land der Verheißung ange- 
sehen. Wie haben unsere Dichter sie besungen, 
‚unsere Schriftsteller sie gepriesen! Die Schubart, 
Seume, Scherenberg, Hamm, Schmitt, Henrici, 
Dauthendey, um nur einige zu nennen. Ganze 
Generationen haben sich in ihrer Jugend hinein- 
. geträumt in die Wildwestromantik von Gerstäcker 
und Karl May. 


Ei Doch diesen zumeist überschwenglichen Auße- 
a rungen der Begeisterung stehen bittere und bit- 
4  terste Urteile gegenüber: Lenau, der einzige unter 
\ unseren bedeutenderen Romantikern, der Amerika 
; erlebte, faßt seine Enttäuschung zusammen in 
der Klage: „Es ist ein Land von träumerischem 
; Trug!“ Ernst Willkomm verspottet die europa- 
E 


a u a, 


Eu 


‚müden Amerikawanderer, und Kürnberger, der 


amerikamüde, verachtet die Amerikaner als kul- 
turlose Menschen. Selbst Heinrich Heine, den 
"man drüben gern mit Goethe in einem Atemzuge 

_  _mennt, dichtet Worte abgrundtiefer Verachtung 
3 über sie im Romanzero. Und so geht es bis in die 


Europa-Archiv / 20. Juni 1949 


Ri es 
% 


ie Zeit, bis Be zu Oswald Spengiek) 
a un — Verachtung — mag S 


Bei der Beurteilung der Neuen Welt scheiden = 


So klagt Alistaire Cooke im Listener (vom 24 


#, lichen Volkes. Die einen verachten den ‚Amerika- : 


das andere. Nur wenige Europäer bringen der 
Neuen Welt ein objektives Verständnis entgegen. - 


Antike betrachtet und ist darauf nie wenig st: |; 


reißen, und unsere Klassiker haben die Neue 


- die britische Geringschätzung Amerikas 


ten doch unsere Wissenschaftler sich kaum aa 
mit befaßt! & 


Und in Frankreich? „Es scheint in der Tat 
daß die französischen Intellektuellen uns 
Jahrhunderts es sich zur Aufgabe gemacht ha 
die Vereinigten Staaten nicht zu bewundern 


bruar 1949). Paul Valery spricht als selbstbe 
ter Europäer vom europäischen Geiste, der 
wiegt als die ganze ae Welt zusammen, 
fährt dann fort: „ .l’Esprit Europeen ı 
l’Amerique est une Ferkation formidable." 
riete 1926). — Georges Duhamel, der ständige S 
kretär der Academie Francaise, fragt anges 
der Amerikaner bestürzt: „Ich sehe das Volk,. 
wo ist seine Seele?" Und ähnlich urteilt Ra 
wenn er sagt: „Amerika ist eine große wirtsd 
liche und militärische Macht, aber moralisch 
intellektuell ist es impotent. “ Jean Paul Sı 
ist entsetzt über Amerikas Liebe zur Naturwi: 
schaft, zur Industrie, zum Positivismus und 


Ihm mißfällt der Optimismus, der BE: 
wenn es keinen Grund zur Hoffnung mehr 
Paris hat sich immer als direkter Nachfahre 


gewesen. 

In England aber sollte man besseres Vers 
nis für den großen Bruder in Übersee erwarte - 
Weit gefehlt! Fragt man gebildete Engländer ad 
ihrer Meinung über die „American Civilization”, 
so antworten viele mit der Gegenfrage: „Is th 
any?“ Cyril V. Connolly, Chefredakteur 
Horizon, spricht vom „ amerikanischen Vakuu 
und erweist sich so als Gesinnungsgenosse D Ü 
mels. Auch Priestley gehört zu den Ablehnenden. 
Vielleicht aber ist kein Buch bezeichnender fü 


„Plato’s American Republic“, die beißende Sa 
des John Douglas Woodruff, des ehemaligen M 
arbeiters der Londoner Times und der BBC.— Das 

traditionsbeladene Britannien ist nie ganz fr ? 
geworden von seinem Ressentiment 'gegenüb 
dem traditionslosen Revolutionär jenseits Se 
großen aa s 


Amerika, je nad en Standpunkt, je nacı 
persönlichem Erleben. Dabei hat es nicht an sach- 
licher Literatur voller verstehender, objektiver 
Würdigung gefehlt. Schließlich hat Frankreich 
seinen Andr& Siegfried («Les Etats Unis d’au- 
jourd’'hui»; 1927), England seinen D. W. Brogan 
(“U.S. A.: An Outline’; 1941, u.a.) und Deutsh- 
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land einen Friedrich Schönemann („Die Vereinig- 
ten Staaten von Amerika“; 1932), um nur die her- 
vorragendsten ernsthaften Amerikakundler zu 
nennen. Aber ihr Werk bleibt ohne größere Wir- 
kung, solange unsere allgemeine Bildung fort- 
- fährt, Amerika zu ignorieren. In das dadurch ge- 
__ schaffene Vakuum strömt die sensationelle 

. Schlagwortliteratur, die seit Jahrzehnten den 
Blick der Europäer trübt. 

Die Gründe für die Fülle der unzulänglichen 
‚Urteile sind offenbar: die relative Ferne der 
Neuen Welt, ihre alle europäischen Maßstäbe 
übersteigenden Größenverhältnisse, ihre verwir- 
rende Buntheit und häufig paradoxe Vielgestal- 
tigkeit. 

Zu diesen objektiven kommen die sub- 
jektiven Gründe: 

1. die „Tacitus-Haltung“ vieler europäischer 
Amerikafahrer, die den Daheimgebliebenen das 
ferne Land als das erstrebenswerte Ideal, als das 
Land der erfüllten Wünsche und Sehnsüchte 
schildern; 

2. der „athenische Komplex“ der Gebildeten 
(das Wort wurde vom amerikanischen Journali- 
sten Visson in seinem kürzlich erschienenen Buche 
„As Others See Us“ geprägt), der den Europäer 
geringschätzig hinabschauen läßt auf das „tradi- 
‚tions- und kulturlose" Amerika — so, wie die 
besiegten Griechen einstmals ihre römischen Er- 
oberer beurteilten; 

3. das starke Trägheitsmoment im europäischen 
Bildungssystem, das der Eingliederung der Ame- 
rikakunde widerstrebt und das im Höchstfalle ein 
Einzwängen dieses Wissensgebietes in das Pro- 
'krustesbett der althergebrachten Fächer gestattet. 


Durch die Beseitigung dieses dritten Grundes 
würden die beiden anderen hinfällig werden. Es 
würde sich durch eine ernsthafte Beschäftigung 
mit dem Phänomen Amerikanismus eine Zwie- 
sprache zwischen der Alten und der Neuen Welt 
entwickeln, vielleicht gar eine Art geistiger Os- 
mose zum Segen beider Kontinente. 

Aber was ist in dieser Richtung bisher ge- 
schehen? Unsere Universitäten, denen die eben 
skizzierte Aufgabe in erster Linie zufallen müßte, 
behandeln Amerika als Quantit& negligeable, 
wenn sie es nicht gerade völlig ignorieren. 
Prüft man beispielsweise die deutschen Vor- 
lesungsverzeichnisse (die französischen und eng- 
lischen sind in dieser Beziehung ähnlich) des ver- 
gangenen Semesters (Wintersemester 1948/49), so 
13ßt sich leicht feststellen, daß das klassische Kul- 
turdreieck Israel— Griechenland— Rom zwar noch 
stark vertreten ist, daß jedoch die Vorlesungen und 
Übungen über den französischen und erst recht 
über den englischen Kulturbereich weitaus zahl- 
reicher sind. England und sein Weltreich werden 
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“ in über 500 Vorlesungen und Übungen behandelt, 


das griechische Altertum nur noch in etwa 350. 
Auffallend ist das stark gestiegene Interesse an 
Rußland, das gleich hinter Griechenland und noch 
vor Israel rangiert, — und das nicht nur auf Konto 
der sowjetischen Besatzungszone geht. 

Das Allererstaunlichste aber ist der Mangel an 
amerikakundlichen Vorlesungen und Übungen. 
Unter den Ländern und Kulturen, mit denen sich 
unsere hohen Schulen befassen, stehen die Ver- 
einigten Staaten an fünfzehnter Stelle. Im Winter- 
semester 1948/49 gab es an den 22 deutschen Uni- 
versitäten nur 47 Vorlesungen und Übungen über 
die Vereinigten Staaten. Dreimal: soviele wurden 
über Spanien und auch Italien veranstaltet, etwa 
doppelt soviele jeweils über Südosteuropa, In- 
dien und die Nordischen Länder. Selbst über Ara- 
bien und China wird mehr gelehrt als über Nord- 
amerika. In der Statistik über die Vorlesungen 
rangiert die Amerikakunde etwa auf gleicher 
Höhe mit der Ägyptologie und dem Holländischen. 
Würde man die Fächer nach Hörerzahlen arran- 
gieren, so wäre das Bild wahrscheinlich ähnlich. 
Die Amerikakundler klagen über mangelnde Be- 
teiligung der Studierenden, wobei wohl der Haupt- 
grund darin besteht, daß die Amerikakunde kein 
Prüfungsfach ist. — Es gibt deutsche Universitä- 
ten, an denen im vergangenen Semester nicht eine 
einzige Stunde der Betrachtung Amerikas gewid- 
met wurde. Dagegen finden sich Ankündigungen 
wie „Neuhochdeutsche bayrisch-österreichische 
Texte“, „Lektüre neupersischer Dichter”, „Inter- 
pretation tocharischer Texte” und eine lange 
Reihe solcher Kuriosa, die wahrscheinlich auch 
keine Hörer gefunden haben. — Erlangen ist die 
einzige deutsche Universität, die eine ordentliche 
Professur für amerikanische Kulturgeschichte hat. 
Ansonsten ist die Amerikawissenschaft an nur 
9 von unseren 22 Universitäten — meist durch 
Lehraufträge oder Lektorate — vertreten. — 
Neben dem Mangel an Mitteln ist wohl ein 
schwerwiegender Grund die verbreitete Abnei- 
gung gegen das neue Fach, die erinnert an ein 
Wort des österreichischen Dichters Hamerling: 
„Wenn uns Vertrautes alt und lieb geworden, 
dann ängstigt uns, dann schmerzt uns fast das 
Neue.” Das ist nicht die Haltung des Europa der 
Renaissance, nicht die Haltung der Aufklärung. 
Sind wir alt, sind wir müde geworden? — 

Der belgische Premierminister Paul Henri Spaak 
hat kürzlich die hier behandelte Notwendigkeit 
klar formuliert, wenn er sagte: „Es gibt im 
Augenblick keine wichtigere Aufgabe, als die 
USA den Europäern und Europa den Bürgern der 
USA zu erklären!" 


Ya 


“ 


Die Stellung der Sowjetunion in der europäischen Bil- 
dung wird in einem weiteren Beitrag behandelt werden. 
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12. FOLGE 


Die vertraglichen Regelungen 


über deutsche Gebietsabtretungen 1945—1949 


Von Privatdozent Dr. Eberhard Menzel, 


« Forschungsstelle für Völkerrecht und ausländisches öffentliches Recht der Universität Hamburg 


Haben die früheren Darlegungen (Europa-Archiv 
4/1949, S. 1889—1899) gezeigt, welche Bestim- 
mungen des Völkergewohnheitsrechts und welche 
Grundsätze der internationalen Ordnung für die 
Regelung von Grenzfragen anzuwenden sind, so 
ist nunmehr zunächst auf die völkerrechtlichen 
Verträge einzugehen, die sich mit diesem Pro- 
blem beschäftigen. Dabei interessieren in diesem 
Zusammenhang nur solche Vereinbarungen, die 
entweder Allgemeingültigkeit besitzen oder aber 
gerade für die deutsche Grenzgestaltung getrof- 
fen wurden; außer Betracht bleiben also die Ver- 
träge, die ausschließlich nichtdeutsche Grenz- 
fragen zum Gegenstand haben. 


Die für Deutschland in Betracht kommenden 
Verträge sind nur zwischen den Alliierten ge- 
schlossen worden, nicht dagegen zwischen ihnen 
und Deutschland. Die endgültige Regelung wurde 
dem Friedensvertrag vorbehalten, über dessen 
Inhalt man sich aber nicht zu einigen vermochte. 
Je länger dieser Friedensschluß — formalrechtlich 
besteht noch Kriegszustand — nun hinausgezögert 
wird, desto größer ist die Versuchung für ein- 
zelne Mächte, zu „Sofortmaßnahmen” zu schrei- 
ten und durch erzwungene Gebietsabtretungen 
vollendete Tatsachen zu schaffen, die bei der spä- 
teren allgemeinen Regelung kaum mehr rüc- 
gängig gemacht werden können. Mehrere derarti- 
ger „Teilamputationen" sind bereits erfolgt, an- 
dere stehen vielleicht bevor. Eine solche „raten- 
weise“ Lösung der deutschen Grenzfrage birgt 
darüber hinaus die Gefahr in sich, daß die für 
die Gesamtregelung in Aussicht genommenen 
Grundsätze unberücksichtigt bleiben, zu deren 
Anwendung sich die Alliierten gegenseitig ver- 
pflichtet haben. 


Rechtlich stellen sich diese Verträge als parti- 
kulares Völkerrecht dar. Verpflichtet und berech- 
tigt werden also nur die Vertragstaaten. Deutsch- 
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land ist nicht Subjekt, sondern nur Objekt dieser 
Bestimmungen. Dabei erscheint die mitunter vor- 
genommene rechtliche Charakterisierung als „Ver- 
träge zu Lasten Dritter” — hier der Achsenmächte, 
insbesondere Deutschlands — mehr als zweifelhaft, 
da dieser Vertragstypus, für den das Völkerrecht 


gemäß seiner Struktur als intersouveränes Recht 


ohnehin kaum Anwendungsmöglichkeiten bietet, 
an Voraussetzungen gebunden ist, die hier nicht 
vorliegen. Die rechtliche Verpflichtung aus diesen 
Verträgen geht vielmehr dahin, daß die Vertrag- 
staaten entweder — soweit es sich um die An- 
erkennung allgemeiner Grundsätze handelt — 
diese Grundsätze anzuwenden haben und keine 
ihnen entgegenstehende Regelung durchführen 
dürfen, oder aber — soweit die konkrete Grenz- 
führung Deutschlands in Frage kommt — ihre Be- 
satzungspolitik damit in Einklang bringen müs- 
sen und bei den Friedensvertragsverhandlungen 
die in Aussicht gestellte Haltung einzunehmen 
haben. Die Verträge im letzteren Sinne stellen sich 
daher als eine Art pacta de contrahendo dar, wo- 
bei hier offenbleiben kann, welche Durchsetzungs- 
möglichkeiten den begünstigten Staaten gegen- 
über ihren Partnern zur Verfügung stehen.. 

Bei diesen vertraglich festgelegten Grundsätzen 
handelt es sich einmal um solche, die ganz allge- 
mein für alle zukünftigen Gebietsveränderungen 
Geltung haben sollen. Sie sind teilweise bereits 
zu einer Zeit verkündet worden, als ihre Anwen- 
dung auf Deutschland noch gar nicht im Bereich 
des Möglichen stand; aber sie müssen natürlich 


‚auch für die deutsche Grenzgestaltung gelten, es 


sei denn, die Alliierten entschieden sich ganz 
offen für eine diskriminierende Anwendung bzw. 
Nichtanwendung. Die zweite Gruppe dieser Be- 


- stimmungen enthält dagegen konkrete Abmachun- 


gen über die deutsche Grenzgestaltung, sei es 
ganz allgemein für alle deutschen Grenzen oder 
nur im Hinblick auf bestimmte Gebiete. 
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2 a) Die größte Bedeutung kommt in diesem Zu- 
sammenhang der von Roosevelt und Churchill 
_ unterzeihneten Atlantik-Charta vom 
. August 1941 zu. Sie bestimmt: 


Artikel 1: „Ihre Länder (nämlich der Alliierten; d. 
erf.) erstreben keine territoriale oder sonstige Ver- 
EN größerung;" 

tikel 2: „Sie wünschen keine Gebietsveränderun- 
gen, die nicht mit den frei zum Ausdruck gebrachten 
ünschen der betreffenden Völker übereinstimmen"; 


Artikel 3: „Sie erkennen das Recht aller Völker an, 
e Regierungsform zu wählen, unter der sie leben 
len, und sie wünschen, daß denen souveräne Rechte 


altsam beraubt worden sind." 


Diese Bestimmungen enthalten roh den An- 
nexionsverzicht als auch die grundsätzliche An- 
kennung des Selbstbestimmungsrects, dessen 
jeltung nur insoweit eingeschränkt ist, als es hin- 
sichtlich der von Hitler-Deutschland eroberten Ge- 
ete nicht zur Anwendung kommen soll. Nichts 
agegen deutet darauf hin, daß diese Grundsätze 
r das deutsche Reichsgebiet in den Grenzen vor 
38 keine Geltung haben sollen. 


Der Inhalt der Atlantik-Charta wurde in der 
rklärung der Vereinten Nationen 
om 1. Januar 1942 nochmals feierlich an- 
Von den deutschen Nachbarstaaten 
t Eaben die Sowjetunion, die Techechoslowakel, 


s a ese Erklärung unterzeichnet; Frankreich ist ihr 
26. Dezember 1944 beigetreten. Auf die 


Euer auch der ala Bericht‘ der 


drücklich Bedig, in Ziffer 5 des von Churchill, 
Roosevelt und Stalin unterzeichneten Berichts 
wird festgestellt: 


„Mit dieser Erklärung bestätigen wir von neuem 

unseren. Glauben an die Grundsätze der Atlantik- 

. Charta, unser in der Erklärung der Vereinten Nationen 
 .gegebenes Gelöbnis" 


Allerdings versuchte man, die Geltung dieser 
EN _ Grundsätze der Atlantik-Charta für die Regelung 
der Nachkriegsverhältnisse in Deutschland abzu- 

lehnen. So wünschte Großbritannien im Zuge der 
Politik der „bedingungslosen Kapitulation” jede 
rechtliche Bindung gegenüber Deutschland zu ver- 
"meiden und sich im Gegensatz zu der Wilson- 
Politik im Ersten Weltkrieg für die Friedens- 
gestaltung völlig freie Hand zu lassen (zu dieser 
_ Bedeutung der „unconditional surrender“ vgl. 
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Selbstregierung zurückgegeben werden, die ihrer 


Atlantik-Charta und diese Erklärung von 1942 


Menzel im „Jahrbuch für naenale nd aus- 
ländisches öffentliches Recht“, Bd.1[1948],S.61ff.). 


Anthony Eden erklärte daher am 23. Februar 1944 


vor dem Unterhaus (zitiert nach „Um den Frie- A 
Band 6 der Dokumente 


den mit Deutschland”, 
und Berichte des Europa-Archivs, 1948, S. 53): 

„Gewisse Teile der, Atlantik-Charta beziehen sich 
sowohl auf Sieger als "auch Besiegte, so zum Beispiel 
Artikel 4. Wir können aber nicht zugeben, daß Deutsch- 
land von Rechts wegen einen Anspruch erheben kann, 
daß irgendein Teil der Charta auf Deutschland An- 
wendung finde.” 


Und in demselben Sinne stellte Churchill am 


24. Mai 1944 fest: 


„Die Atlantik-Charta bindet uns in keiner Weise 
hinsichtlich der Zukunft Deutschlands, noch stellt sie 


“ein Geschäft oder einen Kontrakt mit unseren Fein- 


den dar." 


Atmen diese Äußerungen auch offensichtlich i 


noch den Geist der Kriegszeit und sind sie nur 


daraus zu erklären, so fehlt es doch nicht an 


Äußerungen aus der Gegenwart, die aus einem 
anderen Gesichtspunkt zu einer allgemeinen 
Nichtgeltung dieser Grundsätze kommen. Einen 
bedeutsamen Versuch in dieser Richtung macht 
zum Beispiel Lauterpacht als Bearbeiter des eng- 
lischen Standardwerks über das Völkerrecht mit 


der Feststellung, daß nicht allen Erklärungen von 


Regierungen Rechtsverbindlichkeit zukomme und 


daß gerade die Atlantik-Charta zu jenen gehöre, 


die lediglich die Politik der Staaten vor der Welt 
klarzulegen wünschen, aber keine vertraglichen 


Pflichten zu begründen beabsichtigen (in Oppen- 


heims „International Law“, Bd.I, 7. Aufl., 1948, 
S. 788: „A mere general statement of policy and 


principles cannot be regarded as intended to 


give rise to a contractual obligation in the sie) 


. sense of the word"). 


Dabei stehen diese Versuche, Sich der recht- 
lichen Verpflichtung aus der Atlantik-Charta ent- 
weder durch die Nichtanwendung auf die Besieg- 


ten oder durch die generelleLeugnung derRehts- 
verbindlichkeit zu entziehen, im Widerspruh zu 


den Bestimmungen der Präambel, derzufolge es 
den Vertragsstaaten darum geht, „gemeinsam 
Prinzipien in der nationalen Politik. ihrer jewei- 


ligen Länder bekanntzugeben, auf die sie ihre R 


Hoffnungen auf eine bessere Zukunft für die 
Welt gründen”. Diese im Zeichen der Grundsätze 
der Atlantik-Charta erfolgte Einigung über die 
Koordinierung der nationalen Politik enthält 
keine Anerkennung einer Scheidung der Welt in 


Sieger und Besiegte. Es kann auch kein Zweifel r 


darüber bestehen, daß die Atlantik-Erklärung im 
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Kr sbeendigung 
aufgefaßt wurde. Wenn angesichts des überaus 
k ren Wortlauts der Atlantik-Erklärung über- 
von einem Problem die Rede sein kann, so 
es nicht darin bestehen, ihre Geltung ab- 


Sy 


vollziehen. : 
b) Bemerkenswert ist, daß die ae des 
lbstbestimmungsrechts der Völker als Kern- 


inter anderem: 
BR „freundschaftliche re rehe unter den Nationen 


En. gleicher Rechte nd der Selbstbestimmung der Völker 
beruhen, und andere geeignete Maßnahmen zur Stär- 
kung des Weltfriedens zu ergreifen.” ‘ 


In ähnlichem Sinne heißt es in Artikel 55 Absatz 1: 
„ZUL Herstellung von stabilen und geordneten Ver- 
_ hältnissen, die für friedliche und freundschaftliche, auf 
_ der Achtung gleicher Rechte und der Selbstbestimmung 
der Völker beruhende Beziehungen unter den Natio- 
nen notwendig sind, werden die Vereinten Nationen..." 


- Damit ist in aller Klarheit das Selbstbestim- 
Bi mungsrecht als grundlegendes Rechtsprinzip an- 
b erkannt; und völlig zu Recht weist der führende 
Kommentar von Goodrich-Hambro („Charter of 


the United Nations; ‚ 1946, S. 61) auf die doppelte 


> 


 . Dieallgemeinen, d. h. für alle chen 
9 renden maßgebenden Bestimmungen in den Ver- 
 trägen der Alliierten haben ihren Ausgangspunkt 
_ in der Einigung über den politischen Weiter- 
R _ Krieges. Diese Entscheidung fiel entgegen man- 
N  nigfachen gegenteiligen Vorschlägen bereits auf 
. der "Konferenz von Teheran, ohne daß dies im 
amtlichen Bericht vom 1. Dezember 1943 zum Aus- 
druck kommt. Dagegen geht aus dem Bericht der 
Konferenz von Jalta (3.—11.Februar 1945) ein- 

deutig hervor (Ziffer 2), daß die Alliierten nun- 
2 ner die Weiterexistenz eines deutschen Staa- 
tes als selbstverständlich voraussetzten. 


Entscheidendere Feststellungen finden sich in 
der Berliner „Erklärung in Anbetracht 
der Niederlage Deutschlands und der 
h Ubernahme der obersten Regierungs- 
gewalt hinsichtlich Deutschlands" 
vom 5. Juni 1945. Von "Bedeutung sind zu- 


Des der A „Charta auch Aufnahme in die‘ 


ei 1 Sl 2 Sr Zweck dieser Organisation” 


en war und überall. so - 


tuleugnen, sondern vielmehr darin, die politische 
eugestaltung vor allem a. in ihrem Geist 2 


Br 5 | Sa Allgemeine Bestimmungen über die deutsche Grenzgestaltung 


) nächst die Antiannexionsklausel as Ube 


bestand Deutschlands nach der Beendigung. des 


-(Art. 77: Treuhandsystem für „Gebiete, die etw 


‘tung besitzen. 


in ekmiind territorial changes”. 
Der Anwendung des se mmnges 


ei 


ten betreffen entweder mehr technische Fra n 


von Feindstaaten als Folge des Zweiten. w 
krieges abgetrennt werden”; 
et im an der re 


und 107 — um „Sicherheits- Upetgangsmahniehindt 
(Kap. XVII), die nur bis zur endgültigen rech! 
lichen Liquidierung des Zweiten Weltkriegs 


Abschließend kann ‚also en. der in 


gen festgestellt werden, daß sowohl de Atlan 
Charta und ihre mehrfachen Bestätigungen du 
nachfolgende Erklärungen als auch die’ Satzı 
der Vereinten Nationen den Grundsatz des na 
nalen Selbstbestimmungsrechts in feierlicher Fe 
bestätigt haben und kein Grund vorliegt, 
nicht auch auf die deutsche Grenzgestaltung 
zuwenden. 


setzung des Kontrollrats): 


„Die Ubernahme der besagten Regierungsgewalt ı na) ; 
Befugnisse zu den vorstehend genannten Zwecken 


en 


„Die Regierungen des Vereinigten Königreichs, der 
Vereinigten Staaten von Amerika, der Union der So- 
zialistischen Sowjet-Republiken und die Provisorische 
Regierung der Französischen Republik werden später 
die Grenzen Deutschlands oder irgendeines Teiles 
Deutschlands und die rechtliche Stellung Deutschlands 
oder irgendeines Gebietes, das gegenwärtig einen Teil 
deutschen Gebietes bildet, festlegen‘ (Präambel Ab- 
satz 6). 
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Zu erwähnen ist ferner noch die ee rohe 
lung seitens der Regierung des 
Vereinigten Königreichs, der Ver- 
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einigten Staaten von Amerika und 
der Union der Sozialistischen So- 
wjet-Republiken sowie der Provi- 
sorischen Regierung der Franzö- 
sischen Republik über die Besat- 
zungszonen in Deutschland“ — eben- 
falls vom 5. Juni1945: 

„Deutschland wird innerhalb seiner Grenzen, wie sie 
am 31. Dezember 1937 bestanden, für Besatzungszwecke 
in vier Zonen aufgeteilt..." (Ziffer 1). 


Diese alliierten Verträge — die Bezeichnung 


als „Erklärung“ oder „Feststellung“ steht dem 


Vertragscharakter nicht entgegen — enthalten 
also zunächst den Annexionsverzicht, wobei zu 
bemerken ist, daß diese Erklärung erst nach der 
Potsdamer Konferenz abgegeben wurde, was für 
die dort getroffenen Bestimmungen über die 
deutsche Ostgrenze von Bedeutung ist.- Ferner 
wird die deutsche Grenze auf den Stand zurückge- 
_ führt, der vor der Eingliederung Österreichs, der 
Sudetenlande, Danzigs und den im Laufe des Krie- 
ges vollzogenen Einverleibungen fremder Ge- 
biete in das Deutsche Reich bestanden hat; diese 
Maßnahme ergab sich aus dem Grundsatz der so- 
genannten Stimson-Doktrin über die Nichtanerken- 
nung von Gebietsveränderungen auf Grund rechts- 
widriger Angriffshandlungen. Schwierigkeiten 
bereitet jedoch die Feststellung in der. Berliner 
Erklärung, nach der die Alliierten die Befugnis 


zur Neufestsetzung der deutschen Grenze für sich 
beanspruchen. 


Hierbei ist insbesondere fraglich, ob dies auch 


Territorien trifft, die bereits 1937 zum deutschen 


Staatsgebiet gehörten. Einerseits wird argumen- 
tiert, wer völkerrechtlich zur Totalannexion be- 
fugt sei, habe auch die Berechtigung zu Teil- 
annexionen. Andererseits wird darauf hingewie- 
sen, daß der siegreich Kriegführende seinem 
Gegner Gebietsverluste erst nach Beendigung des 
Kriegszustandes beibringen könne, wobei auf die 
berechtigten alliierten Proteste gegen die Ein- 
gliederung Elsaß-Lothringens nach der französi- 
schen Kapitulation von 1940 Bezug genommen 
wird. Außerdem spielt hierbei die Frage nach der 
Rechtsnatur der Besetzung und dergegenwärtigen 
völkerrechtlichen Lage Deutschlands (vgl. hierzu 
Menzel: „Zur völkerrechtlichen Lage Deutsch- 
lands", Europa-Archiv, Dezember 1947, S. 1009 
bis 1916, und „Jahrbuch für internationales und 
ausländisches Öffentliches Recht” I, 1948, S. 43ff) 
eine große Rolle, was das Problem weiter kom- 


 pliziert. Doch da es in diesem Zusammenhang 


nur auf die Wiedergabe des Inhalts der zwischen 
den Alliierten geschlossenen Verträge ankommt, 
sei auf eine Lösung dieser Fragen verzichtet, so 
daß wir uns nunmehr den alliierten Vereinbarun- 
gen zuwenden können, die sich auf bestimmte 
deutsche Gebietsteile beziehen. 


Vorschriften für bestimmte deutsche Gebiete 


Besondere vertragliche Abmachungen der 
Alliierten bestehen jedoch nur für den Königs- 
berger Bezirk (Nord-Ostpreußen) und das son- 
stige ostwärts der Oder-Neiße-Grenze gelegene 
Gebiet sowie für die 1949 durchgeführten Abitre- 
tungen an der deutschen Westgrenze. 

a) Zur Frage der polnischen Gebiets- 
erwerbungen auf Kosten Deutschlands führt 
der Bericht der Konferenz von Jalte (Ziffer 6) 
unter anderem aus: 

„Nach Ansicht der drei Regierungschefs soll die Ost- 
grenze Polens entlang der Curzon-Linie verlaufen, wo- 
bei sie in einigen Gebieten fünf bis acht Kilometer zu- 
gunsten Polens davon abweichen soll. Sie erkennen 
an, daß Polen einen beträchtlichen Gebietszuwachs im 
Norden und Westen erhalten muß. Sie sind der Mei- 
nung, daß die Ansicht der neuen Polnischen Provisori- 
schen Regierung der Nationalen Einheit über den Um- 
fang der Neuerwerbungen zu gegebener: Zeit einzu- 
holen ist und daß die endgültige Festlegung der West- 

” grenze Polens danach bis zur Friedenskonferenz zu- 
rückzustellen ist." 


In ähnlicher Weise nimmt der Bericht der Pots- 
damer Konferenz (17. Juli — 2. August 1945) in 
Ziffer IXb Stellung: 
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„In Übereinstimmung mit dem bei der Krimkonferenz 
erzielten Übereinkommen haben die Häupter der drei 
Regierungen die Meinung der Polnischen Provisori- 
schen Regierung der Nationalen Einheit hinsichtlich des 
Territoriums im Norden und Westen geprüft, das Polen 
erhalten soll. Der Präsident des Nationalrates Polens 
und die Mitglieder der Polnischen Provisorischen Re- 
gierung der Nationalen Einheit sind auf der Konfe- 
renz empfangen worden und haben ihre Auffassungen 
in vollem Umfang dargelegt. Die Häupter der drei Re- 
gierungen bekräftigen ihre Auffassung, daß die end- 
gültige Festlegung der Westgrenze‘ Polens bis zur 
Friedenskonferenz zurückgestellt werden soll. 

Die Häupter der drei Regierungen stimmen darin 
überein, daß bis zur endgültigen Festlegung der West- ' 
grenze Polens die früher deutschen Gebiete östlich 
der Linie, die von der Ostsee unmittelbar westlich von 


‘ Swinemünde und von dort die Oder entlang bis zur 


Einmündung der Westlichen Neiße und die Westliche 
Neiße entlang bis zur. tschechoslowakischen Grenze 
verläuft, einschließlich des Teiles Ostpreußens, der 
nicht unter die Verwaltung der Union der Sozialisti- 
schen Sowjetrepubliken in Übereinstimmung mit den 
auf dieser Konferenz erzielten Vereinbarungen ge- 
stellt wird, und einschließlich des Gebietes der frühe- 
ren Freien Stadt Danzig unter die Verwaltung des 
polnischen Staates kommen und in dieser Hinsicht 
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nicht als Teil der sowjetischen Besatzungszone in 
Deutschland betrachtet werden sollen." 


* Außer diesen Vertragscharakter tragenden Ver- 
‚einbarungen der Alliierten unter sich haben die 
Vereinigten Staaten und Großbritannien von sich 
aus unmittelbar Polen bestimmte Zusagen gemacht. 


Der Brief Roosevelts an den damaligen Minister- 


präsidenten der Londoner Exilregierung, Miko- 
lajezyk, vom 17. November 1944 spricht zwar 


- von einer „Kompensation für Polen auf Kosten 


Deutschlands”, lehnt aber eine Garantie für diese 
Grenze ab und spricht den Wunsch aus, es möge 
„die ganze Frage der Haltung dieser Regierung 


bis zur allgemeinen Nachkriegsregelung in Europa 
' vertagt” werden. Der an den Exil-Außenminister 


Romer gerichtete Brief Cadogans vom 2. Novem- 
ber 1944 spricht sich für die Oder-Neiße-Grenze 
aus, läßt aber zugleich erkennen, daß es sich nur 
um die Stellungnahme „bei der Friedensregelung” 
handeln könne; bezeichnenderweise wurde dieser 
Brief vom Foreign Office nicht veröffentlicht, son- 
dern erst im Juni 1947 durch eine Anfrage im eng- 
lischen Unterhaus bekannt, wodurch auch War- 
schau erst davon erfahren hat. 


Über die Auslegung. des Potsdamer Abkom- 
mens ist nun zwischen den West- und den Ost- 
mächten ein heftiger Streit entbrannt. Insbeson- 
dere nachdem die politische Entwicklung in Polen 
einen Verlauf nahm, der nach Ansicht der Alliier- 


. ten im Widerspruch zu den gegebenen Versiche- 


rungen über ein freies demokratisches Regime 
steht, legten vor allem die Vereinigten Staaten 


' und Großbritannien besonderen Wert auf die 


Feststellung des Potsdamer Abkommens, daß 
Polen diese Gebiete nur zur Verwaltung erhal- 
ten habe — tatsächlich war in Potsdam auch 
der Gedanke einer politischen Besatzungszone 
in Deutschland aufgetaucht, aber von den 
westlichen Alliierten abgelehnt worden — und 
daß die endgültige Regelung erst im Friedens- 
vertrag vorgenommen werden solle. Dieser Stand- 


e -punkt kam vor allem in der Rede des damaligen 


ur 


amerikanischen Außenministers, Byrnes, in Stutt- 
gart vom 6. September 1946 (vgl. Europa-Archiv, 
Dezember 1946, S. 261—264) zum Ausdruck. Be- 
reits am 17. September gab daraufhin der da- 
malige sowjetische Außenminister, Molotow, in 
Paris eine Erklärung ab, in der er auf die Ver- 
einbarungen der Krimkonferenz über notwendige 
Kompensationen Polens wegen der Abtretung der 
polnischen Ostgebiete an die Sowjetunion (Cur- 
zon-Linie!) hinwies und die Abmachungen von 
Potsdam nur als Erfüllung dieser Verpflichtung 
bezeichnete; er führte weiter aus, daß die West- 
mächte der Aussiedlung der Deutschen in Polen 
ausdrücklich zugestimmt und damit den endgül- 
tigen Charakter des Gebietsüberganges anerkannt 
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hätten. Demgegenüber erklärten die Westmächte, 
daß sich die Aussiedlung Deutscher nur auf das 
eigentliche polnische Staatsgebiet bezogen habe. 
Ferner sei bei den Vorschlägen nur die Rede von 
der „Östlichen Neiße" gewesen, während nun- 
mehr die „Westliche Neiße” zur Grenze gemacht 
worden sei; und schließlich werde im Potsdamer 
Abkommen der Ausdruck „Verwaltung” ge- 
braucht, der auch auf die westliche Besatzungs- 


‚zone Anwendung finde und eben gerade nicht die 


endgültige Einverleibung in das Staatsgebiet der 
besetzenden Macht bedeute. Neuerdings wird von 
polnischer Seite — vgl. die Darstellung in der 
von der Polnischen Botschaft in London 1948 her- 
ausgegebenen Schrift „Poland, Germany and 
European Peace“ — unter Berufung auf eine Ent- 
scheidung des Ständigen Internationalen Gerichts- 
hofes aus dem Jahre 1923 noch geltend gemacht, 
der im Potsdamer Abkommen gebrauchte Aus- 
druck „delimitation” bedeute die örtliche Fest- 
legung der Grenze; damit seien zwar keineswegs 
einzelne Grenzberichtigungen, wohl aber das 
vollständige Fallenlassen der festgelegten Grenz- 
linie ausgeschlossen. Hierbei wird freilich außer 
acht gelassen, daß mit „delimitation“ nach dem 
englischen Sprachgebrauch‘ sowohl die allgemeine 
Grenzziehung als auch die lokale Grenzfestlegung 
gemeint sein kann. 

Eine Einigung der Alliierten über die Aus- 
legung des Potsdamer Abkommens ist bisher nicht 
erfolgt. Polen hat mit Zustimmung der Ostmächte 
die Gebiete ostwärts der Oder-Neiße-Linie durch 
Gesetz zum Bestandteil des polnischen Staatsge- 


biets erklärt, während die führenden Westmächte 


an ihrem Standpunkt festhalten. So nehmen vor 
allem Großbritannien und die Vereinigten Staa- 
ten — wie noch zu zeigen sein wird — zum Bei- 
spiel den rechtlichen Weiterbestand der Freien 
Stadt Danzig an, und ganz in diesem Sinn hat 
auch der Court of Appeal — das höchste Besat- 


‘ zungsgericht der britischen Besatzungszone — im 


Februar 1949 mit Präzedenzwirkung entschieden, 
daß die Gebiete ostwärts der Oder und Neiße 
deutsches Staatsgebiet darstellen, bis durch einen 
Friedensvertrag über sie endgültig entschieden sei. 

b) Außer den Bestimmungen über die polnische 
Westgrenze enthält das Potsdamer Abkommen 
noch Vereinbarungen hinsichtlich des Königs- 
berger Gebiets (Nord-Ostpreußen), 
wobei die Unterschiedlichkeit in der Formulie- 
rung auffallend ist (vgl. Ziffer VI): 

„Die Konferenz prüfte einen Vorschlag der Sowjet- 
regierung, daß vorbehaltlich der endgültigen Bestim- 
mung der territorialen Fragen bei der Friedensrege- 
lung derjenige Abschnitt der Westgrenze der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken, der an die Ost- 
see grenzt, von einem Punkt an der östlichen Küste 
der Danziger Bucht in östlicher Richtung nördlich von 
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Braunsberg-Goldap und von da zu dem Schnittpunkt 
} der Grenzen Litauens, der Polnischen Republik und 
 Ostpreußens verlaufen soll. 


. Die Konferenz hat grundsätzlich dem an der 
_  Sowjetregierung hinsichtlich der endgültigen Übergabe 
der Stadt Königsberg und des anliegenden Gebietes an 
die Sowjetunion gemäß der obigen Beschreibung zuge- 
stimmt, wobei der genaue Grenzverlauf einer sach- 
verständigen Prüfung vorbehalten bleibt. 
2% Der Präsident der USA und der britische Premier- 
minister haben erklärt, daß sie den Vorschlag der Kon- 
ferenz bei der bevorstehenden en unter- 
stützen werden." 


roßbritannien geführt haben, liegen nöch nicht 
‚allen Einzelheiten offen zutage, denn weder 
er amtliche Bericht der Jaltakonferenz noch die 


Abkommens entbehrt aber der BOLNEHS BEN Ein- 


von „ultimate transfer” spricht, während der rus- 
sische Wortlaut dieses „endgültig“ nicht enthält. 
‘Von den nicht „authentischen“ Texten folgt die 


 zösische dagegen dem russischen Urtext (vgl. 


 zungsblatt Nr. 1, in den einzelnen Sprachen je- 
weils S.17). Außerdem ist in Abschnitt IXb die 
Rede von „dem Teil Ostpreußens, der nicht unter 
' die Verwaltung der Union der Sozialistischen 


raus nur gefolgert werden kann, daß der andere 
Teil Ostpreußens also unter der „Verwaltung" 
{englischer und französischer Text: „administra- 
tion“) steht. Allerdings sind über diesen Teil des 
Potsdamer Abkommens zwischen den Ost- und 


1) Die Einzelheiten dieser Forderungen werden in 
den folgenden Aufsätzen — beginnend mit den An- 
sprüchen der Beneluxländer — näher dargelegt wer- 
den. Der Wortlaut der Memoranden im französischen 


2228 


vi Der oben angeführte Wortlaut des Poiskenien. 


a gültige Übergabe‘ erwähnt a daß im en 
satz zu dem auf Polen en Abschnitt hier: 


_ wieder entgegen, daß lediglich ar englische Text 


‚deutsche Übersetzung dem englischen, die fran-. 


Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland, Ergän- 


E  Sowjetrepubliken gestellt wird" (a.a.O.,S. 18), wo- 


Gebiete an der Westgrenze Alled 
schen Nachbarländer von der Nordsee bis zur 
Schweiz haben nach 1945 Grenzveränderungen zu 
ihren Gunsten verlangt. Rechnet man noch hinzu, 
daß ferner Eupen-Malmedy entsprechend der 
schon im Versailler Vertrag getroffenen Regelung. 
wieder zu Belgien kam, das Saargebiet von Deutsch- 
land getrennt wurde und die Stadt Kehl der 
deutschen Bevölkerung als Wohnbezirk noch niht 
wieder zur Verfügung steht (vgl. Europa- -Arhiv 
10/1949, S. 2162), so wird deutlich, welchen Um- 
fang diese Gebietsveränderungen im Westen er- 
reicht haben. f 
Während jedoch für Eupen-Malmedy und das 
Saargebiet keine alliierten Verträge vorliegen, 
erfolgte die Abtretung der deutschen Westgebiete x 
im April 1949 auf Grund besonderer Vereinbarun- Mu 
gen der Siegermächte. Die Vorgeschichte dieser 
neuen Abtretungen geht auf die Memoranden 
dieser deutschen Nachbarstaaten zur Londoner 
Konferenz der Außenminister-Stellvertreter vom 
Februar 1947 zurück. Indiesen Memoranden haben 
mit Ausnahme von Dänemark — das aber in 
territorialer Hinsicht weitgehende verwaltungs- 


mäßige Änderungen in Schleswig-Holstein ver- 


langte — alle an der Konferenz beteiligten Nah- 
barländer teilweise recht umfangreiche Gebiets- cn 


. forderungen gestellt: die Niederlande, Belgien, 


Luxemburg, die Tschechoslowakei und Polen!. Da 
sich jedoch die Aussichten füreinebaldigedeutshe 
Friedensregelung infolge der Meinungsverschie- 
denheiten zwischen den Großmächten immer mehr 
verringerten, glaubten die Westmächte vor der I 
Bildung einer deutschen Regierung für die West- 
zonen wenigstens eine vorläufige Regelung der 
dringendsten Grenzfragen treffen zu sollen. Be- | 
reits die Erklärung der Londoner Deutschland- 
konferenz vom 7. Juni 1948 (vgl. Europa-Archiv, i 
Juni-Juli 1948, S. 1437—1439) gab daher die grund- k 
sätzliche Zustimmung zu „Grenzberichtigungen” 
bekannt. Dem mit der Ausarbeitung der Vor 
schläge beauftragten Sechsmächteausschuß (Ver- 
einigte Staaten, Großbritannien, Frankreich, Nie- 
derlande, Belgien, Luxemburg) wurden Richtlinier “ 
für einen „äußerst begrenzten Arbeitskreis“ er- 
teilt. Nach der auf Grund der Pariser Schlußver- : 
handlungen herausgegebenen Erklärung vom 
28. März 1949 (vgl. Europa-Archiv 7/1949, S. 2028) 
durften 


h 


Text und der deutschen Übersetzung wird. als Band 2 
der von W. Cornides und E. Menzel herausgegebenen 
„Quellen für Politik und ee demnächst EEE 


scheinen. 


\ ringen und SE ihres nur Geringingigen 
s als wünschenswert angesehen werden konn- 


tsbedingungen : zu verbessern. Diese streng begrenz- 
En linien erlaubten es dem Arbeitsausschuß nicht, 


ien a 

durch ige Erfordernisse "und Auch die 
hältnisse, die den Verkehr entlang der Westgrenze 
Deutschlands betreffen, gerechtfertigt“. = 


2 


Außerdem hebt diese Erklärung hervor, daß 
e endgültige 'Friedensregelung dieser Lösung 


sorischer Charakter deutlich zum Ausdruck 

kommt. Bis zu diesem Zeitpunkt seien die frag- 
_ lichen Gebiete jedoch der „Verwaltung“ der Nach- 
arländer zu unterstellen. 


Besatzungsbehörden den Regierungen der betrof- 
fenen deutschen Länder — Nordrhein-Westfalen 
und Rheinland- Pfalz — übermittelten Weisungen 
handelt es sich um insgesamt 31 Grenzverände- 
rungen mit 135 qkm und etwa 13 500 Bea aern 
und zwar sollen erhalten: 
a) die Niederlande: Grenzgebiete bei Dalkneiie; 
= Elten bei Emmerich sowie Teile der Gemeinde Hütheim 
f (Kreis Rees), Wylen (Kreis Kleve) und das sogenannte 
 Selfkantgebiet (7 Gemeinden sowie ein weiterer Ge- 
bietsstreifen des Kreises Geilenkirchen-Heinsberg); in 
diesem Bezirk liegen auch Kohlenvorkommen; außer- 
Ri ‚dem sollen die Niederlande ein einseitiges Wasser- 
nutzungsrecht an der Wurm erhalten; 
=. ..b) B elgien: Gebiete um Aachen (so den Ortsteil 
Mr Münsterbildchen, einen Teil der Eisenbahnstrecke 
j. Aachen-Herbesthal, Freyener Wald) sowie Gebiets- 
teile im Kreis Schleiden, wodurch Belgien zum Anrainer 
' der wichtigen Dreiländertalsperre zu werden wünscht. 
B. Außerdem soll eine Bereinigung der bisher abwech- 
he 'selnd durch deutsches und belgisches Gebiet führen- 
den Straße und Eisenbahnstrecke nach Monschau er- 
: folgen; hierfür sollen die Gemeinden Rötgen und Müt- 
_  zenich ganz sowie Teile der Gemeinden Konzen, Lam- 
-  mersdorf und Kalterherberg abgetreten werden. 
Die belgische Regierung hat jedoch — jedenfalls zu- 
_ nächst — auf einen Teil dieser Gebiete verzichtet, 
so daß vorerst nicht 7500, sondern nur 1400 Bewohner 
’ der fraglichen Gemeinden und etwa 15 qkm von dem 
_ Gebietswechsel betroffen werden. 
ERNE)STU xem burg: den sogenannten Kammerwald 
Be: einschließlich des Dorfes Roth an der Ur. 
Allerdings hat die Juxemburgische Regierung einen 
vorläufigen Verzicht auf das Dorf Roth en 
ohne den Anspruch endgültig aufzugeben. 
dd) Saarland: den Straßenknotenpunkt bei Dunz- 
_  weiler sowie die Gemeinde Kirrberg (bisher Rheinland- 
I. Pfalz), während die zunächst ebenfalls genannte Ge- 
_  meinde Waldmohr nach unmittelbarer Einigung zwi- 
schen den Ministerpräsidenten des Saarlandes und von 


A 


on besserung der Wasserversorgung des französische 


eu überprüft“ werden solle, womit ihr nur pro-_ 


Nach den von den britischen und französischen 


Rheinland-Pfalz vom Gebietswechsel ausgenom 
wurde. ge > i 
Im übrigen ist ‚eine eninte Kann gebildet 
worden aus je zwei Vertretern von Rheinland-Pfalz 
und dem Saarland sowie je einem Vertreter der fran 
zösischen Besatzungsbehörden in Koblenz und de 
(französischen) Hohen Kommissars des Saarlandes. 

e) Frankreich: ein kleineres Gebiet im For: 
von Mundat, nördlich von Weißenburg, das der V 


Grenzgebietes dienen soll. 
Pressenachrichten zufolge hat sich die Regierung \ 
Rheinland-Pfalz mit dieser Grenzänderung einverst 
den erklärt. 
Diese Grenzänderungen sind am 23. A Br 
1949 mittags 12 Uhr wirksam gewoı 
den. Damit sind diese Gebiete er der Ve 


23. April 1949) — lassen erkennen, daß der pro- 
visorische Charakter des Gebietswechsels ae 
zum Ausdruck kommt. 

Über dieBehandlung der deutsch 
Bevölkerung in den fraglichen Gebieten 
teilt die Erklärung des Sechsmächteausschusses 
mit, daß es den Bewohnern freistehe, ob sie die 
deutsche Staatsangehörigkeit behalten wollen 
oder nicht, ohne daß allerdings eine Verpflich- 
tung des Erwerberstaates zur Gewährung der Ei 
bürgerung statuiert ist. Die Bewohner könne 
auch ihren Wehnsitz nach Deutschland verleg 
wobei sie ihre bewegliche Habe mitnehmen 
die ihnen gehörenden Grundstücke entweder b 
halten oder frei verkaufen und den Erlös mi 
nach Deutschland nehmen können. Wieweit dies 
Optionsgrundsätze in der Praxis beachtet werde 
bleibt abzuwarten. En 

Die Beurteilung dieser ; 
abtretungen in der Weltöffentlichkeit ist 
auch durchaus unterschiedlich. Die Vereinig- 
ten Staaten haben deutlich werden lassen, 
daß sie nur widerwillig ihre Zustimmung zu die- 
sem Vorgehen gegeben häben. Auh Groß- 
britannien hat einen mildernden Einfluß er 
auszuüben versucht. Die Sowjetunion hat “= f 
bei den Westmächten gegen diese Grenzverände- 
rungen mit dem Hinweis darauf protestiert, daß 
nach der Berliner Erklärung vom 5. Juni 1945 
diese Maßnahmen der Billigung aller alliierten 
Großmächte bedürften; dies hat ihr jedoch in 
'ebenso offizieller Form die Antwort eingetragen, 


2229 


PROBLEME DER EUROPÄISCHEN FRIEDENSORDNUNG N 
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es sei gerade Molotow gewesen, der auf den bis- 
herigen Konferenzen eine Aussprache über die 
deutsche Grenzgestaltung überhaupt verhindert 
habe, wobei wohl der Wunsch maßgebend ge- 
wesen sei, einer Erörterung über die Oder-Neiße- 


- . Grenze aus dem Weg zu gehen. 


Aber auch in den deutschen Nachbarlän- 


dern selbst haben sich erhebliche Widerstände ge- 


gen diese Grenzveränderungen gezeigt. So lehn- 
ten die Sozialisten in Luxemburg jeden Gebietszu- 
wachs ab, und in Belgien kann sich die Regierung 
bei ihrem Verzicht auf wesentliche Forderungen 
auf weite Teile der öffentlichen Meinung stützen. 
Selbst in den Niederlanden mußte Außenminister 
Stikker bei der entscheidenden Parlamentssitzung 
mit dem Rücktritt der Regierung drohen, um die 
Annahme der Vorlage sicherzustellen, was jedoch 
nicht hinderte, daß sich trotzdem eine beachtliche 
Opposition dagegen wandte und außerdem auch 
in den Kreisen der Zustimmenden dieses Vor- 
gehen als wenig erfreulich bezeichnet wurde. Ein- 
sichtige Kreise in den Niederlanden wiesen dar- 
auf hin, daß das Land aus einer guten wirtschaft- 
lichen Zusammenarbeit mit Deutschland größere 
Vorteile ziehen könne als aus dem ohnehin nicht 
stark ins Gewicht fallenden Gebietszuwachs, der 
notwendigerweise das Verhältnis zwischen beiden 
Ländern in der Zukunft stark belastet. 


In Deutschland haben diese Grenzforde- 
rungen, vor allem der Niederlande, eine starke 
Enttäuschung hervorgerufen, zumal damit Gren- 
zen geändert werden, die zu den stabilsten in 
Europa gehörten. 


Als besonders bedauerlich wird empfunden, 
daß diese Maßnahmen von Ländern ausgehen, die 
sich zum demokratischen Gedanken westlicher 
Prägung bekennen und doch in diesem Fall den 
Willen der Bevölkerung unberücksichtigt lassen. 
Damit sind — wenn auch zunächst nur proviso- 
risch — auch an der deutschen Westgrenze Ge- 


"bietsverluste unter Formen und Begründungen 


eingetreten, die Parallelen zu den von den West- 
alliierten nicht gebilligten Erscheinungen an der 
deutschen Ostgrenze aufweisen. Das Prinzip der 
Annexion ist also nicht nur im Osten, sondern 
nunmehr auch im Westen durchgeführt worden. 


Von deutscher Seite wird vor allem eingewandt, 
daß diese angeblich nur der Beseitigung „örtlicher 
Anomalien“ und der „Grenzbegradigung“ dienen- 
den Veränderungen nicht im Wege des Kompro- 
misses — also nach Art der innerstaatlichen Flur- 
bereinigung durch Parzellenaustausch — vorge- 
nommen wurden, wie dies nach dem Ersten Welt- 
krieg selbst in dem deutsch-französischen Grenz- 
vertrag vom 14. August 1925 (ratifiziert am 15. Mai 
1928) durchgeführt wurde. Denn es widerspreche 
bisheriger Staatenpraxis, daß Grenzbegradigun- 
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gen ausschließlich zu Lasten nur des einen a Br 
raineIs gehen. 


Im übrigen wird geltend ee daß durch 
diese Grenzveränderungen nur in wenigen Fäl- 
len eine wirkliche Grenzbegradigung eingeführt 
sei. So bedeute die Grenzverlagerung gegenüber 
Luxemburg, daß sich dieses Land nunmehr auf 
dem rechten Ufer eines Grenzflusses ausdehne 
und damit gerade eine natürliche Grenze in Weg- 
fall gekommen sei. Auf anderen Grenzstrecken 


'sind durch die neue Grenzziehung Unübersicht- 


lichkeiten geschaffen worden, die dem Ziel der 
Vereinfachung widersprechen. 


Einzelheiten dieser Art sowie der Umfang der 
durchgeführten Grenzveränderungen zeigen zur 
Genüge, daß nicht grenztechnische Erwägungen 
für diese Forderungen ausschlaggebend waren; 
insbesondere die Niederlande haben mit demHin- 
weis auf den Reparationsgesichtspunkt deutlich 
werden lassen, daß andere Gründe hierfür maß- 
gebend waren. In diesem Zusammenhang ist je- 
doch darauf hinzuweisen, daß von deutscher Seite 
konstruktive Gegenvorschläge gemacht wurden, 
die die Niederlande freilich nicht einmal der Er- 
wägung wert fanden: So hat Ministerpräsident 
Arnold von Nordrhein-Westfalen den Wiedergut- 
machungsgedanken aufgegriffen und angeboten, 
die Landgewinnungsarbeiten in der Zuidersee mit 
deutschen Arbeitern .und deutschem Material 
ausführen zu lassen. Ebenso wurde zur gewünsch- 
ten Verbesserung der Verkehrsverhältnisse mit 
dem sogenannten Selfkantgebiet der Bau abkür- 
zender. Straßen auf deutsche Kosten angeboten. 
Ähnliche Vorschläge unterbreitete die Regierung 
von Nordrhein-Westfalen den belgischen Stellen, 
um größere Gebietsabtretungen an der Mon- 
schauer Strecke überflüssig zu machen. ' 

Als besonders erschwerend wird aber auf deut- 
scher Seite empfunden, daß dasniederländische Re- 
gierungsmemorandum zu der neuen Grenzfest- 
legung ausdrücklich den Vorbehalt weiterer An- 
sprüche enthält und auch die nächsten territorialen 
Forderungen bereits andeutet. Wenn diesem Vor- 
gehen weiter stattgegeben wird, besteht keine Aus- 
sicht auf baldige Grenzruhe — und dies in einem 
Europa, das sich nachmanchen vergeblichen Anläu- 
fen um eine wirkliche Einigung bemüht, von deren 
Gelingen unter Umständen die weitere politische 
Eigenexistenz dieses Kontinents abhängen kann. 


Es bleibt daher nur zu hoffen, daß die endgültige 
territoriale Regelung von Grundsätzen getragen 
sein wird, die die Nachbarstaaten Deutschlands 
gegebenenfalls auch sich selbst gegenüber als be- 
stimmend betrachten würden, ein Gesichtspunkt, 
der bei der bisherigen Anordnung deutscher Ge- 
bietsabtretungen noch zu wenig Beachtung ge 
funden hat. i 
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_ Wirtschaftsplanung und Planwirtschaft in West- und Osteuropa 


s Nach dem Bericht der Europäischen Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für 1948 


„Das Ziel vieler gegenwärtiger Planungen ist die Verwirklichung eines höheren 
Grades wirtschaftlicher Integration in Europa. Doch gehen die beobachteten Tendenzen 
in entgegengesetzter Richtung. Das ist nicht nur so im Verhältnis der beiden großen und . 
sich ergänzenden Gebiete, dem Westen und dem Osten Europas, zwischen denen politische 
Gegensätze die wirtschaftliche Zusammenarbeit hemmen; dasselbe gilt auch innerhalb 
dieser beiden Gebiete. Dies ist zum Teil den den nationalen Plänen innewohnenden 
Schranken zuzuschreiben, die gegenwärtig ohne ein befriedigendes Organ für langfristige 
Planung auf internationalem Gebiet funktionieren. Es ist ferner eine Folge der ungesunden 
weltwirtschaftlichen Lage, die man ‚Dollarknappheit‘ nennt und die ihre tiefen Wurzeln 
n, auf beiden Seiten des Ozeans hat. Aus diesem Faktor hat sich ein Impuls zu ‚wirtschaft- 
N ? -_ lichem Produktionismus‘ ergeben, der stärker ist als je.“ 

Professor Gunnar Myrdal in seinem Bericht vor der Europäischen Wirtschafts- 
kommission der Vereinten Nationen am 9. Mai 1949, 


ar 


Die Grundprobleme 


' Während des Jahres 1948 hat die Wirtschafts- 
f planung überall in Europa weitere Fortschritte ge- 
. macht. Die westeuropäischen Mitgliedstaaten der 
Organisation. für europäische wirtschaftliche Zu- 
' sammenarbeit (OEEC) haben kurzfristige Pläne 
für das Jahr 1948/49 und langfristige Pläne (In- 

- terim Report) für den gesamten Zeitraum der 
‚ Marshallplan-Hilfe bis 1952/53 aufgestellt (vgl. 
Europa-Archiv, Dezember 1948, S. 1709—1724; 

. 1/1949, S. 1768—1780 und 10/1949, S. 2139— 2144). 
Die Länder Osteuropas — die Anfang 1949 eben- 
falls eine regionale Organisation, den. Rat für 
gegenseitige Wirtschaftshilfe, schufen (vgl. Eu- 
 ropa-Archiv 9/1949, S. 2115—2116) — bereiteten 
eine Anzahl neuer langfristiger Pläne vor, die 
. im Anschluß an die gegenwärtigen Pläne durch- 


dern reicht die zentrale Lenkung des Wirtschafts- 
lebens weniger weit, und ihr Einfluß ist weniger 


unmittelbar. Die Industrie liegt dort zum großen 


Teilin privaten Händen und wird auch weiterhin 
durch das Spiel von Angebot und Nachfrage be- 
stimmt — ergänzt durch Rationierungs- und Zu- 
teilungssysteme verschiedenen Ausmaßes. Im 
Gegensatz zur Vorkriegszeit zeigt sich hier jedoch, 
daß die meisten Länder nun versuchen, bestimmte 
wirtschaftspolitische Ziele mengenmäßig festzu- 
legen, und Kontrollmittel anwenden, um deren 
Verwirklichung zu erreichen. Daher bedeuten 
die veröffentlichten „Ziele” der westeuropä- 
ischen Länder, ob sie sich nun auf Produktion, 
Arbeitskräfte, Investierung, Ausfuhr oder Einfuhr 
beziehen, mehr als nur eine Vorhersage der vor- 


herrschenden Entwicklungsrichtung, aber bei wei-. 
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geführt werden sollen. Es handelt sich hierbei um tem nicht die Festlegung eines endgültigen Ak- Ei 
die neuen Fünfjahrespläne der Tschechoslowakei, tionsplanes. Sie werden vielleicht am: besten in De, 
_ Bulgariens und Ungarns und den Sechsjahresplan den Worten des diesjährigen Berichtes der Euro- DRG 
für Polen. Außerdem wurden kurzfristige Pläne päischen Wirtschaftskommission der Vereinten w: 
für Rumänien, Albanien und die sowjetische Be- Nationen’ als der „quantitative Ausdruck des Aus- R" 

“ satzungszone Deutschlands aufgestellt. Mit Aus- maßes und der Richtung der wirtschaftlichen Ver- u 
‚nahme Finnlands, der Schweiz und Spaniens änderung angesehen, die von der Regierungs- ” 
' liegen also Wirtschaftspläne der einen oder der politik begünstigt werden“, Das tägliche Getriebe FR: 
anderen Art für jedes europäische Land vor. des Wirtschaftens bleibt in den westeuropäischen 
Das Ausmaß der wirtschaftlichen Planungen Ländern großenteils und, wie es scheint, in stei- e 

_ und die Kontrollmethoden, die zu ihrer Durch- gendem Maße dem Spiel der Kräfte des Marktes x 
führung angewandt werden, weisen jedoch in den überlassen, aber die Produktionsmittel werden N 


verschiedenen Ländern beträchtliche Unterschiede 
auf. In den Ländern Osteuropas, wo die Industrie 
fast völlig verstaatlicht worden ist (vgl. zum Bei- 
spiel unseren Bericht über die Verstaatlichungen 
' in der Tschechoslowakei, Europa-Archiv 7/1949, 
 S, 2035—2039), erstrecken sich die Pläne auf jeden 

Industriezweig. Unter den westeuropäischen Län- 
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in den meisten Ländern durch Kapitalinvestierung. 


nach zentralen Richtlinien, wenn nicht gar unter 
strenger zentraler Lenkung ausgebaut. 


Daraus ergibt sich eine Reihe von Folgerungen: 


1) Economic Survey ofEurope in 1948. Genf, Mai 1949. 


+ 
+ 
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wird die zentrale Wirtschaftsplanung wahrschein- 
lich einen mächtigen, wenn nicht entscheidenden 
' Einfluß auf die künftige Entwicklung ausüben. 
Darin liegt die Gefahr, daß die autarkischen Ten- 
_ denzen noch verstärkt werden, was zu einer noch 
.. größeren wirtschaftlichen Isolierung der einzel- 
_ nen Staaten Europas führen würde. Dies ist bei- 
_ nahe unvermeidlich, solange die Wirtschaftspläne 
getrennt für jedes nationale Gebiet aufgestellt 
x werden und die Kontrollen über den Bere 
auf streng nationaler Basis beruhen. 


2. Die Tatsache, daß der Außenhandel nicht der 
vollen Kontrolle der Planungsbehörden unter-. 
liegt, beschränkt das Ausmaß, in dem die Aktivi- 
tät der verschiedenen Wirtschaftszweige, die vom 
Außenhandel abhängig sind, durch zentrale Pla- 
nung gelenkt werden kann. Die Dee 
‘den tendieren daher in ihrer Wahl zwischen der 


wicklung von Industrien, die die Einfuhr ersetzen, 
zu den letzteren — aus dem einfachen Grund, weil 
die Aufwendungen und Erträge in dem einen 
Falle mit ziemlicher Sicherheit berechnet werden 
Den, aber nicht in dem anderen. Diese Ten- 
denz mag kein ernstes Hindernis für die wirk- 
same Nutzbarmachung der Hilfsquellen darstel- 
len, wenn das Planungsgebiet so groß und reich 
an Naturschätzen ist wie die Sowjetunion. Für 
die meisten europäischen Länder muß das Streben 
nach größerer Autarkie jedoch unvermeidlich in 
- Widerspruch zu der rationellen Ausnutzung von 
Arbeitskräften und Bodenschätzen geraten. 


3. Während das erklärte Ziel der meisten Wirt- 
_ schaftspläne die Verstärkung wirtschaftlicher In- 
tegration Europas ist, geht die tatsächliche Ent- 
‚wicklung in entgegengesetzter Richtung. Dies gilt 
nicht nur für die Beziehungen zwischen den bei- 
‚den großen, sich ergänzenden Gebieten, dem 
Westen und dem Osten Europas, wo die politische 
Spaltung die wirtschaftliche Zusammenarbeit be- 
hindert. Es gilt im gleichen Maße für die Verhält- 


wirtschaftlichen Kontrollen in einem zu starren 
Rahmen funktionieren und ein entsprechender 
Mechanismus für die Ausdehnung der langfristi- 
gen Planung auf das Gebiet des internationalen 
Handels fehlt. 


4. Um eine ausgedehntere wirtschaftliche Inte- 
gratiom und damit eine rationellere Verwertung 
der Hilfsquellen Europas zu erreichen, müßten 
sich entweder alle Staaten für eine liberale Wirt- 
schaftspolitik entscheiden oder sich alle zu einer 
einheitlichen Art der Wirtschaftsplanung ent- 
schließen. Eine Rückkehr zum wirtschaftlichen 
Liberalismus könnte die Integration der europä- 
'ischen Wirtschaft durch die allmähliche Beseiti- 
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 1..In der Mehrzahl der europäischen Staaten 


“ fürchten und statt dessen halben Lösungen nach. 


‘örderung der Ausfuhrindustrien oder der Ent- 


‘den durch zwei Hauptfaktoren beeinflußt, die nicht 


nisse innerhalb dieser beiden Gebiete, weil die - 


ee fördern. rn "hierzu unse 
Bericht, Europa-Archiv 10/1949, S. 2155 
Eine größere Einheitlichkeit in den Planur 
methoden würde andererseits eine bessere I 
gration zwischen den einzelnen Planwirtschaften 
durch Schaffung geeigneter Koordinierungsstellen 
für die Abstimmung der Pläne und den Abschluß 
langfristiger Handelsverträge gestatten. 

So besteht aber die Gefahr, daß die 'europä:- 
ischen Nationen das eine ablehnen und das ande 


gehen, worauf dann ihre Bemühungen um eine 
größere Integration fruchtlos bleiben werden. 


Die Planerfüllung im Jahre 1948 a 
Die einfachste Probe für die Wirksamkeit der 

wirtschaftlichen Planung ist das Ausmaß, in dem. 
die Pläne tatsächlich erfüllt werden. Bei eine 
Vergleich der Planzahlen für das Jahr 1948 ı 
den tatsächlich erzielten Ergebnissen müssen die 
Prozentzahlen, die die Planerfüllung ausdrücken, 
jedoch mit Vorsicht behandelt werden. Sie wer- 


voneinander zu trennen sind: einmal das jeweilige 
Maß von Optimismus oder Pessimismus bei der 
Aufstellung der Pläne, zum anderen den jeweili- 
gen Grad der Anstrengung, der zur Durchführung 
der Pläne nötig war. Hohe wie auch niedrige 
Prozentsätze können daher einigermaßen ein 
Spiegelbild ungenügender Planerfüllung sein. Mit \ 
besonderer Aufmerksamkeit muß auch die Weh- 4 
selbeziehung der Planerfüllung in den verschiede- 
nen Wirtschaftszweigen verfolgt werden. Soweit 
die Pläne mit dem inneren wirtschaftlichen Gleich- 
gewicht eines Landes in Einklang stehen, bedeutet 
die Überschreitung eines Planzieles in ‚einem 
Wirtschaftszweig nicht notwendigerweise den 
Ausgleich für eine Nichterfüllung in einem ande- 
ren Wirtschaftszweig. Tatsächlich kann die Unter- 
schreitung des Plansolls auf einem bestimmte 
Wirtschaftszweig Engpässe in der Erzeugung he 
vorrufen, die an sich zu der Wichtigkeit dieses 
Sektors in der Gesamtwirtschaft in keinem Ve - 
hältnis stehen. Außerdem beziehen sich die am 
lichen Planerfüllungs-Prozentsätze ‚in einige 
Ländern nicht auf die ursprünglichen Planzahle 
sondern auf revidierte Pläne. Solche Revisione 
sind teils jährlich, teils sogar vierteljährlich 
Anbetracht der Ergebnisse des vorangegangen 

Zeitraumes erfolgt. 


Planerfüllungin Westeuropa 

Von den westeuropäischen Ländern liegen P 

zahlen für die Erzeugung der Grundindustr 

für Einfuhren und Ausfuhren und (bei einer 
grenzten Anzahl von Staaten) auch für Kap 

investierungen vor. DEN 
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 Vergk ich zu den Planzielen zeigen die 
Ha erzeugungsländer von Grundstoffen (Bel- 


ee gien, Luxemburg, Frankreich, Westdeutschland, 


Italien, die Niederlande, Norwegen, Schweden 
und das Vereinigte Königreich) folgende Ergeb- 
. nisse des Jahres 1948: 


en Tatsächliche Produktion 

$. = Plan 3 

A ig Kun £ absolut “inv.H. 
er. Kohle und Braunkohle in TE 
Millionen Tonnen . . 465,5 4599 99%/o 
Energie in Millionen kWh 166,5 157,3 940/o 
8 Rohstahl in Millionen ee 
N Tonnen ee r3älz 37,6 108°/o 
Eisen u. Eisenle« jeru a 
R: glerungen 
in Millionen Tonnen 27,2 29,1 107°/o 
Kin Eisenerz in Millionen Tonnen 29,9 24,0 80°%/o 

 Nadelschnittholz in Mil- RR : 

\ lionen Kubikmeter 16,1 14,0 87°/o 


x Mit Ausnahme von Energie (72°) und Eisen- 
 erzen (90 /o): lag die Erzeugung Westdeutschlands 
über den Planzielen. In allen genannten Ländern 
_ wurde mit Ausnahme Frankreichs (einschließlich 


förderung erreicht. Auf dem Gebiete der elektri- 


erreicht, mit Ausnahme von Schweden, wo ein 
‚starker Wassermangel herrschte, und West- 
deutschland, wo es nicht gelang, genügend instal- 
' _ lierte Leistungen in Betrieb zu nehmen. Die Er- 
zeugung von Eisenerz blieb in Luxemburg und 
- Frankreich erheblich unter den Planzielen. Im 
Falle von Nadelholz blieb die Erzeugung beson- 
ders in Norwegen und Schweden hinter den Vor- 
 anschlägen zurück. 

Die OEEC-Länder haben auch Pläne für ihren 
8 Handel mit den verschiedenen Handelsgebieten 
der Welt für das mit dem 1. Juli 1948 beginnende 


men’ (auf Dollarbasis) des ersten Halbjahres lagen 
_ die Ausfuhren 8% über dem Plan und die Ge- 
samteinfuhren 3°%o unter dem Voranschlag. Es ist 

emerkenswert, daß im Handel der Teilnehmer- 
Staaten untereinander schlechtere Ergebnisse er- 
zielt wurden als in ihrem Handel mit der übrigen 

‚ Welt, Die Ausfuhren nach Süd- und Mittelamerika 
überstiegen den Plan mit nicht weniger als 22%, 
nach dem Sterlinggebiet mit 18%o und nach Nord- 
amerika mit 14/0. Insgesamt lagen die Ausfuhren 
nach der übrigen Welt in der zweiten Hälfte des 
Jahres 1948 mit 115°/o sehr nahe bei den erst für 
das Jahr 1949/50 veranschlagten Zielen. 

Auf dem Gebiet der Einfuhren lagen die tat- 
sächlihen Importe aus den Nichtteilnehmer- 
ländern (Osteuropa, Ferner Osten und Mittlerer 
Osten) mit 19/0 über den Planzielen, jedoch lagen 
die Einfuhren aus Nordamerika um 15° und aus 
_ dem Sterlinggebiet um 11° unter den Planzielen. 

Für Süd- und Mittelamerika wurden andererseits 


a 


Ei nee 
+ - 


cz en 
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x 


aftsplanı g und Planwirtschaft in West- und Osteuropa 


des Saargebietes) das Planziel für die Kohlen- 


‚schen Energie wurden fast überall die Planziele 


Jahr aufgestellt. Auf Grund der Handelseinnah- 


die Einfuhrpläne besser (97%) erfüllt. Die Ein 
fuhren aus Mitgliedstaaten in andere Mitglied- 
'staaten blieben um 6°/o unter dem Plansoll. 

Wenn die zweite Hälfte des Planes für das Jahr 
1948/49 genau so günstig ausfällt wie die erste, 
dann wird die tatsächliche Handelsbilanz der 
OEEC-Länder mit der übrigen Welt um 1,7 Mil- 
liarden und mit der westlichen Hemisphäre um 
1,2 Milliarden Dollar günstiger ausfallen als ge- 
plant. Es ist natürlich möglich, daß das Schwer- 


Planjahres fällt. Andererseits zeigen die Aus- 
fuhren eine stetig ansteigende Tendenz; auch sie 
werden wahrscheinlich in der zweiten Hälfte des | 
Planjahres größer sein als in der ersten. | 

Ein Studium der Zahlen der einzelnen Länder 
zeigt, daß Österreich, Italien-und Schweden ihr 
Ausfuhrpotential beträchtlich überschätzt haben, 
während Österreich auch seinen Einfuhrbedarf 
überschätzt zu haben scheint. Andererseits haben 
Island, Norwegen, Portugal und das Vereinigte RR 
Wirtschaftsgebiet Westdeutschlands im Gegen- 
satz zu den allgemeinen Tendenzen ihren Einfuhr- 
bedarf wesentlich stärker unterschätzt als ihre " 
potentielle Ausfuhr. EN 

Investierungspläne für das Jahr 1948 N 
für fünf westeuropäische Länder veröffentlicht: 
Frankreich, das Vereinigte Königreich, Dänemark, 
Norwegen und Schweden. Ein Vergleich der Pläne 
mit den tatsächlichen Ergebnissen zeigt, daß das 
Vereinigte Königreich seinen Investierungsplan 
beträchtlich überschritten hat, während die ande- 
ren Länder ihre Pläne nur geringfügig überscrit- 
ten. Im Falle des Vereinigten Königreiches wur- 
den Maßnahmen getroffen, um die Kapitalbildung 
als einen Teil der allgemeinen Antideflations- 
politik einzuschränken. Aber das nationale Pro- 
duktionsniveau, insbesondere die Stahlerzeu- 
gung, die als einer der Hauptfaktoren der In- 
vestierungsbegrenzung betrachtet wurde, stieg 
schneller als angenommen und machte daher eine “ 
stärkere Kapitalbildung ann, als Ursprung 
vorausgesehen wurde. 


Investierung der OEEC-Länder im Jahre 1948 
Bruttoinvestierung in festem Kapital in Preisen von 1947 


Land 


Tatsächliche Investierung 
% Währungseinheit : 


absolut 


Vereinigtes Königreich u 
Millionen Pfd. Sterling 1625 1850 114 Den 
Frankreich (1) 
Millionen Franken . 713 723 101 
Dänemark 
Millionen Kronen 3220 3436 107 
Norwegen 
Millionen Kronen 3566 3755 105 
Schweden 
Millionen Kronen 6350 6450 102 
(1) Auf der Grundlage von Preisen im November 1947. 
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Tu en Zirsechain sei noch erwähat, ER 


daß im Jahre 1948 in Europa je Kopf der Bevölke- 
ung (auf der Basis der Preise von 1938) 12 Dollar, 


in den Vereinigten Staaten aber 65 Dollar in- 


stiert wurden. Bei der großen Kapitalknappheit 


_ hätte die europäische Wirtschaft das größte Inter- 
‘esse an möglichst zweckmäßigen Investitionen. 
‚ber die Wirtschaftspläne der einzelnen Staaten 
ind derart autarkisch orientiert, daß die Schaf- 
ng neuer Produktionskapazität sich — gesamt- 
ropäisch betrachtet — als Verschwendung her- 


sstellen wird, wenn als Folge davon die An- 


gen in anderen Ländern wegen der Verminde- 

ng ihrer Exportmöglichkeiten nicht genügend 

sgenützt werden können oder stilliegen müssen. 
Planerfüllungin Osteuropa 


pä chen Länder zeigen, daß die 
er jesamt gesehen erfüllt, das Soll der Investie- 


r Investierungspläne beruht zu einem gewis- 
n Teil sicherlich auf dem allgemein niedrigen 


lien, wenn man eh daß die Pläne 
beträchtliche Produktionssteigerung in allen 


e dencn Jahre aufweisen. In Ungarn wurde 
are des Fortschrittes bei der Erfüllung 


n. In Bulgarien wurden die en 
‚Jahre 1947 nur zum Teil erfüllt, im Jahre 1948 


i konnten die industriellen Pläne jedoch allgemein 


überschritten werden. Im Falle Jugoslawiens wird 
die Erfüllung auf dem Gebiete der verarbeitenden 
_ Industrie für das Jahr 1948 mit 100°/o angegeben. 


‚Es liegen jedoch keine vergleichbaren Zahlen für 


die tatsächliche Produktionsbewegung von Jahr 
zu Jahr vor. 


} Zahlen für die Erfüllung der Jahrespläne auf 
dem Gebiet der Landwirtschaft sind in.Anbetracht 
', der unterschiedlichen Wetterbedingungen von 
. geringerer Bedeutung. Die tatsächlichen Ergeb- 
nisse scheinen sich jedoch, mit Ausnahme der 
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europa dl in len, nt Lände 

Planziele, während die Erzeugung an Ziegeln 
den Ländern, für die Zahlen vorliegen, das P 
ziel nicht erreichte. Die Produktion von Ba 


wollwaren (auf der Grundlage der eingeführt n 


Rohstoffe) und verschiedener anderer Industrie- 
erzeugnisse lag unter den Planziffern. 


Ausfuhr- und Einfuhrpläne wurden nur für, 
Polen, Ungarn und Bulgarien veröffentlicht. Für 
das Jahr 1947 lassen die Zahlen erkennen, daß so- 
wohl Ausfuhren als auch Einfuhren wesentlich 
hinter dem Planziel zurückblieben und. daß ir 
Polen und Bulgarien die Einfuhren im Vergleih 
zu den Plänen besonders niedrig lagen. Im Jahre 
1948 gelang es Polen jedoch, sowohl die geplan- 5 
ten Ausfuhren (110%) als auch die Einfuhren 
(102°/0) zu überschreiten. Dies ist um so bem 
kenswerter, als die Ausfuhren, nach Dollar be- 
wertet, mehr als 100°/o und die Einfuhren mehr 2 
als 60° über dem Stand des vorangegangenen F 


‚Jahres lagen. In Ungarn blieben die Einfuhren 


(74/0) bedeutend unter dem Planziel, während. = 
die Ausfuhren (91/0) ein günstigeres Bild zeigen, 
ohne daß aber das Planziel erreicht wurde. In 
Bulgarien, für das nur Schätzungen vorliegen, 
scheint dagegen der Einfuhrplan in einem weit 
größeren Ausmaß erfüllt worden zu sein als der 
Ausfuhrplan (66°). 


Allgemein gesehen wurden die Investierungs- 
pläne der osteuropäischen Länder mit etwa 80% 
erfüllt, wobei die Tschechoslowakei nur 70% er- 
reichte, während Ungarn und Polen mit je 90 Yo 
dem Planziel wesentlich näher kamen. Es ist je- 
doch zu beachten, daß neben den geplanten In- 
vestierungen auch Investierungen außerhalb der 
Pläne erfolgten, teils sogar in beträchtlichem Aus- 
maße. Wenn man diese Investierungen mit ein- 
bezieht, dann dürften Ungarn und Polen die ur- 
sprünglich geplanten Investierungssummen im 
Jahre 1947 überschritten haben. Für das Jahr 194 
kann mangels vorliegender Zahlen das Ergebni 
nicht festgestellt werden. In der Tschechoslowake 
und in Bulgarien lag die tatsächliche Investieru 
in der verarbeitenden Industrie nur bei etwa 50°/ 


Unvermögen, die erforderlichen Kapitalgüter ein- 
zuführen. Im Verkehrswesen war die Planerfül- 


Wohnindkbeues nit ar Ungarns, w 
der Plan für den Wohnungsbau an sich niedrig 


liegt — am niedrigsten. Hermann Volle 
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Der Außenhandel der deutschen Sowjetzone 1945 bis zur Gegenwart 


Der Außenhandel der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands 1945 bis zur Gegenwart 


Entwicklung seit 1945 


In dem amtlichen statistischen Organ der sowje- 
tischen Zone! wurde kürzlich zum Ausdruck ge- 
bracht, daß es im Jahre 1948 zu einer weitgehen- 
den Eingliederung der Wirtschaft der sowjeti- 
schen Zone Deutschlands in den von der Sowjet- 
union beherrschten Wirtschaftsraum gekommen 
sei. Diese These wurde mit folgenden Zahlen be- 
legt: 1947 habe die sowjetische Zone 55,8°/0, 1948 
aber 78,0% des Wertes ihrer Einfuhr aus den 
„osteuropäischen Volksrepubliken“ bezogen. Der 
Anteil der Einfuhr aus den Marshallplan-Ländern 
sei dagegen von 40,8% auf 21,7% zurückge- 
gangen. Noch ausgeprägter zeige sich der Wandel 
bei der Ausfuhr der sowjetischen Zone: 1947 sind 
nach der gleichen Quelle 18,5%o, 1948 aber 75°/o 
der Gesamtausfuhr, gemessen an ihrem Wert, in 
die osteuropäischen Volksrepubliken geliefert 
' worden. Die Ausfuhr in die Marshallplan-Länder 
ist dagegen von 80,4°/o auf 24,4°/o zurückgegan- 
gen. Nach außereuropäischen Ländern gingen 1947 
1,1%o und 1948 nur 0,6%. Die Einfuhr von dort 
machte 1947 3,4%/o und 1948 0,3°/o aus. 

Es kann unterstellt werden, daß die angegebe- 
nen Prozeniziffern die tatsächliche Entwicklung 
in etwa zutreffend wiedergeben, wenn sie auch 
nicht genau mit.den in nachstehender Tabelle auf- 
geführten amtlichen Angaben übereinstimmen. 


Tabelle 1: Anteil der Länder am Außenhandel der 
sowjetischen Besatzungszone im Jahre 1948 


(unter Zugrundelegung der Wertzahlen) 
1. Anteil an der Einfuhr der Zone 


Osteuropäische Länder. 78,6 %/o 
darunter Polen ; . 21,390 
Tschechoslowakei . 10,4% 
Sowjetunion . . 45,8 0 
Sonstige europäischeLänder. 21,1% 
darunter Belgien-Luxemburg 6,0%/o 
Niederlande . 6,2%0 
Norwegen « 2,1°/o 
Österreich . 3,6°%/o 
Uberseeische Länder. 0,3°/o 


1) Statistische Praxis, Heft 3, März 1949. 
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2. Anteil an der Ausfuhr der Zone 


Osteuropäische Länder 69,5°%/o 
darunter Polen 30,990 
Tschechoslowakei . 12,20le 
Sowjetunion . 22,190 
Sonstige europäische Länder. 30,0% 
darunter Belgien-Luxemburg 1,590 
Dänemark . 1,890 
Großbritannien . 3,6°/o 
Niederlande . . 10,5%o 
Norwegen 3,00 
Österreih ,. 1,5°/o 
Schweden . 2,9% 
Schweiz 4,6°%/o 
Überseeische Länder. 0,5°%0 


Weitgehende Folgerungen für einen Struktur- 
wandel des Außenhandels der sowjetischen Zone 
lassen sich aus den oben mitgeteilten Zahlen aber 
nicht ziehen. 

Das Volumen des Außenhandels der Zone war 
bisher im Vergleich zur Gesamtproduktion sowie 
zum Volumen der Reparationen und des Inter- 
zonenhandels vor dessen Unterbrechung sehr ge- 
ring. Dies veranschaulichen nachstehende Zahlen: 


1947 


1948 
Wert der Einfuhr der sowjetischen Millionen Mark 
Zone (1) a waste! 309,9 
Wert der Ausfuhr (1) 143,4 243,3 


Ungefährer Wert der Nettoindu- 
strieproduktion are 
Bergbau und SAGs) . ; 


Wert der eb tondikteniigen 
(einschließlich Lieferungen an 
die Besatzungsmacht und ver- 
deckter Reparationen, vor allem 
Ausfuhr der sowjetischen De 
delsgesellschaften) R 


Wert der im Interzonenhandel aus- 
getauschten Güter einschließlich 
des Anteils, der nicht durh Ab- Millionen Mark 
kommen geregelt wurde . . 300-400 600-800 (2) 


Milliarden Mark 
4-5 4,6—5,6 


Milliarden Mark 
2,25-2,75 2,25-2,75 


(1) Ein- und Ausfuhr der Bizone 1948, Werte in Millionen Mark 
(Quelle: Monatliche Außenhandelsstatistik des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes) 

Gesamt Einfuhr 3163,8 Ausfuhr 1816,9 
davon Europa Naar = 895,8 a 1526,3 

(2) Schätzung für den Fall, daß es nicht zur Unterbrechung des 

Interzonenhandels gekommen wäre. 
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tion in vorstehender Übersicht beruhen auf Schät- 
. zungen, die aber, da sie auf dem Vergleich ver- 
_schiedener amtlicher Unterlagen beruhen, ziem- 


S "geführten Zahlen zeigt sich, daß das Volumen des 
-—_ Außenhandels der Ostzone auch im Jahre 1948 
noch viel zu gering war, als daß von einer engen 

_ internationalen Verflechtung der Wirtschaft der 
‚sowjetischen Zone gesprochen werden könnte. 


Zahlen aus der Zeit vor 1939 zum Vergleich heran- 
gezogen werden. Der Wert des Güteraustauschs 


Ri [ Gesamt RR: a 30,4 
. davon aus Osteuropa . : 20,2 
aus dem übrigen Europa 10,2 
aus. Übersee". 1. m rel. 2. — 
- Einfuhr u. a.aus: 

"Polen... NEE ADREE 2 AL ENEN ER. SON 18,5 
Tschechoslowakei. EEE Rt N en 112 
'Sowjetunion BR er ee I EL —_ 

. Belgien-Luxemburg . N == 
Niederlande _ 
Norwegen 1,9 
Osterreich 81 

0,1 


Ey Schweiz 


| 1946 

Gesamt 39,5 

. davon nach Osteilrene UT KRPRaN.? 37,5 

nach dem übrigen Europa . ua Totale Are — 

nach Übenseen, line nun — 
Ausfuhru.a.nach: 

Polen . . 23,3 

Tschechoslowakei. RE NINE 14,2 

SOWMJELUNION In et ei Sei fe) Ware — 

Belmen-TuüxemburgH vo nr — 

Doanemarka un ae or none 0,5 

age Großbritannien ser nr Sa rs u Nele As — 

Niederlande’. lien 0 0 eu nr = 

SR MNOTWEIEN.NE Ne RENTEN En 

KISLETTLEICH N a le a NT N — 

ScChwedenku ne nn en I REEL EN _ 

DICHWEIZE RE a AL le REN BRUIE 0,3 


ER (1) davon im September 1947: 48,7. 
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Die Angaben über den Wert der Nattaprddah: 


lich zuverlässig sind. Bei der Betrachtung der auf- 


‘Das tritt noch mehr in Erscheinung, wenn noch 


Zone ver Westdeutschland ar für Ee Jahr 
auf etwa 2—3 Milliarden Mark. geschätzt werd 
Infolge der ausgedehnten Demontagen in der so- 
wjetischen Zone wird er sich freilich vorerst nicht ’ 
mehr erreichen lassen. N E 

Die nachstehenden ‚Übersichten zeigen die Ent- 
wicklungen der Einfuhr und der Ausfuhr der 
sowjetischen Besatzungszone von 1946 bis ein- 
schließlich 1948. Die in ihnen äufgeführten Zah- 
len lassen erkennen, wie gering das Volumen F 
des Außenhandels der Ostzone bisher gewesen 
ist. bi ver 


Tabelle 2: Einfuhr der sowjetischen Besatzungszone 3 Dr Bi 
(Werte in Millionen Mark) N Be 


‘ 


1947 1948 


1.Halbjahr | 2.Halbjahr | 1.Halbjahr | 2.H: fr 
26,1 620,8 87,4 1720,50 
30,9 2436 4 
22,7 653 - 
1,8 3 09 
11,3 15, 4 -30,0 33,0 
0,7 2,6 118,84 20,3 
0,8 Fr 141,9 
Ss u M 18,5 
4,6 2,3 BON 55 6,6 
1,1 2,7 3,9 2,6. 
5,8 3,0 5,8 5,3 
0,6 0,9 1,0 1 


Tabelle 3: Ausfuhr der sowjetischen Besatzungszone : 
(Werte in Millionen Mark) 1 ; 3 


1948 


1947 2 
1. Halbjahr | 2.Halbjahr | 1.Halbjahr | 2. Halbjahr 
32,0 ‚1114 100,8 142,5 
26.6 168.5 
115,3 72,5 
1,6 11 
2,8 5,7 86,2 39,0 
4,5 ERS 17,4 12,2 
0,0 N 53,7 
49 3,7 
33 6,5 3,0 1,4 
0,8 10,8 6.0 27 
1,4 90 13,9 11,7 
7,3 n 72 
0,3 3,6 

8,0 ; et \ 


94rm\ 52,1(1) 6,3 Re. 


; h 


3 Bone zwar keine eonlären Handelebeziehun- 


gen zwischen der sowjetischen Zone und den 


_ westdeutschen Ländern, sie übten aber offensicht- 


lich eine lähmende Wirkung für ihre Fortentwick-. 
lung aus. 
_ Unterbrechung des Interzonenhandels Handels- 
_ geschäfte zwischen der sowjetischen Zone und 
_ östlichen Ländern abgeschlossen, die ohne die er- 


wären. 


_ lichen Struktur entspreche, 


Andererseits wurden als Folge der 


zwungene Unterbindung nie zustande gekommen 
Namentlich der Handel der Zone mit 
Polen wurde durch die genannten Ereignisse auf 


das stärkste beeinflußt. 


Die sowjetisch lizenzierte deutsche Presse hat 


ee daß die Zusammensetzung | 


der Ein- und Ausfuhr der Zone ihrer wirtschaft- 
indem vorwiegend 
Fertigwaren ausgeführt würden. So soll 1948 der 


- Anteil der Rohstoffausfuhr rund 25° betragen 
' haben. Ein ganz anderes Bild ergibt sich indessen, 

wenn berücksichtigt wird, daß hierbei Kali, 
Zement, Briketts und anderes zu Fertigwaren ge- 


rechnet wurden. Aufschlußreich ist die Zusammen- 
setzung der Waggons, die von der Hauptverwal- 
tung für Interzonen- und Außenhandel im Monat 
März für die Ausfuhr bereitgestellt wurden, Mit 


der weitaus größten Zahl, nämlich 7017 Waggons, 


wurde Holz nach der Sowjetunion und Polen 
transportiert, in 1723 Waggons wurden Chemika- 
lien, das heißt insbesondere Kali und andere 
Kunstdünger, in 448 Waggons Brennstoffe, das 


kei geliefert. 1000 Waggons wurden für Zement- 


die Fertigwaren enthalten sind, bestimmt. Wenn 


‘ Die starke Erhöhung des Anteils, 
päischer Länder am Außenhandel der sowjetischen 
Zone ist zu einem wesentlichen Teil auf einige 
große Lieferungen der Sowjetunion zurück- 
zuführen. Sie lieferte 1948 nach amtlichen Unter- 
lagen Waren im Gewicht von 386 000 t und im 


Werte von 141,9 Millionen Mark in die sowjeti- 


sche Zone. Hierunterfallen rund 50000 t Getreide, 
ferner bedeutende Mengen Schwefelkies, Super- 
phosphat, Phosphordünger und Apatitkonzentra- 
ten, sowie kleineMengen vonRoheisen, Guß- und 
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sind Briketts, nach Polen und der Tschechoslowa- 


export nach der Sowjetunion benötigt. Nur 167: 
Waggons waren für „sonstige Güter“, in denen. 


osteuro- 


L R Sowjet zone 1945 bis zur Gegenwart , 


diese Zahlen auch nicht TepTagetahrs en 1 für die 
Struktur der gesamten Ausfuhr, da ja auch der 


Seeweg benutzt wird, so sind sie doch recht auf- 
schlußreich. 


Der 


weitaus größte Teil der Ausfuhr .der 
sowjetischen Zone, soweit sie mit unter der Meras 
antwortung deutscher Stellen erfolgt, vollzieht 
sich auf Grund von Handelsverträgen. Folgende 
noch gültige Handelsverträge sind bekanntge- 


worden: 
. Zeitpunkt des 
e Vertragsabschlusses . 


Bulgarien August 1948 ne: 
' Dänemark . Januar 1949 ee 
Finnland - ._ September 1948 
Italien März 1949 z 
‚Jugoslawien . Mai 1948, vermutlich Mai 1949 | 
abgelaufen 
Niederlande „Februar 1948 (Verlängerung bis 
1950 ist vorgesehen) 
Norwegen . Oktober 1948 } 
Polen März 1949 BR 
Rumänien . “Dezember 1948 En 
Schweden . Januar 1948 De 


Zusatzabkommen Dezember 1948 ; 
Dezember 198 


Schweiz . R 
Unaarnm . f Juni 1948 
Tschechoslowakei Mai 1949 


Bisher ist nicht bekanntgeworden, daß auh N 
handelsvertragliche Abmachungen mit der So- er. 


wjetunion bestehen. Anscheinend bestimmt die 
Sowjetunion allein Art und Umfang der beider- 


seitigen Lieferungen. Der Vertrag mit Belgien, £ 


das in den letzten Monaten vielerlei geliefert hat 
(z. B. Superphosphat, kleinere Mengen von Eisen 


und Kupfer), ist abgelaufen. Neue Einzelgeschäfte _ 
werden zur Zeit auf Kompensationsbasis abge- 


wickelt. Auch mit Großbritannien, Frankreich und 


Österreich, mit denen bisher keine Handelsabkom- & 
men abgeschlossen wurden, werden vereinzelt e. 


kleine Kompensationsgeschäfte getätigt. 


Die wichtigsten Handelspartner der sowjetischen Zone 


Walzeisen. Die Bedeutung dieser Lieferungen für 


die Wirtschaft der sowjetischen Zone darf gewiß 
nicht unterschätzt werden, es steht aber die Tat- 


sache gegenüber, daß die Sowjetunion sowohl an 
Lebensmitteln (Verbrauch der Besatzungsmacht, 
Reparationslieferungen an Zucker und anderem) 
als vor allem auch an industriellen Erzeugnis- 


sen ein Vielfaches der Produkte aus der sowje- 


tischen Zone ohne Entgelt entnimmt, als sie wie- 
derliefert. Ein echter, das heißt auf wirklicher 
Gegenseitigkeit beruhender Außenhandel liegt 
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sowjetischen Zone überhaupt noch nicht vor. 
In dem schon genannten Aufsatz der „Statisti- 
chen Praxis“ wurde der Anteil der Sowjetunion 
an der Einfuhr der sowjetischen Zone für 1948 
nit 42,0%/0 gegenüber 1,5°/ im vorhergehenden 
‚Jahre angegeben. Diese Zahl kann trotz der ver- 
tnismäßigen Höhe der tatsächlich erfolgten 
ieferungen nur damit erklärt werden, daß diese 
Be; ferungen zu einem sehr hohen Preis, der 
_ deutscherseits nicht genau bekannt ist, berechnet 
rerden. Der Anteil der Ausfuhr in die Sowjet- 
on an der Gesamtausfuhr der sowjetischen 
one wurde für 1948 mit 33,5°/o gegenüber 0°o 


Sowjetunion als Entgelt für die von dort er- 
gten Lieferungen ausgeführt wurden, liegen 
nerlei amtliche Unterlagen vor. 
'olen war vor Ende der Blockade, wenn vom 
'„Güteraustausch mit der Sowjetunion abgesehen 
Hu wird, der weitaus wichtigste Handelspartner der 
zone. Der für 1946 abgeschlossene Handels- 
trag sah einen Güteraustausch von 14 Millio- 
. Dollar vor, das für 1947 unterzeichnete Ab- 
men 28 Millionen Dollar. 1948 sollte der Wert 
gegenseitigen Lieferungen auf 96 Millionen 
e ollar steigen. Tatsächlich dürfte der Wert 1948 
rund 138 Millionen Mark und 1947 rund 35 Mil- 
onen Mark betragen haben. 1949 soll der Wert 
des Warenumsatzes zwischen der sowjetischen 
"Zone und Polen den Betrag von, 152 Millionen 
ollar erreichen. Diese Zahl kann aber ebenso- 
ig als glaubwürdig angesehen werden wie die 
ntlich für die vergangenen Jahre genannten 
ffern. Immerhin ist wahrscheinlich, daß die Pla- 
ng für 1949 eine weitere Steigerung des Güter- 
austauschs vorsieht. 
Im Handelsabkommen für 1949 hat sich Polen 
laut Pressemeldungen zur Lieferung von Kohle, 
Koks, Benzol, Naphthalin, Gußeisen, Metallwalz- 
 erzeugnissen, Zink, Lebensmitteln — darunter 
Fisch, Konserven, Geflügel, Eier und andere 
Waren — verpflichtet. Die sowjetische Zone hat 
 Kalisalze, Maschineneinrichtungen — darunter 
Bergbau- und Buchdruckmaschinen we Erzeug- 
nisse der Feinmechanik und Optik, Chemikalien 
und anderes nach Polen auszuführen. 
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"land aus politischen Gründen nur sehr beg 


' von 44 Millionen Dollar ausgetauscht werden. 


Intensivierung seines Außenhandels mi 


interessiert, da es keinerlei Abhängigkeit 
der deutschen Wirtschaft wünschen könne. ke) 
bar auf Veranlassung sowjetischer Stellen \ 
aber diese Haltung im Laufe des  vergang 
Jahres gegenüber der sowjetischen Zone 
Revision unterzogen. Vielleicht haben hierb 
auch wirtschaftliche Erfahrungen mitgewirkt. ‚Po- 
len mußte feststellen, daß es nicht nur Kohle, 
sondern auch andere Waren nicht mehr ebenso 
leicht wie in den ersten Jahren nach dem Krieg. 
in Ländern mit guten Währungen absetzen konnte. x 
Trotz der erfolgten Steigerung ist die Intensi 
tät des Handels zwischen der sowjetischen Zone 
und Polen noch weit von derjenigen entfernt, die 
vor Unterbrechung des Interzonenhandels zwi- 
schen der sowjetischen Zone und Westdeutsch- “4 
land vorgelegen hatte. Im wesentlichen hat Polen 


mit Hilfe der von ihm verwalteten schlesischen 
_ Gebiete den Ausfall der westdeutschen Lieferun- 


gen nur bei Steinkohlen nahezu ausgleichen kön- 5 
nen. Während 1947 aus Schlesien im Monatsdurch- Sn - 
schnitt nur rund 32000 t Steinkohle und Stein 
kohlenbriketts in die sowjetische Zone eingeführt 0 
wurden, waren es im 1. Halbjahr 1948 rund 
85 000 t und im 2. Halbjahr über 150 000 t. Die 
Ruhr hatte demgegenüber bis zur Unterbrehung 
des Interzonenhandels monatlich rund 100 000 t in -g 
die sowjetische Zone geliefert. 


Auch der Handel der sowjetischen Zone mit der ; 
Tschechoslowakei hat sich 1948 ver-. 9 
gleichsweise günstig entwickelt. Dieses Land 
steht unter den Handelspartnern der sowjetishen | 
Zone an dritter Stelle. Es lieferte 1948 9,6% der 
Einfuhr und nahm 10,3°/ der Ausfuhr auf gegen- 
über 5,9% bzw. 9°/o im Jahre 1947. In dem Han- 
delsabkommen vom Juli 1948 war ein jährlicher 
Warenumsatz von etwa 18 Millionen Dollar vor- 
gesehen. Durch das Zusatzabkommen vom Mai 
1949 wurde eine weitere Erhöhung in Aussicht 
genommen. Danach sollen 1949 Güter im Werte 


Die Bezüge der sowjetischen Zone ‚aus de 
Tschechoslowakei bestehen zur Zeit vor allem 
aus folgenden Gütern: Stahl, Koks, Auto-, Motor- 

1) Europa-Archiv, Oktober 1948, S. 1619-1622. 
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rad-, Fahrrad- und Traktorenreifen, Gummiförder- 
bändern, Gummikeilriemen, Magnesit, Naphtha- 
lin, verschiedenen Chemikalien, Maschinen undEr- 
satzteilen, Frühkartoffeln und Hopfen. Die Liefe- 
rungen der sowjetischen Zone enthalten unter an- 
derem Gußeisen, Kali- und Steinsalze, Ferrolegie- 
rungen, Spezialmaschinen, elektrotechnisches 
Porzellan, elektrischen Strom, Textilnadeln, Kino- 
und Röntgenfilme, Igelit. 

Während der Zeit der Blockade hat sich deut- 
lich gezeigt, daß auch die Lieferungen der Tschecho- 
slowakei in Verbindung mit denjenigen Polens 
die Lücken in der Versorgung der sowjetischen 


Zone, die durch den Ausfall Westdeutschlands 
entstanden waren, bei weitem nicht ausfüllen 
konnten. Praktisch war das sogar erheblich 
weniger möglich, als es angesichts der hohen 
Entwicklungsstufe der tschechischen Industrie zu 
erwarten wäre, da die Tschechoslowakei in sehr 
hohem Umfange eben diejenigen Produkte in 
die Sowjetunion auszuführen gezwungen ist, die 
auch in der sowjetischen Zone vor allem benötigt 
werden, und da sie ferner auf Grund ihres Fünf- 
jahresplanes einen außergewöhnlich hohen Eigen- 
bedarf an schwerindustriellen. Erzeugnissen be- 
sitzt. 


Sonstige Handelsbeziehungen der sowjetischen Zone 


Das geltende Abkommen mit Bulgarien 
sieht bis Ende 1949 einen Warenaustausch in Höhe 
von 6 Millionen Dollar vor. Bulgarien soll an die 
Ostzone liefern: Erze, Schwefelkies, Ole und 
Fette, Holzkohle, Tabak, Reis, Sämereien. Nach 
Bulgarien sollen ausgeführt werden: Maschinen, 
Kraftfahrzeuge, optische Instrumente, Glühlam- 
pen, Chemikalien, Papier- und Textilwaren. 

Das Abkommen mitDänemark läuft bis zum 
31. Dezember 1949 und umfaßt gegenseitige Liefe- 
rungen in Höhe von 36 Millionen dänischen Kro- 
nen, das sind bei Zugrundelegung des bei der 
Leipziger Frühjahrsmesse festgesetzten Kurses 
zwischen Valutamark und dänischer Krone 25,12 
Millionen Deutsche Mark. Dänemark liefert vor 
allem Lebensmittel, Futtermittel, Sämereien und 
Insulin. Dafür exportiert die Ostzone elektrotech- 
nisches Material, chirurgische und medizinische 
Instrumente, feinmechanische und optische Geräte, 
Maschinen, Glaswaren. Keramik und Textilien. 

Der Vertrag mit Finnland vom September 
1948 sieht bis zum 30. September 1949 einen 
Warenaustausch von insgesamt 6,5Millionen Dol- 
lar vor. Finnland soll insbesondere Zellstoff, Pa- 
pier und Schwefelkies liefern. Nach Finnland zu 
exportieren sind: Maschinen, elektrotechnische, 
feinmechanische und optische Erzeugnisse, Texti- 
lien, Chelikalien. 

In Erfüllung des Abkommens der sowjetischen 
Zone mit Italien sollen Güter im Werte von 
über 1 Million Dollar ausgetauscht werden. Ita- 
lien verpflichtete sich zur Lieferung von Lebens- 
mitteln, Pyrit, Hanf, Quecksilber und Schwefel 
und erhält dafür Maschinen, Spezialchemikalien, 
Glas- und Töpferwaren, Musikinstrumente und 
Farbstoffe. 
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Das Handelsabkommen zwischen Jugosla- 
wien und der Ostzone, das bisher nicht ver- 
längert oder erneuert wurde, umfaßt gegenseitige 
Warenlieferungen im Gesamtwert von 11 Millio- 
nen Dollar, während der erste mit Jugoslawien 
abgeschlossene Vertrag einen Güteraustausch in 
Höhe von 6 Millionen Dollar vorsah. Die Liste 
der jugoslawischen Lieferungen enthält unter 
anderem: Roheisen., Walzstahl, Kupfer, Blei, 
Chromerze, Schwefelkies, Magnesit, Glyzerin, 
Hanf, Häute, Tabak, Olivenöl. Die Gegenliefe- 
rungen der sowjetischen Zone bestehen zu einem 
großen Teil aus Maschinen, ferner aus optischen 
Erzeugnissen, Thermometern, Elektroporzellan, 
Schamottesteinen. 

Der Vertrag mit den Niederlanden läuft 
bis zum 30. Juni 1949 und umfaßt Warenliefe- 
rungen im Werte von 10 Millionen Gulden. Aus 
den Niederlanden werden Superphosphat, Roh- 
stoffe für die eisenverarbeitende Industrie, Naph- 
thalin, Schmierstoffe, Autoreifen und Altpapier ge- 
liefert. Die Ostzone exportiert unter anderem 
Textilien und Musikinstrumente. Außerhalb des 
Handelsabkommens wurden Einzelverträge mit 
niederländischen Interessentengruppen  abge- 
schlossen oder vorbereitet, die zusammen den 
Betrag von 10 Millionen Gulden übersteigen. 

Das Handelsabkommen mit Norwegen vom 
Februar 1947 über 12 Millionen Dollar wurde bis 
Dezember 1949 verlängert, da bisher außerordent- 
lich wenig realisiert wurde. Aus Norwegen wer- 
den 1949 erwartet: Frisch- und Salzfisch, Fischtran, 
Schwefelkies, gehärtetes Walfett, technische Fette, 
Zellwolle, Feldspat, Kalk, Quarz, Glimmer, Tal- 
kum. Nach Norwegen sollen geliefert werden: 
Kalisalz, Natriumsulfat, Lehmerde und feuerfester 
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liefern: Kaolin, 


Lehm, medizinische Erzeugnisse, mechanische 
Präzisionsgeräte, Textilien, Elektrogeräte, Photo- 


und Kinofilme, Daubenholz und andere Waren. 


Außerhalb des Abkommens laufen größere Kon- 
trakte auf Kompensationsbasis. 
Die Höhe des mit Rumänien vereinbarten 


Y _ ——_ Warenaustauschs beträgt 4,3 Millionen Dollar. 


Das Abkommen, ist bis zum 31. Dezember 1949 
gültig. Aus Rumänien sollen eingeführt werden: 
Fleisch, Eier, Mais, Mehl, Butter, Mineralöle, 


Fette und Häute. Nach Rumänien liefert die Ost- 


zone: Chemikalien, elektrische Instrumente, Appa- 
rate für optische und Präzisionszwecke, Elektro- 
porzellan. 

Nach dem bis zum 30. Juni 1949 geltenden Han- 
‚delsvertrag zwischen der sowjetischen Zone und 
Schweden sollen Güter im Werte von insge- 
samt 25 Millionen Dollar ausgetauscht werden. 
Schweden ist unter anderem zur Lieferung folgen- 

der Waren verpflichtet: gesalzene und frische 
Heringe, frische Dorsche, Schwefelkies, Gerb- 
stoffe, technische Dle, Chemikalien, Sulfatzellu- 
lose, Papier, Chrom-, Nickel-, Wolfram-. Molyb- 
dändraht, Qualitätsstahl. Nach Schweden sind zu 
Lehm, Kalisalze, 
technisches Glas, Porzellan, , elektrotechnisches 
Material, feinmechanische und optische Instru- 
Glaswaren, Porzellar, Chemikalien, Maschinen 
und — in kleinerem Umfange — Braunkohlen- 


Chemikalien, 


er 


WIRTSCHAFT SPROBLEME DER NACHKRIEGSZEIT 


er 


Der Handelsvertrag zwischen der sowjeti 
Zone und der Schweiz für 1949 sieht geger 
über dem Vertrag, der den Handelsaustausch fi 
1948 regelte, 


eine erhebliche Steigerung der 


gegenseitigen Lieferungen vor. Die Schweiz wird 


danach unter anderem liefern: Spezialwerkzeug- 


maschinen, Textilfarbstoffe, Kunstharz und Ma- 
schinenersatzteile. Die Ostzone exportiert: Blech- 


waren, Spielwaren, Fahrräder, elektrotechnische 


Erzeugnisse, Musikinstrumente, Rundfunkgeräte, - 


Glaswaren, Porzellan, Chemikalien, Maschinen 
und — in kleinerem Umfange — Braunkohlen- 
briketts. 


Auc das geltende Handelsabkommen zwischen 


der sowjetischen Zone und Ungarn bradte 


gegenüber dem ersten Vertrag eine erhebliche 


Steigerung. In diesem Abkommen, das vermutlich _ 


bis Mitte 1949 gilt, ist ein Güteraustausch im 


Werte von 6Millionen Dollar vorgesehen. Ungarn E. 


ist unter anderem zur Lieferung von Manganerz, 


Motorenöl, Schwefelsäure, Leder, Häuten, Fellen 
und Rindfleisch verpflichtet. Von der Ostzone er- 


hält es Chemikalien, Elektrokorund, Grubenholz, 
Glasröhren und Papier. 
Über die Höhe der bis Ende 1948 tatsächlich 


erfolgten Lieferungen geben die Tabellen 2 und 3 


Aufschluß. Bei den nicht namentlich aufgeführ- 
ten Ländern war der Umfang des gegenseitigen 
Warenaustauschs außerordentlich gering. 


Situation bei Aufhebung der Berliner Blockade 


Die Gewichtsverlagerung des Außenhandels der 
sowjetischen Zone auf die osteuropäischen Län- 


- der, die aus Tabelle 1 ersichtlich ist, hat sich in- 


folge der Gegenblockade im Laufe der ersten Mo- 
nate von 1949 weiter verstärkt. 

Die starke Erhöhung des Anteils des Außen- 
handels zwischen der sowjetischen Zone und Ost- 
europa besagt aber weder, daß es bereits zu einer 
organischen Eingliederung der Zone in den ost- 
europäischen Wirtschaftsraum gekommen wäre 
oder in absehbarer Zeit kommen könnte, noch be- 
rechtigt sie zu der Annahme, daß die sowjetische 
Zone weniger als früher auf den Handelsverkehr 
mit Westdeutschland und Westeuropa angewiesen 
wäre. 

Die Entwicklung ist weniger auf wirtschaftliche 
als auf politische Erwägungen zurückzuführen. Es 
hat sich in den letzten Monaten immer mehr ge- 
zeigt, daß der Ausfall westdeutscher Lieferungen 


2240 


. Ereignissen vom Sommer 1948 nicht nur zu halten, 


nicht durch die Einfuhr aus osteuropäischen Län- 


dern — wobei vor allem Polen in Betracht kam — 


ausgeglichen werden konnte. Zwar war die Stahl- 
industrie der Zone infolge polnischer Steinkohlen- 
lieferungen in der Lage, ihre Produktion nach den 


sondern sogar etwas zu steigern, aber die ge- 
ringere Verwendbarkeit schlesischer Kohle be- 
grenzte sehr die Produktion qualifizierter Stahl- 


arten. Durch die erhöhten Bezüge einzelner Che- \ 


mikalien aus Polen — wie Aluminiumnitrat, kau- 
stische Soda, Karbid, Zinkweiß, Benzol, Schmier- 


stoffe — konnte der Ausfall der westdeutshen 


Lieferungen für die chemische Industrie der Ost- 


zone bei weitem nicht ausgeglichen werden. Auch S 
die von der Sowjetunion, Polen und der Tsheho- 
slowakei gelieferten Mengen von Stahlund Walz- 


werkserzeugnisse waren im Vergleich zum Be- 
darf der Ostzone sehr gering. 
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12. FOLGE 


Der Londoner Zehnmächtepakt vom 5. Mai 1949. 


Die Satzung des Europarates 


Die Regierungen des Königreichs Belgien, des 
Königreichs Dänemark, der Französischen Republik, 
der Irischen Republik, der Italienischen Republik, des 
Großherzogtums Luxemburg, des Königreichs der Nie- 
derlande, des Königreichs Norwegen, des Königreichs 
Schweden und des Vereinigten Königreichs von Groß- 
britannien und Nordirland 

sind überzeugt, daß die Festigung des Frie- 
dens auf der Grundlage der Gerechtigkeit und inter- 
nationalen Zusammenarbeit für die Erhaltung der 
menschlichen Gesellschaft und der Zivilisation von 
lebenswichtiger Bedeutung ist; 

sie bestätigen ihre unerschütterliche Ver- 
bundenheit mit den geistigen und sittlichen Werten, 
die das gemeinsame Erbe ihrer Völker und von jeher 
die Quelle für Freiheit der Einzelperson, politische 
Freiheit und Herrschaft des Rechts sind, jene Prin- 
zipien, welche die Grundlage jeder wahren Demokratie 
bilden; 

sie glauben, daß für den Schutz und die weitere 
Verwirklichung dieser Ideale sowie zur Förderung des 
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts ein engerer 
Zusammenschluß aller gleichgesinnten Völker Europas 
notwendig ist; 

sie sind der Meinung, daß es entsprechend 
diesem Bedürfnis und den ausdrücklichen Wünschen 
ihrer Völker notwendig ist, unverzüglich eine Organi- 
sation zu schaffen, die alle europäischen Staaten enger 
zusammenschließt; 

sie haben deshalb beschlossen, einen 
Europarat, bestehend aus einem Ausschuß von Regie- 
rungsvertretern und einer Konsultativversammlung, 
zu errichten, und ihm die folgende Satzung gegeben: 


Kapitel I: Zweck des Rates 
Artikel 1 
a) Der Europarat bezweckt einen stärkeren Zusam- 


menschluß seiner Mitglieder zum Schutz und zur För-. 


derung der Ideale und Prinzipien, die ihr gemeinsames 
Erbe sind, und zum Besten ihres wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritts. 

b) Die Organe des Rates sollen diese Ziele verfolgen, 
indem sie alle Fragen, die sie gemeinsam angehen, 
besprechen, Vereinbarungen treffen und gemeinsam 
handeln in Angelegenheiten der Wirtschaft, Sozial- 
politik, Kultur, Wissenschaft, Gesetzgebung und Ver- 
waltung, indem sie die Menschenrechte und Grund- 
freiheiten achten und ihrer Verwirklichung näher- 
bringen. 

c) Die Teilnahme an der Arbeit des Europarates be- 
rührt nicht die Mitarbeit seiner Mitglieder an dem 
Werk der Vereinten Nationen und anderer inter- 
nationaler Organisationen und Vereinigungen, deren 
Mitglied sie sind. Br 

d) Angelegenheiten der nationalen Verteidigung 
gehören nicht zur Zuständigkeit des Europarates. 
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Kapitel II: Zusammensetzung 


Artikel 2 
Die Mitglieder des Europarates sind die vertrag- 
schließenden Staaten. 


Artikel 3 
Jedes Mitglied des Europarates erkennt den Grund- 
satz der Herrschaft des Rechtes sowie den Grundsatz 
an, allen Personen im Bereich seiner Gerichtsbarkeit 
die Menschenrechte und Grundfreiheiten zu gewäh- 
ren. Es verpflichtet sich, aufrichtig und tatkräftig an 
der Verwirklichung des in Kapitel I bezeichneten 

Zwecks des Rates mitzuwirken. 


Artikel 4 
Jeder europäische Staat, der für fähig befunden wird 
und bereit ist, die Verpflichtungen des Artikels 3 zu 
erfüllen, kann durch den Ministerausschuß eingeladen 
werden, Mitglied des Europarates zu werden. Jeder 
so eingeladene Staat erwirbt die Mitgliedschaft, so- 


'bald eine Erklärung über die Annahme dieser Satzung 


in seinem Namen dem Generalsekretariat über- 
mittelt wird. 
f Artikel 5 

a) Unter besonderen Umständen kann ein euro- 
päisches Land, das für fähig befunden wird und bereit 
ist, die Verpflichtungen des Artikels 3 zu erfüllen, vom 
Ministerausschuß eingeladen werden, assoziiertes Mit- 
glied des Europarates zu werden. Jedes so eingeladene 
Land erwirbt die Mitgliedschaft als assoziiertes Mit- 
glied, sobald eine Erklärung über die Annahme dieser 
Satzung in seinem Namen dem Generalsekretär über- 
mittelt wird. Ein assoziiertes Mitglied darf nur in der 
Konsultativversammlung vertreten sein. 

b) Der in dieser Satzung verwendete Begriff „Mit- 
glied‘ umfaßt auch die assoziierten Mitglieder, soweit 
es sich nicht um die Vertretung im Ministerausschuß 
handelt. 

Artikel 6 

Bevor Einladungen nach Artikel 4 oder 5 dieser 
Satzung ergehen, setzt der Ministerausschuß die Zahl 
der Sitze des vorgeschlagenen Mitglieds in der Kon- 
sultativversammlung und seinen Kostenbeitrag fest. 


Artikel 7 

Jedes Mitglied des Europarates kann durch Anzeige 
an den Generalsekretär seinen Austritt erklären. Bei 
Abgabe in den ersten neun Monaten des Haushalts- 
jahres wird die Austrittserklärung zum Ende des lau- 
fenden Haushaltsjahres, bei Abgabe in den letzten 
drei Monaten des Haushaltsjahres zum Ende des fol- 
genden Haushaltsjahres wirksam. N 


Artikel 8 

Jedes Mitglied des Europarates, das die Bestimmun- 
gen des Artikels 3 ernstlich verletzt, kann seines 
Rechts auf Vertretung enthoben und vom Minister- 
ausschuß aufgefordert werden, gemäß Artikel 7 seinen 
Austritt zu erklären. Leistet das Mitglied dieser Auf- 
forderung nicht Folge, so kann der Ministerausschuß 
die Mitgliedschaft im Rat mit Wirkung von einem 


2241 


er. 


wer & 


I 


DOKUMENTATION 


von ihm zu bestimmenden Zeitpunkt für beendet 
erklären. _ 
? Artikel 9 

Kommt ein Mitglied seinen fihanziellen Verpflich- 


‘ tungen nicht nach, so kann der Ministerausschuß sein 


Recht auf Vertretung im Ministerausschuß und in der 
Konsultativversammlung aussetzen, solange diese Ver- 
pflichtungen nicht erfüllt werden. 


Kapitel III: Allgemeine Bestimmungen 


Artikel 10 
Die Organe des Europarates sind: 
1. der Ministerausschuß,' 
‚2. die Konsultativversammlung. ‘ 
Beiden Organen dient das Sekretariat des Europarates. 


Artikel 11 
Der Sitz des Europarates ist Straßburg. 


Artikel 12 
Die amtlichen Sprachen des Europarates sind Eng- 
lisch und Französisch. In den Geschäftsordnungen des 
‚Ministerausschusses und der Konsultativversammlung 
wird festgelegt werden, unter welchen Umständen und 
Bedingungen andere Sprachen benutzt werden können. 


Kapitel IV: Der Ministerausschuß 
"Artikel 13 
Der Ministerausschuß handelt als Organ und im 
Namen des Europarates gemäß den Artikeln 15 und 16. 


Artikel 14 
Jedes Mitglied entsendet einen Vertreter in den 
‘Ministerausschuß, und jeder Vertreter besitzt eine 
Stimme. Die Vertreter im Ministerausschuß sind die 


Außenminister. Bei Verhinderung eines Außenmini- 


sters oder aus anderen Gründen kann ein Stellver- 
treter ernannt werden, der für ihn handelt; dieser soll 
nach Möglichkeit Mitglied der Regierung seines Lan- 
des sein. 
Artikel 15 

a) Auf Empfehlung der Konsultativversammlung oder 
auf eigene Initiative hat der Ministerausschuß die zur 
Förderung der Ziele des Europarates geeigneten Maß- 
nahmen zu prüfen, unter anderem Abkommen und 
Vereinbarungen abzuschließen und in besonderen An- 
gelegenheiten den Regierungen eine gemeinsame Poli- 


"tik anzuempfehlen. Seine Beschlüsse werden den Mit- 


gliedern durch den Generalsekretär zugeleitet. 
b) Die Beschlüsse des Ministerausschusses können 
in geeigneten Fällen in Form von Empfehlungen an 


‚ die Regierungen der Mitgliedstaaten ergehen. Der 


Ausschuß kann die Regierungen der Mitgliedstaaten 
ersuchen, ihn über die auf Grund der Empfehlungen 
durchgeführten Maßnahmen zu unterrichten. 


Artikel 16 

Der Ministerausschuß entscheidet — vorbehaltlich 
der Bestimmungen der Artikel 24, 28, 30, 32, 33.und 35 
über die Befugnisse der Konsultativversammlung — 
mit bindender Wirkung in allen Angelegenheiten der 
internen Organisation und Einrichtung des Europa- 
rates. Zu diesem Zweck erläßt er die erforderlichen 
Finanz- und Verwaltungsanordnungen. 


Artikel 17 
Der Ministerausschuß kann nach eigenem Ermessen 
beratende und technische Ausschüsse und Kommis- 
sionen für besondere Aufgaben einsetzen. 


Artikel ‚18 
Der Ministerausschuß gibt sich seine Geschäftsord- 
nung, die namentlich Bestimmungen enthält über: 
1. die beschlußfähige Mitgliederzahl; 
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2. die Ernennung und Amtsdauer des Präsidenten; 


3. das Verfahren über die Festsetzung der Tages- RN; 


ordnung und die Einbringung der Anträge; 
4. die Bedingungen für die Ernennung von Stellver- 
vertretern gemäß Artikel 14. 


Artikel 19 
Auf jeder Tagung der Konsultativversammlung hat 
der Ministerausschuß einen Tätigkeitsbericht mit den 
dazugehörigen Unterlagen vorzulegen. 


Artikel 20 


a) Einstimmiger Annahme durch alle abgegebenen 


Stimmen sowie der einfachen Mehrheit der dem Aus- 
schuß angehörigen Vertreter bedürfen die Beschlüsse 
des Ministerausschusses in folgenden wichtigen‘ Ange- 
legenheiten, nämlich über: 

. Empfehlungen gemäß Artikel 15 Absatz b, 

. Fragen des Artikels 19, 

. Frägen des Artikels 21 Absatz a, Ziffer 1, und Ab- 

satz b, 

. Fragen des Artikels 33, 
. Empfehlungen für Abänderungsanträge zu den 

Artikeln 1 Absatz d, 7, 15, 20 und 22 und 
. jede andere Frage, die der Ausschuß wegen ihrer 

Wichtigkeit durch Beschluß gemäß den Bedin- 

gungen des nachstehenden Absatzes d dem Er- 

fordernis der Einstimmigkeit unterwirft. 

b) Fragen zur Geschäftsordnung, Haushalts- und Ver- 
waltungsfragen können mit einfacher Stimmenmehr- 
heit der dem Ausschuß angehörigen Vertreter ent- 
schieden werden. 


oa» ode 
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c) Beschlüsse des Ausschusses nach Artikel 4 und 5° 


erfordern Zweidrittelmehrheit der ihm angehörigen 
Vertreter. : 

d) Alle anderen Beschlüsses des Ausschusses, ins- 
besondere über die Annahme des Haushaltsplanes, Be- 
schlüsse zur Geschäftsordnung, zu Haushalts- und Ver- 
waltungsanordnungen, Empfehlungen über Abände- 
rung von Artikeln dieser Satzung mit Ausnahme der 
in Absatz a Ziffer 5 genannten, sowie Entscheidungen 
über die Anwendung einer Bestimmung dieses Artikels 
in Zweifelsfällen, erfordern Zweidrittelmehrheit der 
abgegebenen Stimmen und einfache Mehrheit der dem 
Ausschuß angehörigen Vertreter. 


Artikel 21 
. a) Sofern der Ministerausschuß keine anderweitige 
Entscheidung trifft, finden seine Sitzungen 

1. unter Ausschluß der Öffentlichkeit und 

2..am Sitz des Rates 
statt. 

b) Der Ausschuß entscheidet über die Veröffent- 
lichung von Verhandlungen und Beschlüssen einer 
nichtöffentlichen Sitzung. 

c) Der Ausschuß tritt zwangsläufig vor Eröffnung 
und während des Beginns der Tagungen der Konsul- 
tativversammlung, im übrigen nach eigenem Ermessen 
zu jeder anderen Zeit zusammen. 


Kapitel V: Die Konsultativversammlung 
Artikel 22 
Die Konsultativversammlung ist das beratende 
Organ des Europarates. Sie führt Verhandlungen ent- 
sprechend der in dieser Satzung festgelegten Zustän- 
digkeit und legt ihre Beschlüsse in Form von Empfeh- 
lungen dem Ministerausschuß vor. 


Artikel 23 
a) Die Konsultativversammlung erörtert alle‘ Ange- 
legenheiten im Rahmen der in Kapitel I aufgeführten 
Ziele und Zuständigkeiten des Europarates und faßt 
entsprechende Beschlüsse: 
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1. in Sachen, die ihr vom Ministerausschuß zur Be- 
gutachtung vorgelegt werden; 

2. in Sachen, die nach Billigung durch den Ausschuß 
auf Vorschlag der Versammlung auf deren Tages- 
ordnung gesetzt werden. 

b) Entscheidungen der Versammlung nach Absatz a 

sind unter Beachtung der Arbeit anderer zwischenstaat- 

licher europäischer Organisationen, denen sämtliche 

“oder einzelne Mitglieder des Europarates angehören, 

zu treffen. 

 .  c) Im Zweifelsfalle entscheidet der Präsident der Ver- 

_ sammlung, ob eine im Verlauf einer Sitzung aufge- 

worfene Frage zur Tagesordnung der Versammlung 

gemäß dem oben in Absatz a bezeichneten Aufgaben- 

bereich gehört. Artikel 24 


4 
3 
Die Konsultativversammlung kann unter Beachtung 
der Bestimmungen des Artikels 38 Absatz d Aus- 
schüsse und Kommissionen zur Untersuchung aller An- 


von Verhandlungsgegenständen ihrer Tagesordnung, 
sowie zur Ausarbeitung von Gutachten über alle Ver- 
- fahrensfragen einsetzen. 


N Artikel 25 
N a) Die Konsultativversammlung setzt sich aus Ver- 
tretern jedes Mitgliedstaates zusammen, die von ihren 
Regierungen kraft eigener Entscheidungsbefugnis er- 
nannt werden. Jeder Vertreter muß Angehöriger des 
von ihm vertretenen Mitgliedstaätes sein. Er kann nicht 
gleichzeitig dem Ministerausschuß als Mitglied ange- 
. hören. x 
b) Kein Vertreter kann während einer Tagung der 
Versammlung ohne deren Zustimmung seines Amtes 
enthoben werden. 
c) Jeder Vertreter kann sich durch einen Stellver- 
treter vertreten lassen, der in seiner Abwesenheit für 
ihn an den Sitzungen, Verhandlungen und Abstim- 
mungen teilnimmt. Die Bestimmungen des vorstehen- 
den Absatzes a gelten auch für die Ernennung der Stell- 


vertreter. Artikel, 26 
Den folgenden Staaten steht nach Erwerb der Mit- 
gliedschaft die jeweils angegebene Zahl von Sitzen zu: 
Belgien 6, Dänemark 4, Frankreich 18, Irische Repu- 
 plik 4, Italien 18, Luxemburg 3, Niederlande 6, Nor- 
wegen 4, Schweden 6, Vereinigtes Königreich 18. 


Artikel 27 

Die Bedingungen, unter denen der Ministerausschuß 
als solcher in den Verhandlungen der Konsultativver- 
sammlung auftreten kann oder die einzelnen Ausschuß- 
angehörigen vor der Versammlung das Wort ergreifen 
können, werden durch besondere Vorschriften der Ge- 
schäftsordnung bestimmt, die der Ausschuß nach Be- 
ratung mit der Versammlung erläßt. 


Artikel 28 

a) Die Konsultativversammlung gibt sich ihre Ge- 
schäftsordnung. Sie wählt aus ihren Mitgliedern ihren 
Präsidenten, der bis zur nächsten ordentlichen Tagung 
im Amt bleibt. 

b) Der Präsident leitet die Verhandlungen, nimmt 
jedoch an den Aussprachen und Abstimmungen nicht 
teil. Der Stellvertreter des Präsidenten kann an seiner 
Stelle an den Sitzungen, Aussprachen und Abstim- 
mungen teilnehmen. 

c) Die Geschäftsordnung soll unter anderem Bestim- 
mungen enthalten über: 

1. die zur Beschlußfähigkeit notwendige Mitglieder- 

zahl; 

2. das Verfahren bei der Wahl und die Amtsdauer 

des Präsidenten und der anderen Beamten; 


RB. keit gehören, zur Vorlage von Berichten, zur Prüfung 
„ 
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gelegenheiten, die nach Artikel 23 zu ihrer Zuständig- 


Die Satzung des Europarates 


3. das Verfahren ‘für die Aufstellung der Tagesord- 
nung und ihre Bekanntgabe an die Mitglieder; 

4. Zeitpunkt und Art der Bekanntgabe der Namen 
der Mitglieder und ihrer Stellvertreter. 


Artikel 29 
Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 30 be- 
dürfen alle Beschlüsse der Konsultativversammlung 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen, insbesondere Beschlüsse, 


1. die Empfehlungen an den Ministerausschuß ent- 


halten, 

2. die dem Ministerausschuß Vorschläge über die 
Aufnahme von Verhandlungsgegenständen in die 
Tagesordnung der Versammlung unterbreiten, 

3. durch die Ausschüsse oder Kommissionen einge- 

setzt werden, ; 

4. die den Tagungsbeginn festlegen, \ 

5. die Bestimmungen darüber enthalten, welche 
Mehrheit für Beschlüsse erforderlich ist, die nicht 


unter die vorstehenden Ziffern 1 bis 4 fallen, oder 


die für Zweifelsfälle die erforderliche Mehrheit 


festlegen. Artikel 30 
Beschlüsse der Konsultativversammlungen in Ange- 


legenheiten des inneren Geschäftsgangs, wie Auswahl 


der Bediensteten der Geschäftsstelle. Benennung von 
Mitgliedern für Ausschüsse und Kommissionen und 
Annahme der Geschäftsordnung, werden mit einer von 
der Versammlung gemäß Artikel 29 Ziffer 5 zu be- 
stimmenden Mehrheit gefaßt. 


Artikel 31 
Debatten über Vorschläge an den Ministerausschuß 


. wegen der Aufnahme eines Verhandlungsgegenstandes 


in die Tagesordnung der Konsultativversammlung sind 
auf die Kennzeichnung des vorgeschlagenen Gegen- 
standes und die Gründe für und gegen seine Aufnahme 
in die Tagesordnung zu beschränken. a 


Artikel 32 
* Die Konsultativversammlung tritt einmal jährlich 
zu einer ordentlichen Tagung zusammen, deren Be- 
ginn und Dauer die Versammlung so festsetzt, daß 


Überschneidungen mit den Parlamentssitzungen und Rx 


den Tagungen der Vollversammlung der Vereinten 


Nationen vermieden werden. Die ordentlichen Tagun- 


gen sollen nicht länger als einen Monat dauern, es sei 
denn, daß Versammlung und Ministerausschuß über- 
einstimmend anders entscheiden. 


Artikel 33 


Die ordentlichen Tagungen der Konsultativversamm- 


lung finden am Sitz des Rates statt, es sei denn, daß 
Versammlung und Ministerausschuß übereinstimmend 
eine andere Entscheidung treffen. 


Artikel 34 
Der Ministerausschuß kann eine außerordentliche 
Tagung der Konsultativversammlung einberufen, wo- 
bei Zeit und Ort der Zusammenkunft von ihm mit 
Zustimmung des Präsidenten der Versammlung fest- 

gesetzt werden. Artikel 35 
Die Verhandlungen der Konsultativversammlung 
sind öffentlich, es sei denn, daß sie anders entscheidet. 


Kapitel VI: Sekretariat 


Artikel 36 
a) Das Sekretariat besteht aus einem Generalsekre- 


tär, einem stellvertretenden Generalsekretär und dem 


erforderlichen Personal. 

b) Der ‚Generalsekretär und der stellvertretende 
Generalsekretär werden auf Vorschlag des Minister- 
ausschusses von der Konsultativversammlung ernannt. 
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es Dis Kabrige Personal des Se wird ı vom 
"Generalsekretär gemäß den Verwaltungsvorschriften 
bestimmt. u 
..d) Kein Mitglied des Sekretariats darf ein bezahltes 
Ant bei einer Regierung innehaben, Mitglied der Kon- 
'sultativversammlung oder eines nationalen Parlamen- 
‚tes sein oder eine mit seinen Pflichten unvereinbare 
Tätigkeit ausüben. 

» e) Jedes Mitglied des Sekretariats hat durch feier- 
‘ liche Erklärung zu versichern, daß es dem Europarat 
ienen will und entschlossen ist, seine Amtspflichten 
ewissenhaft zu erfüllen, ohne sich von irgendwelchen 
tionalen Rücksichten beeinflussen zu lassen, daß es 
willt ist, bei Ausübung des Dienstes Anweisungen 
rgendeiner Regierung oder einer außerhalb des Rates 
henden Autorität weder einzuholen noch entgegen- 
nehmen und sich jeder Handlung zu enthalten, die 
it der Stellung eines internationalen, ausschließlich 
em Rat verantwortlichen Beamten unvereinbar ist. 
Br Der Generalsekretär und der stellvertretende General- 
'sekretär haben diese Erklärung vor dem Ministeraus- 
schuß, alle anderen Mitglieder des Personals vor dem 
seneralsekretär abzugeben. 

f) Jedes Mitglied hat den ausschließlich internatio- 
alen Charakter der Obliegenheiten des Generalsekre- 
ärs und des Sekretariatspersonals zu achten und sich 
eder Beeinflussung dieser Personen bei der Erfüllung 
ırer Aufgaben zu enthalten. 


Artikel 37 

a) Das Sekretariat wird am Sitze des Rates errichtet. 
 b) Der Generalsekretär ist dem Ministerausschuß für 
die Arbeit des Sekretariats verantwortlich. Unbe- 
‚schadet der Bestimmungen des Artikels 38 Absatz d 
hat er der Konsultativversammlung namentlich die 
' von ihr benötigten bürotechnischen und sonstigen 
Si Dienste zur 2. Verfügung zu stellen. 


. Kapitel VII: Finanzen 


IR2G Artikel 38 
a) Jedes Mitglied: trägt die Kosten seiner eigenen 

Vertretung im Ministerausschuß und in der Konsul- 

 tativversammlung selbst. 

OF} b) Die Kosten des Sekretariats und alle anderen ge- 
einsamen Ausgaben werden in dem Verhältnis unter 
ie Mitgliedstaaten aufgeteilt, das der Ministerrat ent- 

sprechend ihrer Bevölkerungszahl festsetzt. 


Der Beitrag eines assoziierten Mitglieds wird vom. 


Ministerausschuß festgesetzt. 
ec) Der Haushaltsplan des Rates wird vom General- 
sekretär jährlich dem Ministerausschuß gemäß den 
finanziellen Vorschriften zur Genehmigung vorgelegt. 
. d) Der Generalsekretär legt Anforderungen der Ver- 
sammlung, die den im Haushaltsplan für die Ver- 
sammlung und ihre Tätigkeit vorgesehenen Betrag 
‚übersteigen, dem Ministerausschuß vor. 


. Artikel 39 
N) Der Generalsekretär teilt der Regierung jedes Mit- 


gliedstaates jährlich den von ihr zu leistenden Beitrag 


. mit. Die Beiträge gelten als am Tage dieser Mitteilung 
fällig; sie sind spätestens innerhalb von sechs Mona- 


ten zu Händen des Generalsekretärs zu entrichten. 


Kapitel VIII: Privilegien und Immunitäten 


Artikel 40 
a) Der Europarat, die Vertreter der Mitgliedstaaten 
und das Sekretariat genießen in den Ländern ihrer 
Mitglieder die für die Erfüllung ihrer Aufgaben not- 
wendigen Privilegien und Immunitäten. Auf Grund 
dieser Immunitäten können die Mitglieder der Kon- 
sultativversammlung in den Ländern aller Mitglied- 
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der a ihrer Ausschüsse 
geäußerten Meinung. oder abgegeben: 
besondere weder verhaftet nodı gerich lich | 
werden. \ 

b) Die Mitglieder verpflichten Pe so bald. wi 
lich ein Abkommen zur Durchführung der Bestiı 
gen des vorstehenden Absatzes 1 abzuschließe 
diesem Zweck wird der Ministerausschuß den Regi 


rungen der Mitgliedstaaten den Abschluß eines Ab 
kommens über den Umfang der in den Ländern de De 


Mitgliedstaaten anerkannten Privilegien und Immuni- 
täten empfehlen. Darüber hinaus wird mit der Regi 
rung der Französischen Republik ein Sonderabkon 


men über die Privilegien und Immunitäten abgeschlos- 


sen werden, die der Rat an seinem Sitze genießen sol, 


Kapitel IX: Satzungsänderungen 
Artikel 41 


a) Vorschläge auf Änderung dieser Satzung können 


beim Ministerausschuß oder unter den in Artikel 23 
vorgesehenen Bedingungen bei der Konsultativver- 


sammlung eingereicht werden. 

.b) Der Ausschuß empfiehlt die Kbandrue di 
er für wünschenswert hält, und veranlaßt ihre‘ Auf 
nahme in ein Protokoll. ’ 

c) Eine Satzungsänderung tritt nach Untersäidinnn 
und Ratifizierung durch zwei Drittel der Mitglieder i 
Kraft. 

d) Unbeschadet der Bestimmungen der vorausgehen- 
den Absätze dieses Artikels treten Satzungsände- 
rungen zu den Artikeln 23 bis 35, 38 und 39 nach Zu- 
stimmung des Ausschusses und der Versammlung an 
dem Tage in Kraft, an dem das vom Generalsekretär 
hierüber besonders errichtete und mit dem Bestäti- 
gungsvermerk über die erfolgte Zustimmung zu den 


betreffenden Änderungen versehene Protokoll den 
Mitgliedern übermittelt wird. Die Bestimmungen dieses. 

sind erst nach Beendigung der zweiten 
er 


Absatzes 
ordentlichen Tagung der Versammlung anzuwenden. 


Kapitel X: Schlußbestimmungen 
Artikel 42 


a) Diese Satzung bedarf der Ratifizierung. Die Rati- 


fizierungsurkunden sind bei der Regierung des Ver- 


einigten Königreichs von Großbritannien und Nord- 


irland zu hinterlegen. 

b) Die vorliegende Satzung tritt in Kraft, sobald 
sieben Ratifizierungsurkunden hinterlegt worden sind. 
Die Regierung des Vereinigten Königreichs wird allen 


Unterzeichnerregierungen dasInkrafttreten der Satzung. 


und die Namen der zu diesem Zeitpunkt vorhandenen 
Mitglieder des Europarates bekanntgeben. 


c) Für die Folge wird jeder andere Unterzeichner- 


staat am Tage der Hinterlegung seiner Ratifizierungs 
urkunde Mitglied im Sinne dieser Satzung. 


Zu Urkund dessen haben die für diesen Zweck ge- 
hörig bevollmächtigten Unterzeichneten diese Satzun 
unterschrieben. 

Geschehen zu London am 5. Mai 1949 in französi- 


scher und englischer Sprache, die beide in gleicher. 


Weise verbindlich sind, in einer einzigen Urkunde, d 


i E 
im Archiv der Regierung des Vereinigten Königreichs ; 


niedergelegt werden wird; diese Regierung wird gleich. 
lautende Abschriften davon den anderen Unterzeich 
nerregierungen übermitteln. 


vi 


Que A le: Information et Documentation, 
S. 27—31. (Übersetzung des Europa-Ardhivs.) 


No 239, 14 Mai 1949 
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Der Zollunionsvertrag zwischen Frankreich und Italien 


Der Zollunionsvertrag zwischen Frankreich und Italien 


(Unterzeichnet in Paris am 26. März 1949) 


Der Präsident der Französischen Republik und der 
Präsident der Italienischen Republik haben 
auf Grund der Erklärung vom 13. September 1947, in 


‚ der die französische unddie italienische Regierung ihren 


Willen zum Ausdruck gebracht haben, die Voraus- 
setzungen für eine Zollunion zwischen beiden Ländern 
zu prüfen, um die Herstellungs- und Verkaufspreise zu 
senken, den Lebensstandard zu heben und die Voll- 
beschäftigung der Arbeitskräfte zu gewährleisten, 

auf Grund des günstigen Ergebnisses dieser Prüfung 
durch den damit beauftragten gemischten französisch- 
italienischen Ausschuß in seinem Bericht vom 22. De- 
zember 1947, 

auf Grund des am 20. März 1948 in Turin unterzeich- 
neten Protokolls, in dem die beiden Regierungen unter 
Zugrundelegung dieses Prüfungsberichts offiziell ihren 
Willen kundgaben, eine französisch-italienische Zoll- 
union zu errichten, 

auf Grund des Rechenschaftsberichtes vom 22. Januar 


1949, den der im Turiner Protokoll mit der Ausarbei- 


tung des Planes und des Programms für die Errich- 
tung dieser Union beauftragte gemischte französisch- 
italienische Ausschuß vorgelegt hat, 

auf Grund der Schlußakte der Konferenz der Verein- 
ten Nationen über den Handelsverkehr und Arbeits- 
einsatz vom 24. März 1948, die Frankreich und Italien 
mitunterzeichneten, und Artikel 44 der Havanna-Charta 

beschlossen, die erforderlichen Maßnahmen für die 
Errichtung einer Zollunion zwischen Frankreich und 
Italien einzuleiten, und es haben zu diesem Zweck 
zu Bevollmächtigten ernannt: 

der Präsident der Französischen Republik: Herrn 
Robert Schuman, Minister der Auswärtigen Angelegen- 
heiten, 

der Präsident der Italienischen Republik: Herrn Carlo 
Sforza, Minister der Auswärtigen Angelegenheiten, 

die nach Austausch ordnungsgemäßer Vollmachten 
folgenden Vertrag vereinbart haben: 


Artikel 1 
Zwischen dem französischen Mutterland und den 
algerischen Departements einerseits und Italien ande- 
rerseits wird eine Zollunion errichtet. 


Zolleinheit 


Artikel 2 
Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses 
Vertrages kommt auf Grund übereinstimmend zu er- 
lassender Gesetze und Verordnungen ein gemeinsamer 
Zolltarif an den Außengrenzen der Union zur Anwen- 
dung. 
Artikel 3 
Vom Zeitpunkt der Anwendung dieses Tarifs an wer- 
den auf die Einfuhr einheimischer und nationalisierter 
Waren in eines der Länder der Union aus einem ande- 
ren Lande der Union keine Zölle erhoben. 
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Vom gleichen Zeitpunkt ab werden keine Ausfuhr- 
zölle auf: einheimische und nationalisierte Waren er- 
hoben, die von einem Lande der Union in ein anderes 
Land der Union ausgeführt werden sollen. 


Artikel 4 

Solange in den beiden Ländern keine Angleichung 
der steuerlichen Abgaben durchgeführt worden ist, 
werden die im Ausfuhrlande für Rechnung des Staates 
erhobenen inländischen Abgaben und Gebühren auf 
die in Artikel 3 genannten Waren erlassen oder erstattet; 
im Einfuhrlande sind auf sie Abgaben und Gebühren 
mit Ausnahme von Zollabgaben zu entrichten. 


Artikel 5 
Über die Verteilung der Zolleinnahmen wird zwi- 
schen den beiden Ländern eine weitere Vereinbarung 
getroffen werden. 


Wirtschaftseinheit 


Artikel 6 

Vom Inkrafttreten dieses Vertrages an werden ge- 
eignete Maßnahmen ergriffen werden, um die wirt- 
schaftlichen Beziehungen zwischen Frankreich und Ita- 
lien weiter zu entwickeln und dadurch zu einer Wirt- 
schaftseinheit zwischen beiden Ländern zu gelangen. 

In dem Maße, wie die französische und die italieni- 
sche Gesetzgebung gemäß Artikel 15 Ziffer 2 aufein- 
ander abgestimmt werden, werden die Beschränkungen 
im Güter- und Personenverkehr von einem Land in ein 
anderes der Union aufgehoben werden. 

Das in Artikel 9 erwähnte Organ wird innerhalb 
der ersten beiden Jahre nach Beginn seiner Tätiakeit 
geeignete Vorschläge darüber unterbreiten, in welchem 
Zeitraum die vollkommene Wirtschaftseinheit erreicht 
sein soll, wobei die Hohen Vertraaschließenden Par- 
teien für wünschenswertierachten, daß dies innerhalb 
von höchstens sechs Jahren der Fall sein werde. 


Artikel 7 

Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Vertrages 
an und während des in Artikel 6 vorgesehenen Zeit- 
raums können von jeder der beiden Reaierungen auf 
die in Artikel 3 genannten Waren außerordentliche 
und vorübergehende Ausgleichslasten, insbesondere 
Steuern, erhoben werden. 

Dadurch sollen nicht nur die Unterschiede in der 
steuerlichen Belastung infolge der ungleichen Gesetz- 
gebungen ausceglichen werden, solange diese noch 
nicht aufeinander abgestimmt worden sind, sondern 
auch die Auswirkungen des Fortfalls der quantita- 
tiven Beschränkungen berücksichtigt und abgeschwächt 
werden. 

Alle diese Maßnahmen sollen in der Weise gqetrof- 
fen werden, daß die Waren gegenüber gleichen Waren 
aus dritten Ländern begünstigt sind. 


Artikel 8 
Den beiden Regierungen ist es gestattet, alle von 
ihnen errichteten und zur Zeit in Kraft befindlichen 
Monopole aufrechtzuerhalten. 
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Rat der Zollunion 
Artikel 9 

Ein gemeinsames Organ wird unter der Bezeichnung 

„Rat der französisch-italienischen Zollunion" innerhalb 

eines Monats nach Inkrafttreten dieses Vertrages ge- 
schaffen. 

« Er setzt sich beiderseits zusammen aus einem Gene- 

ralbeauftragten, einem beigeordneten Generalbeauf- 

tragten und sieben Mitgliedern, die auf Grund ihrer 


Befähigung ausgewählt werden. 


Es wird ein gemischtes Verwaltungssekretariat ge- 
schaffen, dessen Mitglieder auf gemeinsamen Vorschlag 
der beiden Generalbeauftragten ernannt werden: Die 
Kosten des Verwaltungssekretariats fallen jeder der 
beiden Regierungen zur Hälfte zur Last. 


+ Artikel 10 


Der Rat tritt in regelmäßigen Zeitabständen zusam- 
men. Außerordentliche Sitzungen können auf Betrei- 
ben des einen oder anderen Generalbeauftragten an- 
beraumt werden. 

Den Vorsitz führt abwechselnd für die Dauer eines 
Jahres einer der beiden Generalbeauftragten. 

Er ist beschlußfähig, wenn mindestens zwei Drittel 
der Mitglieder jeder Abordnung anwesend sind. 


Er gibt sich selbst seine Geschäftsordnung und be- 


stimmt Planung und Ausführung seiner Arbeiten. 


Artikel 11 

Der Rat setzt besondere gemischte Ausschüsse zur 
‚Bearbeitung der verschiedenen sich aus dem Zoll- 
unionswertrage ergebenden Sonderfragen ein. ; 

Diese Ausschüsse sind ihm unterstellt; er bestimmt 
ihre Zusammensetzung und Zuständigkeit. 

Die Mitglieder dieser Ausschüsse können entweder 
Vertreter der Verwaltungen der beiden Länder oder 
Sachverständige sein, die unmittelbar von den Regie- 
rungen ‘oder auf Vorschlag der beruflichen oder ge- 
werkschaftlichen Organisationen ernannt werden. 


Artikel 12 
Jeder Generalbeauftragte erhält bei der Abordnung 
des anderen Landes einen Vertreter zugeteilt, der die 
Verbindung zwischen den beiden Abordnungen auf- 
rechterhalten soll. Dieser Vertreter wird von seiner 
Regierung auf Vorschlag ihres Generalbeauftragten 


ee Artikel 13 

Eine ständige Kommission des Rates, die sich aus 
den beiden beigeordneten Generalbeauftragten und 
von ihnen einstimmig gewählten Abgeordneten sowie 
den beiden im vorigen Artikel genannten Vertretern 
zusammensetzt, tritt in den vom Rat festgesetzten Zeit- 
abständen oder gegebenenfalls öfter zusammen. Zu 
diesen Zusammenkünften können Sachverständige hin- 
zugezogen werden. Artikel 14 


‘Die ständige Kommission überwacht und koordiniert 
die Arbeiten der Sonderausschüsse und legt dem Rat 
‚auf jeder seiner Tagungen Berichte über die auf seiner 
Tagesordnung stehenden Fragen und gegebenenfalls 
über jedelandere Frage vor, auf die sie seine Aufmerk- 
samkeit lenken zu müssen glaubt. 


Artikel 15 
Unbeschadet der den beiden Regierungen vorbehal- 
tenen Entscheidungs- und Ausführungsgewalt erhält 
der Rat folgende Befugnisse: 

1. die Zolleinheit vorzubereiten und ihr Inkrafttreten 
innerhalb des in Artikel 2 vorgesehenen Zeitraums 
zu betreiben; 

2. die Wirtschaftseinheit vorzubereiten und ihr Inkraft- 
treten zu betreiben. Zu diesem Zweck legt der Rat 
den beiden Regierungen jährlich am 1. Oktober, erst- 
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malig am 1.Oktober 1949, einen Plan über die im 


nächsten Jahre zu treffenden Maßnahmen sowie die 


Texte vor, deren Annahme für die Durchführung und 


im besonderen für die Angleichung der Gesetzgebung 
auf den Gebieten der Landwirtschaft, der Industrie, 


des Sozial- und Steuerwesens, der Währung, der 


Zölle und überhaupt allgemein jeder Gesetzgebung 


mit wirtschaftlichem Einschlag notwendig ist; 
.alle geeigneten Vorschläge zu unterbreiten, insbe- 
sondere: 

für den zweckmäßigsten und umfassendsten Ein- 
satz von Arbeitskräften, um den Lebensstandard bei- 
der Völker zu heben, 

für die Entfaltung des Wirtschaftslebens in beiden 
Ländern zum Wohle der Union, 


& 


für die Genehmigung geeigneter Maßnahmen zur 


Förderung des Handelsverkehrs zwischen beiden 

Ländern und mit dritten Ländern; 

Verbindungen aller Art zu fördern, weiterzuverfol- 

gen und auszurichten, welche die Zollunion ihrer Be- 

stimmung gemäß bei den Verwaltungen, öffentlichen 

Diensten oder. beruflichen und gewerkschaftlichen 

Organisationen der beiden Länder anzubahnen und 

auszubauen hat; 

5. Gutachten über die ihm von der einen oder anderen 
der beiden Regierungen vorgelegten Pläne abzu- 
geben. Im besonderen müssen die in Artikel 7 ge- 
nannten Maßnahmen nach zwingender Vorschrift von 
jeder der beiden Regierungen dem Rate zur Begut- 
achtung vorgelegt werden; der Rat kann den Regie- 
rungen diesbezügliche Empfehlungen, insbesondere 
über Dauer, Aufrechterhaltung, Abänderung oder 
Aufhebung dieser Maßnahmen, unterbreiten. 


Artikel 16 

Jeder Generalbeauftragte wird die Verbindung zwi- 
schen seiner Regierung und dem Rat sicherstellen, 

Er bringt seiner Regierung die Vorschläge des Rates 
zur Kenntnis, unterrichtet diesen über den weiteren 
Verlauf der Angelegenheit, legt ihm die Gesuche 
seiner Regierung um Gutachtenerstattung vor und 
leitet dieser die Antworten zu. 

Er verfolgt alle mit der Zollunion zusammenhängen- 
den Fragen und muß dieserhalb nach zwingender Vor- 


> 


schrift von seiner Regierung beratend hinzugezogen 


werden. j Sie, 
Schlußbestimmungen 
Artikel 17 
Alle sich bei der Auslegung dieses Vertrages er- 
gebenden Unstimmigkeiten, die nicht durch unmittel- 
bare Verhandlungen beigelegt werden können, werden 
einem schiedsrichterlichen Verfahren unterworfen, das 
in jedem einzelnen Falle gemeinsam festgelegt wird. 


Artikel 18 
Der vorliegende, in französischer und italienischer 
Sprache zweifach ausgefertigte Vertrag wird gemäß 
den verfassungsrechtlichen Vorschriften jedes der bei- 
den Staaten ratifiziert werden. 


Er tritt am Tage des Austauschs der Ratifizierungs- 
urkunden in Kraft. 


Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten Bevoll- 
mächtigten den vorliegenden Vertrag unterschrieben. 
Gegeben zu Paris, am 26. März 1949. 
Für Frankreich: 
R. Schuman. 


Für Italien: 
C. Sforza. 


Quelle: Information et Documentation, No 233, 2 Avril 1949, 


.S. 27—28. (Übersetzung des Europa-Archivs in Zusammenarbeit mit 


der Verwaltung für Finanzen des Vereinigten Wirtschaftsgebietes.) 
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Nach dem Bericht der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen (ECE) in Genf* ; 


20. Juni 1949 


Europäische Wirtschaftszahlen 


Volkseinkommen 


: Volkseinkommen Aeabkccher Länder 1938, 1947 und 1948 
re age zur jeweiligen Jahresmitte, Preise in Dollar auf der Grundlage des Jahres 1938) 


Einkommen 


3 Bevölkerung ; ; 
5 Land ‘(in Millionen) e— (in Millionen Dollar) _ Je a Re; f 
R aM IT 1938 Tı9a7 | 1968 | 1938 | 1947 | 1948 | 1938 | 1947 | 198 \ 
ä TRÄNEN 
 . Dänemark . 3,8 4,1 4,2 1200 1130 1 290 316 276 — 807... 
Be Irland... 2,9 3,0 3,0 730 740 860 252 947 287 
. Norwegen 2,9 Sl 32 740 770 810 , 255 248 253 f 
.. Schweden . f I: 6,3 6,8 6,9 2.310 2810 2850 367 413 413 ) 
Vereinigtes Königreich ; 47,7 49,6 50,0 18020 17990 20040 378 363 a0l: Sn 
Nordwesteuropa x 63,6 ‘66,6 67,3 33000 23440 25 850 362 352 3834 
Belgien-Luxemburg . 8,7 8,7 8,8 2 390 2220 2450 275 255 278. x 
= Frankreich St 41,7 41,3 41,8’ 9860 8560 9550 - 236 207 228 R 
Niederlande . 8,7 9,6 9,8 2810 2100 2450 323 219 250 \ 1 
Schweiz 4,2 45 ,46 1540 2.030 2.030 367 451 441; oe 
Westeuropa E 633 641 65,0 16600 14910 16.480 262 233 BEN 2” 
Osterreih . . - 68 60 70...)1200. 660). 0lo. 170 . 06) Mao 
Tschechoslowakei ; 15,3 12,2 12,3 2.690 2010 2 400 176 165 195. 
' Finnland ; 3,7 3,9 4,0 660 590 690 ‚178 151» 173 
Ungarn 9,1 91 9,2 1.020 750 890 112 82 98. 
Polen 34,7 23,5 24,0 3 600 2670 3 390 104 114 141 ; 
Mittel- und Nordosteuropa 69,6 55,6 56,5 9190 6 680 8280 132 120 147 v 
Bulgarien . ; 6,3 7,0 7 430 360 470 68 51 66 
Griechenland { 7,1 TH. 7,8 570 450 480 80 58 62 
Italien ; 43,7 45,5 46,0 5 560 4 530 4 840 127 100 105 2 
Andere europäische Länder s 86,2 87,6 88,6 6 230 6.090 6 500 72 70 73 : 
Süd- und Südosteuropa . .* 143,3 147,8 149,5 12790 11430 12 290 89 77 82 
Europa (ohne ea 
und Deutschland) : 339,8 334,1 338,3 61580 56460 62900 181 169 186 
Deutschland . 68,6 66,8 67,7 23 140 8330 10840 337 125 160 Nr F 
ee (omas Sowjetunion) .. 4084. 400.9,--408,0:,.=84 720. 64.790 73740: 207° "162.1 182 BR. 
‘Vereinigte Staaten 128,8 144,0 146,6 29030 46490 47740 521 665 683 "u 
Anmerkung: Die Vorkriegsdaten beziehen sich bei Österreich, der Tschechoslowakei und den Vereinigten Staaten auf 1937, WE. 


ind aber in Preisen von 1938 ausgedrückt. 

u en 1 en BE rn ee ee ZT Tr ete TupTOgRL zer EEE TERTER ERREGER EEE 
_  * Economic Survey of Europe in 1948, Research and Planning Division, Economic Commission for Push a 
Geneva, May 12th, 1949. Gr en 
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_ Der europäische Handel in jeweitigen Preisen und Preisen des Jahres 1938 
Handel mit außer- Innereuropäischer Gaieentophher. 
europäischen Ländern Handel ande 
"Millionen |Indexzahlen Kr 
Dollar | (1938= 100) = Dollar | (1938=100)| Ländern 


Preis (Wert- Preis (Wert- Preis (Wert- 
einheit) einheit) einheit) 


BEintühren =. ve. 100 : 100 12 460 100 
B Ausführen nn. un, 100 ; 10 630 100 
46 Einführen EN EN 177 . 195 15625 184; 
3 SR 186 10416 191 
217 : 999 92,38072:.7.221 
212 15 043 EHE 
244 = j 25 995 242 


EN 239 90051 230 


Aa u 


EM En 


Ausfuhren 

Einfuhren 3 

Ausfuhren 
47 Einfuhren ; 
Ausfuhren 
48 (e) Einfuhren . 
Ausfuhren 


Außenhandelsbilanz ausgewählter europäischer Länder \ 


14 


(in Millionen Dollar der jeweiligen Fob- Preise und in Prozenten) 


SET D ek Pr Importe 
mit überseeischen Ländern mit europäischen Ländern ‚durch Exporte 
ia E in Prozenten 2 


1938 | 1327.76, 12,0,4988 1938 | 1947 | 1948 FEESIEEZUR 


912 (—375)* —1966 (— 895) —1146 (— 390) —529 +240 +228 61 
er 343 (— 80) —1126 (— 762) —1092 (— 500) +8 +78 — 68 72 
liederlande . . . . 89 (— 41) — 536 (— 353) — 475 (— 246) — 64 —158 — 228 79 
Belgien-Luxemburg s 66 (— 35) — 445 (— 373) — 230 (— 20) +85 +80 + 9 
Kr OR 8— 4 — 2 8) —118 (— .69) — 47.—183 —139 89 
74 (— 17) — 574 (— 444) — 367 (— 297) —4 +94 +156 
50 (— 20) — 141 (- 76) — 167 (- 35) +73 +73 + 4 
60 (— 22) — 359 (— 298) — 79 (— 30) +51 — 4 — 39 
47. (— 12) — 192 (— 150) — 108 (— 57) "—:22 2198 141 
101 (— 67) — 656 (— 579) —1119 (— 862) +288 +130 + 188 
6— ) - 12 - MO) — 2 N +90 +10: + 9 
44 (— 14) — 135 (— 105) — 91 (—- 49) +36 — 7 +106 


.— 206 (— 88) —1013 (— 669) — 917 (— 496) + 70 —289 _299 


 Europa(l) . . . . .—1830 (776) —7337 (4898) —5944 (34) —_ — 


x Die in Klammern gesetzten Zahlen geben den Anteil der Bilanz mit d Verei 
m Einschließlich der Sowjetunion, eier 
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ZEITREGISTER 16. BIS 31. MAI 1949 


12. FOLGE 


Die Ereignisse in Europa 


Belgien 
Mai: Prinzregent Charles gibt die Auflösung 
des Parlamentes bekannt. Neuwahlen sind für 
den 26. Juni vorgesehen. 


Deutschland 

Mai: Auf der regelmäßigen Konferenz der 
amerikanischen und britischen Militärgouver- 
neure mit Vertretern der deutschen Zweizonen- 
behörden. teilen die Militärgouverneure das 
Inkrafttreten des Sozialversicherungs-Anpas- 
sungsgesetzes am 1. Juni 1949 mit und er- 
klären ferner, sie hätten infolge der Unschlüs- 
sigkeit des Wirtschaftsrates, die Subventions- 
frage für die unrentablen Zechen zu regeln, 
Anweisung gegeben, daß die Bank deutscher 
Länder aus dem Guthaben der Doppelzonen- 
verwaltung sofort 34 Millionen D-Mark an 
diese Zechen zu überweisen habe. 

In Berlin beginnen Verhandlungen über die 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen den West- 
zonen und der Östzone, die von Vertretern der 
Deutschen Wirtschaftskommission mit solchen 
der Verwaltung für Wirtschaft der Doppelzone 
geführt werden. Am 27. Mai werden Verhand- 
lungen zwischen Vertretern der Zweizonen- 
verwaltung für Wirtschaft und einer Dele- 
gation der Deutschen Wirtschaftskommission 
in Frankfurt am Main über die Wiederauf- 
nahme des Interzonenhandels mit der Begrün- 
dung auf unbestimmte Zeit vertagt, der Wirt- 
schaftsverwaltung fehlten die nötigen Unter- 
lagen. 


Mai: Nach vorläufigen Angaben des Sekreta- 
riats des Deutschen Volksrates haben die De- 
legiertenwahlen vom 15. und 16. Mai 1949 zum 
3. Deutschen Volkskongreß folgendes Ergeb- 
nis: Stimmberechtigte: 13 533 071; abgegebene 
Stimmen: 12887 234 (95,20); gültige Stimmen: 
12 024 221; Ja-Stimmen: 7943949 (66,1%); 
Nein-Stimmen: 4 080 272 (33,90). 

Mai: Der Präsident der Weltbank, John J. 
McCloy, wird zum amerikanischen Hohen Kom- 
missar für Deutschland ernannt. 

Die Landtage der Länder Württemberg-Baden, 
Südbaden und Rheinland-Pfalz sowie die Stadt- 
verordnetenversammlung von Hamburg rati- 
fizieren das Grundgesetz. Am 19. Mai bekennt 
sich das Berliner Stadtparlament in einer ein- 
stimmig angenommenen Entschließung zum 
Grundgesetz. Am 20. Mai stimmen die Land- 
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tage von Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein, Hessen und Bremen mit 
überwiegender Mehrheit dem Grundgesetz zu. 
Der bayerische Landtag lehnt mit 101 Stimmen 
der CSU, der Freien Parlamentarischen Ver- 
einigung und fast aller fraktionslosen Ab- 
geordneten gegen 63 Stimmen der SPD, FDP 
und zweier Abgeordneter der CSU bei neun 
Enthaltungen das Grundgesetz ab. Die Rechts- 
verbindlichkeit des Grundgesetzes für Bayern. 
wird jedoch anerkannt. Am 21. Mai ratifiziert 
der Landtag von Südwürttemberg-Hohenzol- 
lern das Grundgesetz. 

Der stellvertretende Leiter der amerikanischen 
Entkartellisierungsabteilung, Charles H. Col- 
lison, wird entlassen. 

Mai: Andr& Francois-Poncet wird zum fran- 
zösischen Hohen Kommissar für Deutschland 
ernannt. 

Eröffnung des ersten ordentlichen Kongresses 
der Europa-Union in Hamburg mit einem Re- 
ferat „Deutschland und die Union Europeenne 
des Fed£ralistes“ des Niederländers Professor 
Henri Brugmans. — Am 22. Mai wählt der Kon- 
greß Dr. Eugen Kogon zum Präsidenten, Mini- 
ster Dr. Karl Spiecker und Professor Carlo 
Schmid zu Vizepräsidenten. Der Konngreß 
spriht sich gegen eine Neutralisierung 
Deutschlands aus. Der einzige wirksame Schutz 
Deutschlands liege in seiner Eingliederung in 
die Föderation der europäischen Staaten. 

Die drei westlichen Militärregierungen prote- 
stieren bei der SMA gegen die Verletzung des 
Abkommens vom 5. Mai 1949 über die Auf- 
hebung der Berliner Blockade. Die sowjetischen 
Behörden heben am Abend die seit zwei Tagen 
verhängten Beschränkungen für den Last- 
wagenverkehr nach Berlin auf. 

Mai: Die britische Militärregierung untersagt 
eine von der KPD nach Hannover einberufene 
Versammlung von Vertretern aus allen vier 
Besatzungszonen, an der unter anderem Her- 
mann Matern (SED), Georg Dertinger (Ost- 
CDU) und als Vertreter des Nauheimer Krei- 
ses der Abgeordnete des Wirtschaftsrates von 
Machui (SPD) teilnehmen. 


21.Mai: Die Westberliner Eisenbahner treten in 


den Streik, um die Forderung auf volle Ent- 
lohnung in Westgeld durchzusetzen. Am 22. 
und 23. Mai macht die östliche Bahnpolizei bei 
der Besetzung der Bahnhöfe von der Schuß- 


2249 


I RE 


- ZEITREGISTER 


23. 


waffe Gebrauch. Am 24. Mai erhält die West- 
berliner Polizei von den westlichen Militär- 
kommandanten die Anweisung, alle in West- 
berlin liegenden Bahnhöfe zu besetzen. Der 
Eisenbahnverkehr von und nach Berlin kommt 
zum Erliegen. 

Mai: 
Rahmen eines Festaktes das Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland. — Am 29. Mai 
übermitteln die Militärgouverneure dem Parla- 
mentarischen Rat die Genehmigung zum Wahl- 
gesetz mit einigen Änderungen, die sich unter 
anderem auf die Wählbarkeit der Kandidaten 
in nur einem Wahlkreis und auf die Herab- 


“ setzung der Zahl der Berliner Vertreter von 


29: 


"28. 


2 


15 auf 8 erstrecken. — Am 31. Mai erklären 
sich die in Schlangenbad bei Wiesbaden ver- 
sammelten Ministerpräsidenten mit den von 
den Alliierten vorgeschlagenen Änderungen 
einverstanden. Der deutsche Konsultativrat, 
der den in Paris versammelten vier Außen- 
ministern gegebenenfalls zur Beantwortung 
von Fragen zur Verfügung stehen soll, hat fol- 
gende Zusammensetzung: die Ministerpräsi- 
denten Altmeier, Arnold, Kopf und der Ham- 
burger Oberbürgermeister Brauer, Dr. Ade- 
nauer, Dr. Anton Pfeiffer, Professor Carlo 
Schmid, Erich Ollenhauer, Professor Theodor 
Heuß, Jakob Kaiser und Professor Ernst Reuter. 
Mai: Der Wirtschaftsrat nimmt mit 45 Stim- 
men der CDU/CSU und der FDP gegen 30 der 
SPD und KPD den Haushaltsplan des Verei- 
nigten Wirtschaftsgebietes für das Rechnungs- 
jahr 1949 in zweiter und dritter Lesung an. 


Mai: Die britische. Militärregierung gibt dem 
Wirtschaftsministerium von Nordrhein-West- 
falen Anweisung, sämtliche Anlagen, die zu 
den verbotenen Industrien gehören, ab sofort 
zur Demontage bereitzuhalten. 

Mai: Nach einer Konferenz zwischen dem am- 
tierenden amerikanischen Militärgouverneur, 
General Hays, und Botschafter Murphy mit 
den Ministerpräsidenten der amerikanischen 
Zone, Professor Reuter sowie Dr. Erich Köhler, 
auf der die deutschen Vertreter über den 
Stand der Pariser Außenministerkonferenz 
‘unterrichtet werden, erklären Ministerpräsi- 
dent Stock und Senatspräsident Kaisen, von 
deutscher Seite sei hervorgehoben worden, 
eine Rückkehr zur Basis von Potsdam könne 
nicht in Frage kommen und die politische Frei- 
heit in der Ostzone müsse im Vordergrund 
stehen. 

Der 3. Deutsche Volkskongreß tritt in der 
Berliner Staatsoper zusammen. Von den Dele- 
gierten wird eine Abordnung gebildet, die den 
Außenministern in Paris die Vorschläge des 
Kongresses zur Einheit Deutschlands 'unter- 
breiten soll. Am 30. Mai nehmen 1999 Dele- 
gierte gegen 1 Stimme die Verfässung der 
„Deutschen Demokratischen Republik“ an. Die 
Verfassung sieht eine Volkskammer mit 400 
Abgeordneten und ein Oberhaus für die Ver- 
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treter der Länder vor. Den Ministerpräsidenten iR 
stellt die stärkste Partei. Die Minister werden 
von den Parteien im Verhältnis zu ihrer Stärke 


gestellt. 
Mai: 
Schuman, führt in Offenburg mit den Minister- 
präsidenten der französischen Zone Bespre- 
chungen. 
Finnland 

Mai: Der ehemalige Staatspräsident Risto 
Ryti, der im Februar 1946 wegen Kriegsver- 
brechen zu zehn Jahren Zwangsarbeit ver- 
urteilt worden war, ‘der finnische Minister- 
präsident während des Krieges Vaino Tanner 
und der ehemalige Finanzminister Edwin Lin- 
komies, die beide 1945 zu Gefängnisstrafen 
verurteilt worden waren, werden von Staats- 
präsident Paasikivi begnadigt. 


Frankreich 
Mai: Der Ministerpräsident von I 
berg-Hohenzollern, Dr. Gerhard Müller, In- 
nenminister Viktor Renner und Justizminister 
Professor Dr. Carlo Schmid treffen auf Ein- 


ladung Außenminster Schumans zu Bespre- 


chungen über Probleme der französischen Be- 
satzungszone in Paris ein. 

Mai: Die Versammlung derfransa Union 
genehmigt mit 123 gegen 25 Stimmen die Ge- 
setzesvorlage, die den Status Kotschinchinas 
im Verband der Französischen Union dahin- 


gehend regelt, daß es Vietnam angeschlossen 


wird. Am 21. Mai billigt die Nationalversamm- 


lung mit 351 gegen 209 Stimmen den Gesetzes- 


vorschlag. 

Mai: Nachdem am 21. Mai bereits Vorbespre- 
chungen zwischen den drei Außenministern 
der Westmächte stattgefunden hatten, eröffnet 
der französische Außenminister, Robert Schu- 
man, die Konferenz der Außenminister der vier 
Großmächte im Palais Rose in Paris. Folgende 
Fragen werden einstimmig auf die Tagesord- 
nung gesetzt: 1. die politische und wirtschaft- 


liche Einheit Deutschlands einschließlih der 


Besatzungsfrage, 2. Berlin und die damit ver- 
bundene Währungsfrage, 3. die Vorbereitung 
eines Friedensvertrages mit Deutschland, 4. die 
Vorbereitung des österreichischen Staatsver- 


trages. — Am 24.Mai werden ein Vorschlag‘ 
Außenminister Wyschinskijs zur Wiederher-. 


stellung der Viermächtekontrolle in Deutschland 
und zur Errichtung eines deutschen Staatsrates 
auf der Grundlage der in der Ostzone und in 
den Westzonen bestehenden Wirtschaftsorgane 
sowie der Vorschlag einer Viermächtekontrolle 
für das Ruhrgebiet, an der auch die Benelux- 
länder, Polen und die Tschechoslowakei be- 


ratend teilnehmen sollen, von den Westmäh- 


ten abgelehnt. Die Regierungen der Benelux- 
länder richten am gleichen Tage gemeinsame 
Noten an die Delegationen der Westmächte, in 
denen die Regierungen der drei Länder ihren 


Wunsch ausdrücken, vor endgültigen Beschlüs- 


sen über die Zukunft Deutschlands befragt zu 
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Der französische Außenminister, Robert | 
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.Mai: 


werden. Am 26. Maigebendie Westmächte ihre 
Bedingungen für ein Übereinkommen in der 


deutschen Frage bekannt und legen am 28. 


Mai einen ins einzelne gehenden Plan vor, der 
sich in folgende fünf Punkte gliedert: 1. Schaf- 
fung einer deutschen Bundesregierung auf der 
Grundlage der Bonner Verfassung, 2. Garantie 


aller demokratischen Freiheitsrechte für alle 


Bewohner Deutschlands, 3. Auflösung der Mili- 
tärregierungen und Ausübung einer Kontrolle 
der Besatzungsmächte auf Grund eines Besat- 
zungsstatuts, 4. Einstellung der Reparations- 
lieferungen aus der laufenden Produktion und 
aus Warenvorräten und Rückgabe aller von 
den Besatzungsmächten übernommenen Indu- 
strieunternehmen an die Deutschen, 5. Aus- 
übung 'einer Viermächtekontrolle durch eine 


Hohe Kommission, die ihre Entscheidungen 


außer in besonderen Fällen durch Mehrheits- 
beschluß treffen soll. — Am 30. Mai bezeich- 
net Wyschinskij diesen Plan als unannehmbar. 


Am gleichen Tage treten die Außenminister-. 


Stellvertreter auf einer Tagung zusammen, um 
einen Bericht über die bisherigen Verhand- 
lungen über den österreichischen Staatsvertrag 
zu verfassen. — Ein von Wyschinskij befür- 
wortetes Gesuch des Präsidiums des Deutschen 
Volkskongresses, eine Delegation an die Kon- 
ferenz zu schicken, wird von den Westmächten 
am 31. Mai abgelehnt. 

Mai: In der Nationalversammlung beginnt die 
Debatte über das Budget. Nachdem die Finanz- 
kommission der Nationalversammlung eine 
Erhöhung des Benzinpreises zur Deckung des 
Budgetdefizits einstimmig: abgelehnt hat, bil- 
ligt die Nationalversammlung am 26. Mai mit 
329 gegen "264 Stimmen einen Kompromißvor- 
schlag für die Erhöhung des Benzinpreises und 
spricht dem Kabinett Queuille damit das Ver- 
trauen aus. 

Mai: Auf dem fünften Jahreskongreß der Re- 
publikanischen Volkspartei (MRP) in Straß- 
burg wird der ehemalige französische Außen- 
minister Georges Bidault zum Vorsitzenden 
der Partei gewählt. 

Staatspräsident Auriol begibt sich zu 
einem offiziellen Besuch nach Algier. 

Mai: Der Erzbischof von Paris, Kardinal Em- 
manuel Suhard, erliegt einem Herzschlag. 


Griechenland 
Mai: Wie die Nachrichtenagentur TASS meldet, 
hat der stellvertretende sowjetische Außen- 
minister Andrej A. Gromyko am 26. April dem 
britischen Staatsminister, Hector McNeil und 
dem amerikanischen Unterstaatssekretär Dean 
Rusk in New York sowjetische Vorschläge zur 


‘Lösung des griechischen Problems unterbreitet. 


Diese Vorschläge stützen sich im wesentlichen 
auf das Friedensangebot der griechischen Auf- 
ständischen Regierung vom 20. April. Am 
20. Mai wird vom amerikanischen Außenmini- 
sterium bestätigt, daß am 26. April, am 4. und 
14. Mai inoffizielle Besprechungen stattgefun- 
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‘ behandelt werden. 
Regierung wird in einer Erklärung betont, 


20. 
DIE 


18. 
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20. 


24. 


29. 


26. 


16. bis 31. Mai 1949 


den haben. Als Antwort auf die sowjetischen 
Vorschläge wird erklärt, das griechische Pro- 
blem könne nur von den Vereinten Nationen 
— Von der britischen 


sie werde ohne die griechische Regierung 


nichts unternehmen. — Von offizieller griechi- 
scher Seite wird am 22. Mai erklärt, der Krieg 


könne nur dann ein Ende finden, wenn die 
Aufständischen die Waffen niederlegten. 


Mai: Erzbischof Dimitrios Papandreou Damas- 


kinos erliegt einem Herzschlag. 

Mai: Der Generalsekretär des griechischen 
Gewerkschaftsbundes, Phanos Makrid, tritt aus 
Protest gegen die Haltung der amerikanischen 
Berater der’griechischen Regierung gegenüber 
den Lohnforderungen der griechischen Arbeiter 
zurück. Am 30. Mai nehmen die seit einer 
Woche wegen Gehaltsforderung streikenden 
30 000 Staatsangestellten der öffentlichen Be- 
triebe die Arbeit wieder auf. 


Großbritannien 


Mai: Fünf Labour-Abgeordnete, die gegen das | 


Irlandgesetz der Regierung gestimmt hatten, 
werden als parlamentarische Sekretäre ver- 
schiedener Ministerien abgelöst. Die Abgeord- 
neten Konni Zilliacus und L. J. Solley, die die 
Außenpolitik der Regierung ständig scharf 
kritisiert hatten, werden aus der Labour-Partei 
ausgeschlossen. 

Mai: Ein Sprecher des Außenministeriums er- 
klärt zu den Anschuldigungen des spanischen 
Staatschefs, General Franc®, daß Großbritan- 


nien seine gegenüber Spanien im Kriege ge- 


machten Versprechungen nicht gehalten habe, 
diese Behauptungen würden nicht allzu ernst 
genommen und wahrscheinlich auch nicht offi- 
ziell beantwortet werden. 

Mai: Die Internationale Ruhrbehörde hält in 
London ihre erste Sitzung ab. Der Belgier 
Francois Kaeckenbeeck wird zum Exekutiv- 
sekretär bestimmt. Ständiger Sitz der Organi- 
sation ist Düsseldorf. 
Mai: Das Oberhaus stimmt der Gesetzesvo!- 
lage zur Verstaatlichung der Eisen- und Stahl- 
industrie zu, die erst nach den nächsten Par- 
lamentswahlen am 1. Oktober 1950 in Kraft 
treten soll. — Winston Churchill hatte am 20. 
Mai in Glasgow erklärt, die Maßnahmen zur 
Nationalisierung der Stahlindustrie würden 
wieder rückgängig gemacht, wenn die Konser- 
vativen bei den nächsten Parlamentswahlen 
gewinnen sollten. 

Mai: Der Generalkommissar für Südostasien, 
Malcolm MacDonald, der zu Beratungen mit 
der Regierung in London weilt, berichtet über 
den Fortschritt im Kampf gegen die Aufstän- 
dischen in Malaia. Die Stärke der Terroristen 
sei um die Hälfte zurückgegangen und belaufe 
sich auf nicht mehr als 3000 Mann. 

Mai: Das Internationale Komitee zum Studium 
europäischer Fragen schlägt vor, eine Unter- 
suchungskommission nach der Sowjetunion zu 
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31. 


16. 


17. 


18. 
22. 


23. 


26. 


30. 


16. 


19. 


senden, um das Schicksal von 3 Millionen deut- 
schen Kriegsgefangenen zu erforschen. 

Mai: Großbritannien und die Vereinigten 
Staaten richten Noten an Bulgarien, Rumänien 
und Ungarn, in denen den drei Staaten eine 
Verletzung der Bestimmungen der Friedens- 
verträge über die Menschenrechte vorgewor- 
fen wird. Ttcllen 


Mai: Auf einer gemeinsamen Sitzung treffen 
Vertreter der Demokratischen Sozialistischen 
Partei Saragats und der Sozialistischen Ein- 
heitspartei Lombardos mit dem Führer des 
rechten Flügels der Nenni-Sozialisten, Sena- 
tor Giuseppe Romita, Vorbereitungen zur Ver- 
einigung der sozialistischen Parteien zu einer 
demokratischen und von der Kommunistischen 
Partei unabhängigen Partei. — Am 21. Mai 
wird Romita mit seinen Anhängern aus der 
Nenni-Partei ausgeschlossen. 

Mai: 500 000 Landarbeiter in der Poebene tre- 
ten in den Streik, weil ihren Lohnforderungen 
bisher nicht stattgegeben wurde. Am 25. Mai 
übersteigt die Zahl der Streikenden 1,25 Mil- 
lionen. 

Mai: Pietro Nenni wird zum Generalsekretär 
der Sozialistischen Partei gewählt. 

Mai: Die Republikanische Partei und die 
Demokratisch-Sozialistische Partei (am 24.) be- 
schließen ihren Austritt aus dem von den 
Kommunisten beherrschten Allgemeinen Ita- 
lienishen Gewerksc&haftsbund (CGIL). Am 
25. Mai beginnen zwischen Gewerkschaftsfüh- 
rern der beiden Parteien Besprechungen über 
die Errichtung einer neuen unabhängigen Ge- 
werkschaft. 

Mai: Die Regierung erklärt, der Bevin-Sforza- 
Plan sei die zur Zeit beste Lösung für die 
ehemaligen Kolonien, und bekennt sich damit 


einmütig zu der Politik des italienischen 
Außenministers. 

Jugoslawien 
Mai: Landwirtschaftsminister Mijalko Todoro- 


witsch gibt im Parlament bekannt, bisher seien 
20% des bebauungsfähigen Landes sozialisiert 
worden und der Taq sei nicht fern, an dem die 
wirtschaftliche Macht der unabhängigen Land- 
wirte gebrochen sein werde. 

Mai: Die Nachrichtenaaentur Tanjug gibt be- 
kannt, die ungarische Regierung habe die in 
ihrem Lande befindliche jugoslawische Re- 
parationskommission aufgefordert, das Land 


zu verlassen. NiedeHanne 

Mai: Die Internationale Sozialistenkonferenz 
in Baarn faßt einstimmig eine Resolution, in 
der sie dem Europarat ihre volle Unterstüt- 
zung zusagt. — Die italienische Sozialistische 
Partei Nennis wird von der Konferenz ausge- 
schlossen. 

Mai: Der Generalsekretär des niederländischen 
Außenministeriums, A.H.J. Lovink, wird als 
Nachfolger von Dr. Luis Beel zum Hohen Kom- 
missar für Indonesien ernannt. — Das vorläu- 
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fige Kompromißabkommen mit der Indonesi- 
schen Republik wird am gleichen Tage von der 
niederländischen Regierung gebilligt. 


. Österreich “ 
Mai: Auf dem zweiten Bundesparteitag der 
Osterreichischen Volkspartei erklärt Außen- 


minister Dr. Gruber, Österreich werde auf den 


Staatsvertrag verzichten, falls die vier Außen- 
minister in Paris darüber keine Einigung er- 
zielen könnten. Für diesen Fall fordert Dr. Gru- 
ber das Ende der Besetzung, die Anerkennung 
der österreichischen Souveränität und die Er- 
richtung einer österreichischen Armee. Die 
Rede Dr. Grubers wird am 21.Mai in einer 
Resolution auf der Schlußsitzung des Partei- 
tages gebilligt. — Bundeskanzler Figl wird als 
Parteivorsitzender wiedergewählt. 

Mai: Der Alliierte Rat ordnet an, daß neue 
politische Parteien nur mit seiner Genehmi- 
gung gebildet werden dürfen. 


Rumänien 
Mai: Die Regierung gibt bekannt, in Kürze 
werde mit dem Bau eines Kanals begonnen, 
der die Donau mit dem Schwarzen Meer ver- 
binden soll. 
Mai: Auf Beschluß der Regierung werden 
137 Geistliche ihres Amtes enthoben. 


Schweden 


Mai: Das Parlament ratifiziert den Beitritt 
Schwedens zum Europarat. 

Schweiz 
Mai: Bei einer Volksabstimmung über das 


Tuberkulosegesetz und die Revision des Ar- 
tikels 39 der Bundesverfassung (Banknoten- 
artikel) werden beide Vorschläge von der 
Mehrheit des Volkes abgelehnt. 


Sowjetunion 

Mai: In einer vierten Note an Finnland be- 
schwert sich die Sowjetunion erneut wegen 
der angeblichen Mißhandlung zweier Sowjet- 
beamter durch finnische Polizei. 

Mai: Die sowjetische Repatriierungsbehörde 
gibt bekannt, alle noch in der Sowjetunion be- 
findlichen japanischen Kriegsgefangenen, laut 
TASS 95.000, würden bis zum November 1949 
entlassen. — Japanischen Ziffern zufolge be- 
läuft sich die Zahl der noch in sowjetischen 
Händen befindlichen Kriegsgefangenen auf 
398 743, die Zahl der Gefangenen in den Hän- 
den der chinesischen Kommunisten auf 60 316. 
Mai: Der Vorsitzende des Obersten Sowjets 
der RSFSR, Tarassow, eröffnet die dritte Sit- 
zungsperiode des Obersten Sowjets inMoskau. 


Spanien 
Mai: Bei der Eröffnung der dritten Sitzung des 
Parlaments wendet sich General Franco in 
scharfen Worten gegen die Spanienpolitik der 
Westmächte im allgemeinen und gegen die 
britische Politik im besonderen, wobei Groß- 
britannien der Nichteinhaltung von Verspre- 
chungen aus dem Jahre 1941 beschuldigt wird. 
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Am 27. Mai werden von der Regierung in einer 
Erklärung offizielle Dokumente zitiert, die sich 
auf die britischen Versprechungen beziehen. 


Tschechoslowakei 

Mai: General Karel Kutlvasr wird wegen Ver- 
schwörung gegen den Staat zu lebensläng- 
licher Haft verurteilt. Drei weitere Beteiligte 
werden zum Tode, neun andere zu Gefängnis- 
strafen bis zu 25 Jahren verurteilt, einer wird 
freigesprochen. 

Mai: Der katholische Erzbischof Josef Beran 
wendet sich in einem Schreiben an den Trans- 
portminister und Führer der Volkspartei, Alois 
Petr, 
neuen, von Rom unabhängigen Kirche in der 
Tschechoslowakei. Auf einer Tagung ent- 
schließen sich die katholischen Bischöfe der 
Tschechoslowakei, sich mit dem gegenwärti- 
gen Regime auf keinerlei Kompromisse einzu- 
lassen und die von der Regierung geforderte 
Loyalitätserklärung zu verweigern. Am 28. Mai 
erläßt Erzbischof Beran ein Rundschreiben, in 
dem es heißt, „daß jede Mitarbeit oder Zu- 
sammenarbeit mit jenen, die die Rechte und 
die Freiheit der Kirche beschränken, die Ex- 
kommunikation zur Folge habe“. 


gegen die geplante Errichtung einer 
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20. 
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26. 


Mai: In Prag beginnt der neunte Kongreß der 
Kommunistischen Partei, an dem Delegierte 
aus 29 Ländern teilnehmen, darunter das Mit- 
glied des sowjetischen Politbüros Georgij M. 
Malenkow und der Generalsekretär der 
KPdSU, Michael Suslow. In einer vierstün- 
digen Rede berichtet Staatspräsident Klement 
Gottwald über Fortschritt und Ziele der Partei. 
— Am 29. Mai protestiert der italienische Ge- 
sandte in Prag bei der tschechischen Regierung 
gegen eine bei Eröffnung des Kongresses ge- 
haltene Rede Togliattis, in der dieser in hef- 
tigen Worten die italienische Regierung an- 
gegriffen hatte. — Auf der Schlußsitzung des 
Kongresses am 29. Mai wird Staatspräsident 
Gottwald zum Parteivorsitzenden, Robert 
Slanski zum Generalsekretär gewählt. 


Ungarn 
Mai: Die Regierung tritt formell zurück, bleibt 
jedoch bis zur Wahl einer neuen Regierung 
am 8. Juni im Amt. 
Mai: Erziehungsminister Ortutay gibt bekannt, 
daß alle ungarischen Theater verstaatlicht 


werden. Vatikanstadt 
Mai: Papst Pius XII. verkündet das Heilige 
Jahr 1950. 


Wichtige Ereignisse in der übrigen Welt 


Afrika 


Abessinien 
Mai: Ein Attentat auf den Kronprinzen Asfaou 
Ouossan schlägt fehl. 


Ägypten 

Mai: Mahmoud Hassan Pascha, Minister ohne 
Portefeuille, legt dem Kabinett einen Gesetz- 
entwurf vor, durch den jegliche kommuni- 
stische Propaganda als eine Verletzung der 
Staatssicherheit angesehen werden soll. 

Mai: Der Unterstaatssekretär im britischen 
Außenministerium, Sir William Strang, trifft, 
von Tripolis und Bengasi kommend, in Kairo 
ein, wo er mit König Faruk, Ministerpräsident 
Abd el-Hadi Pascha und mit dem General- 
sekretär der Arabischen Liga, Azzam Pascha, 
hinsichtlich der britischen Politik im Mittleren 
Osten Besprechungen führt. Strang reist am 
29. Mai nach der transjordanischen Haupt- 
stadt Amman ab. 


Amerika 

Argentinien 
Mai: In Washington wird bekanntgegeben, 
Argentinien und die Vereinigten Staaten hät- 
ten die Errichtung eines gemeinsamen Be- 
ratungsausschusses zur Hebung ihres gegen- 
seitigen Handels beschlossen. 


Bolivien 
Mai: 40 Personen kommen bei Zusammen- 
stößen zwischen streikenden Arbeitern der 
Patino-Zinngruben und Soldaten ums Leben. 
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Am 30. Mai wird von der Regierung der Aus- 
nahmezustand verhängt. Am 31. Mai ordnet 
die Regierung die Generalmobilmachung an. 


Kanada 
Mai: Bei den Wahlen für die Verfassung- 
gebende Versammlung Neufundlands errin- 
gen die Liberalen einen klaren Sieg über die 
Konservativen. 


Vereinigte Staaten 
Mai: Der Exekutivrat der AFL beschließt, ge- 
meinsam mit dem CIO einem neuen nichtkom- 
munistischen Weltgewerkschaftsbund beizu- 
treten. Am 18. Mai billigt der Exekutivrat des 
CIO den Austritt des Verbandes aus dem 
Weltgewerkschaftsbund. 
Mai: Die Export-Import-Bank lehnt das Gesuch 
Spaniens um eine Anleihe ab. 
Bei seiner Ankunft in Washington wird Ge- 
neral Clay von Präsident Truman empfangen 
und mit der Distinguished Service Medal aus- 
gezeichnet. 
Mai: Der brasilianische Präsident, Eurico Ga- 
spar Dutra, trifft zu einem offiziellen Besuch 
in Washington ein. Am 21. Mai wird bekannt- 
gegeben, er und Präsident Truman hätten sich 
über ein Sechspunkteprogramm zur wirtschaft- 
lichen und sozialen Entwicklung Brasiliens 
geeinigt. 
Außenminister Acheson erklärt auf einer 
Pressekonferenz, die Vereinigten Staaten be- 
absichtigten zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht, einem Pazifikpakt beizutreten. 
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24. Mai: In einer Rede auf einem Essen der Union 
League of America im Waldorf-Astoria-Hotel 
betont die indische Botschafterin in den Ver- 
einigten Staaten, Frau Widschaja Lakschmi 
Pandit, Indien könne nur mit amerikanischer 
Hilfe seinen Lebensstandard heben. 

25. Mai: Nathaniel P. Davis, bisher amerikanischer 
Botschafter in Kostarika, wird an Stelle des 
im Februar abberufenen Botschafters in Un- 
garn, Selden Chapin, zu dessen Nachfolger 
ernannt. 

26.Mai: Der gemeinsame Kongreßausschuß für 

Atomenergie beginnt mit seinen Sitzungen 
über das Atomenergieprogramm. Das Reprä- 
sentantenhaus stimmt für die Bewilligung 
von 5,61747 Milliarden Dollar für die Aus- 
landshilfe. Davon sind 4,64247 Milliarden 
für das Europäische Wiederaufbauprogramm 
für die Zeit vom 1. April 1949 bis 15. März 
1950, 925 Millionen Dollar GARIOA-Fonds 
im Fiskaljahr 1950 und 50 Millionen Dollar 
für Griechenland und die Türkei für das 
am 30. Juni 1949 endende Fiskaljahr be- 
stimmt. Präsident Truman’ hatte am 26. April 
5,2722 Milliarden Dollar anstatt der im Ver- 
längerungsgesetz für das ERP vom 19. April 
1949 vorgesehenen 5,43 Milliarden Dollar (zu 
denen noch 150 Millionen Dollar für Investi- 
tionsgarantien hinzukommen) für das Euro- 
päische Wiederaufbauprogramm gefordert. Da- 
von waren 1,074 Milliarden Dollar für die Mo- 
nate April bis Juni 1949 und 4,1982 Milliarden 
Dollar für die zwölf Monate des zweiten ERP- 
Jahres vorgesehen. Das Repräsentantenhaus 
ließ die 1,074 Milliarden Dollar für die drei 
letzten Monate des ERP im Finanzjahr 1949 
bestehen, kürzte aber die für das zweite ERP- 
Jahr geforderten 4,1982 Milliarden Dollar um 
15 Prozent. Die verbliebenen 3,56847 Milliar- 
den Dollar können jedoch innerhalb von 
10!/z Monaten ausgegeben werden. Ursprüng- 
lih waren im Verlängerungsgesetz vom 
19. April für die Monate April bis Juni 1,15Mil- 
liarden und für das zweite ERP-Jahr 4,28 Mil- 
liarden Dollar vorgesehen. Die Vorlage, die 
im Repräsentantenhaus mit 193 gegen-27 Stim- 
men angenommen wird, geht zur weiteren Be- 
schlußfassung an den Senat. 
Der Rußlandberater im Außenministerium, 
Charles E. Bohlen, wird der amerikanischen 
Gesandtschaft in Paris zugeteilt. Seinen Posten 
im Außenministerium übernimmt der Leiter 
der Planungsabteilung, George F. Kennan. 


” 


Asien 
Burma 
17.Mai: Die Regierung gibt bekannt, das Gebiet 
von Phalaing in Ostburma sei von regierungs- 
treuen Karentruppen zurückerobert worden. 
Am 20.Mai veröffentlichen die Aufständischen 
Pressemeldungen zufolge eine Proklamation, 
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in der das Gebiet zwischen Daiku und Toungoo 


a 


zum Staat der Karen erklärt wird. Am 22. Mai > 


wird die Stadt Insein von Regierungstruppen 

zurückerobert. ; 
China 

Mai: Die Stadt Hankou wird von den Kom- 

munisten erobert. Am 27. Mai nehmen die 

Kommunisten die Stadt Wusung ein, wobei 

40 000 Mann Regierungstruppen die Waffen 


N 


strecken. Am 28. Mai ist die Schlaht um 


Schanghai mit der vollständigen Besetzung der 
Stadt durch die Kommunisten beendet. Die 
Kolmunisten bilden eine militärische Kontroll- 
kommission unter dem Befehl von General 
Tschen Yi, übernehmen die Zentralbank und 
erklären die Goldyuanwährung für ungültig. 
Am 29. Mai schließt das sowjetische Konsulat 
in Schanghai. Der sowjetische Botschafter in 
Kanton, N. V. Roschin, reist am Tage darauf 
nach Paris ab. Am 22. Mai fällt die Hauptstadt 
der Provinz Kiangsi, Nantschang. 

Mai: Das Parlament bittet das Kabinett, die 
Vereinten Nationen um Vermittlung im chine- 
sischen Bürgerkrieg zu ersuchen. Es beschul- 
digt ferner die Sowjetunion der Verletzung 
des chinesisch-sowjetischen Freundschaftsab- 
kommens und der Unterstützung der chinesi- 
schen Kommunisten. Am 24. Mai nimmt das 
Parlament eineResolution an, inder Generalis- 
simus Tschiangkaischek ersucht: wird, an die 
Spitze der Nationalarmee zu treten. 

Mai: Die Regierung Ho Ying-tschin tritt zu- 
rück, da in verschiedenen Provinzen ihre An- 
ordnungen nicht mehr befolgt werden. Die Er- 
nennung von Dr. Chu Cheng zum neuen Mini- 
sterpräsidenten wird vom Parlament am 
31. Mai abgelehnt. 

Das amerikanische Konsulat in Mukden wird 
geschlossen, nachdem alle Bemühungen, mit 
den kommunistischen Behörden in Beziehung 
zu treten, gescheitert sind. 


Indien 

Mai: Das Parlament billigt gegen eine Stimme 
den Antrag des Ministerpräsidenten Pandit 
Nehru, das Londoner Abkommen über den 
Verbleib Indiens als unabhängige Republik 
im Commonwealth zu ratifizieren. Am 21. Mai 
billigt der Allindische Kongreßausschuß die 
ständige Mitgliedschaft Indiens im Common- 
wealth. 

Indonesien 
Mai: Die indonesische Republikanische Kom- 
munistische Partei ruft die Bevölkerung auf, 
den Guerillakampf solange fortzuführen, bis 
die niederländische Armee Indien verlassen 
habe. 
Mai: Der Kommandeur der niederländischen 
Streitkräfte in Indonesien, General Simon H. 
Spoor, erliegt in Batavia einem Herzschlag. 


Iran 


Mai: Acht Führer der Tudeh-Partei werden 
zum Tode verurteilt. 
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ai: Mit Ausnahme von 4000 Mann’'wird die Türkei 
samte Gendarmerie aufgelöst. Ihre Funk- 19,Mai: Der: Oberbefehlshaber der Marine, Ad- 


_  _ zionistischen Organisation und die Beziehun- 39 
gen zwischen der Organisation und dem israe- gen hätten ein ausgedehntes Uranfeld in Zen- 

lischen Staat. i tralaustralien, 200 Meilen nordöstlich von 

17. Mai: Dieisraelisch-syrischen Waffenstillstands- Alice Springs, entdeckt. 

_. „verhandlungen werden auf unbestimmte Zeit 

vertagt, da über die Grenzfragen keine Eini- 

gung erzielt werden konnte 


‚Mai: Senator Armstrong gibt bekannt, Geolo- 


Organisation der Yereinfen Nationen 


16.Mai: Die Vollversammlung lehnt mit 26 ge- 


” Japan gen 15 Stimmen bei 16 Enthaltungen den süd- 
.19.Mai: Der philippinische Delegierte in der amerikanischen Antrag zur Aufhebung des 
 Fernostkommission in Washington, Brigade- _ Beschlusses der Vereinten Nationen ab, in 
general Carlos P. Romulo, und der chinesische dem die Mitgliedstaaten angewiesen wurden, 
Delegierte, Dr. Lee Wei-kuo, protestieren ge- ihre diplomatischen Vertreter aus Spanien ab- 
gen den amerikanischen Beschluß, die japani- zuberufen. 
schen Reparationslieferungen einzustellen. 18. Mai: Eugene R. Black (USA) wird als Nachfol- 
; ger von John J. McCloy zum Präsidenten der 
‚Korea e Weltbank ernannt. 


Die zweite Sitzungsperiode der dritten Voll- 


„Mai: Staatspräsident Syngman Rhee spricht ve Smmlung wird\ abgeschlossen Dr 


sich in einer Rede für die sofortige Errichtung 
eines Beistandspaktes zwischen allen nicht- 
kommunistischen Ländern Asiens und den Ver- 
einigten Staaten aus, um einer sowjetischen 
Aggression zu begegnen. 


promißvorschlag über die ehemaligen italieni- 
schen Kolonien ab und beschließt, die Ent- 
scheidung über die Frage der italienischen Ko- 
lonien auf ihre vierte Sitzung, die am 20. Sep- 
tember 1949 in Flushing Meadow beginnen 


Eaopmen soll, zu vertagen. Am 19. Mai gibt der Präsi- 
‚Mai: Jose P. Laurel, Staatspräsident während dent der Vollversammlung, Herbert Evatt, 
der japanischen Besetzung, wird von der Na- den Fehlschlag seiner Bemühungen um eine . 
tionalistischen Partei zum Präsidentschaftskan- Verständigung zwischen Griechenland und 
didaten für die im November stattfindenden seinen nördlichen Nachbarn bekannt. 
„Wahlen nominiert. 22.Mai: Die Wirtschaftskommission für Europa 
4 (ECE) in Genf schließt ihre vierte Sitzung. Es 
\% Syrien wird die Bildung eines ‘Ausschusses für land- 
16. Mai: Die Regierung billigt ein Abkommen mit 7 wirtschaftliche Probleme Europas und eines 
i, der transarabischen Erdölleitungsgesellschatft, Ausschusses zur Überwachung des Handels, 
E in dem der Bau einer 1300 Kilometer langen, insbesondere des innereuropäischen und ost- 
von Saudi-Arabien durch Syrien nach Libanon westeuropäischen Handels, beschlossen. 
führenden Rohrleitung vorgesehen ist. 24.Mai: Bei den arabisch-israelischen Friedens- 
„Mai: Auf Beschluß der Regierung werden alle  verhandlungen in Lausanne legen die vier ara- 
politischen Parteien aufgelöst. Es wird be- bischen Staaten der UN-Vermittlungskommis- 
a kanntgegeben, erst nach der Bildung eines sion ein Memorandum vor, in welchem die Re- 
 ı demokratischen Regimes würden die Parteien patriierung von 300 000 arabischen Flüchtlingen 
2 wieder erlaubt werden. aus den Gebieten, die durch den Teilungsplan 
M der Vereinten Nationen Israel zugesprochen 
n Transjordanien werden, vorgeschlagen wird. 
 24.Mai: In einer Rede anläßlich des Tages der 30.Mai: Auf der am 29. Mai in Havanna eröffne- 
h Armee erklärt König Abdallah, er beabsich- ten Konferenz der Wirtschaftskommission für 
” tige, die Pläne seines Vaters zur Schaffung Lateinamerika (ECLA) wird der kubanische 
= eines geeinten arabischen Königreiches zu Vertreter, Dr. Luis Machado, zum Präsidenten 
{ verwirklichen. der Konferenz gewählt. , 
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16. bis 31. Mai 1949 


_ tionen werden von der Armee übernommen. - miral Mehmet Ali Ulgen, begibt sich auf Ein- 
26.Mai: In einem Interview mit der Nachrichten- ladung der amerikanischen Regierung nach 
agentur Reuter beklagt sich der Schah über die Washington. 

_ mangelnde Hilfe der Alliierten, da Iran doch » Zypern 
in Teheran 1943 weitgehende Hilfe zugesichert 22.Mai: Bei den Gemeindewahlen erhalten die 
worden sei. Nationalisten 60 Prozent der abgegebenen 
Israel —- Stimmen. 
.Mai: Der Zionistische Generalrat beendigt 
seine elftägige Sitzung, ohne zwei Haupt- Australien 
probleme gelöst zu haben: die Zukunft der Australischer Bund 


versammlung lehnt den Bevin-Sforza-Kom- 


aldwin, Hanson W.: The Price of Power. Published 
for the Council on Foreign Relations. New York and 
London, BEIPEN & Brothers; 1947/48. 362 S. 


Befehl des Obersten Chefs der Sowjetischen Militär- 
verwaltung und Oberbefehlshabers der Gruppe der 
sowjetischen Besatzungstruppen in Deutschland Nr. 56 
iber die Aufhebung der Beschränkungen für die 

Verbindung, den Verkehr und den Handel zwischen 

. Berlin und den westlichen Zonen sowie zwischen der 


östlichen und den westlichen Zonen Deutschlands. 


' Berlin, den 9. Mai 1949. In: 
vom 10. Mai 1949. 
)er Weltkongreß der Friedensanhänger. Paris — Prag, 
0.—25. April 1949 (Materialien). Beilage zur „Neuen 
Zeit” Nr. 19 vom 4. Mai 1949. Mn Verlag 
‚der Zeitung „Trud”. 56 S. 


ie Verfassung des Saarlandes. Mit den Konventionen 
‚über das Steuer-, Haushalts- und Justizwesen. Saar- 


„lLägliche Rundschau“ 


_ brücken, Saarländische Verlagsanstalt und Druckerei; ; 


1948, ‚64 5. 


ropean. Recovery Program: Estimated Balance of 

Payments on Current Account of the Participating 
Countries, April 1, 1948 — June 30, 1949. Washing- 
ton, The Department of State; March 1948. 149 S. 


uropean Recovery Program: Estimated Commodity 
 Imports and Exports of the Participating Countries 


by Value and Quantity, April 1, 1948 — June 30, 


1948 and July 1, 1948 — June 30, 1949. 199 S. 


of Economic Cooperation Act Financing by Country 
and Commodity, April 8, 1948. ‘Washington, U.S. 
Government Printing Office; 1948. 43 S. 


. des Staatssekretärs C. P. Mayhew auf die Fragen des 
. Abgeordneten T. €. Skeffington-Lodge im Unterhaus 
‚am 2.Mai 1949, In: Weekly Hansard, House of Com- 
.mons, Parliamentary Debates, No. 125, 29th April — 

ni  Sth May 1949. London, His Majesty's Stationery 

Office; 1949. Spalte 647—648. 


 zählung in Hessen am 29. Oktober 1946. Endgültige 
Ergebnisse. 8. Heft: Die Bevölkerung in den Stadt- 


und Landkreisen nach Wirtschaftsabteilungen, Stel-. 


lung im Beruf und Erwerbstätigkeit. Wiesbaden, 
Hessisches Statistisches Landesamt; April 1949. 105 S. 


Living Conditions in USSR Described by Norwegian 
Trade Union Delegation. Statement from the Nor- 
wegian F. T. U, Delegation to the Soviet Union, 
August-September 1948. 18 S. 
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Magistratsverordnung zur Überführung von Konze 
nen und sonstigen wirtschaftlichen Unternehmen i 
Volkseigentum, von Oberbürgermeister Friedrich 
Ebert in der öffentlichen Sitzung des Demokratischen 
Blocks Groß-Berlin verkündet und am 1. Mai in Kra 
getreten. In: „Tägliche Rundschau” (Berlin), Nr. 2 Br 
‘vom 3. Mai 1949. re 

Mahnke, Karl-Georg: Die deutsche ‘Industrie 1948 i 
Spiegel der Fachzeitschriften. Deutsches Institut f 
Wirtschaftsforschung (Institut für Konjunkturfo = 
schung). Sonderhefte, neue Folge, Heft 2 Berlin, 
Duncker & Humblot; 1949. 58 S. 


Memorandum des Deutschen Volksrates über die Fe 
gen der Spaltung Deutschlands für die deutsche 


N 


Volkswirtschaft. — Verständigung zwischen Ost und 


West ist notwendig! Rede von Walter Ulbricht au 
der Sitzung des Wirtschaftsausschusses des Deut- 
schen Volksrates am 17. März 1949. München, KP 
Bayern; 1949. 1.3.8. 


Puleston, W. D; The Influence of Sea Power in World 
War II. New Haven, Yale University Press — Lon-. 
don, Geoffrey Cumberlege, Oxford University Press; 
1947. XIV u. 310 S. 


Report on Plants Scheduled for Removal as Re 
from the Three Western Zones of Germany. (Hum- 
phrey-Bericht.) Washington, Industrial Advisory Com- 
mittee, Economic Cooperation Administration; Ja- 
nuary 1949. 180 S. _ ; 


Statistical Year-Book of the World Power Conf 
rence, No. 4, Data on Resources and Annual Sta 
stics for 1936—1946. Edited, with introductory aı 
explanatory texts, by Frederic Brown, B.Sc. (Econ. 
F.S.S. Reader in Commerce in the University 
London. London, The Central Office of the Wor 
Power Conference; 1948. 212 S. £ 2.5.0 Net. 


Statistisches Amt des Vereinigten Wirtschaftsgebietes: 
Der Außenhandel des Vereinigten Wirtschaftsge- 
bietes im Jahre 1948. Stuttgart, W. Kohlhammer 
Verlag; 1949. VIII u. 143 S. 


Text of a Statement by Maj. Gen. Frank R. McCo 
United States representative on the Far Easter 
Commission, concerning Japanese reparations and 
the level of industry. In: „The New York Times“ 
vom 13, Mai 1949. ER 


Text of the first World Convention on the Internati 
nal Transmission of News and the Right of the Co 
rection as approved by the United Nations Gener 
A In: „The New York Times" vom 15. = 
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